I 


Digitized  by  the  Internet  Archive 

in  2010  with  funding  from 

University  of  Toronto 


http://www.archive.org/details/geschichteders01bide 


'^GESCHICHTE 


DCU 


ÖSTERREICHISCHEN 

GESAMMT-STAATS-IDEE^ 

1526-1804. 


I)K  HEUM.  IGN./IJIDKUMANN, 

i 

I         ^I.M»oii    AK    DKK    K      K.     U  W  I  V  k  K  a  I  T  <K  T    «l     lyNtSKltK. 


V 


\\. 


1^ 

1526  —  1705. 


I.   ABTHEILUNG 


INNSBRUCK. 

KUCK  TODTKaUü  DJ»  WAON  KK-SCIIKN  L'NlVKiWlTÄWBUCIIUAJIIHrKG. 

1  Be7. 


m 

84 


/lUk 


"  X 


VORWORT. 


ine  iiiHlenz  des  Werkes,  dessen  erste  Abtheiluug  das  vorliegeude 
Buch  ist,  geht  dahin,  zu  zeigen,  seit  wie  lange  die  Österreichische 
Gesammtstaatsidee  schon  in  der  Durchführung  begriffen, 
wie  alt  sie  daher  zum  mindesten  ist,  femer  mit  welchen 
Hindernissen  ihre  DurchfQhnmg  jeweilen  zu  kämpfen  hatte,  und 
welch'  ein  Rückschritt  es  wäre,  wenn  diese  Idee  dermalen,  wo  sie 
trotz  aller  Hindemisse  der  AusfQhmng  so  nahe  gerückt  ist,  aufgegeben 
wonVn  wollte  oder  nicht  weiter  mehr  durchgefUhrt  werden  könnte. 

Der  Verfasser  liefert  diesen  Nachweis  zunächst  an  der  Hand 
der  österreichischen  Verwaltungsgeschichte,  welcher  auch 
viele  Exkurse  in  den  Anmerkungen  gewidmet  sind.  Doch  ist  die  Ver- 
fassungsgeschichte darüber  nicht  vernachlässiget 

Des  Werkes  Mängel  entschuldiget  wohl  zum  Theile  die  verhältniss- 
mässig  kurze  Zeit,  welche  der  Verfasser,  mit  anderen,  seinem  Berufe 
näher  liegenden  Arbeiten  beschäftiget,  seit  er  nach  langem  Schwanken 
m  S<>))teml)or  1865  den  Beschluss,  es  zu  schreiben,  ge&sst  hat,  auf 
citung  verwenden  konnte.  Namentlich  hätte  das  jeweilige 
Verhalten  der  Völker  Oesterreichs  zur  Qesammtstaatsidee  eine  ein- 
gehendea*  Untersuchung  verdient  Allein  eine  solche  bg  dem  VerfluMer 
seiner  Studienrichtung  nach  von  Voroe  herein  zu  ferne  und  hätte  daher 
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das  Erscheinen  des  Buches  zu  sehr  verzögert,  als  (h^<  "i  ni«lif  Vu^u^r 
davon  Umgang  genommen  hätte. 

Der  deutsche  Horizont  hat  durch  das  auf  S.  14,  33,  35,  51, 
66  (Anmerkmig  62),  79  (A.  129),  91  (A.  42),  93  (A.  44),  99  (A.  65), 
100  (A.68)  und  160  (A.  118)  Vorgebrachte  Bcracksichtigung  geftmdcn. 

Wichtiger  schien  es  dem  Verfasser,  die  Aufmerksamkeit  der  Leser 
dem  ftlr  die  Qesdiicke  Oesterreichs  entsclieidendcren  und  im  Verhältnisse 
hiezu  bisher  viel  zu  wenig  beachteten  Osten  zuzuwenden.  Daher  die 
vielen  Bemerkungen  über  Ungarn,  Siebenbürgen  und  Kroatien.  Inslx»- 
sondere  besprach  er  am  Sclüusse  die  Käköczy^ sehen  Wirren  aus 
demselben  Grunde,  dessentwillen  der  k.  k.  Staatsarchivar  Herr  Joseph 
Fiedler  schon  im  Jahre  1852  eine  Episode  daraus  zum  Gegenstande 
einer  im  IX.  Bande  der  Sitzungsberichte  der  philos.-histor.  Klasse  der 
Wiener  Akademie  abgedruckten  Abhandlung  gemacht  hat. 

Was  von  dem  angeblich  tausendjährigen  Alter  der  Rechts- 
ansprüche zu  halten  ist,  auf  welche  sich  die  Vertheidiger  der 
Unabhängigkeit  Ungarns  der  österreichischen  Gesammtstaatsidee 
gegenüber  zu  berufen  pflegen,  wird  der  aufmerksame  Leser  unschwer 
herausfinden.  Beim  Tode  Leopold's  L,  also  vor  160  Jahren,  stund  es 
mit  diesen  Ansprüchen  noch  so  schlimm,  dass  die  ungarischen  Stande 
bis  dahin  es  ganz  in  der  Ordnung  fanden  oder  wenigstens  nie  davon 
Anlass  zu  Protesten  nahmen,  wenn  der  österreichische  Hofkanzler 
die  um  landesfttrstliche  Anträge  sich  drehenden  Diätaltraktate  mit  ihnen 
leitete  und  zu  diesem  Ende  in  ihrer  Mitte  erschien.  Behagt  hat  ihnen 
das  freilidi  zu  keiner  Zeit;  aber  es  fehlte  ihnen  damals  und  noch  hinge 
nachher  an  Vorwänden,  die  bezügliche  Befugniss  des  österreichischen  Hof- 
kanzlers zu  bestreiten.  Man  sehe  darüber  die  Anmerkungen  55  auf  S.  65, 
66  auf  S.  100,  81  auf  S.  104,  32  und  33  auf  S.  117.  Der  Verfasser 
behält  »ich  vor,  im  II.  Bande  den  positiven  Nachweis  zu  liefern,  wi<» 
gar  jung  und  gar  nicht  dem  Boden  der  ererbten  ungarischen  Verfassung 
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entwachsen  jene  Rechtsansprüche,  insoferne  sie  anf  eine  blosse  Personal- 
union abzielen,  sind.  Allerdings  ändert  das  nichts  an  ihrer  formellen 
(Jilti^keit;  aber  um  ein  Beträchtliches  leichter,  als  die  Ungarn  behaupten, 
wiegen  sie  demzufolge  in  der  Wagschale  des  Ausgleichs. 

Eine  Yergleichung  der  politischen  Entwicklungsgeschichte  Oester- 
reichs  mit  jener  anderer  Staaten  wäre  eine  flberaus  lohnende  Aufgabe 
gewesen  und  es  dürfte  auftauen,  dass  sie  unterblieb;  zumal  die  bekannten 
Werke  eines  R.  Gneist  (über  England),  Droysen  (über  l^reussen),  C. 
Dareste  de  la  Chavanne  uudA.  Chdruel  (über  Frankreich)  rekfaen 
Stoft*  dazu  geboten  hätten.  Aber  es  gebrach  neben  Dem,  was  vor  Allem 
zu  sagen  war,  an  Raum  für  derlei  Betrachtungen,  so  wie  ffir  Reflexionen 
überhaupt.  Vielleicht  ist  es  dem  Verfasser  gestattet,  solche  im  IL  Bande 
nachzutragen. 

Teber  die  benutzten  Quellen  geben  die  Anmerkungen  Aufsdiluss. 
Hiezu  muss  bemerkt  werden,  dass  die  mehrfältig  citirten  y^Materialieii^ 
von  Trimmel  eine  handschrülliche  Kompilation  sind,  welche  der  ehe- 
malige Direktor  des  österreichischen  Hofkanzlei-Archivs,  J.  Fr.  Emil 
Trimmel,  vornehmlich  aus  Akten  dieses  Archivs  zusanmientrug,  um  seinen 
Nachfolgern  einen  Leitfaden  an  die  Hand  zu  geben.  Die  Handschrift  ist 
dermalen  in  der  Bibliothek  des  k.  k.  Staatsministeriums  hinterlegt 

\Venn  irgend  eine  Quelle,  welche  reiche  Ausbeute  versprochen  hätte, 
dennoch  unl)euutzt  blieb,  so  lag  das  an  Verhältnissen,  die  der  Verfasser 
nicht  ändern  konnte.  Namentlich  möge  in  Anschhig  gebracht  werden, 
dass  seit  fünf  Jaha^n  Innsbruck  sein  Wohnsitz  ist  Für  die  ihm  hie- 
durch  auferlegte  Vomchtleistung  l)ot  übrigens  das  hiesige  Statthal- 
torei-Archiv  theil weise  Ersatz,  zumal  ihm  bei  dessen  Durchforschimg 
der  I)ircktions-A(Uuukt  Herr  Engelbrecht  Schenach  mit  einer  Benii* 
Willigkeit  an  die  Hand  ging,  die  nicht  genug  gelobt  werden  kann. 

'! laichen,  wo  nicht  noch  grösseren,  Dank  schuldet  der  Ver&sser 
Pill   \orstaude  des  Staatsministerial-Archives  in   WitMt.  Herrn  Viktor 
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Reuter  er,  dessen  SadiTerstftndnifis  timl  Ziivorkoimnenhoit  ihm  grosse 

MOhe  ersiMuten. 

Ausserdem  dankt  der  Verfasser  hicmit  Allen,  dio  ihm  öffentliche 
Sammlungen  oder  l^vat-Archive  erschlossen,  so  wie  Allen,  die  ihm 
sonst  noch  durch  Kath  oder  That  behilflich  waren,  insbesondere:  den 
Henen  BiblioUiekaren  Regierungsrath  Dr.  Diemer  und  Dr.  Michelie 
in  Wien,  Dr.  Pehringer  und  Thomas  in  Mönchen,  Dr.  Toldy, 
Paul  Hunfnlvy  und  Gabriel  Mdtray  in  Pest,  KOgeler  und 
Durig  in  Innsbruck,  femer  dem  Herrn  Reichsraths-Abgeordneten  von 
Schuler-Libloy  zu  Hermannstadt,  dem  Archivs-Vorstande  Prof. 
J.  Zahn  am  Joanneum  zu  Gratz  und  dem  OHizial  der  sieiermärkiscben 
Statthalterei  Markus  Kremser. 

Der  grosse  Umfang  der  Anmerkungen  ist  theils  Folge  der  Sprödig- 
keit  des  Stoffes,  den  es  zu  Verarbeiten  galt,  theils  Folge  des  Bestrebens, 
möglichst  jede  Angabe  zu  belegen  und  die  Belege  zu  erläutern.  So  er- 
wuchs manche  Anmerkung  zu  einem  förmlichen  Exkurse,  der  mit  dem 
Texte  nur  durch  ein  Schlagwort  zusammenhängt. 

Vielen  ¥rird  das  missfallen.  Allein  diese  mögen  bedenken,  dass 
Vorarbeiten,  auf  welche  einfach  hätte  verwiesen  werden  können,  be- 
zflglich  der  älteren  Verwaltungszustände  fast  ganz  fehlen  und  dass 
abwechslungsweise  wohl  auch  engere  Leserkreise  zu  berücksichtigen 
waren. 

Um  des  Werkes  Benutzung  zu  erleichtem,  wird  demselben  am 
Schlüsse  der  IL  Abtheilung,  welche  binnen  Kurzem  erscheinen  soll,  ein 
ausfflhrliches  Namen-  und  Sachenregister  beigegeben  werden. 
Eine  kurze  Uebersicht  des  Inhalts  ist  an  die  Spitze  einer  jeden  Ab- 
theilong  gestellt 

Der  Verfasser  gedenkt,  wie  des  Werkes  Haupttitel  besagt,  seine 
Darstellung  bis  zum  Jahre  1804  fortzufahren.  Dass  er  sie  mit  die- 
sem Jahre  abbricht,  hat  seinen  Gmnd  in  der  Erwägung,  dass  ja  einer 
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otiL.^  Hin  uti  iwjuielleü  Erhebung  OesterRMtli^  /um  Kaisirilmme  diejj 
gesammUtaatlicbe  Aktion  bei  einem  Kubepunkte  auluugie,  der  an  sich  ' 
einen  sachgemässen  Abschnitt  bildet,  und  dass  anderer  Sdts  Dasjenige, 
was  sich  zutrug,  nachdem  sie  im  Jahre  1849  wieder  in  (leider  nur  all- 
zuraschen) Fluss  gekommen  war,  den  Zeitgenossen  ohnehin  genngsam 
bekannt  ist 

Fflr  die  Herausgabe  des  Werkes  in  zwei  Abtbeilungen  sprachen 
Rücksichten  äusserer  Zweckmässigkeit  Den  ersten  Band  mit  dem  Tode 
Leopold' s  I.  zu  schliessen,  war  darum  angezeigt,  weil  mit  Joseph  1. 
für  Oesterreich  eine  Zeit  der  belangreichsten  Reformen  an- 
brach, welche  sämmtlicb  auf  die  Gesanmitstaatsidee  als  auf  ihre  Quelle 
sicli  zurückführen  lassen. 

Schliesslich  macht  der  Verfasser  darauf  aufmerksam,  dass,  wo  immer 
in  diesem  Werke  von  „Oberösterreich"  die  Rede  ist,  darunter  nicht 
das  Land  ob  der  Enns,  sondern  Tirol  und,  wenn  nicht  daneben  die 
Vorlande  ausdrücklich  erwähnt  sind,  auch  diese;  unter  „Vorder- 
österreich" aber  stets  eben  diese  Vorlande;  unter  „Niedoröster- 
reich"  stets  das  Land  ob  und  unter  der  Enns  und,  wo  nicht  da- 
neben „Innerösterreich"  ausdrücklich  erwähnt  wird,  auch  dieses; 
endlich  hierunter,  unter  „Innerösterreich"  nämlich,  die  drei  Herzog- 
thümer  Steiermark,  Kärnten  und  Krain  sammt  den  ehemals  zu 
letzterem  Lande  gerechneten  Distrikten  des  Küstenlandes  zu  Yersteben 
sind.  Der  alte  Kanzleistyl  hat  diese  Ausdrücke  in  dem  vorbecekhiMAen 
Sinn«'  zur  Geltung  gebracht  und  es  erschien  schon  Kürze  halber  geratben, 
ibehalten. 

u  I  auf  S.  5  auch  eiiies  ^^Landes  Aber  der  Enns"  Erwähnung 
LT' schiebt,  so  ist  das  ein  Druckfehler,  dessen  Berichtigung  imtai 
U^h^i:  Ljlücklicher  Weise  fast  der  einzige  entschieden  sinnstörende 
im  uMii/.<>n  Buche. 

Das    sonderbare  Latein  der  dem  Corpus  Juris  Hungarici  ent- 


VI 

nftfwwjMym  lielegstellen  flllt  wihUt  «hin  \  •  riass«  r  noch  dem  Kora>ktor 
nur  Ltst«  sondeni  ist  dne  Eigenihflinlichkcit  dieser  ^^Ilcchisquellc^,  in 
deren  Ofber  Ausgabe  vom  Jaliro  1779  M.  G.  Kovachich  nicht  weniger 
ab  vierzehntausend  Verstösse  gegen  die  Uechtschrcibung  entdeckte, 
weldie  er  in  seiner  Schrift  ^^Lineamenta  Apparatuum  cirai  Corpus  juris 
Hungarid^  (Ofen  1807,  S.  8)  sämmtlich  filr  Druckfehler  erklärt.  Die 
neoeren  Ausgaben  sind  wohl  vielfach  verbessert;  allein  auch  in  der 
Ofner  vom  Jahre  1844,  die  doch  för  die  authentisches^»  ^nlt  und  nach 
welcher  in  dem  vorliegenden  Buche  citirt  wird,  wimmelt  es  noch 
von  solchen  fehlerhaften  Textirungen,  auf  deren  Rechnung  zum  Theile 
die  siebenhundert  Widersprüche  zu  setzen  sind,  von  welchen  Szegedi 
im  „Tirodnium  Juris  Huugarici"  (Tiruau  1734)  I.  46  meldet,  dass  sie 
seiner  Zeit  schon  den  Auslegern  des  Corpus  Juris  Hungarid  viel  zu 
sdiaifen  gaben. 

Slavische  Eigennamen  wurden  entweder  so  geschrieben,  wie  sie 
in  den  benutzten  Quellen  vorkommen,  oder  sie  wurden  aus  typographischen 
Gründen  umschrieben,  wobei  der  Verfasser  sidi  thunlichst  an  den  bezüg- 
lichen Landesbrauch  hielt. 

Innsbruck,  am  Sylvesterabend  des  Jahres  1866. 

Der  Verlassen 


UEBERSICHT  DES  INHALTS. 


Erster  Abschuitt. 

Ferdiiiajid's  1.  Krwcrbaiigcu  (1521 — 1527)  1;   Sein  VorbaboD,  hiennsll 
einen  Gesaunntötaat  zu   bilden,  1 — 3;   Er  verstibidigct  sich  darüber  ini(_deo 
lioliHun  und  Ungarn  (152G,  1527)  2;  Erster  Yonmch,  ciueu  östcrreidiisclMi 
ltri(  h-srath   m   yoniAn\nu^\n   (1527)  3;   Scheitern   diese»  Versnclies  (1528)  4; 
Zweiter  Versuch   (1529)  4;   Dritter  Versuch  (1530)  4;   Anstände  dabei,   5; 
Kufe  nach  AViederhoIung  dieser  Versuche  (1531)  5;  Ferduiand  betheoert  saue 
«Geneigtheit  hiozu  (1531)  6;  Neue  Anstände,  6;  Fordinand*s  erstes  Tefltameiil 
(vom  17.  Soptbr.  1532)  6;   Abermalige  Vorbereitungen  zn  einer  Beich8rBtii84| 
V  r  .unmlung  (1536 — 1538)  7 — 9;  Verhuigen  der  Ungarn  nach  einer  sokiiiii 
(1  >  i7)  8;  Prager  Zusammenkunit  (1541)  9,  10;   Ungarn  besduckt  dieselbe, 
10;   Fordinaud's  letzter  Versuch  in  dieser  Richtung  (1556)  10,  11;  Cfln^^ll 
ateJlgn^jÜS^er  schuf,  11  — 17;   Hofkriegsrath  (1556)  11;   Oeheunraths-Kolle-  1 
l^äum,  11,  12;  Allgemeine  Hofkanzlei  (1526)  12—14;   Deren  Wirkungskitis 
•  rstreckt  sich  gleich  Anfangs   auch  aof  Böhiofin  und  Ungarn,    12,  18;   Diu  )| 
Ungarn  erkennen   die  Kompetenz   der  Centralstellen   aii  (1559)  14;   GeQcnil- 
Mandate   för    g^iz   Oeeterreich,   14;    Zusammenhang    mit   Doatschland,   14; 
K«idifizimng8-Arbeiten,  15;   Die  allgomeine  Hofkanzlei  nimmt  die  Banem  alkr 
Provinzen  in  Schutz,  15,  16;  Allgemetne  Hofkammer  (1527)  16;  Volks-  and 
staatswirthschaAliche  Wcchselbeziehangen  der  einzelneu  BeichsthctUe  zn  einander, 
17;  Entstehong  eines  Osterreicbiscben  Cksanuntadels,  17 — 20;  Das  Beamion- 
thum  aUi  weiteres  Bindemittel,  20—23;  Wirkungskreis  der  niedertoterreidiiidMii 
Laodosstollon  in  Ungarn,  20—22;   Der  »Hofrath*   keine  GcntnüstcDe,  22; 
Ferdiiuuid*s  L  Residenzen,  23;   Wien   wird  die  Hanpistadt  CJesammi-Oester* 
reichs,  28. 

Zweitor  AbseluüU. 

kelung  (1565)  24;  DeoentnliBirtkiii  der  Terwattangs 


"    !«'r  Zttsammengeh()rigkeit  in  deo 

rangen  (1606,    1608)  25;   Karl  von  SSerolin*^ 

II  (1609.   1612)  25;   Linzor  Koogross  (16H)  25; 

iccM^ui^^t   vcnr.iLT   ^^620)  26;  Sehusacht  d^r  BOhmep  oaob 
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(  •  iH  rviiiKuiut ,    J<>  ;     i  •  Miii.iii'i    11.     Ixiiuni     uiui    ^nln'iiiil    lUo   Vcrblüdonuigon, 

2ti;   Dir  i;,>iuiunu>t444aiii»l««<-  v- r- r)>t  -i' h  im  Haose  Habsborg,  26—28;  For-^ 
dinand  II.  will  ans  dm  d  liitH^heti  ErbUuidon  ein  Königreich  bilJ 

den  (1623)  27,  28;  Die  ^   unterwerfen  sich  Inonördings  den 

WiBner(>intnÜ8tcllen(1567,  hcn  des  Pahitiiuits  (1535— 1554,^ 

1562—1608)  29;  Dio  bOhnüädion  SUUide  anerkennen  die  Antorit&t  des  Wieoerf) 
Hofkriegsrathes  (1565)  29;  EinflussniUnm*  der  Wiener  Hofkammer  auf  Ungarn 
Qud  Böhmen  (1571,  1573)  29;  Krrichtung  dos  Qratzer  Hofkhogsratbos  (1578) 
29;  Die  ungarischen  Stftnde  entschlagcn  sich  neuerdings  der  Autonomie  hi 
Kriegasachen  (1578)  29;  Organe  dra  Wiener  Hofkriogänitlies  in  Ungarn  (1594) 
29,  80;  Organe  des  Qratzer  Hofkriegsrathes  im  Militärgrenz-Gebietc  (1594) 
30;  Organe  der  Wiener  Hofkammer  in  Ungarn  (1594)  30;  Berücksichtigung 
der  ungarischen  und  b^llunischcn  Spnicho  bei  den  Wiener  Centralstellen  (1594) 
30;  Organe  der  WieiKT  Hofkammer  in  d<'ii  Ländeni  der  böhmischen  Krone 
(1594)  30;  Die  Osterreichischu  Hofkaiizlei  in  ihren  Beziehungen  zu  den  Uui- 
dflrinnzlfiien  (1594)  31;  Geheimrath  (1594)  31;  Umfassende  Tliätigkcit  der 
öaterreidiidGlien  Hofkanzlei  (1594)  32,  33;  Sie  unterhält  Verbindungen  mit 
den  Rotheneo  mid  Südslavon,  33;  Iimerösterreich  und  Siebenbürgen  dem  rum.- 
dontschen  Reiche  zugewendet,  33;  Die  von  Rudolph  II.  geübte  Centralisation 
überdanert  selbst  dessen  Zugeständnisse  an  Mathias,  33;  Letzterer  bekennt 
sich  zur  Ge6anutni8taatsidcx>,  34;  Ferdiiuuid  IL  thut  desgleichen,  34;  Stellung 
dea  Geheimrathes  unter  ihm,  35;  Trennung  des  Amtes  eines  östemachischen 
Hofkanzlers  von  dem  des  röm.-dcutschen  Reichs  Vizekanzlers  (1620)  35;  Die 
böhmische  und  die  migarische  Expedition  noch  immer  Bestandtheilc  der  oster- 
leidiiadien  Hofkanzlei  (1635)  35;  Einrichtmig  der  Wiener  Hofkammer  (1635) 
35,  36;  Hofkriegsrath  in  Wien  (1635)  36;  Wien  ist  nunmehr  die  (mdirekt; 
erid&rte  Residenz  des  österreichischen  Herrschers,  36;  Vorrang  des  Erzherzog- 
thnmee,  36;  Das  Wiener  Bisthum  gefürstot  (1631)  36,  37;  Ferdinand  IIL 
hält,  insbesondere  auch  Ungarn  gegenüber,  an  der  Gesammtstaatsidee  fest,  37; 
Dio  ungarischen  Stände  anerkennen  neuerdings  die  Wiener  Centralstollen  (1638, 
1655)  37;  Die  Herstellung  einer  dauerhaften  Kcalunion  mit  Oesterreich  winl 
in  Ungarn  angeregt  und  erwogen  (1655)  37,  38;  Böhmen  wird  von  Ferdi- 
m.  zur  TheOnahme  an  den  Keichslasten  verhalten,  38 ;  Die  Wiener  Hof- 
wacht hierfiber,  88;  Ferdinand  IIL  fasst  und  verfolirt  weitgehende 
Ontraliaationapltoe,  38. 

Dritter  Abschnitt. 
Leopold  L  beUmt  dio  Einheit  des  Heerwesens  uiid  führt  in  ganz  Oester- 
reich die  Qootenbestoacnuig  ein  (1697)  39;  Folgen  diesem  Massregi'l,  40,  41 ; 
Der  ongariacfae  Adel  bekämpft  sie,  aber  nicht  sowohl  im  Prinzipe,  als  vielmehr 
die  H0he  der  ihm  zngodacht^>n  Stcuerquote  und  die  Einhebungsart  (1698)  40, 
41;  Der  Kaiser  gibt  wesentlich  nur  in  lotztorom  Punkte  nach  (1698)  41; 


IX 

Er  erhöht  die  Geeammtetoaer  des  Baches  gregeo  Anfliebaiig  der  Soldatnbe* 
kustigangs-Pflicht  (1699)  41;  Nach  dem  Karlowitzer  Frieden  setzt  er  die 
Fordemiigen  herab,  42;  Doch  HÜirt  er  fort,  die  Fuiaiizgesstigebiuig  za  verall- 
gemeinem,  42;  Pflege  der  Ostenreichischen  Yolkswirthschaft  ans  dem  Stand- 
paukte  des  Gosammtataaies,  42;  Ceutralstelleii  anter  I^eopold  I.,  42;  Die  Oster- 
reichische Hofkanzlei  als  solche  nun  keine  CentralsU'Ue  nK*hr,  42;  Sdbst 
für  die  Verwaltung  der  deutschen  Erblande  ist  nun  die  Person  des  llofkanzlera 
der  einzige  Vereinigungspnnkt,  43;  LetKterer  befesst  sich  vornehmlich  mit  der 
fttisseren  Politik  und  mit  den  Verfassmigsfhigen  aller  Keichstheile ,  43;  Er  er- 
scheint daher  anch  fortan  aof  ungarischen  Landtagen,  43;  Den  meisten  Ein- 
floss  übt  nun  auf  Ungarn  der  Wiener  Uofkriegsrath ,  43;  Kommission  zur 
y Einrichtung*  Ungarns  (1689)  43;  Die  Cresetze  des  Erzherzogthomes  werden 
auf  Ungarn  übertragen  mid  theilweise  hier  wirklich  angewendet,  44;  Organe 
der  C^entralgewalt  in  Ungarn  unter  Leopold  L,  44;  Das  1673  zn  Pressbarg 
eingesetzte  Onbemium  1681  wieder  ohne  Ersatz  abgeschafft,  44;  Nunmehrige 
Stellung  der  ungarischen  Kanzlei,  45;  Stellmig  der  buhmischen  Kanzlei,  45; 
Organe  der  Centralgewalt  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  45;  Organe  der- 
selben in  Siebenbürgen,  45;  im  Militärgrenz-Gebiete  und  in  Civil-Kroatien,  46; 
Verkehr  der  Ocntralgewalt  mit  Duier-  und  Oberösterreich,  46 — 49;  Anklänge 
einer  Personalunion  in  Ansehung  dieser  lieichstheile,  48;  Stärke  der  Central- 
gewalt unter  Leopold  L,  49;  Oesterreich  von  der  Publizistik  als  Gesammtstaat 
iuierkaimt  (1675,  1684)  49;  Verhältniss  Oesterreichs  Onsbesondere  der  öst- 
lichen Ueichshälftc)  zu  Deutschland,  50,  51;  Leopold  I.  zerstört  diesnUIigo 
Traume  durch  Wiederherstellung  der  ungarischen  Veriassnng  (1687)  51;  Es 
!r.schi.ht  der  (Jesammtstaatsidee  willen,  52;  Diese  von  den  Magyaren  in  der 
Krbfulgefragü  perhorreszirt  (1687)  52;  Die  mchtmagyariscshe  Bevölkerung  ün- 
-inis  g.ht  darauf  ein,  52;  Beweise  hiefür  ans  der  Zeit  der  Bäköczy^schen 
Wirr.ij,  53;  Eine  Ausnahme  machen  nur  die  Doatschen,  53;  Gründe  dieser 
Erscheinung  und  der  Eniiedrigmig  dos  Deatschthomes  in  Ungarn,  während  es 
gleichzeitig  im  Süd-  und  Nordwesten  der  Monarchie  emporkommt,  53,  54; 
!  *    Haitang  des  damaligen  katholischen  Klerus  in  Ungarn,  54;  Be- 

i"  der  siebeiibfirger  Sachsen,  54. 

ANMERKUNGEN. 

Zorn  ersten  Abschnitt  &  57—80. 
Zum  zweiten  Abschnitt  &  81—105. 
Zum  dritten  Abschnitt  8.  106—174. 


Berichtigun^eu  von  Bclaug. 


8.  &,  Z.  16  ron  uoien  soU  es  statt  ^«übor  der  Enns^  heiootu     m                    m 

8    10,  Z.  7    ^  n      sutt  ^Ferdinand  I.^:  Ferdinand's  I. 

8.  27,  Z.   14  «  „         «     ,.ihre  speziellen  Unterthanen^:  dc!>  Letzteren  spezielle 

UnC«ithanen. 

8.  43,  Z.  4  und  0  run  unten  statt  y^neoaquistisch^:  neoacquistisch. 
8.  65,  Z.   15  Ton  oben  statt  ^nogotiis*^:  negotiis. 

S.  69,  Z.  10     r,  unten    ^     „der"*:  den. 

8.  75,  Z.  17     ^  oben      „     ^1837-60**:  1557^60. 

8.  75,  Z.    8     r,  unten    „     ^Thcsauraium^:  Thesaurarium. 

8.  87,  Z.     7     ..  ..     ^Kejerköri^:  Fejorköri. 

8.  85,  Z.  18     .  -     ^1692«*:   lüO'i. 

8.  96,  Z.  20     „  ^  ibt  zwischen  ^1()68'^  und  ^S.  585^  einzuschalten  die  BaodMhl  I. 

8.   112,  Z.   19  ^  oben  soll  es  statt  ^praejndicuiuque^  heisscn:  pruojudiciumque. 

8.   120,  Z.     6  ^  n     sUtt  ^Salra-Quardia^:  Salva-Guardia. 

8.   120,  Z.     8  ^  „       „     ^neoaquistische^ :  neoacquistische. 

&  124,  Z.     3  „  unten  nnd  S.  125,  Z.  7  und  15  ron  oben  statt  „SoÖTarer«:  Soirknr. 

8.  135.  Z.  17  „  „     ist  nach  „Althann"  einzuschalten:  kam. 

8.   148,  Z.  14  „  y,     soll  es  statt  „perripere^  heisscn:  pcrciperc. 

8.   165,  Z.   14  „  oben  sUtt  ^in  Zips^:  in  der  Zips. 

8.  170,  Z.     3  „  unten     „     „Szecsonyer^ :  SzocsSnyer. 

8.  174,  Z.     1  ^  oben      „     „gratifte**:  gratifii. 


I 


I. 


Ferdinand  I.  erwarb  bekanntlich  durch  den  Theihingsvertrag,  welchen 
er  am  21.  April  1j21  zu  Wonns  mit  seinem  Bruder  Karl  schloss,  ausser 
dem  Hereogthume  Wflrtemberg,  das  jedoch  bald  wieder  an  sein  ange- 
stammtes Kegentenhaus  zurückfiel,  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns, 
Steiermark,  Kärnten  und  den  grosseren  Theil  von  Krain.  Durch  den 
zweiten  Theilungsvertrag  vom  20.  Januar  1522  en^arb  er  die  fllNrigen 
Bestandtheile  Krains,  dann  Tirol,  Vorderösterreich,  den  Elsass  (einscUiess- 
lieh  der  Grafschaft  Pfirt,  des  Breis-  und  Sundgaues),  Oörz,  Friaul,  Triest 
und  was  an  kleineren  Herrschaflen  sonst  noch  beim  Tode  Maximilians  I. 
zum  „Dominium  Austriae"  gehiirt  hatte.  Böhmen  fiel  ihm  sammt  dessen 
Neljenländem  am  23.  November  1526  zu.  Die  Kroaten  erwählten  ihn  am 
I.  Januar  1527  zu  ihrem  Könige.*)  Im  Laufe  des  folgenden  Sommers 
r,  vornehmlich  von  der  sächsischen  Nation  und  einem  Theile  der 
Waiachen  unterstützt,  auch  in  Siebenbürgen  festen  Fuss.^)  Slavonien 
unterwarf  sich  ihm  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Oktober  1527.*) 
Schliesslich  huldigte  ilmi  Ungarn  am  5.  NovemlH»r  l.'»27  zu  Stuhlweissen- 
burg.<) 

Ferdinand  machte  kein  Hehl  daraus,  dass  ihm  der  Besitz  dieser 
lünder  nicht  genüge,  sondern  er  ein  Ganzes  daraus  zu  schaffen 
und  rücksichtlich  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
sie  centralistisch  zu  regieren  gewillt  sei.  In  seinen  Augen 
waren  die  neuerworbenen  Länder  lediglich  ein  Zuwachs  zu  Altösterreidi*), 
an  welches  sie  sich  auch  in  der  That  anschmiegten,  indem  sie  sich  der 
deutschen  Linie  des  Hauses  Habsburg  zu  Eigen  gaben.  Denn  nicht  sowohl 
dynastischen  Gefflhleii  als  vielmehr  dem  Wunsche,  (Qrderhin  mit  Alt- 
Österreich  vereint  gemetosame  Qefkhreu  zu  bekämpfen  und  zu  bettelMD, 
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die  Anerkennung  der  von  Ferdinand  geltend  gemachten  Herr- 
aehflnedite  seiftens  der  neu  zugewachsenen  liLndcr.  Dieselbe  galt  der 
dadurch  angebahnten  Interessen-Gemeinschaft,  wie  die  Böhmen 
und  Kroaten  ausdrilcklich  erklärten  ^)  und  der  ungarische  Palatin,  Stephan 
BAthoiy,  in  der  Bede,  womit  er  die  Wahl  Ferdinands  zum  König  von 
Ungarn  inangurirte,  deutlich  hervorhob.^) 

Ebenso  unumwtmden  erklärte  aber  auch  hinwieder  Ferdinand  den 
böhmischen  Ständen:  er  sei  uuter  solchen  Umständen  nicht  in  den. 
Lage,  ilirem  Ansinnen,  womach  bei  allen  Böhmen  betreffenden  Angelegen-I  I 
betten  aussdüiesslich  böhmische  Käthe  zu  liathe  gezogen  werden  sollten,  ' 
n  entapredien;  denn  es  wflrden  nunmehr  oft  Fragen  auftauchen,  deren 
Erledigung  anch  andere  Länder  berülirt  oder  fiber  welche  Bäthe,  die  zu- 
fiUlig  keine  geborenen  Böhmen  sind,  besser  Bescheid  wüssten.  Bestflnden 
sie  aber  durchaus  auf  jenem  Begehren,  so  mflsslen  sie  es  sich  wohl  ge- 
&llen  lassen,  dass  auch  er  sich  entschieden  weigere,  in  Angelegenheiten, 
irgend  eine  andere  Pro\inz  mehr  als  Böhmen  oder  gleich  nahe 
das  Gutachten  böhmischer  Käthe  einzuholen.  Und  wenn  sie  des 
Weiteren  beanspruchen:  es  sollten  alle  Böhmen  wie  dessen  Nebenländer 
betreffenden  landesfürstlichen  Erlässe  nur  unter  dem  böhmischen  Siegel 
und  lediglich  durch  die  böhmische  Kanzlei  expedirt  werden:  so  sei  das 
ein  f&r  die  Schlesier,  die  auch  anders  ausgefertigte  landesfQrstliche  Er- 
lisae  zu  empfangen  gewohnt  wären,  viel  zu  kränkendes  Verlangen,  als 
dass  er  je  darauf  eingehen  könnte.  Im  Uebrigen  sprach  er  seine  Bereit- 
willigkeit aus,  an  seinem  Hoflager  stets  eine  böhmische  Kanzlei  zu  unter- 
halten und  in  dieser  Alles,  was  Böhmen  allein  betrifft,  bearbeiten  zu 
lassen.^) 

In  älmlichem  Sinne  muss  er  sich  gegen  die  ihn  begrflssenden  unga- 
rischen Stände  geäussert  habini,  weil  er  nachträglich  es  nöthig  fand, 
der  liissdeutung  seiner  Worte,  welche  zu  dem  Gerüchte  Anlass  gab:  als 
seien  die  Deutschen,  Böhmen,  Mähier  und  Schlesier  feindlich  \iider  die 
Ungarn  gestimmt  und  als  habe  er  es  auf  die  Austilgung  der  ungarischen 
Spradie  und  Nationalität  Oberhaupt  abgesehen,  —  durch  zwei  beschwich- 
tigende Edikte  (vom  19.  Januar  und  vom  17.  Juni  1527)  entgegenzu- 
treten.*) Damit  steht  wohl  im  Zusammenhange,  dass  die  unpirischen 
Sünde  bereits  auf  dem  Ofner  Landtage,  dessen  Beschlösse  FtTilinaud  zu 
Stuhlweissenburg  best&ttigte,  den  entgegenkommenden  Wunsch  vorbrachten: 


Ferdinand  möge  nach  erfolgter  Krönung  die  Dekrete  s^er  Vorgliiger 
durch  eine  von  den  Ständen  zu  wählende  Kommission  sichten,  zeitgemSss 
verbessern  und  kodifiziren  lassen,  worauf  sie  (die  Stände)  am  nächstfol- 
genden Landtage  die  revidirte  Landesverfassung  mit  ihm  vereinbaren 
wollten.***)  Dadurch  ersparten  sie  sich,  von  Ferdinand  selbst  an  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Verfessungs-Revision  gemahnt  zu  werden,  wie  es  doch 
den  böhmischen  Ständen  auf  ziemlich  barsche  Weise  widerfuhr.'*) 

Am  zuvorkommendsten  zeigten  sich  die  mährischen  Provinzialstände. 
unter  Anderem  brachten  sie  gleich  die  bestimmt  formulirte  Bitte  vor:  der 
König  wolle  das  Seinige  thun,  damit  die  Münze  in  den  verschiedenen  ihm 
unterthänigen  Ijändem  „auf  ein  Korn  verglichen  werde".*') 

Ferdinand  kjifipfte  an  diese  Bitte  an,  als  er  den  ersten  Schritt  that, 
um  die  Altösterreicher  mit  seinen  neuen  Unterthanen  in  legislative  Be- 
rühnmg  zu  bringen  und  die  Erspriesslichkeit  der  zu  Stande  gebrachten 
Länder-Vereinigung  an  einem  Jedermann  einleuchtenden  Beispiele  nachzu- 
weisen. Er  schrieb  auf  den  1.  Januar  1528  einen  ,JMOnztag"  aus,  der  in 
Brflnn  abgehalten  werden  sollte.  Alle  Königreiche,  FQrsten- 
thflmer  und  Länder,  die  sich  unter  seinem  Szepter  zusammengefunden 
hatten,  wurden  aufgefordert,  dazuDeputirtezu  wählen,  und  scheinen 
auch  dieser  Auflforderung  Folge  geleistet  zu  haben.  Wenigstens  bezeichnet 
Ferdinand  in  der  Instniktion,  welche  er  unterm  23.  Dezember  1 527  seinen 
Vertretern  bei  dieser  Zusammenkunft  (dem  oberösterreichischen  Kammer- 
Prokurator  Dr.  Jakob  Frankfurter,  dem  Wiener  Mönzmeister  Thomas  Bö- 
heim  und  dem  Haller  Mflnzwardein  Ulrich  Ursentaler)  ertheilte,  die  frag- 
lichen „Botschafter**  als  bereits  „erkhiest**.*')  Diesen  sollten  dann  die 
genannten  Vollmachtträger  seinen  Gniss  entbieten  und  eröfftien:  wie  „nach- 
dem er  aus  Schickung  des  Allmächtigen  in  die  Succession  imd  Regiemng 
Ijeider  Kronen  Ungarn  und  Böhmen  und  der  densellicn  anhängigen  Fflr- 
stenthOmer  und  Lande  gekommen",  sein  Augenmerk  trotz  Tflrkengefehr 
und  anderer  Bedrängnisse  auf  aller  seiner  Länder  gemeinen  Nutzen  und 
Aufnehmen  gorir  lit^'t  sei.  Sonach  lade  er  die  Versammelten  ein,  die  Mflnz- 
fQsse  ihrer  Heiinatländer  in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  woliei  ihnen 
der  in  Tirol  und  den  niederösterreichisdien  Lindem  geltende  MflntfliM 
zur  Orundhige  zu  dienen  hätte.  Die  DurehfUhrung  der  zu  fosaenden  Be- 
srhlflsse  aber  wäre  eigiMien  „Su|)erintendenten"  aufzutragen,  deren  Wahl 
den  Ständen  eines  Jeden  Landes  anlieimgestellt  bhMbt.    Der  solcher  Gestalt 
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YOrbereUeie  Mflnxtag  kam  indessen  nicht  zu  Stande.  Zwar  fanden  sich 
zur  festgesellten  Zdt  in  Brann  Deputirte  aus  Niederösterreich,  Mähren 
und  Solikmen  ein.  Auch  das  eben  von  österreichischen  Truppen  okkupirte 
Henogthum  Salzburg  sendete  welche.  Allein  die  Obri^en  L&nder,  deren 
Abgeordnete  erwartet  wurden,  blieben  dabei  unverlreten  und  so  trennten 
sich  denn  die  wirklich  Gekommenen  unverrichteter  Dinge.  Ferdinand 
schrieb  das  Ifisslingen  seines  Planes  der  üebersifir/unKi  womit  er  ins 
Werk  geeetit  worden  war  und  die  manchen  Deputirten  nicht  mehr  recht- 
zeitig einzutreffen  gestattete,  so  wie  dem  Umstände  zu,  dass  damals  gerade 
in  Maliren  eine  Seuche  wflthete,  die  Einzelne  vom  Zureisen  abhalten 
mochte.*^)  Er  liess  daher  auch  den  Plan  keineswegs  fallen,  sondern  ver- 
legte den  Mflnztag  auf  den  13.  Juli  1528  nach  Prag.*^)  Doch  auch  hieher 
besdiied  er  den  Münzwardein  Ursenthaler  umsonst  Die  an  die  Stände 
Ungarns  und  Böhmens  gerichtete  diesfUllige  Einladung  schlug  neuer- 
dings fehl. 

Ferdinand  versuchte  es  nun  mit  einem  anderen  VerkantUungsstoffe, 
welchen  besonders  das  Andringen  der  niederösterreichischen  Stande  ihm 
nahe  legte.  Er  sclirieb  eine  Zusanunenkunft  aller  seiner  Königreiche, 
•FOrstenthOmer  und  Lande  zur  gemeinschaftlichen  Büstung  wider 
die  Türken  auf  den  2.  Juni  1529  nach  Linz  aus.^^)  Zu  dieser  er- 
schienen wenigstens  die  Altösterreicher  nahezu  vollzälüig  und  Ferdinand 
legte  derselben  am  18.  Juni  den  Voranschlag  der  zum  Türkenkriege  be- 
stimmten Hilfsgelder  für  das  konmiende  Jahr  vor.  Böhmen  war  da  mit 
100,000  fl.,  Mahren  mit  48,000,  das  Land  ob  und  unter  der  Enns  mit 
80,000,  Steiermark  und  Kärnten  waren  mit  56,000  und  Tirol  war  mit 
65,000  H  angesetzt*')  Ferdinand  wiederholte  im  Dezember  1529  das 
Ausschreiben.  Er  berief  Ausschüsse  der  Stände  seiner  Länder  abenuals 
nach  Linz  und  zwar  auf  den  13.  Januar  1530.*^)  Die  Altösterreicher 
leisteten  wieder  Folge,  wälirend  die  Länder  der  böhmischen  Ki-one  gleich- 
zeitig zu  Budweis  einen  General-Landtag  abhielten,  der  ziu*  Theilnahme 
an  der  Linzer  Versammlung  nicht  zu  bewegen  war.*^)  Diese  harrte  gleich- 
wohl des  Beitritts  der  fehlenden  Reichsgenossen  und  rief  Ferdinands  Ver- 
mittlung an.  Als  die  verwittwete  Königin  von  Ungarn,  welcher  Ferdinand 
die  Leitung  der  Verlmndlungen  mit  dem  Linzer  Kongresse  übertragen 
hatte,  ihren  Bruder  hievon  verständigte,  lehnte  dieser  es  plötzlich  ab, 
Einlluss  fttr  die  Kompletirung  des  Linzor  Kongresses  in  die  Wag- 


schale  zu  werfen.  Zwar  seien  —  antwortete  er  unterm  17.  Januar  aus 
Budweis^*^  —  die  hier  anwesenden  Mährer  und  Schlesier  durchweg  ver- 
lässliche Leute  und  bereits  mit  genügsamer  Vollmacht  zum  Erscheinen 
in  Linz  versehen,  desto  bedenklicher  sei  jedoch  die  Haltung  der  Böhmen, 
die  auch  noch  immer  keine  Abgeordneten  zur  Lmzer  Versammlung  gewählt 
hätten.  Auf  die  Einladung  dazu  hatten  sie  nämlich  erwidert:  es  wäre 
wider  ihres  Tandes  verbriefte  Freiheiten,  ausserhalb  desselben  derlei  Ver- 
handlungen zu  pflegen,  und  zur  endgiltigen  Festetellung  von  Beschlflssen 
sei  auch  Niemand  aus  ihnen  ermächtiget;  allerdings  aber  seien  sie  mdit 
ungeneigt,  die  in  Linz  weilenden  Deputirten  der  deutschen  Erblande  bei 
sich  in  Budweis  zu  empfangen  und  mit  denselben  zu  verhandeln.  Dem 
Könige  kam  diese  brüske  Emiderung  nicht  einmal  ungelegen,  da  er,  wie 
gesagt,  die  Besorgniss  hegte:  der  rebellische  Geist  der  Böhmen  könnte 
sich  der  ganzen  Linzer  Versammlung  mittheilen.  Desshalb  verharrte  er 
auch  einer  neuerlichen  Verwendung  seiner  Schwester  gegenüber  bei  dem 
Entechlusse,  die  Böhmen  zur  Beschickimg  des  Linzer  Kongresses  weiter 
nicht  anzueifem.^  ^)  Demzufolge  scheiterte  auch  dieses  Projekt,  abgesehen 
davon,  dass  die  ungarischen  Stände  keine  Notiz  davon  genonunen  hatten 
oder  vielleicht  in  Anbetracht  der  Bedrängnisse,  unter  welchen  sie  litten, 
nicht  einmal  um  ihre  Mitwirkung  ernsthaft  angegangen  worden  waren. 

Die  Stände  des  Landes  über  der  Enns  verübelten  den  schlechten 
Ausgang  des  Linzer  Kongresses  dem  Könige  sehr  und  wollten  von  einer 
aparten  Türkenhilfe  durcliaus  nichts  wissen. ^^)  Ferdinand  entschuldigte 
sich  bei  denselben  im  März  1531  so  gut  es  eben  ging.^^  Die  Stände 
des  Er/herzogthumes  wiederholten  aber  ihr  Verlangen  nach  einer  neuer- 
lichen Zusammenkunft  aller  Lande;  denn  fQr  sich  seien  sie  einem  nSts^ 
liehen**  Widerstände  nicht  gewachsen,  dafeme  ein  neuer  TQrimielniUl 
stattfinde.  Ausdrücklich  begehrten  sie:  es  möge  auch  Böhmen  sammt  den 
Nebenländem  herangezogen  werden.'^)  Von  Ungarn  und  dessen  Anneien 
schwiegen  sie,  weil  ja  diese  Gebiete  damals  tuxt  ganz  in  Fändeahand 
warm.  Ferdinand  versprach,  sein  Möglichstes  fUr  die  Veranstaltung  der 
ersehnt4*n  Zusaiimienkuuft  zu  tliun,  verzweifelte  jedodi  von  Vorne  herein 
an  dem  Gelingen  und  rief  die  Vertreter  Altösterreichs  zu  Weihnachtn 
1532  nach  Innsbruck,  während  er  die  Stände  Böhmens,  Mährens, 
Schlesiens  und  der  I^ausitz  gleiehateitig  in  Budweis  versammelte. '') 

In  einem  Schreiben  an  den  Klostemeuburger  Probst  d.  d.  Speier, 


10.  Oktober  1531  bettieuert  er,  das«  sein  Streben  unabltoog  auf  eine 
Veranigung  von  n«puUrten  aller  seiner  Königreiche,  der  oberen 
wie  der  vorderen  Lande  gerichtet  sei;  er  lässt  aber  aucli  deutlicli 
sein  Misatrauen  in  die  Wirksamkeit  der  erlassenen  Einladungsschreiben 
duitdiblicken.^*)  Und  er  tftuschte  sich  nicht  Die  Böhmen  wollten  jetzt 
eben  so  wenig,  als  im  Jahre  1530,  zu  einer  Annäherung  an  die  älteren 
Erblande,  wobei  sie  diesen  hätten  zuziehen  mflssen,  die  Hand  bieten.  Die 
Innsbrucker  Versammlung  brach  darob  in  helle  Klagen  aus.  ,,Ein  grosser 
Trost^  —  bemerkten  die  dort  versammelten  ständischen  Ausschflsse  — 
nWOide  es  ihnen  gewesen  sein,  wenn  die  anderen  Fürstenthümer  und  Lande 
auch  zu  dieser  Handlung  ersclüeuen  wären  und  sich  geneigt  gezeigt  hätten, 
als  Glieder  eines  Hauptes  die  gemeinschatUiche  Sorge  mit  zu  tra- 
gen; es  wflrde  sie  dann  leichter  angekonmien  sein,  etwas  Erkleckliches  zu 
leisten;  sie  hielten  es  auch  fQrs  Beste,  wenn  es  noch  dazu  käme.^^^) 
Es  kam  aber  erst  nach  einem  Dezennium,  beziehungsweise  gar  erst  nach 
zwölf  Jaliren  dazu. 

Ferdinand  liess  es  in  der  Zwischenzeit  allerdings  nicht  an  Vorbe- 
reiiungen  fehlen.  Sehr  bezeichnend  für  seine  damaligen  Anscliauungen  in 
Betieffder  Qesanuntstaatsfrage  sind  mehrere  Bestimmungen  seines  ersten, 
vom  17.  September  1532  aus  Linz  datirten,  später  aber  von  ihm  ausser 
Kraft  gesetzten  Testamente s.^^)  Üa  verordnet  er:  füi-  den  Fall,  als  bei 
seinem  Tode  seine  Söhne  noch  minderjährig  wäi-eu  und  Kaiser  Karl  V. 
steh  ausser  Stand  sehen  würde,  die  ihm  übertragene  Vormundschaft  per- 
sönlich auszuüben,  soll  „ausserhalb  aller  Unsei-er  Konigi-eich  vnd  Land 
Regierungen,  welche  in  Irenn  Wesen  bestehen  vnd  bleibe^  sollen,  wie  sie 
jetzo  durch  Unns  geordnet  sein,  bis  auf  kais.  Mjst  Wolgefallen  ain 
oberste  Regierung  auss  allen  Unsern  Königreichen  und 
Landen  aufgericht  vnnd  (sollen)  darzue  14  Personen  genom- 
men werden,  nemblich:  aus  vnnser  Cron  Hungern  3,  aus  Behemb  2, 
aus  Mehrem  1  vnd  aus  Schlesy  1,  item  aus  vnsoni  niederösterr.  Landen  3, 
aus  vnser  fürstl.  Grafschaft  Tyrol  2,  aus  den  vordem  Landen  1  vnd  aus 
dem  FOrstenthumb  Württemberg  audi  1  Person,  der  (deren)  jedes  Namen 
Wir  mit  vnnser  aigen  Hand  aufgeschrieben  vnd  benennt  haben  vnd  (wel- 
ches Veneicfaniss)  neben  diesem  Unnsem  Testament  ligt Dieselbige 

obrisi  Regierung  soll  das  erst  Jar  sein  vnd  pleiben  in  vnser  Statt  Press- 
burg, das  ander  Jar  in  vnser  Statt  Prag  vnd  das  diitt  Jar  in  vnser 


statt  Wienn  vnd  also  fttr  vnd  für  vmbgewechslet  werden  biss  zu  nm- 
serer  Söhne  vogtpem  Jaren  Und  das  erst  Jar  soU  vnder  den 

1 4  Personen  der  President  vnd  \  orgeer  der  obersten  Regierung  (diejenige) 
sein,  die  wir  auch  mit  aigner  Hand  aufgeschriben  haben.  Yolgendts,  so 
sich  das  erst  Jar  Verlan  ftt  so  soll  ein  anderer  President  durch  die  14  Per- 
sonen emelt  werden  So  das  erst  Jar  Ainer  aus  den  3  Hungern 
President  ist,  so  soll  das  ander  volgend  Jar  Ainer  aus  den  4  Personen 
von  Behemb,  Mehrern  vnd  Schlesy  erweit  werden;  dergestalt  ain  Yeder 
aus  den  Vieraehn  soll  sein  Stimm  auff  derselben  Personen  Aine,  die  Ime 
am  tauglichsten  darzue  ansieht,  geben,  die  in  schrift  stellen,  verpetechafft 
in  ain  lad  vor  Ir  Aller  gegenwart  legen**  etc.  —  Präsident  wird,  wer  die 
meisten  Stimmen  hat  Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  letzt- 
jährigen Präsidenten,  die  dann  doppelt  gezählt  wird,  den  Ausschlag.  „Da« 
(Iritt  vnd  andere  volgende  Jar  soll  es  mit  den  andern  vnnserer  Osten*. 
Lannden  fOrstl.  Grafschaft  T}to1,  vordem  Landen  vnd  des  Fürstenthumbs 
Württemberg  Personen  gleicher  Weise  mit  Erwehlung  des  Presidenten 
gehalten  werden;  doch  so  lang  obgemelte  vnnser  liebste  Gemahel  Iren 
Wittibstandt  nit  verkehii,  so  soll  Ir  Lieb  bey  gedachter  oberster  Begierung 
für  die  Obrist  gehalten  werden ...  vnd  nichte  (desto)  weniger  der  erwölt 

President  in  seinem  Ambt  bleiben Die  erweit  oberst  Regierung  soll 

alssbald  nach  vnnserm  Abgang  auss  yeder  Regierung  (Landesstelle) 
vnnserer  Khunigreich  vnd  Lanndt  zwo  Personen  zu  sich 
erfordern  vnd  mit  derselben  Rath  einer  yeden  Regierung  Instruction,  wo 
vonnöthen  ist,  verendem  oder  pessem.**  Handelte  es  sich  um  die  Ver- 
heirathung  Einer  seiner  Töchter,  so  solle  die  oberste  Regierung  in  jedem 
Königreiche  und  Lande  von  den  dazu  einzuberufenden  Stän- 
den sich  je  4  Personen  adjungiren  lassen  und  mit  dem  Bei- 
rathe  dieser  dann  die  Saclie  entscheiden.  Widerstrebt  ein  Land  diesen 
testamentarischen  Bestimmungen,  so  soU  es  von  den  flbrigen  im  Nothfidle 
zu  deren  Befolgung  zwangsweise  augehalten  werden. 

Mit  solcli'  vorsi'hauendom  Kmste  in  die  Gesammtduuitöiuee  Yertieft, 
veranstaltete  Ferdinand  im  DezenilxT  1536  eine  Zusammenkunft  stindjsdwr 
Ausschflsse  aus  den  fünf  niederOsterr.  Landen  zn  Wien^*)  und  holte  er  das 
Gutachten  tirolischer  Landräthe  ein,  wie  er  es  aniuikngen  hätte,  damit 
auch  aus  den  oberösterreichischen  Landen  Deputirte  herbeikämeD,  welche 
(I^n  n  ifenden  Beschlüssen  gleich  ohne  nHiutersichbringen^  d.  h.  ohne  erst 


wieder  an  ihre  KomnuttenU»n  l)orichU»n  zu  mübsen,  auf  eine  gleichwohl 
dann  Letitere  bindende  Weise  beitreten  könnten.'^  Der  vorerw&hnte 
ITHener  Ausschuastag  dauerte  bis  in  den  Monat  Mftrz  des  folgenden  Jahres 
und  unmittelbar  von  dort  weg  begaben  sich  Deputirte  nach  Prap,  um 
da  endlich  einmal  mit  den  B((hmen,  Mährem,  Schlesiem  und  Lausitzem 
ein  die  TOrkenhilfe  ihnen  Allen  erleichterndes  Abkommen  zu  treffen.  Am 
12.  Mä«  1537  flberreichten  die  Vertreter  der  fönf  niederösterreichischen 
Herzogthtlmer  und  der  Grafschafl  Oörz  dem  böhmischen  General- 
Landtage  eine  kläglich  lautende  Vorstellung,  worin  unter  Anderem  auch 
gesagt  ist:  sie  segneten  den  Tag,  an  welchem  Letzterer  den  König  Fer- 
dinand auf  den  böhmischen  Thron  erhoben  habe  und  seither  betrachteten 
sie  auch  die  Länder  der  böhmischen  Krone  als  die  „Vordersten"  in  der 
Reihe  der  Glieder  jenes  „Einen  Leibes",  dem  zuvor  schon  sie  angehört 
hätten.'*)  üeber  Zurücksetzung  hatten  sich  also  die  Böhmen  gegenöber 
den  Altösterreichem  nun  wahrlich  nicht  mehr  zu  beklagen.  Anderer  Seits 
traten  nun  auch  die  Ungarn  aus  ihrer  bisherigen  Zurückhaltung  heraus 
und  baten  selbe  aus  freien  Stücken  den  König  um  Einberuftmg 
einer  alle  seine  Königreiche,  Fürstenthümer  und  Lande  i-epräsentirenden 
Versammlung  ständischer  Ausschüsse.  Ferdinand  erliess  sofort  am  19.  Mai 
1537  von  Prag  aus  Missiven  an  alle  Regierungsbehörden,  in  welchen  er 
mit  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  das  „vnnderthenigcklich  An- 
ruffen  der  Unterthanen  der  Krone  Hungarn"  die  von  diesen 
gewünschte  aUgemeine  Zusammenkunft  als  nahe  bevorstehend  bezeichnet) 
Den  oberösterreichischen  Regierungsbehörden  trug  er  insbesondere  auf,  in 
den  unter  ihrer  Verwaltung  stehenden  Gebieten  für  die  thatsächliche  Be- 
t^eiligung  an  dem  ausgeschriebenen  östeireichischen  Reichstage  zu  wirken. 
Denn  auf  der  Prager  Versammlung,  die  eben  tagte,  als  Ferdinand  diese 
Befehlschreiben  erliess,  waren  die  oberösterreichischen  Lande  nicht 
vertreten,  was  von  den  Niederösterreichem  zumal  sehr  übel  vermerkt  wurde. 
Um  ja  der  Theilnahme  der  Tiroler  sich  zu  versichern,  Hess  der  Hoflcanzler 
Kardinal  Bernhard  von  Cles  zu  Trient  durch  die  angesehensten  I^andräthe 
die  Bedingungen  berathen,  unter  welchen  der  König  hierauf  mit  Bestimmt- 
heit rechnen  könnte.  Die  Hauptbedingung,  an  welche  da  die  Zustimmung 
geknüpft  wurde,  war,  dass  auf  dem  bevorstehenden  Kongresse  nur  ein 
Schutz-  und  Trutzbündniss  der  einzelnen  Reichsbestandtheile  unter  sich 
im  Allgemeinen  vereinbart,  eine  besondere  Hilfe  zur  Bekriegung 


der  Türken  aber  nicht  verlangt  werde '3),  womit  freilich  wieder  den 
Ungarn  wenig  gedient  war. 

Von  Letzteren  abgesehen,  mag  überhaupt  die  in  Tirol  zu  Tage  ge- 
tretene Stimmung  die  damals  in  ganz  Oesterreich  vorherrschende  gewesen 
sein,  und  Angesichts  dessen  fand  Ferdinand  es  gerathen,  die  präliminirte 
Zusammenkunft  so  lange  als  m((glich  zu  verschieben.  Das  erwähnte  Gut- 
achten der  tirolischen  Landräthe  liess  ef,  nachdem  es  ihm  schon  im  Juli 
1537  vorgelegt  worden  war.  im  Februar  1538  sich  neuerdings  vorlegen, 
vorgebend,  die  ihm  anfönglich  zugemittelte  Abschrift  sei  abhanden  ge- 
kommen.'*) Dann  forderte  er  der  Innsbrucker  Regierung  einen  Bericht 
darüber  ab  und  späterhin  ruhte  wieder  die  ganze  Verhandlung.  Den 
Stünden  des  Landes  Ober  der  Enns,  welche  im  Jahre  1540  den  Zusam- 
mentritt urgirten,  gab  er  eine  vertröstende  Antwort. '5)  Er  habe,  bemerkte 
er,  noch  immer  nicht  Müsse  genug  gefunden,  um  die  langwierigen  und 
mühsamen  Vorbereitungen  zu  einem  gedeihlichen  Abschlüsse  zu  bringen. 
Im  Jahre  1541  glaubte  er  endlich  den  rechten  Zeitpunkt  dazu  ge- 
kommen. Er  lud  daher  die  verschiedenen  Landtage  zur  Wahl  von  Aus- 
schüssen ein,  die  sich  am  St  Grallustage  des  nämlichen  Jahres  um  ihn 
versammeln  sollten. 

Zum  ersten  Male  begab  es  sich  nun,  dass  nicht  nur  alle  deutschen 
Erhlnnde,  sondern  auch  alle  böhmischen  Kronländer  an  das  königliche 
Hofla^er  Vertreter  schickten,  um  einen  Bund  zu  stiften,  dessen  Hauptzweck 
die  Befreiung  Ungarns  vom  Türkenjoche  war. 

Die  Tiroler  erkoren  dazu  zuerst  den  Kriegsobersten  Leonhard  Frei- 
herm  von  Völs  und  den  Gaudenz  von  Madruzz.  Als  sich  aber  heraus- 
stellte, dass  Ersterer  bei  der  Armee  unentbehrlich  und  Letzterer  kränklicli 
sei,  ersetzten  sie  Beide  durch  Hanns  Trautson  von  Sprechenstein  und 
Wilhelm  von  Liechtenstein.'*)  Dadurch  widerlegt  sich  von  selbst  die  Mei- 
nung: als  hätten  die  Tiroler  ihre  Theilnalime  damals  verweigert  Doch 
ist  es  wahr,  dass  deren  Abgeordnete  den  Konünvnieii  der  übrigen  Alt- 
Österreicher  mit  den  Vertretern  der  böhmischen  Kronländer  nicht  bei- 
wotmten,  sondern,  wenn  gleich  am  Kongressorte  anwesend,  sich  auf  einen 
Schriftenwechsel  beschränkten,  der  durch  des  Königs  Hände  Uef.  Sie  be- 
willigten schliesslich  im  Namen  Tirols  und  in  dem  der  „Tirol  zugewonten*' 
(vorderösterreichischen)  Lande  und  Kreise  einen  Beitrag  von  11,520  fl.  rhu. 
zum  Türkenkriege  fQr  die  nächstfolgenden  drei  Jahre  unier  der  Voraus- 
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Setzung,  dass  ^gleichzeitig  auch  das  römisch-deutsche  Reich  seinen  dien- 
flUigen  Versprechungen  genau  nachkommt  Dabei  betonten  sie  nach- 
drflcklicfast,  daas  sie  das  weniger  um  der  oberOsterreichischen  Lande 
willen,  die  ja  ansser  Geftüur  standen,  denn  in  Ansehung  der  UeberbOrdung 
und  Gefahr  der  flbrigen  £rblande,  so  wie  mit  Kflcksicht  auf  die  Opfer- 
willigkeit der  ,JdbL  Cron  Beheim  vnd  der  ihr  eingeleibtcn  Lannde^,  zu- 
vörderst aber  ,,Sr.  röm.  königl.  Majestät  zu  vntcrthänigstem  Gefallen,  auch 
zu  christlicher  Errettung**  auf  sich  nähmen. ^'j 

Was  die  flbrigen  llieihietmier  am  Kongresse  beitragen  zu  wollen 
sich  wechselseitig  gelobten,  enthält  der  bekannte  ^Präger  Vergleich  vom 
II.  Januar  1542**,  so  benannt,  weil  auch  diese  Zusammenkunft  wieder 
m  l*rag  stattfand,  oflfenbar  um  dem  Stolze  der  Böhmen  zu  schmeicheln 
und  einer  Ablehnung  dci*selben  vorzubeugen.  Die  niederösterreichischen 
Lande  verständigten  sich  da  mit  den  böhmischen  Kronländem  auch  Aber 
eine  gemeinschaftliche  Steuerrepartitions-Norm  und  behielten  sich  vor,  die 
bestinunungdgemässe  Verwendung  der  bewilligten  Gelder  auf  nachfolgen- 
den Ausschusstagen  zu  prüfen.  3^) 

Aus  Ungarn  waren  diessmal  Abgeordnete  allerdings  erschienen; 
doch  wohnten  dieselben  ebensowenig,  als  die  tirolischen,  den  Kongress- 
Berathungen  bei,  sondern  sie  verhandelten  mit  den  Lenkern  des  Kongresses 
sozusagen  hinter  den  Koulissen.^^)  Die  ungaiischen  Stände  Oberliessen 
es  den  auf  den  4.  Juni  1542  nach  Wien  berufenen  ungarischen  Hof- 
räthen,  die  von  ihnen  getroffenen  Vertheidigungsanstalten  mit  denen  der 
zu  Prag  offiziel  vertreten  gewesenen  Länder  in  Einklang  zu  bringen.^") 
Immerhin  ist  es  beachtenswerth,  dass  der  Prager  Kongress  vom  J.  1541/2 
von  Ungarn  aus  beschickt  wurde.  Zwei  Jahre  später  (im  Januar  1544) 
und  dann  wieder  nach  drei  Jahren  (1547)  traten  zu  l*rag  abermals  Aus- 
schuss-Kongresse  zusammen,  um  die  Vcrabi*edungen  vom  Jahre  1542  zu 
vervollständigen  und  zu  vollziehen.**)  Späterhin  kam  unter  der  Regierung 
Ferdinand  I.  kein  derartiger  Kongress  mehr  zu  Stande.  Ja,  es  verfloss 
nun  ein  Menschenalter,  bis  die  Stände  der  einzelnen  Provinzen  Oester- 
reichs  sich  wieder  zusammenfanden,  um  Aber  gemeinschaflliche  Ange- 
legenheiten vom  Neuen  zu  berathen  und  zu  beschliessen. 

Der  Ausschusstag,  welchen  die  fflnf  uiederösterreichischen 
Lande  im  Jahre  1556  zu  Wien  hielten,  schien  zwar  von  Ferdinand  zu 
eamn  neuerlichen  Versuche,  das  Keichstagsprojekt  zu  vcnviiklicben,  aus- 
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ersehen  zu  sein.^^)    Die  Böhmen  hatten  sich  bereits  mit  dem  Projekte 
hpfrpundpt  und   legten  rege  Theilnahme  für  die  Keichsgenossen  an  den 
^a^^*3)    Den  Ungarn  stellte  Ferdinand   vor,  wie  sie  ja  blos  in  die 
ihnen  von  den  Altösterreichem  dargebotene  Hand  einzuschlagen  brauchten, 
lim  sich  nachhaltiger  Beihilfe  zu  versichern**);  die  zu  Wien  versam- 
melten Ausschtlsse  aber  beschwor  er,  das  Vertrauen,  welches  ihnen  die 
In^am  jetzt  entgegenbrächten,  nicht  zu  täuschen.***)    Dessenungeachtet 
pnveiterte  sich  der  Ausschusstag  nicht  zum  Keidistage.    Die  wild  auf- 
lodernden Religionswirren  machten  vielmehr  demselben  rasch  ein  Ende. 
Im  wenigstens  in  die  KriegsfQhrung  Einheit  zu  bringen  und  dabei  eine 
"  Reich  umspannende,  systematische  itlrsorge  entfalten  zu  können, 
...ti.uii'   sofort  Ferdinand   an  seinem  Hofe  einen  „stetten  Kriegs- 
rat h**,  dem  er  durch  eine  vom  17.  November  1556  datirte  Instruktion 
inen  weiten,  insbesondere  auch  auf  die  ungarischen  Festungen,  Proliant- 
rfordemisse  und  Truppen-Musterungen  sich  erstreckenden  Wirkungskreis 
\  r/rithnete.*^)    Er  mochte  sich  der  Erwartung  hingegeben  haben:  die 
^laiule  der  einzelneu  Lander  würden  ihn  der  Sorge  hiefOr  entheben  und 
luf  einer  allgemeinen  Zusammenkunft  aus  ihrer  Mitte  einen  solchen 
Kriegsrath  einsetzen.    Als  die  Aussicht  hierauf  schwand,  hielt  er  es  seines 
Amtes,  selbst  Hand  anzulegen.    Aber  auch  jetzt  noch  bemtlhte  er  sich, 
\>rtrauensmänner   der  Stände  fiir  den  Kriegsrath   zu  gewinnen.    Erst, 
iinliilem  er  die  Ueberzcugung  gewonnen  hatte,  dass  auf  diesem  Wege 
las  vorgesteckte  Ziel  nicht  zu  erreichen  sei,  wendete  er  sein  Augenmerk 
iiich  anderen  kriegskundigen  Leuten  zu.^0 

Vorher  schon  hatte  Ferdinand  drei  Centralstellcn  geschaffen, 
welche  von  der  Entschiedenheit,  womit  er  den  Eingangs  erwähnten  Plan 
vnTojjrto,  Zeugniss  geben.    Selbe  waren:  das  Geheimraths-Kolle- 
lie  allgemeine   Hofkanzlei   und  die  allgemeine  Hof- 
kammer. 

Das  Gelieimraths-Kollegium,  auch  „Geheimrath"  schltThthin 
«mannt,  errichtete  Ferdinand  1.  noch  zur  Zeit,  wo  er  blos  Statthalter  der 
sterreichischen  Erblande  war.  Er  behielt  dasselbe  seine  ganie  Regienuigs- 
/eit  Aber  bei  und  hinterliess  es  seinen  Nachfolgern  als  ein  Vennichteiai, 
in  dem  bis  in  die  neuere  Zeit  herauf  Niemand  zu  rfltteln  wagte.  HH 
•T  KinvpifjTiing  des  Reichsumfanges  dehnte  sich  auch  der  Wirkungskreis 
iitM-  K'llgiums  aus.    Die  Zahl  seiner  Mitjrlioder  aber  schwankte  ohne 
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BOokskhi  auf  die  jeweilig«  11mm  der  GeMh&fte,  weil  nicht  immer  gleich 
▼iele  Personen  dM  zur  Aufnahme  in  das  Kollegium  allpin  heffthigende. 
unbegrenzte  Vertrauen  de»  Herrschers  genossen.  Im  Jahn*  1547  sassen 
darin  ausser  dem  Hof-Vice-Kanzler  J)r.  Jakob  Jonas:  der  Feldmarschall 
Kichanl  von  Merode  (Herr  zu  Franzin  in  SOdtirol),  der  OberstsUillmeistei 
Don  Pedro  Lasso,  der  frühere  Hofkammerprftsident  Joh.  Hofmann  Frhr. 
V.  GrQnbUhl  und  der  tirolische  Kegierungskanzler  Dr.  Georg  Gienger.^^i 
Im  Jahre  1554  war  an  die  Stelle  des  Don  Pedro  Lasso  der  böhmisch* 
Kanzler  Graf  Heinr.  v.  Plawen  und  an  die  Stelle  des  Richard  von  Merodo 
der  öbersthofmarschall  Hanns  Trautsou  Frhr.  v.  Sprechenstein  getreten.*^) 
Kraft  der  Würde,  die  sie  hei  Hofe  bekleideten,  scheinen  unter  Ferdinand  I. 
nur  der  Obersthofrneister,  der  Oberststallmeister,  der  Feldmarschall  und 
der  Hofkanzler  Sitz  und  Stimme  in  jenem  Kollegium  gehabt  zu  haben. 
Den  Vortrag  hielt  darin  regelmässig  der  Hofkanzler,  dessen  Sache  es 
auch  war,  die  Sitzungsprotokolle  dem  Monarchen  zur  Beschlussfassung 
vorzulegen  und  die  darüber  endgiltig  gefassten  Beschlüsse  entweder  sich 
zur  eigenen  Richtschnur  dienen  zu  lassen  oder  in  der  herköminlichen 
Form  zu  verlautbaren. 

Zur  Bewältigung  dieser  Geschäfte,  wozu  nur  Finauzsachen  und  seit 
Erriditung  des  stabilen  Hofkriegsratlies  Militärsachen  nicht  gehörten, 
waren  dem  Hofkanzlcr  Hilfsarbeiter  beigeordnet,  welche  einschliesslich 
ihres  Chefs  die  allgemeine  Hofkanzlei  ausmachten.  Dieselbe  zer- 
fiel in  mehrere  von  Sekretären  geleitete  Abtheilungen,  welche  Expeditionen 
hiessen.  Die  Hofkanzlei-Ordnung  vom  12.  Februar  1528'^")  regelte  die 
Gesch&ftsvertheilung  nach  Ländern  und  Materien.  Ein  Sekretär  behan- 
delte alle  nicht  in's  Justizfach  einschlagenden  Angelegenheiten  des  röm.- 
deutschen  Reiches  (so  weit  eben  Ferdinand  bis  zum  Jahre  1558  als 
Beichsvenreser  und  römischer  König,  von  da  ab  als  Kaiser  darauf  Ein- 
fluss  nahm),  femer  die  von  Inner-,  Ober-  und  Vorderösterreich,  Schwaben 
und  jenen  Theilen  der  Eidgenossenscliaft,  welche  damals  noch  die  öster- 
rekluflche  Herrschaft  anerkannten.  Ein  zweiter  Sekretär  hatte  es  mit  den 
niedflrOaterreichischen  Betreffnissen  zu  thun.  Ein  dritter  Sekretär  bear- 
beitete die  im  Geheimraths-Kollegium  zur  Sprache  kommenden  Angelegen- 
heiten der  ungarischen,  ein  vierter  die  der  böhmischen  Kronländer. 
Der  Hofkanzler  war  jedoch  bei  der  Zuweisung  der  Geschäfte  an  diese 
£intheilung  nicht  gebunden  und  hatte  fOr  Aasfertigungen  in  lateinii>cher 
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Sprache,  betrafen  diese  nun  welches  Land  immer,  einen  eigenen  Sekretir, 
welcher  der  ..lateinische''  hiess,  und  fQr  Jnstizsadien  aller  Länder  gleich- 
falls einen  besonderen  Sekretär  zur  Seite.  Ausserdem  unterstand  ihm  ön 
üeheimschreiber,  welcher  die  diplomatische  Korrespondenz  mit  den  Ländern 
der  spanischen  Krone  zu  fahren  hatte.  Den  flbrigen  diplomatischen  Ver- 
kehr besorgte  insgemein  der  ^lateinische'*  Sekretär,  welchen  Posten  in  den 
ersten  Regienmgsjahren  Ferdinands  I.  der  bekannte  Johannes  Majns 
l>ekleidete.  Auch  viele  nach  Ungarn  gerichtete  Hofkanzlei-Sclireiben  dieser 
Zeit  tragen  die  Unterschrift  dieses  Kanzleibeamten  neben  der  des  Hof- 
kanzlers Bernhard  von  Cles.**)  Unmittelbar  vor  Errichtung  des  stabilen 
Hofkriegsratlies  zählte  femer  ein  eigener  „Kriegssekretär**  (H.  Fieringer) 
zu  den  Untergebenen  des  Hofkanzlers.  Man  begegnet  der  Unterschrift 
desselben  neben  jener  des  Hofkanzlers  Dr.  J.  Jonas  auf  der  Verordnung 
vom  8.  Mai  1556,  womit  Ferdinand  seinen  Entschluss,  den  Hofkriegsrath 
zu  errichten,  als  unabänderlich  feststehend  bezeichnet '2)  Dem  Hofkanzler 
war  übrigens  die  Eröffnung  aller  an  den  Monarchen  adressirten  amtlichen 
Sendungen  vorbehalten  und  seinem  Ermessen  war  es,  wie  gesagt,  anheim- 
^/('stellt,  welchem  Sekretär  er  eine  Sache  zur  Bearbeitung  oder  Expedition 
zuweisen  wollte. 

Der  böhmische  und  der  ungarische  Sekretär  waren  namentlich 
\erpflichtet,  Alles,  was  ihnen  der  Hofkanzler  im  Namen  des  Königs  auf- 
erlegen und  ansagen  wtlrde,  gutwillig  und  rasch  zu  erledigen.  Diese 
namentliche  Verpflichtung  hatte  darin  ihren  Qrund,  dass  beide  Sekretäre 
ausser  dem  Hofkanzler  auch  noch  den  Kanzlern  der  betreflenden  Länder- 
jrn{»]>en  Gehorsam  schuldig  waren  und  demzufolge  leicht  Kollisioiien 
t  iiutehen  konnten.  Was  selbe  für  Letztere  zu  arbeiten  hatten,  beschränkte 
sich  indessen  auf  die  formelle  Erledigung  der  wenigen  Qesdiifte,  die  der 
ungarische  und  <ler  böhmische  Kanzler  in  direktem  Einvernehmen  mit 
dem  Monarchen  schlichteten  oder  selbständig  in  des  Königs  Namen  lu 
srlilidit.Mi  .  iiiiaditiget  waren,  oder  bei  welchen,  wenn  sie  auch  das  Qe- 
lieiimatli  -i\«'li< -iuni  passirten,  dem  Herkommen  durch  eine  mit  der  Sig- 
natur des  l>.  ii.  iVenden  Länderkanzlers  versaheDen  Ausfertigung  Rechnung 
zu  tragen  war.  Derlei  Qeschäfte  waren:  Privilegien-  und  sonstige  Qnaden- 
Verleihuii^'en,  Hofrekurse  in  Prozessen,  Landtags-Ausschreibungen  und  dk 
fonuelle  Feststellung  der  Landtags-Propositionen,  so  wie  der  Verkehr  mit 
den  einzelnen  Landtagen,  obschon  diesen  zumeist  die  allgemeine  Hofkaaski 
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pflog.  Es  lag  auch  in  der  Natur  der  Dinge,  daaa,  gleich  wie  die  Land- 
tage bei  ihren  Haiiptnnliegen  auf  Ferdinands  ganze  Macht  reflektirten, 
Letiterer  denselben  auch  als  Träger  dieser  Qesamrotinacht  entgegentrat, 
benehungaweiae  seiner  allgemeinen  Hofkanzlei  es  flberliess,  ihn  da  zu 
vertwIeiL  Ans  dieser  empfingen  daher  auch  die  Landtags-KommisHäre 
regebnftaaig  ihre  Instruktionen;  ja  es  existiren  selbst  Ein1)enit  H 

nm  angariachen  Landtage,  welche  die  allgemeine  Hofkan/.lei  a.i-i.  •  n-i« .  'j 
Eben  ao  gewiss  ist  es,  dass  diese  auch  die  innere  Verwaltung  Ungarns 
beeinflusste,  was  freilich  verfitösungswidrig  war.  Allein  deren  diesfällige 
Anordnungen  fanden  \m  den  Ungarn  so  nel  Anklang,  dass  die  der  unga- 
rischen Kanzlei  daneben  vöUig  in  Misskredit  kamen  ^^),  was  den  Uel>er- 
griff  wieder  einigermassen  entschuldiget.  Anderer  Seits  beanstandeten 
damals  die  ungarischen  Stände  selber  lediglich  die  Einmengung  der  all- 
gemeinen Hofkanzlei  und  des  sie  inspinrenden  Geheimrathes  in  Ange- 
legenheiten, „quae  pure  et  praecise  ad  lil)ertates  et  privilegia  Kegni 
Hungariae  spectant."  ^^)  Gegen  die  Behandlung  gemeinschaftliclier  Reich s- 
angelegenheiten  durch  l}esagte  Centralstellen  hatten  sie  nichts  einzuwenden. 
Von  General-Mandaten,  welche  unter  Ferdinand  LfürganzOester- 
/reich  erflossen,  erwähne  ich  das  am  20.  August  1527  zu  Ofen  publizirtc 
Religions-Edikt*^),  das  unterm  5.  April  1548  erlassene  Verbot,  auswärtige 
Hochschulen  zu  besuchen ^^),  und  die  Münz- Verordnung  vom  18.  Februar 
1562.58)  Die  letzterwähnte  Verordnung  erfreute  sich  des  Beifalles  der 
ungarischen  Stände,  welche  schon  in  den  Jahren  1552  und  1553  ihre 
Geneigtheit,  den  Wiener  MOnzfuss  anzunehmen,  ausgesprochen  hatten  und 
nun  zu  deren  Durchftlhnmg  in  Ungani  selber  die  Hand  boten. 5^)  Die 
Verordnung  aber  war  ein  Werk  der  allgemeinen  Hofkanzlei  und  fusste  anl 
dem  Münz-Vertrage,  welchen  Ferdinand  I.  im  Jahre  1559  während  dc> 
Augsburger  Reichstages  mit  den  Kurfürsten  und  anderen  Ständen  des 
rOmisch-deutschen  Reiches  geschlossen  hatte,  ^ö)  Die  Einbeziehung  Ungani 
in  dessen  Geltungsbereich  war  bei  dieser  Gelegenheit  schon  zugesichert 
worden.  Als  es  damit  Enist  wurde,  forderte  Maximilian  IL  noch  der 
Innsbrucker  Regierung  em  Gutachten  darüber  ab.«*)  Man  ersieht  hieraus, 
wie  wenig  die  Zusammengehörigkeit  und  Solidarität  aller  österreichischen 
Länder  damals  in  den  massgebenden  Hofkreisen  mehr  l)ezweifelt  ward. 
Das  hiemit  zusammenhängende  Streben,  die  verschiedenen  Provinzial- 
Oesetegebungen  flberhaupt  unter  sich  in  Uebereinstimnnmg  zu  bringen, 
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äusserte  sich  bereits  im  16.  Jahrhunderte  auf  mannig&che  Weise.  Die 
„Vergleichung  der  Münzen"  ist  nur  ein  besonders  hervorleuchtender,  den 
deutschen  Hintergrund  illustrirender  Fall.") 

Es  fällt  auf,  dass  unter  Ferdinand  1.  allenthalben  in  Oesterreich 
Kodifizirungs-Arbeiten  in  Angriff  genommen  wurden,  bei  welchen 
die  allgemeine  Hofkanzlei  ihre  Hand  mit  im  Spiele  hatte.  Es  geschah 
diess  in  Ungarn  so  gut  als  in  Böhmen  und  in  Triest  nicht  minder  als 
in  Kroatien,  in  Inner-  und  Niederösterreich  und  in  Tirol.  Bei  den  in 
Ungarn  mit  der  Verfassungsrevision  parallel  laufenden  Berathungen  über 
f'in  Civilgesetzbuch,  das  die  Verböczy'sche  Kompilation  entbehrlich  machen 
sollte,  vertrat  der  Wiener  Universitäts-Professor  Dr.  Bondenarius  im  Jahre 
1552  den  Standpunkt  der  allgemeinen  Hofkanzlei  und  zwar  allem  An- 
scheine nach  in  deren  Auftrage.  ^^)  Im  Jahre  1564  wahrte  sich  Ferdinand 
mittelst  eines  unterm  28.  Juni  an  die  ungarischen  Komitate  und  Frei- 
städte gerichteten  Reskriptes  ausdrücklich  das  Recht,  \m  den  noch  immer 
nicht  zum  Abschlüsse  gebrachten  Kodilizirungs-Arbeiten  sich  durch  einige 
l{äthe  und  Rechtsgelehrte  seiner  Wahl  vertreten  zu  lassen.®^)  Bei  der 
Feststellung  des  Triester  Gewohnheitsrechtes  intenenirten  im  Jahre  1550 
•  rbländische  Hofräthe  und  selbst  das  Geheimraths-Kollegium.  ^^)  Den 
'  'KU  Ständen  hatte  Ferdinand  schon  im  Jahre  1535  das  Recht  ab- 
^  ,.  -iun,  die  Landesordnung  ohne  seine  Zustinmiung  zu  ändern.®*)  Im 
Jahre  1540  erneuerte  er  dieses  Verbot  mit  dem  BeüUgen:  er  sei  des 
Rechtes  „Haupt  und  Gipfel".® <)  Für  die  gesammten  böhmischen  Kron- 
länder errichtete  er,  um  eine  mehr  gleichförmige  Rechtspflege  daselbst  an- 
zubahnen, im  Januar  1548  das  kgL  Apellationsgericht  zu  Prag,  dessen 
:^'elehrte  Beisitzer  meist  Deutsche  waren.®**)  Für  die  nieder-  und  inner- 
österreichischen  Lande,  einschliesslich  der  Grafschaft  Görz,  erUess  Ferdi- 
nand im  Jahre  1542  eine  gemeinschaftliche  Polizeiordnung®')  und  bald 
darauf  (unU^rm  16.  Nov.  1544)  ein  gemeinsames  HausierpatenL^«^  Jene 
Poli/x'iordnung  fll)ersendete  er  auch  der  Innsbnicker  Regierung  lur  all- 
falligen  Damaduulilung,  in  so  weit  sie  fttr  Tirol  brauchbar  wäre;  doch 
ollte  vor  üirer  Einfülirung  in  Tirol  auch  noch  der  dortige  Stftnde-Ans- 
schuss  darüber  vernommen  werden.^*) 

Nicht  minder  macht  sich  der  uivellirende  Einfloss  der  aUgemäMD 
Hofkauzb'i  bei  den  Erleichterungen  bemerkbar,  welche  Ferdinand  L  den 
hörigen  Bauern  aller  seiner  Länder  zuzuwenden  bemüht  war.    Oder  sollte 
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68  lediglidi  ein  Zu&ll  Bein,  dass  die  Robotpflicht  in  Ungarn  im  .1.  ir)48 
auf  das  im  Eribenogtfaaiiie  Oesterreich  von  Altera  her  Obliche  Aunniass 
redmirt  wurde^')  und  dass  die  Anträge,  welche  Fenlimind  den  dortigen 
Ständen  zur  Verbesserung  des  Looses  der  Bauern  maclite,  ganz  den  Geist 
Verordnungen  athmen,  welche  derselbe  diesseits  der  Leitha  zu 
Ende  gab?*')  Wer  erkennt  hierin  nicht  das  Walten  eines  ein- 
heitüolieD  Willois,  dem  die  allgemeine  Hofkauzlei  als  Organ  diente?  Es 
Tenteht  ddi  ferner  von  selbst,  dass  die  eben  genannte  Centralstelle  der 
Hebel  war,  mittelst  dessen  Ferdinand  eine  Qesammt^ertretdng  aller  seiner 
Linder  um  sich  zu  versammeln  strebte.  Ohne  sie  wäre  ein  soldies  Vor- 
haben platterdings  undurchfQhrbar  gewesen.  Ferdinand  musste  daher  im 
Anschlüsse  an  das  allerdings  noch  ältere  Geheimraths  -  Kollegium  vor 
Allem  sie  schaffen  und  das  that  er  denn  auch.  Die  Ernennung  des  Hof- 
kanzlers, dessen  Ferdinand  sich  dabei  bediente,  fällt  in  das  Jahr  1526.'^) 
Der  Zeitfolge  nach  die  dritte  Centralstelle,  welche  er  schuf,  war 
die  allgemeine  Hofkammer,  deren  Errichtung  er  in  einem  £rlass<' 
aus  Prag  d.  d.  27.  Mai  1527  als  ,.jüngsthin"  erfolgt  bezeichnet"*)  An 
der  Spitze  dieser  Centralstelle  stund  damals  der  „Schatzmeister-General'» 
Hanns  Hofinann.^^)  Als  Käthe  fungirten  dabei:  Sigmund  Jagenreuten 
welcher  allein  eigentlich  den  Titel  „Hofkammerrath"  fahrte,  dann  der 
Hofpfennigmeister  Joh.  Löble  und  der  Kammer-Sekretar  Niklas  Raben- 
haupi  Der  Präsident,  welcher  bis  zum  J.  1568  „Schatzmeister**  hiess*^), 
verkehrte  unmittelbar  mit  dem  Monarchen  und  wenn  eine  Finanzfrage  von 
Behmg  im  Geheinmiths-Kollegium  erörtert  wurde,  traf  er  und  nicht  der 
Hofkanzler  die  daraus  resultirenden  Anordnungen.  Die  Hofkamnier  mengte 
sich  unter  Ferdinand  1.  noch  nicht  in  das  Detail  der  Finanzvenvaltung. 
Sie  organisirte  und  überwachte  blos  die  Länderkammern.  Hievon  waren 
aber  auch  die  ungarische  und  die  böhmische  Kammer  nicht  aus- 
goionunen.  Eretere  erhielt  gleich  bei  ihrer  Errichtung  im  Jahre  1528 
eine  Instruktion,  deren  Grundsätze  mit  denen  der  niederösterreichischen 
Kammer-Ordnung  auffallend  übereinstimmen  7®),  was  auf  einen  gemein- 
schaftlichen Ureprung  hinweist  Und  wo  anders,  als  in  der  Wiener  Hof- 
kammer sollte  dieser  zu  suchen  sein?  Die  böhmische  Kammer  wurde 
schon  im  Februar  1528  angewiesen,  deutsch  zu  amtiren"^),  offenbar 
aus  keinem  anderen  Grunde,  als  damit  die  Hofkammer  ihr  Gebahren  desto 
leichter  überwachen  könne.    Als  es  sich  im  Jahre  1548  darum  handelte. 


17 

die  böhmische  Kammer  mit  einer  neuen  Instruktion  zu  versehen,  erklärte 
der  Statthalter  von  Böhmen  die  Wiener  Hofkammer  als  zunftcfast  hie/ii 
berufen.^**)  Diese  war  es  auch,  welche  in  den  Jahren  1527 — 1564  die 
Besetzung  mehrerer  Stelleu  bei  der  böhmischen  Kanmier  mit  Tirolern  ver- 
mittelte^*), tirolische  Bergleute  nach  Klattau  zur  Erstattung  eines  Gut- 
achtens Ober  die  dortigen  Gruben  abordnete®^),  die  Ernennung  des  Christoph 
von  Gendorf  zum  Ber^liauptmann  von  Böhmen  erwirkte*»*),  die  Versorgung,' 
der  Ixihmiseheu  Kronläuder  mit  G mundner  Salz  einleitete**),  steirisches 
Eisen  in  der  Lausitz  zu  verwenden  vorschlug®*),  ungarische  Reben  an  die 
Ufer  der  Moldau  verprtanzte**^),  den  Forstmeister  von  Böhmen  an  die 
dortige  Kammer  verwies  (mit  dem  bezeichnenden  Beisatze:  „wie  in  an- 
deren Erbländem  auch  geschieht")®^)  u.  s.  w.  Man  sieht  welche  Wech- 
sell>eziehungen  zwischen  den  einzelnen  österreichischen  Provinzen  sich  in 
Bälde  entwickelten,  nachdem  einmal  die  Finanzverwaltung  konzentrirt 
worden  war.  Oesterreichs  Konstituirung  zu  einem  volks-  und  staats- 
wirthschafllichen  Ganzen  hat  damit  begoimen.^**) 

Auch  die  Entstehung  eines  österreichischen  Gesammtadels  durch 
das  Zusammentreffen  der  der  Nationalität  wie  dem  Stammsitze  nach  ver- 
schiedenartij,'sten  Adelselemente  am  österreichischen  Hofe,  durch  den  Ver- 
kehr und  die  Verschwägerung  dieser  Elemente  unter  sich,  durch  rezi- 
proken Gütererwerb  in  den  einzelnen,  oft  noch  so  entlegenen  Theilen  des 
Keiches  und  durch  den  in  Gestalt  von  Indigenats-Verleihungen  erfolgten 
Austausch  landsmaimschaftlicher  Begrflssungen  —  reicht  in  diese  Zeit 
oder  doch  in  die  nächstfolgende  d.  i.  in  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
zurück.**)  Im  Jahre  1554  finden  wir  unter  Ferdinands  Hofdienerschaft 
Herren  von  Auersperg  und  Starhemberg  neben  Gabriel  und  Michael 
Pereuy,  Nikolaus  Bäthory,  Christ  Orszägh,  Franz  Török,  Joh.  Keudy, 
Job.  Kliedey,  Kaspar  Homonnay  und  anderen  Ungarn,  fenier  Herren 
von  IVautson,  Strein,  Tannhauser  und  Liechtenstein  neben  Wenzel  von 
Zierotin,  Nikolaus  von  Meseritsch,  Jaroslaw  Schmierschitzk),  Hanns 
Spanarsky,  Friedrich  von  Waldstein,  Ludwig  von  Tabor  und  anderen 
Böhmen,  dann  Herren  von  Bräuner  und  Heissenstein  neben  Gabriel  von 
Kollonitsch,  J.  Fr.  von  Modrusch,  Joh.  Pethö  und  anderen  Kroaten, 
endlich  Tiroler  italienischer  Nationalität,  wie:  die  Grafen  Cypriau 
von  Arko  und  Maximilian  von  liOdrou,  Herren  von  Campegi,  Kiza,  Angelo, 
Valentim  u.  s.  w.«")  Dif  Pälffy,  Zriny,  Pethö,  Krdödy,  Krussich, 

U I  >1 1  r  m  a  n  u  ,  « •r%rU    .Irr  ß*<«rr.  OmWBHWafM— .  I.  ANIil  2 
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Thuröciy,  QyuUy  etc.  gingen  damals  bereit«  eheliche  Verbindungen 
mit  TOclitem  böhmischer,  mahriiH*her  und  niederOstemMchisdier  Ka?aliere 
ein'*):  ja  bis  nach  Tirol  hinein  ersta'ckten  sich  soldie  Verschwftgenm- 
gen,  seit  der  nachmalige  tirolische  LandesitlrBt  Erzherzog  Ferdinand  in 
Böhmen  als  königlicher  Statthalter  Hof  hielt  und  Tiroler  dahin  zog, 
während  er  sich  später  von  böhmischen  Kavalieren,  einem  Kolowrat  und 
einem  Lobkowitz  etc.,  nach  Tirol  l)eploiten  Hess.*')  Zuvor  schon  hatten 
zu  Innsbruck  am  Hofe  der  „königlicheu  Kinder"',  welche  bekanntlich 
Ferdinand  I.  hier  erziehen  Hess,  Joh.  Freih.  von  Lamberg  als  Obersthof- 
meister,  Amia  von  Swetkovics,  dessen  Gemahlin,  als  Obersthofmeisterin, 
Ursula  von  Pempfflinger  aus  Siebenbürgen  als  Kammerfrüulein,  ein  Sohn 
des  Maximilian  Freih.  von  Pempftünger,  femer  Oraf  Christoph  von  Pösing 
ans  Ungarn  und  ein  Neife  des  Grosswardeiner  Bischofs  Mazedoniai  als 
Edelknaben  gelebt'^)  In  den  Jahren  1561—1563  wurden  die  Grafen 
Sdpio  von  Arko,  Franz  und  Ambros  von  Thun,  die  Freiherm  Kaspar  und 
Christoph  von  Völs  (sämmtlich  Tiroler),  dann  Ludwig  Freih.  von  üu- 
gnad  aus  Krain,  Erasmus  Freih.  von  Windischgrätz  aus  Steiermark 
und  Balthasar  Batthyäny  aus  Ungarn  der  böhmischen  Adelsmatrikel 
einverleibt •*);  das  ungarische  Indigenat  aber  erhielten:  1559  Graf 
Pyrhus  von  Arko  (Gemahl  der  Margaretha  Sz^chy  von  Felsö-Lendva),  1563 
Graf  Scipio  von  Arko,  Leonhard  Freih.  von  Harrach  mit  seinen  beiden 
Söhnen,  Adam  Ungnad,  (Freih.  zu  Suunegkh)  und  Georg  Pruskowsky  von 
Pruskow,  1572  Joh.  Rueber  von  Pixendorf  und  Ladislaus  Poppel  von 
Lobkowitz. '')  In  die  krainische  Adelsmatrikel  wurden  um  diese  Zeit 
die  Gussich,  Jurischitsch,  llliasich  und  Blagay  aus  Kroatien,  die  Alapi 
undSzögy^nyi  aus  Ungarn ^^);  in  die  Steiermark i sehe  wurden  unterm 
17.  Januar  1542  die  Zriny,  1556  die  Tahy,  1565  die  Sz^kely*^);  in  die 
des  Landes  unter  der  Enns  wurden  1550  die  Bräuner,  Tannhauser 
und  Windischgrätz  aus  Steiermark,  die  Trautson  aus  Tirol,  die  Thurzo 
ans  Ungarn,  1553  die  Kainach  und  Saurau  aus  Steiermark,  1554  die 
Oppersdorf  aus  Schlesien,  1563  die  Pethö  aus  Kroatien,  1568  die  For- 
gto  ans  Ungarn,  bald  darauf  (1570—1585)  die  Pälfiy,  Kollonitsch  und 
Döczy  aufgenommen.*^)  Im  Allgemeinen  waren  die  Stände  des  Landes 
unter  der  Eons  allerdings  wider  die  Einwanderung  ungarischer  und  kroa- 
tischer Adelsgeschlechter  tmd  namentlich  gegen  das  Sesshaftwerden  der- 
selben an  der  Grenze,  sei  es  nun,  dass  sie  selbe  i'flr  geheime  VerbQndete 
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der  TQrken,  oder  dass  sie  sie  für  allzu  imgestOme  Feinde  Letzterer,  die 
daher  leicht  zu  Verwicklungen  Anlass  geben  könnten,  hielten.  Einige 
Familien,  wie  die  R^vay  und  Vlasits,  mussten  demzufolge  hier  kurz  zuvor 
erkaufte  Oflter  wieder  abtreten.  Andere,  wie  z.  B.  den  Wolfgang  Balassa, 
welcher  die  Herrschaft  Ulrichskirchen  angekauft  hatte,  beschfltzte  die  Re- 
gierung in  ihrem  Besitze,  obschon  die  Stände  im  Jahre  1558  gegen  die 
Erwerbung  liegenden  Eigenthumes  durch  Ungarn  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes  ausdrficklich  Protest  erhoben  hatten,  und  auf  den  besonderen 
Wunscli  des  Kaisers  gestatteten  diese  nachträglich  auch,  dass  die  Zriny 
und  Nädasdy,  der  Graner  Erzbischof  und  Andere,  welche  zuvor  schon 
Eigenthümer  vohWienerHäusern  geworden  waren,  dieselben  behalten 
durften.*^  Dagegen  blieb  Ladislaus  Kerecs^ny,  welcher  im  Jahre  1560 
die  grosse  Nikolsburger  Herrschaft  in  Mähren  erworben  hatte,  seitens 
der  hiesigen  Stände  völlig  unbehelliget*®*^  und  die  des  Landes  unter 
der  Enns  verwischten  den  üblen  Eindruck,  welche  jenes  abwehrende 
Verhalten  jenseits  der  Leitha  hervorbringen  musste,  bald  ¥rieder  nicht  nur 
durch  die  bereits  ermähnten  Indigenats-Verleihungen,  sondern  auch  durch 
hochherzige  Anerkennung  der  Verdienste,  welche  sich  Niklas  Pdlffy  11. 
in  Verbindung  mit  dem  Freiherrn  Adolph  von  Schwarzenberg  durch  Er- 
<»lH'nin«(  der  Festung  Raab  um  ganz  Oesterreich,  ja  um  die  Christenheit, 
«M'warb.*®*)  Wien  erfreute  sich  um  das  Jahr  1567  eines  so  starken  Zu- 
spruchs von  Seite  des  ungarischen  Adels,  dass  dieser  es  sogar  der  Mfllie 
werth  fand,  die  Befreiung  der  ihm  dahin  aus  Ungarn  nachgeschickten 
Viktualien  vom  Zwisclienzolle  auf  dem  Landtage  zur  Sprache  zu  bringen, 
wobei  auch  der  Markgrafschaft  Mähren  als  eines  Aufenthaltsortes  vieler 
ungarischer  Edelleute  gedacht  ward*®^),  und  es  wären  ihrer  noch  weit 
Mehrere  dorthin  abersiedelt,  hätten  sie  von  Vorne  herein  eine  freundlichere 
Aufnahme  zu  gewärtigen  gehabt  Freilich  war  besagte  Annäherung  zu- 
nächst und  vornehmlich  nur  eine  Folge  der  drängenden  Tarkenkriege  •••); 
aber  sie  trug  gleichwohl  manche,  wenn  auch  erst  spät  reifende  Prflclitt», 
die  der  Durchftihrung  der  Gesammtstaatridee  zu  Gute  kamen,  so  lange 
in  Ungarn  ülx'rimupt  noch  der  hohe  Adel  den  Ton  angab.  So  ist  z.  B. 
bekamit  (und  icli  werde  noch  darauf  zu  sprechen  kommen),  welch'  groBsen 
Dienst  die  Familie  Pdlffy  dem  Gesammtstaate  erwiesen  hat,  als  es  sksh 
um  die  Annahme  der  pragmatischen  Sanktion  aeitena  der  un- 
garischen Stände  handelte.  Dieselbe  trat  hieftlr  nicht  Howohl  als  nngtriach« 
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Magnat^Dfaiuilic,  demi  alt  QUed  des  OsterreiofaiBohen  QesammtadelB  in  die 
Sduanken,  als  welches  sie  sich  jenen  Verbindungen  zufolge  l&ngst 
fllhlen  gelernt  hatte.  Gleiches  gilt  von  der  Jahrhunderte  lang  Oesterreich 
freundlichen,  in  Ungarn  zum  Sprichworte  gewordenen  Gesinnung  der 
Familien  Erd<)dy,  Pethö,  Gyulay  etc. 

Ein  weiteres  Bindemittel  gab  das  Beamtenthum  ab. 

£s  half  wenig,  dass  die  böhmischen  Stände  gegen  die  An-: 
Stellung  fremder  Beamten  Einsprache  erhoben J"^)  Ferdinand  konnte  un-j 
möglich  durch  derlei  engherzige  Rficksicbten  an  dem  gi*08sen  Werke  sich! 
beiiiudem  lassen,  dessen  Vollbringung  gleichzeitig  dieselben  Stimmen  von 
ihm  forderten,  welche,  des  darin  liegenden  Widerspruchs  nicht  achtend, 
ihm  Halt  geboten,  so  oft  er  kräftig  ausgriff. 

In  Ungarn  fand  nun  unter  Einilussnahme  der  Wiener  Hofkammer 
gleichfalls  fremdes  Beamtenthum  mehr  und  mehr  Euigang.  Geor^  Werner 
(Wemher)  flbemalim  die  Verwaltung  der  oberungarischen  Krongüter*"'); 
Mathias  Freih.  v.  Taxis  organisirte  1540  das  ungarische  Postwesen*"*) 
und  hatte  den  Freiherm  Martin  von  Paar,  welcher,  auf  einer  Dienstreise 
begriffen,  1557  zu  Kaschau  starb,  zum  Nachfolger  *"\);  Wolfgang  Buttler 
?rurde  1531,  Thomas  Brandorffer  1559  Rath  der  ungarischen  Kammer*"^), 
welche  zu  Pressburg  ihren  Sitz  hatte. 

Eine  eigenthümliche  Bewandtniss  hatte  es  mit  dem  Heirathsgute  der 
Königin- Wittibe  Maria,  wozu  die  niedenmgarischen  BergstÄdte  (Schenmitz, 
Krenmitz,  Neusohl  etc.),  die  Marmai'oser  Salzgrubeu,  die  Insel  Csepel  mit 
der  Serbenkolonie  Raczkeve  u.  a.  Orten,  die  Herrschaften  Altsohl,  Altofen, 
Huszt,  Konyha,  Munkäcs  und  l)i(5sg}'ör,  endlich  die  Marktflecken  Bereghsäss, 
Miskölcz,  Mohj,  Mezökevesd  und  Mezö-Keresztes  gehöi-ten.  *^^)  Diesen 
Gflter-Komplex  verwaltete  bis  zum  Jahre  1550,  wo  die  Königin- Wittwe 
ihn  ihren  beiden  Brüdern  ins  volle  Eigentimm  abtrat,  die  mit  der 
niederösterreichischen  Regierung  vereinigte  n.  ö.  Kammer, 
so  weit  er  nicht  verpfändet  oder  m  Femdeshand  war.**")  Die  Oberleitung 
der  diesfUlligen  Verwaltungsgeschäfte  besorgte  ein  von  Maria  da/u  ein- 
Administrations-Kath  im  Einvernehmen  mit  der  Wiener  Hof- 
r,  welche  Ferdinands  anwartschaftliche  Rechte  wahrnahm  und  deren 
sachverstSndige  Mitwirkung  der  Königin- Wittwe  selber  willkommen  sein 
mosste.  Vom  Jahre  1550  ab  dirigirte  jedoch  die  Hofkammer  allein  den 
jganzen  Betrieb     W'w  gerne  auch  die  ungarisclien  Stände  hierauf  Einfluss 
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genommen  hätten:  Ferdinand  wehrte  ihnen  dies  mit  aller  Entschieden- 
heit, gleich  wie  er  Oberhaupt  an  dem  Grundsatze  festhielt:  dass  er  mit 
den  königlichen  Einküntlen  beliebig  schalten  und  walten  dürfe,  ohne  dass 
dadurch  die  ungarische  Verfassung  im  Mindesten  verletzt  wflrde.**«)  So 
finden  wir  denn  auf  jenem  Güter-Komplexe  schon  in  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  Deutsche  und  Slaven  in  Menge  als  Verwalter  und 
Burghüter  angestellt  Christoph  von  Tlium,  ein  Kärntner,  war  Kammer- 
graf zu  Neusohl  und  hütete  die  Burgen  Vegles,  Dobranyva  und  Lipcse**^; 
Sebastian  Pempfflinger,  ein  Siebenbürger  Sachse,  trug  Didsgyör  von  der 
Königin- Wittwe  zu  Lehen** 3);  Mathias  Broderich  war  1546  Leiter  der 
Marmaroser  Salinen  im  Dienste  der  Königin*'^);  Joh.  Dubravitzky  stund 
um  1330  der  Schenmitzer,  um  1540  der  Krenmitzer  Kammer  vor.***) 
Auf  ersterem  Posten  folgten  nach  Dubravitzky:  Bernhard  Böheim  (1536), 
Peter  Mathias  de  Gin  (1537),  Peter  Hildebrand  (1540),  Thadäns  Bart- 
felder (1542),  Hanns  Scharberger  (1543),  Wolfgang  RhoU  (1560)  und 
Nikolaus  Kneussl  (1560).**^) 

Die  meisten  Ernennungen  vermittelte,  wie  gesagt,  die  Hofkaramer 
vermöge  ihrer  ausgebreiteten  Personalkenntnisse  und  kraft  ihrer  ausge- 
dehnten Amtsgewalt  Da  die  längs  der  Westgrenze  Ungarns  von  Press- 
burg abwärts  eingehenden  Dreissigst-Gebühren  ihr  als  unmittelbare  Dotation 
zugewiesen  waren**'),  bestellte  sie  auch  die  betreffenden  Einnehmer.**®) 
Die  übrigen  Dreissigstämter  hatte  die  ungarische  Kammer  unter 
sich.  Was  von  dieser  zu  bestreiten  war,  bestimmte  ebenfalls  wieder  die 
Hofkamnier  mittelst  Geldanweisungen,  die,  soweit  der  Kassastand  reichte, 
nicht  zurückgewiesen  werden  durften.**^)  ^emgemftss  hatte  die  Kammer 
auch  der  Hofkammer  Rechnung  zu  legen  und  dass  sie  dieser  Pflicht  nach- 
kam, beweisen  die  noch  im  Archive  des  k.  k.  Finanzministeriums  zu  Wkn 
vorhandenen  Gebahrungs-Ausweise  denelbeii. 

Ein  Distrikt  Ungarns  noch  war  ausser  dem  oben  erwähnten  Witthums- 
Bereiche  (und  von  den  Zapolya'schen  Eroberungen  abgesehen)  der  unga- 
rischen Kanmier  damals  ganz  entzogen  und  das  war  jenes  Gebiet  im 
nchten  Leithaufer,  welches  schon  Kaiser  Friedrich  111.,  auf  Schuldrer- 
sihreibungen  gestützt,  okkupirt  hatte *^")  und  das  erst  unter  Ferdinand  UI. 
wieder  unt*>r  die  Verwaltung  ungarischer  Behörden  kam*^*);  ein  Gebiet, 
(Irsscii  äusserst«»  Grenzpunkte  Brück  an  der  Leitha,  Ungarisch-Altwiburjf, 
MeUer  (üu  Wivselburgerj,  Csoma,  KapuvÄr,  Horpäts,  Csepregh  und  Blei- 
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graben  (im  Oedenbur^r),  Oflns,  der  (iOnser-Berg  und  Bernstein  (im 
Bkenbttiger  KonttUie)  waren.  ^^^)  Innerlialb  dieser  Grenzen  gebot  gleich- 
ftUs  die  niederOsterreichiBche  Regierung,  benehongsweiBe  die  hiemit  ver- 
einigte Kammer.*'')  Rflcksichtlich  der  Unterordnung  unter  die  Wiener 
Hofkanimer  machte  das  aber  keinen  Unterschied. 

Eine  dritte  Ungarn  betreflfendc  Funktion  der  nicderOsterreirln  <  ii 'ii 
Regierung  und  Kammer  war  in  den  ersten  Regierungsjahren  Fenliiiaiul.> 
die  Ausmittlung  und  Bestreitung  der  Kriegsauslagen  f'flr 
Ungarn.  1'^)  Später  besorgte  die  Hofkammer  diese  Qesch&fte,  bis  mit 
der  Enichtung  des  Hofkriegsratlies  die  Ausmittlung  des  Kriegsbedarfs  fQr 
die  ganze  Monarchie  und  somit  auch  für  Ungarn  an  diesen  flberging,  wo- 
gegen die  Beischaffung  des  dazu  nöthigen  Geldes  in  höchster  Instanz 
nach  wie  vor  Sache  der  Hofkammer  warJ^s) 

Von  der  Einflussnahme  Letzterer  auf  das  siebenbfirgische  l«Hnanz- 
wesen  gibt  die  Instruktion  d.  d.  Prag,  1.  Jan.  1552  Zeugiüss,  mit  wel- 
cher sie  die  damals  nach  Siebenbürgen  gescliickten  Itegierungs-Komraissäre 
Paul  Bomemisza  und  Georg  Werner  versah.  *2 6)  Doch  entschlüpfte  damals 
Siebenbürgen  so  schnell  meder  der  österreichischen  Herrschaft,  dass  an 
die  Einsetzung  österreichischer  Beamten  dortselbst  damals  gar  nicht  mit 
Ernst  gegangen  werden  konnte. 

Der  „Hofrath",  welchen  Ferdinand  1.  voniehmlich  zur  Prozess- 
ReWsion  im  Jahre  1526  errichtete  *2  7)^  war  nur  so  lange  eine  Central- 
stelle  und  somit  auch  ein  Vereinigungspunkt  fttr  ganz  Oesterreich,  als 
dieses  noch  Ungarn  und  Böhmen  nicht  in  sich  l)egrift',  also  kaum  ein 
Jahr  lang.  Denn  jedes  dieser  beiden  Königreiche  hatte  von 
Alters  her  und  behielt  auch  nach  seiner  Vereinigung  mit  Altösterreich 
seinen  eigenen  Landessenat  (Hofrath),  der  sich  in  des  Königs 
Abwesenheit  zunächst  um  den  jeweiligen  Landeschef  als  dessen  Beirath 
gruppirte,  auch  oberster  Gerichtshof  für  die  nach  dem  betreftenden  Land- 
rechte zu  entscheidenden  Streitigkeiten  war,  und  aus  dem  sich  einer  Seits 
das  böhmische,  anderer  Seits  das  ungarische  Hofkanzlei-Gremium  als 
eine  Art  Delegation  entwickelteres) 

So  erklärt  sich  die  in  den  österreichischen  Staatsschematismen  bis 
zum  Jahre  1749  (wo  das  böhmische  Hofkanzlei-Oremium  als  abgeson- 
derte Behörde  zu  bestehen  aufliörte)  vorkommende  Benennung  „KgL  böhm. 
Hofrath  und  Kanzlei"",  gleich  wie  ja  aus  demselben  Grunde  noch  ein 
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Jahrhundert  später  der  offizielle  Titel  der  kurzweg  .,die  ungar.  Hofkanzlei'' 
genannten  Beh^^rde  ,J^gl.  ungar.  Hofrat h  und  Kanzlei'*  lautete.  Der  erb- 
ländische  Hoirath  aber  löste  sich  schon  mit  dem  Tode  Ferdinands  I. 
auf,  zu  welcher  Zeit  ja  bekanntlich  die  deutschen  Erblande  in  drei, 
abgesondert  regierte  Gruppen  zerfielen. *^') 

Ob  Ferdinand  I.  bereits  Wien  zum  Mittel-  und  Schwerpunkt  Oester- 
reichs  ausersehen  hatte,  steht  nicht  ausser  Zweifel.  In  der  oberösterr. 
Kammerordnung  vom  13.  Sept  1536*^^)  sind  wenigstens  noch  die  Städte 
Prag,  Wien  und  Innsbruck  als  die  4^1ätze,  da  gewondlich  vnd  am  maisten 
vnnsere  beharrliche  Hofhaltung  ist  vnd  khonftiglich  sein  wirdet^  bezeich- 
net und  Ferdinand  wechselte  so  oft  den  Aufenthalt,  dass  es  in  der  That 
schwer  ist,  zu  sagen,  wo  er  eigentlich  residirte.*'*)  Wien  mied  er  aus 
bekannten  Gründen  in  den  ersten  Jahren  seiner  Kegierung  fast  ängstlidi. 
Er  kam  am  29.  August  1522  zum  ersten  Male  dahin  und  nahm  da  erst 
im  Jalire  1524  einen  längeren  Aufenthalt  (nämlich  vom  19.  Juli  bis 
7.  Nov.).  Die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1527  und  die  ersten  beiden 
Monate  des  darauf  folgenden  brachte  er  grOsstentheils  in  Ungarn  zu. 
Bald  darauf  ging  er  auf  6  Monate  nach  Böhmen.  Gegen  Ende  Oktober 
1528  finden  wir  ihn  wieder  in  Ungarn,  nämlich  zu  Pressburg  und  dann 
reiste  er  nach  kurzem  Aufenthalte  in  Wien  über  Klagenfurt  nach  Tirol 
und  von  da  ins  deutsche  Reich.  So  ging  es  beinahe  seine  ganze  Ke- 
gierungszeit  über  fort  Erst  vom  Jahre  1533  an  wurden  seine  Aufent- 
halte in  Wien  länger  und  machte  er  meist  nur  von  hier  aus  alle 
Jahre  eine  Heise  entweder  ins  deutsche  fieidi  oder  nach  Böhmen,  hie 
und  da  wolü  auch  ohne  weitere  Fortsetzung  nach  Tirol.  Von  den  letzten 
fünfzehn  Jahren  seines  Lebens  brachte  er  die  grössere  Hälfte  in  Wien  zu. 
Wiederholt  verstrichen  nun  13,  15  und  mehr  Monate,  ohne  dass  Ferdinand 
sich  von  Wien  auf  längere  Zeit  entfernte.*'^)  Da  kam  es  denn  wohl 
auch  vor,  dass  Ferdinand  Wien  seuio  nHaubtstadt**  nannte*'')  und  es  ist 
jedenfalls  beachtenswerth,  dass  im  Jahre  1563,  als  sein  Sohn  Maximilian 
narh  Pressburg  zur  Krönung  sich  begab,  ein  bewaflhetes  Korps  der 
Wiener  Bflrgerscliaft  dessen  Bedeckung  bildete,  während  dessen  An- 
wesenheit zu  Pressburg  die  Thore  der  Krönungsstadt  beeetst  hielt  und  die 
hiesige  Schlosswache  bezog.  *'^) 
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n. 


Die  Absonderung  der  oberösterreichischen  Lande  w&hrte  mit 
perinpen  Unterbrei'hunpon  vom  Jalire  1565  bis  1665,  also  geradezu  ein 
Jahrhundert  lang');  die  der  innerösterreichischen  Lande  jedoch  nur 
von  1565  bis  1619.  Sie  zog  rOcksichtlich  dieser  Lande  eine  vollständige 
jf  Deoentralisation  aller  Verwaltungsgeschäfbe  nach  sich.  Kaum,  dass  der 
Wiener  Ho fkriegsrath,  die  kaiserliche  Autorität  vorschützend,  damals 
in  vereinzelten  Fällen  ein  alle  Erblande  umfassendes  Projekt  mehr  durch- 
zusetzen vermochte.^)  Die  allgemeine  österreichische  Hofkanzlei 
rousste  damals  zu  Umwegen  ihre  Zuflucht  nehmen,  wollte  sie  in  Inner- 
oder Oberösterreich  etwas  ausrichten,  verdiente  daher  auch  kaum  mehr 
diese  Benennung.^)  Die  allgemeine  Hofkammer  sah  sich  in  ihrem 
Wirken  den  deutschen  Erblanden  gegenüber  vollends  auf  das  kleine  Erz- 
herzogthum  Oesterreich  beschränkt.  Und  selbst  nachdem  die  Absondenmg 
I4wfgehört  hatte,  verging  noch  manches  Jahrzehent,  bis  die  im  Jahre  1565 
tlausgerenkten  Glieder  dem  österreichischen  Keichskörper  wieder  lebenskräftig 
'  eingefagt  waren.  Es  konnte  hievon  eigentlich  erst  unter  Maria  llieresia 
die  Rede  sein.  Dennoch  erstarb  in  den  getrennten  Gliedern 
nicht  das  Bewusstsein  der  Zusammengehörigkeit:  ja,  der 
Wunsch  nach  Vereinigung  unter  sich  und  mit  der  böhmisch-ungarischen 
Lindergruppe  regte  sich  da  um  so  lebhafter,  je  weniger  die  gleichzeitigen 
Verwaltungszustände  seine  Verwirklichung  begünstigten.  So  kam  es  z.  B. 
im  Jahre  1578  auf  dem  Brucker  Ausschusstage  zu  einer  Erneuerung  der 
alten  Qeldbnisse,  mittelst  welcher  die  Stände  Nieder-  und  Inner- 
österreichs schon  unter  Maximilian  1.  sich  wechselseitigen  Beistand 
zugescfaworen  hatten«),  und  im  Jahre  1592  bewilligte  der  engere  Aus- 
sdrass  der  tiroler  Landschaft  einen   namhaften  Beitrag  zur  Be- 
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schützung  der  kroatisch-slavonischen  Militärgrenze,  um  die  innerösterrei- 
ehischen  Lande  ihrer  diesfälligen ,  sie  schwer  drflckenden  Verpflichtungen 
theil weise  zu  entheben.*)  Im  März  1601  widmete  der  Innsbrucker 
Landtag  neuerdings  eine  grosse  Geldsunune  (IlO,00()  fl.)  zur  Erleich- 
terung Innerösierreichs,  ebenso  im  Februar  1605;  im  Juli  1605  liess  er 
sich  sogar  die  Befestigung  des  Gratzer  Schlossberges  angelegen 
sein,  und  als  im  Mai  161 6  Sigmund  Freiherr  von  Sclirottenberg  im 
Namen  des  Erzherzogs  Ferdinand  von  Steiennark  auf  dem  Innsbrucker 
I^ndtage  erschien,  van  filr  den  friauler  Krieg  eine  Unterstützung  zu  er- 
wirken, resohirte  derselbe  zu  diesem  Zwecke  40,000  fl.*) 

Es  ist  femer  bekannt,  dass  zur  selben  Zeit,  wo  die  Tiroler  ihren 
«österreichischen  Patriotismus  so  glänzend  an  den  Tag  legten,  die  Inner- 
österreicher nicht  nur  mit  den  Niederösterreichem,  sondern  auch  mit  den 
Böhmen,  Mährem,  Schlesiem,  Ungarn,  Siebenbürgen!  und  Kroaten  Bünd- 
nisse schlössen,  denen  mindestens  in  territorialer  Beziehung  die  öster- 
reichische Gesammtstaatöidee  zu  Grunde  lag  imd  welche  einer  erspriess- 
lichen  Weiterentwicklung  im  Sinne  dieser  Idee  ßhig  gewesen  wären.  Die 
Wiener  Kont^erationsakte  vom  23.  Juni  1606  enthält  nicht  nur  die 
Zusiclierung  eines  freund  nachbarlichen  Verhaltens  der  Konföderirten  gegen 
einander,  sondern  auch  das  Versprechen,  mit  vereinten  Kräften  (coiyunctis 
viribus)  den  Kampf  wider  die  Türken  fortzusetzen,  und  die  Erklänmg, 
dass  innerhalb  der  vereinigten  I^änder  der  Handelsverkehr  gleichmässig 
frei  sein  soll.*)  Im  Pressburger  Bundesbriefe  vom  1.  Februar  1608 
nennen  sich  die  Verschworenen  mit  Bezugnahme  auf  jene  Uebereinbmfl 
bereits  ..Bundesverwandte"**)  und  bald  darauf  (1609)  taucht  auch  scJion 
der  Plan  auf,  einen  Central-Ausschuss  der  Stände  aller  unir-  • 
ten  Länder  einzusetzen,  welcher  die  Verwaltung  der  Qesanuntstaats- 
Angelegenheiten  auf  sich  zu  nehmen  hätte.*)  Im  Jahre  1612  erläuterte 
diesen  Plan  Karl  von  Zierotin,  dessen  UrhelxT,  dahin,  dass  unter 
tiesamnitstaats-AngelegiMiheiten  auch  Fragen  der  inneren  Wohlfahrtspflege 
/u  verstehen  wären,  wovon  j*»doch  die  Böhmen  nichts  wissen  wollten.'*^ 
Diesen  schwebte  damals  lediglich  ein  Schutz-  und  TmtzbQndniss  vor,  von 
dem  das  Gesetzgebungs-  »md  Verwaltongsrecht  der  einzelnen  Linder  gar 
nicht  bei-flhrt  würde.  Auf  dem  Linzer  Kongresse  vom  Jahre  1614  (er-/ 
öffnet  am  II.  und  geschlossen  am  25.  August)  erschieiien  Vertreter 
aller  Länder  der  deutscheu  Linie  des  Hauses  Habsburg  oder, 
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was  dasselbe  ist,  von  ganz  Oesterreich  mit  alleiniger  Ausnahme  Ober- 
Menviohs.  Es  wurde  da  eine  ^(tenoral-Defension''  in  Aussicht  genommen, 
vorerst  aber  nur  auf  Bescliwiohtiguug  der  Tflrken  eingerathen.  ")  Im 
August  des  folgenden  Jalin's  fand  eine  Wiederholung  dieser  Zusammen- 
kunft XU  Prag  statt,  von  welcher  indessen  diesmal  die  Ungarn  ferne 
hlielien  und  die  sich  Oberhaupt  zerschlug.*^)  Dagegen  fanden  sich  im 
.1.  1620  wieder  Kepr&senUuiten  aller  zu  Linz  vertreten  gewesenen  Länder 
zu  Praesbuiig  (Mitte  Januar)  und  zu  Prag  (Ende  April)  ein.*^)  Der  neue 
l^ressbuiiier  Pakt  fügte  zu  der  schon  früher  beschlossenen  Freiheit  des 
Handels  noch  Vereinbarungen  Aber  den  Münzfuss  (damit,  wie  es  im 
Art  21  heisst,  „die  Vereinigung  der  Gemüther  desto  gesicherU»r  sei")  und 
setzte  fest,  dass  derlei  Kongresse  von  nun  an  von  5  zu  5  Jahren  abge- 
halten werden  sollten,  wobei  dann  Gelegenheit  sich  darböte,  die  Verein- 
barungen auch  auf  andere  gemeinschaftliche  Bedürfnisse  auszudehnen.**) 
Ein  Schreiben  des  Grafen  Mathias  Thum  vom  10.  Juni  1619,  womit 
dieser  die  Bodenken  der  Ungarn,  au  einer  solchen  Zusammenkunft  neuer- 
dings theilzu nehmen,  zu  verscheuchen  sucht,  lässt  keinen  Zweifel  dainiber, 
dass  nunmelir  vor  Allen  die  Böhmen  auf  einen  mündlichen  Gedanken- 
austauscli  zwischen  Vertretern  der  unirten  Länder  drangen.  ,4ies  tanta  et  | 
ad  omnes  iwrtinens**  —  sclireibt  derselbe  aus  dem  Lager  vor  Wien  an 
die  ungarischen  Stände  —  „omnium  foederatarum  Provinciarum  Legatos  \ 
postulat''*^)  Die  revolutionären  Hintergedanken,  mit  welchen  sich  diese 
Yersanunlungen  trugen  und  die  allein  Ursache  waren,  dass  die  Oberöster- 
reicher sich  jeglicher  Theilnahme  daran  entschlugen  **),  Hessen  freilich 
da  keinen  wahrhatiten  östeiToiclüscheu  Patriotismus  aufkommen.  Ferdi- 
nand IL  trat  ihnen  auch  desshalb  henuneud  entgegen.  \\\  seinen  Augen 
war  eben  die  „hochschädliche  Union  der  böhmischen  llebellion  Mutter".* '^) 
Immerhin  ist  es  jedoch  merkwürdig,  dass  die  Völker  Oesterreichs  in  einer 
Zeit  der  wildesten  Anarchie,  wo  sie  allen  äusseren  Zusannnonhaltes  er- 
naangelten,  den  Staats  verband ,  welchen  das  Haus  Habsburg  um  sie  ge- 
schlungen hatte,  nicht  nur  respektirten,  sondern  sogar  innerhalb  desselben 
sich  enger  an  einander  schlössen,  als  das  Geheiss  der  Fürsten 
sie  zu  vereinigen  vermocht  haben  würde 

Anderer  Seits  ward  die  Gesammtsl.uilsid^r  auch  in  den  Kegie-/ 
rungskreisen  trotz  der  hier  beliel)ti>u  LamlerUieilungen  dimials  nicht! 
ganz  verläugnet    Gleich  wie  Ferdinand  L  die  von  ihm  durch  das! 
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Kodizil  vom  25.  Februar  1554  vorgenommene  ,»Auszaigung'*  der  deutschen 
Erblande  dahin  verstanden  wissen  wollte,  dass  der  Haussenior  gleichwohl 
jederzeit  die  oberste  Gewalt  über  die  getlieilten  Länder  behalte'*):  so 
weigerte  sich  auch  lludolph  11^  nach  dem  Tode  des  Erzherzogs  Ferdinand 
von  Tirol  in  eine  weitere  Zerstückelung  der  oberösterreichischen  Erbbude 
zu  willigen  *%  und  einigten  sich  auch  dessen  Brüder  mit  ihm  dahin:  dass 
die  Untheilbarkeit  des  gesanmaten  Österreichischen  Besitzstandes 
unterm  5.  Febniar  1602  neuerdings  zu  einem  unverbrüchlidien  Uausgesetze 
erklärt  wurde.  ^^  Es  ist  femer  in  dieser  Beziehung  sehr  bezeichnend, 
dass  das  deutsche  Haus  Habsburg,  wälirend  die  Erblande  zersplittert 
waren,  auf  den  Thron  Ungarns  und  Böhmens  stets  denjenigen  Prinzen 
aus  seiner  Mitte  zu  bringen  suchte,  dessen  8))ezielles  Erbe  das  Stamm- 
land der  Monarchie  und  der  zugleich  des  Hauses  Aeltester  war 
oder  doch  die  nächste  Aussicht  hatte,  es  zu  werden.  Wenn  die  österrei- 
chischen Erzherzoge  am  25.  April  1606  den  Mathias  zum  Oberhaupte 
ihres  Hauses  erklärten  2')  und  Ferdinand  II.  sich  nicht  eher  die  Kronen 
Tngams  und  Böhmens  aufsetzen  Hess,  als  er  von  Matliias  adoptirt  war: 
so  geschah  das  der  Gcsammtstaatsidee  zu  Liebe.  Auf  dem  Linzer  Kon- 
irresse  vom  Jahre  1614  sehen  wir  den  Hofkanzler  des  Mathias  (Johann 
Ludwig  V.  Ulm)  mit  den  Funktionen  eines  österreichischen  Staats- 
ini niste  rs  betraut  Die  Erzherzoge  Ferdinand  und  Maximilian  ordneten 
sich,  oböchon  sie  —  dieser  in  Ober-,  jener  in  luner-Oesterreich  —  Ke- 
gentenrcchte  ausübten  und  ihre  speziellen  Unterthanen  den  Kongress  nicht 
l)eschickten,  doch  gerade  bei  diesem  Anlasse  dem  Haussenior  unter.  Kaum 
.ib<»r  war  Ferdinand  IL  zur  Regierung  Gesamnitösterreichs '*)  gelangt«  so 
l»oschäftigtc  ihn  der  Gedanke:  ob  es  nicht  zu  seines  Hauses  höcJister 
.Reputation  und  Ehre'^  gereichen  würde,  wenn  alle  deutschen  Erblande 
/u  einem  Königreiche  vereiniget  wären.  Er  erinnerte  sich  dabei  der 
ii  Vorsätze  seiner  Ahnen  ^^)  und  jener  behmgreichen  Stelle  in 
Min  i\ 'iilirmationsbriefe  Karis  V.  über  die  dem  Hause  Oesterreich  zuste- 
Iwndcn  FreiheiWn,  wo  es  (§.  37)  heisst;  „Alles,  so  der  Erzherzog 
zu  Oesterreich  besitzet  und  innehat,  das  soll  sein  und 
ht'isscn  Das  Erzherzogthumb  zu  Oesterreich**.  Durfte  er  gleich 
Aonl«>rliand  nocli  nicht  daran  denken,  diesen  Satz  aoch  auf  die  ungarischen 
Miul  buhniischen  Kronländer  anzuwenden,  so  wollte  er  wenigstens  die  deut- 
chen Erblande  unitiziren,  indem  er  ein  Königreich  aus  ihnen 
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würde.  Unterm  29.  April  1623  thoilte  er  dieses  sein  Vorhaben  seinem 
fimder  Leopold  mit  und  verlangte  er  von  demselben  ein  Gutachfeen  da- 
rOber.  Leopold  zog  wieder  mehrere  seiner  Vertmuten  zu  Käthe,  welche 
gelbeflfeer  Andoht  waren.  Joh.  Lindner  und  Karl  Stredele  waren  dagegen. 
Sie  fltanchfeefeen:  das  neue  Königreich  wflrde  von  den  Karsten  und  Ständen 
des  römisch-deotsohen  Reiches  mit  scheelen  Augen  angesehen,  vielleicht 
auch  nicht  vom  Papste  anerkannt  werden  und  zu  bedenklichen  Erbfolge- 
Streitigkeiten  Anlass  geben.  Hinwieder  meint«  Hanns  ChriHU>ph  von  Sta- 
dion: alle  getreuen  Käthe  mQssten  bekennen,  „dass  die  Conjunction  der 
Lande  und  da  alle  österr.  nun  anher  beklianten  Provinzien  zu  einem 
KO>nigreich  erhoben  wflrden,  solches  nit  allein  den  Landen  selbsien  hoch 
nützlich  vnd  tröstlich,  sondern  auch  zur  Erhaltung  der  katholischen  Ke- 
ligion  und  Consen^ation  des  hochlöbl.  kgl.  Hauses  von  Oesterreich  . . . 
hoch  fOrständig  sein  würde,  wie  das  die  Erfaniuss  selbst  zu  erkennen 
[ibt,  dass  alle  die  Länder,  die  Einen  König,  Einen  Glauben 
nd  Ein  Gesetz  haben,  am  friedlichsten  und  glOckselig- 
ten  regiert  und  konserviert  werden;  nam  unita  manus 
issipata  est  fortior."  Was  Erzherzog  Leopold  von  Tirol  schliess- 
lich antwortete,  ist  mir  nicht  bekannt  Vom  Hoch-  imd  Deutschmeister 
Erzherzog  Karl  liegt  aber  ein  Brief  (d.  d.  Neisse,  14.  Mai  1623)  vor, 
aus  welchem  erhellt,  dass  dieser  uachgebome  Bruder  Ferdinands  mit 
dem  Projekte  ganz  und  gar  nicht  einverstanden  war,  ja  sich  dadurch 
gekrankt  fühlte.  Ferdinand  scheint  daher  auch  dasselbe  nicht  weiter  ver- 
iolgt  zu  haben.2*)  Desto  eifriger  betrieb  er  die  Unterordnung  der  un^^\- 
^ischen  und  böhmischen  Kronländer  unter  die  Wiener  Centralstellen. 

In  Ungarn  hatten  die  Stände  selbst  auf  dem  Landtage  von  1569, 
also  noch  unter  Maximilian  IL,  dem  Landesfürsten  das  Kecht  zuerkimnt^ 
in  Militär-  und  Finanzsachen,  welche  nicht  das  Land  allein  an- 
gehen, durch  die  oben  geschildei*ten  Centralstellen  ^Vnordnungen 
zu  treffen.25)  Und  was  Kechtsentscheidungen  und  I*rivilegien  anbelangt, 
so  hatten  sie  sich  auf  dem  Landtage  von  1567  blos  die  Vergüustigimg 
ausgebeten,  dass  die  lediglich  auf  Ungarn  bezüglichen  fflrderliin 
durch  die  ungarische  Kanzleiexpedition  hinausgegeben  werden.^*)  Damit 
'      iten  sie  deutlich,  dass  gegen  eine  Einmischung  der  jülgemeinen 

1-  •• li'i  in  ungarisclie  Angelegeidieiten,  die  zugleich  auch  andere 

Provinzen  betreffen,  nichts  einzuwenden  sei,  oder  dass  sie  sich  selbe 
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118  ohne  Widerspruch  gefallen  lassen  wollten.  In  Wien  aber  fimd 
laaii  diese  Einmischung  um  so  gerechtfertigter,  als  man  dort  Ungarn 
durchaus  nicht  mehr  als  ein  selbständiges  Reich  ansah,  und 
demgemäss  auch  den  Fortbestand  des  Palatinats  für  eine  sinnlose  Ein- 
richtung hielt  ^^) 

Die  böhmischen  Stände  übertrugen  dem  LandeefOrsten  im  Jahre 
1565  ausdrücklich  das  Recht  der  beliebigen  Wahl  seiner  Kriegsräthe  ^^), 
was  einer  Anerkemiung  der  Autorität  des  Hofkriegsrathes  gleichkam.  Be- 
sagtes Bestreben  stiess  also  weder  in  Ungarn  noch  in  Böhmen  damals 
auf  prinzipielle  Hindemisse.  So  konnte  denn  auch  Maximilian  II.  in 
seiner  Hof  kriegskanzlei  -  Ordnung  von  1564  die  beiden  Königreiche  aus- 
drücklich als  unter  dieser  Kanzlei  beziehungsweise  dem  durch  sie  sprechen- 
den RaUis  -  Kollegium ,  stehend  bezeichnen,  ohne  dass  ihm  dies  verübelt 
worden  wäre.  Der  Einfiussnahme  der  Hofkammer  ist  es  zuzuschreiben, 
dass  Ungarn  (zunächst  der  niederungarische  Bergdistrikt)  im  Jahre  1573 
eine  Berg -Ordnung  erhielt,  welche  mit  der  1553  fllr  NiederOstenneich 
erlassenen  vielfach  verwandt  ist^»)  Die  Regelung  des  Geschäftsverkehres 
zwischen  der  Hofkammer  und  den  l)()hmischen  Landesstellen  erfolgte  behufs 
einer  strafferen  Centralisation  im  Jalire  1571.'^  Als  Kaiser  Rudolph  11. 
das  „ewige  und  immerwährende  Generalat  der  windischen  und  kroatischen 
(irenzen"  dem  Erzherzoge  Karl  von  Steiermark  übertrug,  welcher  sofort 
(1578)  fQr  die  ihm  in  dieser  Eigenschaft  zukommeuden  Geschäfte  ei  neu 
eigenen  Hofkriegsrath  zu  Gratz  errichtete,  Hessen  die  unga- 
rischen Stände  sich  das  gerne  gefallen.'^)  Die  gleichxeitige  Ernen- 
nung des  Erzherzogs  Ernst  zum  Oberbefeldshalier  über  die  ungarischen 
(trenzdislrikte  wurde  von  denselben  ebenso  wenig  beanstandet. 
Sie  erklärten  sich  zufrieden,  wenn  nur  die  Neuemannten  es  nicht  ganz 
verschmähen  würden,  bei  KriegsvoriUllen  auf  den  Rath  ungarischer  Ka- 
pazitäten zu  hören,  und  wenn  Erzherzog  Karl  ansseidflm  stete  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Ban  von  Kroatien  und  Slavonien  zu  handeln  gemhen  wollte. '') 

Organe  des  Wiener  Hofkriegsrathes  in  Ungarn  waren 
nach  dem  Osterreichischen  Staatsschematismus  von  1594"):  der  General* 
Feldoberst  in  Ungarn,  Christoph  Freiherr  von  Teufenbach,  der  obersti?  Pru- 
viantmeister  Wolfgang  Jörger,  Freiherr  zu  Tollet,  der  Kriegszahlmeister 
(Michael  Zeller),  der  Kontrolor  des  Kriegszahhimtee  (Jakob  Oronaoer), 
der  Zahlmeister  in  der  Zips  (Mich;i.l  INnuami u  der  Verwalter  des  Schiff- 
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roeigteramtes  (Balthasar  Sachs),  der  Oberst -Lieutenant  der  Kriegahupi- 
maimschaft  jenseits  der  Donau  (Jdnos  Tapolcsdny),  die  verschiedeaeii 
Ftatimgskommandanten,  1  Pronantkastiicr  /u  Hain)»urf(,  1  Koutrolor  dos 
obentfiD  l^roviantraeisters ,  4  Proviantaintiiverwalt4?r  mit  je  einem  Kon- 
trolor  (zu  Komom,  Kaab,  Totis  und  Kanischa),  1  Zeugzahlmeister, 
2  Baunhlmeister  (zu  Raab  und  Komom),  3  Bauschreil)er  (zu  Kanischa, 
Totis  und  Piipa),  19  Zeugwarte,  2  MustiTineister  und  2  Musterschreiber. 
Vom  GratzerHofkriegsrathe  aber  hiengen  ab:  der  Olierst  Ober  die 
vereinigte  kroatisch  -  slavonische  Militärgrenze  (Johann  Sigmund  Freihen* 
von  Herberstein)  mit  dem  Stabe  und  einem  kleinen  Häuflein  mobiler 
Mannschaften,  der  Oberst  -  Lieutenant  in  Kroatien  (Georg  liCnkovich)  mit 
5  mobilen  Huszaron  -  Eskadronen ,  der  Hauptmann  zu  Zengg  (Johann 
Barbo  zum  Wachsenstein),  der  Uskoken-P^hrer  zu  Sluin  (Peter  Freiherr 
von  Erdödy),  die  verschiedenen  Besatzungen  fester  Plätze  (mit  Ausnahme 
von  Zengg,  Karlsstadt,  Ogulin,  Warasdin,  Kreutz,  Kopreinitz,  St.  Georgen, 
Ivanich  und  Bichacz  durchweg  Eingeborene,  deren  Führer  „Woiwoden" 
hißssen),  und  2  Zeugwarte. 

Organe  der  Wiener  Hofkammer  in  Ungarn  waren  gleichzeitig: 
die  ungarische  Kammer  zu  Pressburg,  die  Zipser  Kammer  zu  Kaschau^*), 
das  Salzamt  zu  Pressburg  ^5),  die  Bergkammem  zu  Neusohl,  Kremnitz 
und  Schemuitz'^),  und  die  Oberdreissigst  -  Aemier  zu  Altenburg,  Pressburg 
und  in  Slavonien. 

Der  Wiener  Hofkammer  und  dem  Wiener  Hofkriegsrathe  waren 
ungarische  Dolmetscher  zugetheili  Hier  versah  diese  Stelle  im 
Jahre  1594  Martin  Schedl;  dort  Christoph  Vizkelety.^T)  Der  Hofkammer 
war  übrigens  auch  ein  Translator  ins  Czechische  mit  dem  Range 
eines  Kanzleischreibers  beigegeben.  ^^)  Die  Unterbehörden  letzterer  in 
Böhmen  waren:  die  böhmische  Kammer  sammt  Kanzlei  (mit  einer 
deutschen  und  einer  czechischen  Expedition)  und  die  böhmische  Buchhal- 
terei  (gleichfalls  mit  einer  deutschen  und  einer  czechischen  Expedition). 
Für  Schlesien  bestund  eine  besondere  Kammer  sammt  Burhhalterei 
(zu  Breslau)  in  direkter  Abhängigkeit  von  der  Wiener  Hofkaininer.^») 
Ausserdem  stund  noch  unter  dieser  die  niederösterreichische  Kammer  fUr 
das  I^md  ob  und  unter  der  Enns  und  die  hiemit  vereinigten,  ungarischen 
Oebietstheile,  über  welche  letzteren  Seifried  Freiherr  von  Kollonitsch  als 
Hauptmann  gesetzt  war. 
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Die  österreichische  Hofkanzlei  leitete  damals  der  Verwalter 
des  Reichshof- Vicekanzler- Amtes  Dr.  Johann  W.  Freymont  von  Ober- 
hausen. Als  Sekretäre  waren  demselben  beigegeben:  ffir  Geschäfte 
des  römisch-deutschen  Reiches  Dr.  Johann  Barritz  als  latei- 
nischer und  Andreas  Hannibal  (Hanniwald?)  als  deutscher  Sekretär; 
fOr  Geschäfte  des  Landes  ob  und  unter  der  Enns  Job.  Engelhoffer; 
für  ungarische  Geschäfte  Adam  Hosszütdthy,  Faustus  Vranchich  und 
Tiburz  Himmelreich*®);  ftir  böhmische  Johann  MOllner  von  Mahlhausen; 
«>ndlich  ffir  die  diplomatische  Korrespondenz  mit  dem  Auslande 
Ambros  Penck. 

Als  ungarischer  Kanzler  fungirte  der  Raaber  Bischof  Johann 
Kutasy,  in  dessen  Gefolge  bei  seinem  damaligen  Erscheinen  «uf  dem 
Regensburger  Reichstage  die  vorerwähnten  ungarischen  Sekretäre  nicht, 
sondern  blos  6  Notare  und  ziu*  Hausdienerschaft  zählende  Personen  sich 
l»efauden.  Die  ungarische  Hof-Expedition  war  nämlich  als  solche 
)>is  ins  17.  Jalirli.  herauf  von  der  ungarischen  Ijandeskanzlei  getrennt  und 
der  Vorstand  dieser  ist  von  dem  jener  wohl  zu  unterscheiden.**) 

Den  Posten  eines  böhmischen  Kanzlers  versah  der  Chef  der 
s.  g.  böhmischen  Landes-Expedition,  unter  welcher  man  sich  jedoch  keine 
in  sich  abgeschlossene  Kanzlei  denken  darf.  Denn  ein  Theil  des 
«laliin  gehörigen  Personals  l)esorgte  die  Ausfertigungen  der  böhmischen 
Statthalterei  zu  I*rag,  während  der  andere  Tlieil  dorn  Hoflager  folgte, 
um  dem  zeitweilig  dahin  beschiedenen  Landeskanzler  bei  der  Besorgung 
s|)ezifisch-böhmischer  Geschäften  zur  Hand  zu  sein. 

In  Niederösterreich  versah  den  Posten  eines  Landeskanzlers 
längstlier  der  jeweilige  Hofkanzler,  und  war  im  Jahre  1594  nur  vorfllxT- 
gehend  fOr  „geheime  Sachen**  Wolf  Unverzagt  dem  dortigen  Stattlialter 
Hrzher/og  Mathias  als  Vermittler  zwischen  der  abwesenden  östi^rreichischen 
llofkanzlei  und  der  niederösterreichischen  Regierung  „wie  ein  Cantzler** 
beigegeben. 

üeber  den  einzelnen  Länderkanzleien  und  den  durch  m  sprechoi- 
den  Kollegien  stund  aber  die  österreichische  Hofkanzlei,  wie 
H'hon  die  oben  ang<*fnhrte  Referatseintheilung  beweist  Sie  bereitete  die 
Hntschliessungen  des  ( lesammt-Souveräns  vor,  dessen  geheime  Käthe 
lanial»  ausser  dem  lM»reits  genannten  Hofkanzler  die  Freiherm  Wolf 
i:.iiii|.r  \oii  Wiilln.s.  hin  Krmitn.Ti  und  Paul  Sixt  TrauUion  (ein  Tiroler), 
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Christoph  von  HornsIliB  (mScfawabe)  und  Dr.  Rudolph  Coraduz  (ein  Friauler) 
wiien.  Die  Ausfertiguiig  der  gefieissteu  Uesolutionen  war  Sache  des  Se- 
kretin, in  dessen  Referat  die  Sache  einschlug,  und  erfolgte  in  der  Kegel 
unter  Mithaftung  des  Hofkanzlers,  der  sodann  auch  seme  Unterschrift 
heisetite,  wie  das  bereits  Ferdinand  1.  angeordnet  hatt< 

Ueberhaupt  ersieht  num  aus  dem  Gesagten,  dass  die  hini uhtunK  drt 
allgemeiiien  Hofkanzlei  inzwischen  nur  in  sofeme  eine  Verändcruug  ci- 
fiüuen  hatte,  als  die  Referate  fflr  ober-  und  innerösterrei- 
chische  Geschäfte  in  Folge  der  Theilung  der  Krhlande  entfallen 
waren.  Das  umfassende  Wirken  derselben  offenbarte  sich  unter  Rudolph  11. 
gerade  in  dem  Jahre,  aus  welchem  obige  Daten  st^immen.  Damals  er- 
wirkte sie  nicht  nur  die  Aufnahme  innerÖsterreichs  und  Siebenbürgens  in 
den  Verband  des  römisch-deutschen  Reiches* 2^,  sondern  knüpfte  sie  auch 
mit  den  Südshiven  und  Ruthenen  ausserhalb  Oesterreichs  Verbindungen 
an,  welche  dazu  dienen  sollten,  Oesterreich  gegen  Nord-  und  Südosten 
abzurunden  und  sicherzustellen.*^)  Es  war  vorherzusehen,  dass,  wäre  es 
einmal  gelungen,  die  Grenzen  der  alten  Ostmark  des  deutschen  Reiches 
unter  dessen  Schutz  so  weit  auszudehnen,  diese  Vergrösserung  doch  nur 
der  österreichischen  Hausmacht,  beziehungsweise  der  mittelst  dieser  an- 
gestrebten Verwirklichung  der  österreichischen  Gesaimmtstaatsidee  zu  Statten 
kommen  würde.**) 

Wie  wenig  die  österreichis'che  Hofkanzlei  unter  Rudolph  H. 
ihre  Kompetenz,  in  Angelegenheiten  allgemeiner  Natur  Gesetze  für  ganz 
Oesterreich  zu  veranlassen,  bezweifelte,  zeigt  unter  Anderem  das  soge- 
nannte Kalender-Patent  vom  I.  Oktober  1583,  welches  an  alle 
österreichischen  Erbkönigreiche  und  Lande  adressirt  ist*^), 
und  dem  sich  auch  die  ungarischen  Stände,  nachdem  es  ihnen  schon 
gleich  nach  seinem  Erscheinen  zur  Annalime  war  vorgelegt  worden*^),  im 
Jahre  1588  untenvarfen.**")  Von  da  an  war  in  ganz  Oesterreich  dti 
Gregorianische  Kalender  fttr  die  Zeitrechnung  massgebend.  Die  liütiativt. 
welche  diesfalls  von  der  österreichischen  Hofkauzlei,  beziehungsweise  vom 
Geheimraths-Kollegium,  ergriffen  worden  war,  entsprang  einer  vom  Papste 
gegebenen  Anregung  und  rief  daher  konfessionelle  Streitigkeiten  wach, 
welche  dem  Erlasse  eine  seinen  sachlichen  Inhalt  weit  überragende  Be- 
deutung verliehen.**)  Dennoch  bestund  die  llofkanzlei  auf  dessen  Durch- 
Itlhrung  und  sah  sie  diese  ihre  Bemühungen  mit  Erfolg  gekrönt 
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Das  Geheimraths-KoUegium,  beziehungsweise  die  Oster- 
reichische Hofkanzlei,  aberprOfte  auch  fortan  die  dem  ungari- 
schen Hofrathe  (Landessenate)  abverbngten  Gutachten,  und  redigirte 
die  darüber  zu  fassenden  Entschliessungen  des  Monarchen,  wie  aus  den 
verschiedenartigsten  Verhandhmgsakten  erhellt.  Es  mochte  sich  um  den 
Vollzug  der  Krönung,  oder  um  die  sonstige  Befestigimg  der  Thronfolge 
in  Ungarn  und  Böhmen,  oder  um  die  Besetzung  hiesiger  Landesämter, 
oder  um  die  Feststellung  der  Landtags-Propositionen  handeln:  stets  waren 
es  die  österreichische  Hof  kanzlei  und  das  Geheimraths  -  Kollegium ,  von 
denen  der  Verhandlungsfaden  zu  Ende  gesponnen  und  das  entscheidende 
Wort  formulirt  wurde.  ■•®) 

In  dem  Masse,  als  Erzherzog  Mathias  die  Regierungsgewalt  an 
sich  riss,  verminderte  sich  zwar  der  Wirkungskreis  der  am  Hoflager  Ru- 
dolphs IL  in  Prag  (wo  dieser  Kaiser  seit  dem  Jahre  1576  residirte) 
weilenden  Hofkriegs-  und  Hofkamme rräthe;  allein  die  beiden 
vorgenannten  Centralstellen  bestunden  dessenungeachtet  in  der  herkömm- 
lichen Weise  fort,  und  es  wirft  auf  die  damalige  Sachlage  ein  scharfes 
Licht,  dass  bis  zum  Tode  Rudolphs  IT.  zu  Wien  ^Jiinterlassene^ 
Hof  kriegs-  und  Hofkammer-Beamte  noch  in  des  Kaisers  Namen  die  Geschäfte 
führten,  obschon  hier  längst  Erzherzog  Mathias  den  Regenten  spielte.'") 

Seit  der  Kaiser  sich  der  lU'gierung  in  Oesterreich  ganz  zu  Gunsten 
des  Mathias  begeben  hatte,  war  Letzterer  freilich  darauf  bedacht,  die 
lüthe,  die  zuvor  schon  in  seinen  Diensten  gestanden,  zu  einem  förm- 
lichen Geheimraths-Kollegium  zu  vereinigen,  an  dessen  Spitze 
Kardinal  Khlesl  als  „Direktor"  trat*»);  doch  fQhrte  Khleal  diesen  Titel 
otVeutlich  erst  von  der  Zeit  an,  wo  Mathias  zum  deutschen  Kaiser  gekrönt 
ward. '2)  Und  davon,  dass  Mathias  noch  bei  Rudolphs  Lebieiten  emen 
eigenen  Hofkriegsrath  oder  eine  eigene  Hofkammer  ftlr  die  ihm  ab- 
getretenen Bestandtheile  Oesterreichs  organisirt  hätte,  verlautet  in  den  mir 
bekannten  Geschichtsquellen  nicht  das  Geringste.'^  Er  enthielt  sich 
dessen  wohl  vornehmlich  darum,  weü  der  Hofloriegsrath  und  die  Hof- 
kammer zu  Prag  mit  ihren  bdderseitigen  Exposituren  in  Wien  tu  gleich 
deutsche  Reichsbehörden  waren,  und  er  den  solcher  Gestalt 
bewtM'kstclligten  administrativen  Zusammenhang  zwischen 
dem  römisch-deutschen  H«'irho  und  Oesterreich  nicht  lockern 
wollte. 

nidermiinn, 
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S«'i  lU'm  flhrigou:j,  wie  immer:  so  viel  steht  It'st,  dass  stlhst  jener 
kriÜticlie  Teber^fan^  ohne  QeiUhrdunK  des  Reste»  der  Keichsiinheit,  wel- 
chen Rudolph  11.  gerettet  iiatt«,  sich  vollzog. ^^)  Mathias  iH'hielt  die  Qber- 
koromeneD  Staatseinrichtungen  bei,  und  machte  den  Ungarn  in  dieser 
Hinsicht  so  wenig  Zugeständnisse,  dass  er  sich  vielmehr  auf  dem  Land- 
tage von  1618,  der  die  Wahl  seines  Nachfolgers  in  Ungarn  vornahm, 
durch  die  Vorstände  dreier  Centralstellen  (des  Geheimraths- 
KoUegiums,  der  Hofkauzlei  und  des  Hofkriegsrathes)  vertreten  liess.^') 
Er  vorlegte  femer  den  eigentlichen  Sitz  der  Centralregierung  von  Prag 
nach  Wien  zurfick^^),  worin  schon  die  Zeitgenossen  eine  Manifesta- 
tion der  Gesammtstaatsidee  erblickten,  die  mit  den  diesf^lligen 
Vorschlägen  des  Geheimrathes  Karl  Fürsten  zu  Liechtenstein  zusammen- 
zuhängen schien.'^  Die  Verfechter  der  Provinzial- Autonomie  wurden 
dadurch  so  misstrauisch  gestimmt,  dass  sie  sogar  hinter  dem  Ansinnen, 
zur  Erweiterung  der  Postanstalten  etwas  l)eizutragen,  Centralisationsge- 
lüste  witterten.*®)  Ganz  unbegi-ündet  war  indessen  diese  ihre  Besorgniss 
allerdings  nicht 

Ferdinand  11.  dehnte  die  Centralisation  in  der  That  auf  das  Post- 
wesen aus,  indem  er  den  Freiherm  Johann  von  Paar  zum  General- 
Postmeister  von  ganz  Oesterreich  mit  Ausnahme  Tirols  und  der  Vorlande 
(welche  Würde  in  dessen  Familie  erblich  sein  sollte)  ernannte.  ^^)  DersellK? 
verlieh  auch  zuerst  fttr  ganz  Oesterreich  (mit  Ausnahme  Tirols  und  der 
Vorlande,  welche  Gebiete  eben  damals  nocli  unter  einem  besonderen  Theil- 
fOrsten  stunden)  giltige  Industrie-Privilegien*^),  und  strebte  eine 
Reform  der  Finanz -Verwaltung  an,  bei  welcher  es  auf  eine  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  Hofkammer  gegenüber  den  einzelnen 
Läoderkammem  abgesehen  war.**)  Als  er  im  Jahre  1627  die  böhmi- 
sche Landesordnung  „vemewerte",  erklärte  er  im  Kundmachungs- 
patente vom  10.  Mai  dieses  Jahres  selber:  er  ha1)e  zwar  „die  Jura 
Privatomm"  so  viel  möglich  bei  dem  alten  Herkommen  gelassen,  im 
Uebrigen  aber  die  Verfassung  Böhmens  „theils  nach  jetzigem  des  König- 
reichs Zustand,  als  welches  von  unterschiedenen  Völkern  und  Zungen 
bewohnt  wird,  auch  etlicher  Massen  nach  Unseren  Kaiserlichen  und  an- 
deren im  h.  röm  Reiche  und  (nach)  Unserer  Königreiche  und 
Länder  gewöhnlichen  Satzungen  corrigiret".*^)  Eine  ähnliche 
„Vemewerung"  stund  im  Jahre  1629  der  ungarischen  Verfassung 
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bevor,  wenn  anders  ein  damals  in  Oberungam  ?erbreitetes,  hierauf  be- 
zOgliches  Gerücht  keine  leere  Erfindung  war.**)  Das  Oeheimraths- 
Kollegium  unterzog  nun  mit  gesteigerter  Wachsamkeit  jeden  ins  Ka- 
binet des  Kaisers  gelangenden  Antrag  einer  UeberprüAmg  zum  Behufe 
einer  gleichförmigeren  Behandlung  der  Staatsgesdiftfte  und  im  Interease 
einer  gleichmässigeren  Berücksichtigung  aller  Theile  des  habsburgischen 
Reiches,  wozu  jetzt  auch  Innerösterreich  wieder  gehörte.  Die  Antr&ge 
des  ungarischen  liandes  -  Senats  machten  hievon  keine  Ausnahme. 
Der  päpstliche  Nuntius  C.  Caraffa  sagt  in  seiner  Finalrelation  an  den 
römischen  Hof  vom  Jahre  1628  ausdrücklich  von  diesen  Anträgen:  ^e 
endgiltigen  Beschlüsse  darüber  werden  jederzeit  im  Geheimraths-KoUegium 
gefassf'  Doch  erschien  hiezu  regelmässig  auch  der  ungarische  Kanzler 
in  den  Sitzungen  des  Kollegiums,  dessen  eigentliches  Mitglied  er  als 
Kanzler  nicht  war.**) 

Ferdinand  U.  machte  der  Zwitterstellung,  welche  der  öster- 
reichische Hofkanzler  bisher  einnahm,  und  damit  der  Unklarheit 
über  die  Eigenschaft,  in  welcher  derselbe  diese  oder  jene  Staatsaktion 
leitete,  ein  Ende,  indem  er  für  die  Geschäfte  des  römisch- 
deutschen Reiches  einen  eigenen  Kanzler  aufstellte,  oder  vielmehr 
zuliess,  dass  der  Reichs  -  Erzkanzler  von  dem  ihm  längst  zustehenden 
Rechte,  einen  solchen  im  Einvernehmen  mit  dem  Kaisrr  zu  bestellen, 
Gebrauch  machte.* 5) 

Das  hatte  nun  freilich  zur  Folge,  dass  der  österreichische  Hof- 
kanzler nun  nicht  mehr  alle  aus  dem  Kabinete  des  Kaisers  hervor- 
gehenden Schriftstücke,  welche  nicht  ins  Kriegs-  oder  Finanzwesen  ein- 
schlugen, oder  blos  böhmische  und  ungarische  Landessacheu  betrafen, 
fertigte,  sondern  dass  femerlün  nur  die  Oesterreich  überhaupt  oder 
das  Er/herzogtlium  Oesterreich  (dessen  spezieller  Landeskanzler  er  war) 
))otr('ffenden  Erlässe  seine  Unterschrift  trugen.  Einen  desto  prflgnanterai 
Ausdruck  erhielt  aber  eben  hiedurch  die  öaterreiohiaohe  GooaamntaitMita« 
idee.**)  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  im  „Status  partiell* 
laris  Regiminis  Ferdinand!  IT.**  von  1635*0  ^  Expeditio  Hungarica 
und  die  Expeditio  Bohemica  noch  immer  unter  der  Rubrik  nCancellariae 
Aulicae  Expcditiones''  aufgeftlhrt  erscheinen,  und  dass  dereo  äg&atikker 
Vorstand  nach  wie  vor  der  österreichische  Hofkansler  war.**) 

Die  Hofkammer-Kanzlei  lerfiel    unter  Ferdinaiid  IL  in   drei 
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Sekretariiie,  wovon  eines  die  Expeditionen  ans  röm.-deutsche  Reich 
und  an  NiederOsterreich,  das  zweite  jene  an  Böhmen,  und  das 
dritte  jene  an  Ungarn  hinausgab^  beziehungsweise  konzipirte.^^  Das 
Hofkammer-Oremium  dagegen  scheint  sich  damals  noch  nicht  in 
Senate,  die  jenen  Sekretariaten  entsprochen  hätten,  getheilt  zu  haben, 
sondern  behandelte  alle  Vorkommnisse  in  pleno.  Gleiches  gilt  vom  Hof- 
kriegsraths-Gremium,  dessen  Kanzlei  4  Sekretüre  z&hlte,  Ober  deren 
Verwendung  aber  keine  näheren  Daten  vorliegen. 

Wien  war  nun  die  erklärte  Residenz  des  österreichischen  Herrschers. 
Hier  setzte  derselbe,  so  oft  er  verreiste,  für  die  Dauer  seiner  Abwesen- 
heit ein  „deputirtes"  Geheimraths  -  Kollegium  ein,  welches  nicht  nur 
die  Regierung  von  Niederösterreich,  sondern  auch  die  der  böhmischen 
und  ungarischen  Kronländer  einsweilen  fortfahrte.^o)  Dq^  nieder  öster- 
reichische Regierungskanzler  trat  dann  zu  diesem  Kollegium  in  die 
nämliche  Beziehung,  in  welcher  der  Hofkanzler  zum  ständigen  Geheim- 
raths-Kollegium  stund ^*),  was  offenbar  eine  dem  Erzherzog thume 
erwiesene  Auszeichnung  war  und  eine  Anerkennung  des  staatsrechtlichen 
Grundsatzes:  dass  die  böhmischen  und  ungarischen  Kronländer  nur  als 
ein  Zuwachs  zum  Stammlande  der  Monarchie  zu  betrachten 
seien,  in  sich  schloss.^^^  Diese  Deutung  ist  eine  um  so  berechtigtere, 
als  Ferdinand  H.  schon  in  seinem  bald  nach  Antritt  der  Regierung  (am 
10.  Mai  1621)  verfassten,  vom  ungarischen  Primas  mitunterfertigten  Te- 
stamente den  Wunsch  ausgesprochen  hatte:  es  möchten  alle  von  ihm 
besessenen  österreichischen  Besitzungen  fürderhin  eine  untheilbare  Erb- 
monarchie bilden;  welchen  Wunsch  er  kurz  vor  seinem  Tode  in  dem 
Kodizille  vom  8.  August  1635  wiederiiolte.^^)  Derselbe  ungarische  Pri- 
mas, welcher  jenes  Testament  unterfertigte,  Peter  Pdzmäny,  errichtet«  in 
Wien  ein  nach  ihm  benanntes  Seminar  für  ungarische  Theologen ^^), 
das  zu  einer  Pflanzstätte  österreichischer  Gesinnung  werden  konnte. 

Am  besten  aber  kennzeichnet  den  hohen  Rang,  welchen  Wien  da- 
mals schon  einnahm,  und  die  der  Stadt  zugedachte  Bestimmung,  die  im 
Jahre  1631  erfolgte  Pflrstung  des  hiesigen  Bisthumes"),  — 
eine  Auszeichnung,  bei  welcher  staatsrechtliche  Erwägungen  gewiss  keine 
untergeordnete  Rolle  spielten.  Denn  so  wie  Herzog  Rudolph  IV.,  der  Wien 
«das  Haupt  aller  seiner  Länder  und  Herrschaften"  zu  nennen  pflegte 'ß), 
nachdem  er  diese  durch  den  Hausvertrag  vom  18.  November  1364  im 
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Sinne  der  Gesammtstaatsidee,  für  dessen  ersten  Träger  ich  ihn  halte, 
genugsam  geeiniget  zu  haben  glaubte,  in  Wien  eine  Propstd  stiftete, 
deren  jeweiliger  Vorsteher  „des  Landes  zv  Oesterreich  ewiger  vnd  obrister 
Ertzkanzler*"  heissen  sollte ^^;  so  wie  dieser  Titel  dem  Wiener  Propste 
in  der  That  bis  zum  Jahre  1479  verblieb,  wo  die  Propstei  in  ein  Bisthum 
verwandelt  wurde  ^®);  so  wie  diese  Verwandlung  mit  der  Absicht  Kaiser 
Friedrichs  IIL,  ein  österreichisches  Königreich  zu  bilden,  zusammenge- 
hangen haben  soll^*),  so  wird  wohl  auch  Ferdinand  II.,  indem  er  dem 
Wiener  Bischöfe  den  Fürstenhut  aufsetzte,  sich  von  politischen  Rflck- 
sichten  haben  leiten  lassen.  Es  galt  das  der  WQrde  der  Reichshaupt- 
stadt, welche  offen  und  ausdrücklich  hiefÜr  zu  erklären,  Ferdinand 
aber  doch  noch  Anstand  nahm. 

Ferdinand  DI.  trat,  was  die  innere  Politik  anbelangt,    ganz  in/ 
die  Fusstapfen  seines  Vorgängers.   Sein  Hofkanzler,  Dr.  Mathias  Pri-/ 
ckhelmayr^%  leitete  die  Verhandlungen  mit  den  ungarischen  Ständenj 
in  derselben  Weise,  wie  es  die  früheren  österreichischen  Hofkanzler  gethan 
hatten.^*)    Unter  ihm  kam  zwar  der  Gesetz-Artikel  16  vom  Jahre  1638 
zu  Stande,  womach  es  dem  jeweiligen  ungarischen  Kanzler  zustehen  sollte, 
über  die  dem  Herkommen  gemäss  durch  die  ungarische  Kanzlei  hinaus- 
zugebenden Erlässe  dem  Landesftlrsten  unmittelbaren  Vortrag  er- 
statten zu  dürfen^^);  allein  diese  Bestimmung  bezog  sich  eben  nur  auf 
den  herkömmlichen  Kessort  der  ungarischen  Kanzlei,  und  schloss  selbst 
da  die  Kinmrkung  der  Centralstellen  keineswegs  aus.    Sie  ist  vielmdir 
nur  ein  Beweis  dafQr,  wie  beschränkt  bis  dahin  die  Befugnisse  des  un- 
garischen Kanzlers  gewesen  waren.    Das  Recht  desWienerHofkrieg8-> 
rathes,  den  Kommandanten  der  ungarischen  Landesmiliz  bindende  Wei- 
sungen zu  ertheilen,  haben  die  ungarischen  Stände  unter  Ferdinand  III.  > 
ausdrücklich  anerkannt  (im  Gesetz-Artikel  7  von  1655  nämlich). 
Sie  baten  damals  blos:  es  möchten  den  Sitzungen  des  Hofkriegsrathes,  au»^ 
welchen  derlei  Weisungen  erlassen  würden,  auch  Ungarn  beigezogen  wer- 
deu.^3)    Dieser  Bitte  war  indessen  Fenlinand  111.  schon  zuvorgekommen.**) 
Ob  iVw  Anregung  zur  Erblicherklärung  des  ungarischen  Thrones  und  zur 
iinint Mwahnnden  Verbindung  Ungarns  mit  den  böhmisch-deutechen  Erbhin- 
den,  wii  si«>  tine  im  J.  1655  dem  ungarischen  Palatin  in  die  Hände  gei^ieltei 
anonyiiu'  D^iiks« hritl  befürwortete,  von  ihm  ausging,  ist  nicht  erwief«L  Ab« 
die  Zeitgeuu:^btu  vermutheten,  diese  Denkschrift  sei  ein  Versuch  der  Otter- 
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reichischeu  Hofkanzloi,  die  bezOgUche  QeBÜmiiiig  dar  ungariscfaia  SHidi 
lu  arforscheo.^^)  Es  ist  darin,  wenn  auch  uur  nebenher,  auf  dicYortlieile 
einer  dauerhaften  Kealunion  hingewiesen,  wie  sie  durch  die  Erb- 
lichkeit der  Thronfolge  im  Hause  Uabsburg  hergestellt  werden  könnte. 
,,£rwagt  doch,  ich  bitte  Euch,  —  sagt  der  ungenannte  VerÜAsser  —  die 
Wichtigkeit  und  Grossartigkeit  meines  Vorschlags,  werft  mit  mir  einen 
Blick  auf  die  weitgedehnten,  vom  adriatischen  Meere  bis 
2ur  polnischen  Grenze  sich  erstreckenden  Osterreichischen 
Provinzen,  fasst  die  einzelnen  da  sesshaften  Völkerschaften, 
deren  Keichthflmer,  deren  Wehrhaftigkeit  und  deren  mora- 
lische Kraft  ins  Auge!"86)  Das  der  Verfasser  hiemit  keine  vergebliche 
Bitte  gethan,  beweist  das  ungeheure  Aufsehen,  welches  seine  Schrill  in 
Ungarn  machte,  und  beweisen  die  Erörterungen,  welche  sie  im  Schoose 
des  damals  versanmielten  Landtages  hervorrief.®^ 

Die  böhmischen  Stände  verhielt  Ferdinand  III.  nicht  nur  zu  den 
von  früher  her  stipulirten  Beiträgen  fOr  die  ungarischen  Grenzfestuugen, 
sondern  auch  zur  Erhaltung  eines  Theiles  seiner  in  Ungarn  stehende 
Truppen.  Beides  wurde  ihm  gewährt^®)  Er  verpflichtete  dieselben  auch 
zu  genauer  Keclmungslegung  über  die  von  ihnen  verwalteten  Steuern**^), 
und  Beschwerden  über  diese,  insbesondere  über  das  Tranksteuer  •  GefUll, 
entschied  unter  ihm  bereits  die  Wiener  Hofkammer.  ^")  Autonome  Ke- 
gungen duldete  er  nirgends,  wo  er  ilirer  Herr  zu  werden  hoflfen  durfte. 
Er  verschärfte  die  schon  von  seinem  Vorgänger  eingeleitete  Uebcr- 
wachung  der  landesfQrstl.  Städte  und  Märkte  in  melireren  Theilen  des 
Reiches'*),  schränkte  die  Jurisdiktionsbefugnisse  der  Hochschulen  und 
sonstigen  Körperschaften  ein^^j^  förderte  die  Ausbildung  des  stehenden 
österreichischen  Heeres  zu  einem,  vom  gleichen  Geiste  beseeltem  Truppeu- 
körper"),  und  war  so  auf  dem  besten  Wege,  die  ihm  von  einem  genauen 
Kenner  der  damaligen  Verwaltungszustände '^)  zugeschriebene  Absicht, 
^^Compaginem  provinciarum  haereditariarum  in  Polizei-, 
Justiz-,  Kameral-  und  Militärwesen  auf  eine  gleiche  Ver- 
fassung und  Einrichtung  zu  bringen,"  —  zu  verwirklichen.  \ 
Allein  die  Kriege,  in  welche  er  fortan  verwickelt  war,  und  noch  mehr  ' 
die  Weitwendigkeit  und  Zerfahrenheit  des  administrativen  Geschäftsganges, 
wovon  weiter  unten  die  Itede  sein  wird,  hemmten  seine  Schritte.  Auch 
Leopold  I.  kam  über  diese  Hindemisse  noch  nicht  hinweg. 
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unter  den  Kundgebungen  der  Gesanuntstaatsidee,  welche  in  die  Ke- 
gierungszeit  Leopolds  I.  fallen,  ist  die  im  Jahre  1697  vorgenonunene  \ 
He  form  der  Militärverpflegung  weitaus  die  wichtigste.  Bei  diesem 
Anlasse  ward  nämlich  die  Einheit  des  österreichischen  Heer- 
wesens zugleich  mit  der  Konkurrenzpflicht  aller  Reichstheilet 
scharf  betont  Der  Kaiser  bestimmte,  dass  die  zur  Erhaltimg  des  stehen- 
den Heeres  erforderliche  Kriegssteuer  nach  einer  gewissen  Propor- 
tion auf  die  einzelnen  Länder  umgelegt  und  bei  der  Ausmittlung  der 
Winterquartiere  für  die  Truppen  das  gleiche  Verhältniss  beobachtet  werde. 

Mit  der  Ausarbeitung  der  bezüglichen  Gesetzentwürfe  betraute  er 
eine  aus  Mitgliedern  des  HofkriegsraLhes,  der  Hofkammer,  der  Österreich. 
Hofkanzlei,  der  böhmischen  und  ungarischen  Kanzlei  und  des  General- 
Kricgskommissariats  zusammengesetzte  „Deputation**,  an  deren  Spitze  der 
Kardinal  Graf  Leopold  KoUonitsch  stund.  Dieselbe  hielt  am  25.  Novbr.^ 
1697  ihre  erste  Sitzung  und  schon  acht  Tage  später  trat  sie  mit  einem 
Militär- Verpflegs-Keglement  henor,  welches  von  der  Anschauung  ausgeht: 
die  einzelnen  österreichischen  Lande  seieD  nur  Theile  eines  kompakten 
Ganzen,  dem  der  Kaiser  als  oberster  Kriegsherr  gememschafllich  zu 
tragende  Hürden  auferlegt.  Würde  das  gesammte  Krieg8stelMl^£rforder- 
niss  1 2  Millionen  im  Jahre  betragen,  so  sollte  hievon  Ungarn  4  Millionen, 
irgen  1  Million,  Böhmen  2,284.722,  Schlesien  1,523.148,  Mähren 
7>l,.  .7,  Innerö8t4»nvich  1,215.478,  Niederöstenekh  810,185  Gulden  und 
den  Rest  OberöMU^nvich  übernehmen.  Der  gleiche  BepartitkmsseliUlSMl 
wurde  der  Truppen- Vertheilung  zu  Grunde  gelegt  und  jede  IjandeerteUe 
angewiesen,  sich  bei  vorkommenden  Anständen  im  Wege  der  flur  forge- 
setitoD  Hofkan^ei  an  besagte  Deputation  zu  wenden.  ^    Das  Reglement 
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vom  3.  Dezember  1697  beginnt  mit  den  Worten:  »Wir  Leopold  etc.  ent- 1 
bieten  allen  Unseren  General-Lieutenants,  Feld-Marschällen  etc.  und  Tnserer  ; 
sambentlicben  kaia.  Soldateska  zu  Hoss  und  zu  Fusa,  waa  Nation,  Standes  • 
oder  Wesens  die  seyn,  welche  uujetzo  in  Unseren  Erbkönigreichen  und  : 
Landen  äch  befinden . . .  Unsere  kais.  und  kgl.  Qnad."*  ^)  —  Daaselbe  ^ 
hatte  von  der  Grenze  Italiens  und  der  DonauftlrstenthQmer  bis  zur  Nord*^ 
spitze  Böhmens  hin  Geltung  und  brachte  eine  Menge  Massregeln  mit  sich, 
welche  der  Centralregierung  tiefen  Einblick  in  die  ökonomisch-soziale  Lage 
der  einzelnen  Länder  gewährten. 

Allenthalben  fismden  sich  jetzt  Kriegskommissäre  und  Oberkriegs- 
konmiissäre  als  Wächter  des  Gesetzes,  so  wie  zum  Schutze  der  überbor- 
deten Grundhörigen  ein,  deren  Steuerkraft  der  Kaiser  möglichst  zu  schonen 
befahl.  Auch  zur  Einhebung  der  Kriegssteuer  wurden  nun  Organe  der 
Centralregierung  verwendet  Dem  General-Kriegs-Kassier  aber  wurde 
ein  Kriegs-Kontrolor  beigeordnet  und  die  Oberleitung  aller  dieser  Geschäfte 
besorgte  die  mit  der  Ausarbeitung  der  bezuglichen  Entwürfe  betraut  ge- 
wesene und  nunmehr  in  Permanenz  erklärte  Deputation  auf  Grund  einer 
ihr  unterm  10.  Dezember  1697  ertheilteu  Verhaltungs- Vorschrift.^) 

In  Ungarn  erregte  die  in  Rede  stehende  Neuerung  schon  darum 
grosses  Missbehagen,  weil  der  Landtag  nicht  um  seine  Zustimmung  in 
Betreff  der  dem  Lande  zugemutheten  Steuerquote  angegangen  worden  war. 
Kaiser  Leopold  schickte  sich  an,  diese  Versäumniss  nachzuholen,  indem 
er  die  vornehmsten  Würdenträger  des  Landes  und  aus  jedem  Komitate 
ein  paar  Deputirte  nach  Wien  berief,  um  mit  denselben  über  die  Durch- 
itlhrung  der  fraglichen  Reform  zu  konferiren  und  unter  Einem  sich  ihrer 
Zustinunung  zu  einigen  anderen  Regiei-ungsmassregeln  centralistischer 
Natur  zu  versichern.*)  Die  nach  AVieu  Berufenen  fanden  sidi  liier  Ende 
September  1698  zusanmien.')  Kaidiiial  Kollonitsch  trug  ihnen  als  Präses 
der  mehrgedachten  Deputation  die  Wünsche  des  Kaisers  vor.^)  Eine 
prinzipielle  Abneigung,  darauf  einzugehen,  machte  sich 
da  nicht  bemerklich;  doch  beschwerte  sich  die  Versanmilung  über 
die  Ausserachtlassung  der  angestammten  Steuerfreiheit  des  Adels  und 
über  die  Unerschwinglich keit  der  für  Ungarn  festgesetzten  Steuerquote.  ^ 
Auch  erklärte  der  Kalöcsaer  Erzbischof  Paul  Szdche^ny  Namens  der  Mehr- 
zahl dem  Kaiser  in  einer  Audienz:  die  Versammlung  erachte  sich  nicht 
für  kompetent,  bestimmte  Zusagen  zu  ertheilen;  das  könne  der  ungari- 
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sehen  Verfassung  gemäss  nur  der  LaudUig.»)  Einzelne  mit  den  Vorlagen 
mehr  zufriedene  Komitatsdeputirte  kamen  kaum  zu  Wort  Nachdem  es 
desshalb  heftige  Szenen  abgesetzt  hatte  ^,  bedeutete  der  Deputationspritoes 
Kollonit^ch  der  Versammlung  am  7.  Oktober  im  Auftrage  des  Kaisers: 
sie  soUe  unverzüglich  auseinandergehen.  Die  in  Wien  anwesenden  Steuer- 
Einnehmer  aber  wurden  auf  Befehl  des  Kaisers  an  der  Abreise  gehindert 
Sie  sollten  gewissermassen  als  Geissein  zurückbleiben,  bis  der  wider- 
späiistiLa«  ungarische  Adel  sich  eines  Besseren  besonnen  und  in  die 
l  .iMiiKilimc  eines  Theiles  der  Kriegssteuer  gewilliget  liaben  würde.***) 
Die  Aujjsicht,  dass  dies  geschehen  werde,  schwand  indessen  vollends,  als 
am  6.  Novbr.  der  bis  dahin  mit  der  fraglichen  Kefoiin  einverstandeoe 
I*alatin  Fürst  Paul  Esterhäzy  deren  Ablehnung  beim  Kaiser  zu  entschul- 
(liL'H  unternahm.**)  Mit  kräftigen  Worten  verkündete  sofort  Leopold  I. 
üiUi-m  24.  Dezbr.  1698:  wie  tief  es  ilin  schmer/e,  dass  die  Konferenz 
;ira  Eigennutze  und  an  den  Intriguen  des  Adels  gescheitert  sei  Er  rief 
Gott  zum  Zeugen  dafür  an,  dass  ihn  nicht  leichtfertige  Geringschätzung 
der  Adelsprivilegien,  sonc(em  lediglich  sein  Kegentenberuf,  über 
dessen  Erfüllung  er  vor  dem  Richterstuhle  Gottes  werde  Rechenschaft  zu 
geben  haben,  bestimme,  die  eingeleitete  Reform  der  Hauptsache  nach  auf- 
recht zu  erhalten.  Er  gestund  blos  zu,  dass  die  Einhebung  der  Steuer 
wieder  von  den  Komitatsbeamten  besorgt  werden  dürfe,  denen  aber 
landesfQrstliche  Kommissäre  (offenbar  sind  damit  die  Kriegs-Konunissäre 
gemeint)  dabei  koutrolirend  zur  Seite  stehen  sollen  und  über  deren  Ge- 
bahren  er  jederzeit  Beschwerden  entgegenzunehmen  bereit  sei  *^)  Einen 
Monat  später  änderte  er  mittelst  Patent  vom  21.  Jan.  1699  das  unterm 
{.  Dezember  1697  erlassene  Militärverpflegs- Reglement  dahin  ab,  dass 
!-^»T  dem  Bnxle  kein  QuartiergeiK?r  mehr  einem  Soldaten  iigend  welche 
\'  iköstiirmiir  zu  verabreichen  haben  sollte,  ,4iachdera",  wie  ee  in  dem 
r.tiriit«  li.i  >t,  „die  ErbkOuigreiche  und  Länder  sotlmne  Hausmannskost 
iuhellig  deprezirt  hätten.""*^  Bei  der  dafür  eingefOhrten  Kriegssteuer 
hatte  es  jedoch  sein  Bewenden;  ja  der  Kaiser  verdoppelte  sie  vielmehr 
In  Anbetracht  der  durch  den  gänzlichen  Wegfall  der  Beköstigung  der 
5^1daten  seitens  der  Quartiergeber  entstandenen  Notliwendigkeit,  den  Sold 
ier  Truppen  zu  eriiöheo.  So  wurden  denn  im  Jahre  1699  statt  der 
ystemisirten  4  Millionen  deren  acht  Wr  Ungarn  als  Kriegssteuer  vor- 
geschrieben.*^)   Tbatsächlich  eingetrieben  wurden   indesseo  duaUMit  im 
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Jahre  1699  nicht  einmal  yolk*  4  Millionen,  weil  der  Kaiser  nach  Ab- 
8cfalu8s  des  Karlowitzer  Friedend  (26.  Januar  1699)  die  in  Ungarn 
stehende  Aimee  stark  reduzirte  und  für  ganz  Oesterreich  die  Kriegssteuer 
um  ein  Zehntel  der  Nonnulsumme  henibsctzteJ^)  Dennoch  konnte  sich 
der  ungarische  Adel  mit  der  Quot^^nsteucr  nicht  befreunden  und  während 
Kaiser  Leopold  den  tirolischen  Separatisten  zu  Gefallen  der  Resolution 
Ober  die  Anträge  der  tirolischen  Landschaft  vom  Jahre  1698  eigenhändig 
die  Erklärung  beisetzte:  „es  habe  mit  Tyrol  gegen  die  anderen  Ijande 
einen  Unterschied*'*^),  scholl  ihm  aus  Ungarn  das  gleiche  Lied  ent- 
gegen.*^ Er  aber  liess  sich  weder  durch  derlei  Einstreuungen  noch 
durch  Eingeständnisse  der  vorerwähnten  Art  in  seinem  Vorhaben,  die  / 
Finanzgesetzgebung  zu  verallgemeinern,  ure  machen.  —  Hatte 
er  zuvor  schon  einzelne  Steuerpatente  mit  der  Giltij,'keit  fttr  ganz 
Oesterreich  erlassen***),  so  regelte  er  jetzt  auf  dieselbe  umfassende  Weise 
die  sonstige  Kontribuüonspflicht  aller  Provinzen  und  führte  er  allenthalben 
nicht  nur  das  Tabakmonopol  *^),  sondern  auch  die  erbländische 
Salinennutzung  ein.20)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Wiener 
Hofkammer  die  Vorkehrungen  hiezu  traf,  gleich  wie  ja  nunmehr  sie 
auch  in  Postangelegenheiten  als  Centralstelle  fungii-te '^ ')  und  die 
volkswirthschaft liehen  Interessen  des  ganzen  Iteiches  aus  einlieit- 
lichem  Standpunkte  zu  pflegen  berufen  war.  Für  letzteren  Zweck  bestund 
unter  Leopold  L  eine  Zeit  lang  ein  besonderes  Kollegium,  unter 
dem  Vorsitze  des  Hofkammerpräsidenten,  das  sich  auch  vielfach  mit 
Ungarn  beschäftigte  und  manche  die  ganze  Monarchie  umspannende  Ent- 
würfe zu  Stande  brachte. ^2)  Nach  dessen  Auflösung  leitete  wieder  die 
Hofkammer  unmittelbar  das  „Kommerz-  und  Manufakturwesen",  wobei 
namentlich  der  Hofkammerrath  J.  David  von  Palm  sich  hervoi-that^^) 

Ausser  der  Hofkammer  und  der  schon  früher  erwähnten  „Deputation 
zur  Handhabung  und  Beobachtung  des  neu  eingerichteten  Status  politico- 
et  oeconomico-militaris"  konnten  damals  nur  noch  das  Geheimraths- 
Kollegium  in  Wien^^),  der  hiesige  Hofkriegsrath^*)  und  das 
Präsidialbureau  des  österreichischen  Hofkanzlers  ftlr  Cen- 
tralstellen  gelten. 

Die  österreichische  Hofkanzlei  als  solche  war  jetzt  keine 
Centralstelle  mehr,  sondern  befasste  sich  nun  lediglich  mit  Angelegen- 
heiten   der   deutschen  Erblande   und  selbst   mit  diesen  nicht  mehr  so 
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centralisüäch,  wie  ehedem,  als  noch  keine  Theilung  Phitz  gegrilTen  hatte. 
Das  zeigt  am  besten  die  ihr  unterm  31.  Dezember  1669  zu  Theil  ge- 
wordene Organisation.^*)  Sie  zerfiel  dieser  gemäss  in  3  Departements 
fEipeditionen).  Jede  der  drei  Gruppen  der  deutschen  Erblande  hatte  da 
ihr  besonderes  Departement,  welches  wohl  auch  für  sich  ,, Hofkanzlei" 
hiess,  und  zwar  je  nach  der  Gruppe,  deren  Angelegenheiten  darin  besorgt 
wurden,  die  „innerösterreichische"  oder  die  „oberösterreichische"  oder  die 
„niederösterreichische."27j  Der  gemeinschaftliche  Chef  dieser  Ab- 
theilungen war  der  österreichische  Hofkanzler,  in  dem  wieder  analoger 
Weise  jede  der  benannten  drei  Gruppen  ihren  speziellen  Kanzler  ver- 
ehrte, wie  die  demselben  beigelegten  Titulaturen  beweisen.^®)  Die  Haupt- 
aufgabe des  österreichischen  Hofkanzlers,  beziehungsweise 
seines  Präsidialbureaus,  war  aber  der  diplomatische  Verkehr  einer-, 
und  die  Behandlung  innerer  Verfassungsfragen  andererseits. 
Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  die  in  den  Jahren  1691—1693  ausge- 
stellten Verfassungsurkunden  filr  Siebenbürgen^»),  femer  die  im 
Jahre  1690  den  ungarischen  Serben  ertheilten  Zusicherungen'**)  und 
'in  vom  26.  Juli  1683  datirter  Aufruf  an  die  Kroaten'*)  die  Unter- 
schrift des  damaligen  österreichischen  Hofkanzlers  Grafen  Strattmann 
tni^'en  und  dass  dieser  auch  auf  dem  ungarischen  Landtage  von  1687 
intenenirte'^),  gleich  wie  sein  Vorgänger,  der  Hofkanzler  Freiherr 
V.  Hocher,  auf  dem  Oedenburger  Landtage  von  1681  intervenirt  hatte.'') 
Auch  das  im  Jahre  1692  dem  ruthenischen  Klerus  Oberungams  ertheilte 
Imraunitäts-Privilegium  entstund  wahrscheinlicli  im  Präsidialbureau  des 
'  'Sterreichischen  Hofkanzlers. '  *) 

Für  den  Vollzug  dicsfäUiger  Willensmeinungen  des  Kaisers  sorgte 
lamals  in  den  ungarischen  Kronländem  der  Hofkriegsrath"),  wel- 
lier  im  Vereine  mit  der  Hofkamraer  auch  die  Mitglieder  der  s.  g.  neo- 
uiuistischen  Hofkommission  zur  Einrichtung  der  aus  der  Gewalt  der  Ttlrken 
/urflckero!)oi'ten  Grenzgegenden  beistellte  und  solcher  Gestalt  auf  diese 
Organisininj(saH)eiten  grossen  EinHuss  gewann. '•)  In  der  mittelst  kaiser- 
lichen  Auftrages   vom   29.  Juli   1688   zur  Einrichtung  Ungarns 
iMnitiMun  Kommission  aber  sassen  ausser  den  Mitgliedern  der  neoaqiiisti- 
«•hen  Hofkommission  noch  die  Grafen  Ulrich  Kinsky  (böhmischer  Viie- 
Hofkanzler),  Julius  Buooelini  (uachheriger  österreichischer  Hofltanzler)  und 
K.  Max.  von  Thum.'^ 
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Die  Seele  aller  dieser  Ungarn  betreffenden  Neuerungen  war  der 
schon  öfter  genannte  Kardinal  Kolion itsch,  welcher  auch  unab- 
lässig darauf  hinarbeitete,  dass  in  Ungani  die  im  £r/her/oglhume  Oester- 
reich  geltenden  Civil-  und  Kriminal-Gesetze  eingeillhrt  wflrden. 
Zur  Zeit,  wo  Kaiser  Leopold  Ungarn  gegenüber  an  der  Vcrwirkungstheorie 
festhielt,  hatte  der  Kardinal  schon  Ucbersotzungen  jener  Gesetze  in  Bereit- 
'  Schaft,  um  sie  seinen  Laudsleuten  in  schicklicher  Stunde  oktroyren  zu 
bissen.  Nachdem  jedoch  Ix»opold  I.  den  Landtag  von  1687  mit  der  Er- 
klärung eröffnet  hatte:  er  wolle  nunmehr  von  der  Vcrwirkungstheorie 
wieder  absehen,  musste  sich  der  Kardinal  mit  der  privativen  Veröffent- 
lichung jener  Uebersetzungen  begnügen  und  er  begann  mit  der  Heraus- 
gabe der  unterm  30.  Dezember  1656  von  Ferdinand  III.  dem  Lande 
unter  der  Enns  ertlieilten  Landgerichtsordnung  in  lateinischer  Sprache.'®) 
Dieses  dem  neugekrönten  Könige  Joseph  I.  gewidmete  Buch  gelangte 
aber  nichtsdestoweniger  in  Ungarn  zu  solchem  Ansehen,  dass  es  bald  die 
Stelle  eines  wirklichen  Gesetzbuches  vertrat  3^),  und  Angesichts  dessen 
mochte  auch  Kaiser  Leopold  im  Jahre  1698  sich  bestimmt  finden,  auf 
des  Kardinals  übrige  Gesetzarbeiteu  zurückzukommen.'*^  Eine  neue  Ad- 
vokaten-Ordnung nach  erbländischem  Muster  hatte  er  für  Ungarn  schon 
im  Jahre  1693  erlassen.^*)  Ob  der  Vorschlag:  er  möge,  ein  zweiter 
Justinian,  flQr  alle  seiner  Herrschaft  unterworfenen  Gebiete  ein  neues 
Civilgesetzbuch  zusaramenti-agen  lassen,  l)ei  ihm  ^villiges  Gehör  fand, 
ist  nicht  bekannt;  gemacht  aber  wurde  ihm  oder  wenigstens  seinem  Hof- 
kanzler Freih.  von  Hocher  dieser  Vorschlag  und  zwar  von  einem  seiner 
berühmtesten  Zeitgenossen,  dem  Polyhistor  Leibnitz.^^) 

Die  landesffirstlichen  Organe,  über  welche  damals  dieCentral- 
gewalt  in  Ungarn  verfügte,  waren:  die  Pressburger  Kammer  *3), 
die  Zipser  Kammer*^)  und  das  niederungar.  Oberstkammer- 
graf e  n  a  m  t  *  *)  mit  den  diesen  Beliörden  untergeordneten  Berg-Domänen- 
und  Dreissigstzoll-Aemtem*^),  femer  eine  subdelegirte  Kommission 
zu  Kaschau  ftlr  militärisch-ökonomische  Angelegenheiten^^),  eine  an- 
sehnliche Zahl  von  Kriegskommissariats-Beamten  und  die  damals 
auch  für  Civil  Verrichtungen  vielfach  in  Anspruch  genonmiene  Armee.*®) 
Das  im  J.  1673  zu  Pressbürg  eingesetzte  Gubernium*^)  stellte  schon 
nach  8  Jahren  seine  Funktionen  wieder  ein,  ohne  dass  das  damals 
restaurirte  Palatinat   dafOr   Ersatz    geboten    liatte.'«)     Die   ungarischen 
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Munizipal-Behörden  leisteten  ungezwungen  im  besten  Falle  nur  Aufträgen 
der  ungarischen  Kanzlei  Folge  und  die  Centralgewalt  konnte  daher  Ober 
dieselben  ohne  Anwendung  von  Zwangsmassregeln  nur  insoweit  gebieten, 
als  die  ungarische  Kanzlei  sich  herbeiliess,  beziehungsweise  mftchtig 
genug  war,  es  auf  friedlichem  Wege  zu  vermitteln.**) 

Besser  erging  es  ihr  diesfalls  in  den  böhmischen  Kronlän- 
dern, wo  Ferdinand  EI.  ttichtig  vorgearbeitet  hatte.  Allein  das  hohe 
Ansehen,  in  welchem  die  böhmische  Kanzlei  unter  Leopold  I.  stund, 
gestattete  dem  österreichischen  Hofkanzler  nicht  immer,  diese  Krtfte  dem 
Gesammtstaats-Interesse  dienstbar  zu  machen.*^)  Die  hindurch  gedeckte 
Statthalterei  zu.  Prag  bewahrte  den  Karakter  einer  reinen  Landesstelle. 
Die  mährische  Landeshauptmannschaft  und  das  Oberamt  fflr  Schlesien  zu 
Breslau  verharrten  in  der  gleichen  Abgeschlossenheit.  So  konnten  denn 
auch  hier  eigentlich  nur  die  Prager  Kamm  er'')  mit  ihren  Depen- 
denzen  (wozu  freilich  auch  die  Magistrate  landesfQrsMicher  Städte  und 
Märkte  in  vielfacher  Hinsicht  gehörten),  dann  die  Breslauer  Kam- 
mer*'*),  das  Militär  und  die  Beamten  des  General-Kriegs- 
kommissariats ftlr  österreichische,  d.  h.  im  gesammtstaatlichen  Geiste 
wirkende  Organe  gelten.  Obendrein  war  hier  die  Gewalt  der  Militärbe- 
hörden eine  weit  beschränktere,  als  in  Ungarn. 

In  Siebenbürgen  behielt  sich  Kaiser  Leopold  gleich  bei  der 
Uebemahme  des  Landes  aus  den  Händen  des  letzten  türkischen  Vasalleu- 
fQrsten  ausdrücklich  die  Besetzung  der  Stelle  des  Landes-Militftr- 
Kommandanten  mit  einem  deutsch -österreichischen  General'*)  und 
das  Becht  vor,  die  ihm  als  Landesftlrsten  zustehenden  Einkünfte  von 
Wien  aus  mittelst  der  Hofkammer  administriren  zu  lassen"),  als 
deren  Organ  nur  er  das  siebenbürgische  Thesauriat  fortbestehen  liess. 
Dieses  soUte  nun  freilich  gleich  allen  ihm  untergebenen  Aemtem  nur  mit 
eingeborenen  Siebenbürgen!  besetzt  werden;  allein  schon  im  Jahre  1699 
zeigte  sich  die  Unthunlichkeit  dessen  und  verordnete  daher  die  Wiener 
Hofkammer,  dass  den  >,vigore  Diplomatis  angestauten  siebenbfli^gischen 
Kameral- Beamten  Aufseher  und  Kontrolore  zugeordnet  werden^,  welche 
Posten  dann  nicht  als  ^^ofticia  Transjlvanica^,  sondern  als  ^^extranea, 
aooessoria^,  d.  h.  als  österreichische  Beamtensftellen  würden  amniaelien 
sein.»«)  So  wurden  denn  den  SaliUUmnerem  zn  Thorda,  Vizakna,  DM 
u.  s.  w.  derlei  ^^Verwalter^'  beigegeben,  bis  im  Jahre  1702  an 
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SteDe  vollends  ^^deutsohe  Einnohmer'*  irateu.^*)  Dem  Thesanriate  standen 
unter  Leopold  I.  fortwährend  Hofkammer-Koromissan*  zur  Seite^,  und 
die  politische  LaudesvemaltuuK  leitete  statt  des  nur  nominell  in  seinem 
Amte  belassenen  Gouverneurs  der  jeweilig  Landesmilitär-Kommandant.^^) 

Im  Milit&rgrenz-Qebiete  waltete  die  Centralgewalt  uneinge- 
sdurftnkt  nur  thoilweise,  nämlich  in  dessen  östlicher,  damals  bis  an  die 
Maros  hinaufreichenden  Hälfte. ^^)  Die  westliche  Hälfte  war  ihr  insofeme 
entrflckt,  als  hier  der  Gratzer  Hofkriegsrath^*)  und  die  Gratzer 
Hofkammer®*)  sich  in  die  Verwaltung  theilten*'),  welche  beiden  Be- 
hörden zwar  von  den  Wiener  Centralstellen  einigermassen  abhingen,  jedoch 
nur  Aber  deren  Requisition  fQr  die  Zwecke  des  Gesammtstaates  thätig 
waren.  Die  Gratzer  Hofkammer  hatte  auch  viel  mit  Civil -Kroatien 
zu  schaffen,  da  ihr  durch  Konfiskation  an  den  Staat  gefallene  hiesige 
Güterkomplexe  zur  Verwaltung  anvertraut  waren  ^^),  und  ein  Theil  der 
kroatischen  Gefälle  von  ihr  eingeliol)en  wurde. ^5)  pje  hiesigen  Militär- 
Auslagen  bestritt  aber  die  Wiener  Hofkammer^^),  gleich  wie  ja 
auch  der  Banus  al^  Kommandant  der  Landes-Insurektion  und  eines  Theiles 
der  Grenz-Miliz  unter  dem  Wiener  Hofkriegsrathe  stund.*^ 

In  Innerösterreich  stund  unter  dem  Wiener  Hofkriegsrathe  blos 
der  Gratzer  Festungskommandant,  und  dieser  nur  zeitweilig,  so 
lange  nämlich  Kriegsgefahr  drohte. ^s)  Mit  dem  in  Gratz  aus  den  Zeiten 
Ferdinand's  n.  her  verbliebenen  Hofkriegsrathe  verkehrte  der  Wiener 
im  Wege  der  österreichischen  Hofkanzlei^^)  und  des  inner- 
österreichischen Geheimraths-Kollegiuras'"),  und  lediglich 
dann,  wenn  es  sich  um  strategische  Kombinationen  handelte.  Als  Mittel- 
instanz fimgirte  das  vorerwähnte  Geheimraths-KoUegium,  dem 
ein  Hof- Vizekanzler  als  Kanzleidirektor  und  General-Referent  beigegeben 
war.^*)  Dieses  zu  Gratz  belassene  Kollegium  war  angewiesen,  in 
wichtigeren  Sachen  sich  bei  der  österreichischen  Hofkanzlei  in 
Wien  Rathes  zu  erholen  und  die  ihm  aus  Letzterer  zugehenden  Wei- 
sungen, selbe  mochten  nun  was  immer  für  Verwaltungsgegenstände  be- 
treifen, in  allen  Fällen  zu  l)efolgen,  wo  ihm  nicht  eine  Gegenvorstellung 
vorher  noch  dringend  geboten  erschien.  Dasselbe  schlichtete  Kompetenz- 
Konflikte  zwischen  der  innerösterreichischen  Hofkammer,  der  fflr  Justiz- 
und  Polizeigeschäfte  bestellten  inneröstemnchischen  Regierung  und  dem 
Gratzer  Hofkriegsrathe^^,   brachte   die  von   diesen  Behörden   einseitig 
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getroffenen  Anordnungen  unter  sieli  in  i^üiklang,  und  repräsentirte  nament- 
lich dem  angrenzenden  Auslande  <j:e<,'inül>er  U»i  Grenz -Streitigkeiten  und 
Berührungen  administrativer  Natur  den  abwesenden  LandesfSrsten.^')  Eine 
ähnliche  Bewandtniss  hatte  es  mit  dem  Geheimraths-Kollegium 
zu  Innsbruck,  dem  aber  zeitweilig  noch  ein  besonderer  „Gubemator*' 
fDr  den  Komplex  der  oberösterreichischen  Lande  vorgesetzt  war^*), 
an  dessen  Adresse  daher  dann  auch  alle  diese  Lande  betreffenden  Erlftsse 
der  österreichischen  Hofkanzlei  in  Wien  gerichtet  waren.  In  diesem  Kolle- 
gium hatte  übrigens  in  Ermanglung  eines  eigenen  Hofkriegsrathes  flir 
01)erösterreich  der  jeweilige  Kommandant  über  die  in  Tirol  und  den  Vor- 
landen gamisonirenden  Abtheilungen  der  mobilen  österreichischen  Armee 
Sitz  und  Stinmie'^),  wie  das  auch  in  Böhmen  i-flcksichtlich  des  dortigen 
Truppen-Kommandanten  bei  der  Prager  Statthalterei  der  Fall  war.'*)  Die 
I^ndesmiliz  jedoch  und  alle  den  Landeshaushalt  berührenden  Militäner- 
waltungs-Aemter,  dann  sämmtliche  feste  Plätze  sammt  den  darin  liegen- 
den Garnisonen  stunden  unter  den  Befehlen  der  s.  g.  vereinigten  ober- 
österreichischen Wesen,  d.  h.  der  Regierung  und  Hofkammer  zu  Innsbruck, 
während  die  Aufsicht  hierüber  der  oberösterreichische  geheime  Bath,  die 
Oberaufsicht  aber  ausschliesslich  die  mehr  gedachte  Hofkanzlei  in 
Wien  und  nicht  der  Wiener  Hofkriegsrath  noch,  was  das  ökonomische 
Gebahren  anbelangt,  die  Wiener  Hofkammer  ftlhrte.^^  Dem  ganz  ana- 
log war  die  diesfällige  Einrichtung  in  Innerösterreich,  nur  mit  dem 
Unterschiede,  dass  hier  erwähnter  Massen  ein  eigener  Hofkriegsrath 
den  Befehl  in  militärischen  Landes-Angelegenheiten  führte,  während  du 
in  Oberösterreich  Sache  der  ^^Regierung  und  Kammer^'  war.  Letztere 
Doppelbehörde  unterlag  einer  sachverständigen  Einwirkung  seitens  des 
Wiener  Hofkriegsrathes  höchstens  insofeme,  als  dieser  sich  an  die  öster- 
rekfaische  Hofkanzlei  mit  dem  Ersuchen  wendete,  derselbim  dieflen  oder 
jenen  Wink  zu  geben  ^^),  oder  insofeme  er  etwa  den  Kommandanten  der 
Miol)ilen  Truppen  in  Tirol  (mit  welchen  die  Landesbehörden  allerdings 
niclit  das  Geringste  zu  schaffen  hatten)  anwies,  sein  Stimmrecht  im  ober- 
österreichischen  Geheimnitlis-Kollegium  zu  benutzen,  um  von  hier  aus 
der  Behörde  bei  ihren  militärischen  Disi)ositionen  eine  dem  Qetamnitp 
staats-Interease  dienliche  Haltung  zur  laicht  zu  madien. 

Die  gleicfaen  Umwege  mussten  eingeschlagen  werden,   um  in  sol- 
•  hen  Fällen  der  oberösterreichischen  Hofkammer  beizukommen, 
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ftlr  die  MüitAr-Expodit  innen  ein  ei^'ener,  vom  Wkoer  Hofkriegsrathe  vOUig 
unabhängiger  KrieKs-Sekit»tür  l)ei^vj,'el)en  war.''*) 

Der  Verkehr  der  Wiener  Ilofkammer  mit  den  Hofkamroern 
SU  Qratz  und  Innsbruck  iMvschrünkte  sich  noch  das  ganze  17. 
Jalirhundert  Aber  der  Hauptsiiohe  nadi  auf  Kassadispositionen  und  ein- 
zebie  Erhebungen  im  Inttwsse  einer  Fördenm^  der  Finanz-  und  Volks- 
wuihschafk  des  Qesonmitstaates^^),  denen  ak'r  nur  selten  eine  positive 
Anordnung  folgte.  Galt  es,  ein  in  Wien  fOr  die  ganze  Monarchie  aus- 
gearbeitetes Steuer-Patent  in  Ober-  und  InnerOsterreich  zu  publiziren:  so 
ging  das  herkömmlicher  Weise  nicht  die  hiesigen  Hofkammem,  sondern 
die  8.  g.  ;,Begierungen^^  an,  und  selbst  bei  der  Einhebung'  der  solcher 
Gestalt  ausgeschriebenen  Keichssteuem  hatten  die  Provinzial-Hofkammern 
in  der  Regel  weiter  nichts  zu  thun,  als  das  von  ständischen  und  städti- 
schen Perzeptoren  eingesammelte  Geld  zu  übernehmen  und  den  getroßenen 
Kassadispositionen  gemäss  zu  verausgaben. s*)  Nicht  einmal  die  Ober- 
aufsicht hierüber  führte  die  Wiener  Hofkammer,  sondern  abermals  diu 
mehrgedachte  Hofkanzlei  in  Wien^^)^  womit  offenbar  angedeutet 
werden  sollte,  dass  die  ober-  und  innerösterreichischen  Lande  mit  dem 
Regierungscentrum  in  Wien  nur  in  einem  durch  die  Person  des  gemein- 
samen Regenten  vermittelten  Verbände,  also  unter  sich  in  einer  Art  Per- 
sonalunion stünden.  Namentlich  liess  der  Hofkanzler  Freiherr  von 
Ho  eher  diese  Anschauung,  wenn  er  sie  auch  in  seinem  Innern  gerade 
nicht  theilte,  den  Oberösterreichem  gegenüber  gerne  durchblicken,  um  so 
ihrer  früheren  Sonderstellung,  oder  vielmehr  der  noch  frischen  Erinnerung 
hieran  zu  schmeicheln.  ^  3)  Ueberhaupt  ging  die  Regierung  bei  der  Wie- 
dereinverleibung der  oberösterreichischen  Lande  in  den  Gesammt- 
staat  sehr  schonend  zu  Werke.  Um  den  Ständen  den  Verlust  der  seit 
einem  Jahrhunderte  genossenen  staatlichen  Selbständigkeit  so  wenig  als 
möglich  fQhlen  zu  lassen,  ernannte  Leopold  I.  am  2.  Oktol)er  1665 
ftlr  den  tirolischen  Huldigungsakt  in  der  Person  Hocher*s  einen  eige- 
nen Hofvizekanzler,  welcher  ihm  statt  des  angeblich  erknmklen  öster- 
reichischen Hofkanzlers  Grafen  von  Sinzendorf  dabei  assistirte®*),  und 
sich  überhaupt  das  Ansehen  eines  aparten  tirolischen  Hofkanzlers  zu  geben 
wusste,  jedoch  bald  darauf  bleibend  in  den  Status  der  österreichischen 
Hofkanzlei  eintrat,  und  solcher  Gestalt  die  Ixn  jenem  Huldigungsaktc 
überkommenen  Geschäfte  der  eben  genaimten  Hofstelle  fast  unmerklich 
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zuführte. ^^)  Zu  diesen  Geschäften  gehörte  nun  eben  auch  die  Inspek- 
tion über  das  oberösterreich.  Kammerwesen. *^  Und  diese 
sonderbare  Einrichtung  hielt  Leopold  aufrecht,  ungeachtet  es  nicht  an 
n^"^''"  'Tiden  Stimmen  fehlte®^  und  ungeachtet  das  andauernd  schlechte 
L  s  der  ol)erösterreichischcn  Einkommensquellen  den  klarsten  Be- 

weis lieferte,  wie  mangelhaft  die  ganze  Einrichtung  sei  Sein  Nachfolger, 
Joseph  I.,  beeilte  sich  freilich,  derlei  widersinnige  Institutionen  zu  beseitigen. 

Eine  durchgreifende  Tliätigkeit  war  der  Centralgewalt  nur  im 
Lande  ob  und  unter  der  Enns  gesichert,  wo  einzelne  Central- 
tellen  zugleich  Landesstellen  waren. ®^  Aber  auch  hier  vereitelte,  wie 
in  den  übrigen  Provinzen,  viele  Massregeln  der  Umstand,  dass  die  unter- 
sten Instanzen  nur  ausnahmsweise  vom  Staate  bestellt  und  daher  schwer 
zum  Gehorsam  gegen  den  Staat  anzuhalten  waren.  ^^) 

Der  Verwaltungs-Mechanismus  war  also  unter  Leopold  L  in 
Oesterreich  ein  grosses  Hindemiss  fUr  eine  einheitliche  Leitung  und  akmt- 
halben  übereinstimmende  Erledigung  innerer  Staatsgesdiäfte. 

Die  ständischen  Befugnisse  dagegen  kamen,  von  Ungarn  und 
Tirol  abgesehen,  damals  kaum  mehr  als  Hemnmisse  in  Betracht,  wenn 
es  einen  im  Centrum  gefassten  Beschluss  durchzuführen  galt  Was  von 
solchen  Gerechtsamen  da  allenfalls  hätte  hinderlich  sein  können,  hatte 
entweder  der  Gang  der  Ereignisse  gewaltsam  in  den  Hintergrund  gedrftngt*% 
i  t  wurde  von  den  Ständen  selber  fallen  gelassen'*),  oder  die  Begienmg 
:.ic  sich  einfacli  darül>er  hinweg. ^2) 

Der  bei  aller  Schwerfälligkeit  des  behördlichen  Apparates  dennoch  im 
Innern  sich  konsolidirende  Gesammtstaat  wurde  unter  Leopold  L  auch 
schon  von  der  Publizistik  als  solcher  anerkannt  Ich  erinnere 
lK?ispiel8weise  an  die  Beschreibung  Oesterreichs ,  welche  Phil.  Andr. 
Oldenburger  in  dem  1675  zu  Genf  erschienenen  IV.  Theile  seises 
.,Tliesaurus  Herum  Publicarum"  geliefert  hat»^),  und  an  die  bekannte,  im 
Jahre  1684  zuerst  veröffentlichte  Schrift  „Oesterreich  Ober  Alles, 
wann  es  nur  wilF.  Der  ungenannte  Verfasser  dieser  auch  nachher 
]]f>rh  oft  aufgelegten  Schrift  (man  hält  dafttr  den  fOrstUch  passaidsciien 
.  imrath  Philipp  Wilhelm  von  Hörnigk,  einen  Schwager  de«" 
österreichischen  Hofkommer/ienrathes  Dr.  Becher)  sagt  im  L  Abschnitte 
zur  Erkianmg  ihres  Titels;  „Durch  vorangesetxtes  mein  Oesterreich  ver- 
stehe ich  nicht  blosser  Dingen  das  wellbelobte,  w  beyden  Seiten  des 
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DonanfllromB  eratreokt«  Ertshcrhogthum  dieses  Nahmens,  sondern  an- 
bei alle  und  jede  des  teutschen  Osterr.  Ertzhauses,  es  sey 
inn-  oder  ausserhalb  des  Römischen  Beiches  gelegene,  Erb- 
kOnigreiche  und  Länder,  demnach  Ungarn  mit  darunter 
begriffen^,  und  im  II.  Abschnitte  fasst  er  seine  Ansicht  von  der  Zu- 
saminengehOrigkeit  dieser  Länder  in  folgende  Sätze:  ^^Sie  seynd  alle- 
sammt  einem  einigen  Haupt  mit  gleicher  Unterwflrffigkeit 
zugethau,  stossen  ohne  Mittel  an  einander  und  formircn 
gleichsam  einen  einigen  natflrlichen  Leib.  Es  kann  das  eine 
des  andern  Mangel  mit  seinem  Ueberfluss  ersetzen.  Sie  seynd  mit  darinn 
fallenden  rohen  Gutem  und  deren  inländischer  Consumption  also  erwünscht 
bevortlieilt,  dass  sie  sicli  mit  Fug  rülimen  könnten,  wofern  einigem  Staat 
in  Europa  es  fürwahr  ilmen  zukonmien  mflsste,  beinahe  wie  eine  kleine 
Welt  in  sich  selbst  bestehen  zu  können,  indem  sie  ohne  fremdes  Zu- 
thun  nicht  nur  zur  Nothdurft,  sondern  auch  zu  der  Bequemlichkeit  mit 
allem  dahin  erforderlichen  Zeug  reichlich  versehen  sej-nd." 

So  klar  sich  übrigens  Hörnigk  über  das  Verhältniss  der  öster- 
reichischen Provinzen  zu  einander  ist,  so  wenig  präzis  ist  seine  An- 
schauung von  den  Beziehungen  Oesterreichs  zu  Deutschland. 
Bald  unterscheidet  er  ein  dem  hl.  röra.  Reiche  deutscher  Nation  dienst- 
bares („verwandtest^  ^^^  ^^  hievon  unabhängiges  Oesterreich,  bald 
rechnet  er  wieder  ganz  Oesterreich  zu  Deutschland,  worunter  er  dann 
wohl  nur  den  Machtbereich  deutschen  Wesens  verstellt.  Diese  Unklarheit 
war  ein  Fehler  oder,  wenn  man  lieber  will,  ein  Vorzug  seiner  Zeit 
Niemand  wusste  damals  genau  anzugeben,  wie  weit  ins  östorreichisclie 
Gebiet  hinein  das  deutsche  sich  erstrecke  und  was  davon  Bestandtheil 
des  römisch-deutschen  Reiches  sei.  Namentlicli  fnig  man  sich:  ob  wohl 
anch  Ungarn  und  Siebenbürgen  noch  dem  römisch-deutschen  Reiche 
oder  wenigstens  Deutschland  (d.  h.  dem  Machtbereiche  deutschen  Wesens) 
zuzuzählen  seien  oder  nicht?  —  Es  fehlte  damals  eben  so  wenig,  als  am 
Schlüsse  des  16.  Jahrhunderts  an  deutsclien  Publizisten,  welche  diese 
I^der  Angesichts  der  grossen  Opfer,  die  das  deutsche  Volk  zu  deren 
Befreiung  vom  Türkeiyoche  gebracht  hatte  ^^),  als  ein  sauer  erworbenes 
„Peculium  castrense**  ihrer  Nation  reklamirten  und  dem  Erzhause  Oester- 
reich höchstens  ein  Mitbesitzrecht  daran  zugestunden.  Man  sehe  z.  B.  des 
kurköbiischen   Hofrathes  Zwantzig   1704  zu   Kubi  (nocli  dazu  im  Auf- 
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trage  des  Wiener  Hofes)  er8chien«nc  Schrift:  „Der  raalkontente  Fürst 
Ragoczy  in  Ungarn"  und  ähnliche  Pamphlete  jener  Zeit  Kaiser  Leopold 
gab  sich  wohl  auch  selber  lange  den  Anschein,  als  gestände  er  diesen 
Behauptungen  eine  gewisse  Berechtigung  zu.  So  zeigte  er  sich  den 
ungarischen  Ständen  seit  dem  Beginne  seiner  Feldzflge  wider  die 
Türken  bei  feierlichen  Anlässen  nie  mehr  anders,  als  im  Ornate  des 
Kaisers  ^5)^  während  er  doch  im  August  1659  auf  dem  Pressburger  Land- 
tage „auf  ungarische  Manier",  d.  h.  im  ungarischen  NationalkostOme  er- 
schienen war.^*)  Den  Karlowitzer  Frieden  schloss  er  als  deutscher 
Kaiser,  obschon  Ungarn  davon  zmiächst  und  am  meisten  berührt 
wurde. '7)  Der  ungarische  Kaufmann,  welcher  beim  Verladen  seiner 
Waaren  auf  der  Donau  der  durch  diesen  Friedensschluss  ihm  zugewen- 
deten Begünstigungen  theilhaft  werden  wollte,  musste  die  deutsche  Flagge 
aufhissen.'^  Den  Paktin  Grafen  Paul  Esterhäzy  erhob  er  zum  Fürsten ••), 
den  siebenbflrgischen  Magnaten  Michael  Teleki  zum  Grafen  des  h.  römi- 
schen Reiches. *<^^  In  Ungarn  fand  dieses  Verhalten  Leopolds  hie  und 
da  selbst  bei  nichts  weniger  als  servil  gesinnten  Männern  eine  freund- 
liche Aufnahme.  Hatte  ja  doch  Peter  Zriny  schon  im  Jahre  1666  auf 
dem  Neusoliler  Konvente  fQr  den  innigsten  Anschluss  Ungarns  an 
Deutschland  geschwärmt****)  und  ein  dem  Herzoge  Karl  von  Lothrin- 
gen nahe  gestandener  Publizist  nach  der  Eroberung  von  Ofen  die  Stim- 
mung in  Ungarn  darnach  angethan  erachtet,  dass  er  dem  Kaiser  die 
Verwandlung  des  Königreiches  in  ein  deutsches  Kurfllrstenthum  anem- 
pfehlen zu  dürfen  glaubte. *®2)  Anderer  Seits  meinte  lieopold  freilich: 
wenn  Ungarn  als  erobertes  I^and  zu  behandeln  sei,  so  komme  die  abso- 
lute Herrschaft  darüber  ihm  als  österreichischen  Prinzen  und 
seinem  Hause,  nicht  aber  dem  römisch-deutschen  Beicfae  zu. 

Jn  der  Proposition  vom  31.0kt  1687,  womit  er  den  Ungar.  Lsndtag 
dieses  Jahres  eröffnen  und  den  Ungarn  seine  volle  Verzeihung  ankflndigeQ 
liess,  heisst  es:  „Posset  equidem  eadem  Sacratissiiiia  Caesarea  Mi^jestas 
liegno  huic  tot  tantisque  laboribus,  periculis,  sumpÜbus  et  Suomm  sao- 
guine  non  aliter  ac  postliminio  e  nianibus  qua  perduellium  quaTureamm 
recuperato  omni  jure  leges  dare,  nee  non  vi  armorum  reeenter  aequiatta 
jure  Belli  Sibi  Suisque  augustis  Haeredibus  separatim  attribuere,  plad- 
(lisque  et  convenientibus  legibus  gubemare.  Nihilominus  pro  innata  Sua 
dementia  vult  quam  l)enignc  antiquas  in  suo  vigore  relinquere^  sie.  '**) 

4* 
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Da  ist  von  einar  Rflcksichtnalimo  auf  die  ;,c[eut8che  Nation^'  nidit  viel 
EU  meitai*  Das  erklärt  sich  aus  der  (taterreichisohcn  Gesammtstaatsidee, 
mit  welcher  eine  solefae  Bflcksicht  nicht  wohl  vereinhar  gewesen  wftre. 
Um  diese  Idee  weiter  verfolgen  zu  können,  musste  der  BesitK  Ungarns 
dem  ;yErzhause^'  gesichert,  er  durfte  nicht  mit  der  deutschen  Kaiserkrone 
in  eine  Vert)indung  gebracht  werden,  welche  zur  Folge  gehabt  hätte,  dass 
mit  dem  frflher  oder  später  zu  gewärtigenden  Verluste  dieser  "Wahl-Krone 
auch  Ungarn  wieder  dem  Erzhause  abhanden  gekommen  wäre.  Desshalb 
restaurirte  Leopold  im  Jalire  1687  die  alte  Verfassung  Ungarns,  kntlpfle 
aber  daran  auch  gleich  die  Bedingung,  dass  die  Stephanskronc  von  den 
nngar.  Ständen  Hlr  ein  Erbgut  seines  Hauses  erklärt  und  stets  dem- 
jenigen Prinzen  desselben  übertragen  werde,  welcher  nach  der  Haus- 
ordnung im  übrigen  Oesterreich  Thronfolger  ist.*®*) 

Die  Geneigtheit  der  ungarischen  Stände,  auf  diese  Bedingung  einzu- 
gehen, war  gering.  Es  bedurfte  eines  sehr  entschiedenen  Auftretens 
der  Regierungsorgane,  um  dem  ausserdem  nur  vom  katholischen  Klerus 
befürworteten  Wunsche  des  Kaisers  die  Zustimmung  der  Ständeversamm- 
lung zu  sichern.*®')  Die  aus  Magyaren  bestehende  Mehrzahl  der  Ab- 
geordneten perhorreszirte  in  der  Erbfolgefrage  die  Gesammtstaatsidee, 
welche  allerdings  aufs  innigste  damit  verknüpft  war  und  der  gegenüber 
die  Magyaren,  wenn  nicht  vorübergehende  Klugheitsrücksichten  ein  anderes 
Benehmen  geboten,  sich  stets  abwehrend  verhielten,  so  dass  sie  deren 
Bethätigungen  im  besten  Falle  nur  stillschweigend  hinnahmen.*®*) 
Aber  die  nichtmagyarische  Bevölkerung  Ungarns  dachte  mit 
sehr  geringer  Ausnahme  in  diesem  Punkte  anders.  Ihr  erschien  damals 
schon  eine  starke  Centralgewalt  in  Wien  oder  überhaupt  auf  neu- 
tralem Boden  als  die  sicherste  Bürgschaft  dafür,  dass  der  Schwache  in 
Ungarn  nicht  dem  Mächtigen  erliege,  dass  die  Klage  Gekränkter  nicht 
ungehört  im  Parteiengewoge  der  eigenen  engeren  Heimat  verliallo,  dass 
der  Magyaiismus  nicht  hier  jegliches  andere  Volksthum  überwuchere  oder 
sidi  gewaltsam  assimilire.  Theilte  sie  gleich  die  Scheu  der  Magyaren 
TOT  den  Uebergnffen  einer  solchen  Centralgewalt  und  vor  dem  allzu  ge- 
schäftigen Eindringen  der  Organe  derselben,  so  schlug  sie  doch  jene  Vor- 
theile  weit  höher  an,  als  diese  NachtheUe  und  der  gebildetere  Theil 
begriff  nicht  nur,  sondern  schätzte  auch  die  cinlisatorische  Bedeutung 
der  Gesammtstaatsidee. 
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Davon  hat  das  einer  Abstimmung  Ober  diese  Idee  gleichkommende 
Verhalten  der  meisten  Serben  und  Kroaten,  vieler  Slovaken 
und  liuthenen  während  der  Käk<5czy 'sehen  Wirren  im  Anfimge  des 
18.  Jahrh.  trotz  aller  an  denselben  versuchten  Verführungskünste  Zeug- 
niss  abgd^  Es  war  eine  an  schweren  Prafimgen  reiche  Probezeit, 
welche  die  Anhänglichkeit  der  genannten  Völkerschaften  an  die  Gesammt- 
staatsidee  damals  in  Ungarn  bestund.  Und  dennoch  siegte  die  Gesammt- 
staatsidee  hier  mit  Hilfe  eben  dieser  Völkerschaften  damals 
schon  so  gut,  wie  auch  nachmals  wieder.  Was  die  Kroaten  mita* 
JoL  Draskovich  und  Joh.  Pälffy***^,  die  Serben  unter  Monasterli, 
Tökölii  Blasius.  Kiss  u.  A.,  wenn  auch  nicht  inmier  des  Endzweckes  sidi 
klar  bewusst,  aber  doch  voll  Vertrauen  zur  Gesammtstaatsidee,  während 
der  Rik(5czy*schen  Wirren  fttr  diese  geleistet*^®),  was  die  Slovaken 
Melchior  Rakovsky  und  Christoph  Okolicsäny  damals  als  Blut- 
zeugen*®^, Stephan  Btfvay  und  Andere  als  von  Räk(5czy  ihrer  öster- 
reichischen Gesinnung  willen  Verfolgte* *%  was  unter  den  Buthenen 
die  Uodermärsky  **^)  und  Ladom^rszki  **2)  damals  Itlr  dieselbe 
gelitten  haben:  welche  Opfer  das  von  Georg  Paluska  aufgebotene 
und  geleitete  slovaki  sehe  Landvolk  an  der  Marchlinie  damals  brachte**^: 
wie  die  Kroaten  und  Slavonier  in  den  Jahren  1704  bis  1707  nicht 
nur  die  steiermärkische  Grenze  zu  decken  übernahmen  ***)i  sondern  auch 
die  von  allen  Truppen  entblösste  Gratzer  Festung  mit  ausreichender 
Besatzung  versahen**^):  das  darf  in  einer  Geschichte  der  österreichischen 
Gesanimtitaattidee  nicht  mit  Stillschweigen  flbergangen  werden. 

Davon,  dass  die  in  Ungarn  ansässigen  Deutschen  da  mitgewirkt 
hätten,  ist  freilich,  wenn  man  von  der  Treue  einiger  Städte,  die  im  Bereiche 
der  kaiserlichen  Walfen  lagen,  absieht,  keine  erwähnenswerthe  Spur  zu  fin- 
den.***) Die  Regierung  selber  hatte,  verfttlurt  durch  den  Itoth  mag}'aren- 
freundlicher  oder  wenigstens  dem  Deutschthume  abholder  Priester^  *0» 
sie  hier  um  Macht  und  Ansehen  gebracht 

Während  in  Krain,  Istrien  und  SOdtirol,  in  Böhmen,  Mäh- 
ren und  Schlesien  damals  deutsche  Sprache  und  Bildung  munentlich 
in  den  Adelskreisen  und  unter  der  BOrgerschaft  der  Städte  immer  mehr 
sich  ausbreiteten**^),  bot  sich  in  Ungarn  gkichieüg  die  enigegeagmMb 
Erscheinung  dar.  Die  Deutschen  wurden,  wenn  sie  nicht  mit  dem 
Glauben  Luthers,  zu  dem  sie  sich  hü  ohne  Ausnahme  bekannten,  auch 
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die  angetftammie  Nuüuualit&t  ubschwua'U,  hier  verachk*t  uud  vertriebeuJ*^ 
liagyareu,  Polen  und  Slovaken  nuhmen  iha*  Stelle  einJ^^  Die  wenigen  Zu- 
rOokgebliebcuen  aber  vcrgiilten  dud  der  öäterreiGhischen  Uegierung,  obscfaon 
dieee  es  mehr  nur  geschehen  Hess  als  anbefiihl '^ *),  mit  leidenscfaaft- 
lidier  Abneigwig.  In  K&kÖQiy  den  Kftcher  ihrer  Leiden  und  den  Restau- 
rator einer  hmge  entbehrt^Mi  Freilieit  der  Keligiousabung  vcrclircnd,  stellten 
sie  sich  ihm  ohne  Vorbehalt  zur  Verfügung.* ^2) 

Die  deutschen  Kloster-Konvente,  welche  Leopoldl.  als  Pfix>pf- 
reiser  deutscher  Gesittung  nach  Ungarn  verpflanzt  hatte *^^,  und  die 
sonstigen  Ansiedlungen  deutscher  Katholiken,  welche  unter 
ihm  hier  sich  niedergelassen  *2^),  zerstoben  beim  Hereinbrechen  des 
Kevolutionsstunnes  oder  wurden  von  demselben  weggefegt  Anderer  Seits 
hielt  es  damals  auch  der  einheimische  katholische  Klerus  in 
Ungarn  nur  th  eil  weise  mit  der  Kegierung*^»),  ungeachtet  diese  dem- 
selben grosse  Vortheile  zugewendet  hatte  und  obschon  ein  deutscher 
Prinz  damals  auf'  dem  Primatialstuhle  sass.^^ej 

Die  Magyaren  unter  demselben  widerstunden  schwer  der  Versuchung, 
welche  ihnen  Käköczy  dadurch  bereitete,  dass  er  sich  zum  Träger  der 
Attila'schen  Staatsidee  aufwarf.  ^^  7)  Andere  schlugen  sich  wieder  aus  Be- 
rechnung auf  dessen  Seite,  damit  nämlich  nicht  sie  und  die  katholische 
Kirche  der  Vorwurf  einer  antinationaleu  Haltung  trefte  uud  der  Protestan- 
tismus diesen  Vorwurf  bei  den  ihre  religiöse  Ueberzeugung  ohnehin  leicht 
politisch-nationalen  Motiven  unterordnenden  Magyaren  zu  seinen  Gunsten 
ausbeute.  *^^)  Einzelne  katholische  Priester  trugen  damals  in  Ungarn 
einen  Hass  gegen  Oesterreich  zur  Schau,  der  au  Heftigkeit  den  Groll  der 
erbittertsten  Protestanten  weit  übertraf.  *2  9) 

So  hatte  denn  die  Verfolgung  Letzterer  der  Centralregierung  hier 
alte  Freunde  entfremdet  und  neue,  auf  welche  sie  sich  hätte  ver- 
lassen können,  nicht  gewonnen. 

Wie  sehr  hierunter  die  Durchführbarkeit  der  österreichibcheu  Gesammt- 
staatridee  in  Ungarn  litt,  ergibt  sich  aus  dem  Gesagten  von  selbst  und 
lehrt,  wenn  es  da  noch  einer  Veranschaulichung  bedürfte,  ein  Blick  auf 
die  unter  Leopold  L  nicht  preisgegebenen,  daftlr  aber  auch  tren  und 
stark  befundenen  siebenbOrger  SachsenJ^^ 
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Zum  I.  Abschnitt 

1)  Kukulj.ovics,  Jura  Croatiao,  Agram  1862,  IL  20. 

2)  Gottfr.  Caposins,  Hennannstadt  während  der  Kronstreitigkeiten  zw. 
dem  rechtmässigen  Könige  Ferdinand  I.  mid  dem  Usurpator  Joh.  Zapolya  (im 
Programme  dee  Gymnasiums  A.  C.  zu  Hermamistadt  für  1865/S);  Ucinr. 
Wittstock,  Die  Stellung  von  Bistritz  im  Thronstreito  zw.  Ferdinand  I.  und 
Joh.  Zapolya  (im  Programme  des  evangcL  Gymnasiums  zu  Bistritz  in  Sieben- 
bürgen lur  1860).  Vgl  auch  den  Aufsatz  aber  den  Hennannstftdter  Königs- 
richter Markus  PempflTlinger  im  Archiv  des  Vereines  für  siebenbürg. 
Landeskunde*,  Neue  Folge,  III.  Bd.  S.  124  u.  flfg.,  so  wie  die  Abhandlung 
J.  K.  Schuller*s  über  »CWrg  Betcherstorffer  und  seine  Zeit*  im  XU.  Bande 
<les  Archivs  f.  Kda  ö6i  GescL-Queflen,  endlich  das  von  Jos.  Trausch  1847 
^u  Kronstadt  herausgegebene  Chronicon  Fuchsio-LupinorOltardinum, 
I.  Th.  S.  47  n.  ffg.  (theilweise  auch  in  den  von  R  ▼.  Transdienfels  1860  zu 
Uermannstadt  edirten  , Deutschen  Fundgruben*  abgedruckt). 

3)  Chmel,  Uabsb.  Archiv,  2.  Uft.,  S.  57.  —  Unter  Slavonicn  ist  das 
heutige  (?ivil-Kroatien  zu  verstehen,  wogegen  das  alte  Kroatieii  die  hedtig» 
kroatische  MOitArgreme  sammt  dem  kroatischen  Kästenhuide  und  einem  TheOe 
von  Türkisch-Kroatkn  in  sich  begriff.  G.  Gyurikovits,  IQastntio  oritkaatos 
et  ambitus  SUvoniae  et  Croatiae.  P.  III.,  Pestini  1847.  Die  Sttnde  Slmiikiif 
tagten,  als  sie  Ferdinand  zum  König  ansrirfbo,  zu  Kroutz,  jene  Kroatiens  aber 
zu  (^zettin,  welche  Festung  bald  darauf  an  die  Türken  ferloren  ging  und 
definitiv  erst  duah  den  Szistowaer  Frieden  (1 790)  an  Oeslerradi  smidcgelngte. 
Von  Alters  her  stund  nur  das  angrenteade  Slavonkn,  nidit  aber  Kroatien  in 
einer  engeren  Verbindung  mit  Ungarn.  In  der  Instroktion  vom  27.  Apiil  1 527, 
wdche  die  kroatischen  St&ndo  ihren  (Sesandten  an  FMinand  L  mitgaben,  heiasi 
rs:  .Noverit  Majestas  Vostra,  quod  inveniii  non  po4e8i,  ei  mdfais 
pi^tencin  m<^liante  Ooadam  ooeapassei;  nisi  post  discessnm  Begis  nostd 
Zvonymtr  Jicti,  felids  rocordadonis,  libero  arbitrio  se  (Q  coa4|anxiMQS  diea 
Sacram  Coronas  Begni  Uungariae  ei  poei  hoo  ans  «rga  Mnjeshiteni  Yrnkm^ 
Kukuljuvics,  IL  28. 
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4)  M.  Q.  Kovachich,  Vostigia  C<miiti(»nim,  3.  Supplciiuiitbuiid,  Ofen  1801, 
8.  123.  Als  rüchtmflasigoii  Thn)iiful^T  luuTkuiiiit  \miU^  den  Fonlijiaiid  schon 
die  ProBsbnrgor  Venaminlaiif^  im  I)(7.oinbcr  152C;  die  Hgi>niliche  Holdigong 
tonögorie  sidi  aber  ikst  noch  ein  JiUir  luiig  und  wurdu  auch  daiui  vomohmUch 
nur  von  ui  Ungarn  anataigoii  Südslavcn  goleistot,  die  sich  zur  Mehrzahl 
schon  beeiU  hatten»  dem  Prrasbnrgcr  -  FriiKlcn  von  1491,  welcher  bekanntlich 
Ferdhunds  nftchste  Anwartschaft  auf  die  ungarische  Krone  bigräiidete ,  bcizu- 
treleo.  S.  die  beireffenden  Konsonsual •  Urkunden  bei  Firnhaber,  Beitr.  zur 
Gesch.  Unganis  im  Archiv  f.  Kde.  ööt.  Gesch. -Quellen,  II.  Bd.  (1849). 
Etanelne  darunter  gelobten  dem  Hause  Oesterreich  bereit«  Treue,  bevor  noch 
der  Pressborgcr  Friede  auch  nur  angt^balint  war;  so  z.  B.  der  Despot  Qeorg 
V.  Bas&en,  dessen  Bruder  Johann,  Jos.  Kishonilth  von  Halapsich,  dessen  Bruder, 
die  Brfidcr  Berislo  von  Grabovia  etc.  Ebenda,  S.  423.  Diese  Verbindungen 
hatte,  gleich  der  Heranziehung  der  Kroaten,  noch  Kaiser  Friedrich  III.  einge- 
leitet und  Maxiniilian  I.  sie  eifrigst  gepflegt  Ferdinand  erntete  nun  die  Frucht 
der  vorschauenden  Klugheit  seiner  Ahnen.  Untt^r  dem  gi,*m<'inen  Volke  hatt»« 
Ferdinand  bei  den  liuthonen  und  Slovaken  einen  stitrken  Anhang,  gleich 
wie  auch  die  deutschon  Stadtebürger  in  Oberungarn  sich  der  österr. 
Herrschaft  geneigt  zeigten.  Bezüglich  der  Rutlienon  berichtete  der  öhU'TT.  Re- 
sident ui  Polen,  Georg  v.  Logschan  (später  deutscher  Vizekanzler  in  Böhmen), 
unterm  4.  August  1527  nach  Wien:  ,Ich  hör,  dass  das  arme  Volk  vmb  Kaschau 
gross  Voriangf'n  nach  kgl.  Majestät  vnserma.  ^,^  Herrn  hat*.  (Buch hol tz,  Gesch. 
der  Regierung  Ferduiands  I.,  III.  217)  und  bei  Ursinus  Velius  ,  De  hello 
Panuonioo*  (S.  46  der  Wiener  Ausgabe  von  1762)  heisst  es  beim  J.  1527: 
^Coloni,  quibus  arma  comcs  Cepusiensis  (Zapolya)  imperaverat,  dare  nomina  re- 
cosarnnt,  trucidatis  etiam  illius  conquisitoribus  hac  de  ro  missis;  quin  etiam 
ab  Andrea  Bathor  (dem  Palatin  auf  Ferduiand's  Si'ite)  pctierunt,  sibi  ducem 
mitti  aliquem,  ciyus  opera  et  auspicüs  contra  Waidam  arma  ferrent*.  Ebenda, 
S.  48  heisst  es:  ^Turociani  (die  Bewohner  des  Thuröczer  Komitats,  reine  Slo- 
vaken) nnndis  ad  ImiMsratorem  ultro  missis  so  in  fidem  et  potestatem  Regis 
Ferdlnandi  permiserunt*.  Ausserdem  hielten  es  mit  Ferdinand  die  bei  Ofen 
und  im  Banale  ansässigen  Serben,  insbesondere  die  Tschaikist^^n,  denen  er  später 
zu  Schellie  an  der  Waag  Wohnsitze  anwies.  Istvänfy,  Histor.  Kogni  Huugariae, 
8.  88  u.  89  der  Wiener  Ausgabe  von  1758;  welche  Citate  um  so  glaubwür- 
diger sind,  als  Istvänfy  winen  Aerger  über  die  Beweise  der  Anhänglichkeit  an 
Ferdinand  nicht  unterdrücken  kann  und  die  diesem  treuen  Sieben  mit  Schunpf- 
worten  bek)gt;  sie  werden  ergänzt  durch  eui»»lne  Mittheilungen  des  Ursinus 
Velins,  a.  a.  0.,  8.  17,  19,  50-53.  —  Fordinand's  Krönung  zum  König 
von  Ungarn  nahm  ein  81ovake,  der  Neutraer  Bischof  Steph.  Podmanitzky, 
vor.  (Ebenda,  8.36.)  Die  Deutschen  in  Ungarn  gaben  ihm  ihre  Zuneigung  auf  die 
QOZweideatigBte  Weise  zu  erkeimen.  S.  Buchholtz,  III.  276;  die  Leutschauer 


[>;   freilich  in  dum  Siiine,  t 
11(1  verwies  die  böhmischeu  1 
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Chronik  im  Archive  der  Stadt  Lentbchan;  Christian  Genersich,  Merkwär- 
digkeiirii  ikr  kgL  Freistadt  Käsiuark,  Kaschau  1804,  I.   197  ffg. 

5)  llieraaf  besieht  sich  die  merkwürdige  Stelle  in  dem  Fiviheitsbrieie 
Karls  y.  vom  8.  September  1530:  »Alke  Das,  so  der  länhenog  zu  Oesler» 
reich,  wie  obsteht,  besitzt  und  iimhat,  das  soll  scyn  und  heissen  Das 
Krzherzogthamb  zu  Oesterreich*.    Schrötter,  Erste  Abh.  aus  dem  tet 

taatSRihte,  S.  236.  Ucbrigcns  ist  diese  Anschaoong  euie  alte  Tradition  des 
uhterr.  Haases.  Sie  findet  sich  schon  in  dem  l*rivilegiam  Majas,  for  dcMWon 
Urheber  neueren  Forschungen  zufolge  Herzog  Rudolph  IV.  gilt 

6)  Siehe  die  auf  dem  böhmischen  Wahllandtage    von    1527   entwickelten 
Ansichten  bei  Buchholtz,  II.  409-413.   Selbst  von  einer  Verschmebning  Ali- 
Österreichs  mit  Böhmen    war  da  schon  die  R«^^e; 
dass  Altösterreich  in  Böhmen  aufgehen  sollte.  Ferdinand 

tilnde  mit  di(.*sem  Anliegen  auf  die  Einwilligung  der  österreichischen,  denen  es 
zunächst  zukomme,  sich  hi<>räber  zu  äussern.  Die  Kroaten  Yertrtaieie  er  mit 
^inem  ähnlichen  Anliegen  auf  ruhigere  ZtMten,    ungeachtet  sie  behanpieten,  er 

Iber  habe  den  Einschlag  dazu  gegeben,  indem  er  ihnen  versprach,  sie  seinen 
übrigen  Erblaiideii  zuzutheilen  (coaggregaro  erga  alia  sua  Regna  hereditaria). 
In  dem  bezüglichen  Bescheide  heisst  es:  »ad  conoementem  Unionem  patriaram 
Austriacarnm  et  Croatiae  Migestas  sua  reepondet,  *quod  propter  ingentem 
negotiorum  saranam  super  illa  in  prosenü  deliberare  nequeat,  sed  congmo  ad 
hiH-  tem)>ore  deliberabit*.     Chmel,  Uabsb.  Archiv,  II.  44,  50. 

7)  Die  Rede  ist  in  den  meisten  älteren  Quellenwerkcn  zur  Ckschichte  Ungarns, 
Iche  den  betrofTendon  Zeitabschnitt  behandebi,  auszugsweise  mitgetheitt  BUbtb 

:iu<h  Chmel,  Habsb.  Excurse  ui  den  Sitzungsber.  der  philos.-hi8t  Klasse  der 
Wi.  n.  Akad.  VL  264. 

8)  Buchholtz,  II.  448. 

9)  M.  G.  Kovachich,  Vestigia  Comitior.,  3.  Supplementkuid,  S.  97,  119. 
10)  Ebenda,    Hauptband,  Ofen  1799,  8.  645.     Die  Stande   hnUu  den 

K  inj       Tniversa  Decreta  Praedeoessomm  suorum  emendari  emendataque  in 

uiiuii)  Corpus  redigi  ladat*.  Hierauf  beaehen  sich  auch  die  nngar.  Qe6.-Artikel 

10  mid  11  vom  J.  1550,   durch   welche  Ferdinand  auf  BeachtaMÜgmig  dis 

Werkes  drang,  und  der  Artikel  15  von  1553.     Es  ist  eiiie  ganz  wiUküriicbe 

I Mhanptang,  dass  da  blos  von  einer  Berision  der  dYilreditL Beetmunongen  des 

VerböczyVhen  Tripartitums  die  Rede.   Das  hat  schon  Szegedi  in  dem  Badie 

J{ubrica«>  Juris*  (Tiniau,  1734)11. 113  ersichtlich  gemacht,  indem  erdieOrflnde 

I führt,  warum  das  Werk  missUng.  8.  anch  die  Inhahsameige  des  beiflglichen 

irferi  in  dun  Nachtrigen  Kollar's  sn  Pet  Lambek*s  Oommentafii  de 

heca  Caesarea  rmdoboMon ,  edttio  altera  (Vüidob.  1766),  I.  70J<-705. 

11)  Ferdinand  behielt  sich  bei  Annahme  der  Krone  bevor:    di^Mgsn 

i  unkte  der  Laodssfwftwnmg,  die  »ihm  beschwerlich,  d(sn  KOngrekhe  «ber 
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ivwig  oder  gar  nichts  niltdicfa  w&ron*,  mit  ZnstunmTing  der  Stftnde  zu  elimi- 
nirea  Bnchholtx,  IL  427. 

12)  Bnchholtx,  IL  437.  Diese  Angefegonheit  war  übrigens  schon  nnt^r 
Maximilian  L  wiedeiholt  zur  Sprache  gekommen.  S.  das  Angsbnrger  LiboU  Tom 
10.  April  1510,  Pankt  4  der  » Beschwerungen ,  so  dio  Lande  rnsammflnthdi 
betnffBOt*  in  der  Kärntnischon  Landhandveste.  Auf  dem  Imuibiiieker 
Aosschnsstage  Yon  1518  wurden  Kommiss&re  znr  Vorbon^tong  einer  Mfinz- 
einiguig  gewählt  S.  Sigm.  v.  Herbors tein*s  Selbstbiographie,  heraos- 
gegeben  von  Karajan  in  den  Fontes  Rer.  Anstr.  Script  L  138. 

13)  Die  Instmktion  steht  in  SchmidVs  Berggesotzsammlnng,  IIL  Abtk, 
L  135. 

14)  Innsbr.  Statth.-Archiv,  Geschäft  von  Hof,  Jhrg.  1528,  8.  115. 

15)  Ebenda,  Geschäft  von  Hof,  Jhrg.  1528,  S.  132. 

16)  Ebenda,  Bevolchbuch  von  kgL  M^'estät,  Jhrg.  1529,  S.  355. 

17)  Oborleitner,  ,  Finanzlage  Niederusterreiclis  im  16.  Jahrhdte.  *  im 
XXX.  Bande  des  Arch.  f.  Kde.  österr.  Gesch.-Quellen,  S.  13.  Fenünand 
kam,  indem  er  diesen  Ausschosstag  abhielt,  einem  den  Ständen  des  Landes 
unter  der  Enns  schon  im  J.  1528  gegebenen  Versprechen  nach.  Buch  holt/, 
IV.  592,  593.  Vgl  dessen  Anmerkung  auf  S.  256  des  III.  Bandes. 

18)  Innsbr.  Statth.- Archiv,  Bevolchbuch  von  kgL  Majestät  Jahre 
1529,  S.  523;  Buchholtz,  IX.  158.  Die  liier  abgedruckte  Botschaft  der  G 
sandten  Ferdinands  an  den  böhmischen  General-Landtag  d.  d.  Budweis,  6.  Jan 
1530  spricht  von  emer  demnächst  zu  veranstaltenden  Zusammenkunft  ,  aller 
Iror  Majestät  Königreiche  und  Lande  ^  Darnach  wären  also  alK'rmals 
auch  Ungarn  und  Kroation  in  dio  Kombination  einbezogen  gewesen. 

19)  Buchholtz,  IV.  573. 

20)  Ebenda,  IV.  421. 

21)  Ebenda,  IV.  575. 

22)  Ebenda,  IV.  594. 

23)  Ebenda,  IV.  595. 

24)  Ebenda,  IV.  596. 

25)  Ebenda,  IV.  597.  Ein  Theil  der  Deputirtcn  meinte:  es  möge  ein 
»gemeiner  Säckel*  fär  dio  bevorstehenden  Kriegsauslagen  gebildet  werden. 

26)  Notizenblatt  der  Wiener  Akad.  d.  W.,  Jhrg.   1855,  S.  319. 

27)  Buchholtz,  IV.  599. 

28)  Ich  kenne  dasselbe  ans  einer  Abschrift,  die  sich  im  Innsbr.  Statth.- 
Archive  (Leopoldina,  B.  165)  befindet  Interessant  ist  eine  Vergleichung  d<r 
dtirten  Stellen  mit  dorn  Testamentu  König  Albrecht's  IL  vom  Jahro  1431>, 
welches  Kurz  in  seinem  Bache  »Oesterroich  unter  Friedrich  IV.*  (Wien,  1812) 
L  227  nüttheüt 


ZtUD  I.  Abschnitt  61 

29)  Prcvenhuber,  Aimales  Stjrenses,  p.  256.  unter  den  Ansschüssen 
d^r  Stande  des  Landes  n.  d.  E.  befand  sich  Kiklas  Jorischitsch.  Die  Abge- 
ordneten aus  Krain  befOrwortet^n  da  die  Aufnahme  Ungarns  in  den  Ver- 
band des  rumisch-deutschon  Reiches.  Valvasor,  Ehre  des Herzogthnmes 
Krain,  III.  336  (X.  Bnch). 

30)  Innsbr.  Statth.-Archiv,  Üevelchbuch  von  der  kgL  Majest,  Jhrg. 
1538.  S.  26. 

31)  S.  die  Vollmacht  for  die  Abgeordneten  des  Wiener  Ansfldrasstages 
d.  d.  Wi^'n  am  h.  IJchtmesstage  1537  (aus  nner  Abschrift  im  geh.  Archive 
zu  Königsborg  mitgetheilt)  in  Rauiufr's  Hist^ir.  Tasch^-nLnc h««,  X.  F.  5.  Jhrg. 
(1844)  S.  135-140. 

32)  Innsbr.  Statth.-Archiv,  Pest-Abtluilung,  XXV.  39. 

33)  Innsbr.  Stattk-Archiv,  Berichtbuch  an  die  kgl.  Migestftt,  Jahrg. 
1538.  8.  252, 

34)  Innsbr.  Statth.-Archiv,  Bevelchbuch  von  der  kgl  Majf«i  Jhrg. 
1538.  S.  26. 

35)  Instruktion  der  landesfurstl  Kommissäre  zum  Landtage  des  Landes 
11.  (I.  E.  d.  d.  Neustadt,  4.  Okt  1540  bei  Zeibig,  ,Der  Ausschuss-Landtag 
l*T  geflammten  Ost  Erblandc  zu  Innsbr.  1518*  im  Archiv  f.  Kunde  Ost 
•  ;e8ch.-Quellen,  XIII.  355-361. 

36)  Innsbr.  Statth.- Archiv,  Bevelchbuch  von  der  kgL  Migest  Jhrg. 
1541.  S.  525;  Berichtbuch  an  die  kgL  M^'esi  Jhrg.  1541,  S.  39-42. 

37)  Nach  einer  Aufzeichnung  dos  , Prager  Vergleichs*  voiji  11.  Januar 
1542  im  0 ratzer  Joannenms- Archive,  Akt  Nro.  1020,  welche  mit  dem 
Abdrucke  im  Codex  Austriacus,   IL  85  der  Wesenheit  nach  übereinstimmt 

38)  Die  von  jedem  einzebien  Lande  zu  Prag  äbemommencn  ^lUlfsgelder* 
i«ho  (in  Oült-Pftmden  ansgedrfickt)  bei  Oberleitner,  a.  a.  0.  8.  13.  An  der 

Feststellung  der  Repartitionsnorm  nahmen  die  oberösterr.  Lande  keinen  Antheil 
Ks  scheint  daher  auch  die  Angabe,  dass  sich  dieselben  mit  120,000  Ofllt- 
Pfunden  einschätzen  liossen,  auf  einem  Irrthmne  zn  beruhen.  Wenigstens  stond 
ilies^s  Stenerfähigkeits-Bekenntniss  mit  der  von  ihnen  äbemommenen  Gddsomme 
m  k(>in<'m  Zusammenhange.  Letztere  war  eben  allom  Anscheine  nach  ein  blosser 
Avorsual-Bcitrag. 

39)  Pray  theilt  in  seinen  »Amudes  l{<>gni  Hungar.*,  V.  362-366  sowohl 
•lie  diesen  Abgeordneten  seitens  der  mährischen  Stände,  an  wekhe  sie  sich 
zuerst  gewendet  hatten,  ertheOto  Antwort,  als  auch  deren  Ck<8iich  an  die  bdh- 
misclion  Stände  aus  einor  Handschrift  des  ongar.  Hofkammer-Archivs  mit  Das 
letzterwähnte  GMuch  trägt  das  Datum:  Pn^t  22.  Decbr.  1541. 

40)  Die  Berufimg  erging  ,ad  tnictanda,  agenda  et  consultanda  plurima 
manmi  momenti  negotia*.  O.  M.  Kovachich,  Vestig.  Comitior.  8.  Sopplement- 
band.  S.  183.     V(»rh(r  hatU*  Ferdinand  durch  ein  ans  Prag,  dn  15.  Janoar 
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1S42  datiite«  Bnndaclimbcn  dio  obHrungHrUchon  Komitatc  von  don 

der  Präger  ZoBaimnonkand  vorRtilmli^t     S.  das  Schroibon  obonda,  S.  182. 

41)  In  dem  I^ultags-AbschÜHlo,  d.  d.  Prag,  15.  Januar  1544,  womit 
Fttdinand  die  mit  ihm  vereinbarten  Beflchlfisae  des  Neosohler  Landtags  vom 
J.  1543  sanktionirte,  nimmt  er  Bezug  auf  sone  eben  jetzt  wieder  staitfin- 
dendfii  Terhandlnngen  mit  st&ndischen  Anssehflssen  aller  b/thmisrh-Aster.  Lande. 
Besponsio  FmlinaiuU  I.  iul  Articalos  Anni  1543,  §.11  im  Corp.  .Tur.  Hnn^. 
(Zur  Wahmng  der  orblAndisohen  Interesson  hatte  dem  Nenftohlor  Landtage  der 
n.  ö.  Begierangs-Kanzlor  Dr.  Markus  Beckh  als  landfHAlrsilirhor  Kommissär 
beigewohnt)  Des  Prager  Kongresses  von  1547  geschieht  in  der  Instruktion 
Erwähnung,  welche  Ferdinand  nntr'nn  7.  März  1547  sc*inen  Kommissären  bei 
don  innerr»8tcrr.  iStändon  crtlioilt^s  damit  diese  die  Auslosunp^  dor  verpfändeten 
Herrschaft  Meicliau  behufs  Ansiodluiig  der  Uskoken  an  der  krainischen  Grenze 
übernehmen  möchten,  nachdem  die  jüngst  erst  in  Prag  gewesenen  Ausschüsse 
es  abgelehnt  hätten,  hierüber  mit  der  Regierung  in  Verhandlung  zu  treten. 
Czörnig,  Ethnographie,  IL  361. 

42)  Die  Vermuthung,  dass  Ferdinand  es  im  J.  1556  auf  Zustandebringong 
eines  österr.  Reichstags  abgesehen  hatte,  fand  ich  nachträglich  durch  Akten 
des  Innsbr.  Statth.-Archiv8  (Ferdinandea  Nro.  386)  vollkommen  bestätiget 
Bei  diesen  Akten  liegt  nämlich  ein  aus  dem  Jahre  1556  datirendes  Gutachten 
bOhm.  Landräthe,  welche  Ferdinand  zu  sich  nach  Wien  beschieden  hatte,  worin 
es  heisst:  die  b«"»hm.  Stände  hätten  gegen  die  vom  Kr»nige  gewünschte  ,  gemeine 
ZusammenkhuniTt  Irer  khu.  Mjst.  Khmiigreich  vnd  Lanndo*  nichts  einzuwenden, 
ja  sie  bestünden  selbst  auf  emer  solchen,  würden  aber  nie  darein  willigen,  dass 
dieselbe  wo  anders  als  in  Prag  abgehalten  werde.  —  Von  dieser  Zusanmien- 
kunft  weg  sollte  eine  ganz  Oesterreich  ropräsentirende  Gesandtschaft  an  die 
mächtigsten  Staaten  der  Christenheit  entsendet  werden  und  Ferdinand  erklärte 
ausdrücklich:  er  beabsichtige  dazu  auch  Ausschüsse  ,auH  der  Cron  Hungam* 
heranzuziehen.  Die  ungar.  Stände  zogen  es  aber  vor,  ihrer  Seits  eine  aparte 
Gesandtschaft  in  Vorschlag  zu  bringen,  welchen  Vorschlag  Ferdinand  ablehnte. 
S.  dessen  Replik  auf  das  Responsum  der  Stände,  so  wie  das  Responsum  selber 
in  dem  eben  citirten  Aktenkonvolute  des  Iimsbr.  Stattli.-Archivs. 

43)  Gelegentlich  einer  Steuerbewilligung  im  J.  1553  crklart«n  wenigstens 
die  böhmischen  Stände:  ^  fieri  haec  libere  et  spontanee  ex  amore  vicinae 
Hungariae  periclitantis,  tum  pro  salute  christianae  Reipublicae  et  secu- 
ritate  Provinciarum  suae  Majestatis*.  Riegger,  Materialien  zur  Sta- 
tistik von  Böhmen,  12.  Hft.  S.  42.  Die  Opfer,  welche  Böhmen  sonst  noch  für 
die  Befineiung  Ungarns  vom  Türkenjoche  brachte,  sind  ebenda,  S.  39 — 48 
verzeichnet 

44)  S.  das  Einlierufungsschreiben  zum  Pressburger  Landtag,  d.  d.  1 5.  .Juni 
1555  bei  0.  M.  Kovachich,  Vestig.  Comitior..  UptM.  S.  692. 
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45)  Jodok  Stolz,  ,Der  Ansschusstag  der  5  n.  A.  Lande  m  Wien  1556* 
ini   Archiv  f.  K.  öst  Ge8ch.-Qu«ll«ii,  VlIL   169. 

46)  F.  Firnhaber,  , Zur  Geschichte  des  ueterr.MilitÄnreeens*  im  Archi?e 
t.  K.  öst  Gesch. -Quellen,  XXX.  129.  Dass  Ferdinand  die  Leitung  der 
ungarischen  Kriegtinngclegwüieiten  mit  jener  der  übrigen  Bestandtheile  Oeeier- 
rnchs  zn  vereinigen  wünschte!,  beweist  auch  seine  bereits  erwähnte  Antwort  auf 
die  Begehren  der  nngar.  Stände  vom  Jahre  1556.  Da  erklärte  er:  die  ,ad- 
ministratio  rerum  belUcarum*  werde  er  während  seiner  Abwesenheit  in  Böhmra 
und  im  deutschen  Keiche  einem  seiner  Silhne  übertragen,  ,qui  cnm  consilio  ««t 
deliberacione  Mjstis.  soae  consiliariomm ,  quo«  Uli  Kegia  ejus  Mtas.  ex  Hon- 
garica  etiam  natione  adjunget,  defensioni  ac  tateiae  Begni  ac  fidelium 
snoruro  subditorum  sollicite  .  .  .  invigilet*. 

47)  Firnhdber,  am  vorcitirten  Orte,  S.  119-129.  Dieselbe  traarige 
Erfahrung  hatte  Ferdinand  schon  im  Jahre  1539  gemacht,  als  es  sich  darum 
handelte,  für  eine  Kriegsexpedition  der  niederosterr.  Lande  wider  die  Türken  in 
Kroatiin  einen  obersten  Feldhauptmaiui  und  mehnre  Kriegsräthe  vorübergi-hend 

lufzustellen.  Ferdinand  klagt  in  der  unterm  14.  April  1539  seinen  Kommissären 
/um  Landtag*  des  Landes  u.  d.  E.  ertheilten  Instruktion:  er  habe  ^die  Lannde 
vmb  vcntrdnung  wegen  derselben  Kriegsrät  anget^ucht*,  die  Lande  hätten  sich 

il)er,  einige  aasgenommen,  aaf  einander  aasgeredet  und  nichts  gethan;  desshalb 
habe  Pr  schliesslich  den  Landeshauptleuten  aufgetragen,   in  jedem  Lande  ,mit 

liner  Person,  sich  zu  Kriegsrath  gi'brauchen  zu  lassen,  zu  handebi*  und  den 
Landeshauptmann  von  Krain,  KikUs  Jarischitsch,  habe  er  zum  obersten  Feld- 
liauptmami  der  niederOsterr.  Lande  ernannt  Dieser  soll  zu  Pettaa  oder  Wa- 
rasdin  alle  jene  Kriegsräthe  um  sich  versammeln  mid  mit  ihnt^n,  so  wie  mit 
Itaiziehang  der  ^  bestellten  Baane*  und  ^  etlicher  Hungern,  so  mit  ainer  Anzal 

'•'ringer  Pffrdt  sich  einfinden  werden*,  den  FeldzugspUui  entwerfen.     Zeibig, 

i-  a.  0.  S.  352. 

48)  Buchholtz,  VI. 495  nach  der  Finalrelation  de«  venetiaiiiaclMO  Bot- 
«haflers  Navigiero.  In  dem  ^Catalogos  familiae  totios  Aolae  CaMarMe%  wel- 
iien  NikoL  Mameranus  im  Jahre  1550  za  Köbi  heranagab  and  der  das 
•<?folge,  mit  welchem  Ferdinand  1547  aof  dem  Augsburger  Reichstage  eracfaim, 
liflTührt,  sind  als  des  KOnigs  Geheimräthe:  H«»fmann,  Gienger,  Jonas,  dann 
ir  HnfmanM-liall  Joh.  Traotson  Frhr.  v.  Sprechenstein  and  d<T  FeUmarachaU 
•audcnz  Frhr.  v.  Madrazz  (ein  naher  Verwandter  des  Hm.  v.  M<>rode)  genaniit 

49)  Firnhabur,  »Der  Hofstaat  de«  Königs  Firdinaml  l*  im  Arcb.  f. 
K.  ßst  Ge8ch.-Quelh.n,  XXVL   1-29. 

50)  Abschrift  im  Staatsministerial-Archive  la  Wien  (Akt  1  von 
ir*2s   N.  (V.,  III.  A.  2).    Die  Instruktion  ist  aus  Gran  datirt  wo  Ferdinand 

i(h  vom  7.  bis  zum  28.  Februar  1528  aufhielt,  nachdem  er  schon  seit  dsni 
',]     !.,i;  ,1...   V'.r)vrir»li'n«l''M  Jahr««  anunt-r»»«  -  !w •«    in  rinnmi   ^üiu   1.  S^pt 
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bis  29.  Oktbr.  1 527  zu  Ofeii,  dann  zn  StnhlweiMailmrg,  Totis,  Qron  (1 3.  Noy. 
1527  —  17.  Jan.  1528)  nnd  Ofen  (20.  Januar  —  G.  Fobr.  1528)  gewdtt 
hatte.     A.  y.  G4Tay,  Itinenir  Ferdinands  I.,  Wien,  1843. 

51)  So  aelbat  das  Eänbomftuigsschreiben  zum  ungar.  Landtage,  der  za 
Kenesze  am  Neosiedler  See  gehalten  werden  sollt«»,  d.  d.  Innsbruck,  8.  Dabr. 
1531.  0.  M.  Kovachich,  Vestigia  Comit  3.  Sopplementbiuid,  S.  145.  Anf 
dem  Amnestie-Patente  Feniinand's  I.  d.  d.  Prag,  9.  Juni  15.S4  ist  Majus  allein 
als  Gegonieichner  unterfertiget  Pray,  Eplstolao  Procemm  Regni  Kungaria^«, 
n,  53.  Das  Konzept  des  Vortrags,  mit  dorn  der  Regierung«  -  Vortreter  oine 
Berathung  der  im  September  1533  nach  Wien  berufenen  ungarischen  Hofräthe 
erGfliifte,  ist  ebenfalls  von  der  Hand  des  Sekretärs  Migns  nnd  nur  stellenweise 
vom  Hofkanzler  lienihard  von  Cles  korrigirt  A.  v.  G6vay,  Urk.  u.  Akten- 
stficke  zur  Geschichte  der  Verhältnisse  zw.  Oesterreich,  Ungarn  mid  der  Pfort««. 
Geeandtschaft  von  1533,  S.  151. —  Siehe  auch  das  ungar.  Thronbosteigungs- 
Patent  Ferdinand*8  I.  vom  29.  Juni  1527  bei  Pray,  Ei)ist.  Pn^er.  I.  304 
und  die  in  kroatischen  Angelegenheiten  ergangenen  Erlasse  vom  17.  März  1530 
und  27.  August  1531  bei  Kukuljevics  I.  277,  279.  Auf  allen  diesen  Do- 
kumenten ist  Majus  unterfertiget. 

52)  Firnhaber,  Zur  Gesch.  des  österr.  Militärwesens,  ;l  ..      .    ..  123. 

53)  Siehe  die  Anmerkung  51.  Ungarischer  Sekretär  war  damals  Franz 
Ujlaky.  Unmittelbar  nachdem  Fordinund  von  Ungani  Besitz  or«rriffen  hatte, 
bekleidete  diese  Stelle  der  Grosswardeiner  Bischof  Ladislaus  Maz^doniai.  Doch 
schon  zu  Anfang  des  Jahres  1528  forderte  Ferdinand  den  migarischen  Kanzler 
Thomas  Szalahazy  auf,  ihm  euien  Bes^'tzungsvorschlag  für  diese  Stelle  zu  erstatten, 
welchem  Auftrage  der  Kanzler  unterm  15.  April  1528  njichkam,  indem  er  den 
Georg  von  Logschan  (I»xan),  einen  Schlesier,  welcher  bereits  am  Hofe  König 
Lndwig*s  II.  Sekretärsdienste  g(>than  hatte  und  Liind  und  lieute  genau  kannte,  dazu 
vorschlug.  A.  v.  G6vay,  Urk.  u.  Akti-nstücke,  Gr-sandtschaft  von  1528.  S.  37. 
Fenlinand  ging  jedoch  auf  diesen  Vorschlag  nicht  ein,  sondern  verlieh  die  Stelle 
dom  Ujlaky,  einem  Südslaven  aus  lUok  in  Syrmien.  Georg  von  Logschan  wurde 
deutscher  Vize-Kanzler  in  I^'thmen,  ungeachtet  Szalahi'izy  ihm  nachgerühmt  hatte : 
yhi^jus  Regni  (sc.  Hungariae)  hominumque  nostratium  Mores,  iiisfitiif;i,  en?isue- 
tadhies  non  socos  habet  exploratas,  quam  si  esset  Hungarus*. 

54)  Im  Gesetz- Artikel  9  vom  J.  1559  verbaten  sich  die  uiigar.  Stände 
allo  Eriässe  der  »Cancellaria  Germanica*  in  ungarischen  Angelegeidieiten  ,ob  id 
potissimum,  quod  prae  literis  Germanicis  Hungaricae  jam  nullius 
pone  momenti  habeantur  nee  obscrventur  *.  Dass  es  sich  hier  mehr 
um  formelle  Bedenken  als  um  meritorische  Beschwerden  handelte,  beweist  auch 
die  Verleihung  des  ungarischen  Indigenats  an  den  kOnigl.  Sekretär  Friedrich 
Halatcsta,  durch  den  Gesetz- Artikel  73  vom  J.  1550,  wo  es  zur  Motivirung 
dessen  heisst:  ^Cam  cgregins  Fridericos  ICalakesta,  Secretarios  Bogiae  MigeBtatis, 
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ab  inemite  aetate  in  Hongaria  fere  continoo  penmneodo,  Hngnaf^  Hongaricam 
et  mores  Hongaricos  probe  didicerit,  soamqoe  fidem  ei  Stadium  gra?Wnt 
qnibnsqae  rebos  Begni  pertractandis  a  moltis  annis  cmictis  Begni  Statüwa  pio- 
baverit,  Decretaqne  ipsa  Hegni  aliquot  auiiis  conscripserit*.  Man  ersieht  hienns, 
dass  es  der  Wiener  Hofkanzlei  keineswegs  an  Krftften  gebrach,  die  der  Auf- 
gabe, aoch  in  Ungarns  inneren  Angetegenheiton  tidk  mit  Sachferstindmss  n 
mengen,  gewachsen  waren.  Das  dem  SekrotSr  Xalatesta  gespendete  Lob  ist 
gewiss  ein  uiverdftchtiges  Zengniss. 

55)  Q<8.-Art  8  vom  J.  1559:  ,In  rebus  Hungaricis  uti  dignetur  (R«x) 
Consilio  Huigaiico  et  jurium  ac  libertatum  Regni  perito,  quam  alioqoin  ii 
etiam,  de  quorum  capite,  vita  atque  fortunis  agitor,  quiqae  in  dies  in  ipso  pe- 
riculo  Ycrsantor  Suae  Majestati  de  omnibus  melius,  quam  extranei  qnipiam, 
renun  Uangaricaram  minus  periti  deque  alieno  perieulo  non  soUiciti,  possint 
coosnlere:  jnstumqu^  videator,  nt  qaemadmodum  Hungari  nunquam  adhi- 
bentur  in  nogotüs  et  consilüs  pure  aliena  Begna  concernentibas ,  sie  etiam 
alieni  his,  qnae  pure  et  praecise  ad  libertates  et  priyilegia 
Regni  Hungariae  speetant,   non   adhibeantnrV     Der  Artikel  35  vom 

1563  reproduzirt  dieses  Anliegen  und  versichert:  es  kümmere  sich  Niemand 
Mi(;hr  um  die  Erl&sse  der  ungarischon  KatizH  (i?ulla  habetur  ratio  mmdatonuii 
Suae  Xajestatis  ex  Cancellaria  Huiigaricu  cDianatorum).  Das  Anbegen  beiidit 
sich  aber  anch  in  dieser  erneuerten  Kundgebuig  lediglich  auf  Das,  »quod  jura 
et  fibertites  Regni  conremat*.  Nur  in  diesen  Dingen  soll  die  ^CanceUaria 
Gemuynca*  sidi  der  Einflussnahme  auf  Ungarn  enthalten.  Es  ist  eui  unbestrpit- 
bares  Verdienst  des  ungarischer  Seits  vielgpschm&hten  Dr.  Wenzel  Lustkandl, 
die  öffentiiche  Aofinerksamkeit  auf  obige  Qesetzartikel  gelenkt  zu  haben.  Siehe 
J^ssf'n  Ung.-Oesterr.  Staatsrecht,  S.  171.  —  Auf  dem  KrOnungslandtage  von 
1  '>G3  Uess  Ferdinand  den  ungarischen  Ständen  seine  Propoflitionen  durch  den 
Hofkanzlfr  Dr.  Seid  überreichen.  S.  den  deutschen  Bericht  über  die  KrOming 
Maximilian's  II.  (herausgegeben  von  F.  Firnhabf*r)  im  XXII.  Bde.  des  Arch. 

K.  Ost  Oesch^-QueDsn,  8.  805  ffg.  und  den  latninischen  aus  der  Feder  to 

tu  Listh  bei  M.  Bei,  Adparatos  ad  Histor.  Hungariae  (Preesborg,  1735), 

303  ffg. 

56)  Dasselbe  Untet  zwar  znnSchst  nur  anf  des  KOnigs  yFOrBtenthAmer 
und  Lamde*,  wurde  aber  auch  in  Ungarn  vefbrettet  Ich  fiuid  ee  im  Archive 
der  Stadt  Bartfeld  und  die  ungarisdien  Proteetanften  datiren  von  diMsni 
Edikte  her  auch  den  Anikng  ihrer  Verfidgiiiig. 

^        57)  Codex  Austr.  n.  896. 

^k  58)  Siegfri<>d  Becher,  Das  ötterr.  MfinzweM  t.  J.  1524  bis  1888. 
^m  52.  in  diesem  »Münz-Oenerale«  sagt  Ferdinand  anedr«cklich:  er  habe  äek 
^■N  römischer  Kaiser  und  dann  mmemlich  aach  ab  Enhenog  xa  Osilimieh 
^^k  wegen  aller  seiner  erblich(>n  K/Snigreiche,  Fflrstenthflmer  nnd 

^HBldtmasa.  U«Mli.  d«  AMMT.  QvMmmttuaUiaM    I    AUh.  5 
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Land<>  mit  den  Kurfüroten,  Fürsten  and  anderen  StftndAn  des  h.  nlm. 
|0«tKlMr  Natum  «ner  neaen  Mfinz-Ordiinng  verglichen*. 

59)  Im  GM.-A1I  46  ▼.  1552  stimmten  die  StAnde  schon  der  kgL  Pn>- 
pooHion,  dass  die  »Moneta  Hungarica  Monetae  Qermankae  adaeqnata*  geprftgt 
werde,  bei;  im  Art  23  y.  1558  billigten  sie  die  probeweise  Prftgimg  von 
Thalem  nnd  halben  Thalem  »fjosdom  ligae»  cnjoB  Viennenses  TaUeri  sunt*;  im 
Art  74  von  1568  befürworteten  sie  die  Aassendung  von  Depotirten  ,qai  cum 
depatandis  per  Sacram  Caesar.  Migestatem  suis  Consiliariis  conveniant  et  tra 
tent:  qaando  moneta  Hungarica  conformari  possit  ad  ligam  monetae  Imperiaiiü» 
nunc  noviter  cudi  coeptae*.  Im  ües.-Artikel  45  vom  J.  1567  endlich  stelltatf 
die  Stftnde  an  den  König  die  Bitte:  er  wolle  im  Einvernehmen  mit  den  ongar. 
Hofrftthen  ^homines  idoneos  constituere,  qni  monetam  ejnsdem  ligae  in  Hungaria 
qaoqae  cudi  curent,  quae  cum  Germanica  aequa  rationo  rnjuu.rdff  *  })fr  Art 
20  V.  1569  urgirt  die  Erfüllung  dieser  Bitte. 

60)  Ferd.  Neupauer,  , Versuch  einer  Erklärung  der  ^\  in- 
mongen  etc.*  in  der  Zeitschr.  für  Cst  Kechtsgelehrsamk» .  i  ..  ii.;  ^Mlit 
Oesetzkande,  Jhrg.  1844,  I.  77  flfg.  —  Die  Verhandlungen  zur  Eraelun 
einer  Münzeinigung  ,  durch  das  gantze  Beych  teutscher  Nation*  nahmen  auf 
dem  Aagsburger  Reichstage  des  J.  1548  ihren  Anfang  und  das  erste  greif- 
bare Resultat,  welches  sie  für  Oest^-rreich  lieferten,  war  die  1556  zu  Wien  bei 
Hanns.  Syngrinner  gedruckte  ^Newe  Müntzordnung*  d.  d.  Wien,  den  1.  April 
1552.  Im  Jahre  1559  kam  zu  Augsburg  ein  neues  Arrangement  zu  Stande, 
welches  als  ^Reichs-Münz-Ordnung*  unterm  1.  August  1560  auch  in  den  ge- 
sammten  deutschen  Erblanden  des  Hauses  Oesterreich  publizirt  wurde.  Die 
böhmischen  Münzen  Hess  Ferdinand  bennts  vom  Jahre  1548  an  mit  dem 
rumischen  Reichsadler  statt  mit  dem  böhmisohon  Landes wappen  prägen.  Cor- 
nova  bemerkt  dazu  in  seiner  Ausgabe  von  Stransky's  ,  Staat  von  Böhmen  * 
VII.  510:  , Leicht  möglich,  dass  man  zugleich  dadurch  die  Böhmen  nach  und 
nach  gewöhnen  wollte,  ihr  Land  nicht  mehr  für  einen  ganz  selbstst&ndig^n 
Staaty  sondern  für  einen  Theil  der  Monarchie  des  Hauses  Oesterrei« 
anzusehen*.  Im  Jahre  1561  suchten  sodann  die  böhmischen  Stände  selber  um 
Einf&hmng  der  zu  Augsburg  vereinbarten  Münzwährung  an. 

61)  Innsbr.  Statth. -Archiv,  Ferdinandea,  Mai  1568,  Nro.  1.  Das 
Gatachten  wurde  unterm  18.  Mai  1568  erstattet,  ist  aber  leider  abhanden 
gekommen. 

62)  Der  deutsche  Hintergrand,  von  dem  sich  die  Geschichte  Gesammt- 
österreichs  und  zwar  von  den  ältesten  Zeiten  her   abhebt,   ist   in  den  meisten 
GeacUclitBwerken  za  wenig  gewOrdiget    Der  Bestimmnng  des  grosseo  östet 
FreihfllttlniefeB,  dass  die  Herzoge  von  Oesterreich  als  Leheotrlger  des  römisc) 
deotschen    Reiches    stets    zwölf    gewappnete   Mannen    zur   Heerfahrt   nadi 
Ungarn  bereit  halten  sollen,  wohnt  eine  nicht  zu  unterschätzende  symboUs«) 
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Bedeutung  inne.     Sie  zeichnete  den  österreichifichen  Heizogen  den  Gang  ihrer 
Politik  vor;  aie  gab  den  Ungarn  zu  verstehen,   Wf'ssen  sie  sich  von  der  Ost» 
iiuirk  des  dmttadien  Reiches   und   von   den  Gebietern  über   selbe  zu   versehfln« 
hätten.  Merkwürdig  ist,  was  Goldast  in  seiner  ^Collectio  Constitotionum  Ijnpe- 
rialium*,  1.15  aus  oder  viflmchr  nach  der  1471  auf  dem  Begensbnrger  Ti^^ . 
angefertigten  Reichs-Matrikel  mittheilt    ^Sigismundus  Imperator*  —  heisst  ee  • 
da  —    y  allaborabat,   nt  Ordines  Hungariae  cum  Germanis   reuniret 
Itaque  in  Recessibus  snb  eo  Haetis  subscripsisse  inter  Ordines  Imperii  legnntnr: 
Archiepiscopus  Strigoniensis,  A.-Episcop.  Colocensis,  Episcopus  Tragnsiensis  et 
Agriensis.     Et  hi  quid^m  tanquam  origine  Germaiü  et  in  provincia  Germanica 
.sidentes  ad  decemendas  gravissimas  Imperii  controversias  adhibiti  fuerunt  in 
quamm  dnisionibus  atque  decretis  variis   expresse  asseritnr,   eos  nuUibi  quam 
apud  Crrmianiae  Principes  jure  et  stylo  Germanico  esse  jndicandos  et  determi- 
Hinc  etiam  Archiepiscopus  Strigoniensis  tanquam  Germanici  Imperii 
i'rmceps  reoeptus  est  m  Archiepiscopum  Salisburgensem.  (Uiemit  ist  der  fläch- 
lii^  Graner  Erzbischof  Johannes  Bäckenschlager ,    welchem  Friedlich  IV.  das 
ilzburger  Erzbisthum  verschaffte,  gemeint).     Et  Praepositns  Strigoniensis  ftüt 
Aulae  Caefiareae  Vice-Cancellarius  in  Imperio  nimul  et  Regno.  Sed  et  Agriensis 
Kpiscopus  Becessu  Norembergensi  Aimo  1431  inter  Germaiüae  Episcopos,  sab- 
ripsit*.     Maximilian  I.  knüpfte  an  derlei  Ueberlieferungen  an,  indem  er  sich 
im  J.   1505  auf  dem  Kober  Reichstage  anheischig  machte,  ^die  Cron  Beheym^ 
wie  solchs  vorzeyten   auch   gewest   ist    mitsampt  der  krön  Hungc^ni  zum  heil.  1 
Knch   zu   pringen*.     Konstantin  Höfler,   ^BöhmiHchc  Studien*  im  ArchJ 
K.  öst  Ge8ch.-Quellen,  XII.  371.    Vgl  L.  Ranke,  Deutsche  Gsflch.  im 
Zeitalter  der  Reform.  I.  167-169.     Das  rOmisch  -  deutsche  Reich  unterstAtzte 
auch  die  öst^'rr.  Ilausmacht  bei  der  Behauptung  Ungarns  mit  grossem  Aufwände 
>n  Kr&ften.    Als  der  diesfällige  Eifer  zu  erkalt^'U  begann,  gab  Maximilian  II. 
auf  dem  Angsburger  Reichstage  von  1566  die  Erkläning  ab:  er  erachte  es  für 
nichtB  weniger  als  unziemlich  odor  unbillig,   dass  »zu  einer  Danckbarkeit  das 
gemelt  Land  zu  Hungam,  sobald  es,  durch  göttliche  Gnade  vom  Fpind  errettet, 
in  etwas  zu  Kräften  k&me,  dem  h.  Reiche  zugewandt,  verbunden   und 
/ogethan,   auch  gegen  andere  Feinde  ...  mit  in  die  gemeine  Reichs- 
ontribution  einbezogen  werde*.    BL  Conring,  De  Finibus  Imp(*rii  Ger- 
manici, Editio  seconda  (Lipsiae,  1680)  p.  808.     Maximilian  äb«>nnitu>lte  auch 
den  Ungar.  Ständen  seine  Propositioneii  für  den  nächstfolgenden  Landtag  (von 
1567)  in  deutscher  Sprache,    was  kein  gmages  AnMun  «rregts.    Engel, 
iesch.  d.  ungr.  Reiches,  IV.  198.   Von  erosthafteo  Schritten  in  dieser  Richtiiiif 
^t  Jedoch  nichts  bekannt,  obschoD  das  Projekt  anch  im  1 7.  Jahrhundert«  noch 
ntilirt  wurde.     Der  Verband   der  Wettbllfte  Österreich«   mit   dem  rOmiach- 
U-utschen  Reiche  war  in  soaaler  wie  in  politaacher  Beziehung  bis  gegen  das 
End.   .1  >   1»'    .Ihitits.  ein  »>  inniger,  dass  die  spätere  EntlVemdung  rtthMlhalt 


k. 


68  Zum  I.  Abflchiiitt. 

enclioinen  mflasie,  weiiii  nicht  b4*kiuint  wftre,  welch*  eüicii  tiefen  Kim  dieKbrdieii 

8|>altiuig  aach  anderawo  in  diese  Verhftltnisse  brachte.  Wien's  Befestigung  nna 
^Tertheidigimg  besorgte  und  bestritt  grossen  Theib»  namentlich  in  den  Jahren 

1548-1560,  das  rönu-deutsche  Reich.  Oberleitner,  ^Oestenreichs  Finanien  u. 

Kriegswesen  unter  Ferdinand  I.*  im  Arch.  f.  K.  Ost  OescL-Quellen,  XXII.  108. 
1  Die  Stadt  heisst  in  ihron  &ltr*n*n  Freiheitsbriefen  bald  ,  des  h.  rtm.  Reiches 
/  Schild  and  Hera*,   bald  dessen  , Schlüssel*.     Gleich  wie  der 


iKi 


/  Verkehr  zwischen  Altösterreich  und  dem  Innern  Deutschlands,  einschliesslich  des 
AppeUationszuges  an  auswärtige  Schuppenstühle  und  Hochschulen,  damals  ein 
fiberans  reger  war,  so  gilt  das  auch  vom  Verkehre  der  beiderseitigen  Meister- 
singer, Büchsenschützen,  Baugewerke  und  anderen  Handwerksgenossen  unt^r 
sicIl  Die  niederösterr.  Polizei  -  Ordimng  vom  5.  Januar  1560  ist  in  vielni 
Stücken  nur  eine  Reproduktion  der  Reichspolizei-Gesetze  von  1530  und  1548. 
Buchholtz,  VIII.  287.  Das  allgemeine  deutsche  Maleßzrecht  (die  peinUche  HalsA 
gerichts-Ordimng"  Kaiser  Karl's  V.)  war,  seit  Maximilian  II.  im  Jahre  1570  inw 
Reiterbestallungsbriefe  darauf  Bezug  genommen  hatte,  Grundlage  der  Recht' 
sprechung  in  Kriminalfällen  bei  der  österr.  Annee.  Müller,  Oesterr.  Armee 
I.  278.  Allerdings  bedurfte  es  einer  Rüge,  die  im  J.  1552  vom  deutscher 
Reichstage  ausgesprochen  ward,  um  eine  sorgfältigere  Anwendung  der  deutscher 
Bekhspolizei -  Satzungen  auf  die  österr.  Erblandc  herbeizuführen.  Buchholtz, 
VTI.  91.  Allein  bei  anderen  Gelegenheiten,  wie  z.  B.  gerade  bei  der  Münz- 
einijnmg,  legte  Oesterreich  den  deutschen  Reichsgesetzen  gegenüber  desto  grössere 
WillfiÜirigkeit  an  den  Tag  und  zwar,  wie  ich  oben  gezeigt  habe,  iiicht  blos 
das  deutsche,  sondern  auch  das  ausserdeutsche  Oesterreich.  Ich  erinnere  noch 
beispielsweise  an  die  deutschen  Reichs -Zunft -Gesetze,  welche  selbst  noch  im 

/18.  Jhrdte.  in  Oesterreich  respektirt  wurden  und  an  Oesterreichs  Beiträge  zur 
Bestreitung  der  Kosten  des  deutschen  Reichsheeres.  Nach  der  diesfUligen 
Matrikel,  welche  noch  zu  Ende  des  17.  Jhrhdts.  Geltung  hatte,  betrugen  diese 
in  Kriegszeiten  monatlich  3656  fl.,  wovon  unter  Rudolph  II.  jede  der  drei  erb- 
ländischen  Gruppen  ein  Drittel  auf  sich  nahm.  Innsbr.  Statth.-Arch.,  Pest- 
Abth.  XXV.  73. 

63)  Szegedi,  Rubricae  Juris,  IL  113.  Der  übrigens  nie  in  Gesetzes- 
kraft erwachsene  Entwurf  eines  ungar.  Civilgesetzbuches,  welchen  die  betreffend* 
Kommission  ausarbeit^'te ,  ist  1798,  mit  vielen  staatsrechtlichen  Bemerkungen 
▼ermischt,  unt^T  dem  Titel  ^  Quadripartitum  opus  Juris  Consuetudinarii  Regni 
Hungariae*  zu  Agram  im  Drucke  erschienen.  Es  ist  das  die  nämliche  Arbeit, 
deren  Du  Gange  in  seinem  ,  Dlyricum  vetus  et  no\'um*  (Pressburg,  1746),S.  184 
als  einer  kroatischen  Erwähnung  thut,  offenbar  weil  der  Agramer  Domprr>bst 
Panl  Oregorianics,  der  fhihere  ungarische  Sekretär  Ijlaky  und  noch  ein  dntt*  r 
Kroat  (Ifichael  Merej)  dabei  mitgewirkt  haben.  Dass  der  Wiener  UiüTersitätsprofessor 
Dr.  Bondenarios  als  Vertreter  der  Anschauungen  der  Wiener  Hofkanzlei  dabei 
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interrenirte.  folgere  ich  ans  aoalog«n  Vorkoininnis<u>n  d<T  spftt<>T«n  Znt    Siehe 
zunächst  die  folgende  Anmerkung. 

64)  ,  Et  No6  quoqne  aliqnos  ex  Conälianis  imsins  auju^  Jons  penus 
qnoqne  Yiris  co  missnri  snmQ8^  G.  M.  Koyachich,  Veetig.  Comitior.  3.  Sup- 
plementhand,  8.  252. 

65)  Löwenthal,  Goschichto  von  Triert,  L  89. 

66)  J.  Chytil,  ,  Gesch.  der  mähr.  Landefiordtiongen  *  im  4.  Hefte  der 
Schriften  d.  hist-statisi  Sektion  der  mähr. -schles.  Gesellschaft  t 
Ackerbau,  Natur-  und  Landeskunde  vom  J.  1852,  8.  167. 

67)  Buchholtz,  IV.  428.  Vgl  das  Vorwort  zü  J.  P.  Kaltenbäck's 
,Pan-  und  Bergtaidingbücher  in  Oesterreich  u.  d.  E.*,  L  Wien,  1846. 

68)  Graf  J.C.  Auersperg,  Gesch.  des  kgl.  bohm. Appellations-Gerichiw, 
Prag,  1805.  Die  oute  Instruktion  dieses  Gerichtshofes  ist  vom  20.  Jan.  1 
datirt  Seine  nächste  Bestimmung  war,  die  nach  deutschem  Rechte  le 
Einwohner  des  Ix'thmischen  Kron-Territoriums  des  Rechtszuges  an  den 
bnr^r  Oberhof  oder  an  irgend  eine  deutsche  Hochschule  zu  äbeiheben. 
Kompetenz  erweiterte  sich  aber  alsbald  über  sämmtliche,  vom  Rechte  der 
standschaft  ausgeschlossene  Personen.  Er  war  gebildet  aus  3  Reichsbaronen, 
4  Rittern,  4  Doktoren  der  Rechte  und  4  Bürgern  der  Präger  Alt-  u.  Neustadt 
Auf  der  Doktorenbank  nalmien  Platz:  1553  Paul  Brissmann,  1554  Adolf  Grube, 
1556  Loram  Stnnch,  1558  Otto  Huring,  1559  Michael  Aichler  u.  s.  w. 
Unterm  5.  August  1555  befahl  Ferdinand  den  nicht  nach  der  Landesordnmig^ 
Hecht  sprechenden  böhmischen  Gencht<*n,   sich   der  deutschen  Sprache  n 

»«'dienen.     (Trimm el,  Materialien,  I.  99.)     Ob  er  dadurch   die  Cwitnüisation 
<ler  Steatsgeschäfte   Vorschub   zu   leisten  gedachte,   ist  nicht   mit  Bestimmt- 
heit m  eruiren;  doch  fällt  es  auf,  dass  er  unterm  8.  August  1555   den 
iiiederfeterr.  Gerichten,  welche  lateinisch  zu  amtim  begooMn  hatten,  den  glflK| 
hl  ertheilte  (Cod.  Austr.  II.  332)  und  bald  darauf  auch  in  der  Qra^l 
i.aii  w..]/  die  deutsche  Sprache  für  die  allein  nüisage  Clerichtssprache  erklftrtaJ 
llnrter,  Gesch.  Ferdinand's  II.  n.  seiner  Ettern,  IL  307;  Schwab,   Q<inJ 
/u  tande  im  16.  Jhdte.  in  Schmidl's  Oest  Bl  f.  Lu.K.  Jhrg.  1846,  S.654). 
iüik sichtlich  Krains  s.  A.  Dimitz,   ^GeschichtL  ans  dem  Idsger.  Archive  zu 
la  ^i<h«  in  der  Mitth.  d.  bist  Ver.  f.  Knun,  Jhrg.  1868,  &  1-11. 

^9)  Buchholtz,  VIIL  280.  Die  PoKiei-Ordnnng  Tom  15.  Oki  1552  ist 
der  Hauptsache  nach  nur  ein  Wiederabdruck  jener  Ton  1542. 

70)  Cod.  Austr.,  L  466. 

71)  Innsbr.  Statth. -Archiv,  Berirhtbnch  an  die  kgl.  Mi^«*^  *^^* 
i:.42,  8.  435. 

72)  Der  Unterschied  bestand  lediglich  darin,   dass  in  Ungarn  dordi  ta 
\rtikel  34  vom  genanntsn  Jahre  54  Tage  im  Jahre,  glekhfifll  ob  es  Händ- 
ler Spaniurobottage  warvn,  ab  Maamum  Mgesultt  wurden,  wlhnod  van  im 
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Enhenogtiiiime  OestriTpich  54  Tag«  Spamimbot  1 04  Tag*»n  Handrobot  ^f^vh- 
achieie. 

78)  Vgl  FtTilinand's  Partikular-Kiiii<('h«'i<iu!  ;  n  m  K<»l)oi-Aiii:' !•  l^' nlp  n- n 
der  deatachen  Erblaiido  b<«i  Buchholtz,  VIII.  :X'l- ;••:;  und  boi  Kalt- iili.i.k, 
a.  a.  0.  mit  den  ongar.  Qesete-Artikebi  26  von  1547  n.  34  von  1550,  wo 
anadiilckUch  gt»agt  ist:  dor  KAnig  habe  sich  fär  die  Erleichtorang  des  Looses 
der  Baiiffn  »patema  admonitione*  und  ^moltis  et  gravfbns  rationibns*  verwendet, 
weashalb  auch,  wie  Istvänfy  in  seiner  Historia  Regni  Hongariae  (8. 174  der 
Wiener  Ausgabe  von  1758)  versichert,  die  nngarischen  Bauern  in  ihm  j^Uber- 
tatis  snae  assertorem*  verehrten.  Maximilitin  II.  nahm  sich  ihrer  nicht  weniger 
eifrig  an.  Im  Ges.- Art  26  von  1566  heisst  es  diesbezüglich:  »Hortata  est 
qnoqne  Sacra  Miy.  Caesarea  Regnicolas  de  alleviandis  nimiis  Colonorum  snorum 
oppressionibas ,  qtübus  hactenns  aflfecti  essent  *.  Auf  dem  Timaner  Landtage 
von  1547  fiuigirte  als  landosfürstlicher  Kommissär  neben  dem  Thomas  NMasdy 
Graf  Niklas  Salm. 

74)  Es  war  das  Leonhard  von  Harrach,  der  Dritte  »»iin^  :>rtm»M>. 
im  J.  1520  Landesverweser  in  Steiermark  (Valvasor,  III.  323),  1522  nie- 
derOsterr.  Begimentsrath  (Oberlei tner,  Oesterreichs  Finanzen  etc.  unt  Ferd.  I., 
a.  a.  0.  S.  8),  1525  erster  Statthalter  in  Niederosü'rroich  (Notizenbl.  der 
Wien.  Akad.  Jhrg.  1856,  S.  267),  von  welcher  Würde  derselbe  während  des 
Aosschnsstages  der  ober-  und  niederAsterr.  Lande,  welcher  von  Mitte  November 
1525  bis  Ende  April  1526  zu  Augsburg  tagte,  zu  der  Würde  des  Österreich. 
Hofkanzlers  emporstieg.  Unterm  23.  Jan.  1526  verständigte  er  von  Augsburg 
aas  die  Innsbrucker  Regierung  von  dieser  seiner  Ernennung  mit  dem  Bedeuten : 
ee  seien  nunmehr  alle  Berichte  nach  Hof  an  ihn  zu  adressiren.  (Innsbr.Statth.- 
Archiv,  Geschäft  von  Hof,  Jhrg.  1526,  S.  211.)  Anfänglich  für  oinen  kleinen 
Wirkungskreis  berufen,  spielte  er  in  der  Folge  eine  Rolle,  wie  nach  ihm  kein 
zweiter  r>sterr.  Hofkanzler.  In  seiner  Hand  hefen  die  Fäden  zusammen,  mittelst 
1  welcher  Ungarn,  Böhmen,  Kroatien,  Slavonien,  Mähren,  Schlesien  und  die  Lausitze 
•in  das  Österreich.  Ländemetz  eingesponneii  wurden.  Sein  Rath  war  deijenige, 
dessen  sich  Ferdinand  bei  der  ersten  Bethätigung  der  österr.  Gesammtstaatside^ 
gewiss  vorzugsweise  bediente.  Aus  der  von  ihm  geleiteten  Kanzlei  ging«»n  all« 
enischlftgigen  Urkunden  hervor;  so  die  Denkschrift  des  Wiener  Kabinets  aii 
den  englischen  Agenten  WaUop  über  Ferdinand*s  Anrecht  auf  die  ungarische 
Krone  vom  J.  1527  (Chmel,  Habsb.  Excurse  in  den  Sitzungsber.  der  hist.- 
philos.  KL  der  Wien.  Akademie,  VI.  262),  die  hierauf  bezüglichen  Österreich. 
Noten  vom  11.  und  5.  Mai  1527  (Firnhaber,  Urk.  z.  Gesch.  des  Anrechtes 
des  Haoses  Habsborg  auf  Ungarn  im  Archiv  für  K.  öst  Gesch.-Quellen, 
XXjy.  Bd.),  die  Instmktion  Ferdinands  an  die  n.  0.  Regierung  behufs  Sicherung 
seiner  Nachfolge  in  Böhmen  und  Ungarn  vom  5.  Septbr.  1526  (Chmel,  Habsb. 
Archiv,  IL  16),  das  Kreditiv  für  die  Gesandten  Ferduiand*s  an  den  kroatischen 
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Landtag  Tom  5.  Dezbr.  1526  (Ebenda,  8.  34),  di«  Weiätuig  an  den  Truppen» 
Kommandanten  Dietrich  von  Kartitsch,  in  Slavonien  nOthigenfall»  mit  Waffen- 
gewalt einxQflcfaratai,  vom  19.  Okt  1527  (Ebenda,  8.  56)  and  die  Antwort 
Ferdinand*8  auf  die  Beschwerden  der  Schiener  vom  14.  Jan.  1527  (Bachholtz, 
IL  526).  All»  diese  Urkunden  tragen  Uarrach*s  Unterschrift  Und  in  seinen 
Nachlasse  fanden  sich  viele  Ungarn,  Böhmen  und  Mähren  betreffende  Akten 
vor.  (8.  das  Inventar  darüber  bei  Gevay,  Urk.  u.  Aktenstöcke,  (Sesandtscfa.  ?. 
1528,  8.  31).  Harrach  begleitete  den  König  auf  der  ganzen  zur  Besitznafame 
Ungarns  und  Böhmens  unternommenen  Reise,  erkrankte  Ende  November  1527 
zu  Gran  und  starb  am  2.  Dezbr.  1527  zu  Wien  mit  dem  Bewnsstsein,  biimen 
68  Wochen  die  ihm  zu  Theil  gewordene  Biesenaufgabe  naheza  geltet  za  haben. 
(Wurzbach,  Biographisch.  Lexikon,  VII.  369).  Unter  di(>  Instruktion  der  Ge- 
sandten Ferdinand  s  zum  ersten  Österreich.  Reichstag  (in  Münz-Angelegeoluiten) 
(iinen  Namen  zu  setzen,  war  ihm  freilich  nicht  mehr  vergönnt  Doch  vorbe- 
reitet hat  er  diese  Zusammenkunft  ohne  Zweifel  Sein  unmittelbarer  Nachfolger 
in  der  Ilofkanzler-Wnrde  war  der  Kardinal  Bernhard  von  Cles,  ein  Wftlsch- 
titnlr.  Vor  ihm  war  seit  dem  Tode  Maximilian*s  I.  der  Posten  eines  östenr. 
Hofkanzlers  eigentlich  gar  nicht  besetzt.  Nominell  versah  denselben  der  8panier 
Gabriel  Salamanka;  in  die  damit  verbundenen  Geschäfte  theilten  sich  aber  die 
Kanzlei -Verwalter  der  Regienuigen  zu  Wien  und  Innsbruck,  bis  Ferdinand  I. 
am  11.  Novbr.  1525  zu  Augsburg  eine  dreitheiligo  Uofkanzlei  organisirte, 
deren  erste  Abtheilung  die  Geschäfte  des  rönt-deutschen  Reiches,  welche  Fer- 
dinand damals  au  sich  nahm,  deren  zweite  Abtheilung  die  der  niederösterr. 
Lande  und  deren  dritte  die  der  oberösterr.  Lande  besorgen  sollte.  (Trimmel, 
Materialien,  I.  50.)  Die  Hauptla.st  der  Hofkanzlei -Gteschäfto  trugen  nun, 
nach  den  am  h&ofigsten  vorkommenden  Unterschriften  zn  nrtheilen,  die  Hof- 
••kretftre  Jos.  Fernberger  aus  Auer  ui  8ädtirol  und  Niklas  Babenhanpt, 
n  Böhme.  8ahunanka  war  gleichzeitig  mit  der  Bildung  jenor  dmtheiligen 
Uofkanzlei  vom  Hofe  beurlaubt  worden.  Die  Ernennung  Harnulis  zum  Hof- 
kanzler machte  dem  Provisorium  ein  Ende. 

75)  Innsbr.  8tatth. -Archiv,  Ckechift  von  Hof,  Jhrg.  1527,  8.  142. 

76)  Die  Notifikation  der  Ememiung  Hoffaianns  zum  Schiknwiitwr-QepenJ, 
vofche  der  Innsbr.  Regienuig  zukam,  trigt  das  Datum:  Linz,  27.  8ept  1526. 
Innsbr.  8tatth.-Archiv,  Cksch.  von  Hol;  Jhrg.  1526,  &  206.)  Untern 
:.  Oktober  desselben  Jahres  wurde  die  oberOsfeerr.  Kammer  angewiesen,  sieh  mÜ 
iem  neoemanntfln  Sdiatnneister  in  Korrespondenz  zn  mkun.  (Ebenda,  8.  228.) 
Seil  Mitte  Mai  1526  «gnirte  der  Hofkamtar  Harraeh  anefa  die  Hoflekr«!»  ii 
Finanzsacben,  nachdem  Salamanka,  Ton  seiner  im  September  1525  augetisteueu 
Urlaaboreise  nach  Spanien  zorfickgekehrt,  aoch  als  Schataneisler  MDÜif  Ter- 
abechiedet  worden  war.  (Ebenda,  8.  119.)    Es  Ttidient  Beacbtong,  dM  m 
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Zeit,  wo  Ff*rdiiuuid  eine   fttnnlicho  Hofkanimor  organiflirte,   ihm   die   KroiMn 
Ungarns  ond  BAhmenB  ebon  erst  zugofallcii  waren. 

77)  Megerle*!  histor.  Skizze  Aber  die  {leterr.  Hofkamimr  m  Hormayr*» 
ArchiT  Ar  Geaduchte  etc.  .Ihrg.  1829,  S.  247.  Die  Schatzkammer,  welche 
Maximilian  I.  errichtete,  war  allerdings  auch  schon  eine  Contralstc>lle  fSr  da« 
geaammto  damalige  Oeeterreich.  Ihr  waren  laut  Mandat  vom  Freitage  nach 
St  Jakob  1496  (erlassen  zii  Ifunds  im  Oberinnthale)  »alle  Aemter,  Zinse, 
Renten,  Nntxongen,  Gälten  nnd  anderen  QefiUle  in  sftmmtlichen  ober-  n.  nieder- 
Men.  Landen*  nnterworfen.  (Innsbr.  Statth.- Archiv,  Kollektion  des  Dr. G. 
W0rz.)  Der  Ansatz  dazu  war  durch  den  »Schatzmeister-General*  gegeben,  wel- 
ches bis  dahin  in  Oesterreich  unbekannte  Amt  Blaximilian  noch  vor  dem  Tode 
aeiiies  Vaters  kreirte  und  unterm  11.  August  1491  dem  Simon  von  Hnngerspach 
Terlieh.  (Birk's  Regesten  zu  Lichnowsky's  Geschichte  des  Haus.  Oesterreich. 
VnL  Regest  1604).  Die  hiedurch  bewerkstelligte  Centralisation  der  Finanz - 
Verwaltung  guig  jedoch  mit  dem  Tode  Maximilians  wieder  in  die  Brüche  und 
Ferdinand  I.  musste  das  Werk  vom  Neuen  begiimen.  Er  that  es,  wie  gesagt, 
auf  einer  breiteren  Grundlage,  die  durch  den  Zuwachs  der  ungarischen  und 
böhmischen  Krone  gegeben  war. 

78)  Oberleitner,  Oesterreichs  Finanzen  etc.  unt^T  Ferdinand  L,  a.  a.  0. 
S.  37.  Der  ungarischen  Kammer  waren  nach  dieser  Instruktion  zugewiesen:  die 
Verzinsung  und  Tilgung  der  auf  den  ungarischen  Gefällen  lastenden  Schulden, 
die  Einli'^sung  der  ungar.  Pfandschaften,  dio  Einhebung  der  Berg-,  Vieh-  und 
Fmchtzehenten,  die  Pflege  des  Jagd-  und  Forstwesens,  die  Uebung  dee  Mnnz- 
redites,  die  I*rüfung  der  Rechnungen  des  ungarischen  General-Perzeptors  (Schatz- 
meistarsX  die  Instruirung  der  Domänen  -  Verwalter  (Hofrichter)  und  Burggrafen 
auf  den  kgL  Schlössern.  Vgl  was  darüber  Kollar  in  seinen  Supplementen  zu 
Lanbeck*s  Commentar.  de  Aug.  Caes.  Bibliotheca  Vindob.  I.  698  flfg.  aus  ebiem 
Mspt- Kodex  dieser  Bibliothek  mittheilt  ,Ferdinandus  Imperator*,  heisst  es 
dort,  ,morem  Imperialem  et  Germanicum  Camerarum   in  Hungariam   induxit*. 

79)  Buchholtz,  IV.  497. 

80)  Ebenda,  IV.  498. 

81)  Im  Februar  1528  verschrieb  sich  Ferdinand  einen  Bnchhalt/r  zur 
bAhm.  Kammer  ans  Tirol.  Innsbr.  Statth.-Archiv,  Geschäft  von  Hof,  Jhrp. 
1528,  S.  35.  Nach  längerem  Hin-  und  Herschniben  und  nachdem  Ferdinand 
erklärt  hatte,  der  Gesuchte  brauche  nicht  der  böhmischen  Sprache  mächtig  zu 
sein,  wnrde  Mathias  Waldner,  ein  Diener  des  Wolkenstein'schen  Hauses,  für 
die  Stelle  angeworben.  Ebenda,  S.  54,  66.  Einen  Montanreferenten  hatte  sich 
Ferdinand  zur  böhm.  Kammer  schon  unterm  28.  März  1527  ans  Tirol  ver- 
schrieben. Anshilftweise  fongirto  damals  als  solcher  in  Böhmen  der  tirolische 
Raitkammerrath  Joe.  Zott     Ebenda,  Jhrg.  1527,  8.  102. 
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82)  Innsbr.  8tatih.-ArchiT,  Oeflchftft  Ton  Hof,  Jbrg.  1527,  S.  153. 
üntcnn  4.  Joni  1 530  stellte  Ferdinand  Nachfrage  nach  geäMen  MetaDgieaaeni 
zu  Schladming  in  Steiennark,  dann  in  Tirol  nnd  allenthalben,  wo  aieh  sonst 
noch  Schmelzhätten  in  Oesterreich  befanden,  an.  Die  lunsbr.  KarnrntT  bctkhtole: 
^es  lasse  ach  Kemer  nach  Böhmen  bewegen.*  Bnchholtz,  lY.  519.  SoftHrt 
ging  die  Hofkammer  den  Wir^ner  Mänzmeister,  Thomas  Behaim,  un  Absmdong 
eines  Sachyerständigen  zur  Abstellung  des  ^schadhafteo  Giessens'  in  Knttflo- 
befg  an.     Ebenda,  lY.  521. 

83)  Bnchholtz,  IV.  518. 

84)  Ebenda,  IV.  528. 

85)  Ebenda,  IV.  527.  lieber  weitere,  von  der  Wiener  Hofkammer  ein- 
geleitete Verwendmigen  des  steirischen  Eisens  s.  die  Steierm.  Zeitschr.  n.  F. 
VHL  Bd.  S.  31. 

86)  J.  M.  Schottky,  Prag,  wie  es  war  mid  wie  es  ist,  IL  310. 

87)  Bnchholtz,  IV.  537. 

88)  Den  näheren  Nachweis,  dass  dem  so  sti,  za  liefern,  mnss  ich,  um 
die  Citate  hier  nicht  zu  hänfen,  mir  auf  die  Heransgabe  meiner  Geschichte  der 
österr.  Volkswirthschaft  versparen.  Welche  Bedefotnng  aber  der  wirth- 
schaftliche  Zusamm^nschluss  für  ein  Volk  hat,  wie  dadurch  erst  eine  feste  Grand- 
lage zrr  Bildung  naturwüchsiger  Staaten  gegeben  ist,  das  hat  Dr.  C.  Dietzel 
in  seinem  Buche  ,Die  Volkswirthschaft  u.  ihr  Verb,  zu  Gesellschaft  n.  Staat*, 
Fkf.  a.  M.  1864,  meisterhaft  dargethan. 

89)  Treffend  bemerkt  W.  Boscher  in  Hildebrand*s  , Jahrbüchern  för^ 
Nationalökonomie  mid  Statistik*,  11.  Jhrg.  1.  Bd.  S.  31 :  »Die  schtrsrwiegwds 
Bedeotong,  welche  der  Asterreichischo  Staat  immer  seinem  Adel,  zomal  hohm 
Adel  flingsrlnmt  hat,  ist  grossenthoils  eine  Folge  der  Ansicht,  dass  swar  keine 
dstemiciiisdM  Gesammtnation,  wohl  aber  ein  Ostorr.  GesammtiM  mOglicfa,  dsMO 
Bildung  als  Unterlage  des  Ganzen  man  desshalb  durch  eins  Menge  fon  Hb- 
ricfatongcn,  meist  in  parsOntichster  Vertriodm«  nut  dem  HemdieflHHMS,  n 
fördern  gesndit  hat:  wie  z.  B.  die  Theresiamsclie  Btttenkadenie,  die  Nobel- 
garden, die  geistlidMn  Ritterorden  u.  s.  w.* 

90)  Firnhaber,  HofirtMi  Ktaig  FMinaad's  I.  a.  a.  0. 

91)  Siehe  die  Stammbftome  der  genannten  Familien  in  einem  der  fielen 
Adelsleodka,  oder  in  Wurzbach's  Biograph.  Lodkon  (so  weit  es  Am  niekl). 

92)  Viele  hieranf  becfigliche  Akten  liegen  in  der  .F^rdinandea«  benanntfln 
Abtheihmg  des  Innsbr.  Statth.-Arrhifs.  lf«»rkwüfdig  int,  dass  m  «Imb 
Frei8chi««sen,  welches  Erzhenog  Fordinand  im  J.  1574  zu  Innubnick  gab,  aas 
Böhmen  48  SdMttMn  fom  Herrn-  «nd  Btttorstande  encktaim.  Zoller,  Ge«^ 
d.  Stadt  Innsbruck,  L  258. 
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98)  Inii8br.8tatth.-Archiv,  BevolchbodiTon  der kgLMigeet&t  1585-87, 
&  4  0.  175;  G<«chiA  Yon  Hof  vom  J.  1559,  8.  248.—  Wissgrill,  Schaa- 
pitti  des  n.  ö.  Adeks  V.  881. 

94)  Biegger,  Materialien  zur  Statistik  von  Böhmen,  12.  Heft.  &  102  ffg. 

95)  Ge8.-Art  55  von  1559,  77  von  1568  und  10  von  1572  im  Corp. 
Jnr.  Hangar. 

96)  H.  G.  Hoff,  Gemälde  von  Krain  (Laibach,  1808),  1.  15  ffg.  Die 
AUpi  waren  um  1578  Besitzer  der  Herrschaft  MOtling  (Ebenda,  II.  87). 

97)  Schmatz,  Stoyormarkisches  Lexikon,  IIL  594,  IV.  156,  418. 

98)  Wissgrill,  Schauplatz  des  n.  0.  Adels,  L  11,  12. 

99)  Bachholtz,  a.  a.  0.  VIIL  301. 

100)  Hormayr's  Taschenb.  f.  vaterl.  Geschichte,  Jhrg.  1821,  8.  76. 

101)  Die  Stände  des  Landes  unter  der  Enns  verehrten  dem  Helden,  wel- 
chen sie  schon  anterm  4.  Mai  1589  ihrer  Adelsmatrikol  einverleibt  hatten,  im 
J.  1598  einen  goldenen  Pokal,  der  noch  im  Besitze  der  Familie  Pälffy  ist 
Hormayfs  Taschenb.  f.  vaterL  Gesch,  Jhrg.  1828,  S.  53. 

102)  Ges.-Art  36  von  1567,  §.  1  im  Corp.  J.  Hung.  Dio  ^Numun- 
da^ura  sex  luiguarum:  latinae,  italicae,  gallicae,  bohcmicae,  hungaricae, 
germanicae*,  welche  1538  in  Wien  erschien,  mochte  ein  recht  zeitgemäases 
unternehmen  sein.  Es  ist  sehr  bezeichnend  für  die  Beziehungen,  in  welche  der 
angarische  Adel  damals  zu  Wien  trat,  und  für  das  Interesse,  welches  man  hier 
damals  an  Ungarn  zu  nehmen  anfing,  dass  Hauckh  von  Freienstein,  ein 
Bath  and  Hofdiener  Ferdinand's  I.  die  ungar.  Chronik  des  Thuröczy  ins  Deatache 
Übersetzte,  welche  dann  (1534)  ,auf  Kosten  und  Darlegen*  des  Wiener  Bürgers 
Hanns  Metzger  gedruckt  wurde,  dass  Dr.  Wolfgang  Laz  im  Auftrage  Fer- 
dinand's L  eine  »Chorographische  Beschreibung  Ungarns*  ausarbeitete,  Johann 
Sambacas  (aas  Zsämb^k  in  Ungarn)  als  Osten*.  Historiograph  in  Ferdinand's 
Diensten  stand,  der  Wiener  Buchdrucker  Job.  Syngrinner  eine  im  Jahre  1561 
von  ihm  besorgte  Ausgabe  des  angar.  Tripartitums  dem  Palatin  Thomas  Nä- 
dasdy  widmete  and  bald  daraaf  hier  auch  eine  deutsche  Uebersetzung  dieses 
Gesetzbndies  erschien. 

103)  Im  Ges.-Art  42  von  1567  khigen  die  ungar.  Stände :  ^Beguicolae 
per  Tarcas  migori  ex  parte  sedibus  pulsi  vix  habent,  quo  confugiant,  quum 
in  alüs  Begionibas  in  Coetim  i^ovincialium  vel  aegre  vel  uullo  modo  ad- 
mittantar.* 

104)  ,  BeoL  modeste  monetär,  ne  ad  ofTicia  regni  exteros  admittat*  — 
beschlossen  die  böhmischen  Stände  im  Jahre  1531.  Biegger,  Materialien, 
11.  Heft.  8.  180. 

105)  Als  obeningarischer  Gäter-Präfekt  schrieb  derselbe  seine  bekannte 
Schrift  ,De  admirandis  Hangariae  Aqois*,  welche,  zuerst  1557  so  Wien  bei 
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Aegid  Adler  gedruckt,  dem  berühmten  Reisenden  nnd  damaligen  Vorstande  der 
nieder^^sterr.  Kammer  Sigmund  v.  Herberstein  gtjwidmet  ist  Werner  war  seit 
1539  ongar.  Kammerrath.     M.  Bei,  Notit  Hangar.  Novae,  I.  455. 

106)  Oberleitner,  Oesterreichs  Finanzen  etc.  unter  Ferd.  I.,  a.  a.  0. 
S.  62.  Näheres  fiber  die  erste  Einrichtung  der  Posten  in  Ungarn  enthftH  eine 
Handschrift  des  ungar.  Nationalmuseums  mit  der  Signatur:  Latin.  foL 
Nro.  879. 

107)  Wurmbrand,  Collectanea  genealog.  histor.,  Wien  1705,  8.  880. 
Auf  Martin  v.  Paar  folgte  Peter  von  Paar,  welcher  als  ,  Veredariorum  Pnefectos 
Posomensis*  f&r  die  Zeit  vom  1.  Oktbr.  1558  bis  Sl.Dezbr.  1574  ,ad  solu- 
tionem  postarum  passun  in  Hungaria  a  Fischermindt  usque  Comarom  et  Cas- 
soviam  coUocatarum*  von  d^r  ungar.  Kammer  69,888  ung.  Gulden  zu  fordern 
hatte.     Schwartner,  Statistik  des  Königreiches  Ungarn,  111.  (1811),  328. 

108)  M.  Bei,  Notitia  Hungariae  Novae,  1.  455,  456.  Hinwieder  sass 
in  d«'n  Jahren  1557-1560  ein  Ungar:  Franz  Thurzo  im  Gremium  der  Wiener 
Hofkammer.  Innsbr.  Statth.  -  Arch. ,  Bevelchbuch  von  kgL  Mixest  Jahrg. 
1857-60,  8.  57-60,  670. 

109)  S.  die  Yerschreibung  des  Königs  Ludwig  IL  vom  Jahre  1522  bei 
KoUar,  Auctuarium  ad  Ursinum  Yelium,  Urk.  25. 

110)  Das  beweisen  die  Unterschriften  auf  den  Befehlen,  welche  in  dieser 
Zeitperiode  den  niedomiigar.  Bergämteni  zugingen.  Auch  erhielt  die  niederösterr. 
Kammer  im  J.  1549  den  Auftrag,  line  Berg-Ordnung  fär  diesen  Distrikt  zu 
verfasfefii,  wozu  ihr  Ferdinand  must^rgiltige  Vorlagen  aus  Böhmen,  Tirol  und 
Sach«pn  verschafft/'.  Schmidt,  Berggesetz-Sammlung,  II.  AbÜi.  I.  196.  Die 
Uebergabe  des  Güt«rkomplfxes  erfolgte  auf  Grund  eines  am  7.  März  1548  zu 
Augsburg  geschlossenen  Familien  -  Vertrages.  G.  M.  Kovachich,  Vestig. 
Comit  Hauptbd.,  S.  77.  Sie  verzögerte  sich  aber  bis  zum  J.  1550.  Ober- 
leitner, »Oesterreichs  Finanzen  etc.  unter  Ferd.  1.*  a.  a.  0.  S.  92.  Doch  fie» 
Ferdinand  schon  im  Oktober  1549  alle  die  niedenugar.  Bergstftdte  beirallMn 
Urkunden  nach  Wien  äberfüliren.     Schmidt,  a.  a.  0.  IL  Abth.  L  198. 

111)  Responmim  Ferdinandi  L  ad  Articiiloe  Diaetae  A.  D.  1545  TTma- 
ciae  celebratao,  1. 14:  »Videtur  Sacrae  Begiae  Migestati  proventibos  suis  Begiia 
aut  Beginalibus  non  conveniens,  neque  opus  ease  publico  Decreto  praaMmtai 
Thesauraium,  aut  Seraiissimae  Beginae  m  reditibus  suis  praeter  ejus  vohuitatem 
asurpandis  injuriam  esse  faciendam ;  quum,  ut  aliuH  quispiam,  ita  ambae  Majp- 
statea  merum  jus  et  potestatem  suorum  redituum  et  Officialium 
super  illia  constituendorum  habere  velint  et  debeant* 

112)  Schmidt,  Berggesetz-Sammlung,  IL  Abth.  L  139.  Ungar.  Oes.- 
Art  10  V.   1542. 

113)  Schmidt,  a.  a.  0.  L  110. 

114)  Ebenda,  L  164. 
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115)  Schmidt,  Bergg«fiotz-Siuninlang,  II.  AbUi.  I.  121. 

116)  Joh.  Virossil«  SchomidUor  Stadt-  und  Berg-Chronik.  Hdschft 
im  Beeitie  des  Um.  Hofrathos  Ant  v.  Viroszil  zu  Wien.  Siebe  auch  meinen 
Anibaii :  ^  Zur  Gesch.  der  WochBelbea^hungen  zw.  Ungarn  und  Tirol  *  im 
Archiv  ffir  Geschichte  u.  Alterthumskunde  Tirols,  II.  Jhrg.» 
S.  296,  297. 

117)  Erst  der  Art  33  vom  Jahre  1625  bestimmto:  ^omnes  et  singiikie 
Tricesimae  eammqae  Proventus  a  Posoniensi  usque  ad  Adriaticum  Mare  creelM 
ad  Cameraro  Hungaricam  applicentur*. 

118)  Daher  hoisst  os  am  Schlasne  dos  oben  citirten  Gesetz  -  Artikels : 
^MHunque  (sc  Tricesimamm)  Praefectorae  et  OfTiciolatus  nativis  Hungaris  et 
Partitnm  Regni  Hungariao  annoxamm  Indigenis  .  .  .  conforantur*.  Uebrigens 
führton  oinzohio  Dreissigst-Einnohmer  jenseits  der  Donau  n<x;h  im  .Jahre  1647 
die  bei  ihnen  eingehenden  Gelder  an  die  Wiener  Hofkammer  ab,  was 
die  ung.  Stande  im  Ges.-Artikel  88  von  diesem  .Tahro  rügton.  Es  war  offenbar 
eine  altherkömmliche  Einrichtung,  gegen  die  sie  ankämpften. 

119)  Die  bezügliche  Verkehrsform  war  im  16.  Jhdtc  eine  überaus  höfliche. 
Die  Hofkammer  rodete  die  ungar.  Kammer -Käthe  mit:  »Generosi  ac  egregii 
Domini  Amici  honorandi*  an  und  schloss  ihre  Zuschriften  mit  der  stereotypen 
Formel:  ,quas  (sc.  Dominationes)  in  reliquo  una  nobiscum  foliciter  vivere  jube- 
mus*.  Aber  nichtsdestoweniger  waren  es  Befehle,  die  solcher  Gestalt  insinuirt 
wurden. 

120)  Birk*s  Begesten  zu  Lichnowsky's  Gesch.  d.  U.  Habsb.  VI.  Reg. 
1323,  1569,  1570;  VII.  Beg.  797.    Im  Pressburger  Friedens- Vertrage  vom 

7.  Novbr.  1491  anerkannte  König  Mathias  den  Kaiser  Friedrich  als  recht- 
missigen  Pfandbesitzer  von  Eisenstadt,  Güns,  Homstoin,  Forchtenstein ,  Pem- 
siein,  Kobersdorf  und  Bechnitz  bis  zum  Erläge  der  1462  bedungenen  Einlösungs- 
summe  pr.  40,000  Dukaten.  Engel,  Gösch,  dos  ungr.  Reiches,  III.  2. Abth. 

8.  36.  Vg^  auch  die  Zus;imm<*iist<'lliintr  oinschläg'i^'or  I)at«'n  b«'i  Bergmann. 
Medaflkni,  I.  178. 

121)  Der  Ge8.-Artikel  71  von  1647  schliesst  die  lauge  Beihe  von  Be- 
schwerden ab,  welche  die  ungarischen  Stände  diesfalls  vorbrachten.  Dafür 
begannen  jetzt  die  Stitade  des  Landes  unter  der  Enns,  den  abgetretenen  Land- 
strich zu  reklamiren.  Sie  thaten  das  noch  im  .Taliro  1712.  Im  Art  13  der 
Beschwordeschrifb,  welche  sie  damals  dem  Kaiser  Karl  VI.  üb(>rnnchten ,  be- 
gehren sie:  der  Kaiser  möge  die  seiner  Zeit  ^rechtmässig  an  Österreich  ge- 
diehenen, durch  2  Säkula  von  diesem  besessenen  und  erst  Anno  1647  per 
mens  vioknkas  eortorsioDes  non  auditis  meritis  cansae  hinum  gediehenen  Städte 
mid  Herrschaften  Eisenstadt,  Güns,  Forchtenstein,  Homstoin  und  Pemstein  dem 
Erzherzogthume  neuerdings  zueignen*.  Cod.  Austr.  III.  673.  Ja  sogar  noch 
im  J.  1794  wurde  diese  Streitfrage  diskutart  Franz  Freih.  v.  Prandau  arbeitete 
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ein  Gutachten  darüber  aus,  welches  im  geheimen  Hof-  und  Staatsarchiye  zu  Wien 
(Nr.  127,  Loc.  110)  hinterlegt  ist    Chmel,  Materialien  zur  öeterr.  Geech.  I.  3. 

122)  Csaplovics,  Topogr.-statist  Archiv  des  Königr.  Ungarn,  II.  454. 
Die  Bestandtheile  der  ^Grafschaft*  Forchtenstein  im  Jahre  1588  sind  in  einer 
Beilage  zu  einem  Anf^tze  Oberleitner's  im  Archiv  f.  K.  östGesch.- 
Quellen,  XXX.  87,  88,  aufgezählt  Noch  im  J.  1636  verlieh  Ferdinand  II. 
seinem  Obersthofmeister  Leonhard  Grafen  zu  Meggan  den  Titel  eines  ,  Haupt- 
mannes der  Grafschaften  Forchtensteui  mid  Eisenstadt*,  G.  Krekwitz,  Be- 
schreibung des  gaiitzen  Küni^ichs  Hungarn  (Frankfurt  und  Nfimberg,  1685) 
S.  181. 

123)  Siehe  beispielsweise*  die  durch  sie  ausgefertigten  Privilegien-Bestä- 
tigungen för  die  Stadt  Güns  von  den  Jahren  1545  und  1564  und  das  1568 
in  einem  Streite  zwischen  der  Stadt  Güns  und  dem  Inhaber  der  gleichnamigen 
Herrschaft  von  der  niederOsterr.  Regierung  gefällte  Kechtsurtheil  im  Notizen- 
blatt der  Wiener  Akademie  der  Wiss^'iisch.,  Jahrg.  1851,  S.  169,  172.  Im 
J.  1565  holten  sich  die  Günser,  um  nach  jeder  Seite  hin  sicher  zu  sein,  aller- 
dings auch  eine  Privilegien-Bestätigung  ans  der  ungar.  Kanzlei,  imd  in  den 
Jahren  1571,  1578  und  1588  wendeten  sie  die  gleiche  Vorsicht  an;  doch 
ihr»'  wie  der  übrigen  oben  genannten  Grte  rechtmässige  Instanz  in  Justiz«-  und 
Finanzsachen  blieb  bis  zum  J.  1647  die  ^vereinigte  nieder-teterr.  Begiemng 
und  Kammer*.  Um  das  Jahr  1588  war  Joh.  Phihpp  v.  Brassicani  Schloea- 
hauptmann  zu  Eisenstadt  und  Forchtenstein  mit  direkter  Unterordnung  unter 
die  n.  ö.  Regierung.    KirchL  Topogr.  des  Erzh.  Oesterr.,  V.  174. 

124)  Siehe  den  bezüglichen  Vorbehalt  in  der  ungar.  Kanuner-InstniktioD 
vom  8.  Januar  1528.  Oberleitner,  Geeterreichs  Finanzen  etc.  unter  Fer- 
dinand I.  a.  a.  0.  8.  37. 

125)  Firnhabor,  Zur  Gesch.  des  Csterr.  MilitSnreeena ,  a.  a.  0.  Bei- 
lage X-XV. 

126)  Engel,  Vorakten  zur  ungar.  Gesch.  im  49.  Theile  der  Baumgaii- 
ner'schen  Welthistorie  (Halle,  1798),  2.  Bd.  8.   17. 

127)  Unterm  14.  Dezember  1526  thal  Ferdinand  d<r  limsbr.  Regteruntr 
zu  wissen:  er  beabsichtige  an  seinem  Hofi»  einen  ^stattlichen  Hoflratb  aoizu- 
richten*.  Innsbr.  StattL-Archiv,  Bevelchbuch  von  d<«r  königL  Ib^ett 
Jahrg.  1526,  S.  457.  Siehe  aoch  die  allerdings  etwas  TerworrNien  Noüien 
bei  Mailath,  Gesch.  von  Oesterreich,  IT.  151,  and  Nairigiero's  FinalnlatiiNi 
bei  Buchholz,  VI.  496.  Nach  der  Hofraths-Instroktion  vom  I.Jan.  1541 
(im  St-Minist-Arch.  zu  Wien,  Akt  4  von  1541  N.Oe.) 
Koileginm  vor  Allem  die  aus  den  Erblanden  und  ans  dem 
Beidie  nach  Hof  appellirten  ,  Justiz-  imd  Putei-Sachen*  (^anaasriialb  Dmr,  so 
Vinanczsachen  und  Tnser  ChammeiKvet  belaangen*)  ngewicaen;  aaMiwiiM  aber 
soUten  die  Hofräth«'  ^ain  HeisaigM  Nadidankra  habtn,  wie  und  waa  mH  fW>mb- 
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d«i  Potentaten  n  pnktbinii,  wie  IVf^iiibden  Practigkheii  zufunukoinmen,  aach 
wie  beachweriich  Zerrftttungm  and  ZaefUl  absiüaynen  (abzulHhiiHi)*.  lieber- 
hanpi  aoUieii  ae  »gemainiglich  allen  Das  emaiglich  betrachten,  wuh  za  Erhal- 
tung und  fHedUcher  Begiemng  gemaioer  Christenheit,  des  h.  Beichs  auch  zu 
Unnaer  kgL  n.  tetl  Hoheit  Land  and  Leute  Anihemen,  Frumiiu'n  und  Wolfart 
raidiMi  (gweidien)  mag  and  je  allwegen  in  friedlichen  und  KriojrH.Zeiten  die 
iH)ttarft  enrordert*  Den  Begierongen  zu  Wien  and  Innsbrack,  welche  yon 
der  Zeit  her,  wo  Ferdinand  die  Krblande  in  verschifHlener  Eigenschaft  beherrschte, 
den  Titel  ,^HoArath*  fahrten,  wehrte  dies  Ferdinand  durch  ein  Mandat  Tom 
20.  Januar  1527.  Innsbr.  Statth.-Archi?,  Bevelchb.  v.  d.  kgL  Migest, 
Jahrg.  1527,  S.  10. 

128)  Ueber  den  buhmischen  Landessenat  s.  Cornova,  Stransky*s 
Staat  Ton  Böhmen,  VIL  15.  Kapitel:  ^Von  der  kgl  Kanzley*.  Die  im  Jahre 
1577  errichtete  böhmische  Statthalterei  war  ursprünglich  schon  ge- 
wissermassen  nur  ein  Ausschuss  dieses  Senats  and  nahm  im  Laufe  der  Zeit 
diese  Katar  noch  mehr  an.  Sie  begann  ihre  Wirksamkeit  am  26.  August  1577. 
Diese  hatte  die  Förderung  der  Sittlichkeit,  die  Ausbreitung  und  den  Schutz 
der  kath.  Beligion,  die  Bethätigung  und  Erhaltung  der  landesfurstüchen  Ge- 
rechtsame, die  Administration  guU*r  Justiz,  die  Ueberwachung  der  Stadt  Prag 
besdgtich  der  Polizeianstalten  und  Kundschafterdienste  zum  Gegenstände.  (Staats- 
ministerial-Archiv  in  Wien,  Akt  14  vom  .Jahre  1728,  Böhmen,  III. 
A.  4.)  Als  Mathias  das  von  Rudolf  II.  zu  Prag  aufgeschlagene  Hoflager  im 
J.  1612  nach  Wien  zurückverlegte,  führte  er  den  Brauch  ein,  dass  za  wich- 
tigeren Berathungen  über  böhmische  Landesangelegenheiten  R&the  der  Prager 
Statthalterei  zeitweilig  nach  Wien  beschieden  wurden,  wo  sie  anfänglich  an  der 
Seite  des  römisch-deutschen  Reichsvice-Kanzlers  Sitzungen  hielten,  deren  hliufige 
Wiederkehr  es  angezeigt  erscheinen  liess,  ein  paar  Statthaltereiräthe  lieber 
\ffleich  zum  bleibenden  Aufenthalte  in  Wien  zu  verpflichten.  So  entstand  hier 
bas  böhmische  Hofkanzlei-Gremium.  Noch  im  1 8.  Jalirhunderte  galt 
es  für  eine  blosse  Expositur  der  Prager  Statthalterei.  S.  des  grifl.  Schönburg'- 
selien  Bathes  Dr.  C.  A.  Kedeln  im  J.  1710  zu  Frankfurt  erschienene  Be- 
sduneibong  Ton  Prag,  S.  79-84.  Auf  den  ungar.  Landessenat  beziehen  sich 
die  Gesetz-Artikel  16  und  48  von  1536;  42  von  1542;  8  von  1559;  25 
von  1567;  38  von  1569;  3,  4,  8,  9  und  10  von  1588;  38  von  1595; 
10  von  1608;  8  von  1618;  28  von  1035  im  Corp.  Juris  Hungarici. 
Ferdinand  L  berief  einen  Theil  der  hervorragenderen  ungar.  Landeswürdenträger, 
die  ihrer  Würde  gemdss  dem  I..andessenate  angehörten,  wiederholt  an  sein  Hof- 
lager nach  Wien;  so  z.  B.  im  J.  1533,  um  ihr  Gutachtf>n  über  den  Entwurf 
des  damals  unterhandelten  FMedensschlusses  mit  Zapolya  zu  vernehmen,  welchen 
Entwurf  ihnen  der  oberste  Schatzmeister  Job.  Hof  mann  im  Auftrage  des 
Königs   mit  nm'r   deutschen  Ansprache  vorlegte,   die  Kaspar  H-rv-»)»    ''v< 
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Ungarische  übersetzte.  G^vay,  ürk.  n.  Aktenst,  Gesdtfich.  v.  1533,  8.  101. 
Im  Novi'inber  1556  berief  er,  wie  es  scheint,  den  ganzen  nngar.  Landes- 
Senat  nach  Wien;  denn  es  heisst  in  dem  bezüglichen  Bandschreiben  (bei  Ko- 
rach ich,  Vest  Comitior.  3.  SappL-Bd.  S.  241):  »pleno. Consüio  coDBattai« 
velimus*.  Siehe  auch  die  dem  Statthalter  A n t  Vranchich  anterm  24.  Juni 
1572  von  Maximilian  II.  ertheilte  Vollmacht  (bei  Miller,  Epij<t  tVrdin.  I.  et 
Maxim.  IL  Pest,  1808,  Brf.  55),  wo  das  VerfaAltniss  des  ongar.  Landeschefs 
zum  Landessenate  genauer  präzisirt  ist 

129)  Bis  1559  war  der  erbländische  Hofrath  erw&hntermasaeii 
(s.  oben  die  Anmerk.  127)  auch  oberstes  Tribunal  für  das  rOmisch- 
deutsche  Reich  gewesen;  die  Beichshofiraths-Ordnnng  vom  3.  April  de« 
eben  gedachten  Jahres  entzog  Ihm  jedoch  seine  diesfälligen  richterlichen  und 
sonstigen  Befugnisse.  Herchenhahn,  Gesch.  d.  kais.  Reichshofhithes,  L  541. 
Nur  der  österr.  Hofkanzler  blieb  fortan  auch  mit  den  Oesch&ften  eines 
Viz^-Kanzlers  des  rOnu-deutschen  Reiches  betraut,  und  besagte  Bochshofraths- 
Ordnnng  hielt  ausdrücklich  die  Gerechtsame  aufrecht,  wekhe  dem  teterr.  Hof- 
kanzler schon  durch  die  Hofkanzlei-Instruktion  vom  12.  Februar  1528  einge- 
räumt worden  waren,  indem  es  in  dieser  Instruktion  heisst:  »Alle  Posten,  sie 
khommen  auss  Hispanien,  Frankreich,  Italien,  Hungarn,  Behaimb,  Teutsch- 
land (^er  von  anderen  Orten  auss  Unsern  Erblanden,  sollen  durch  Un- 
seren Hofpostmetster  Niemand  Anderem,  dann  gedachtem  obersten  Kanzler 
oder  wem  er  das  bevilcht  zugebracht  und  überantwortet....  werden.*  Das  ist 
eine  sehr  beachtenswerthe  Bestätigung  Dessen,  was  oben  über  di»* 
Stellung  der  Hofkanzlei  unter  Ferdinand  I.  bemerkt  wurde. 
Den  Personalstand  des  erbländischen  Hofrathes  von  1547  s.  beiOberleitner, 
»Oesterreichs  Finanzen  unter  Ferd.  L*  a.  a.  0.  8.  244;  jenen  Ton  1554  bei 
Firnhaber,  »Ho&taat  Ferdinands  L*  im  Archiv  f.  K.  öster.  Gesch.- 
Qu eilen,  XXVI.  B.  Aus  welchen  Personen  derselbe  in  der  Zelt  von  1559 
bis  1564  bestund,  ist  mir  nicht  bekannt  Aber  fortbestanden  hat  er  bis  zom 
Tode  Ferdinands.  Das  beweist  die  mehrerwihnte  Beichshofraths-Ordming  vom 
3.  April  1559,  worin  seines  Fortbestandes  ausdrücklich  Erwähnung  geschieht 
Nach  seiner  Auflösung  besorgte  eine  Zeit  lang  der  Keichshofrath  die  Re- 
vision der  aas  dem  Erzherzogthume  an  den  Hof  appellirten  RechiMtrsits,  wäh- 
rend in  Oberösterreich  das  Sache  eines  1578  la  Innsbruck  errichteten  be- 
sonderen  Hoftraths-Kolleginms,  an  denco  SIeDe  später  ein  Geheimrath  trat,  und 
in  Innerösterreich  gleich  vom  Beginne  seiner  Absonderung  an  Siebe  der  hier 
damals  schon  enichteten  »Oehsiiiien  Steile*  war.  Auf  jene  Funktion  dM 
hofhitfaet  bttidit  sich  das  Voikommn  tinsB  österr.  Begistrators  vnd 
u8t>rr.  Extraordinari-Sekretärs  bei  danMlbflii  imter  Rudolph  IL  (s.  den 
Hofstaat  Rudolphs  H.  vom  J.  1577  in  Biedler'f  Arch.  f.  Gesch.  elc,  Jahrg. 
18:51,    Irk-Tll     Xi     I.    un.I    imUr   MiithiaH    (s.  dessen   Jlofrtatt-Ordnong* 
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Tom  Jahn  1615  im  StaatHminiBterial-Archive  za  Wien,  Akt  3  und  12  von 
1615,  Nieder-Owterreich).  Der  beste  Beweis  aber  für  die  damalige  Berision 
Ostemchisdier  Gerichtsurtheüe  durch  den  Beichshofrath  iüt  die  Klage, 
welche  die  Terefaiigieii  evangelischen  St&nde  des  Landes  ob  und  unter  der  Enns 
im  Jahre  1618  dem  Kaiser  Mathias  darflber  vorbmchtt^n,  indem  sie  gkkh- 
teitig  nm  Wiedereinsetzung  eines  dsterriMchischen  Uofrathes 
baten.  8.  diese  Vorstellang  bei  Londorp,  Acta  publica  I.  S.  563  der  Aus- 
gabe von  1668.  Mathias  antwortete  hierauf:  er  halte  einen  ^absonderlidbeii 
Hofrath*  für  Oesterreich  für  eine  » UniioUidurfft  * ,  äolange  der  hiesige  Landes- 
fttrst  die  kaiserliche  Würde  trage,  sei  aber  dennoch  bereit,  einen  solchen  Hof- 
rath  wieder  zu  errichten,  wemi  ihm  die  Stände  die  Mittel  zur  Besoldung  der 
Hofrftthe  bewilligen  wollten  und  weim  kein  Mangel  an  hiezu  taugli<^""  )  -Mt^n 
unter  ihnen  wäre.     Ebenda,  S.  565. 

130)  Innsbr.  Statth.-Arch.,  Catanische  polit  Begistratnr,  Nr.  728. 

131)  S.  auch  Ferdinands  Testament  vom  J.  1532  oben  S.  6. 

132)  Anton  v.  Gevay,  Itinerar  Ferdinands  L,  Wien,  1848. 

133)  So  z.  B.  in  einer  Besolution  an  die  o.  u.  Kammer  vom  16.  Oktober 
1553.    Innsbr.  gtatth.-Arch.,  Pestabtheilung,  VI.  74. 

134)  F.  Firnhaber,  Krönung  Kaiser  Maximilians  II.  zum  König  von 
Ungarn  im  Arch,  f.  K.  österr.  GescL-Quellen,  XXII.  323,  327.  Vgl. 
auch  Schlager,  Wiener  Skizzen,  III.  155.  Zum  ungarischen  I^indtage  von 
1 569  entsendete  die  Wiener  Bürgerschaft  abermals  eine  Anzahl  Bürger  und 
Landsknechte  unter  der  Führung  des  Oberst  Hermami  Siebenbürger  zum  Schutze 
Maximilians  II.  Ebenda,  III.  157.  In  dem  oben  (Anmerk.  55)  erwähnten 
KrOnungsberichte  des  ungarischen  Kanzlers  Joli.  Listh  vom  J.  1563  heisst 
es:  »Sequebantur  illius  Majestatem  a  tergo  quatuor  vexiUa  peditum  Germanorum, 
eleganter  armatorum,  quos  civitas  Viennensis  pro  majori  parte  ex  civibus 
suis  conscriptos  partim  pro  custodia  corporis,  partim  vorn  in  honorem 
Serenissimi  ipsius  Begis,  proprio  aere  miserat* 
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1)  8.  niHiiM-  j^ursriu.  iii.-  li.T  lajidcsfärstl.  I^hurden  in  und  ffir  Tirol  von 
1490  bis  1749*  im  Archiv  f.  Or»sch.  u.  Alt<»rthamsknn(lp  Tirols, 
III.  Jahrg.  S.  323  flfg. 

2)  Ausser  allein  dienstliclifii  Verband»»  mit  d^n  Tlieilfürst^n  in  Inner-  uiul 
»berösterreich  war  indessen  der  Wiener  Hofkriegsrath  damals  gleichwohl  nicht. 

In  der  Kriegskanzlei-Ordnung  Maximilians  11.  ist  die  Korrespondenz  mit  den 
Kr/herzogen  zu  Oestr^rreich  *  in  einem  s^dchen  Znsanunenhange  erwähnt,  daBS 
<u'  in  die  gleiche  Keilie  mit  der  Korrespondenz  zwischen  dem  Hofkriegsnitlie 
und  der  Grenzmiliz  gest^^llt  erscheint,  und  in  der  Hofkriegsraths-Instruk-tion  vom 
14.  November  1615  ist  dafür  gleichfalls  Vorsorge  getroffen.  Firnhaber, 
/nr  Oesch.  des  usterr.  Militärwesens,  a.  a.  0.  S.  142  u.  149. 

:i)  Anspruch,  für  die  j^ allgemeine  österreichische*  zu  gelten,  hatte  aller- 
lings die  Kanzlei  des  jeweiUgen  Hansseniors  noch  insofenie,  als  die  Hansord- 
untc  vom  18.  NovemW  1364  (vollständig  abgedruckt  bei  Ant  Steyerer, 
.iiuntar.  pro  Histor.  Alberti  IL,  p.  401)  nur  dem  jeweiligen  Haassenior  das 
li'-cht  zuerkaiuite,  <'ine  fornüiche  Hofkanzlei  zu  unterlialten.    VieDsicht  schrieben 
ich  auch  deeshalb  die  Kanzler  der  Tlieilfursten  zu  Gratz  und  lonsbinck  »Yiie- 
Kanzler*,  w&hrend  der  Grund,  warum  auch  die  Vorsteher  des  Wiennr  Kabmete 
ich  von  1565  (eigentlich  schon  von  1540  an)  bis  1620  so  schriAien,  eimag 
iiid  allein  in  der  Khrerbietong  gegen  den  Bnkanzler  des  rönt-denticfaflii  BeiebsB, 
ils  dessen  Stellvertreter  sie  in  der  Hegel  Amgirten,  zn  nichai  ist    Wie  weit 
lie  Decntralisation  damals   ging,  erheOi  ans  der  Thatsache,  dass  auch  das 
»Schatzgewelb  in  der  Borgkh  zn  Wienn*  im  J.  1565  »auf  yedee  Ertahenog« 
/.ngehörige  Lannde  abgesondert  vmd  abgetaylt*  wurde.  Schlager,  a.  a.  0.  IT.  221. 

4)  Valvasor,  Ehre  des  Harzogthnmea  Krahi,  lU.  348. 

5)  Archiv  f.  Sfiddeutschland,  11.  312.  Von  diesem  Üeld«>  wunle 
nn  3000  Mann  starkes  Regiment  anf  die  Daaer  von  dni  Monaten  angeworben 

lud  nach  Kroatien  geschickt  (Zoller,  Gesch.  v.  Imisbr.,  L  277).  üeber 
lie  Beiträge,  welche  Innerösterreich  im  16.  Jahrhunderte  nun  Schotw  dir 
kroatisch-stevon.  Miht&rgraKe  leistete  s.  BnchhoUz.  IX  ♦!"•  Hietzinger. 

BiacrmaBii.  Gctch.  d«r  öfitrr.  OMMMrtataaliMM.  H.  Abih.  ü 
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CMistik  der  Milit&rgrenie,  I.  21-23,  oiid  Ed.  Protobevera^s  Monographie: 
yWas  hat  Stetennark  in  den  Türkenkriogen  für  Kroatien  gethan?*  Grata,  1848. 

6)  Archi?  f.  SäddeutschUnd,  U.  318,  321,  825. 

7)  W.  Lnstkandl  hebt  in  seinem  » Ungar.-deterr.  Staatarschte*  (Wien, 
1863),  8.  191  ff.  die  wichtigeren  Beetimmongen  der  Wiener  KonMentionBakte 
mit  fiel  Geschick  hervor,  theüt  auch  die  Unterschriften  mit,  weldie  dieselbe 
tilgt,  uid  macht  wiederholt  (a  31,  127,  129)  darauf  aaftnerksam,  dass  spft- 
tere  migar.  Kr5nmigrsdiplome  (so  die  von  1622,  1638  und  1659)  nnd  Land- 
tagsbeschlfisse  (so  die  Art  10  vun  1608  and  31  von  1649)  diese  Kmimd«^ 
ratiottsakte  als  ra  Becht  best^end  anerkennen. 

8)  W.  Lnstkandl,  a.  a.  0.  S.  212.  Die  kroatisch-slavoiiischHi  Sian.l- 
tüten  der  Pressburger  Yereinigong  im  September  1608  mittelst  -'V'-  ^-son- 
denn  Versichermigsbriefes  bei    Knkaljevics,  II.  66. 

9)  Chlnmecky,  Carl  von  Zierotiu,  Brunn  1862,  S.  641. 

10)  Ebenda,  S.  774. 

11)  Khevenhiller,  Annales  Ferdinandei,  VIII.  638  ff.;  Preven- 
hnber,  Annales  Styrenses,  351.  Prof.  Gindely  hat  eine  im  40.  Bande  der 
Sitzongsber.  d.  hist-philos.  KL  d.  Wien.  Akad.  enthalt(*üe  Skizze  der  Zeitom- 
stSnde,  miter  welchen  dieser  , erste  österr.  Reichstag*  gehalten  wurde,  geliefert. 

12)  Chlumecky,  a.  a.  0.  S.  851. 

13)  Hurter,  Gesch.  Kaiser  Ferdinands  II.  u.  seiner  Eltern,  VIIl.  359, 
370.  Die  Kroaten  schlössen  sich  damals  zunächst  an  die  innerösterr.  Länder. 
Auf  dem  Ende  August  1620  zu  Agram  eröffneten  Landtage  anerkaimten  sie 
über  Antrag  der  landesfärstlichen  Kommissäre  und  des  steierm&rkischen  Stände- 
deputirten  Georg  Galler:  ^opere  pretium  esse,  ut  haec  Hegna  cum  praenomi- 
natis  Styriae,  Carinthiac  et  Caniioliae  Proviuciis  mutuam  unionis  et  certae  con- 
foederationis  devinctionem  ineani*    Kukuljevics,  II.  75. 

14)  Der  Inhalt  des  Pressburger  Vertrags  von  1620  kann  am  bequemsten 
im  Theatrum  Europaeum,  L  Th.  S.  292  ffg.  nachgelesen  werden. 

15)  F.  Kazy,  Histor.  Eegni  Hungariae,  Timau,  1737,  L  147—149. 
Ebenda  (S.  153)  geschieht  einer  von  den  buhm.  Ständen  auf  den  15.  Juli 
1619  nach  Prag  ausgeschriebenen  Zusammenkunft  aller  konföderirten  <toterr. 
Linder  Erwähnung  und  werden  die  dabei  ungarischer  Seits  erschienenen 
Depntirten  namentlich  aufgeführt.  Es  waren  das:  der  Neatraer  Bischof  Job. 
Telegdi,  die  Freiherren  Franz  Batthyäny  und  Nikolaus  Eszteriiäzy  und  Paul 
ApponyL   Welchen  Verlauf  diese  Zusammenkunft  nalim,  weiss  ich  jedoch  nicht 


16)  üeber  die  Umtriebi'  der  revolutionären  Paiui  iii  Steiermark,  welch»« 
anf  Einbeziehang  der  hiesigen  Stände  in  den  Pressborger  Bond  abzielten,  sieli*- 
Hurter,  a.  a.  0.  V.  234. 

17)  Hurter,  a.  a.  0.   \  111    Joy.     VgL  auch  den  V.  Bd.  dess.  Work-, 
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a  180 — 184.  Vom  Linzer  Bochstage  waren  schon  die  Geheimrithe  dee  Ma- 
thias wenig  erbant  Namentlich  schatten  sie  die  daselbst  erschienenen  ungar. 
Depatirten  ,  Verführer*,  and  vom  Bischöfe  Napnigy  memten  sie:  der  leibhaftige 
Satan  bitte  sich  der  Türken  nicht  wärmer  annehmen  kilnnen,  als  er  es  da  ge- 
than  habe.    Hammer,  Khlesl,  IIL  209. 

18)  Schrötter,  Fünfte  Abh.  ans  dem  öeterr.  Staatsrechte.  8.  210—214. 
Besondere  Beachtung  verdient  folgende  Stelle  jener  »Ansadgmfigs^-Urkmide:  ^so 

4  doch  nicht  desto  weniger  vnnser  vätterlicher  ...  will  vnd  mainmig  .  .  .,  dass 
Sy  (die  Theilfürsten)  sich  mit  vnnd  gegen  ainander  nit  änderst 
hallten  vnd  beweisen,  alls  wann  Sy  gar  vngetaillet  (wären)  vnd 
vnnsers  Uaass  Oesterreichs  Lanndt  vnd  Leüt  darch  ain  ain- 
trechtige  gemaine  vnd  gesambte  Begierang  vnverschaident- 
lieh  versehen  vnd  regieren.*  Im  Könige  Maximilian  sollten  sie  als  in  dem 
ättesten  Bmder  , ihren  Vorgeher*  erkennen,  dessen  Bath  in  allen  ^fttr- 
fallenden,  wichtigen  Sachen*  sie  einzuholen  und  thunlichst  zu  befolgen  hätten. 

19)  Ebenda,  S.  217.  Die  Verhandlungen  über  die  Theilung  der 
•  •berösterr.  Lande  zwischen  der  Wiener  und  Gratzer  Linie  begannen  auf 
Andringen  Letzterer  am  31.  März  1597  zu  Wien  und  dauerten  bis  in  den  Mai 
hinein.  Die  Vertreter  der  Gratzer  Linie  behaupteten:  die  Untheilbarkeit  der 
österr.  Erblande  habe  nur  so  lange  gegolten,  als  das  Haus  Habsburg  noch 
nicht  in  verschiedene  Linien  sich  aufgelöst  hatte;  das  Senioratsrecht  des  Kaisers 
beziehe  sich  blos  auf  die  eigene  Linie;  die  anderen  Linien  seien  ganz  unab- 
hängig; Niemand  werde  beim  Hanse  Gesterreich  gezwungen,  in  Comnranione  zu 
bleiben;  will  eine  Linie  ihren  Antheil  am  Gesammtbesitze  ausgeschieden  haben, 
^0  moss  ihr  willfahrt  werden;  ohnehin  handelt  es  sich  jetzt  nur  darum,  die 
irÜherB  Dreitheilung  auf  eine  Zweitheüong  zu  reduziren ;  legten  auch  die  Ober- 
•steireich«r  hisgegen  Verwahrung  ein,  so  verdienten  sie  doch  kein  Gehör.  Die 
becügücfae  Denkschrift  schliesst  mit  folgenden  haosgebsekenen  Bemeriningen: 
^Aigen  Herdt  ist  Golts  werdt;  mau  pfleget  aoch  die  aignoi  Odettsr  fleMger, 
dls  die  da  gemain  sein,  zu  gubemieren.  Res  enim  commimis  pfemmiiis  solet 
negligt  Und  wie  das  Sprichwort  lautet:  »das  Etndt  wirdt  von  Niemand  besser 
i^epntrt  alls  von  seiner  Muetter  werden*,  dadurch  auch  die  Schulden  vil  ehender 
und  leichter  abgezaH  und  die  Cammer-Gefell  erlediget  werden.*  Uudolph 
und  seine  Brüder  bestunden  jedoch  unerbittlich  anf  der  Ge- 
schlossenheit der  oberOsterr.  Ländergruppe  and  worden  duch 

inen  Protest  der  tirolischen  Stände,  d.  d.  3.  Min  1597  nntersifttit, 
welche  Letitem  die  Belassimg  eines  eigeiim  LsndesflMen  zn  Innsbruck,  da- 
tem  es  aadsn  die  KammergeftDe  erlaab«  würden,  sich  erbaten.  Vorttehflode 
Daten  sind  eiiMn  Aktenkonvolnf^  im  T  n  n  m b  r.  s  t  a  1 1  h.  -  A  r c  h  i  v  e.  PMt^Abfii., 

20)  Der  Vergleich  steht  in  Lünig's  C«h1.  Gerui.  diploi«.,  II.  6^0.    Ana 
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Urkunde  (Art  10)  ist  ersichtlich,  daag  daauds  wieder  die  Gröndnng 
eines  Osterr.  Centralarchivs  beabsichtiget  war  nnd  dass  Kudolph  die 
VejTpflichtiing  auf  sich  nahm,  an  allen  Osterreichishen  Qri*nzen  in 
Nothf&Ilen  anszuhelfen,  wenn  die  Kraft  des  «inxehion  Landes  zur  Ver- 
Uieidigung  nicht  hinreichen  sollte.  Der  Art  8  bestimmte,  dass  dem  zum  Gu- 
bemator  der  ober-  und  vorder-^tsterr.  Lande  designirten  Erzh.  Maximilian  »von 
jeder  Lud  wegen  zween  B&tli  /.umgeben  vnd  deren  Besoldung  vnd  >'nderhalt 
auch  Yon  gemainem  einckhommen  j^hafFt  werden*  sollten.  Als  solche 
»geheime  Assist^nzriktlie*  fun^rten  Anfang  zu  Innsbnick:  8oitc>n8  des  Kaisers 
und  seiner  BrüdtT  Ludwig  Frhr.  v.  Mollart  und  Dr.  Friedrich  Altstätter,  seitens 
der  karolingischeji  (Gratzer)  Linie  aber  Karl  Schürf,  Frhr.  v.  Schönwert  und  Dr. 
Hier.  Manicor,  Frhr.  zu  Casentz  (Zoller,  Gesch.  v.  Innsbr.,  L  288).  In  der 
vom  31.  Mai  1602  datirten  Vollmacht  für  Maximilian  erscheinen  demselben 
folgende  Befhgnisse  vorenthalten:  das  Recht,  Landtage  auszuschreiben,  Ge- 
bietstheile  abzutreten,  Miengnaden  zu  ertheilen,  Domanialgfiter  zu  veri)fänden, 
hohe  Aemter  und  Militärstellen  zu  besetzen,  Konfiskationen  vorzunehmen,  und 
das  Recht,  schwere,  peinliche  Strafen  zu  verhängen.  Zu  allen  derartigen  Akten  hatt** 
Maximilian  die  Zustimmung  Rudolphs  und  der  j^ mitinteressirten  Erzherzoge* 
einzuholen.  (Innsbr.  Statt. -Archiv,  Leop.  B.  165).  Die  o.  ö.  Kammer- 
Ordnung  vom  30.  Dezember  1604  erliess  Erzh.  Maximilian  als  ,der  rön». 
kais.  Migestät  auch  deren  anderen  vnsern  geliebten  Herrn  Brüe- 
der  vnd  Vettern  Erzherzogen  zu  Oesterreich  etc.  bevolmäch- 
tigter  Begierer  der  o.  u.  v.  ö.  Lande.*  (Imisbr.  St.-Arch.,  Catan.  polit 
Begistr.  Nr.  728.)  Im  Jahre  1607  reute  den  Kaiser  jene  Bevollmächtigung 
Maximilians.  Durch  Resolution  vom  15.  März  1607  ordnete  er  na<*h  Anhörung 
seiner  Geheimräthe  Liechtenstein,  Mollart,  Stralendorf  und  Hamiiwald  eine  Re- 
vision der  Streitfrage:  wem  der  Besitz  und  die  Verwaltung  der  o.  u.  v.  ö. 
Lande  zukomme ?  —  an.  AlsAeltester  des  Hauses  gedachte  er  die  Ver- 
waltung dieser  Gebiete  an  sich  zu^  ziehen.  Am  1.  Jänner  1608  wollte  er  sie 
übernehmen.  (Chlumecky,  C.  v.  Zierotin,  429.)  Das  Vorhaben  scheiterte 
jedoch  an  den  vom  Erzherzoge  Mathias  eingeleiteten  Vereinbarungen  dos  Hauses. 
Nur  verzögerte  sich  die  von  Maximilian  angestrebte  Unabhängigkeit  von  besagten 
Assistenzräthen ,  sowie  von  seinen  Verwandten  bis  zum  J.  1612,  wo  Mathias 
am  12.  Oktober  zu  Prag  den  Maximilian  ermächtigte,  fürderhin  ,die  Regierung 
(Tirols  und  der  Vorlande)  ohne  alles  Hindors ichbringen  farzunemen 
und  zu  führ*'n*  und  Alles  zu  thun,  was  er  (Mathias),  dafeme  er  dort  anwe- 
send wire,  zu  thun  ermächtiget  sein  wurde.  (Imisbr.  St-Arch.,  Leop.  B.  165.) 
Erbliche  Begentenrfnhte  standen  dem  Maximilian  aber  auch  jetzt  norli 
nicht  an  den  o.  u.  v.  u.  Landen  zu.  S<»  w^it  b<4iielt  der  Prager  l^zebs 
vom  5.  Februar  1602  seine  Geltung. 

21)  Hammer,  Khlesi,  1.  Urk.-Bu<h,  S.  4J7. 
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22)  In  den  ober-  und  Torder-M»rr.  Landen  fahrii5  onmittetbar  nach  dem 
am  2.  November  1618  erfolgt/>n  Ableben  des  Erzh.  Maximilian  eine  von  den 
Ael testen  der  beiden  Linien  des  deutschen  Hauses  Oesterreicb 
(Mathias  und  Ferdinand)  verordnete  BegentBehaftsbehArde  die  Begiening.  Die- 
selbe bestand  lant  eines  Patentes  d.  d.  Wien,  3.  Nov.  1618  (Innsbr.  St-AitL 
Ambras.  Memor.,  V.  82)  ans  dem  Pr&sidenten  und  Uofkanzksr  des  vom  Enh. 
Maximilian  hinterlassenen  geh.  Rathes  und  einigen  Käthen  der  o.  6. 
und  Kammer.  Nachdem  5  Monate  spftter  Kaiser  Mathias  gestorben  war, 
dete  Ferdinand  das  Gouvernement  der  o.  u.  v.  6.  Lande  dem  Erzherzoge  lieopold 
2u;  jedoch  abermals  nur  mit  dcT  Bedingung,  dass  er  giekh  dem  ErEhenoge 
Maximilian  sich  bei  Ausäbmig  der  bezüglichen  Funktionen  geheimer  Assi- 
stenzräthe  bediene,  die  ihm  Ferdinand  und  die  mitintereeairten  Erzherzoge 
zuordnen  würden.  Die  o.  6.  Kcgierungs- Behörden  weigerten  sich  im  Sonmier 
1620,  dieses  BathskoUegium  als  eine  den  abwesenden  Gubemator  vertratende 
Uofirtelle  anzuerkemien ,  und  konnten  erst  dadurch  zum  Qehorsame  gegen 
dasselbe  bewogen  werden,  dass  Leopold  offen  bekannte:  dieses  Kollegium  sei 
•  in  Organ  des  ^gesammten  Hauses*.  (Innsbr.  Statth.-Archi?, 
I/opold.  B.  181  u.  C.  135.)  Als  dos  Hauses  Haupt  gerirte  sich  damals  Fer- 
<liiiand  IL.  an  den  auch  Erzh.  Leopold  wiederholt  Botschalten  absendete,  um 
«Ivsseii  Zustimmung  zu  mchtigen  Kegierungs-Massregehi  zu  erlangen,  bis  £r- 
>t(r('r  am  15.  ^ov.  1623  mit  Leopold  den  Theilungs- Vertrag  schloss,  kraft 
wolthfm  Tirol  mit  einem  Theile  der  Voriande  eigen  th  um  lieh  an  Leopold 
kam,  währr'iid  der  Best  der  Voriande  noch  dem  Ferdinand  vurblieb,  der  selben 
rst  unterm  24.  Oktober  1630  gleichfalls  dem  Leopold  cedirte.  Beim  Antritte 
•l«'r  Hegierung  war  also  Ferdinand  gewissermassen  allerdings  Beherrscher 
von  ganz  Oesterreicb.  Er  war  das  um  so  mehr,  als  er  schon  am  15.  April 
1617  von  Mathias  mit  Zustimmung  der  Erzherzoge  Maximilian  mid  Albrecht 
<owie  des  KAnigs  von  Spanien  mm  Tlironfolger  für  ganz  Oesterreicb 
rklärt  worden  war.  Und  selbet  jene  Abtretung  geschah  vorbehaltlich  der  von 
Ferdinand  I.  in  seiner  Verfügmig  vom  Jahre  1554  verordneten  Korrespon- 
denz zwischen  den  Theilfdrsten.  (BibL  Tirol  im  Nationabnoseui 
n   Innsbr.  Nr.  1121.) 

2'\)  Uebor  den  bezüglichen  Plan  Maximilians  I.  s.  Schrutter,  Fdnfle 
\l>ii.  aus  .i.iii  .M«rr.  StMtsredite,  8.  182 — 194,  und  Chmel,  Handschriften 
1  1  kais.  llnthiMinthek  in  Wien,  II.  144;  fllw  di«  beiflglicheii  Verhandlungen 
muh  .1.111    I'.mIi'   Miiximiliaiw  h.  Buchholtz,  1.   164 — 155. 

24)  Das  hier  über  die  Erhebung  Alt-Oetlemiehs  n  emen  KMignkfae  rniter 
Fr.linaiid  II.  MitgetheilU«  l)eruht  auf  Aktenstflcken  in  Innsbr.  Staii-Arek, 
i.M-Abthnlung  I.  117,  118  und  127.  Merkwfirdig  ist,  das«  seboo  Henog 
l-Vit*drich  der  Streitbare  die  ihm  angeblich  vom  Kaiser  Friedrich  11.  an 
K«3nig8würd« ,   wie  der  gleichzeitige  MiKb  Pemold   berichtet,   »ne 
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oinderai*  Msgwcfalagaii  bibeo  s<ll     \  at«  rl.  IthUter  f.  doi  M«.  Kaittor- 
Btaii,  Jahrg.  1815,  &  262. 

25)  Der  Qee.-Art  38  von  1560,  uuf  wdchcu  Dr.  W.  Lostkandel  in 
stinem  »Ungar.-Ceterr.  Staatsrechta*  S.  108  mit  Recht  grosses  Gewicht  legrt 
(er  nennt  ihn  einen  »Vorlftafer  d«8  Oktoberdiploms*),  lastet:  »Instüerant  qao- 
qne  Statos  et  Ordinee,  nt  qnia  Rpgnioolis  valde  onerosom  est  (also  blos  Ustig 
finden  das  die  Stände,  aber  nicht  verfassungswidrig),  negotia  et  soppUcaümies 
eomm  «z  Hongarioo  ad  BeUicom  Ck)n8Uiam  et  inde  qnandoqne  ad  Cameras  re- 
mitfti,  Mi^iestas  Caesarea  et  Begia  dignaretar  in  rebus  fideUom  snorom  Hnnga- 
roram  Uongaiico  nti  consilio.  8*  1.  Qna  in  parte  Majestas  Sna  benigne  de- 
danmt:  ^qnae  jastitiam,  jara,  libertatesqne  Regni  concernnnt  in 
Hongarico,  qoae  Cameralia  in  Camera,  qnae  vero  bellica  negotia  snnt,  in 
Bellico  Consilio  (more  hactenns  observato)  tractari*:  §.  2.  Ac  proinde  ad 
minus  dnos,  videlicet  annm  Ecclesiasticnm,  alt<rum  vero  Saecnhiram  ez  Maje* 
statis  Snae  Consiliarüs  Hongaris  Anlam  continno  soqui  debere,  quo  M^estas  ejus 
iUomm  opera  in  rebus  istis  Hongaricis,  justitiam  et  jnra  libertatesqne 
Regni  concernentibus,  uti  possit:  §.  3.  Cum  quibus  otiam  de  Regni  belUcis 
rebus,  ubi  necessitas  postulabit,  se  collatnmm;  ac  insuper,  ut  in  praefatis 
Gamerae  et  Bellico  Consilüs  partes  eo  citins  broviusque  expediri  et  sumptu  illo, 
quam  hactenus  in  interpretes  facere  coactos  fuisse,  Regni  Status  conquesti  sunt, 
snblevari  queant,  curaturam  clementer  obtulit,  ut  imposterum  bini  Interpretes, 
tam  apud  Camerae  suae  Aulicae,  quam  Bellicum  Consilium  (qui  a  Majestate  Sua 
salarium  accipiant  ac  Partibus  operam  suam  interpretando  gratis  praestent)  in- 
terteneri  et  dictis  Consilüs,  vel  eorundem  Praesidibns,  altemi  continue  adesse 
deibeant*  Wozu  diese  sofort  bei  den  Wien^^r  Behrjrdon  vorkommenden  Dolmet- 
scher bestellt  worden  wären,  wenn  mit  der  Hofkammer  und  d^m  Kriegsrathe  "hier 
spezifisch-ungarische  Behörden  gemeint  sein  würden,  wie  das  ungarischer 
Seite  behauptet  wird,  ist  platterdings  nicht  abzusehen.  Kein  Unbefangener  kann 
daran  zweifebi,  dass  hier  vom  Wiener  Hofkriegsratho  und  von  der  Wie- 
ler  Hofkammer  die  Rede,  deren  Amtsbeiugnisse  über  Ungarn  die  ungar. 
weiter  nicht  zu  bekrittebi  vermochten,  als  dass  sie  selbe  aus  dem  Nutz- 
Ipunkte  oder  Welm<'hr  aus  dem  der  persönlichen  BequemUchkeit  an- 
Ja  sie  anerkannten  selbe  vielmehr  bei  verschiedenen  Anltesen,  so  z.  B. 
den  Art  14  der  1594  im  Lager  bei  Gran  gefassten  Beachlässe  (Ko- 
▼  achich,  Yestig.  Comitior.,  Hptbd.  S.  736),  wo  es  von  den  zur  Revision  der 
Dikalrechnnngen  abgeordneten  Kommissären  heisst:  ,qni  juxta  Instructionem  o\» 
per  Anlicam  Cameram  exhibendam  ipsas  rationes  videant  et  discutiant* 
Unter  ^Garnen  AuÜca*  ist  sicher  nur  die  Wiener  Hofkammer  zu  verstehen. 
Denn  erst  im  August  1748  erschien  ein  landesfurstlichfr  Krlass,  welcher  be- 
kannt gab:  ^Ihre  Majestät  die  Kaiserin  hätten  Dero  Huugarischer  Kamm«  r 
zu  Preeburg  den  Titul  einer  kaiserl  kOnigl  nngar.  Uofkammer  nach  dem 
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Bejspiel  der  inner-  nnd  oberösterr.  Hofkamnier  bfiznlegm  geruhet* 
(Schmidt,  Bg..0e8.-Sammlang,  IL  Abth.  VIL  570.) 

26)  Im  Ges.- Art  40  vom  J.  1567  heisst  es:  ^Deinde  supplicani  Status 
et  Ordmes  Begni  Majestaü  Caes.  et  Keg.  homiliter,  dignetor  .  . .  clementer  man- 
dare,  ne,  siciiti  hacK^nns,  ita  deinoeps  qooqne  Mandata  aliqna  ex  Cancellaria 
^f  ormanica  in  Hongariam  expediantor,  qnae  non  tantnm  üteris  HnngarioB  aed 
aiitiquac  etiam  Regni  libortati  (?)  nonnoiiquam  sunt  contraria;  atque  adeo  be- 
nigne jnbere,  at  (qnemadmodum  se  factoram  clementer  obtnlit)  literae  illae, 
qoae  ex  ania  Majestatis  Saae  expediendae  ernnt  in  Hnngariam  in 
negotiis  jora  et  libertates  Regni  pnre  et  simpliciter  concernenti- 
bns,  non  aliimde  qoam  ex  Hmigarica  Cancellaria  expediantor:  et  hiyasmodi 
Literae  ab  omnibits  cum  debita  reverentia  recipiantur.  * 

27)  Schon  Ferdinand  I.  liess  nach  dem  1535  erfolgten  Ableben  des  Ste- 
phan Bäthory  keinen  Palatin  meiir  wählen,  bis  die  nngarischen  Stinde  anf 
1cm  Pressbnrger  Landtage  von  1554  sich  heftig  darob  beschwerten.  Am 
15.  April  1554  wnrde  dann  Thomas  N^asdy  als  Palatin  proklamirt,  nachdem 
der  bisherige  Statthalter  Franz  Ujlaky  dieser  seiner  Würde  entsagt  hatte.  ICt 
dem  1562  erfolgten  Tode  des  Nädasdy  erlosch  aber  das  Palatinat  neoerdingB. 
fSzegedy,  Bobricae  Jnris,  IL  118,  121,  150.)  Ferdinand  erwiderte  anf  alle 
ihm  deeshalb  gemachten  Vorstellongen :  er  sehe  die  Kothwendigkeit  des  Pala- 
tinats  dnrchaos  nicht  ein;  schon  vor  Nädasdy  sei  diese  SteUe  lange  nnbcoetrt 
und  doch  die  Verwaltang  Ungarns  gat  bestellt  gewesen;  wer  eine  gegrflndelB 
Klage  habe,  bringe  sie  vor.  ^Caesar  vel  Regia  Roman.  Miyeslaa  adsmit  in 
propinqao,  Viennae  nimirnm,  qnod  idem  ferme  eet  ac  a  esaent  intra  limitea 
Regni.*  Das  ,Gübeminm  rerum  Hnngaricanim  tarn  jnstitiam  quam  rei  beniew 
administrationem  concemcntinm*  übertrug  Ferdinand  damals  dem  Erzher- 
zoge Karl.  Die  betreffenden  Reskripte  tragen  die  UnterBchrift  des  Ost  Hof- 
kanzlers 0.  8.  Seid  und  des  HofiMkietftra  Stng^imoser.  (Staatsministerial- 
Archi?  in  Wien,  Fr.  Gegenat  5  y.  1563.)  Von  da  an  bis  zom  J.  1608 
uMb  es  in  Ungarn  keinen  Pftlatin,  sondern  nur  königL  Statthalter,  weldie 
ans  der  Asterr.  Hofkanzlei  ihre  Instmktioiien  empiogeo  ud  aeHmüg  wohl 
auch  Prinzen  des  regierenden  Haosee  weichen  nniasten.  So  war  mr  Zeit,  wo 
jener  Rr/.herzog  Karl  das  Gnbemhun  in  Ungarn  Ahrte,  der  Qraner  BkibMiof 

lahuH,  und  1588,  wo  der  Hof-  und  DenlKfameister  Bnhsrxog  Maiimilian  das 
(;nlM>niimn  führte,  der  Nentraer  Biachof  SIspliMi  F^ieriU^Ti  daneb«  LocumteMW 
K'ogia»-  ZuiiArhst  besorgte  der  Loeomtenm  seit  dem  Jahre  1542  (bis  1608) 
iie  politischen  Geschäfte,  wfthrend  zur  Besorgnng  der  .Tostizgesch&fte 

III  Propalatin,  nnd  ffir  die  Militiradministration  nnd  KriegafAhrnng  in 
1  r  Kigel  mehrere  Oberkapitine  beeteOt  waren.  (Schwartner,  StaÜftik,  IL  72.) 

28)  LiiidtagsKchluss  Tom  30.  Jörn  1565:  Consttiarins  beUi  ipee  Cmmt 
sibi  eliget  et  procvet    Riegger,  Materialien,  11.  Heft  8.  195. 
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29)  Schmidt,  Berggweti-Siunmliing,  III.  Abth.  II.  224.;  Schneider, 
Lohrb.  dee  Bergrechts,  Prag  1848,  &  20;  Wensel,  Handlmch  des  aUgen. 
teierr.  Bergredili,  Wien  1855,  8.  94.  In  dem  letztgauumten  Werke  wird 
8.  99—108  der  Nachweis  geliefpri,  dass  die  Manmüiamsehe  Bg.-O.  f.  Ungarn, 
welche  insgemon  als  1573  erschienen  beseiohiiet  wird,  eigentlich  schon  im 
J.  1550  fsrÜg  war  und  auch  damals  schon  zum  orsten  Male  pnblizirt  wnrdo. 
Nur  ihre  leiste  endgilti^o  Publikation,  Druck logon^  und  Annahmo  seitens 
der  n.  0.  Bergstftdte  flült  in  das  Jahr  1573.  Die  troibondo  Kraft  war  da 
▼nmehmlich  die  Wiener  Hofkammor.  Schon  bei  der  zweiten  PabükatioD  im 
J.  1565  beabsichtigte  Maximilian  II.  sie  an  allen  ungar.  Bergwerken  pnbli- 
am  zu  lassen;  doch  mosste  er  froh  sein,  dass  bis  znm  Jahre  1578  wenig- 
stens die  n.  n.  Bergstädte  dafSr  gewoimen  waren.  Wiederholt  tauchte  während 
der  bezfiglichen  Verhandlangen  der  Antrag  auf,  den  Gosetzenti^urf  den  unga- 
rischen Ständen  Torzulegen,  und  schon  Ferdinand  I.  ging  hierauf  ein;  doch 
die  Stände  lehnten  jede  Einmischung  ab,  und  so  verfugte  Maiimilian  II. 
schliesslich  die  Publikation  und  Drucklegung  aus  eigener  MachtvoUkommonhf'it 

30)  Oberleitnor,  Beitr.  zur  österr.  Finanz-Geschicht«  in  Sterneck 's 
Jahrb.  f.  die  k.  k.  österr.  Fiiianzwache,  Jahrg.  1859,  S.  60. 

31)  Hietzinger,  Statistik  der  österr.  Militärgrenze,  I.  21 — 23.  Di«« 
Akten  des  Bracker  Ausschusstages  von  1578  sind  in  mehreren  Handschriften 
erhalten.  Zwei  davon  verwahrt  das  Joanneums-Archiv  zu  Gratz,  drei  die 
dortige  Üniversitäts-Bibliothek.  Siehe  »Beiträge  zur  Knnde  steierm.  Ge- 
achichtsquellen*,  I.  (1864),  14,  15. 

32)  Im  Gres.-Artikel  15  von  1578  gaben  die  nngar.  Stände  auf  die 
Mittheilung  hin:  »Majestatem  S.  Caes.  Serenissimis  Priiicipibus  Carole  et  Er- 
nesto  .  .  .  huic  quidem  Hungariae,  illi  vero  Croatiae  et  Slavoniae  confinioruni 
conun  et  administrationem  concredidisse*  folgende  Erklärung  ab:  »§.  1.  Status 
et  Ordines  Serenissimos  Principes,  illum  in  Slavoiüa,  hunc  in  Hongaria  tani 
praesente  quam  absente  Majestate  Caesarea  in  rebus  bellicis  pro  Generalibus 
Miyestatis  S.  Caes.  Vices-Gerentibus  acceptant.  §.  2.  Supplicantes,  ut  in  rebus 
Hungaris,  etiamsi  iUae  bellicae  sint,  adhibeant  pro  qualitate  negotiorum 
in  consQium  Hungaros  quoque.  §.  3.  Et  Serenissimus  Archi-Dux  Carolus  eam 
com  Dom.  Bano  Croatiae  et  Slavoniae  inteliigeiitiain  habeat,  ne  quid  sequatur 
inconveniens  et  Libertati  Regni  contrarium.*  Jenes  , etiamsi*  ist  ein  wohl  zu 
beachtendes  Geständniss.  Uebrigens  hatte  schon  Kaiser  Maximilian  II.  im  J. 
1566  »allen  Gewalt  aber  die  steir.-crobatische  Grenz*  dem  Erzherzoge  Karl 
nbertragen  (M.  Koch,  Quellen  zur  Gesch.  des  Kais.  Max.  II.,  Leipzig  1857, 
I.  96),  und  wie  Muller  (Die  k.  k.  österr.  Armee,  I.  321)  behauptet,  dem- 
selben einen  eigenen  UofkriegsraUi  beig(>goben,  dessen  Kosten  per  8000  fl.  v  r 
bestritt  (Ebenda,  II.  93).  Den  Drucker  Besdüfissen  waren  Verhandlung»!! 
zwischen  den  imierOsterr.  Ständen,  dem  Erzherzoge  Karl  und  dem  Kaiser  voraus- 
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gegangen,  ober  welche  eine  Handschrift  der  Oratecr  UniTefatil»-Biblioai«»k 
Aoskiinft  gibt  (BeHr.  z.  K.  stcierm.  Cksch.-QoelL  I.  16),  und  es  wnrde 
die  Erentoalit&t,  dass  die  Vertheidigimg  nnd  Vemtaltaug  der  Militärgrenze 
kurz  oder  lang  doch  wieder  an  den  Kaiser  znrückfalln  werde,  dabei  im  Aagt 
behalten.  Hietzing-er,  I.  24.  Wie  wenig  man  damals  Bedenken  trag,  den 
Grenzschutz,  die  Befestigang  von  Wien  und  die  Tilgung  des  KrifytkanBa-AiMt- 
standes  pr.  1,200,000  fl.  für  Qesammtstaats-Angelegenheiten  zo  «rUft> 
ren,  beweist  Dasjenige,  was  Schwartnor  ui  seiner  , Statistik  de«  Kömgraidis 
Ungarn*  IL  335  ans  dem  Protokolle  einer  damals  abgehaltenen  Staats-Kon- 
fcrenz  mittheili  Darnach  kontribuirten  am  dan  Jahr  1576  ^dio  Cron  Ungern, 
Beheimb,  Schkofio,  Marherm,  Oesteneich  etc.*  lant  der  (Uof-)  Kammer-Answein, 
ein  Jahr  ins  andere  gerechnet,  für  obige  Zwecke  zusammen  596,492  fl.  40  kr., 
die  innerOsierr.  Lftnder  im  Vereine  mit  dem  Erzh.  Karl  405,816  fl.  Das  Ge- 
äammterfordfliniss  betrug  jährlich  2,015,900  fl. 

33)  Peter  Fleisch  mann.  Beschreib,  des  zu  Hegensburg  in  diesem  94.  Jar 
gehaltenen  Reichstags  sambt  einverleibten  kais.  Hofstadts  u.  corrigirten  Tittulars 
auf  der  kais.  üjstt  und  deren  Erbkönigreich  und  Landen,  auch  anss  Sftsyr, 
Kirnten  u.  Krain  hohe  nnd  niedrige  Offizier,  Beginientsrftth  und  Diener,  so  wol 
was  anff  den  hunger.,  windisch.  u.  crabat  Grftntzen  ffir  Bischofan,  Prebiten, 
Obristen,  Uauptleote,  Rittmaister  und  andere  Bevelchhaber  vorhanden  nnd  wie 
sie  mit  Namen  haissen.    Begensburg,  1594  (bei  Andr.  Burger). 

34)  Nach  Engel,  Geschichte  des  ungr.  Reiches,  IV.  198,  ward  die 
Zipser  Kammer  auf  des  Generals  Schwendi  Ratli  am  8.  Sept  1565  errichtel 
Wenzel  erwähnt  (a.  a.  0.  S.  103)  eine  Instruktion  derselben  vom  1.  April 
1561.  ABein  nach  dem  von  6.  W.  Kovachich  in  seinen  Scriptor.  Ber.  Hang. 
Minores  TeiMnittiditen  Tagebuche  des  Sigmund  Thorda,  wekher  seOwi  ein» 
Kathsstefle  bei  dieser  Kammer  bekleidete,  er5ibete  dieselbe  erst  im  Oktober 

1567  ihre  Thitigkeit  (L  127.)    Sie  hatte  Anfimgs  m  Leotschau,  vom  Jahn? 

1568  an  aber  in  Kaschau  ihren  Sitz,  wie  ich  aus  einer  handschriftlichen 
Kaschauer  Chronik  eruirte.  Schwendi  mass  sich  von  Vomdierain  ein  ge* 
Nvisses  Dispositionsrecht  über  selbe  b«*i;  doch  verzichtete  er  darauf  im  Augnst 
ir,ti7  zu  Gunsten  der  Wiener  Hofkammer.  (Thorda,  a.  a.  0.  L  126.) 
IM«>  •r>t<n  Käthe  dorsenN>n  waren:  Thorda,  Paizith  und  Lippay.  Die  ftieriiche 
histtlhitiuii  voU/o^'  n;uh  Wolfg.  Laz  (bei  Bergmann,  Medaillen  II.  203)  noch 

'Mv.ndi,  muh  Thonla  aber  der  President  der  Pressborger  Kammer:  Joh. 

xv.    Im  Gremiuni  Letzterer  sassen   gleichieitig  iwei  Nichtungani:   Jok. 

V    Ini/.  ndorf  und  Joh.  I-Vhr.  v.  Karlingh.   (M.  Bei,  a.  a.  0.  L  456.)    Nacb 

\\  oitg.  Laz  (a.  a.  0.)  war  der  Csanader  Bischof  Gregor  Abstemins  (Borwnini) 

I  r  erste  President  der  Zipser  Kammer. 

35)  Errichtet  1575.    Dir  erste  »Sdihandler*  lU  Pressbnrg  hiess  IboÜn 
1       i      Schmidt,  a.  a.  O.  IL  Abth.  IL  460. 
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36)  Efai  (HwwIkaMiergrif  des  n.  n.  lierpliBtrikto  oracbMnt  1594  noch 
nicht  Die  atteske  bekaimle  Oberatkanunorgraftnamts-InHiniktinn  int  vom  28.  F^ 
bnuur  1598  und  wurde  dem  damals  zn  diesem  AmU)  iKTufencn  Uofkammer- 
rathe  Hagn  ertiit>Ut  Schmidt,  a.  a.  0.  11.  Abth.  III.  286.  Den  Bntochtaias, 
einen  »obenten  CSHnmergraven  aber  alle  Pergkhstett  (in  Niodenmg.)  za  setzen*, 
hatte  übrigens  nodi  Ferdinand  I.  anterm  20.  M&rz  1564  kondgegebon.  Ebenda, 
I.  400.  Dass  die  Wiener  Ilofkammor  vorher  schon,  wenn  anch  nur  mittelbar 
(nftmlich  durch  die  niederffsterr.  Kammer)  das  nngar.  Bergwesen  beeinflnssto, 
beweist  untor  Andomm  oin  don  Srhomnitzer  Oewerken  am  22.  Januar  1564 
▼on  ihr  über  »Katli  und  Gutbodnnkhnn  der  n.  0.  Kammer*  guwiUirter  Ziäient- 
yuM'blaan.  Ebenda,  I.  389.  So  ist  auch  die  Instruktion  fär  die  zur  Unter- 
sochnng  des  n.  u.  Bergwesens  entsondoton  laiidosfürstl  Kommissäre,  d.  d.  Press- 
borg, 16.  Oktober  1563,  von  drei  Hofkaminerbeaniten  (Leonhard  Pücliler«von 
Weittenegg,  Erasm.  Haidenraich  u.  J.^Hueber)  unterzeichnet.   Ebenda,  I.  381. 

37)  Im  J.  1612  war  Steph.  Oroszi  un^r.  Translator  \xnm  Hofkriegs- 
rathe,  Mathias  Kermönty  bei  der  Hofkammer.  Bei  der  Kriegskaiizlei  stunden 
damals  ausserdem  noch  zwei  Ungarn  in  Verwendung:  Joh.  Ueszy  als  turkisclier 
Dolmetsch  mid  Georg  Sz6kely.  Ri egger,  Archiv  der  Gesch.  und  Statistik  von 
Böhmen,  11.  208,  213,  221  u.  224. 

38)  Im  niedermigar.  Bergdistrikte  war  auch  die  slovakische  Sprache 
vom  Amtsgebrauche  nicht  ausgeschlossen.  Der  dort  angestellte  ,  lateinische 
Schreiber*  Da>id  Hartmann  wurde  unterm  21.  April  1580  entlassen,  ,da  er 
in  Perchwerkssachen  so  wohl  der  wiiidischen  Sprach  nit  erfaren.*  Schmidt, 
».  a.  0.  II.  Abth.  III.  26.  Bergbau-Verordnungen  in  czechischer  Sprache 
ans  den  Jahren  1553—1587  siehe  ebenda  I.  Abth.  II.  354,  386,  413, 
462,  III.  106  u.  8.  w.  Ferdinand  wich  also  in  dieser  Beziehmig  von  dem 
1528  aufgestellten  Grundsatze,  dass  die  böhm.  Kammer  deutsch  zu  amtireii 
habe,  späterhin  ab.  Erst  Rudolph  IL  ordnete  im  Jahre  1587  wieder  an,  dass 
,die  Perkghwerks-Expedition  in  teutscher  Sprache  gehalten  werden  soll*. 
Ebenda,  IV.  55.  Am  Gratzer  Hofe  stund  damals  das  Kroatische  in  ziem- 
lichem Ansehen.  Der  Kanzler  des  Er/.h.  Karl  von  Steiermark,  Joh.  Kobenzl, 
bediente  sich  dessen  bei  seinem  Briefwechsel  mit  dem  gleichzeitigen  Kaltk-saer 
Erzbischofe  (Chmel,  Handschr.  d.  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien,  I.  519),  und 
die  innerösterr.  Hofkriegsrätlie  sprachen  es  zur  Mehrzahl  geläufig. 

39)  Seit  1558.  Chr.  d'Elvert,  Verfassung  und  Verwaltung  von  Oester- 
reichisch-Schlesien  in  den  Schriften  der  hist-statist  Sektion  der  mJÜjr.-whles. 
Gesellschaft  des  Ackerbaues  etc.  VII.  Heft  (1854)  S.  41. 

40)  Der  Ho&ekretär  Himmelreich  erscheint  als  einziger  GegiMi/.«M  Imrr 
auf  den  nngar.  Begales  von  1602  bei  G.  M.  Kovachich,  Vestig.  Comitior., 
Hptbd.  S.  752,  und  auf  einem  Reskripte  Rudolphs  an  die  kroatisch-skivonisch(>n 
Stände  vom  17.  Mai  1599  bei  Kukuljevics,  I.  288.   Die  Begales  von  1597, 
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1508  und  1607  (bei  Kovachich,  a.  a.  0.  S.  741,  745  mid  762)  fertigte 
r  zugleich  mit  dem  ungar.  Kanzler,  der  in  solchen  Fällen  einfach  nur  den 
Namen  hergab.  Der  Sekretär  Fanstin  Vranchich  führte  tin  »ehr  bewegt» 
Leben.  Bald  vertrat  er  den  nngar.  Kanzler  am  Uoflager,  bald  amtirte  er  dm 
Gobemator  Erzhanog- Ernst  zur  Seite,  bald  half  er  dem  uigar.  Kanzler  bei  der 
Erledigung  von  Landesanliegen.  Er  reognirte  den  Sekrettadienst  im  J.  1594 
iiid  zog  sich  in  seine  Heimat  Palmatieo)  znrdck.  Siehe  dessen  BiogrH>hie  bei 
G.  M.  Kovachich,  Scriptores  minores,  II.  426—429. 

41)  Unterm   25.  November    1564    widerruft  Maximilian  11.   einen  kiin 
iivor   ans   der   ^hnngar.   Uof-Cantzley*   an   den   l*ropalatin   ergangenen 

Hefehl,  über  Gewerke  des  niedeningar.  Bergdistrikts  zu  Gericht  zu  sitaten;  im 
■).  1579  aber  liess  Budolph  IL  dem  nngar.  Grundherrn  Jänos  Tapolcstoy  ^tob 
ier  hungarischen  Expedition  aus*  zuschreiben:  er  m^  seine  Unterthancn 
im  Zaome  halten.  Schmidt,  Berggesetz-Samml.  IL  Abth.  L  459  n.  EU.  10. 
Hei  G.  M.  Kovachich  ,Formulae  Solennes  Styli*  (Pest  1799)  erscheint  8.  16 
•1<T  Vorrode  und  S.  39  des  Werkes  der  ungarische  Sekretär  am  Wiener  Hofe 
lob.  Listh  im  J.  1553  unter  dem  Titel  eines  »Secretarius  Begius  et  Sijli 

onservator.*  Ebenda  erscheint  derselbe  (S.  58  des  Werkes)  im  J.  1554 
.Us  ^Majoris  Cancellariao  Hungaricae  Secretarius.*  In  dieser  Eigensohift 
wurde  er  damals  geadelt    Unterm  15.  August  1561  zeichnete  er  den  Sduei- 

•ni  der  ungarischen  Kanzlei  in  Wien  gewisse  Nonnen  vor,   wekfae  ebenda 

>.  80)  angemerkt  sind.  Es  erscheinen  da  femer  (S.  51)  zwei  ^Notarü 
Majoris  Cancellariae  Hungaricae*  ans  den  Jahn^i  1559  und  1560.  Dar- 
nach gab  es  also  eine  Canoellaria  Hungarica  M  a j  o  r  und,  da  diese  Benanning 

•>nst  keinen  Sinn  hätte,  selbstverständlich  eine  Cancellaria  Hungarica  Minor. 
I  nter  Letzterer  dürfte  wohl  die  vom  ungar.  Kanzler  geleitete  angarische 
Landeskanzlei  zu  verstehen  sein  und  der  Titel  ,Styh  consenrator*,  wefeben 
Usth  neben  dem  eines  Hofsekrstärs  fährte,  bezieht  sich  daim  wohl  auf  die 
lieflcfaäftc,  die  er  zu  verrichten  hatte,  wenn  ihn  der  nngar.  Kaiizkr  beschältigte. 
Die  Cancellaria  Hungarica  Major  war  aber  die  ?om  MerreicfaiMlien  Hoflumikr 
si^aMe  Eipedition  für  Ungarn  oder  umgekehrt  So  viel  ist  gewiss,  data 
iie  ongariscbe  Kanzlei  und  die  ungarische  Expedition  von  einander  unter- 

rhioden  werden  mflssen. 

42)  Was  Innerösterreich  betrifft  io  ward  wengstens  die  1594  erfolgte 
H'^tätigung  der  krain.,  kämtn.  und  steierm.  Landeefreibetttti  durch  den  KaiMr 
i.'iKloiph  IL  mittelst  einer  vom  Erzkanzler  des  r^O'-dentschen  Beiche 
/egengezfichneten  Urkunde  als  »Aofhahme  der  drei  innerOtterr. 
unter  die  deutschen  Beichsstände«  gedeutet  Valvasor,  IIL  852.  Die 
innertiterr.  Stände  belogen  sich  anch  biennf  in  ihren  KoUektiv-VorsteUangen 
an  den  deutschen  Beidwtag  vom  4.  Nomnber  und  von  Dennber  1597,  indm 

ie  hervorhoben,  dafs  sie  ja  mm  aMiluHinls  Glieder  des  r<lBi.-deaifchen 


»icberi 
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RetchoB  B«ien.  H&borlin,  ToutM*ho  Keicbsgeediicht« ,  XXI  Ji  JJ". 
233 — 237.  Kürksichtlirh  der  Aufnahmo  Siobenbflrgenfl  bemerkt  Ctoldast, 
ein  Zoitgenoesc,  iii  S(>inor  CoUrct.  Constit.  Impr.  I.  18:  ,  SerHÜHiuiniis  Higit^- 
mnndiis  Prinoeps  (d.  i.  Sigmund  IMthory)  nnpcr  mihi  conflrmavit,  se  ab  Im- 
l^^rio  omnia  jora  Hodondi  et  suflfragundi  in  Comitiis  nactnm  osso,  qnao  ooteri 
Imporii  PrinciiK«  habont  *  In  dorn  Vortrage  zwischen  dorn  Kaisor  nnd  Bäthory 
vom  28.  Jamiar  1595  ist  jMoch  Letztomm  bIo8  die  orblichc  Würde  eine« 
Fürsten  de«  h.  r.  Koicht^  ohno  Sitz  und  Stimme  im  Fürstenratho  zuge- 
sichert  Der  Art  7  dieses  Vertrages  lautet:  ,Ut  sacr.  Rom.  Imperium  qu(K|u« 
lU.  Principis  ac  Ditionum  ipsi  subditorum  tutclam  ac  defenKionem  soscipiat, 
Sacr.  Mig.  Sua  quantom  in  se  erit,  sno  tempore  libenter  curabit  Ipsumque 
Prindpem  ac  Posteritäten^  ipsius  jam  statim  Imperii  Principes  (sine  suffragio 
tarnen  et  sessione  inter  Imperii  Principes)  creabit*  Der  Vertrag  steht  in  Lü- 
nig*8  Cod.  Germ,  diplomat.  I.  1687  ff.  Im  Mai  1596  tralSm  auch  wirklich 
32,000  Thlr.  Subsidien  aus  dem  rom.-deutschen  Reiche  in  Siebenbürprrqi  ««iii 
mid  die  Meiimng,  dass  Siebenbürgen  nun  ein  Glied  des  r.  d.  Reiches  sei,  wai 
dortselbst  so  verbreitet,  dass  es  im  Chron.  Fuchs.-Lupino-Oltardinum  (I.  18r» 
der  Kronstädter  Ausgabe  von  1847)  beim  J.  1601  von  dem  Siege,  welchen 
damals  Basta  über  den  Fürsten  Sigmund  Bäthory  erfocht,  heisst:  ^quo  proelio 
muforsa  Transilvania  itcrum  redit  ad  imperium  Germanicum*.  Die  Auf- 
nahme Ungarns  in  den  Verband  des  röm.-deutschen  Reiches  beschäftigte  damals 
wenigstens  die  Publizisten  mehr  denn  je  zuvor.  Rein  hold  von  Grotenbcck 
sagt  in  seinem  1598  gedruckten  ^Ausfürlich  Bedencken  oder  Rathsciüag  üb*  r 
dem  noch  schwebenden  Kriegswesen  in  Ungarn*:  von  Rechtswegen  gehöre 
alles  Land  längs  der  Donau,  das  durch  deutsche  Kriegsvölker  den  Türken  ent- 
rissen worden,  zum  rom.-deutschen  Reiche,  weil  dieses  die  Kosten  getragen  hab- 
and  ein  anderweitiger  Ersatz  ihm  nicht  geboten  worden.  Er  schlägt  vor:  diese 
eroberten  Gebiete  einem  zu  gleichen  Theilen  aus  Ungarn  und  Deutschen 
zu  bfldenden  Ritterorden  zu  übergeben,  welcher  sofort  deren  Vertheidigung 
ZQ  besorgen  hätte  und  dieser  Aufgabe  dami  gewiss  auch  mehr  gewachsen  wäre, 
als  das  nur  zeitweilig  dahin  verlegte  deutsche  R«nchsheer.  Dieser  Orden  -  '  ' 
deutsche  Kolonisten  herbeiziehen,  ^dann  so  je  eine  Nation  am  Ungarlande  i  i...u 
Nfitzes  theilhafflig  werden  soll:  so  gebühret  es  wegen  ihrer  trewen  und  ksten- 
digcn  Dienste  den  Deutschen,  sintemal  keim*  andere  Nation  dergleichen  b<i 
ihiMD  gethan  und  anffgesetzet,  wie  sie  selbst  bezeugen  müssen.*  Die  Oberlei- 
ftang  des  ganzen  Kobnisations-  und  Vertheidigung» werkes  aber  hätte  ein  ^ge- 
meiner Kriegsrath*  zu  übernehmen,  zu  dem  der  Kaiser  den  Präsidenti>n. 
nnd  yTon  wegen  der  Kronen  Beheim  und  Ungarn*  zwei  Räthe  zu  ernennen 
hätte.  Andere  zehn  Bäthe  sollten  von  den  einzehien  (Unitschen  Reichskreisen 
bestellt  werden.  Die  Hälfte  des  Heeres  in  Ungarn  müsste  Jahr  ein  Jahr  aus 
vollzählig  erhalten  werden.  —  Grotenbeck*s  in  mehrÜBcfaer  Beziehung  interessant« 
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Schrift  befindet  sich  auf  der  Münchner  Hofbibliothek.  Die  in  diMor  Denk- 
rt  entwickelten  Id^en  sich  anoignt^nd,  stellte  nnt^r  Fenl  II.  der  dentsche 
.  .rn  das  Ansinnen:  es  möge  Uim  in  Ungram  der  eine  oder  andere  feste 
Platz  eingerftmnt  werden;  er  wurde  aber  nnterm  23.  Aogast  1627  doitli  «in 
kai  •rli'lus  Dekret  abweislich  beschieden.  Das  Dekret  fand  sich  einmal  ab- 
sdirifUich  im  Innsbr.  Statth.- Archive  (Ferdin.  Fase.  99,  Nr.  1)  Tor,  ist 
aber  dffmalen  Terschwunden. 

43)  Im  J.  1594  erschien  ein  Abgesandter  der  llerzegovinaer,  Fra 
f>omenicr>  Andriaspvich ,  l>oim  Kaiser  in  Prag,  um  Verabredan^ii  über  einen 
.'^»'meinscliaftlichHi  Angriff  auf  die  Türken   za   pflegen.    Fiedltr-Miklosich, 

lav.  Bibl.  I.  (1858)  S.  288.  Gleichzeitig  bernste  der  Erzprieet^r  P.  Akssandro  , 
Cmniiieo  Siebenbärgen,  Südmssland  mid  Polen,  nm  im  Auftrage  des  Pftbskee 
ClemenB  YIIL  einen  Kreozzng  wider  die  Türken  vorzubereiten.  Bänke,  Hislor.- 
l>olit  Bluter,  IL  299.  Die  Banater  Serben  erhoben  sich  m  Massen  aaf^ 
}{äthory*8  und  dos  Kaisers  Anstiften.  Die  Kroaten  thaten  unter  Lenkovicfa 
•l>-8gleichen.  Die  Ruthenen  aber  sammelten  sich  im  Sommer  1594  unter 
i'ahnen,  welche  die  Embleme  des  Kaisers  Rudolph  II.  trugen  und  die  Chlnpizky 

US  Prag,  wohin  ihn  der  Kaiser  hatte  rufen  bissen,  mitbrachte.  Auch  der 
Kosakenhauptmarn  Loboda  war  kaiserlich  gesinnt,  und  im  darauf  folgenden 
^ommer  fährte  dor  Buthene  Simon  Nalevajko  dem  in  Ungarn  operiienden  Br- 
iur/oge  Maximilian  ein  Hilfskorps  zu.  Engel,  Gesch.  der  Ukraine  im  48.  Tlife. 
'  "■  Tiaumgartnpr'schen  Wflthistorio,  S.  96 — 101. 

44)  So  war  ja   auch  Roveredo   sammt   der  Umgegend   dstennekluflch  ge- 
worden.   Maximilian  I.  hatte  den  Landstrich  im  J.  1511  Namens  des  rOm.- 
Inutschf^n  Rf'ichf's  in  Besitz  gr^nommen  und  hatt«»,  obschon  der  Doge  Lson- 
lard  Lauredan  ausdrücklich  erklärte:  ihn  nur  dem  n'im.-dsotsclieii  Badie  oedirt 
u  haben,  ihn  zu  Tirol  geschlagen.   C.  Baroni-Cavalcabö,  Idea  deUa  Storia 

VaUe  Lagarina,  Roveredo  1776,  S.  215,  252,  253.    VeigebeoB  prole- 

:Mi  hiegegen  die  Roveredaner  im  J.  1564  (s.  den  erneuerten  Protegt  imtar 

i\cn  tirol  Lindtagsakten  von  1863,   S.  105  des   Stenograph.  Berichtes) 

iTid  die  Bewohner  von  Jndikarien  im  Jahre  1568  (C.  Gnesotti,  Memor.  per 

niro   alla   storia   dfllo  Giudicarie,   S.  191).    Erzherzog  Ff>rdinand  ron  Tirol 

räch  den  Widerstand  und  jene  Gegcodflo  wnideii  fortan  zu  Tirol  gerech- 

•t,   w«ni)   auch  die  FflrstbischAfe  Ton  Trient  in  Amthmg  JoditauMW  im 

Ansprodi  erhüben,  darüber  mit  Toller  SdnreränetAt  za  herrsclMO,  wm  üomi 

jedodi  keineswegs  zukam.  Warum  bUte  nun  nicht  auf  die  gleiche  Wdse  Sieben- 

argen  zu  einer  österr.  Provinz  gemacht  werden  können,  wäre  es  nur  einmal 

'  M(I  dem  r6m.-deot0chMi  Bekfae  gewomm  gewesen?    LetsteiM  whn>  dabn 

nirht  zu  kun  gekommsn.    ABsin  nsgjarisdis  Ulitriebe  und  di«>  Takt- 

i  r  kaiserlichen  Foldherm  standen  dem  im  Wege.    Die  iq«»b«^bürg»»r^ 
it  waren  so  gut  Qslemichiseli  gesimi»  dass  die  MsgysiHi  iham  im  Jahr»  |< 

\ 
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1568  spottweise  nachndeUn:  sie  Mhnten  lioh  nach  der  » dentacfaea  lufarnug  * 
wio  dio  Jmieii  nach  dem  Messias  (Kemöny,  Deutsche  Fuidi^bm,  LI 
uud  dasä  im  Juhr  1615  der  üi  Wien  als  Gesandter  Bethlens  anwesende  ii 
namstidier  Bürgonneister  Joh.  Kheiier  daran  denken  durfte,  von  dort  ans  ein* 
Krhehuiig  Siebenbflrgens  zu  Ounsten  des  Kaisers   ins  Work  zu  setieo,  ^v 
der  Sehetan  fimlich  nur  sich  selber  den  Weg  znm  Fdrstenstuhlo  bahnen  Hi,..i 
(Chron.  Fnchs.  Lup.-Oltard.  I.  297.)    Nach   deutscher  Sitte  und  BUdon^ 
war  in  Siebenbdrgen  noch  zu  Anfang  dos  17.  Jahrhunderts  ein  solches  Ver- 
Ailangen,  dass  Gabriel  BoUUen  nicht  umhin  konnte,  im  J.  1627  an  du*  von  ihm 
/gegründete  Weissenbnrger  Akademie  deutsche  Professoren:  den  Kucyklopädistfii 
(joh.  Hein.  Altstedt  aus  Herbom,   dessen  Schwiegersohn   Bisterfeld,   den 
FTheologen  Ph.  Ludwig  Fischer  und  den  Dichter  Martin  Opitz  zu  berufen 
'(Ebenda,  L  311).    Und  wie  zalibfich  fanden  sich  nicht  immerdar  Sieb^nbürgcr 
tan   den   deutschen   Hochschulen   em!    Wie   viele  deutsche  Handwerker   liess^'ii 
laich  nicht  fortan  in  Siebenbürgon  nieder!    Als  Sendboten  der   österreichi- 
schen Hofkanzlei,  durch  wdcho  Siebenbürgen  dem  österreichischen  Hause  zu- 
gewendet werden   sollte,   erscheinen   in   den   mir  zugänglichen  Quellen:    1527 
Andreas  Leichtenberger  (kommt  im  Oktober  nach  Ziliih,  wo  er  erschlagen  wird), 
1528  Georg   Beichersdorfer ,    1539  Stephan  MajlAth,    1575  Andreas   Bneber, 
1598  Dr.  BarthoL  Pezzen,   1600  David  Frhr.  von  Ungnad,   1605  Paul  von 
Kraoseneck  und  Karl  Imho£f. 

45)  Cod.  Austr.  L  241. 

46)  Engel,  Qesch.  des  ungr.  Beiches,  IV.  235. 

47)  Sie  thaten  es  mittelst  des  (Je8.-Art  28  von  1588  ^volentes,  se  pia»f 
et  dementi  S.  Maj.  admonitioni  accomodare.* 

48)  Siehe  J.  Zahn,  , Der  Kalenderstreit  in  Steiermark*  im  13.  Hefte  der 
Ifitth.  des  histor.  Vereins  f.  Steiermark. 

49)  Bruchstücke  der  einschlägigen  Geheimraths- Verhandlungen  unter  Ru- 
dolph II.  enthält  das  Staatsministerial-Archiv  in  Wien;  im  dortigen  geh. 
Hof-  und  Staatsarchive  müssen  sie  aber  nahezu  voUz&hUg  vorlianden  sein.  Am 
öftesten  begegnet  man  darin  den  Votanten:  Rumpf,  Trautson,  Homstein  und 
Unverzagt 

50)  Man  findet  die  Namen  jener  Beamten  in  dem  Verzeichnisse  der  beim 
Tode  Bodolphs  IL  in  dessen  Diensten  gestandenen,  welches  Bi egger  in  seineui 
»Archiv  der  Gesch.  und  Statist  von  Böhmen*  IL  193  ffg.  nach  einer  gleich- 
zeitigen Handschrift  veroffenüicht  hat  Ausser  dem  Hofkriegsrathe  und  der  Hof- 
kammer  war  in  Wien  der  rOm. -deutsche  BeichshofVath  durch  einen  klemen  Senat 
und  ein  entsprechendes  Manipulationspersonal  vertreten.  Die  betreffenden  IT  f- 
kanunerritlie  sind  da  freilich  nicht  angemerkt;  doch  versteht  es  sidi  von  s*;.  < 
dass  der  Begistrator,  dessen  Adjunkt,  1  Konzipist  2  Begistranten,  6  Schreiber 
und  1   Ingrossist   ans  dem  Stande   der  Hofkammer,   welche   alle  als   in  Wien 
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^hiiitoriaflsen*  ersdieiuen,  nichts  ohne  Käthe  dort  zurückgeblieben  waren,  za- 

"   in  ^Hofkammenaihs-Thörhäter  zn  Wieim*  nebeo  eineni  solchen  za  Prag 

-25)  allerdings  namhaft  gemacht  ist    Mathias  Yeriangte,  nachdem  ihm  Ba- 

Ulph   Ungarn   ond   das   Erzherzogthom  Oesterreich  abgetzeten  hatte,   unterm 

10.  Mai  1608  die  AuHHchcidung  aller  diese  Länder  angehenden  Akten 
Hiiä  der  Uofkaninierrogistratar  und  Buchhalterei  zu  Wien,  sowie  aus  den  Bepo- 

itorien  der  ungar.  und  nieder-österr.  Hofexpedition.    Hammer,  Kard.  Khkal, 

11.  Urk.-Buch  S.  113.    In  wie  weit  aber  diesem  Begehren  willfahrt  wurde,  itft 
da  nicht  gf^sagt 

51)  Im  August  1611,  nachdem  Rudolph  dem  Mathias  auch  Böhmen  ein- 

•rduint  hatte,  bestund  des  Letzteren  Geheimraths-Kollegmm  ans  Khlesl,  dem 

*ljerstkämmerer  Frhr.  v.  Meggau,  Trautson,  Khuen,  Zdeiiko  Popel  v.  Lobkowitz 

iid    dem    Hofkaiizler-Dienste   verrichtenden  Dr.  Ulrich    Khren   von  Khrenberg. 

Kammer,  Khlfsl,  IL  328.   Rudolphs  Oeheimraths-KoUegium  dagegen  bestund 

damals  aus  dem  Herzoge  Heinr.  JuL  von  Braunschweig  als  »oberaten  Direktor*, 

dem  Bekhshofrathsprftsidenten  Georg  Ludwig  Landgrafen  von  Leoditenbefg,  dem 

»liersthofmeisier  (zugleich  Hoftnarschall)  Ernst  Frhr.  v.  MoQari,  dem  Fflrsten 

Karl  zu  liechtenst^in,   dem  Grafen  Friedrich  zu  Färstenberg,  dem  Uofkanzlor 

in  Aktivität  I>H>p.  v.  Stralendorf,  dem  nachmaligen  Hofkanzkr  Hanns  Ludwig 

•n  Ulm,  dem  gewesenen  Hofkanzler  Rudolph  Coraduz,  dem  Frhm.  Georg  Sig- 

lund  von  Lamberg  und  dem  Andreas  Hanniwald  von  Eckhersdort    Biegger, 

"l.iv,  IL  194. 

.2)  A.  Kerschbaumer,  Cardinal  Kiesel  (Wien  1865),  S.  185. 

53)  Dfir  bei  Mathias  seit  dem  26.  Januar  1692  (an  Unverzagtes  Stelle) 

Kofkaiizlerdicnste  verrichtende  Dr.  Khren  von  Khrenberg,   welcher  anch  in 

ugar.  Angelegenheiten,  z.  B.  bei  der  Uebemahme  der  ungar.  Krone  ans  d« 

Händen  dfh  Kardinals  Dietrichstein  am  25.  Juni  1608,  intervenirte  (Hammer, 

Kli!  -^1,  IL  89 — 91),   erscheint  offiziel  nur  als  demselben   .zugeordneter 

I  .tili*.    8.  Notizenbl.  der  Wiener  Akad.,  Jahrg.  1851,  S.  284.    Die  ,Zu- 

idimng*  dürfte  vom  Kaiser  Rudolph  ausgegangen  sein,  welcher  damit  die  Hrf- 

ui/l.i  i\->  Mitlni^  ..N  j'inen  Ableger,  als  eine  Expositur  der  eigenen 

!i  t'lit.      l.v  hiiii  1    IS  walir«<hHnlich   mit  dem  von  Rudolph  noch  im  Ver- 

- lis^ntwurfe   vom    15.  Juli    1610   aufrecht  erhatteoen  Ansprüche:  Mathias 

im  den  Haossenior  respektiren  ond  daher  weder  in  Kriegt*  noch  in, 

.  -  ...  ..clien  etwas  ohne  sein  Vorwissen  thon,  nwammwi    (Hammer,  KhM 

IL  214.)    Oder  war  Dr.  Khr^n  »Bath  des  ganzen  Hanse«  Oeaterreich*  nnd 

!  m  MaUiias  so  beigegeben,  wie  der  Prager  Vergleich  fom  26.  N>niar  1602 

^v  i  <  hthch  des  »Gubematora  der  ober^  ond  vorderSsterr.  Lande*,  Bnharaof 

des  DeotschmeiatarB,  bestimmtef    KeineafiOis  war  denelbe  ein  (Mmt. 

iotkanzier  in  des  Wortes  herkömmlicher  Bedeotong. 

1^  Die  giOeste  Gefahr  drohte  eigentürh  nH^h  .|..m  Tm.I..  Hnn  Malhiah. 
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der  bekanntlich  am  20.  H&rx  1619  starb.  Denn  das  BrahenEOgthiim  fiel  nun 
an  Albrecht,  dm  Ki»g»ntra  der  Niederlande,  welcher,  wenn  aach  schon  durch 
IHUmi«  Zusagen  dieefkUs  moralisch  gebonden,  doch  erst  am  9.  Oktober  ICH) 
daaailbe  dem  Biiwii  der  ftbrigen  Besitzungen  de»  Mathias,  Ferdinand  IL,  i&rm- 
lieh  oedirte,  und  dieStftnde  dee  Landes  lehiit<»n  sich  oIm  i  '  Mil*>r  Ferdinand 
auf,  so  dass  dieser  hier  erst  am  18.  Juli  1620  die  I.  ung  entgegen- 

nohmen  konnte.  Die  nieden^sterr.  Regierung  zu  Wien  schwebte  in  der  Zwischen- 
leit  in  nicht  geringi^r  Verlegenheit  Sie  nannte  sich  damals  ^  huidesfiirstliclie 
Regierung*  sclUechtweg  und  fertigte  als  solche  (statt  unt^T  il<*ni  Namen  eine» 
bestimmten  Herrschers)  die  Erlässe.  Notizenbl  d.  Wien.  Akad.,  Jahrg.  1851, 
S.  247.  Die  Stände  des  Landes  ob  der  Enns  machten  wie  die  des  Landes 
unter  der  Emis  Miene,  die  Verwaltung  ganz  an  sich  zu  reissen.  Die  ^  Deduk- 
tionsschriften *  derselben,  welche  sie  zur  Rechtfertigung  dessen  herausgaben, 
athmen  einen  Geist,  der  das  Schlimmste  besorgen  liess.  Die  der  St&nde  des 
Landes  u.  d.  E.  ist  in  dem  Buche  ^Histor.  Aktenstücke  über  das  Ständewesen 
in  Oeeterreich*,  Leipzig  1848,  I.  Heft  S.  17--91  abgedruckt;  di*»  der  Stände 
des  Landes  o.  d.  E.  aber  existirt  im  Drucke  meines  Wissens  nur  als  Beilage 
zu  dem  1619  bei  Job.  Schultes  zu  Au^burg  erschienenen  ,  W^arhaflftigen  Be- 
richt, wie  es  ui  beyden  Löblichen  Ertzhertzogtliuinljon  Österreich  vnder  ynd  ob 
der  Ennss  auflF  Absterben  vnnd  Vorenderung  des  regierenden  liiuidtsfnrstens  .  .  . 
mit  Administration  desLandts  von  Alten  hero  gehalten  worden*  und  bei  Londorp, 
Acta  publ,  Ausg.  von  1668,  S.  585  flfg.  Vgl.  auch  Preven hubers  Annales 
Stjrrenses,  433,  492.  Was  gleichzeitig  in  Böhmen  und  Ungarn  vor  sich  ging,  erzälilt 
Hurt  er  im  S.Bande  seiner  ,  Gesch.  Kaiser  Ferdinands  II.  und  seiner  Eltern* 
ausjfuhrlich.  Dass  Oesterreich  diesen  Sturm  überdauerte,  ist  das  wunderbarste 
Breigniss  in  seiner  Geschichte.  Die  Gefaliren  unter  Leopold  I.  (1703),  Maria 
Theresia  (1741)  und  Leopold  II.  (1791)  halten  nicht  den  Vergleich  damit  aus. 

55)  Kazy,  I.  133.  Das  Begehren  der  ungar.  Stände  nach  Umgestal- 
tung der  Pressburger  Kammer  in  ein  von  der  Hofkammer  unabhängiges 
Thesauriat  wies  er  standhaft  zurück.  Nur  die  Wiederwahl  eines  Paktins, 
und  dass  der  ungar.  Kanzler  sich  zwei  Rätlie  beigeselle,  gestattete  or.  Wenig- 
stens heisst  es  im  Ges.-Art  29  von  1630:  j^Docemitur  porro,  ut  juxta  mon'iii 
Annis  quoque  superioribus  per  defunctam  Imperatoriam  Majestatem 
utiliter  observatam  ad  tnictanda  et  dirigenda  ncf,'otia  Regni  et  Regnicohi- 
rum  duo  Consiliarii  penes  Donüimm  Aulao  Cancellarium  in  Aula  S.  Majest 
continne  resideant  et  intertenoantur.  *  In  dem  Aube  Cancellarius  wäre  man  fast 
versucht,  den  Österreich.  Hofkanzler  zu  erblicken,  wenn  der  Ausdruck  nicht  im 
Art  16  von  1638  mit  dem  Beisätze  »Regni  Hungiiriac*  wiinlcrkehren  würdo, 
was  beweist,  dass  damals,  dem  ältoren  Brauche  entgegon.  auch  der  nngarisch>' 
Kanzler  , Hofkanzler*  genannt  zu  werden  anfing. 

r.r,)  ]»io  Uebersiedlunir  "rfolirt^»  Anfangs  Noveml- 1    1  •>  I  j     -  .. .i  i  > m •  m st.- 
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Vrchiv  in  Wien,  4T<ml612,Nied.-Oe8tenr.4.ILB.  BeidieflerCMegMilMiifQilor 
i^T  Ungar.  Landessenat  wieder  die  ihm  korz  zuvor  in  der  Wiener  Hofbmy 
iugeränmte  Batiisstabe.  Der  königliche  Qoartiermeister  S.  y.  Loeeostoin  trag 
hierauf  in  «inem  Berichte  vom  15.  November  1612  an,  indem  er  beifBgte:  die 
Ungar.  R&the  hätten  ohnehin  von  Alters  her  in  Wien  keine  eig«oe  Brthmrtnlm 
innegehabt,  sondern  sich,  so  oft  sie  hier  zusammentraten,  bei  Dem,  der  das 
Uirfktorium  führte,  versammelt  Ebenda,  14  von  1612,  Nied.-0e6i,  4  IIL  B. 

57)  Karl  v.  Liechtenstein  beantragte  nämlich  1611:  eine  oberste  Be- 
gierangsbehörde  für  ganz  Oesterreich  zu  errichten  und  den  Adel  mittelst 
des  genMinen  Volkes,  dem  die  Regierung  sich  durch  Organe  der  Centralgewalt 
mehr  nlheni  mässte,  im  Schach  zu  halten.  Chlumeckj,  a.  a.  0.  8.  792, 
793.  Beim  Wegfuhren  der  Kanzlei-Registraturen  und  der  Zeogfaaos-Beqoisiten 
von  Prag  wire  es  hier  fast  zu  einem  Aufstande  gekommen.  Ebenda  8.  812, 
813.  Dem  staatsrechtlichen  Bewusstsein  der  Böhmen  war  übrigens  schon  im 
Jahre  1610  durch  Errichtung  einer  besonderen  Hofexpedition  für 
Schlesien  und  die  Lausitz  und  früher  noch  durch  Errichtung  einer  be- 
sonderen Hofexpedition  für  Mähren,  sowie  durch  Bestellung  eigener 
Kanzler  für  Mähren  und  die  vorgenannten  beiden  Gruppen  von 
Furätenthnmern  nahe  getreten  worden.  Die  mährische  Expedition  ward  xwar 
wieder  unterm  26.  Mai  1611  der  böhmischen  einverleibt,  und  der  schlesisdi- 
lausitz'sche  Kaiizhr  musste  im  Jahre  1616  glächfalls  auf  seiiie  sdbstliklige 
St/'llung  vendchtcn;  doch  blieb  die  besondere  Expedition  für  ScfalsBien  und  die 
Uusitz,  weim  auch  unter  der  Obhut  des  böhmischen  Kanzlers,  anfredit  erhalten 
und  damit  auch  die  Zulässigkeit  der  deutschen  Sprache  bei  fingaben»  wekbe 
doich  lotitere  Expedition  zu  laufen  hatten.  8.  über  diese  Vorginge,  wekhs 
beweisen,  dass  auch  Kaiser  Mathias  kemeswegs  dem  Kuhns  der  sog.  hist- 
|H»ütischen  Individualitäten  bhndlings  huldigte:  Chlumecky,  a.  a.  0.  8.  784, 

ornova-Stransky,  VIL  350,  351,  Hammer,  Khksl,  TIT.  254  ff.  und 
vor  Allem  Oindely,  Rudolph  II.  und  seine  Zeit,  IL  345  ifg.  Auch  im  Staüts- 
minMerial-Archive  zu  Wien  befinden  sich  danaf  bestgiielis  Akten 

58)  Chlumecky,  a.  a.  0.  S.  820. 

59)  Wurmbrand,  Colfeetanea,  331. 

60)  8.  beispielsweise  das  dem  Sddtiroler  Franz  Clary  unterm  8.  8i|»t 
1 624  ertheOte  Privilegium  auf  die  Enengong  von  Branntwein  ans  Weintrebero 
im  Cod.  Austr.,  IL  198.  Ans  älterer  Zeit  ist  mir  nur  «in  für  gm«  Oeslw- 
reich  gütiges  Schatzgiäberpsient  (vom  J.  1541)  bekannt,  welefaes  Oberleit- 
ner  im  Aroh.  für  K.  österr.  0e8ch.-<)nelkn,  XXIL  77  verSffentficht  hat;  das 
kann  aber  mcht  fSgUch  zu  den  Lidnstris-PrivUegien  genchnei  wwden. 

61)  Diese  Bestnbungen  fidlen  in  die  Zeit,  wo  der  frflbere  KrensmOntlufr 
Abt  und  späten»  Wiener  Bischof  Anton  Wolfradt  Präsident  der  Wiener  Hof- 
kammer  war.    S.  dessen  Biographie  in  Ulrich  Hartensrhn*»iders 
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DanteUnng  des  Stiftet  Kremamflnster  (Wkn  1830),  S.  141  ffg.  UiiUrm  31.  De- 
•enber  1625  gab  Firdiimiid  11.  l)okaimt:  er  habe  sich  reeobrirt  »die  nieder- 
Mar.  Kammer^Kantley  mid  l^icchbalterey  m  der  Wiener  Hofkammer-Bspedttion 
n  tieheD^  Unterm  23.  April  1680  widerrief  er  dieae  Anordnung  nnd  ateUt^* 
er  die  n.  6.  Kammer  wieder  her.  Uiitorm  4.  Juli  1635  aber  dekretirte  er 
nenerdinga  besagte  Ein?erieibiing  und  bei  dieser  hatto  es  dann  anch  sein  Be- 
wendan.  (Schmidt,  B.-G.-Sauuiil.  ILAbth.  IV.  443,  486,  639.)  Von  1630 
bis  1634  war  Maxim.  Frhr.  v.  Brauner,  1634—1637  Ubich  Franz  y.  Ko- 
lowrat  Hofkammer-Prftsideiit 

62)  Histor.  Aktenstäcke  aber  das  Stftndewesen  in  Oesterreieh,  Leipzig 
1848,  2.  Heft,  S.  5. 

63)  A.  Szirmay  gibt  in  seiner  ^Notitia  Comitatus  Zempliniensis  histo- 
rica*  (Ofen  1804,  S.  163)  das  Gerücht  mit  den  Worten:  »Quasimodo  Ferdi- 
nandus  Imperator  snperiorem  Hungariam  armis  subjagare,  in  distinctaiii 
proTinciam  redigendae  novas  leges  sicut  Bohemiae  dare  vellet*  Damach 
bitte  also  die  von  Ferdinand  IL  diesfalls  beabsichtigte  Verfassungsänderung 
sich  nur  auf  einen  Theil  Ungarns  bezogen;  aber  es  war  das  eben  fast  das 
ganze  damals  unter  Ferdinands  Botmässigkeit  gestandene  Gebiet. 

64)  Caraffa's  Eelation,  welcher  vorstehende  Angaben  entnommen  sind, 
ist  im  XXm.  Bde.  des  Archivs  für  K.  österr.  Gesch.-Quellen,  S.  295  flfg. 
abgedruckt  Die  Stellung  des  Geheimraths  -  Kollegiums  schildert  Caraflfa  mit 
folgenden  Worten:  ,11  consigüo  Secreto,  che  in  altre  parti  si  chiama  di  Stato, 
^  queUo,  dal  quäle  dipendono  tntte  Timportanti  risolutioni.  Ordina  e  comanda 
tntto  quello  che  riguarda  lo  Stato,  h,  pace,  il  govemo,  gl*  interessi  della  Camera. 
Modera  tutte  le  attioni  degU  altri  e  tratta  e  discute  tutto  queUo,  che  qualcun- 
qne  Ministro  delibera,  e  propone  e  distoma  sino  le  gratie  del  medeämo  Impo- 
ratore  con  suprema  autoritä,  cosi  volendo  Sua  Maest^  e  perciö  questi  ConsigUeri 
sono  U  piü  stiniati  Ministri  di  Sua  Maesta  et  hanno  da  dascuno  la  preoedenza. "" 
Das  Geheimrathä-Kollegium  hielt  täglich  Sitzung.  ,Capo  e  direttore*  war  1628 
der  Fürst  Job.  Ulrich  von  Eggenberg.  Vom  ungar.  Landessenate  heisst 
es  dort  (S.  299):  ,A  questo  Consigüo  si  riferiscono  ance  le  cose  di  Croatia, 
Sdiiavonia  e  Dahnatia;  ma  le  risolutioni  prima  si  stabiliscono  nel  Con- 
siglio  Secreto.*  Gleiches  wird  von  den  Anträgen  des  böhmischen  Landes- 
senats bemerkt  (nell* istesso  Consigüo  si  finiscono  le  risolutioni*).  Ungarischer 
Seite  traute  man  dem  Geheimraths-Kollegium  wenig  Gutes  zu.  Im  Jahre 
1624  knrsirte  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  unter  dem  Titel:  ^Anno  1624 
Condusom  Viennae  Austriae  agitatum*  ein  Flugblatt  folgenden  Inhalts:  Bevor 
Gabr.  Bethlen  zum  2.  Male  in  Ungarn  einfiel  und  bis  an  die  March  vordrang, 
sei  zu  VTien  darüber  Bath  gehalten  worden  » qua  nompe  methodo  firma  et  certa 
padflcaüo  in  ommbos  regnis  et  provinciis  Imperio  Caes.  lügest  snltjaoeotibus 
constitoi  posset*.     Dabei  seien   anwesend   gv^wesen:    der  apostobsclie  Nuntius, 
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ler  spaniflche  und  der  florentmische  Oesandte,  dann  die  kaiseri  Geheimr&the: 
Harrach,  Hoyos,  Kardinal  Dietrichstein  nnd  der  Frhr.  v.  Wallensteia  Als  aof 
die  Ungarn  die  Bede  kam,  habe  Eäner  d«r  Bäthe  die  Wiederherstellting  der 
alten  ungarischen  VerfBssnng  als  das  geeignetste  Mitld,  selbe  in  beruhigen,  in 
N'orschlag  gebracht;  der  spanische  Gesandte  dagegen  habe  die  Ansrottmig  der 
Magyaren  befSrwortet  nnd  sei  mit  diesem  Antrage  durchgedrungen.  Sofort 
habe  der  Kaiser  dem  Wallonstein  und  dem  Grafen  Schwarzenberg  befohlen,  sich 
mit  ihren  Truppen  bereit  zu  halten,  damit  sie  bei  der  ersten  Begnng  einMi 
Missbehagens  unter  den  Magyaren  über  diese  her&Uen  und  von  Schinta  an  der 
Waag  an  bis  Kaschau  Alles  morden  kr>nnten,  was  ungarisch  spricht  und  über 
12  Jahre  alt  ist  (Omnes  jugularent,  qui  loquerentur  hongarice  a  duodecim 
annis  nnmerando  usque  ad  consumatam  aetatem).  Das  Flugblatt  ist  dem 
Chron.  Fuchsio-Lup.-Oltardinum  (I.  303)  eingeschaltet 

65)   Es   geschah   dies    im  Jahre   1620.     S.    die   unter   Maria   Theieeia 
wischen  Wien  und  Mainz  über  die  Auslieferung  Österreichischer  Akten  ans  dem 
!.  d.  Reichs- Archivo  gepflogene  Korrespondenz  in  der  Beibige  X  zum  ^Diarium 
1  r  Wahl  und  Krönung  Karis  VII.*  (Frankf.  a.  M.,  1742),  S.  41—43.    Ich 
•  rdanke  den  Hinweis   auf  diese   Quelle  dem  Hrn.  Offlzial  des   k.  k.  Staals- 
Minist  y.  Reutorer.     Die  Existenz  einer  von  der  römisch-deutschen  Reichst 
kanzlei  gesonderten  österreichischen  Hofkanzloi  in  den  ersten  Begierung^ahrenl 
Ferdinands   11.   ist  ausserdem   durch   Aktenstücke  im   Staatsministerial-l 
\rchive   zu  Wien   verbürgt     Der   letzte   österreichische   Hofkanzler,   irdcheri 
iigleich   der  römisch-deutschen  Reichskanzlei   vorstund,   war   der  Frhr.  Joh.f 
i.udwig  V.  Ulm.     (Beruh,  v.  Mallinckrot,  De  Archicancellariis  S.  RomJ 
Imp.  ac  CanceUariis  imperialis  Aulae,  Jena  1666,  S.  451.)     Derselbe  gab  in 
\**m  vorgenannten  Jahre  die  teterrsichischen  Staatsgescfa&fle  an  den  Dr.  Joh. 
Haptist  Verda.  nachmaligen  Qraim  von  Werdenberg,  ab  und  lettsle 


« 


•  usschliesslich    die    römisch-deutsche   Reichskanzlei   im   Sinne    der  sdion 
intprm  13.  Septbr.  1610   zwischen  Kaiser  Rudolph   und  dem  Bnkander  des 
I  •misch-deutschen   Reiches  (Korfllrsten  Joh.   Schweickhart  von   Maini)  it 
orten  Reichskanzloi-Ordnung.    S.  diese  bei  Herchenhahn,  a.  a.  0.  I.  558. 
r  Imi'k  unmittelbarer  Nachfolger  in  der  Würde  eines  aparten  dentschml  v 
li<  ichä-Vizc-Kanzlers  war    Peter  Heinrich   von  Stralendorf  (Mailin- 1 

krot,  a.  a.  0.  S.  451),  während  dem  Onftn  Veida  von  Werdenberg  in  der 
Würde  eines  ^»arten  östemidiischen  Hofkanzler  Dr.  Mathias  Prickhel- 
üiayr  (Friur.  ▼.  Qoldegg)  nachfolgte.    Anfuigs  sekxto  es  iwischen  der  Oslar- 

•  idiiscfaen  Hofkanzlei  und  der  daton  sepuirten  rOodscil-deiitsclMO  BrirhskimM 
Konflikte  ab,  weldien  infolge  das  PHraonsl  Rrstenr  anfterm  4.  Februar  1620 
üngewieeen  wurde:  dem  Bekhshofrathe  «ad  der  demselben  logeoidiMten  KanzM 
die  gfibflhrpnde  Khwtbfatung  in  bemgn.  Trimmel,  MilerialleB,  I.  210. 
Ebends  8.  274  ist  der  Stand  der  östeiTBieMickeii  UMamlei  tob  Jahr»  1687 


lÖÖ  Zm  II.  AbNchniÜ 


fblfendff  Maasen  angogeben:  1  Hofkanzler  (Graf  Verda  von  Werdenberg),  2 
Sakrettre  (Qeftingar  und  Sdiks),  1  Begiatrator  (zngtokh  Taxator),  1  Kon^^ 
1  Expeditor  nnd  5  Schreiber.  Die  beEflgUchoi  Angaben  im  »Statna  Bagi- 
minia  Ferdinandi  11.*  von  1685  (8.  127)  stimmen  hiemit  voUkommen 
flberein. 

66)  Der  Hoflnnzler  Verda  erschien  als  luiidosiurBtlicher  Kommiaalr  aaf 
dem  Preaaburger  Landtage  von  1634.  Engel,  Qesch.  des  nngriadieii 
Beidiea,  lY.  477.  Das  Privilegiom,  welches  Ferdinand  II.  unterm  5.  Oktbr. 
1630  den  s.  g.  Wlachen  (d.  h.  griechisch-nichtanirten  Sorben)  zwiacban  der 
Save  mid  Dran  ertheiltc,  trägt  Verda*s  Unterschrift.  C zornig,  EthnographM, 
IL  365.  Derselbe  beisst  bei  Caraffa  (a.  a.  0.,  S.  278):  ^Cancelliere 
delli  stati  e  regni  hereditarii  di  Sna  Maest^* 

67)  Dieses,  meist  nach  Caraffa*s  Finalrelation  bearbeitete 
Buch  ist  1637  zu  Amsterdam  erschienen;  sein  Inhalt  bezieht  sich  aber  zmneist 
anf  das  Jahr  1635.  Ich  folgere  dies  aus  dem  Umstände,  dass  es  darin  von 
einem  Vorfalle  zwischen  dem  venetianischen  und  spanischen  Gesandten,  welchen 
Caraffa  (S.  300)  in  das  Jahr  1622  verlegt,  S.  90  heisst,  derselbe  habe  sich 
vor  13  Jahren  zugetragen  (tredecim  ab  hinc  annis).  Stellenweise  ist  es  eine 
nahezu  wörtliche  Uebersetzung  des  Caraffa'schen  Berichtes;  so  werden  S.  72 
ala  vor  den  geheimen  Rath  gehörig  bezeichnet:  ^Bes  Status,  paoem 
atque  bellum  Begnorum  et  Principatuum  Caes.  Majestatis  haereditariorum  con- 
oementes,  petitiones  et  postulata  exteromm  Kegum  et  Magiiatuin  .  .  . ,  Cameralia 
et  quidquid  ad  alia  Consilia  prius  delatum  ab  iisque  deliberatuin  conclusum  et 
cum  Totis  ad  Imperatoriam  Majestatem  remissum  est  Quae  itaque  caetera 
consilia  prius  decidenmt,  ea  postea  vel  mutat  vel  aliter  quandoque  disponit 
Consilium  Imperiale  Intimum,  unde  ratificatio  Caesarea  in  omnibus  expec- 
tanda  eet« 

68)  Die  ^Expeditio  Hungarica*  und  die  ,Expeditio  Bohemica* 
sind  von  der  ungarischen  und  böhmischen  Kanzlei  im  , Status  Begiminis*  von 
1685  durch  einen  weiten  Zwischenraum  getrennt  Die  ungarische  Expedition 
begriff  den  Hofsekretär  Laurenz  Ferenczfjr,  einen  Taxator,  einen  Begistrator 
und  2  KanzeUisten  in  sich,  während  zur  ungarischen  Kanzlei  der  Kanzler  Georg 
lippai  und  der  kgL  Personal  Thomas  Mikulich  gerechnet  wurden.  Die  böh- 
mische Expedition  begriff  einen  Hof^kretär,  1  Taxator  (zugleich  Begistrator), 
1  Expeditor,  3  Konzipisten  und  6  Kanzellisten  in  sich;  die  böhmische  Kanzlei 
dagegen  bestund  nur  aus  dem  böhmischen  Kanzler  Grafen  Wilh.  Slawata  und 
dem  Vize-Kanzler  Adam  Frhm.  v.  Kolowrat  Zur  Erläuterung  dessen  dient 
daa  im  »Status  Begiminis*  S.  84  über  den  böhmischen  I«andeeaenat  (HofVath) 
Oeaagte.  Da  heiaat  ea:  » Consilium  Aulico  Bohemicum,  licet  formatom  quidem 
consilium  ut  reliqna  non  eaae  videatur,  quoniam  in  eo  ordinarie  aatten  sunt 
CanoeUarins,  Vicecanoelbuius  et  Secretarius  ac  de  caetero  regimen  Locumtenenti 


Zun  n.  Abschnitt  101 


süpremisqne  officialibus  Regni  Pragae  comissam  est:  nihilomiiiiis  tunen  Tariae 
sopplicationes  et  libelli  memoriales,  res  feodales,  fenda  Texillifera» 
immnnitates,  confirmationes  et  extensiones  Privilegioram  concer- 
nentes  ad  Cancellariam  Anlico-Bobemkam  tarn  ex  ürbe  (Pragena)  quam  ex 
agro  defenmtor  ac  postea  omnia  in  Cancellaria  Anlica  expedinntor.  .  .  .  . , 
Com  aUqoid  momentosi  in  Aula  acddit  et  contingit,  ConsUimn  Bohemiciim 
nunc  apnd  Dom.  Vioe-Canoellarinm  Imperü,  Baronem  a  Stralendorf,  celebrator, 
in  qnem  fineoi,  qnoniam  hoc  tempore  plnrimae  et  qoidem  haod  parvi  momeoti 
res  Bobemiae  Begnom,  hnjasqne  incorporatas  Provindas  attinentes,  dehberandae 
et  re6(dTeiidae  oocnmint  (qoae  alias  sohs  Bohemids  Consiliarüs  nimis  düfidka 
et  graves  forent)  Caes.  Majestas  praeter  dictos  Consiliarios  Bohemicos,  uonniiDos 
adhnc  aHos  ex  Consilio  Imperiali  Aolico  (dem  Beichshofrathe)  depntavit*  An 
die  böhmische  Kanzlei  reiht  sich  im  »Statos  Begiminis*  (S.  127)  die  »Ex- 
peditio  Anlico-Anstriaca,  qnae  maxime  Consilio  Imperiali  In- 
timo  ac  Cancellario  Aulico  Job.  Bapi  Comiti  de  Werdenberg 
sabjecta  est*  Wollte  man  also  aach  die  Behaaptong,  dass  der  teieiradL 
Hoflcanzler  Chef  der  ungarischen  und  böhmischen  Expedition  war,  nicht 
gelten  kseen,  so  mässte  man  doch  zageben,  dass  derselbe  als  Chef  der  Geheim« 
ratha-Kanzki  im  Wege  der  Osterreichischen  Hofexpedition  anch  anf  Ungarn  und 
B^Himai  Emflnss  nahm.  Neben  der  »Expeditio  Anlico- Austriaca*  gab  es  noch 
'ine  »Expeditio  Consilii  secretioris*  far  Staatsgeheimnisse  unter  dem  erstoo  Qe» 
liemuekntiür,  Mathias  Amoldin  von  Khurstein,  dem  der  Beichshofrath  Dr.  Joh. 
SOldner  zngetheilt  war. 

69)  Caraffa,  a.  &  0.,  S.  238:  »Ha  Ui  Camera  nna  CanceDaria  parti- 
colaie  con  molti  compatisti  e  scrivani  e  tie  aegretarii  principali,  an o  per  Tee- 
pedhkme  di  Boemia,  che  si  fa  in  Tedesco,  Taltro  per  Üngheria  ei  il 
terzo  per  Tlmperio.*  Im  »Statns  Bogiminis*  von  1635  heisst  et 
s.  80:  »Consiliom  Camerae  Anhcae  Caesanae  non  modo  in  reliqnaa 
Cameras  omnes  potesiatem  et  jarisdidioDem  habet,  aed  etiam  ommbns 
redilibna  et  proventibos  tarn  Imperii  quam  inprimis  Caesareie  ICijeataiia  pio- 
Nincianun  haereditarianun  praeest  Qnanqiiam  enim  qnodlibet  Begimm  et  Plo- 
vinda  Caes.  lüjeetatis  haereditaria  pecdiarem  soam  habeat  Camenun,  bae 
tarnen  omnes  a  snpra  dicta  Camera  Anika  dependeni*  Ueber  die  Uraaciie, 
waram  die  angarischen  Stände  der  Dnterordirang  Ungarns  onter  die 
Wiener  Hofkammer  widerstrebten  and  sich  darflber  besdiwerteD,  wird  da  8.  81 
liemerkt:  » Besohitiones  hi^jas  Consilii  admodam  lentae  et  tardae 
sant,  ande  eüam  in  Conrentibiis  Begni  Hongarid  hoc  mter  alia  maiimni 
8a*po  gravamen  füit,  qood  Ordmes  ac  Sabditi  istios  Corooae  ad  expeditionem 
porvi*nir<»  non  possent,  veram  maltis  magnisqae  impensis  rebvs 
t  negotiis  sais  domi  neglectis  et  qaidem  frastra  apad  hane 
t'am«raiii  Aulicam  expectare  et  differre  cogerentur. '   Von  Staats« 
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rechilichüu  Bedadmi  ud  da  keine  Bedo.  Und  der  VerfiMfer  te  »SIiIm 
BflgiBiiius*  gohOrle  doch  keineswegs  xur  abeolntistiscbeD  Ho4>artei;  loort  wMe 
er  —  andenr  BewwMleUen  nkht  zn  gedenken  —  kaum  auf  8.  87  die  boe- 
kafke  Bemerkong  eingeschaltet  haben:  »Uic  praedpoe  notanduin,  qnod 
Camene  Anlicae  Praeses,  qni  tot  reditmun  miUiones  e 
Begnis  et  PnivincUs  haeieditariis  dirigit»  wre  exantoretar,  me  ipeemet 
reaignet)  administrationis  soae  rationem  reddendi  obligatos  non  sit.* 

70)  Harter  erzfthlt  in  seiner  ^GescK.  Ferdinand's  II.  nnd  seiner  EHem*, 
X  128  ganz  richtig:  Ferdinand  habe,  als  er  sich  Anfangs  1628  nach  Prag 
begab,  zn  Wien  einen  j^Deputirten  Kath*  unterlassen  mit  ausgedehnten  Befhg- 
niasen,  zwar  Aber  Oesterreich  Tomehmlich,  ,  daneben  anch  über  die  anderen 
Lftnder,  eigentlich  über  die  gesamnite  Monarchie.*  Wenn  er  aber 
daraus  die  Entstehung  des  ^  Konfidenz-Kathes  *  ableitet  und  diesen  (8.  129) 
mit  dem  atlndigen  geheimen  Ratlie  identiAzirt:  so  irrt  er  gewaltig.  Das 
^depntirte*  Geheimraths-KoUegium  war  immer  nur  eine  ephemere  Einrichtong 
nnd  das  ständige  schon  lange  vor  Ferdinand  IL  vorhanden.  Einzebe  FSOe, 
in  welchen  ein  deputirtes  Geheimraths-Kollegium  die  Kegienmg  ffihrte,  siehe 
bei  J.  B.  Suttinger,  Consuetudines  Austriacao  (Nürnberg,  1718)  S.  130  ffg. 
Der  Yerfksser  dieses  Buches  war  selbst  wiederholt  Mitglied  einer  solchen  Regent- 
sdiaftsbehörde.  Dass  die  zeitweilig  in  Wien  eingesetzten  ßegentschaftebehörden 
anch  in  ungarischen  Angelegenheiten  kompetent  waren  (oder  wenigstens  in  den 
Angen  Ferdinand's  II.  hieför  galten)  erhellt  aus  zwei  Koskripten  des  Kaisers 
(Tom  8.  Jan.  mid  23.  Febr.  1623),  womit  er  von  den  zu  Wien  hinterlassenen 
,geh.  deput  R&then*  Gutachten  über  verpfändete  ungarische  Domtoen  abver- 
langt (Trimmel,  a.  a,  0.,  I.  215.)  Unterm  16.  August  1657  befahl  Kaiser 
Leopold  I.  dem  Palatin  von  Ungarn  gleich  wie  dem  Feldmarschall  Grafen 
Pncheim:  die  ganze  Korrespondenz  mit  ihm  durch  die  Hände  der  zn  Wien 
als  Begentschaftsbehörde  eingesetzten  geh.  Räthe  (sub  sigillo  volantf)  zu  leiten, 
ausgenommen  die  vertraulichen  Briefe  ad  manus  proprias.  (St-M.-Archiv  in 
Wien,  Akt  16  v.  1657,  N.  Oest  III.  A.  3.) 

71)  Suttinger  bemerkt  a.  a.  0.  S.  76:  »Als  Ihro  Kais.  Mijestftt  Fer- 
dinand III.  in  den  Jahren  1652  nnd  1653  zu  Prag  und  Begensburg  und 
Anno  1656  zu  Prag  sich  abw('send  befunden,  habe  ich  Joh.  Baptist  Suttinger, 
Begierongs-  und  damalen  Vizc-Hofkauzleramts- Verwalter  alle  Posten,  als 
die  Bflicha-  mid  welsche  Post,  er5fltaet,  wie  auch  in  Abwesenheit  der  jetzt 
regiemidfln  Kais.  Majestät  Anno  1657  und  1658.*  Die  bezügliche  Weisung 
war  acfaoD  unter  Ferdinand  II.  am  11.  Juni  1627  ergangen.  Dieselbe  lautet 
nach  Suttinger  (8.  75):  »In  Abwesenheit  Ihrer  kais.  Migest&t  BdOen  die  all- 
hero  nacher  Wien  ankommende  Poston  von  dem  n.  6.  Cantzler  erOfbet  nnd 
die  darbey  au  Ihro  kais.   Migest&t  Mutende  Schreiben  unerbrochen  zu   Ihro 
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Majest&t  Geheimen  Rath  und  Oestomiduscheii  Hofcantzlere  Händen  nnveriingt 
wiederum  fortbefördert  werden.* 

72)  8.  oben  die  Anmerkungen  5  aofS.  58  and  3  auf  8.  81.  Der  Erb- 
holdigong,  welche  Ferdinand  IL  am  13.  Jnli  1620  als  Erzherzog  ?on 
Oesterreich  entgegennahm,  wohnten  anch  der  ungarische  und  der  böh- 
mische Uf-rold  bei  und  in  deren  Mitte  schritt  der  erzherzogliche  dem 
Fürsten  voran.  Schrötter,  Dritte  Abhandlung  ans  dem  Österreich.  Staats- 
rechte, S.  100. 

73)  Schrötter,  Fänfte  Abhandlong  ans  dem  österrach.  Staatsrechte, 
S.  516,   534. 

74)  Kazj,  Histor.  Regni  Hangar.,  I.  212. 

75)  Sottinger,  a.  a.  0.  S.  41. 

76)  Alfons  Hubcr,  Geschichte  des  Heizogs  Bndolf  IV.  (Innsbruck, 
1865)  S.  123. 

77)  Hormayr,  Gesch.  Wiens,  XU.  Heft,  Urk.-Buch,  8.  90. 

78)  G.  Edtr,  Catalogus  Kectorom  Archigymnasii  Yiennensis  (Wien, 
1558)  8.  38. 

79)  Schröttor,  Dritte  Abh.  aus  dem  Österreich.  Staatsrechte,  8.  155. 

80)  J.  Mathias  Prickhelmayr,  Sohn  anner  BanerBknte  ans  dem 
Dorfe  Si  Bernhard  im  Lande  unter  der  Enns,  erwarb  nach  mähselig  zuräck- 
gelegten  Stadien  an  der  Wiener  Universität  den  juridischen  Doktorsgrad  und 
dUe  ttngere  Zeit  hindurch  in  Wien  die  Advokatie  aas.  So  weit  sind  die  An- 
gaben WissgrilTs  (Schauplatz  des  n.  ö.  Adels,  III.  354)  über  dessen  Em- 
porkommen verlässlich.  Was  aber  dort  weiter  noch  m  diesem  Betreff  gesagt 
ist,  bedarf  der  Berichtigung,  die  ich  im  Nachstehenden  gebe.  Dr.  Prickbelmajr 
wurde  laut  seines  Adelsdiploms  (vom  20.  Dezemb.  1686X  dessen  Giiginal  Hr. 
Ritter  Hugo  von  Goldegg  zu  Bozen  besitzt  und  mir  freundlichst  vorwies,  nich 
im  Jahre  1631,  sondern  schon  um  das  Jahr  1627  n.  ö.  Kammerprokurator, 
acht  Jahre  später  Beichshofrath  and  bald  darauf  geadelt,  nachdem  er  in  Isti- 
terer  Eigenschaft  viele  wichtige  Kommissionen  im  deutschen  Reiche  zur  voDeo 
Zitfrifdenheit  Ferdinand's  IL  besorgt,  insbesonden  die  Wahl  vaoA  ErOnn 
i  rlinand's  III.  zum  römisch-deutschen  Könige  mit  rastlotem  EUbr  voriientttt 
geholfen  hatte.  Ferdinand  III.  vergalt  ihm  diese  Verdienste  seiner  Seite  dar 
«Inrrh,  daas  er  ihm,  wie  das  Theatrnm  Europaeum  (III.  701)  zum  Min 
l«>:{7  berichtet,  die  Leitung  der  österreichischen  Hofkanzlei  »sob  titolo  Vioe- 
('ancellarii*  Übertrag.  Er  wnrde  also  damals  Vize-Hofkanzler  and  nieki 
blos  »niederOeterreichischer  Betandir  der  geh.  Hofkanslei*,  wie  Wissgrill 
i.  a.  0.  bdiaaptet  Oberster  Hofkamler  aber  wurde  er  laut  einar  Vcffmerirang 
m  Staatsmmisterial-Archive  za  Wien  am  18.  Jani  1640.  Dieses  Amt  be- 
kleidete er  dann  bis  zum  HerbitU*  1656,  wo  er  —  67  Jahn?  alt  —  Qebreeh- 
liehkeits  halber  mu  dem  Dienste  getreten  so  sciu  scheint     Ein  paar  Monate 
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vpkUfT  starb  vr.  Fi*rdiuai)<t  111.  orhob  ihn  mit  Diplom  vom  9.  Jan.  1648  in 
aon  FMhemMliiid  nül  dem  Prftdikate  »Ooldegg*.  So  beiati  nUnlkh  cia  Ovi 
im  Lande  onler  dar  Ediib,  wekfaet  er  1641  durch  Kauf  erwortMn  hatten  MH 
den  tiroBadm  Geadilechte  der  Rittor  von  Ck>ldegg  war  er  ionach  nicht  im 
Bntftmkeaten  verwandt. 

81)  Dr.  Prickhelm ayr  verhandelte  mit  den  ungar.  St&nden  berat« 
auf  dem  Landtagi>  von  1637/B  und  noch  auf  dem  von  1646  persOnttdi. 
Chr.  Engel,  Geech.  des  ungr.  Beichee,  lY.  491,  517.  (Daae  ihn  Kngcl 
^Pichhnajr*  nennt,  stellt  die  Identität  der  Person  keineawegn  in  l'Vag»*;  im 
^Status  Begiminis  Ferdinandi  IL*  heisst  er  S.  105  »Prägellmeyer*).  Auf 
ungariachen  Landtagi>n  and(*n*r  Jahre  liess  sich  Ferdinand  III.  durch  die  Grafen 
Hdnrich  Schlick  (Hofkriogsrathsprftsident) ,  Daniel  Ungnad  (ViKeprftsident  der 
Wiener  Hofkammer),  Wilh.  Slawata,  Ferd.  Kun:.  Joh.  Christ  Pncheim,  Christoph 
Khevenhiller  u.  a.  österreichische  (Hinktionän*  vertretr^n.  Kazy,  Hisi 
BegmHong.,  II.  46,  85,  108,  126.  Wie  wenig  Ferdinand  IIL  gewillt  war, 
den  dentsch-osterreichischen  Karakter  seiner  Herrschaft  Ungarn 
gegenüber  zu  vorlängnen,  zeigt  z.  B.  auch  sein  Auftreten  bei  der  Krönong 
seiner  dritten  Gemahlin  im  Jahre  1655.  Siehe  G.  M.  Kovachich,  Solennia 
Inaagoralia.  S.  102  ffg. 

82)  Der  Ge8.-Art  16  von  1688  lautet:  »Ut  Authoritas  Cancellaiiae 
Hongaricae  juxta  Articulos  9  et  10.  Anni  1608.  Ante  coronationem,  nee  non 
Conditionem  tertiam  Diplomatis,  aliosque  in  eadem  citatos  Articulos  aarta  tecta- 
que  maneat;  Sacratissima  Sua  Majostas  benigne  sese  resolvit:  —  §.1.  Ut 
itaque  universae,  in  quibusvis  casibus  et  negotiis  in  CanceUaria  Hungarica,  per 
Dominum  Regni  Hungariae  Aulae  Cancellarium  expediri  solitae  expeditionee 
8oae  quoque  Majestati  per  eundem  Dominum  Cancellarium  pro  resolutione  pro* 
ponantor,  statutum  est* 

83)  Der  bezügliche  Paragraph  des  Ges.- Art  7  von  1655  hmtet:  »Juxta 
Articulnm  8.  Anni  1559.  Instructiones  Capitaneorum,  eommque  Generalinm 
et  Tice-Generalium  amodo  imposterum  Legibus  Regni  conformes  ex  Consilio 
Bellico  (adhibitis  etiam  certis  Consiliariis  Hungaris,  hie  et  nunc 
denominandis)  extradentur.  * 

84)  Kazy  meldet  in  seiner  Histor.  Begni  Hungar.  II.  126.:  Schon  im 
Jahre  1649  m  Graf  Paul  Pälffy  Hofkriegsrath  gewesen,  allerdings  der 
erste  Ungar,  dem  diese  Ehre  zu  Theil  ward.  Derselbe  war  dbrigeos  auch 
Mitglied  des  Geheimrathes  und  in  dieser  Eigenschaft  Gegenstand  hef- 
tiger Angriffe  anf  dem  Landtage  von  1649. 

85)  Fe  SS  1er,  Geschichten  der  Ungern  u.  ihrer  Landsassen,  IX.  44 — 46. 

86)  Die  SteUe  Umtet  bei  Kazy,  Eist  Reg.  Hung.,  IL  177:  »Attendite, 
voe  oro,  ad  rei  gravitatem  et  magnitudinem ,  mecum  omnes  drcumspicit*«  et 
videte  Austriacas  Provincias  ab  Adriatico  mare  usque  ad  fines  Sarmatiao 
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protensas,  aiiimadvcrtitß  nationeb  siiigulas,  opilnis,  armis,  animisqn«» 
▼afidas  etc.* 

87)  M.  Horväth,  666ch.  der  Ungarn,  IL  235. 

88)  S.  die  Auszüge   ans   den   böhmischen   Landtagsschldsseu  von  1688, 
1653  und  1655  bei  Riegger,  Materialien,  11.  Heft,  ICsoelkn  8.  37,  115, 
129.    Der  bezüglicho  Beechlnss  der  böhmischen  Stftnde  von  1638  hingt  wohl 
handgreiflich  mit  dem  im  Qe8.-Art  34  von  1638   von  den  ungarischen 
Ständen   dem  Kaiser  Ferdinand   ansgv'sprochenen  Danke  fSr  die  Verwendimg 
niiammfn.  die  dieser  zngesichert  hatif^  (»dum  consoeta  illa  Regni  Bohemiae 
fknuurnmqne  Proyinciarom.  Moraviae  et  SUesiae,   in   Confiiüa   Hongarica  ants 
magno   Begni   cnm   emolumento   praestita  adnumstrataqoe  Snbsidia 
per  ^{iisdem  Bohemiae,  Ticinanunqno  Provinciarnm  States  et  Ordines  reasso- 
menda  et  administranda  fore:   (Sua  Sacratissima  Mijestas)  seae  proGUstoram , 
benigne  offerre  dignata  est*)    Die  böhmischen  Stände  entsendeAen  mit  den  von 
ihnen  gewährten  Beiträgen   d^n   Pragor  Stadthauptmaim   Wilh.   Albr.   Kra-/ 
kowsky  Yon  Kolowrat  an  die  mi^risohe  Gr»iizo,  damit  derselbe  die  Ver-| 
wendnng  des  6i4des  hier  persönlich  überwacho.     Die  BenekoakeD  UMgfttoto  die 
kgL  Statthatterei  zn  Prag. 

89)  Ebenda,  S.  38  (Landtagsschloss  von  1638). 

90)  Ebenda,  S.  107  (Landtagsschloss  von  1652). 

91)  8.  bezüglich  Böhmens:  Weingarten,  Specolmn  Juridicnm  (Kichter- 
Spiegel),  Prag  1682,  S.  1  ffg.;  bezüglich  des  Landes  anter  der  Enns: 
Snttinger,  Consnetndines  Anstr.,  S.  328,  748;  bezüglich  des  Landes  ob 
der  Enns:  M.  Koch,  ChronoL  Gesch.  Oestenekhs,  S.  252. 

92)  In  feinem  Reskripte  an  die  Brefllaiwr  Tfan*V>^baypfa"^»»***^  d.  d. 
1 4.  September  1 654  erklärte  er  die  von  geästlicben  Geriefaten  verhängten  Geld- 
straftn  für  nngiltig;  nnterm  16.  September  1656  wies  er  den  Rektor  mid  ta 
Seoat  der  Prager  Universität  an,  »dem  kgl.  Govemo  miweigertich  lo  parimi* 
und  namentlich  bei  der  Strafrechtspflege  dessen  Anfträgen  Folge  n  Msln; 
Weingarten,  Codex  Ferdinando-Carolinns,  Prag  1720,  8.  305,  821.  81«- 
migen  Gerichtsherren  nahm  er  das  Bichtenuni  ganz  ab.  Snttinger,  a.  iL 
0.  8.  886.  Die  deutsche  Lehenahaaptmannschaft  in  Böhmen  übertrug  er  dm 
AppeDstionsgerichte  zu  Prag.  &  Qf,  Anersperg^e  Oeeeh.  dieiet  Geridrtt- 
hofes,  a  71. 

98)  H.  Mcynon,  u  ..a.  der  k.  k.  öalerr.  Armee,  IIL  199. 

94)  &  die  »Ennnerongen  über  das  Steoerweiw  ni  den  k.  k.  WiXtaäim* 
bei  Biegger,  Materialien,  6.  Heft,  &  179.  Riegger  schreibt  die  Antorachaft 
dieeee  Anfrateee  dem  böhm.  Kammersekiettr  Joh.  Christ  Borscheck  n, 
deeeeB  82  Bände  mnfkssende  Auszüge  aa&  dm  hühm.  Kameral-Arcfaivs-Aktni 
die  Stände  Böhmens  im  Jahre  1718  ankaiifteo.  &  de  Locca  Geograph. 
HaiHlbnrh,  ÜI.  685. 
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1)  Trimmel,  Materialien,  I.  342.  —  AJct  1  yon  1697,  Niel-Oegienr. 
im  Staatsminisi-Archive  zu  Wien.  Der  früher  in  Anwendung  ge- 
sUndene  Biq[)artitions-SchIä88el  bezog  sich  blos  anf  die  dentsch-böhm.  Knn- 
l&nder.  Darnach  hatte  an  Ordinari-Stener,  wenn  das  Land  unter  der  Emui 
200,000  fl.  gab,  das  Land  ob  der  Enns  100,000,  Innerösterreich  300,000, 
Böhmen  mit  den  ihm  ^  inkorporirten  *  Ländern  600,000  fl.  zu  geben.  Zur 
Mihtänrerpfle^ong  hatten  nm  das  Jahr  1685  das  Land  anter  der  Enns  jähr- 
lich 280,000,  das  Land  ob  der  Enns  270,000,  Innerösterreich  350,000, 
Böhmen  672,000,  Schlesien  600,000  und  Mähren  307,466  fl.  beizutragen. 
(S.  die  Hofkammprraths-Instruktion  in  Riegger' s  Archiv  der  Qesch,  u.  Statist, 
insbee.  von  BTihnien,  III.  341.)  Vgl  die  im  Jahre  1673  vorgenommeDe  Ver- 
theilung  der  Hecreskosten  bei  Müller,  Oesterr.  Armee,  II.  298,  299.  Die 
Auslagen  für  den  Genoralstab  bestritt  die  Wiener  Hofkammor  aus  den  ihr  ge- 
widmeten Fonden.  Dieselben  wurden  also  nicht  auf  die  einzebien  Länder  repar- 
ürt  J.  M.  Fhr.  v.  Liechtenstern  sagt  m  seinem  »Yollst&nd.  Umriss  der 
Statistik  des  österr.  Kaiserstaats*  (Brunn,  1820),  S.  462:  »Die  böhmischen 
Under  (Böhmen,  Mähren  und  Schlesien)  trugen  bis  1682  das  Doppelte  zum 
ganzen  Staatseinkommen  (von  1 2  Millionen  6)  bei,  nämlich  Böhmen  3,  Schlesien 
2  und  Mähren  1  MiUion;  aber  im  letztgenannten  Jahre  brachten  es 
bei  schon  beträchtlich  gestiegenen  Steuern  die  böhmischeji  Stände  dahin,  dass 
sie  zu  solchen  nur  1 1  y^  Theile  femer  beitragen  durften,  hingegen  die  4  öster- 
reichischen (Länder)  6%  Theile  trafen.*  Das  gilt  aber  nur  von  der  s.  g. 
» militärischen  Verwilligung  der  Erbländor.*  Die  ,  Ordinari-Landtags-Verwilli- 
gmgen*  wurden  damals  den  einzebion  Provinzf>n  nach  dem  oben  ans  Biegger's 
Archiv  mitgetheilten  Vertheilungsschlüssel  angesoimen  oder  kurzweg  auferlegt 
Die  Mitf^iader  der  mit  den  bezüglichen  Erweiterungen  betrauton  »Deputation* 
waren  anaeer  dem  Kardinal  K(»Ilonitsch :  die  Grafen  Fz.  Ulr.  Kinsky  (böhm. 
Kanzler),  Eniat  Bädiger  v.  Starhemberg  (General-Feldmarschall),  Seifiried  Christoph 
von  Brauner  (Hofkammor-IVäsident),  Jul  Friodrich  von  Buccelini  (Österr.  Hof- 
kanzM^  Max.  Ludw.  von  Bräuner  (GeiieralkriegskommissarV     D«r  Antraxr   auf 


Zum   HI.  Ab8chiiitt  107 

deren  Einsetzung  war  wahrHcheinlich  vom  Hofknegsnttie  gestellt  worden;  denn 
die  bezügliche  A.  h.  Entschliessiuig  vom  24.  Novbr.  1697  wurde  der  teteir. 
Hofkanzki  durch  den  Hofkriegssekretlr  Dr.  Joh.  E^rs  intimirt  Ffir  denn 
eigentlichen  Urheber  aber  gilt  der  damalige  Hofkammerrath  und  spüfln  Kamki- 
direktor  des  QeneniUcriegskommifisariatB  Joh.  David  von  Palm  (aus  S^ 
lingen),  ein  Mann  Ton  ongewöhnlkiier  goatiger  RiUmgkeit,  dem  wir  noch  After 
begegnen  werden.  8.  die  in  der  folgenden  Anmerinmg  4  genaner  htamthma^ 
Histoire  des  BevoL  de  Hongrie,  L  429. 

2)  Cod.  Austr.  IL  223.  Das  Reglement  ist  anch  in  Woingarten^a 
Codex  Ferdinandeo-Carolinns  S.  598  ffg.  abgedruckt  und  fast  in  alkn 
Zeitabachnitt  behandebiden  Chroniken  geschieht  seiner  als 
von  besonderer  Wichtigkeit  Erwähnung.  Als  Vorläufer  dieses  Be^^emcots  so- 
wohl dem  Inhalte  als  dem  Geltungsbereiche  nach  sind  die  kais.  Patente 
vom  18.  Novbr.  1681  (bei  Müller,  Oesterr.  Armee,  L  475)  und  vom  2. Mai 
1684  (Cod.  Ferl-CaroUn.,  S.  477)  zu  betrachten.  Der  Kaiser  sagt  in  Leli- 
t^r^m:  er  erlasse  es  seinen  ^sambtlichen Königreichen  und  Landten  zn Trost* 

3)  Die  Ober-Kriegskommissäre,  m  deien  Händen  die  Durchfahrung  des 
Gesetses  Tomehmlich  lag,  waren  mitunter  Männer  von  hervorragender  Bildung, 
so  1.  B.  der  Ober-Kriegskommissär  des  Epeiieser  Distrikts  Kintzingh,  wel- 
cher im  Dezember  1699  zum  kais.  Besidenten  in  Köfai  am  Rhein 
wurde  und  ein  Na<?hfolger  dieses  Militärbeamten:  IL  v.  N ölten, 
.lahn*  1716  sich  mit  öner  Tochter  des  Emerich  v.  Sztaray,  eines 
obrungarischen  GftterbesitzerB ,  verheirathete.  Ein  Nameos-Yemdmias  aDer 
Kri«irs-  und  Oberkriegskommissäre,  die  im  Jahre  1697  in  Ungarn  stationirt 
\var»'iu  inthält  die  gedruckte  » Winter-Repartition  für  1697*,  wekhes  Fhigbhtt 
die  Münchner  Hofbibliothek  (iL  Europ.  100/62  Quart)  verwahrt  Zu 
l'reesburg  war  unter  dem  Vorsitze  des  Ptdatins  Fflrsien  Paul  Esteriiäsy  eine 
.ius  Militärbeamten  nnd  Delegirten  der  ungar.  Stände  zusammengasetote  Kon« 
misühm  an%eBtellt,  weldie  aQe  ungarischer  Seite  über  den  Vollzog  jenes  Os- 
setzes  erhobenen  Beschwerden  zu  prüfen  und  sdidie  »ahioris  indaginis*  der  in 
Wien  tagenden  Hofdeputation  zur  Entscheidong  vorzulegen  hatte.  (Art  17 
des  Begiements  vom  S.  lX*zbr.  1697.) 

4)  Histoire  des  Bevolutions  de  Hongrie,  ä  U  Haye  (1789), 
I.  424.  Zur  Herausgabe  vorfoenitet  and  zum  Theüe  auch  ndmi  wird 
•iieses,  unter  Anderem  l'Vans  Bäköczy*8  IL   eigenhindif 

•  ude  Werk  von  dem  Zipser  Propste  Brenner.  8.  Barbier, 
mvrages  anonymes  (Paris,  1806),  8.  854.  Es  «dslirai  zwei  AnagabeD: 
m  Qoart  und  eine  im  Dnodez-Formate.  Beide  iwchiewn  1789  zu  ä  hi  Hi|t 
m  Veriage  des  Badihiiidlen  Prosper  Marchand.  Entere  zählt  2,  Mtae 
6  Bände.     Ich  dtir«  nach  Letztenrr. 

5)  Unterm  2.  Oktbr.  1698  schreibt  Franz  UäkOczy,  der  sich  gkkh 
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und  nachmaligen  WaffengwoMen  Niklaa  Berea^ny 
Sttodeii  dM  Sifwer  Komitiia  als  ihr  SachwaltiT  mehr  aofc^edrftngt  ala 
boln  hatte,  mtm  Mandatgebern  ans  Wien:  ,Kx  quo  literaa  praetünlataram 
Dominatioonm  Yestramm  oocasiono  promovendomm  in  lods  debitia  negotioinm 
Nobia  «oouraiaa  peraefnaMniia  tarn  reqniaitioni  Indyti  Comitatoa  aatiafimro 
volniM,  <niam  etiam  boni  oommodiqne  Indyti  Comitatoa  quo  mefioii  modo  per 
Noa  aecondandi  nlo  dncti,  Nosmet  hnc  Viennam  ad  haec  caeqneoda  contoM* 
nin».*  Br  meldet  dann  dem  Komitato,  vorgestern  (also  am  80. 
habe  benita  eine  stürmische  Sitzang  der  nach  Wien  bernftnen 
Brimer  atattgeihnden.  (Original  iin  Säroser  Komitats-ArchiTe,  Acta 
polit  Nr.  63  vom  Jahre  1698). 

6)  In  Ansehung  aller  Verwaltungs-Einrichtungon  boantragtu  Kollonitach 
Namens  des  Kaisers  die  thunlichste  Annäherung  an  die  erbl&ndi- 
schen  Institutionen:  ^pour  ses  vuos  il  falloit  se  conformer  aotant  qn*il 
seroit  possible  aux  moeurs,  aux  maximos,  anx  contümes  et  aox  Loix  des  Pays 
höi^ditaires. *  (Hist  des  Rovol.  de  Hongric,  I.  424).  Auch  soDte  das 
ungarische  Gewohnheitsrecht  durch  einen  neu  anzufertigenden  Jastiz-Kodex  er- 
aetrt,  die  Steuerpflicht  auf  den  Adel  ausgedehnt  und  Ungarns  Stenerschuldig- 
heit  ein  für  alle  Male  auf  den  dritten  Theil  der  Gesammtschnldig- 
keit  der  Monarchie  festgesetzt  werden.     (Ebenda). 

7)  Dies  erhellt  aus  einer  Vorstellung  clor  in  Wien  versammelten 
ungarischen  Deputirten  vom  Oktober  1698,  in  welcher  es  heisst:  ,ünde 
haec  tanta  animi  Caesareo-Kegii  commotio  venerit,  penitus  ignoramus,  qui  ejus 
causam  nulla  ratione  praebuimus,  cum  quae  ad  praesentis  hybcnii  necessitatem 
spectabant  quondam  distribuendi  et  quanti  iiifra  duos  inilliones  alterandi  et 
milites  minore,  quam  antea  solitum  fnerit,  numero  dislocandi  speciem  com- 
posuimus,  cui,  dum  publice  legeretur,  nemo  publice  contradiceret  etc,* 
(Abschrift  im  Säroser  Komitats-Archive,  Acta  pol.  Nr.  14  von  1698.) 

8)  Hist  des  RevoL  de  Hongrie,  I.  429.  M.  Horväth  verlegt  in 
samr  »Gesch.  der  Ungarn*  (ü.  328)  diese  Vorgänge  irriger  Weise  in 
das  Jahr  1696. 

9)  Den  grössten  UnwiUen  erregte,  wie  es  scheint,  der  Säroser  Deputirte 
Gabriel  Megyeri  dadurch,  dass  er  dem  die  Sonderintoressen  Ungarns  in 
Schutz  nehmenden  ungarischen  Kanzler  Mattyasowsky  in  öffentlicher  Sitzung 
widersprach.  Franz  Käköczy  gerieth  darüber  ganz  ausser  sich,  wie  sein  oben 
(Anmerkung  5)  dtirtes  Schreiben  beweist,  worin  er  übrigens  die  Möglichkeit 
zugibt:  Megyeri  habe  auf  Einrathen  ^nonnullorum  coofoederatorum  suorum* 
gehandelt  Er  stellt  die  Sache  so  dar,  als  hätte  Megyeri  dadurch  das  ganz«; 
Komitat  bk)8gwtellt  und  des  Kaisers  Ungnade  demselben  zugezogen.  In  der 
That  aber  war  und  blieb  Megyeri  ein  Günstling  des  Hofes.  Ein  kaiserl. 
Reskript  vom  6.  Septbr.  1702  erinnerte  das  Säroser  Komitat  an  die  Verpflich- 
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tmi^,  demselbeu  die  bei  jenem  Anlasse  im  Dieoske  des  Komitats  foioflgabieii 
GeldsnmmeD  zn  yergäten,  woYon  aber  ein  Tbeil  dee  Komikate-Adels  nichts 
wissen  wollte.  Schon  früher  waren  dessen  Ersaizansprfiche  schnöde  snrück- 
gewiesen  worden.  Stephan  Szirmay  hatte  ihn  gröblich  beschimpft  Der  ir«MM«r 
steDte  ihm  hingegen  das  Zeugniss  aus:  er  habe  ,non  minus  fideliter  quam 
atiliter*  gewirkt  Aber  auch  dies  half  wenig.  Das  bezeichnete  Beskript  wnd 
f^ret  am  16.  April  1720  von  der  Oeoeralkcmgregation  des  Komitate  in  Ver- 
handlang genommen.  Achtzehn  Jahre  lang  hatte  man  es  ^debita  com 
reyerentia*  bei  Seite  liegen  lassen.  (Akten  im  Säroser  Komitats-Arch., 
Acta  polit  Nr.  49  von  1702).  Megyeri  war  mittler  Weile  durch  die  Gunst 
des  Hofes  so  wie  durch  das  Vertrauen  eines  TheUes  seiner  Mitbürger  zu  man- 
cherlei Ehren  nnd  Würden  gelangt  Er  war  1715  Assessor  der  Distriktnal- 
iaM  za  Eperiee,  kgL  Rath,  Mitglied  der  neoaquistischen  Kommission  zu  Kaschan 
und  der  Kommission  zur  Regelung  der  Religionsfrage.  (8.  die  Ge8.-Artikel  10, 
.'{0  und  64  vom  Jahre  1715.)  Mit  der  RäköczyVhen  Familie  lebte  er  in  an- 
dauerndem UnfHeden.  Seine  Familie  stammte  ans  Szerdahely  im  Preesborger 
Komitate  (Ges.-Art  6  von  1647).  Wenn  Rezik  in  seiner  »Laniena  Eperies- 
siensis*  wahr  berichtet,  sass  er  dem  berüchti|«ten  Eperieser  Blutgerichte  als 
L'rtheilsfinder  bei  (Engel,  Qesch.  des  ungrisch.  Reiches,  V.  126).  Das  wftrfe 
f^ilich  kein  gutes  Licht  auf  den  Mann,  der  aber  anderer  Seits  doch  im  S&roser 
Komitate  viele  Freunde  und  Cresinnungsgenossen  gehabt  haben  mnss,  weil  er 
sonst  kaum  nachher  noch  wiederholt  dasdbst  zum  Depntirten  gew&hh  woYden 
wire.     Ich  halte  daher  auch  Bezik*s  vorerw&hnte  Angabe  für  falsch. 

10)  Solches  erhellt  aus  der  oben  (Anmerknng  7)  dtirten  Vorstellang  der 
ungarischen  Deputirten  vom  Oktober  1698. 

11)  L.  Szalay,  Magyarorazäg  tdrt^nete,  XII.  (Pest  1860),  8.  85. 

12)  Ebenda,  8.  37  ffg.  Dae  vom  Kanzler  Mattyasovsky  (gewiss  ntdit 
ohne  Widerslnben)  gegengeseichnete  Pstent  ist  eine  der  herbsten  Yemtheihui- 
gen  imgarisdier  Benitenz,  welche  Je  geschrieben  worden,  nnd  es  gereicht  dem 
brav«!  Szalaj  zu  unvergänglichem  Ruhme,  dsss  er  dasselbe  trotsdem  seinem 
grossen  Qeschichtswerke  einverleibt  hat  Leopold  L  tadelt  scharf;  diss  dte  too 
ihm  nach  Wien  berufenen  Vertreter  Ungarns  zwar  erschienen,  srhüssslkh  aber 
erklärten:  hiezn  nicht  berechtiget  gewesen  zu  sein.  Er  zeiht  den  ongarisdien 
Adel  des  Eigeomitns,  der  Hartheniglnit  nnd  der  Uintoilist  Von  der  Mf 
Ungarn  entfallenden  Ctosammtsteoer  per  8,550.d00  fl.  wcirt  er  dem  höheren 
Adel  250,000,  den  kgL  Fi«istidten  g^eichfiühi  250,000  und  den  Best  dem 
gemeinen  Volke,  nach  8000  Porten  vertheUt,  zo.  Den  niederen  Adel  nnd  die 
Geistlichkeit  venchonte  er  also,  wthreod  die  beMhnde  Hofkommission 
iruKt  hatte:  es  mOgs  ein  Sechsaelmtl  der  OesammUist  den  kgL 
von  den  übrigen  15  Sechszehnt4*ln  aber  ein  Drittel  den  von  AHers  her 
freien  Volksklassen  aoMegt  werden.    Darin  und  bezfigtirh  der  Art  der 
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trag  er  deni  Wideretando  Rochnang,  der  auch  in  dflr  lluii  nicht 
sowohl  dem  Principe  der  Qnotenbestonorung,  noch  auch  der 
eigenm&cbtigen  Verwandlung  der  uralten  InHurektionspflicht 
in  eine  Geldentsch&digung,  sondem  Tonehnüich  d^r  in  Wien  belieMen 
Veitliahing  der  Steoeriast  galt  Jene  beiden  Prinzipionfhi^n  erklärt  der  Kaiser 
für  abgetbane  Dinge,  Aber  die  weiter  koui  Wort  zu  vcrlioron  sei  —  In 
Siebenbürgen  schalt  der  magyarische  Adel  das  neue  MilitAr-Beg^smeot 
»meeies  mAl6*,  d.  h.  ein  blosses  »Schauessen*  (wörtlich:  einen  äbertfindileii 
Maiskndien);  der  Kaiser  brach  aber  hior  dorn  Widerstand«»  dadurch  die  Spitze 
ab^  dass  er  ein  paar  Magnaten  (den  Gouverneur  BänflTy  und  den  Gubernialraih 
Apor)  mit  Gnaden  überhäufte  und  die  Wortführer  der  Sachsen  hätschelte.  So 
setrte  dann  anch  auf  dem  Schässburger  Landtage  am  20.  Januar  1698  der 
kais.  KoBunissär  Baron  Watterskirchen  die  dem  Lande  angesonnene  Kriegs« 
st^oer-Bewilligung  unschwer  durch.  (Chron.  Fuchs.-Lup.-01tard.,  IL 
273,  276,  277,  283.) 

13)  Cod.  Au  Str.  U.  238  flfg. 

14)  Bartholomäides,  Notitia  Comitatus  G(^mdriensi8  (Leutschau,  1808), 
S.  260. 

15)  A.  Szirmay,  Notitia  Comitatus  Zempliniensis  histor.,  S.  280.  Mit 
dieser  Nachricht  stimmt  auch  eine  Notiz  in  Riegger' s  Archiv,  III.  340 
überein,  womach  die  Kriegssteuer  für  Ungarn  im  J.  1699  auf  3,600.000  fl. 
herabgesetzt  wurde,  während  Siebenbürgen  900.000  fl.,  die  böhmischen  Kron- 
iSnder  4,112.000  fl.  und  die  altöstem}ichisclien  Erbläiider  2,187.500  fl.  zur 
Qesammtsteuersumme  von  10,800.000  fl.  beizutragen  hatten.  Von  Vorne  herein 
waren  damals  für  Ungarn  4  Millionen,  für  Siebenbürgen  1  Million,  für  die 
böhmischen  Kronländer  5,169.444  fl.  und  für  die  altösterreichischen  Erbländer 
2,430.555  präliminirt  Nach  Bartholomäides  (a.  a.  0.)  betrug  die  dem 
Königreiche  Ungarn  auferlegte  Kriegssteuer  1697  vier,  1698  sechs,  1699 
(dem  vor  dem  Karlowitzor  Frieden  gemachten  Doppel- Voranschläge  gemäss) 
acht,  1701  und  1703  je  drei  Millionen  Gulden.  Die  erste  Steuer- Ausschreibung 
^in  vicem  Insurectionis  ex  lege  debitae*  erfolgte  1693  (A.  Szirmay,  a.  a. 
0.  S.  273). 

16)  Frhr.  v.  Cazan,  Auszug  der  tiroL  LandtagsverhandlungeiL  (Mspt 
im  Besitze  dtt  k.  k.  Universitätsprofessors  Dr.  Albert  Jäger  in  Wien.) 

17)  j^Paritatem  a  reliquis  regnis  ad  Regnum  Hungariae  non  valere* 
heisst  es  in  einem  HofVekurse  des  Zempliner  Komitats  vom  Jahre  1699.  A. 
Szirmay,  a.  a.  0.,  S.  281 

18)  So  z.  B.  1686  ein  StpmHpat^'iit,  1691  diis  SUlLsb'Uerpat^^nt,  1696 
das  Patent  über  die  s.  g.  Centesima,  womach  Jeder,  der  ein  Vennögen  von 
mehr  als  1000  fl.  besass,  den  hundertsten  Theil  dem  StiuiU»  abzutreten  hatte. 

19)  Johann  v.  Ketzer,  Tabakpachtung  in  den  Gsterr.  Ländern  von  1670 
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bis  1783,  Wien,  1784.  Beizer  war  in  der  Lagt^,  die  Akten  4ee  k.  k.  Hof- 
kammer-Archivs  zn  benatzoii,  laat  welchen,  wie  er  S.  28  bemerkt,  in  Nieder- 
Ungarn  ein  paar  Wiemr  and  Koroomer  Kaofleate  vom  1.  Oktober  1702  an- 
gefimgen  das  Recht  zmn  aosschliesslicheii  TabakTerkaof  von  der  Begiervng  um 
einen  j&hrlichen  Pachischllling  von  8000  fl.  auf  3  Jahre  erBtunden.  D48  ist 
die  älteste  Spar  des  Tabakmonopols  in  Ungarn.  Zehn  Jahre  spftter  delinto  et 
Karl  VI.  aber  ganz  Ungarn  ans.  Wie  wenig  man  hieran  orsprongüch  Anstoes 
nahm,  zeigen  die  Worte,  womit  A.  Szirmay  in  seinem  Bache  ^Hongaria  in 
Parabolis*  deesen  Erwfthnaiig  that  Da  heisst  es  S.  41:  ,Anno  1712  Caroliis 
VI.  Imp.  floeptra  capessens,  Phnceps  de  Hangaris  omnimodo  meritas,  rnomi- 
rnentnm  in  animis  Hangaroram  aere  perennias  etiam  exinde  oonsecatiis  est: 
qood  cnltarae  Tabacae  per  Hangariam  maximos  promotor  ftierü  Namqne  vt 
plebs  in  ferendo  contribationis  onero  aliqaod  capere  sablevamcn  possit,  pablioo 
Edicto  ejas  caltarae  modam  proposait,  ejasqae  divenditionis  onas  in 
aerariam  Kegiam  assampsit.  Unde  in  nugori  copia  coli  coepii*  In  Tirol 
fand  das  Tabakmonopol  im  J.  1701  dadurch  Eingang,  dass  der  Bomer  Bärger 
and  Tabagist  Peter  Uofinann,  kaam  ohne  von  Wien  ans  daza  aufgefordert 
worden  za  sein,  im  J.  1700  bei  der  0.  ö.  Hofkammer  den  Antrag  steUfte:  es 
mOge  ihm  gegen  Enthchtang  eines  gewissen  Paaschales  an  die  Uofkammer 
das  ansschliessliche  Becht  in  Bozen  and  im  Umkreise  einer  Stande  ausser  der 
Stadt  Tabak  verkaoliBn  zu  dürfen,  eingerftomt  werden.  (Innsbr.  Statth.- 
Arch.  MisoeDanea,  Nr.  375). 

20)  Za  diesem  Ende  wurde  durch  kais.  Befehl  vom  11.  Jani  1701  an- 
geordnet, dass  zu  Salankemen,  Brod  (oder  Gradiska)  und  Sissek  (oder  Legrid) 
mit  erbländischem  Salze  dotirte  Officinae  Salium  errichtet  werden  aoUeo. 
(Kuknljeyics,  I.  362).  Gleichzeitig  übernahm  die  Wiener  Hofkammer  die 
Marmaroeer  Salinen  aus  der  fürstlich  Apafjr^schen  Verwaltong  in  die 
Georg  Fr.  Paomgartner  fand  sich  sofort  als  kgL  SaLdDspektor  za 
Sngetfa  ein.  8.  dessen  und  des  ihm  beigegebenen  »Gegenhandlers*  InstrnkÜmi 
vom  27.  Jan.  1702  in  Schmidt*8  Berg.-Ge6.-SammL  IL  Abth.  V.  690. 

21)  Die  Postordmingen  für  Ungarn  von  1670  und  1691  sind  von  Unr 
redigirt  Das  »General -Post -Mandat*  vom  16.  April  1695,  das  als  sokiM« 
auch  für  Ungarn  Geltang  hatte,  steht  im  Cod.  Aostr.  IL  167  ffg. 

22)  Unterm  22.  Febr.  1666  aoMBBte  Kaiser  Leopold  den  HofkammMr- 
Präsidenten  Grafen  Sinzendorf  zum  Pvises,  den  Med.  Dr.  Becher  «nd 
den  Hofkammenath  Jos.  Gabr.  v.  Selb  sn  Blthen  des  neoenricfateten  kaisecL 
Kommerz-KoUeginms.  (Becher,  Politischer  Discors,  8.  Aufl.  Fkflrt  a.  M.  1688, 
S.  481).  Dr.  Becher,  aaf  dessen  Anngang  dies  gesehah,  wollte  noch  swei 
Kommenienrftthe  ernannt  wissen.  Doeh  der  Kaiser  sdilng  es  ab.  SaknAir 
des  KoDeghmis  war  Sigmund  Priickhner.  (Ebenda,  8.  490  o.  510).  Das- 
selbe trat  nur  selten  (in  6  Jahren  nicht  einmal  12  MaO  msammeo,  ond  Aber 
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Mofa  kein*  i  1  ith.  li  n  IVoU>koUe  gefllhrt  (Ebeuda, 
&  788.)  In  di«  Zeit  Minee  Bestehens  tauen  aber  doch  höchst  bedMtMme 
y«niiftaltiing«ii4  so  s.  B.  die  Orflndnng  der  orientalischen  Uandels- 
Kompagnie,  wekhe  ansser  dem  Genoral-Komptoir  zn  Wien  noch  zu  Prossburg, 
Prag,  Breslan,  Olmfltx,  linz,  Innsbmck,  Qratz,  Klagenfürt  and  Triesi  Komp- 
toirs  unterhielt  (Ebenda,  S.  1025),  grosse  SchüEahrtsnntemehmnngen  anf  der 
Denan  anirMsle,  derentwillen  sie  zn  Belgrad  eine  Faktorie  hatte,  (K  Brown, 
BfliMO  dorch  Niederbind,  Teutschl.,  Hongam  etc.  Nflmberg,  1711,  8.  121) 
und  eine  Zeit  lang  die  Yerproviantining  Wiens  mit  nngar.  fleische  besorgte 
(J.  H.  Reuter,  DUferentia  Juris  civil,  et  modemi  Anstriad  ad  TabuL  17, 
n.  66  sequ.).  Im  J.  1669  fährte  der  Handelskonsnl  Lälins  de  Lacca  anf 
denn  Bedmong  einen  grossen  Waarentransport  von  Wien  nach  Belgrad,  woza 
er  sich,  wie  die  Hanschronik  des  Tirnauer  Jesuiten-Kollegiums  (jetzt 
auf  der  Fester  Universitäts-Bibliothek)  zu  diesem  Jahre  erzählt,  das  (Meit  der 
sprachkundigen  Jesuiten  P.  P.  Andreas  Battig  und  Andr.  Zepherini  aasbat  In 
Ungarn  war  man  trotzd(»m  ^uf  diese  Haiidels-Kompagnie  schlecht  zu  sprechen. 
Auf  dem  Oedenburger  Landtage  von  1681  beschwerten  sich  die  ungar.  Stände 
darüber  und  baten  sie  um  deren  Aufhebung:  , Orientalis  Compagnia  in  dimi- 
nutionem  regiorum  proventuum  pracjudicumque  et  interceptionem  quaeetas  et 
lucri  regnicolarum  introducta,  penitus  aboleatur.*  (Katona,  Histor.  critica 
Begni  Ilungar.  XXXIV.,  523).  Auf  des  Kaisers  Frage:  »in  quo  per  orien- 
talem  compagniam  graventur?*  antworteten  sie:  ,eidem  incorporati  licet  extranei 
jus  praeemtionis  in  omnibus  fere  venalibus  pro  libitu  sibi  \indicant*  (Ebenda, 
584).  Dies  beweist,  dass  die  der  Kompagnie  eingeräumten  Vorrechte  sich 
auch  auf  Ungarn  erstreckten.  —  In  jene  Zeit  fällt  femer  Becher's  Antrag 
anf  die  Vereinig^g  der  Donau  mit  dem  Khein  mid  der  Weichsel  durch  Kanäle 
zwischen  der  March  und  Oder  und  dem  Main  und  der  Altmühl  (s.  dessen 
Biographie  von  Urb.  Gottfr.  Buchern,  Nümbg.  1722,  S.  110.),  auf  die 
Erhebong  Triest*s  zum  Freihafen  (Polii  Discurs,  S.  1025),  auf  ErOffnunjc 
eines  Absatzweges  fär  ungar.  Weine  nach  Holland,  Hamburg  und  Holstein 
(Ebenda,  8.  611),  auf  Darbietung  des  Fiumaner  Hafens  zu  holländischen 
ScUUIahrtsantemehmungen  (Ebenda,  S.  728),  auf  Errichtung  eines  Osterr. 
Central-Arbeitshaases  zu  Wiener  Neustadt  (Ebenda,  8.  649)  a.  s.  w. 
Im  Dezember  1668  erhielt  Graf  Sinzendorf  ein  für  den  Umfang  der  ganzen 
Monarchie  giltiges  Privilegium  auf  Anwendung  eines  aus  Frankmch  impor- 
tirten  Wirkstahles  (Ebenda,  S.  507).  Der  Grauer  Erzbischof  Sselepcs^nyi 
setzte  sich  mit  dem  Kollegium  in  Verbindung  und  b*»folgte  dessen  landwirth- 
schafUiche  Bathschläge.  Selbst  mit  dem  Zuckerrohre  wurden  auf  Becher's  An- 
rathen  in  Ungarn  Aoclunatisuiingsversucho  gemacht  (Buchern,  a.  a.  0.,  8. 
98).  Dr.  Becher  verliess  Gestenreich  im  J.  1678.  Seine  Entlassung  lOg  die 
förnfliche  Auflr»sang  des  Kommen -Kollegiums  na^h  sirh. 
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28)  Als  der  kakk  (hnndie  Graf  Osttmgn  sich  im  J.  1699  zur  Abreise 
an  den  tArldschen  Hof  rastete,  zog  Palm  im  Namen  der  Hofkammer  bei  allen 
Lftndfifstdleii  Oesterreichs  Ootachten  aber  die  darch  diese  Gesandtschaft  zu 
föidemden  HandfisiiitBressen  ein;  gleichzeitig  nrgirte  er  ein  sdion  im  Vogahre 
von  jenen  Stellen  abrerlangtee  Gntaehten  über  den  Geldumlauf  and  die  Mittel, 
(if'nselb^'ii  iü  beschleiinigen.  Beide  Anfhigen  fand  ich  anter  den  fdr  wissen- 
schaftliche Zwecke  ansgeschiedoien  Miszellen  des  G ratzer  Statthalterei- 
Archivs;  die  eine  aber  den  Geldamlaaf  auch  im  Innsbr.  StattL-Archive 
(Kofdekretsammlung  vom  September  1698).  WahrscheinUch  hatte  anch  die 
lamals  (1699)  angestellte  Unt4;r8uchang  aber  die  M&ngel  des  geweri>lidien 
Zunftwesens,  deren  Kopetz  in  seiner  Oesterr.  GewerbsgesetaEkonde,  I.  19  nach 
Akten  des  Prager  Statth.- Archivs  Erwähnung  that  (ich  fand  ein  hieraaf  be- 
zflgfidies  Hofdekret  vom  13.  März  1699  auch  im  Innsbr.  Statth.- Archive), 
ihn  zam  Urheber  ond  begünstigte  vornehmlich  er  Vogemonts  hydrotechnische 
Arbeiten,  bei  walciien  nach  dem  Vorgange  Dr.  Becher's  Oesterreich  immer  als 
»in  Ganzes  anf^j^eflust  erscheint,  wie  die  von  Lothar  Yogemont  anter  dem 
ntel  .Tentschlands  vermehrter  Wolüstand*  1712  za  Wien  benmsgegebens 
h^nk^rhrift  beweint  Seiner  Ven^'endung  mag  es  zozaschreiben  sein,  dass  den 
bezüglichen  Berathangen  der  Vize -Präsident  der  nngarischen  Kammer  bei- 
wohnte (siehe  die  eben  citirte  Denkschrift,  S.  190)  and  bei  einzelnen 
Krhebangen,  wie  z.  B.  bei  den  im  J.  1702  über  die  Schiffbarmachang  der 
\Iarrh  gepflogenen,  auch  angarische  Landes  -  Komiss&re  intervenirten  (Ebenda, 
196).  Palm  starb  nach  Zodler's  Umversal-Leiikon,  XXVL  367  als 
Direktor  d^r  Kanzlei  des  Osten*.  General- Kriegs -Komissariats  im  J.  1721. 
Er  hatte  zuvor  in  der  Osten*.  Armee  gedient  und  im  J.  1683  die  angaradm 
Krone  mitten  durch  das  türkische  Heer  ans  Pressburg  nach  Wien  gehndd^ 
Im  J.  1687  verliehen  ihm  die  ungarischen  Stände  das  Indigenat  Ueber  seinen 
fiinflnss  aof  Ungarn  s.  auch  die  Anmk.  1  auf  S.  106.  Er  ist  der  Stifter  der 
II  seinem  Enkel  Karl  Joseph  gefür steten  Linie  des  Hauses  Palm-Gondel- 
iiigen.  (Oesterr.  Nai-Encyklop.  IV.  145.)  Das  von  ihm  verfuste  Beqni- 
itionssrhn'iben  über  den  Geldumlanf  und  die  Mittel,  denselben  xa  beAiten, 
l.iss^  ich  hier  im  Auszuge  folgen.  Icli  halte  mich  dabei  an  den  WorHiBt 
I<>r  im  Innsbr.  Statth.-Archive  befindhchen  Abschrift  Palm  ertflkMi  es 
mit  der  Bemerkung:  Ihre  kais.  K^stt  hätten  alleignldigst  nnd  enstlich  be- 
fr.hl<^n,  dass  unter  Anderem,  »was  za  anihehimmg  dero  Linder  vnd  behuel  des 
\-rurii  publiri  gedeyen  mOge,*  insbesondere  aber  die  BeArdnuig  dflr  Waaren- 
inführ  so  wie  die  , Chiltivirung  des  Comercii  und  der  Handlschaft  flberliaapi* 
<«  der  »difiilirten  gehaimen  Connssion  in  (Samermlibiis*  in  Rrwtgang  geiofni 
lind  Ihr  mOMnOA  darilbsr  Beridii  erstiMil  werde:  ,wie  das  Gelt  in  Ihren 
Krbkr.nigrpirhen  und  Ländern  mehrers  in  die  Circalation  gebracht 
werd»*n  konnte,   also  dass  solches  niehl  alMn,   wie  es  anss  de 

B  i  ii  *  r  ni  •  O  n  ,    (•■•'-li      'l-r   A»t*rr     f)va^iinntl*i«*latil*#       t     Akih.  O 
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hy^igm  ErftJmmg  lo  «raehen  gewest»  in  denen  H&ndeu  einiger  Poinlionun 
oder  Solcher,  welche  einen  besonderen  Wnecher  nnd  Monopolinm  mit  demselben 
treiben,  steekhoi  bleibe,  sondern  unter  alle  Inwohner  nnd  Unterthsnen 
der  Proportion  nach  gebracht  werden  könne.*  Um  nun  diesem  a.  \l  Auftrag«* 
in  entsprechen,  enmche  die  kais.  Hofkammer  die  österr.  Hofkanzlei  (an 
weldie  das  Schreiben  zonftchst  gprichtot  ist)  zn  erhoben,  » wa«  die  Govenü  der 
Linder  ffir  Sentimenti  haben*  und  von  jedem  »Qovemo*  ein  Ontachten  über 
die  geeignetsten  Mittol  zur  Erreichung  dee  vorbezeichneten  Zwrx^kee  abzuver- 
langen; yZO  welchem  Ende  und  damit  sothaner  Bericht  und  Gaetachton  desto 
toUkhommener  gefiEisst  nnd  erstattet  werden  mochte,  Ihn(>n  ym  snggeriren  w&re, 
dass  Sye  nicht  allein  ans  selbstiger  eriahrenheit  und  Prudenz,  sondern  auch 
mit  vemehnmnR'  Ihrer  Burger-  und  I^andtsleütho,  insonderheit  aber  der  ein- 
heimb-  nnd  ausländischen  Negozianten  und  Hand8leüth  .  .  .  Ihre  Gedankhen 
formiren.*  Sobald  diese  Gutachten  von  den  ,Govemi  aller  Länder*  würden 
eingeUHifen  sein,  werde  es  Sache  der  Hofkaminer  sein,  ,  eines  mit  dem  anderen 
zu  combiniren  nnd  ein  vollkhommenes  Systema  über  das  Universale 
dess  Commercii  respectu  aller  Länder  in  corpore  und  auch,  wie  sel- 
biges particulariter  respectu    eines  Jeden  Landes   insonderheit   zu   fassen  seye? 

—  zn  entwerfen*    und   schliesslich  dem  Kaiser   darüber  Vortrag   zu  erstatten. 

—  Das  Schreiben  ist  , Ex  Consilio  Camerae  Auücae,  Wien,  den  18.  Spbr. 
1698*  datirt  Das  Exemplar  im  Gratzer  Statthalterei- Archive  trägt 
Palms  Unterschrift. 

24)  Im  J.  1684  zählte  dieses  Kollegium  41  Mitglieder.  Aus  den  Reihen 
der  böhmischen  Aristokratie  finden  wir  darunter  die  Namen:  Martinitz,  Kolowrat. 
WaUeostein,  Wrbna,  Stemberg,  Kinsky;  vom  Adel  der  deutschen  Erblande: 
Dietrichstein,  Starhemberg,  Harrach,  Weissen wolf,  Jörger,  Ursini-Kosenberg, 
Eggenberg,  Pöttingh,  Windischgrätz,  Hofkirchen,  Thum,  Mollart;  vom  itaheni- 
schen  Adel:  Ferrara  (Herzog  von  Ferrara?),  Bertholdi.  Marchese  de  Grona, 
Colloredo;  vom  Adel  des  röm.- deutschen  Reiches,  der  sich  kürzlich  erst  in 
Oesterreich  einzubürgern  begonnen  hatte:  Mannsfeld,  Königsegg,  Fnrstenberg, 
Pugger,  Oettingen,  Schwarzenberg.  Das  aufstrebende  Beanitenthum  war 
darin  durch  den  österr.  Hofkanzler  Heinr.  Freih.  v.  Strattmann  nnd  den  ge- 
heimen Sekretär  Christoph  Hir.  v.  Abele;  Ungarn  durch  den  Wiener  Bischot 
Emerich  Sinelli  (aus  Komorn)  und  den  Grafen  Paul  Esterhäzy;  das  Milit&i 
dnrch  den  Hofkriegsraths-Präsidenten  Hermann  Markgrafen  /u  Baden  und  durch 
d*»n  Vite- Präsidenten  dieser  Behörde,  Kaspar  Zdonko  Grafen  von  Kaplirz  ver- 
>.  den  Schematismus  auf  Daniel  Suttinger's  Plan  von  Wien  von« 
J  10^4,  welchen  K.  A.  Schimmer  im  Anhanire  zu  seiner  ^Häuser -Chronik 
der  innem  Stadt  Wien*  (Wien,  1849)  rppriKluzirt  hat.  Esaias  Pnfendorl, 
schwedischer  Gesandter  am  Wiener  Hofe,  bemerkt  in  einem  seinem  Könige  ont. 
27.  Min  1675  erstatteten  Berichte  (S.  63  der  von  K.  G.  Heibig  im  J.  1862 
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Twnstalteten  Leipziger  Ausgabe):  ^Die  famelmiBtan  Mingtri,  mkhfv  Ihre 
kaiseii  Majeetit  sowohl  bei  dero  Person  und  Hofstaat  als  in  den  Aftures  und 
Begierongen  ihrer  Königreiche  und  L&nder  sich  zu  gebrauchen  pflegen,  finden 
sieh  beisammen  in  dem  also  genannten  »geheimen  Bath*  oder  Gonsilio 
statns,  als  weldier  sowohl  ans  den  Principal-Hofofifizieren,  nAmüch  den  Ohri- 
sten  HofmeLstem  des  Kaisers  and  der  Kaiserin,  dem  Oberstkimmerar,  Oberhof- 
marBchall  and  Oberstalfaneister,  als  ans  andern  hohen  Etats -Bedieoten,  zum 
Ezempel  dem  bChm.  Burggrafen,  böhm.  Kanzlern,  Beichsrioekanzler,  onterteierr. 
Oberstatthatter,  Kammerpräsidenten  und  einigen  Feldmarsch&Den  compomerat  ist, 
und  bei  weldieii  sonsten  alle  secreta  statos  mit  Fremden  und  Einheimifldieii 
nnd  in  snmma  alle  wichtige  negotia  in  Beisein  des  KaisexB  tradieret  werden. 
Alkin  weil  sich  nachgehende  befunden,  dass  unter  so  ?ieleo  Laoten  (manen 
dieofls  KoUegiun  insgemein  aus  etlichen  20  Personen  besteht)  das  «^«w^W!, 
weldies  doch  die  Seele  der  Consilien  ist,  nicht  wohl  obsenrieret,  sondern  Tiel 
Dinge  far  (vor)  der  Zeit  gemmn  und  dadurch  entweder  zu  eieqnieien  ganz 
unmöglich  oder  doch  zum  wonigsten  sehr  schwer  gemachet  werden,  hat  kurz 
fnr  (vor)  Delogierung  des  Pursten  von  Auersperg  (sie  erfolgte  im  J.  1669) 
der  Kaiser  etliche  wenig  Personen  unter  dem  Namen  der  Conferenzr&the 
ausgelesen,  mit  welchen  die  geheimsten  Sachen  überleget  und  geschlossen  wer- 
den, die  bei  menur  Ankunft  folgende  vier  Herren  gewesen,  ab:  der  kais.  Ob- 
rister  Hoftneister  Fürst  von  Lobkowitz,  der  Reichshofrathsprftsident  Fürst  von 
Schwarzenberg,  der  Obrist  Kämmens  Graf  von  I<amberg  und  der  Csterr.  Hof- 
kanzler Baron  Hocher.  Anjet/o  aber  ist  an  Lobkowitz  Stelle  Graf  Mon- 
tecocoli  (der  Feldmarschall,  welcher  bei  St  Ootthard  die  Türken  schlug)  kom- 
men und  pfleget  nunmehr  auch  d<'r  Keichsvicekanzler  Graf  von  Königseck  gar 
oft  darzu  gezogen  zu  werden,  benebenst  dem  geheimen Secretario  Abele, 
welcher  ordinaire  Bediente  diesen  deUberationibus  allein  beiwohnet  .  .  .  AnlSuigs 
iKt  ohne  VorwissT'n  diesen  Conferenzrathee  keine  Besolntion  von  Importau  ge- 
nommen worden.  Allein  weil  der  jetadge  spanische  Ambassadeur  gleich  im 
Beginn  seines  Ministerii  gesehen,  dass  der  FArst  von  Lobkowitz  sich  nicht, 
wie  Porüa,  zu  \Va.s.s«  r  reit<»n  la.ss<*n  und  Alles  >rut  heissi-n  wollte,  was  er  be- 
gehren möchte»,  .  .  .  hat  er  den  Schlüssel  gefunden  durch  den  Credit,  welchen 
Herr  Hocher  und  Abele  \m  dem  Kaiser  haben,  e«  dahin  zu  bringen,  dass  Ihre 
Majestät  ver8<hi«'<lene  wichtige  Dingo  resohrieret,  davon  die  von  der  Coni^nni 
coUegialiter  nichts  gemisst*  Nach  der  »Geh.  Instruktion  für  einen  an- 
gehenden kaiH.  Hofkammerrath*  vom  J.  1670,  welche  in  lahhneichen 
AWhrifton  verbreitet  ist  (mir  liegt  eine  tokhe  im  Bande  537  der  Bibliotheca 
Tirolensis  zu  Innsbr.  vorX  gab  es  daaais  26  geh.  Bfttbe  mH  einem  Jahret- 
gehalt«'  pr.  2000  fl.  Die  .gehebiie  bpadition*  aber  bestund  ans  dem  Hof- 
kanzler  (H<»rher).   10  Sekrefelren,  4  Kamüitan  und  2  KathsthOrhütem. 

25)    '  nW   don    Hofkrii^iiftthen   war    im   Jahre    1684   ein   einziger 

8* 
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Ungar,  n&mlidi   der  Graf   Johann   Karl   8er4ny.     S.   den 


26)  Staatsministerial-Archiv  m  Wi.-  M-t  n»  v..,,  ir.ßo  v. 
OMt,  ni  A.  2. 

27)  Nach  der  Kanzlei-Ordnung  vom  11.  Joni  1683  (Staatsminist- 
Arch.  in  Wien,  Akt  8  von  1688  N.-Oeat,  V.  C.  3)  war  die  nieder- 
es terr.  Kamki-Sektion  mit  2  Beferend&ren  (einem  fSr  das  Land  anter  and 
ciMm  ftr  das  Land  ob  der  Enns)  besetzt,  dagegen  nar  mit  einem  »Universal- 
Tuator.*  Die  Hofkanzlei-RofBrend&re  führten  den  Hofraths-Tit^^L  Im  Jahre 
1684  war  Joh.  Georg  Koch  Beferend&r  des  Landes  a.  d.  Enns,  Aagastin 
Y.  Srchardt  Beferend&r  des  Landes  o.  d.  Enns,  Adam  Remich  von 
Weissenfeis  Beferend&r  der  ober-  and  vorderOsterreichischen ,  Stephan 
Andreas  v.  Werdenbarg  aber  Beferendär  der  innerösterreichischen  Lande. 
S.  den  oben  erwfthnten  Schematismas. 

28)  Der  Osterreichische  Hofkanzler  bezog  aach  aas  den  Kameral- 
geftUen  einer  jeden  Länder-Gruppe  einen  besonderen  Gehalt  In  dem  hand- 
schriftlichen Schematismas  der  tirolischen  Behörden  von  1704,  welchen  der 
Band  Nr.  919  der  Bibl.  Tirolensis  im  tiroL  Nationalmaseam  enthält, 
ist  obenan  die  ^gehaimbe  tjrrolische  Canzley  in  Wien*  aufgeführt  mit  folgen- 
dem Personalstande,  dem  die  betreffenden  Grehälter,  so  weit  sie  aas  tirolischen 
GefiUlen  za  bestreiten  waren,  beigefügt  sind:  Jul.  Friedrich  Graf  Bacoelini, 
oberster  Hofkanzler  (bezieht  an  Jaliressold  und  Kelutum  für  12  Fader  Salz 
2048  fl.);  Joh.  Georg  v.  Buol,  Hofrath  und  Beferendarius  der  o.  and  v.  ö. 
Lande  (bezieht  an  Sold,  Zulage,  Yiktualien-  und  Salzrelutum  1090  fl.);  J.  A. 
Fabricias  von  Fabritz,  Begistrator  (454  fl.);  Joh.  Philipp  Prinkmann,  Konzipist 
(516  fl.);  Dionis  Schmältzl,  Kasp.  Augenstein,  Christ.  Purtscher,  Kanzellisten 
(mit  je  232  fl.);  Joh.  Schärer  und  Carl  Piazza,  supemumeräre  Kanzellisten 
(mit  je  220  fl.);  Barth.  Nicki,  Kanzleidiener  (162  fl.);  Kasp.  Balth.  Orthner, 
AooeBsist  (220  fl.)  Der  Beitrag,  welchen  die  innerÖsterreich.  Stände 
zor  Erhaltang  der  erbländischen  Hofkanzlei,  beziehungsweise  der  Imierösterreioh 
angehenden  Sektion  derselben,  zu  leisten  hatten,  belief  sich  vom  1.  Joli  1705 
an  auf  12,000  fl.  Davon  bezog  der  Uofkanzler  2000  fl.,  der  Beferent  Steph. 
▼.  Werdenbarg  2400  fl.,  der  Begistrator  (zugleich  Taxator)  400  fl.,  der  Tax- 
gegeohandler  700  fl.,  der  Grdinari-Konzipist  500  fl.  und  das  antergeordnete 
Kanzlei-Personal  zusammen  1858  fl.  —  (Staatsministerial-Archiv  in 
Wi^n,  Akt  1  von  1706,  Inner-Oest,  HL  A.  2.) 

29)  Schaler-Libloy,  Siebenbflrgische  Bechtsgeschichte ,  L  (Hermann- 
stadt,  1855),  75,  82,  91.  Ifitonterfertiget  ist  auf  diesen  Urkunden  als  Befe- 
rend&r Steph.  Andr.  v.  Werdenbarg.  Die  s.  g.  Alvinczy'sche  Besohltion  vom 
9.   Apnl    1693   ist   bei   Schuler-Libloy   (L    93)   von   Weitienborg   allein 
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g«geiig«zeichiiet ;   dem  Abdrnckc   im  .»Tascbenbnche   siebenbürgischer 
Gesetze*  (5.  Heft,  S.  90)  ist  aber  auch  Strattmamrs  ünterschiift  beigesetst 

30)  Czdrnig,  Ethnographie,  ITT.  68—72. 

31)  Knknljeyics,  L  353. 

32)  Steph.  Thanmantins,  der  neu  aufgegangene  Gläcks-  und  Miye- 
gt&i-Stem  des  Königreiches  Ungarn  d.  i.  gründliche  Beschieibang  der  gross- 
herriichen  Krdnongspracht  Joeephi  I.,  Königs  in  Ungarn  etc.  Nüniberg,  bei 
J.  A.  Endtner's  Erben,  1688.  —  Unter  diesem  schwulstigen  Titel  birgt  sich 
eine  allem  Anscheine  nach  von  einem  Augenzeugen  herrähnode,  genaue  Be- 
flcfareibiiDg  der  Krönungs-  und  einschlägigen  Landtags-Ceremonien.  —  S.  25 
wird  da  erzählt:  Kaiser  Leopold  habe  die  ungar.  Stände  am  30.  Oktober  1687 
im  BHtenaale  des  Pressburger  Schlosses  feierlich  empfangen ;  nachdem  der 
Ungar.  Uofrekretär  Maholäny,  an  den  Stufen  des  Thrones  stehend,  eine  kurze 
Ungar.  Ansprache  an  die  Stände  gerichtet  und  der  Kaiser  schliesslich  ein  paar 
VeisiciMningen  seiner  Huld  in  biteinischer  Sprache  beigefugt  hatte,  seien  die 
laodeifBntL  Propositionen  durch  den  Österreich.  Hofkanzler  Grafen  Stratt- 
mann  dem  Sprecher  der  Stände  Yersiegelt  überreicht  worden.  Letzterem  yer- 
lidien  die  ungarischen  Stände  auf  eben  diesem  Landtage  (Art  27,  §.  4)  das 
Indigenat  und  zwar  »proprio  motu*  in  Anerkennung  seiner  vielen  Verdienste 
um  Ungarn.  Er  heisst  da:  , Intimus  Consiliarius  et  Supremus  Aulae  Cancel- 
Urins.*  Eine  seiner  Töchter  (Eleonore)  vermählte  sich  bekanntlich  mit  einem 
Grafen  Batthyäny  und  noch  jetzt  fuhren  deren  mittler  Weile  in  den  Fürsten- 
Stand  erhobene  Deioeiidenten  in  dankbarer  Erinnerung  an  die  Ahnfraa  den 
NaoMD  Stnttmann  als  auszeichnendes  Prädikat  Ob  wohl  das  Alles  gcechehen 
wäre,  wenn  Strattmann^s  Einflussnahme  auf  Ungarn  jederzeit  für  illegitim 
gegolten  bittet  üeber  sein  Ansehen  am  Wiener  Hofe  s.  Alfr.  v.  Arneth,  Prinz 
Engen,  L  458.  ßne  kurze  Biographie  desselben  steht  in  Zedier* s  Umrer- 
sal-Leodkon,  XL.  768.  Die  Durchsetzniig  der  Erbfolge  des  östemidiiscfaen 
Horrseberiiaiiflee  in  Ungarn  winl  da  geradna  flun  zageechrieben.  Er  ftub  am 
25.  Oktbr.  1693.  Gleichzeitig  mit  ihm  erhiettflD  das  ungarische  Indigenat: 
der  Hof- Vizekanzler  Graf  JuL  Buccelini,  der  Hofrath  Stephan  Andreas 
v.  Werdenbnrg,  Joh.  Ign.  Albrecht  von  Albrechtsburg,  Intimus  per 
Austriam  Secretar.  et  BeftreDdarioB,  der  Hofiunchivar  Franz  Vinand  von 
Bertram  n.  v.  A. 

38)  Joh.  Probst  (S.  Migeet  Anlae  SecretariO  Comttiologia  Hongirin 
SoproniaMiB,  Wim,  1682,  S.  27,  75—88.  Auf  den  lelitbetMiAnetn  Blttteni 
ist  eine  an  bitteren  Wahrheiten  reiche  Rede  abgedruckt,  welche  Hocher  am 
18.  Novbr.  1681  an  die  nngar.  Stände  biett;  &  27  aber  wird  der  Fmpflmg 
der  kais.  Landtags-KomnÜMäie  Chraf  Albert  ffinnndorf  and  Job.  Ptad  FMh. 
von  Hocher  seltene  der  ungar.  Stände  mit  folgenden  Worten  geecbihiert:  »Hoe 
prae  foribos  Ordinnm  Detoeli  lalstaT««  (im  13.  Juni)  et  Spiieoptti 
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dienoB  Joanne«  Kery   mnnoiie  habito  so  caelBroraiii   notnino  htm» 
BBgieqiiie  Sni  tfinktros  tnqiiam  boni  Nanüi  AngekM  eidpare  dixit*    Wdtar 
wird  da  enlliH:  der  Onner  Erzbischof  habe  dem  Orafto  SiuMiidorf  wBbm  Sitz 
eingerliiint  oiid  diesem  zur  linken  habe  Hocher  Platz  genommw,  weldier  im 
Namen  des  Kaisers  den  Ständen  die  Erlanbiüss,  uincn  Palatin  zu  wfthlflD,  gfab 
and  za  diesem  Behnie  euien  Tersiegelten  Zettel  mit  den  Namen  der  vier  Kan- 
didaten des  Hofes  überreichte.    Hocher's  ofBzieDe  Anwesenheit  auf  dem  Oedeo- 
borger  Landtage  bezeugt  anch   Vanel  in   seiner   »Histoire  des  tronbles  de 
Hongrie^  Amsterdam»    1686,   II.  6.     Die  ungarischen  Schriftsteller  dagegen 
beobachten  darübcT  tiefes  Stillschweigen,   so  dass   man   nach  ihnen  kanm  be- 
greift, wie  die  Stftnde  Ungarns  damals  dazu  kamen,   den  Hofkanzler  Hocher 
—   »Suprpmum   Aulae  Cancellarium  *   nennen   sie   ihn    —   zugleich   mit   dem 
Hofkriegsraths-Präsidenten  liarkgrafon  Hcrmaim  von  Baden  und  mit 
dem  Hofkammer-Pr&sidenton   Christoph   Freih.   v.  Abele   mit  dem  In- 
digenate  zn  bcthcilon   und  zwar,   wie  es   im   §.  4    des  bezüglicben  Qegstz- 
Artikels  (81    von  1681)  heisst:   ^onanimi   voto*,   »proprio  mota  sokmiii|ne 
erga  easdem  praemissa  invitatione,   solo  in   eosdem   grati   animi  Argomento.* 
Hocher*s  Gutachten   über  die  Zriny-Nadasdy'sche  Verschwörung  ist  im  VTII. 
Bde.  des  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch. -Quellen  (Jahrg.  1852)  abgedruckt 
Fünf  Jahre  nach   seiner  Ernennung  zum   österreichischen  Hofkanzler  verfasst, 
beweist  dasselbe,  wie  rasch  er  sich  eine  genaue  Kenntniss  der  ungarischen  Ver- 
hftltnisse  angeeignet  hatte  und  wie  frühzeitig  er   schon  vom  Kaiser  über  diese 
zn   Kailie  gezogen   ward.     Zur   Kardkterisirung   der  Ansicht,   die  er  von  den 
Magyaren  und  von  den  geeignetsten  Mitteln,   selbe  zu  zähmen,   hatte,   mögen 
folgende,  jenem  Gutachten   entlehnte  Sätze   dienen:   »Insita  genti  ferocia  nun- 
quam  cristas  nisi  coacta  dimittet,  nunquam  insolentes  spiritus  nisi  fracta 
deponet*     (p.  68.)     »Elapsi   vacuam  tibi   caveam   plenamque   ludibrii 
ac  se  liberos  et  m  pristina  claustra  nunquam  sponte  rerersoros 
post  osteodent,   leges   tibi   dicturi,    quas    tu    Ulis   dictnrns 
fneras.*     (p.  70.)     »Assuescent  paulatim  germanico  militi,  amabunt  gentem, 
qoam  modo  abominabantur  et  diutuma  consuetudine  mores  nostros  et  habituni 
et  in  linguam  modo  germanicam  abruant,  paulatim  eloqnentiam  con- 
sed  ad  haec  omnia  Deo  et  die  opus  est*    (p.  78).    »Noli  credere, 
Domine  (das  Gutachten  ist  an  den  Kaiser   adressut):   eos   nlla  misoricor- 
diae  spe  condliari  posse;  Dominum  quantum  vis  facilem  repudiant 
maluntqne  prooemm  snomm  factionibus  ac  studiis  trahi,  quam  legitime  Unios 
Impeiio  snbesse.     Proinde  primam  occasionem  speciUati   redibnnt  ad  ingenium 
neqne  nnqnam  eos  defident  signiferi  toibarom,  qui  pro  oertis  et  olim  partis 
nora,  ambigna  et  aocipitia  mahnt  et  soa  spe  metoque  oeteroe  ad  arma  Toca- 
Imnt  —  Armis  parta  quies  et  armis  tuenda.*    (p.  74.)    Si»lche  Anschauung»!! 
waien  nun  freilich   lücht  geeignet,   dem   Hofkanzler  Hocher  die  Herzen  der 
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Magyaren  zo  erobern:  vielmehr  mossten  sie  ihm  den  Hat«  Lekterer  zmüehen 
ud  er  sab  sich  auch  in  der  That  Ton  dieeen  bei  verschiedenen  AnlAseen  anfe 
heftigsle  angegriffen.  Insbesondere  kam  es  im  Jahre  1678  zu  einem  ärger- 
hdien  Aoftritto  zwischen  ihm  und  dem  angarischen  Kanzler  Grafen  Thomas 
P^y.  S.  Katona,  XXXIV.  327  and  Vanel,  L  317.  Nach  Rink  (Leb« 
Leopold*s  L  S.  768)  überwarf  sich  Uocher  bei  diesem  Anlasse  auch  mit  den 
Grafen  Harkiny  und  Forgäcs,  indem  er  die  Ungarn  treulose  Schurken  schalt. 
NichtMMoweoiger  wendeten  sich  viele  Magyaren  in  ihren  NOthen  an  ihn;  so 
der  Primas  Sselepcstoy  im  Jahre  1672  und  die  proteetantiachen  Stftnde  im 
Jahre  1681.  Kazy,  IIL  125  und  251.  Von  der  ihm  auf  dem  Landtage 
von  1681  dargebrachten  Unldignng  war  bereits  die  Bede.  Es  scheint,  dass 
in  den  tonangebenden  Kreiseo  Ungarns  schliesslich  doch  die  Uebenengong 
Platz  griff:  Hocher  meine  es  bei  aller  Strenge  seines  Urtheiles  gat  mit  dem 
Lande.  Er  starb  am  1.  März  1683  zu  Wien.  Im  August  1616  zu  Frei- 
barg im  Breisgaa  gfboren,  war  er  auf  der  Flucht  vor  den  Schweden  frähzeitig 
nach  Innsbruck  gekommen  und  um  das  Jahr  1640  Advokat  zu  Bozen  gewor- 
den, in  welcher  Eigenschaft  er  bald  die  Aufinerksamkeit  des  tirolischen  Landea- 
ftrsten  Ferdinand  Karl  auf  sich  zog,  der  ihn  viel  zu  fiskalischen  Arbeiten  ver- 
wendete and  ihm  1652  den  Titel  eines  o.  ö.  Begimentsrathes  verlieh.  Im 
Jahre  1654  wurde  Hocher  wirklicher  Beisitzer  der  Begierang  zu  Innsbrack, 
1655  Hof- Vize-Kanzler  daselbst,  von  welcher  Stelle  er  aber  schon  das  Jahr 
daraaf  wieder  zoräcktrat;  1660  erhielt  er  das  Kanzleramt  am  Hofe  des  Fürst- 
vou  Brixen.  Letzterer  sollte  sich  aber  der  Dienste  dieses  ansgeseich- 
nicht  hmge  erfreuen.  Kaiser  Leopold  I.  sowohl  ah)  auch  der 
tirohsdie  Bnherzog  Sigmund  Franz  machten  ihm  dieselben  streitig.  Im  Jahre 
1661  folgte  Hocher  dem  Kufe  des  Kaisers  nach  Begensburg,  wo  er  onter  dem 
Titel  eines  BekhshofrathM  das  Direktorium  im  Fürstenrathe  übernahm.  Vier 
Jahre  spftter  warde  er  österreichischer  Hof- Vizekanzler,  endlich  am  2.  Januar 
1667  (Merreiduscher  Hofkanzler.  —  Was  ich  hier  über  dessen  Lebenslaiif 
mittbeUe,  ist  theils  vinem  Aufsätze  des  Präsidenten  Andreas  Fhm.  v.  Dipaalt 
in  der  neuen  Ferdinandeums-ZeitschriA,  V.  Bdch.  (Innsbr.  1839)  S.  89  ffg. 
theils    der   Sinnarhor'schen   Geschichte    des   Bisthums  Brix*»n,    VIII.    597 

84)  Das  K«)iizept  liegt  allerdings  ua  Archive  der  kgL  uuganscbeii  Uol- 
kaiizlei  (8.  Jos.  Fiedler,  BeHr.  z.  Qesch.  der  Union  der  Bothsnsn  in  Noid- 
ungam  in  den  Sitzungsberichten  der  phiL-hist  KL  der  Wiener  Akadsmis, 
XXXIX.  S.  510.);  iUlein  die  sfylgereclifei  Aosfertigiing  ist  von  der  gnmdslU- 
liehen  Feststellung  wohl  zo  nntewdisidWL 

85)  So  trog  derselbe  mitftdsi  «ines  an  den  kommandirendan  QeiMnl 
(trafen  Donat  Heissler  gsrichlefan  Edsases  von  14.  Juni  1698  ämm 
auf,  sich  der  bedrtngtei  angaiMcheo  KnÜMiim  anBaneluBen.    Htüühler  verstilii- 
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hiefon  sofort  <1(*ii  OlK*rkn«>K'S^**i>'»it'^r  KinUiiiK))  ntit  der  Wmoiig:  dtn 
Rvthenen  Aberluuipt  üi  alleu  büliguii  Diiigi«ii  bemiütehon  und  sii'  im  Qcnotn 
aller  flinr  FnÜMten  in  idifttieD.  Zempliner  KotnitaiK- Archiv,  Fol  187, 
Nr.  224.  —  8.  auch  don  1698  dem  mlheiiischen  Baaüten-Klostor  ta  MmikicB 
in  dentMlier  Sprache  ertheilten,  vom  Hofkriegsrathe  Job.  Adam  W0ber  g«g«i- 
fliffijflmntmi  Saha-Quardia-Brief  Loopolds  I.  bei  Joan.  Basilovits,  Notitia 
ftiiidatknis  Koriathovitsianae,  IL  (Kaschan,  1799),  104. 

86)  Die  nooaqnistische  Hofkommission  bestand  im  Jahre  1688 
nach  einer  Vormorkung  bei  Trimmel,  a.  a.  0.  L  689  ans  dem  Kardinal 
KoDonttsch  als  Vorsitzenden,  dem  Yize-Pr&sideuten  der  Hofkammer  GtaAn 
Siegfried  Bitaner,  den  Ilofkriogsnlthon  v.  Krapf  und  Fhm.  v.  Dorsch,  dem 
n.  0.  Begieningsrathe  Hofmiuni  und  dem  Hofkannner-Kunzipiäton  Pichler.  Die 
Akten  dieser  Kommission  sind  spnrlos  verschwunden.  In  den  Jahren  1791 
nnd  1821  darnach  angestellte  ForschnngrMi  hatten  nicht  den  geringsten  Erfolg. 

37)  Das  nuter  dem  TM  , Einrichtungswerk  des  Königreichs  Ungarn* 
bekannte,  von  mir  m  der  Bibliothek  der  ungarischen  Akademie  der 
Wissenschaften  (wo  es  unter  der  Signatur  77,  B.  III.  K.  liegt)  eingeselieiie 
Operat  ist  eine  Frucht  dieser  Kommission,  vielleicht  das  bedeutendste  Denkmal, 
das  sie  hinterliess.  Dasselbe  ist  vom  15.  Novbr.  1689  datirt  und  am  Schhisae 
dnd  sftmmtliche  Konunissionsmitglieder  genannt  Referent  war  der  Hofkam- 
merrath  Fz.  Josef  v.  Krapf.  Der  die  Kommission  einsetzende  kaiserliche 
Eriass  ist  vom  geh.  Hofreferendär  (bei  der  Österreich.  Hofkanzlei)  Stephan 
von  Werdenburg  contrasignirt  Die  Kommission  beantragt  vor  Allem  die 
, Impopulirung  des  Königreiches*  gemäss  dem  alten  Sprichworte  ,Ubi  populus 
ibi  obulus''  und  spricht  sich  für  die  ^ freie,  willkürliche  Einhissung  und  Ein- 
nembung  fremder  Völker*  im  Gegensatze  zur  , gewaltsamen  Uebersetznng 
des  Ueberflnsses  schädlichen  Pöbels*  aus.  Sie  gibt  dalx'i  den  Dentschen 
vor  anderen  Nationalitäten  den  Vorzug  ,  damit  das  Könign*ich  oder  wenigstens 
ein  grosser  Theil  dessen  nach  und  nach  germanisirt,  das  hongaiiache,  zu 
Revolutionen  und  Unruhen  geneigte  Geblüth  mit  dem  deutschen  temperirt  und 
mithin  zur  bestendigen  Treue  und  Liebe  ihres  natürlichen  Erbkönigs  und  Hemi 
aii%eriditet  werden  möchte.*  Die  Kommission  eifert  gegen  die  Besoldung 
militärischer  Befehlshaber  nnd  kameralistischer  Beamten  mit  Regalvorrechten 
statt  mit  baarem  Gelde,  gegen  die  vielen  Steuerezekutionen  zu  Gunsten  ßn- 
zeliier,  gegw  die  einander  Konkurrenz  machenden  Jahr-  mid  Wochenmiürkte, 
nnd  gegen  die  Uebergriffe  der  Kriegskommissäro  (von  welchen  sie  Abechea  ei^ 
regende  Beispiele  beibringt).  Sie  wünscht  »Feetstellang  dee  Credits*  und  be- 
zflidmet  als  Hindemisse  desselben  die  schlechte  Jnstis  nnd  den  Mangel  an 
Grundbüchern.  Sie  befürwortet  die  EinfShmng  eines  besooderai  Lehsnsver- 
bandes  in  Ungarn,  ferner  die  Errichtmig  von  Universitäten  (zu  Ofen  nnd 
Kaschan),  von  Gymnasien.  Akademie<*ii  etc..    nachdem  «IrTtnalen  der  nnfirarische 
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Advokati'ii^tajul  fast  imr  aas  Kabulii>U'U  und  Gfldijchiicideni  ohne  ^doktor- 
mässige''  Bildung  beirtehe  uud  die  ungarischen  Aerzte  ^blos  mit  Fällung  deren 
Freythdff  Proben  machen.*  Die  Kommission  dringt  auf  Herabflotmig  der 
FhuBEOUe  auf  der  Donau,  der  Elbe  und  dem  Inn,  auf  Erleichterung  der  Zufuhr 
fremder  Rohstoffe  und  Werkzeuge,  auf  die  Anlegung  von  Treppelwegen  l&ngb 
der  Donau,  auf  liegulirung  des  Mnnzwesens,  auf  Einführung  gleicher  Maate 
und  Gewichte,  auf  strenge  Handhabung  der  Sanitätspolizei  (denn  wfthmd  der 
Pest  im  Jahre  1679  sei  so  verfahren  worden,  als  habe  man  ,die  Leath  mit 
F\aa8  umbring«!  und  trostlos  versterben  hissen  wollen*),  auf  Versorgung  der 
hilfsbedürftigen  Armen,  auf  Schutz  vor  Feoersgefahr,  auf  bessere  Einrichtung 
der  Postknrse,  auf  Schlichtung  der  nicht  selten  blutig  verhiufenden  Orenz- 
streitigkeiien  an  der  mährisch-schles.  Grenze,  auf  Censurirung  der  ungarischen 
Druckwerke  (zumal  der  in  Lentschau  erscheinenden  »akatholischen*),  auf  grftiwcrD 
Sparsamkeit  beim  Belohnen  der  Verdienste  nnd  b^'im  Erheben  der  Steuern,  auf 
gerechtere  Vertheilung  der  öffentliehen  Lasten  und  auf  Schonung  der  arg  mit- 
genommenen Quartiertrager  seitens  des  BCihtärs.  In  letzterer  Beziehung  bringt 
die  Kommission,  wie  gesagt,  haarsträubende  Daten  bei,  welche  aber  den 
kkuvten  Beweis  dafür  liefern,  dass  sie,  obschon  fast  durch  gehend  s  aus 
NichtUngarn  gebildet,  doch  den  quartier-  und  steuerpflichtigen  Bewohnern 
Ungains  ihre  Fürsorge  auf  wahrhaft  väterliche  Weise  angedeihen  liess.  Die 
Kommission  spricht  da  mit  einem  Freimuthe,  der  die  vollste  Anerkennung 
Tordient  und  es  nicht  als  ihre  Schuld  erscheinen  lässt,  wenn  die  bezügUchen 
Uebelsttnde  fortdauerten.  Sie  erzählt:  die  Soldateska  habe  in  den  Jahren 
1687 — 89  in  Ungarn  wie  in  Feindesland  gehaust;  kaum  der  10.  Theil  der 
von  selber  exequirten  Steuergelder  sei  verrechnet  worden;  das  (xeneral-Kriegs- 
Kommissariat  gestehe  selber  ein,  in  Siebenbürgen  und  Oberungam  sei  die  Kriegs- 
kontribolkni  unerschwinglich  und  seien  fortan  zwei  Begimenter  hkm  nul  der 
gewallMBMn  Beitreibung  der  Steoer  beschäftiget;  erst  kürzlidi  bitten  die  Efai- 
wohner  dreier  neu  gegründeter  Dörfer  zwischen  Komom  und  Stuhlweissenburg 
ans  Forcht  vor  der  Militär-Exekution  bei  Nacht  Hans  und  Hof  im  Stkfae  ge- 
und  auf  der  Flucht  9  Kindür  erfroren  an  der  Landstrasae  fiegen  ge- 
i;  nach  gemeiner  Schätzung  betrage  die  Steuer  6  Pbnent  dee  sIsiurtNumi 
VermögeDs,  das  sich  doch  kaum  zu  4  Perunt  Tenimit;  in  vielen  Gesptn- 
sdiaften  dflrfe  der  Ezekat  gar  nicht  einmal  fragen,  wie  viel  er  zu  entriditeii 
schuldig,  sondern  er  mflsse  geduldig  abwarten,  wie  viel  man  ihm  von  seiner 
Habe  übrig  lässt;  oft  Uetbe  den  Unterthanen  datui  nichts,  als  die  »leent, 
januner-  und  ekodsvoUe  Hütte*,  während  die  das  Land  durchaeheiita 
kommisslre  sidi  gfttlich  thun  und  KeichthAmer  sammeln;  so  habe  der 
verstorbene  Feldkriegs-Zahhunts- Verwalter  Schweiger  ein  VermAgen  von  30,000  fi. 
ImiMaasen,  seil  8  Jahren  aber  keine  lieehmog  mehr  gefegt;  in  einor  Gespan- 
sebaft  habe  der  Kriegakommiartr  die  tfnanmM4te  Komiiili-KoDgfBgalkii  so 
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lang»  geftttiSMi  gehalleo,  bis  alk  SteoenrückötaiiUt'  Im-h.  )iti^'.t  wan-ii:  in  <ieii 
Wainban  tnibwifeii  Ocgendan  geschehe  ee  iii«-i>t  '"'M.  .la»  «li«*  Khegh- 
deo  Stouerpflichtigen  sUU  den  fehl*  in  «hM^s  Whih<  ab- 

und   mit  dieeen  dann  Handel,  ja  t<< 
damit  Wucher  treiben  und  den  ]li)> 
Kommission   schliessi  dieses   SOndenregister 
UatsrthMMii  empftnden  solcher  Gestalt  respectu   des  vohgi>u  türk 
ksimrisi  ErgOttlichkeit*,  und  mit  dem  Antrage:   ^Die  Einforl  - 
bringmg  der  SIeaem  mdge  an  »frommo,  getreue  und  dem  \. 
SalQecta  fiberUssen  und  die  Wahl  derselben  in  den  Qespanschafu  i  xon- 

in den  Stftdten  den  Magistraten  anheimgestellt  werden.  hn«iUch 
noch  die  Kommission:  die  hie  und  da  aufgestellte  Maome:  ^maii 
unruhigen,  zur  Bebellion  geneigten  Völkern  das  waUendo  Gobläthi  wor- 
die  Politici  die  Geldmittel  vorstehen,  zur  Dämpfung  des  Temperaments 
1*  sei  nur  cum  grano  sali»  anzuwenden;  denn  so  wahr  das  Sprich- 
wort sei  »quod  vana  sit  sine  viribus  ira*,  so  mache  doch  bittere  Noth  die 
Leute  tollkühn,  wie  sich  jüngst  iu  Kroatien  gezeigt  habe,  wo  die  Bauern  einen 
mit  Steuerexekution  beschäftigten  Kriogskommissär  angefallen  und  die  ihn  be- 
gleitenden  Soldaten  arg  beschädiget  hätten.  —  Dies  der  Inhalt  des  ^Einrich- 
tangswerkes^  von  dem  M.  Horväth  in  seiner  ^ Geschichte  der  Ungarn*  (II. 
327)  sagt:  es  handle  vornehmlich  »von  der  Anwendung  des  Begierungssystems 
der  deutBch-österreichischeu  Erblaiide  auf  Ungarn*  und  von  den  Mitteln  zur 
desto  ergiebigeren  Ausbeutung  dos  Landes  für  finanzielle  Zwecke.  Der 
YorÜegende  Auszug  rührt  von  derselben  Handschrift  her,  auf  welchf^  Tf<>rväth 
dabei  hinweist 

38)  Die  erste  Auflage  dieses  Buches  erschien  1687,  die  zweite  1697  zu 
TinuuL  Der  Titel  lautet:  »Processus  Judicii  Criminalis  seu  Praxis  Criminahs.* 
Als  Uebersetzer  ist  auf  dem  Titelblatte  der  Jesuit  P.  Franz  Voglmayr 
ganamit 

39)  Jony  sagt  davon  in  seinem  »Comentar.  de  Ortu  et  Progressu  Juris 
Uuimo-Hungarici*  (Leutschau,  1727),  S.  73:  »eam  in  foris  Hungariae  nacta 
eet  authoritatem,  ut  in  Processibus  Causaruui  Crimiualium  peiies  ordinarias 
Regni  leges  nihib  sedus  ac  si  revera  publica  Lege  recepta  esset  et 
confirmata  aDegeretur,  ac  ab  ipsis  quoque  Judicibus  in  ferendis  Sententüs 
aocurationbus  adhibeatur.*  Und  Job.  Szegedi  sagt  davon  in  seinem  1734 
zu  Timaa  erschienenen  »Tyn)ciiüum  Juris  Ungarid*,  I.  43  bei  Beschreibung 
des  Inhaltes  der  gemeinübUchen  Ausgaben  des  Corp.  Jur.  Hungar.:  »ludici  in 
V.  Tomo  snbjungi  solet  Forma  Processus  Judicii  Criminalis  sive  Praxis  Crimi- 
nalis  ex  ConstitatioDe  Criminali  Caroli  V.  Imperator.,  quae  »Nemesis  Carolina* 
didtnr,  deprompta  et  maxime  praxi  Inferions  Austriae  aocomodata  atquo  a.  p. 
m.  Card.  Leop.  KoUonics  coiidaui  .Vrchiepiscopo  Strigon.  Statibus  et  Or- 
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dinibns  Regni  oblata,  iiaiiqnam  tamen  ab  üs  arücnlanter  reoepta,  eo  quod 
ab  avitis  Ungariae  Jnribüs  pocnisque  Lege  statoiis  magna  sni  parte  reoedai 
Qiiia  tamen  nondnm  Mnnicipalis  Ungariae  Pnma  Criminalis  Legibus  Regni  oon- 
formia  elaborari  potoit,  licet  postremis  etiain  Comitüs  Poeoniciudbiis  in  eo 
desndatmn  fnerit,  hinc  in  quantom  praedicta  Praxis  Jnribiis  Begni  non  contr»- 
riator,  in  plerisqne  Cumitatibns  et  Urbibns  in  exeroenda  Jndicom  maxime 
qooad  Interrogatoria  (qoae  nos  ^Poncta  Dentri*  vocamns)  adhibetar.*  Die 
Praxis  CriniinaKs  ist  noch  den  Timauer  Ausgaben  dee  Corp.  Jur.  Hung.  von 
1777  mid  1779  eingeschaltet 

40)  S.  oben  die  Anmerkung  6  auf  8.  108. 

41)  A.  Szirmay,  Notit  histor.  Comit  Ztmpl,  p.  273. 

42)  S.  des  Orafen  Foucher  de  Careil  Mittheilungen  über  Leibniz  in 
den  Sitzungsberidhten  der  philos.-hisi  KL  der  Wiener  Akad.  XXV.  8.  134. 
Leibniz  wirkte  fBr  diesen  Gedanken  schon  im  Jahre  1671  und  suchte  mittelst 
des  Heichshofrailies  Lynker  den  Grafen  Joachim  (Enzmüller)  von  Windhag  dahin 
KU  bringen  ,nt  auspicio  Caesaiis  Triboniani  partes  in  jurisprudentia  emendanda 
suscipiat*  Ihm  redet  auch  NikoL  Beckmann  in  seuiem  1688  zu  Gratz 
erschienfuen  Werke  ,  Idea  Juris  Statutarii  et  consuetudinarii  Stiriaci  et  Austriaci 
cum  Jure  Romano  coUatL*     8.  205  das  Wort 

43)  Wenn  es  in  der  ,Geh.  Hofkammer- Instruktion*  von  1670,  welche 
Mathias  Koch  in  seinen  »Beiträgen  zur  neueren  Geschichte*  (Denkschrift, 
der  Wien.  Akad.,  phUos.-hist  Kl.  I.  2.  Abth.  S.  152  ffg.)  mittheüt,  heisst: 
»Die  Landkammem,  Ungarn  und  8teiermark  ausgenommen,  sind  der 
Hofkammer  unterworfen,  ebenso  Neusohl,  Schemnitz  und  Kremnitz;  die  Hof- 
kammer  ateht  mit  der  ungarischen,  so  die  Zipaer  genannt  wird,  und  mit  der 
innerösterreichisefaen  m  Verbindung,  kann  aber  nicht  über  mehr  als  100  fl. 
frei  TBiflgen*,  so  springt  die  Unzuverl&ssigkeit  dieser  Angaben  schon  ob  des 
Widenqgnichea,  in  welchem  sie  unter  sich  stehen,  in  die  Augen.  WIre  4fe 
Pressbnrger  Kammer  (wie  das  aas  TorskahflDdeD  Angaben  hervor  xa  getai 
scheint)  der  Wiener  Hofkammer  nicht  untergeordn^  gewesen,  so  bitten  die 
ungarischen  Sttnde  wahrlich  keine*  Ursache  gehabt,  im  Oeaeteartikel  18  fon 
1681  ZQ  erkUkren:  sie  bäten  den  Kaiser,  »de  correepondentia  Camerae  Hnn- 
garicae  com  Aobca  et  non  dependentia*  die  Artikel  21  von  1609,  18  von 
1622,  11  von  1655  n.  s.  w.  sa  troBOBm,  Alka,  was  damit  im  WidefBpnd» 
stehe,  zu  beseitigen,  die  fremden  KamendObeamlen  (signatitcr  Vice-PneMden 
Camerae  Poaooiflnas  et  Administratorem  CJaasoviensem)  xa  entftinen,  die  (zor 
Anbahnong  einer  gfiaminfstistlichm  Kontrofe)  neu  kreirten  Gegenacfareiber- 
steOen  bei  den  DranigsttBteni  einfiM^  abdnthuii  etc.  Den  1672  am  12.  Min 
zum  angariadien  Kammerpiiddenten  enmanlen  Biaehof  Leopold  Qraftn  Ton 
Kollonitach  fllhrte  der  kaia.  KommiMlr  Onf  FMinand  fen  UohenMd,  duii 
Nachfolger  des  KoDoDHach,   Christoph  Anton  OnOf^n  v.  KrMj,  (ihrte  1684 
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Grmf  Joh.  Voickhani  von  Concin  in  du»  Vtnt  ni  fM  lil.  N'oW 
Novaf*,  I.  454.)  Unter  den  62  HAthtii  a«i  Pi  lun  r  Kan.iitH,  dmn  Br- 
neiinnng  in  die  Regienmgsieit  Leopoldu  L  fallt,  ml  iiicht  weniger  als  86 
^Ansl&nder*  im  ungarischen  Sinne  des  Wortes.  Namentlich  geg«  da« 
Bnde  seiner  Regiemng  tn  schickte  Leopold  fiwt  ansschlieeshch  »AnsUnder* 
nadi  Preasbvrg  inr  Besorgung  der  ongar.  Kameralgeschlfte.  So  worden  im 
Jalire  1697  folgende  Beamte  su  BAtheo  der  Pressborger  Kammor  befördert: 
Jos.  Ign.  Viechter  v.  Gmeb,  Bemh.  Vemier  Fhr.  v.  Lagos,  Jos.  Andr.  Sal?ay, 
Job.  Bichard  v.  Messin,  Peter  A.  Ratkay,  Joh.  A.  v.  Engelsheim  und  Lcop. 
Ign.  ▼.  Salhaosen.  (M.  Bei,  a.  a.  0.  S.  458 — 460.)  Eine  spezifisch- 
nngarische  Behörde  war  al»o  die  Pressbarger  Kammer  keineswegs. 

44)  Nach  Ukngerer  Unterbrechang  ihrer  Fanktionen  wurde  die  Zipser 
Kammer  im  Jahre  1667  restaorirt  Graf  Otto  Ferd.  ▼.  Volkra  übernahm  im 
Jahre  1672  das  Präsidium.  (Kazy,  III.  124.)  Diesem  folgten  in  der 
Wärde  des  Vorstandes  (Administrators)  in  kurzen  Zwischenrftnmen:  Franz 
Nagele  von  Walsegg,  Sylvester  Fhr.  v.  Joanelli,  Joh.  Fr.  Fhr.  von  Kirchbaum 
und  Michael  Fischer,  welcher  im  Jahre  1685  die  Würde  erlang^  und,  spätr>r 
baronisirt,  sie  über  40  Jahre  lang  bekleidete.  Unter  ihm  amtirte  zu  Kaschau 
als  Kammerrath  um  das  Jahr  1688  ein  hervorragender  kameralistischer  Schrift- 
steller: Wilhelm  Fhr.  von  Schröder.  S.  über  diesen  Schriftsteller  Roscher's 
^Oesterr.  Nationalökonomik  unter  Leopold  I.*  in  den  Hildebrand'schen  Jahrb. 
f.  Nationalökonomie  u.  Statistik,  IL  Jhrg.  (1864)  1.  Bd.  S.  111—123.  Die 
Vorstände  und  B&the  der  2üp8er  Kammer  gehörten  in  der  Regel  zum  Status 
der  Pressborger  und  Erstere  konnte  daher  für  eine  blosse  Filiale  Letzterer 
gelten.  8.  das  Verzeichniss  der  Pressburger  Kammerräthe  bei  M.  Bei,  a.  a. 
0.  S.  455—462. 

45)  Die  Oberstkammergrafen  der  Leopoldinischcn  Zeit  sind  (nach 
Viroszil's  Schenmitzer  Chronik):  Joh.  Konrad  Richthausen  Fhr.  v.  Chaos 
(em.  am  31.  Dezbr.  1658,  Sohn  eines  Wiener  Kaufmannes,  seit  1651  Hof- 
kammerrath  und  Direktor  des  gesammten  erbländ.  Münzwes(>ns.  S.  Bergmann, 
Medaillen,  IL  466),  1663  Joh.  Andr.  Fhr.  v.  Joanelli  (ein  Tiroler,  Herr  des 
Sddosses  Telvana  im  Valsugan  und  mehrerer  anderen  tirolischen  Herrschaften). 
1671  iVndr.  Viechter  von  Grueb  (ein  Tiroler),  1693  Ludwig  Alb.  Fhr.  v. 
Thavonath  (abermals  ein  Tiroler).  —  A.  Wolf  bemerkt  in  seinem  Aufsätze: 
»Die  Hofkammer  unter  Kaiser  Leopold  L*  (im  11.  Bde.  der  Sitzungsber.  der 
philos.-hi8i  KL  d.  Wien.  Akad.,  S.  21  des  Separatabdrucks)  ganz  richtig: 
^Die  Kanmier  der  Bergstädtc  war  der  nieder-östemdchischen  Kammer  und  mit 
ihr  der  Hofkammer  einverleibt*  Die  Schmöllnitzer  Gruben  und  die  So6- 
varer  Saline  standen  unter  der  Zipser  Kanuner.  Erstere  waren  seit  1688 
kraft  kgL  Donation  im  Besitze  der  grftflidien  Familie  Csäky;  die  HUfte  fiel 
aNr  im  Jahre  1671   wegen  Hochverrath  des  Franz  Csäky  ^1"i   Knme 
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uud  wurde  1674  YOlii  KaauiKTrathc  M.  Fischer  im  Nuimii  des  Aerars  okkupirt 
Im  Jahre  1690  vennitielte  die  Braoner'ache  Uofkomnussion  den  liäntansch  der 
anderen  Hälfte  gegen  verschiedeiie  äraruche  Beeitzthämer  in  Ober- Ungarn. 
Mathias  Etheaos,  Mher  Bergmeister  in  Herrengnmd,  wurde  zum  Verwalter 
t>estellt  und  1698  zu  SchmÖUnitz  ein  Oberbergamt  errichtet  (Flor.  Kolynasy, 
Syiiopt  Gesch.  des  oberung.  Bergbaues;  Handsch.  im  Besitze  der  Familie  In- 
KTubcr  zu  SchmOUnitz.)  Die  Soövarer  Saline  kam  im  Jahre  1672  aus  der 
\'« ^\altun^'  (]»r  StadtgemeiDde  Eperies  in  die  des  Staates.  Graf  Yolkra  (Yor- 
sUtid  ih'T  Zipser  Kammer)  ergriff  damals  im  Namen  des  Gesammtstaates  davon 
}>«'sitz  und  setzte  dabei  zuerst  in  der  Person  des  Joh.  Abrah.  Winkler  einen 
k.  k.  Verwait<*r  ein.  Der  zweiköpfige  Adler  kennzeichnete  von  da  an  die 
hiesigen  Amtsgebäude  als  österreichische.  Noch  gegenwärtig  Terwahrt  die 
hiesige  Sudhätten-Verwaltung  ein  Schachthäus*chen  und  eine  Wetterfiüme  mit 
•lifsem  Embleme  und  der  Jahreszahl  1674  im  Herzschilde  desselben.  (Jordan, 
(joschichte  der  Soövarer  Saline;  Handsclirift  im  Archive  des  dortigen  Ober- 
Inspektorats.) 

46)  S.  die  vorhergehende  Anmerk.  und  die  in  der  Note  43  auf  S.  123 
angeführten  Anliegen  der  ungarischen  Stände  vom  Jahre  1681. 

47)  Diese  leitete  im  Jahre  1703  die  Bekrutirung  in  Oberungam  und  ist 
vielleicht  identisch  mit  der  ^Comissio  Caesarea  Beg.  Cassoviae*,  wekhe  im 
Jahre  1695  unterm  16.  Juni  die  dortigen  ViktuaUenpreise  zu  Gunsten  der 
Wiener  regulirte.  (Urk.  im  Säroser  Komitats- Archive,  Acta  polit  von  1695, 
Xr.  120.)  Andere  solche  Kommissionen  fanden  sich  bald  hier  bald  dort  nach 
Krfbniflnuss  des  einzelnen  Falles  in  Ungarn  ein;  so  z.  B.  im  Jahre  1689  in 
der  Gegend  zwischen  der  Donau  und  Drau  eine  vom  Hofkammerrathe  Julius 
Miglio  Fhm.  v.  Prumberg  geleitete  Kommission  zur  Uebemahme  der  s.  g. 
Xeoaqoistika;  1690  in  Oberungam  eine  vom  Grafen  Siegfried  Brftnner  geMMe 
Kommission  zur  Veräosserung  der  hier  nach  dem  Tökoli^scben  Anfttande  kon- 
finiiten  Güter.  Ans  den  Akten  Letzterer  ist  zu  entnehmen,  dass  ein  grosser 
TheQ  dieser  Gdter  an  Personen  äberlaasen  wurde,  denen  ge6ammt8taattich«>r 
Patriotisniiis  ingetrant  werden  konnte.  Der  Freih.  Joh.  Andr.  JoansUi  erwarb 
lamals  Besikoiigen  in  der  Zips  und  im  Säroser  Komitate;  Joh.  Gondslfinger, 
Oberbuchhalter  der  Zipser  Kammer,  Orlai*8che  Gflter  im  Abauj^-ärer  Komitate; 
1er  Fiskal-Proknrator  Math.  Medveczky  (ein  Bothene)  BerthiMjsche  Gftter  im 
>ärotsr  Komitate;   der  Kanftnann  Joh.  Wsiss  ans  Wien  M.   lfadarAaBj*8eiia 

ifiter  ebenda;  emen  Garten  ans  der  nimliriwn  Ifassa  in  Kascfaaa  erwarb  der 
hif«ige   Kanmsrrath  Philipp  Fhr.  ▼.  Ibara  u.  s.  w.    (K.  Vass*iielier  Akten- 
MxtraVt   dto.  KMchan   20.  Dezbr.    1694   im   ungarischen  HofkamnM«r-Archife, 
F»sc,  1718,  Nr.  6.) 

48)  Im  Jahre  1691  zog  die  Begisrong  durch  di«  Miltn  umI  K;ün«r.il- 
IMi  I.1..II  in  Ungarn  Nachhdilsn  tber  den  Stau««  .«.-•   .!.■        ■'    li    i.  i.a-    .-m. 
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(Linxbaner,  Oodca  Sttütario-Medidnaliü  I.  372.)  Die  Utton^  der  Kontamaz- 
Anttattm  in  Ungarn  nahm  von  Vorne  banin  das  MOitlr-Sanitftta-Peraoiial  aaf 
sidL  Als  im  Jahn*  1711  di««  (pipch.  Handdskompagnie  m  Tokai  sich  dordi 
die  Komitatsbehörden  bedrflckt  sah,  nahm  sie  znm  Kriegskommissftr  Fl  Mäaner 
ihre  Zoflncht  und  dieser  schätzte  sie.  (Zompliner  Komitats-Archiv,  Fol- 
187,  Nr.  227.)  Als  die  orientalischen  Christen  zwischen  der  Donau  and  Dran 
im  Jahre  1696  von  den  Jesuiten  mr  Union  mit  der  Wlmisch-kathoL  Kirche 
gciwimgen  wurden,  nahm  sich  der  Szigother  Kommandant  General  Hajn  der 
Bedrftngten  an,  von  dem  die  Hans-Chronik  des  Fünfkirchner  Jeaniten- 
koUeginms  (Handschr.  der  Pester  Universit&ts-Bibliothek)  in  ihrer 
Weise  erzfthlt:  »qoi,  nt  avaritiae  spedem  tegeret,  militum  titiilo  coUaviem  Ulani 
srhismaticomm  insignivit  sicqne  authoritati  Episcopi,  Administratoris  ac  Vize- 
Oomitis  subtraxit,  judicemque  et  officialea  de  iis  constituit  *  Vgl.  auch  die  An- 
merk.  35  auf  S.  119.  Die  Steuereintreibung  und  Durchführung  gerichtlicher  Ur- 
theüe  besorgte  gleichfalls  vielorts  in  Ungarn  das  Militär.  S.  die  Ges.- Art.  25  von 
1659  und  8  von  1681.  Der  Art.  31  des  Militär-Reglements  vom  3.  Dezbr. 
1697  verordnete  auf  Andringen  der  ungarischen  Stände:  ^Die  Müitz  solle  die 
Unterthanen  (in  Ungarn)  wider  ihre  Dominos  terrestres  nicht  protegiren* 
und  der  Art  32  verbot  sogar  die  Anwerbung  angesessener  Unterthanen  in 
Ungarn,  weil  diese  sich  nicht  selten  aus  kemem  anderen  Grunde  hätten  an- 
werben lassen,  als  um  daim  mit  Hilfe  der  Militärgerichte  ihre  Ansprache  wider 
die  Grundherrschaften  durchzusetzen  oder  sie  via  facta  zu  verfolgen.  Wer 
zwischen  den  Zeilen  zu  lesen  versteht,  schöpft  auf  diesen  Anordnungen  die 
Ueberzeugung ,  dass  die  Centralregierang  zuvor  nicht  nur  derlei  Vorgänge 
nicht  missbilligte,  sondern  sie  vielmehr  aus  nahe  liegenden  Gründen  gerne  sah 
und  begünstigte.  Hatten  ja  doch  schon  Karl  von  Liechtenstein  und  der  kais. 
Rath  Hanniwald  dem  Kaiser  Rudolph  II.  empfohlen:  auf  die  Liebe  des  ge- 
meinen Volkes  sich  zu  stützen  und  diese  durch  agrarische  Reformen  sich  zu 
♦•rwerben!  (Chlumecky,  C.  v.  Zierotin,  S.  792  und  793).  Gegen  das  Ende 
der  Regierung  Leopold's  I.  herrschten  freilich  am  Wiener  Hofe  die  entgegen- 
goooliten  Anschauungen  vor.  In  der  Anleitung,  welche  damals  H.  J.  Wagner  v. 
Wagenfels  (nach  einer  anderen  Version:  ein  Fhr.  von  der  Halden)  auf  Befehl 
des  Ajo  Fürsten  Salm  zur  Erziehung  des  Kronprinzen  Joseph  schrieb  (Hand- 
schrift auf  der  Innsbr.  Univers.-Bibl.  Nr.  908),  heisst  es  Bl.  24  b.  vom 
Adel:  der  Regent  habe  ihn  »auf  alle  weiss  zu  schützen  vnd  demselben  aufzu- 
helfen, als  der  seine  Macht  und  Ehr  und  Ansehen  vor  Anderen  unterstützen 
thneth,  aUermassen  Fürston  und  Herrn  sich  in  allen  Vorfallenheiten  mehrers 
auf  den  Adl  alss  einigen  anderen  Standt  zu  verlassen  haben,  vmb 
willen  selber  nicht  allein  durch  innerlichen  Antrieb  seiner  Grossmüthigkeit  und 
edko  öemiethfl  für  seine  natürliche  Herrschaft  zu  sehen  und  Gneth  uml  Blueth 
darzugeben  bewr>gt  winl,  srmdern  gemainiglich  aurh  wog*»n  d»«r  in  H«»ffdien«ten 
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und  anderen  sowohl  CItU-  als  Militärbedienstungen  empßuigenden 
mehrer  Yerpindtlichkheit  und  gleichsamb  gemainsambes  Interesse  hat*  Die 
Tmppen-Koinmandanten  (General-Kapitäne)  ui  Oberongam  anter  Leopold  I. 
waren:  Franz  Fhr.  v.  Wessel^uj  (1647 — 1663),  der  Erlauer  Bischof  Thomas 
Pftllfy  (1663— 166^)»  der  Graf  Fz.  Csäky  (welchen  der  General  Graf  Starfaem- 
berg  als  Delegat  des  Wiener  Hofkriegsrathes  in  sein  Amt  einführte,  1 665  bis 
1674),  Fhr.  v.  Spankan  (1674—13.  JoH  1675),  Graf  Karl  Strassoldo  (1675 
bis  1677),  Graf  Wolfg.  Cobb  (1677),  Graf  Steph.Wrbna  (1678),  Graf  Jakob 
Lesüe  (1678),  Graf  Aeneas  Kaprara  (1680),  Graf  Steph.  Csäky  (1682),  Graf 
Nigrern  (1688),  Graf  Gobert  Aspermont  (1689)  and  nach  diesem  (von  1690 
an)  abermals  Graf  Nigrelli. 

49)  Die  Errichtung  des  angarischen  Gaberniums  fällt  nicht,  wie  es 
in  mancheo  ongarisehen  Geschichtswerken  heisst,  in  das  Jahr  1671,  sondern 
«rfolgte  zwei  Jahre  sp&ter.  Im  Jahre  1671  wurde  blos  grundsätzlich 
(mittest  Ediktes  vom  21.  März)  die  ungarische  Verfassung  für  aufgehoben  und 
ilsLH  Pahitinai  fiür  abgeschafft  erklärt  Die  dem  Gubemator  Joh.  Kaspar 
von  Ampringen  vom  Kaiser  ertheilte  Vollmacht  ist  vom  27.  Februar  1673 
(nicht  1672,  wie  es  bm  Kazy,  m.  142  heisst)  datirt  und  trägt  die  Unter- 
schrifl  des  ongariachen  Kanzlers  Thomas  Pälffy  so  wie  die  des  Referendars 
Steph.  Orban.  ESne  1673  ersduenene  Gelegenheitsschrüt:  »Belaüo  Apparatos 
Posomenas  com  emin.  et  reverendiss.  Dom.  J.  Casp.  ab  iVnipringen  Gubemator 
Begm  IlmigBriae  declararotar*  (aof  der  Münchner  Hofbibliothek)  schildert  die 
Feierlichkeiten,  anter  welchen  Ampringen  sein  Amt  antrat  Nachdem  er  am 
18.  Mära  zu  SchOnbrunn  den  Eid  abgelegt  hatte,  wurde  er  am  23.  März 
durch  die  Grafen  Bothai  und  Nostiz  im  Pressborger  Schlosse  introduzirt  »Es 
endiienen  dazu*  —  bemerkt  jene  CMegvnheitsschrift  —  »die  Magnaten  and 
angarischen  Stand  in  grosser  Anzahl  ganz  willig  und  gehorsamUch.  *  Die  dem 
Gubemator  beigeordneten  Bäthe  waren  nur  zur  Hälfte  Deutsche.  Vanel  (a. 
a.  0.  I.  227)  nennt  neben  dem  Graner  Erzbischofe  Ssdepes^ny,  den  Grafen 
Adam  Forgies  and  Leop.  Kollonitsch  and  ^em  Joh.  M^th^ny  den  Grafen  Job. 
Sebast  Pöttingh,  den  General  Spankan  (an  dessen  Stelle  später  der  (koeral 
Graf  L  v.  Hofkirchen  trat)  und  die  Doktoren  Erchardt  und  Hofbiann.  Derselbe 
unparteiische  Schriftsteller  rühmt  dem  Gubemium  eine  trotz  ihrer  kurun  Daser 
segensreiche  Wirksamkeit  nach.  Zur  Bestitigang  dessen  dient  nnter  Andemn 
das  BegMt  Aber  eine  Gabemial- Verordnung  vom  17.  Juni  1675  bei  Kova- 
rhich.  Formnlae  8<taiMS,  8.  116,  wo  es  heisst:  »Gabero.  reg.  petit  a  Co- 
initatu  ThnröcsMHi  adaeqoatam  Belationtm  de  PapilUs  eommqne  sobstantia 
hunrqu«'  in  otiini  posthac  emenupo  Gm  praestaodam  demandat^  Kazy 
Uziirlmri  '».  III.  128)  den   Hofkamler  Preih.   v.  Hocher  ab   ,novi 

higus    Mairi^tratn>    Aiirtnrnn.*     Die  AxMv<  -ttUg  hST^ 
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18.  Oktober  1670  vom  Kaiser  tum  ,  Locumtoiieiui  K(»giu8  *  vniaimi,  seine  Unter- 
ordnung unter  den  Qubemitor  Ampringen  als  eiiiB  herbe  Zordcksetrong  «nptei 
and  alle  Mienen  springen  Hess,  bevor  or  auf  Geheiss  des  Kaisers  seine  Stelle 
resignirte.  (Kazy,  m.  127.)  Obschon  von  da  an  nur  erster  Bath  des 
Qnbeminms  nahm  er  doch  den  Vorrang  vor  dem  Qabemat^>r  in  Ansprach 
(Ebenda,  III.  128)  and  dieses  Gezftnke  echadoto  dor  neuoii  KinrichtniKr  mehr. 
als  alles  unliebsame,  was  daraus  he^vorgiI)^^ 

50)  Ampringen  verliess  Ungarn  iui  Jahre  1679  anlftsslich  der  damab 
grassurenden  Pest,  um  nicht  mehr  auf  seinen  Posten  zorflckzukehren.  Es  war 
das  eine  Folge  der  Unterhandlungen,  welche  Kaiser  Leopold  Ende  1677  mit 
dem  Waitzner  Bischöfe  Joh.  Gabaä6czy  eingeleitet  hatte  und  bei  welchen  un- 
garischer Seite  der  Satz  vertheidiget  wurde:  ^Die  ungarische  Nation  sei  durch 
nichts  so  leicht  zu  gewimien,  als  durch  Nachgiebigkeit*  (Kazy,  IIL  205, 
260 — 269.)  Der  Satz  fond  in  den  Wiener  Hofkreisen  Anklang.  Der  Wiener 
Bischof  P.  Emerich  Sinelli,  welcher  im  Vereine  mit  Hocher  und  mit  dem  Hof- 
kammer-Pr&sidenten  Grafen  Sinzendorf  die  entgegengesetzte  Ansicht  vertrat,  fiel 
in  Ungnade  (»profanam  Rempublicam  attingerc  prohibitus  est*  sagt  der  über 
diese  Vorgiknge  gut  unterrichtete,  doch  wortkarge  Kazy,  111.  236)  und  Sinzen- 
dorf, gegen  den  wohl  auch  andere  Klagepunkte  vorlagen,  theilte  dessen  Schick- 
sal. Mittler  W'eile  war  auch  (am  6.  Mai  1679)  der  ungar.  Kanzler  Thomas 
PÄlffy,  welcher  dasGubemium  errichten  geholfen  hatte,  gestorben  und  diejenige 
Hoi^artei,  welche  zu  dessen  Nachfolger  den  Kardinal  Kollonitsch  empfahl,  war 
inzwischen  um  ihren  Kredit  gekonmien.  So  zog  sich  denn  Ampringen  zurück 
und  seine  Geschäfte  führte  noch  eine  Zeit  lang  Kollonitsch  fort,  bis  der  Kaiser, 
durch  die  ungarischen  Stände  gedrängt,  denselben  dieser  Funktion  enthob  und 
provisorisch  den  Grafen  Christoph  Erdßdy  damit  betraute.  (Vanel,  II.  31, 
40.)  Die  Stände  gingen  noch  weiter  und  verlangten  auf  dem  Oedenburger 
Landtage  die  völlige  Beseitigung  des  Guberniums,  wogegen  der  Kaiser 
sich  lange  sträubte.  Endlich  aber  musste  er  nachgeben,  da  die  Stände  dessen 
Fortbestand  mit  der  Restauration  der  Palatinswürde  unvereinbar  erklärten  und 
er  dieee  zu  erneuern  bereits  feierlich  gelobt  hatte.  Der  neu  ernannte  Palatin 
Graf  Paul  Esterhäzy  nahm  die  durch  den  Tod  dos  Judex  Curia  Grafen  Adam 
Forgics  (im  Juni  1681)  erledigte  Stelle  im  Wiener  Geheim raths-Kolh»- 
gium  ein,  stund  jedoch  mit  der  Centrabt»gierung  in  keinem  anderen  Zusaimnen- 
hange  nnd  verwaltete  das  Land  wieder  nach  den  altherkömmlichen  Normen. 
Das  war  das  Ergebniss  einer  Berathung,  welche  Anfangs  Februar  1681  nach 
dem  nngläcklichen  Ausgange  des  Krieges  mit  Frankreich  von  den  kais.  Kom- 
missären Joh.  Gubasoczy  (dem  neuen  Kanzler  Ungarns).  Grafen  Küdiger  Starhom- 
berg  und  Joh.  Heinr.  Freih.  von  Hr»rwart.h  (einem  Reirhshofrathe)  mit  mehreren 
ungaruu'hen  Würdenlrag»*ni    yy.    !•■      Utirir   uIkt   die  Frag»-    p'pflogi-n    wurden: 
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^Qnae  decretorom  jam  comiuoruiü  rauu  touimudior  ac  pacandao,  qui  ante  alia 
spwrtarent,  Hun^riae  opportunior  vid*»r««tur?*     (Kazy,  III.  247.) 

51)  Die  Erweiterung  der  ungarischen  Kanzlei  zu  einem  ständigen  Gremium 
und  die  Unterordnung  der  angarischen  Expedition  unter  dieses  Gremium  erfolgte 
im  Jahre  1690.  Li  der  bezüglichen,  in  vielen  Abschriften  verbreiteten  In- 
struktion (womit  Kaiser  Leopold  I.  dem  Drängen  des  ungar.  Ges.-Art  8  von 
1687:  .qnatenus  penes  Hungar.  Aulicam  Cancellariam  duo  ad  minimum  Con- 
siliarii  Nationales  et  ad  id  idonei  continuandamque  ibidem  reeidentiam  acturi..- 
sumptibus  Suae  Mjtis.  intertenendi  indilate  tamque  effective  instanrentor*  nach- 
gab) heisst  es:  ^Cum  praeteritis  disturbiorum  ac  divisionum  dissensionumque 
temporibus  in  nostro  Regno  Hungariae  et  partibus  eidem  anneads  tum  circa 
Status  publici,  tum  Juris  et  Justitiae  administraüonem  plurimi  defectos,  qui 
nonnihil  Cancellariam  quoque  et  Expeditionem  nostram  Aulicam  Uungari- 

cam   turbavere,   inepsehnt eapropter  memoratam  imprimis   Cancellariam  et 

Expeditionem   nostram  Aulic.  Hung.  veluti  caeterarum   publicarum  Uegni  nostri 
Hungariae  Expeditionum  caput  in  meliorem  ordmem  deinoeps  diligenter  et  om- 
nino  obeervandum  praemissis  atque  aliis  rationabilibus  et  relevantibus  de  ctosia 
redigere  cnpientes  eidem  Cancellariae  Hnngaricae  ad  exemplum  aliarum  bene  or- 
dinatarum  Canc(4lariarum  pro  temporum  praesentium  occasione  et  expeditionibus 
n*nim   et   negi»tiorum   Nos  Regnunque   nostrum    Uungaria«'   et<'.  cono'nientiuni 
ritp  faciendis   et  promovendis   nova   ordinatione   et   iustructione   duximus  provi- 
dendum.    Et  praeprimis  cum  et  Begnnm  nostrum  Hungariae  per  Divinam  Bene- 
dictionem  et  feliritatem  annorum  nostrorum  ex  toto  pene   immanissimo  Christi- 
anitatis  hosti  er^ptum  et  n*cui)eratuiii,  consequentcrque  res  et  negotia  Hungarica 
multum  qum|ue  augeri  et  accumulari  neoesse  sit:  imposterum  etiam  litigantibus 
in  Jure  sno  \)ot  Judices  nrdinarios  Regni  g^vatis  ad  Nos  tandem  et  ultimarie 
provocandi  ot  supplicandi  copiam  et  facultatem  concedendam  animo  jam  consti- 
tutum halxamus  [farturi  «tiain,   ut   id    ipsum   proximis   ftituris   temporibus   in 
B«>gno  rite  publicetur]   —  also   handelt   es   sich   um  eine  Neuerung  —  igitnr 
tam   pro    maturiori    cansarum   controv^rsarum   ad   Aulam    nostram 
provocatarum   Revisione,    aliarumque   rerum   et  negotiorum   Hungvioonun 
eateons  amplificatorum  amplificandorumque  snffidenti  coouninatione  et  diacoflsione 
solidiori,  quam  etiam  ad  nuyorem  ipsius  Cancellariae  Authoritatem  et  Dignitaftem 
praeter  et  penf«  CanceUarium  quatuor  Consiliarios,  qui  semper  ad  Aulam 
mwtram  una   praeaentes  sint,  demenier  reaohimiis,  üadem  altervm  adhnc 
Secretarium  ea  modalitate  a^jongentee,  ut  quidem  Duo  sint  Secratarii,  unna 
tamon  duntaxat  eomm,  prior  videlioei  sive  primns  in  ordine,  aamper  sit  Be  fe- 
renda rius  <t  simul  fx  praemiaab  quatuor  Consiliariiia. *   Der  Beadehiingen  d«r 
ungariM-hfMi  Kan/lei  zur  Wiener  Hofkammor  geacbieht  in  dieser  Instnktkiii 
ausdrücklirh  Krwiihnung.  ^Ne  amplius*  —  heiaai  ea  da  —  ^Ukn»  dooilto- 
müfH.  rrivih'^na,  Coiiiirmationes,  Immunitatee,  RiainptioiiBe ,  Conamanak«,  Con- 
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inictiial(*»i,  AilopütHuU«»«,  l*rai«lcctiüiiali»s,  iiiutua»'  succcsm "ins  «i  Ijumi  uli 

tat   aliac  Coiiceesione«   Uogiao   quaemuKiuc    nisi    pia«  via   Conm  >n«- 

cum  Camera  nostra  Aalica  vel  lluitgarica  (nach  (r<stalt  <]cr  Dinge)  expe- 
diantnr«  irritis  alioqnin  tuturis  ot  cassatis  pciiitus  ojuHmodi  Expe- 
ditionibna.*  Aber  auch  vom  Präsidiam  der  Ostorr.  Hufkanzlei  empfing 
dieeelbe  Weisnngcfi.  So  erstattete  das  CoUo^um  Sanitatis  in  Wien  im  Mai 
1691  dem  Kaiser  dorrh  die  n.  ö.  Landes-Kcgiornn^  Antrftgo  aber  Vorkohrun- 
gen,  welche  der  Kaiser  sofort  ^von  Hof  ans*  der  ungarischen  Kanzlei  anza- 
befehlen  hfttte.  (Linzbauor,  1.  371.)  Mit  diesem  ,von  Hof  ans*  kann  nnr 
besagtes  Prftsidimn  gemeint  sein.  Denn  keines  der  eigentUchen  Hofämter  (im 
engeren  Sinne  des  Wortes)  verkehrte  je  in  derlei  Angelegenheiten  mit  der  un- 
garischen Kanzlei  and  ein  besonderes  Staats-Sekretariat  gab  es  eben  damals 
nicht  Andererseits  war  allerdings  die  Abhängigkeit  der  angarischen  Kanzlei 
Ton  den  Centralstellen,  6<>  dass  sie  diesen  unbedingt  hätte  gehorchen  müssen, 
nirgends  ansgesprochen ;  nur  die  Parteien  waren  die  Gestraften,  wenn  z.  B.  die 
angarische  Kanzlei  es  verabsäumte,  die  Zustimmung  der  Wiener  Hofkammer  zu 
irgend  einer  Concessionsurkunde  einzuholen. 

52)  Unter  dem  Hofkanzler  Grafen  Strattmann  und  noch  mehr  anter 
dessen  Nachfolger,  dem  Grafen  Buccelini,  verdunkelte  der  böhmische  Kanzler 
Graf  Ulrich  Kinsky  vermöge  seiner  hervorragenden  persönlichen  Eigen- 
schaften oft  das  Ansehen  des  llofkanzleramtes  und  war  eigentlich  er  des 
Kaisers  erster  Minister.  Er  vereinbarte  den  Karlowitzer  Frieden  (Arneth, 
Prinz  Eugen,  L  55);  er  leitete  die  Verhandlungen  mit  den  siebenbürgischen 
Abgeordneten,  deren  Ergebniss  die  s.  g.  Alvinczy'sche  Itesolution  vom  9.  April 
1693  ist  (Schuler-Libloy,  Rechtsgescliichte ,  I.  98  ffg.)  Auch  auf  der 
Proklamation  an  die  Serben  vom  5.  April  1690  ist  er  neben  dem  Grafen 
Strattmann  unterzeichnet  (Bartenstein's  Kurzer  Bericht  von  der  Beschaffen- 
heit der  illyrischen  Nation  in  den  k.  k.  Erblanden.  Frankfurt  und  Leipzig 
1802,  S.  14.)  Begreiflicher  Weise  gewann  durch  dieses  Hervortreten  des 
böhmischen  Kanzlers  auch  die  von  diesem  geleitete  Kanzlei  in  dem  Masse  an 
Ansehen,  als  das  der  Hofkanzlei  daneben  erblich.  Sihon  im  Jahre  1681  hatte 
sich  Kaiser  Leopold  so  weit  der  böhmischen  Kanzlei  zugeneigt,  dass  er  bei 
des  damals  <»rl<'digt(»n  Postens  eines  Präsidentens  der  br>hmischen 
^r  za  Prag  ihr  und  nicht  der  Wiener  Hofkammer,  die  darum  anhielt, 
das  Recht,  den  Besetzungsvorschlag  zu  erstatten,  zuerkannte  und  die  diesfalls 
vom  böhmisohf-n  Kanzlf^r  erhobene  Vorstellung  mit  den  Worten  erledigte: 
;^  Dieses  dient  mir  zur  guten  Nachricht  und  w(*rde  schon  darob  sein,  damit  in 
kfinftigen  Casibus  der  Stylus  beobachtet  und  der  böhmischen  Canzloy  kein 
praejudicium  zugezogen  werde.*  Doch  Kaiser  Karl  VI.  entschied  sich  für  den 
Anspruch  der  Wiener  Hofkammer,  den  Besetzungsvorschlag  für  besagte  Stelle 
erstatten  zu  dürfen,  indem  or  1718   bei  Enieimung  des  Grafen  Hrschan  zum 
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bTihimsch^  Kanuneiprftsidenten  nsolvirti- :  ,l>er  Hofkaniin<^r  soll  der  Vortrag 
and  Befenit  wegen  anfhehmong  vnndt  abfndernng  ^ines  zeitlichen  Canuner- 
prSadenten  in  Bömen  allein  zustehen,  wie  ihr  auch  zukombt,  denselben  qua 
talem  zu  instmiren;  die  Cantzley  aber  soll  allzeit  desselben  Jurament  for  mir 
ioi  gehaimen  Rath  vorlegen  ymidt  alls^»  ^Uf  es  fOrohin  ir^halt'-n  werden.* 
(Staatsminisi-Arch.  in  Wien.) 

5.3)  IM  A,  Wnlf  ,Die  HofTc.  unt*r  K.  Leop.  I.*  heisst  es  S.  6:  ,Die 
Hofkammer  war  die  (»berste  tlnaiizbehörde  für . . .  IWhmen»  Mähren,  Schlesien . . . 
Die  Landkammem  dieser  Provinzen  mit  allen  Kanzleien  und  niederen  Aemtem 
waren  ihr  unterworfen.*  Wenn  Bai  bin  in  seiner  Schrift  ^De  Magistratibiis 
Regni  Boh**mia***  (bei  Ki^gger,  Matnrialien,  11.  Heft,  S.  4),  nachdem  er  die 
Kpihenfolgf*  der  btlhmischen  Kammerpräsidenten  mit  Alex  Wratislaw  von  Mitrovicz 
abgebrochen  hat,  l)emerkt:  ^Post  haec  Camera  Bohemica  coiyoncta  est  Aulicae 
et  praesedit  Viennae  Dominus  Sinzendorff  Comes,  Camerae  Aulicae  Praesee,  cni 
SDOOesstt  illustrissimus  O^mes  Wratislaw  de  Mitro\icz*:  so  deutet  das  auf  eine^ 
vorübergehende  Einverleibung  der  b^hm.  Kammer 
Hofkammer  während  d<'r  Jahre  1656 — 1679,  wo  eben  Graf 
kammer-Präsident  war,  hin.  Das  böhmische  Referat  bei  der  Wiener  Hof- 
kammer hatte  früher  schon  bestanden  und  äb«)rdauerte  auch  die  Wiederher- 
stellung der  böhmischen  Kammer  zu  Prag.  VgL  über  dieses  Referat  die  An- 
merkung 69  auf  S.  101. 

53a)  S.  die  vorhergehende  Aimierkung  und  den  Aufsatz:  , lieber  die 
Qeschichte  der  schles.  Instaiizien*  im  Novbr.-Hefte  der  schles.  Provinzial- 
blätter  vom  Jahre  1797,  8.  400.  Ich  kenne  diesen  Aufsatz  nur  seinem 
Titel  nach  aus  H.  Wuttke*s  Entwickelung  der  öffentUchen  Yeriiftltmase 
Schl<*siens,  IL  134.  Hier  sind  (I.  192)  auch  nähere  Angaben  über  die 
Kntst<'hung  der  schlesischen  Kammer  zu  linden,  auf  welche  in  der  An- 
merkung 39  zum  II.  Abschnitte  hinzuweisen  verabsäumt  wurde.  In  wie  weit 
HeneTs  Silesiographia  darüber  Auskunft  gibt,  kann  ich  nicht  beurtheilen, 
da  das  Buch  mir  nicht  zur  Hand  ist. 

54)  Dipionia  LtNipoldinum  vom  4.  Dezbr.  1691  (bei  Schnler-Libloy, 
Rechligeflch.,  L  75),  Art  17.  Der  Ausdruck  für  österreiclüsdier  Qenenl  ist 
da  »Capat  (Jermannm.*  Anfti^bch  gab  es  nebeir  diesem  noch  eineii  ^Qmsni&» 
Militiae  TraiudlTaiiiae*,  weklier  das  Landesanflsebot  beÜBUigte  (Benigni,  Hand- 
buch der  Statist  ■.  Oeogr.  des  OrossflirsUnthiims  SiebeobOigeii,  Uermaimsladt 
1837,  \L  22)  und  Benkö,  Transyhrana,  IL  89);  dodi  erlosch  diese  Würde 
sclion  während  der  bald  daraaf  ansgebrochenen  Bäköoty'sclien  Ummben. 

55)  Benigni,  a.  a.  0.  IL  31.  Die  äUeste,  dem  Tbesanriate  Ton  dar 
Wiener  Hofkammer  yorgeschriebene  InstmktioD  ist  Tom  29.  April  1698.  8. 
diese  und  die  spätere  vom  12.  Min  1696  bei  Rrhmidt,  B?.-0<«.-8annL 
a  Abth.  V.  427,  468. 
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56)  Instniklion  für  ili«  l  i  i  i  m  i  u  liuir-  -KnimnissAr»«  Lodwig  Alb. 
Plim.  T.  Thavonat  und  Job.  G-i-  Kkiiir  \.ii,  :uk  .luli  ltii*i»  (kontnagnirt 
vom  Hofltainmorpr»«d«iten  Grafm  Oundacker  8tarh«mborg ,  vom  Vize-Prtsl- 
dcnten  Otto  Christoph  Orafrn  von  Volkra  und  vom  Hofkammerrathe  Joh. 
David  Patai)  bei  Schmidt,  Bg.-Oe8.-Samm1  TT  Ahth.  V.  610  ffg.  (Art.  1 
auf  S.  620.) 

57)  Instruktion  fQr  den  Hofkammorki»inniii»8&r  Joh.  Vnf^T.  Grafen  von 
Seeaa  vom  28.  Januar  1702  hex  Schmidt,  Berg*-GeB.-Samml  II.  Abth.  V. 
705  (Art  5).  Don  Kinnohmom  wurdo  in  der  Porson  des  Ign.  Hahn  ein  Ober- 
emnehmer  vorgesetzt,  der  in  Ka-ssa-  und  Bechnungssachen  vom  Pester  Salz- 
Gberamte  abhing. 

58)  8.  die  in  den  vorhergehenden  zwei  Anmerkungen  ciürten  Instruktionen 
und  die  dem  Grafen  Seeau  schon  unterm  6.  Dezbr.  1700  ertheUte.  (Letztere 
bei  Schmidt,  II.  Abth.  V.  662.)  Nach  der  Instruktion  vom  28.  Januar 
1702,  Art  21  hatte  Graf  Seeau  bis  auf  Weiteres  die  Leitung  des  ganzen 
siebenbürgischen  Kameralwesens  zu  übernehmen.  Der  Thesaurar  Graf  Apor 
blieb  nur  nommell  Vorstand  der  Finanzlandesbohörde.  Er  hatte  das  Vertrauen 
der  Regierung  fast  gänzlich  verscherzt  Man  beschuldigt«'  ihn,  beim  Sah- 
Schmuggel  selber  mitgewirkt  und  wider  die  Anordnungen  des  Fhm.  v.  Thavonat 
agitirt  zu  haben.  Die  Dreissigstzölle  hatte  er  im  Vereine  mit  dem  Gubemator 
Grafen  lUnffy  um  ein  Spottgeld  gepachtet  Der  Bergwesens -Administrator 
war  ^auf  einmal  reich  geworden.*  —  Doch  gab  es  damals  auch  ehrliche  und 
gut  tetenreichisch  gesinnte  Beamte  magyarischer  Nationalität  in  Siebenburgen, 
so  z.  B.  den  Thesauriats-Sekretär  Michael  Cserey  de  Nagy-Ajta,  den 
Beiigwesens -  Inspektor  Samuel  Koles^'ri,  den  Vize- Kanzler  Samuel  Käl- 
noky,  der  noch  zur  Zeit  der  Torkenherrschaft  nach  Wien  gekommen  war  und 
hier  Dienste  genommen  hatte,  u.  s.  w. 

59)  Die  Reihe  der  siebenbürgischen  Landesmilitär-Kommandanten  unter 
K.  Leopold  I.  ist  (nach  Schuler-Libloy,  Rechtsgeschicht»»,  L  368):  1687 
Herzog  Karl  von  Lothringen,  1 688  Graf  Caraffa,  1690  Graf  D.  Heissler,  1691 
Markgraf  Ludwig  von  Baden,  1694  Graf  Veterani,  1699  Graf  Babutin.  Graf 
Yeterani  führte  als  kais.  Kommissär  im  J.  1691  den  neuemannton  Thesaurar 
Joh.  Fhm.  V.  Haller  in  sein  Amt  ein  (Benkö,  II.  61)  und  installirte  in  glei- 
cher Eigenschaft  am  9.  April  1691  das  siebenbürgische  Gubemium.  Vetirani 
erschien  dazu  in  Begleitung  des  KriegssekreUirs  Absalon  (Günther)  v.  LUicnfeld 
(welcher  früher  in  des  Emerich  Tököly  Dienst*»n  gestanden  war)  und  wurde 
von  dem  versammelten  Adel  des  Landt«  mit  geringer  Ehn»rbietung  empfangen, 
80  dass  er  sich  veranlasst  sah,  drei  Mal  demselben  ,  l{i»sp«'kt  *  zuzurufen.  Erst 
nachdem  Absalon  auseinandergesetzt  hatte,  dass  Veterani  die  Person  des  Kai- 
sers vertrete,  hörte  die  Versammlung  stehend  die  vom  General  gehaltene  Er- 
Offirangsrede   an.     (Chronicon   Fuchsio-Lup.-Oltard.,    IL    254.)     Obiges 
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Yerzeichnifiä  ist  nach  der  oben  citirtcn  Quello  (II.  252,  259,  263)  dahin  in 
berichtigen,  dass  Graf  Vetcrani  schon  im  Jahre  1691  Landeschef  wurde,  1695 
den  General  Truchsess,  einen  Protestanten,  zum  Nachfolger  hatte,  und  dass 
hierauf  1696  der  Prinz  Vaudemont  und  Graf  Ludwig  Kabutin  de  Bnssy  m 
jener  Stellung  rasch  auf  einander  folgten.  —  OfSiziell  und  ausdrücklich  gerirten 
sich  die  Landesmilitär-Kommaudanten  allerdings  erst  vom  Jahre  1762  an  als 
Landflachefs  (BenkO,  IL  17);  allein  thats&chUch  waren  sie  das  seit  der 
Uebcmahme  Siebonbürgf-ns  durch  Österreichische  Kommissäre.  Unter  Karl  VI. 
trat  das  so  augenscheinlich  hervor,  dass  alle  öffentlichen  Vorkehrungen  der  da- 
maligen Zeit  in  Siebenburgen  selber  den  betreffenden  Landesmilitär-Komman- 
danten zugeschrieben  und  diese  ganz  unverholen  »Landes-Crouvemeure*  genannt 
wurden,  während  der  »Gubemator*  eben  nur  Vorstand  des  siebenbürgischen 
Gubemiums  war'  und  als  solcher  sehr  beschränkte  Vollmachten  hatte.  Das 
Gubemium  war  wieder  unmittelbar  der  siebenbürgischen  Hofkanzlei 
\i  '  i<luet,  welche,  aniUnglich  nur  eine  Expositur  desselben  zum  un- 
11  II  Verkehre  mit  dem  Monarchen  und  den  diitralstellen  in  Wien,  un- 

term 21.  Oktbr.  1695  auf  Ansuchen  der  siebenbürgischen  Stände  zum  Bange 
einer  wirklichen  und  selbständigen  Hofkanzlei  erhoben  wurde,  nach- 
dem Kaiser  Leopold  I.  schon  in  der  Alvinczy'scheii  Resolution  vom  7.  April 
1693,  Art  22  dem  Vorhaben,  die  Hofexpedition  für  Siebenbürgen  mit  der 
ungarischen  Hofkanzlei  zu  vereinigen,  entsagt  hatte.  Das  bezügUcho  Gesuch 
der  siebenbürgischen  Stände  ist  vom  17.  Dezbr.  1692  datirt  und  an  den 
Österreichischen  Hofkanzler  Grafen  Strattmann  gerichtet  (Staatsminist- 
Arch.  in  Wien,  Akt  1  von  1692,  Siebenbürgen).  Das  siebenbürgischo  Referat 
führte  damals  bei  der  Osterreichischen  Hofkanzlei  oder  vielmehr  beim  Präsidium 
derselben  der  Referent  für  InnerOstorroich  Steph.  Andreas  von  Werden- 
burg. S.  die  Anmerkung  29  zum  lU.  Abschnitt  (Derselbe  ist  auch  auf  dem 
von  der  teterreichischen  Hofkanzlei  unterm  8.  Dezbr.  1687  den  ungarischen 
Ständen  im  Namen  Joseph*s  L  hinansgegebenen  KrOnungsdiplome  unter- 
fertiget. Rink,  Leben  und  Thaten  K.  Joseph^s  L,  Leipzig,  1712,  S.  183). 
Als  ^Konzipist  in  geh.  ungar.  und  siebenbürgischen  Sachen*  fongirte 
im  Jahre  1706  bei  der  Osterreichischen  Uofkanzlei  der  für  Innertetcrrekh  be- 
stellte yTax-Gegeuhandler''  (Kontrollor  des  Taxamtes)  v.  Herleins perg  (Staats- 
miuist-Arch.  in  Wien,  Akt  1  von  1706,  Innerösterr. ,  IIL  A.  2).  Zu- 
w«il<n  korrespondirtc  die  Osterreich.  Hofkauzlei  auch  direkt  mit  dem  sieben- 
bürgischen Gubeniium.  8.  eine  solche  Zoschrifl  vom  12.  Dezember  1701  in 
Angelegenheit  der  mchtunirten  Walachen  bei  Fiedler,  »Die  Union  dorWalacben 
in  Siebenbürgen*  im  Blaihefto  der  Sitzmigsberichte  der  philo8.-hist  KlMse  d. 
Wiener  Akad.  von  1«58  (XXVH.  381). 

60)  Hietzinger,    MÜitärgnmze,    L   80.      Die   hiesigtn   Finanzgeachifte 
beeorgt«)  das  Kamural-Präfektorat  zu  Szegedin  bis  nüt  der  Organiänuig  dee 
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Banattf  durch  den  F.  M.  Claodiuä  Fraiiz  Qrafeii  von  Mercy  nr  ämm  OebM 
eine  beeonderü  Füiaiiz  -  Iiitondaiiiur  urrichtoi  wnrdo.  Dioso  hatto  Anflugs 
(goonAss  Pfttent  vum  27.  M&re  1724)  zu  Oriwswardein  ihnn  Sitz  nnd  den 
Kameril-Ober-Bmiehinfr  Dgcaii  zum  Vorstand.  (Frankfurter  HerbsV- 
Rolatiou  von  1724,  8.  18.) 

61)  Im  J.  1687  bildeten  den  Qrat/.<r  Hofkriegsrath :  der  F.  M.  L. 
Graf  Jakob  Lealie,  der  F.  M.  L.  Graf  Joh.  Jos.  von  Herbentein,  der  Oberut 
Graf  Joh.  Jakob  Khiesel,  der  Hofkammerratli  Graf  Maxim.  Galler,  der  G.  W 
M.  Graf  Nikolaus  v.  Loilroii,  dor  OIhtsI  Rudolph  Fhr.  v.  Stadel,  der  G«nend- 
qnartieniieister  Baron  Ghislain  de  Id(>^hr>ii  und  der  Kriegs-Sckrot&r  Friedricli 
Novak.  (Beckmann,  Idea  Juris  Statutarii,  S.  581.)  Präsidenten  dieser  Be- 
hörde waren  unter  Leopold  I.:  1657  Christoph  Freiherr  v.  Galler,  1670  Joh, 
Weichard  Graf  Vetter  von  der  Lilien,  1675  Jakob  Graf  Leaüe,  1693  Fcrd. 
Fhr.  V.  Stadl,  1695  Joh.  Max.  Graf  v.  Thuni,  1700  Siegbert  Graf  v.  Heister, 
dem  Joh.  Graf  v.  Gronsfeld  folgte.  (Schmutz,  Histor.-topogr.  Lexikon  von 
Steiermark,  L  472.)  Die  gleichzeitigen  Präsidenten  des  Wiener  Hofkriegs- 
rathes  dagegen  waren:  1657  Wenzel  Fürst  v.  Lobkowitz,  1666  Uannibal 
Fürst  V.  Cronzaga,  1668  Kaimund  Fürst  v.  Montocuculi,  1681  Herrn.  Mkgrf. 
V.  Baden,  1692  Rüdiger  Graf  v.  Starhomberg ,  1701  Heinr.  Fürst  v.  Mans- 
feld,  1703  Eugen  Prinz  v.  Savoyen.  (Firnhabor,  Zur  Gesch.  des  usterr. 
IGütiUrweeens,  a.  a.  0.  S.  177.) 

62)  Das  Gremium  der  Gratzer  Hofkammor  bestund  im  Jahre  1687  au» 
einem  Präsidenten  (dem  Grafen  Franz  Adam  v.  Dietrichstein)  und  16  Käthen;! 
darunter  waren  der  Forstamts-Inspektor,  der  Vizedom,  der  Eisenerzer  Kammer- j 
graf,   der   Hofpfennigmeister  und   der   älteste   Sekretär.     (Beckmann,  a.  a. 
0.  S.  580.) 

63)  S.  hinsichtlich  des  Gratzer  Hofkriegsrathes  die  diesem  unterm 
6.  April  1675  von  Kaiser  Leopold  L  ertheilte  Instruktion,  insbesondere  die 
Art  2 — 13,  17,  21  und  22  bei  Firnhaber,  zur  G<\schichte  des  Osterr. 
Milittrwesens  a.  a.  0.,  Urk.  XX.  S.  165  ifg.  Die  Einflussnahme  der  Gratzer 
Hofkammer  trat  am  stärksten  nach  der  Eroberung  der  GrafschafU'n  Likka, 
Korbavia  und  Zwonigrad  durch  den  Grafen  Joh.  Jos.  v.  Herberstein  im  J.  1 689 
hervor.  Deim  diese  Grebiete  wurden  sofort  der  genaimten  Hofkammer  ganz 
zur  beliebigen  Einrichtung  ,auf  dem  Civilfusse*  überlassen,  wobei  sie  jedoch 
auf  Schwierigkeiten  stiess.  Die  von  ihr  im  Jahre  1701  zu  diesem  Endo  da- 
hin geschickten  Einrichtong8-Kommis.särü  Graf  Coronini  und  Frhr.  v.  Ram- 
schfissel  wurden  ermordet ;  der  Civilintendant  Frhr.  v.  Obemburg  wurde  verjagt 
Nun  verkaufte  sie  den  ganzen  Komplex  um  80.000  fl.  an  den  Grafen  Adolf 
Sinzcndorf.  Doch  die  Wiedorsetzlichkeit  der  Bevölkerung  gi'gcn  die  ihr  aufgi- 
dmngeoe  Civilherrschaft  dauerte  fort,  so  dass  schliesslich  im  J.  1711  Jen« 
^lehieie   doch   der  Militärgrenze   einverleibt    wurden,   ohne    dass    übrigens   die 
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Grdtzer  Hofkammer  aufgehört  hätte,  die  Fioanzhukit  dort  auszuübeu.  (Uietziu- 
ger,  L  28.)  Nor  ein  15  Meilen  langer  uid  5  Meilen  breiter  Distiikt  Ungs 
der  Meeresküste,  zwischen  Zengg  und  Zara,  die  s.  g.  Morlachei,  wurde  im 
Jahre  1717  wieder  aus  dem  _  Militärgrenzverhande  aosgeschicden  and  zum 
,österr.  (deutäobeu)  Litoralo*  geschlagen,  dessen  politische  und  finanzielle 
Verwaltung  der  Triester  Uauptmanuschaft  zustund,  welche  wieder  unmittelbar 
der  Gratzer  Hofkammer  untergeordnet  war.  (Gebhardi,  Gesch.  v.  Dahnatien 
—  54.  Bd.  der  Guthrie-Gray'schen  Allgem.  Weltgeschichto ,  Brunn  1788  — 
S.  772).  Zu  diesem  Distrikte  gehorten  die  Küstenplätze  Buccari,  Fiume, 
Buccarizza  und  Porto  Bö ,  welche  theils  schon  von  uralter  Zeit  her  Osterr.  Be- 
sitzthain  mid  als  solches  eine  Zugehor  des  Herzogthumes  Krain  waren,  theils 
durch  Konfiskation  auf  Grund  des  Zriny-Frangepany^schen  Verschwörungs-Pro- 
zesses  im  J.  1671  zur  Gratzer  Hofkammer  waren  eingezogen  worden. 

64)  Dieser  Gäterkomplexe  willen  fanden  wiederholt  (1695  und  1720) 
Verliandlati^en  zwischen  der  Gratzer  Hofkammer  und  den  kroatischen  Ständen 
Ktatt,  w<>lK>i  auch  die  Wiener  Hofkammer  und  die  ungar.  Hofkanzloi 
intervenirten.  (Kukuljevics  L  387.)  Die  ungar.  Stände  drangoi  im  G«6.- 
Art,  116  von  1715  auf  Erfüllung  des  miter  Lec»i)old  I.  über  diese  Güter  zu 
Stande  gekommenen  Vergleiches  und  reklamirten  dieselben  noch  im  Ge&-Art 
52  von  1741  als  Zugchör  zur  ungar.  Krone.  Es  gehörte  hiezu  insbesondero 
die  Herrschaft  Csakathurn,  welche  zu  Anfang  dos  18.  Jahrhunderts  von 
der  Gratzer  Hofkammer  an  den  Marquis  de  Priu  (Turinelli)  verkauft,  im  J. 
1708  aber  wieder  von  diesem  gegen  die  Herrschaft  Mitterburg  in  Istrion  ab- 
geftieten  worden  war  (Hoff,  Gemälde  von  Krain,  IL  79)  und  1721  an  die 
gräfliche  Familie  Altliaim.  (Lehotzky,  Stemmatographia,  IL  8.)  Während  der 
Marquis  de  Prie  Eig«iithäiner  derselben  war,  verwaltete  sie  als  dessen  Bevoll- 
mächtigter der  böhm.  Landstaud  Heinrich  Kressl  von  Gualtenberg.  Die- 
ser bestätigte  hn  Dezember  1701  eine  von  sänmitlichen  Pfarrern  der  Mur- 
insel  abgegebene  Erklärung,  dass  daselbst  vom  Volke  allenthalben  nur  kroa- 
tisch gesprochen  werde.  (Kukuljevics,  1.  363).  Offenbar  regte  sich  also 
hier  duDals  schon  der  Nationalitätshader  und  mussten  die  bedrängten  Kroateo 
zu  jenem  böhmischen  Landstande  ihre  Zoflocht  nehmen,  um  Magyarisinmgs- 
gelüste  von  sich  abzuwenden.  Desto  schlechter  mossien  freilich  die  ungar. 
Stande  auf  die  Gratzer  Hofkanuner,  weiehe  durch  den  Verkauf  der  konflsarten 
Güter  an  Nichtungarn  diesen  Gelegenheit,  sich  in  ungarische  Angelegw- 
heiten  zu  mischen,  gab  —  zu  sprechen  sein.  Aber  waram  auch  die  kroati- 
schen Stände  hingegen  zu  einer  Z«*it  eiferten,  wo  sie  sich  anderer  Seits  glück- 
Uch  schäzten.  Fremde,  wie  die  Fnihomi  Jos.  v.  Sermsge  und  Jos.  ▼.  Knbner 
in  ihre  BGtto  anftichmon  zu  könmu;  —  das  ist  nicht  recht  abzosehen.  Sei- 
Umis  der  Begierangsorgane  wurden  die  Kroaten  um  so  weniger  eins  Anfcehtimg 
ihrer  Matioualität  m  besorgen  gehabt  haben,  als  Js  die  Oentnlregisnmg  in 
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Wien  sich  jadaneii  gerade  der  atitordrficktoii  Nationalitfttsintoressen 
in  dm  ongariBdieii  Lindem  wlnnetene  annahm.  Ich  orinnore  an  den  nngar. 
«Gesell-Artikel  18  von  1687,  wekher,  Aber  Andringen  der  Centralre- 
giernng  (wie  ee  darin  anedrficklich  heisst)  erlassen,  bestimmt:  dass  Jedem, 
welcher  bei  Gericht  Aussagen  za  Protokoll  gibt,  das  Ausgesagte  in  seiner 
Muttersprache  vorgelesen  werde  (vemacola  Unqoa  periegator).  Als  Leopold  L 
im  J.  1691  feierlich  die  liegiomng  Siebenbfirgens  antrat,  liess  er  hier  auch 
die  verachteten  WaUu^en  und  selbst  die  Zigeuner  zur  Huldigung  zu,  damit 
vor  aller  Welt  anerkennend ,  dass  er  auch  diese  Theile  dor  IkvOlkerung  so  gut 
wie  die  herrschenden  Nationen  als  seine  Schutzbefohlenen  betrachte  und  Werth 
anf  ihre  persönliche  Treue  lege.     (Chron.  Fuchsie  Lup.-Oltardin.  IL  252.) 

65)  Die  kroatischen  Dreissigstftmter  an  der  st^'ii'rniilrkischen  und  kraini- 
scheu  Qrenze  stunden  unt(.>r  der  G r a t z e r  H  o  f  k  a  in  in o  r .  woni(rHi(>nti  vcm 
der  Mitte  des  17.  Jahrhundert»  an. 

66)  Unterm  30.  Juli  1673  sicherte  Leopold  1.  den  Kroaten  die  Aus- 
zahlung von  Soldrnckständen  durch  die  Wiener  Hofkammer  zu.  (Ku- 
kuljevics,  L  345.)  Als  er  unterm  15.  Juni  1703  den  Distrikt  zwischen 
der  Unna,  Kulpa  und  iSave  dem  Königreich« •  Kroatien  einverleibt**  und  die 
Petriniaer  Ga*nze  auflies»,  bestimmt«.*  er:  ,Quoad  Cameralia  a  Camera  nostra 
Aulica  dependeant.*  (Ebenda,  I.  366.)  Wenn  von  der  Hofkammer  schlecht- 
weg die  Rede,  i.st  darunter  stets  die  Centralstelle  dieses  Namens  in  Wien  zu 
verstehen. 

67)  hl  dem  Bestallungsbriefe  für  den  Vizeban  Graf  Peter  Keglevich  vom 
21.  November  1708  heisst  es:  ,Quoad  MJlitaria  per  Consilium  Nostrum  Aulae 
BeUicum  instruatur*.  (Kukuljevics,  L  379.)  Die  Belobungsschreiben, 
welche  Kaiser  Jo8«'ph  I.  unterm  25.  Mai  und  3.  Novbr.  1706  an  die  Kroaten 
ob  ihrer  Treue  erliess,  tragen  die  Signatur  des  Wiener  Hofkriegsrathes  (Ebenda, 
I.  377,  378).  Die  gleiche  Signatur  trägt  der  Aufruf  an  die  Kroaten,  welchen 
Kaiser  licopold  I.  unterm  21.  Juli  1683  erliess,  um  sich  ihrer  Mitwirkung 
b*nm  Entsätze  Wiens  zu  vergewissern.  (Ebenda.  I.  350,  351.)  Durch  den 
Wiener  Hofkriegsrath  zog  er  daiui  auch  am  7.  August  1683  von  Passan  ans 
Nachrichten  über  den  Stand  der  Dinge  in  Kroatien  ein  (Ebenda,  L  856). 
Vgl  Hietzinger,  Militärgrenze,  L  27.,  wo  scharf  betont  ist,  wie  das  Kari- 
stftdter  und  Warasdiner  Generalat  stets  vom  G ratzer  Hofkriegsrathe  ab- 
hingen, während  die  s.  g.  Banalgrenze  (die  ^Petriniaer*)  immer  unter  dem 
Befehle  des  Wiener  Hofkriegsrathes  stund.  Die  Banalgrenze  war  eben  eine 
Zngehör  von  Civilkroatien.  Ihre  Besatzung  (die  aus  .Haramien*  sich  zusam- 
mensetEendo  fianahniliz)  wurde  von  den  kroatischen  Ständen  mit  Beihilfe  der 
Wiener  Hofkammcr  unt^Thalttm  und  der  ihr  unmittelbar  vorgesetzte  Befehls- 
haber war  der  Banns. 

68)  In  einem  Patente  Leopold'»    I.    vom   26.   Juli    1683    urscheint  der 
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FML  Gmf  Stratiäoldo  als  »gnberuatioui  Urbu  Graecciuüä  dupatatns*  and  zwar 
als  vom  Wiener  Uofkricgsratbo  dahin  geschickt  Der  Gratzer  Hof- 
kriegsrath  war  angewiesen,  im  Einvernehmen  mit  ihm  ^u  handebi.  (Kaknl- 
jevics,  1.  353).  Der  gewöhnUche  Kommandant  des  Gratzor  Schlossberges 
stund  onter  der  Wie^ner-Hofkammer.  (Beckmann,  a.  a.  0.  S.  260). 
Die  hiesige  Festung  galt  daher  allerdings  auch  in  Friedenszeiten  für  eine 
österr.  Reichsfestnng.  Ganz  kam  der  Gratzer  Schlossberg  erst  im 
Jahre  1705  anter  den  Wiener  Uofkriegsrath.  S.  das  Joanial  des  hiesigen 
Gro8s-l*rufoseii  b««i  W.  Frh.  v.  Kalchberg,  !>•'  <;r:.t/..r  S4hlo8sborg  (Gratz 
1856),  S.  53. 

69)  Die  in  der  ^Umurkaiig  63  aaf  8.  134  ciürtu  Instruktion  des  Gratzer 
Hofkriegsmthes  ist  vom  Hofkanzler  Hochrr  nii<l  vom  damaligen  geh.  SekretAr 
Abele  ant«Tfertiget. 

70)  Das  Kollegium  hiess  auch  ^die  geheime  Stelle*  (ConsiUum  Sta- 
tu») und  führte,  wie  Beckmann,  a.  a.  0.  S.  173  sich  ausdrückt:  ^autori- 
iaUi  et  jussu  Caesareo  das  supremum  directorium  im  Namen  des  ]^idesfürsU«n 
über  Alles  in  i.  ö.  Landen  und  dero  TribuuaUeu  in  Civilibus  et  CrimiuaUbus, 
I    1  lalibus,  MUitaribus  et  causis  statuum*.     Ihm   stund    die  Kevision  der  ür- 

M  ih'T  Gratztr  , Regierung*  und  die  Ki«titutio  iji  integrum  zu  ,ad  Interesse 
('a<sareum  tanto  validius  et  circomspectius  observandum.  *  Bei  Erledigung  von 
llen  höherer  Kategorie  erstattete  es  neben  der  Gratzer  »Kegienuig* 
.  Besetzuugsvorschlftge  an  den  Kaiser.  Andear  ir'unktiouen  dieses 
Kollegiums  geschieht  im  Texte  Erwähnung.  Im  J.  1687  bestand  es  aas  fol- 
iTfiiden  Personen:  dem  Fürsten  Joh.  Seifried  zu  Eg^^enberg  (Laiideshauptmann 
in  Krain),  dem  i.  0.  Hofkriegsratlispräsidfuten  Grafen  LesUe,  dem  i.  6.  Hof- 
kainmerpräsideuten  Grafen  Dietrichstein,  dem  i.  ö.  Hofkriegsrathe  Grafen  Joh. 
los.  von  Herberstein,  dem  Grafen  Georg  Sigmund  von  Herberstein,  dorn  Grafen 
Geor^'  Si^oimnd  von  Traatmannsdorf,  dem  Grafen  Georg  von  Stubenberg  (Lau- 
deshauptinann  in  Steiennark)  und  dem  i.  ö.  Statthalter  Grafen  Georg  Fried- 
rich von  Morsberg.  Letzterer  wohnt«  jedoch  den  Sitzungen  nur  als  Bericht- 
»•rstatter  und  zur  eigenen  Information  über  die  darin  verhandelten  Gegenstände 
Inj.     Sitz  und  Stimme  hatte  er  nicht     (Beckmann,  a.  a.  0.  8.  173.) 

71)  Beckmann,  a.  a.  0.  173.     Im    1    1687  bekleidete  das  Amt  eines 
Hof-Vize-Kanzler«  Franz  Friedrich  Fries.     Von  1661—1664  versah 

Krn.st  Frie«lriih  Graf  von  Herberstein,  von  1664  — 16b  1  Dr.  Jos.  C.  ▼. 
Wür/bur^.  Der  oiunittelbare  Vorgänger  des  Fries  war  Thom.  Igu.  v.  Maner- 
hurg.  (Croiiica  A^h  Herzogth.  Steyermark,  Hdschft.  des  Jnauneams-Archi- 
ves  zu  Gratz,  K.  IX.;2.,  422;  S.  216.) 

72)  Eine  solche  .  Paciflcations-Reeolation  *  orgiung  z.  E  »«i  conaüio 
Sacrae  Caes.  MjtiK.  intimo*  untenn  20.  Juli  1669  ans  Anlaaa  der  von  dar 
>    ••    Regiening  aufgestellten  B«diauptaug:  ihr  allein  komme  es  so,  Patente  m 
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puhludrBn.  Sie  habe  —  )K*haaptt«t('  dio  !{•  ^'i«  riiii^'  — 
Bochi  durch  ouion  aber  100  Jiihru  alU*n  Uhuh  (»rsoiMvii.  Der  gdldme  Bath 
ennimie  jedoeh  dem  gogenäbor  daran,  dass  diu  Behörden  in  solchen  Din- 
gen nicht  an  die  »aigenthftttigo  Observanz*,  sondern  an  i\a8  sich  za  hatten 
hatten  »so  Ihn  Mijestftt  gnedigst  domandiren*.  [Handschrift  des  Joan- 
nernns-ArehiTes,  K.  IX.  2.,  898;  S.  185.] 

78)  Daher  stand  der  bei  der  Uopublik  Vunodig  akkroditirto  Osterr.  Ge- 
sandte mit  dem  Oeheimraths-Kollegium  zu  Gnitz,  so  wiu  mit  don  diesem  nnler- 
geordneten  Landesbehdrdcii  in  vielßütigur  Korrc*8i)ondunzy  woraos  es  sich  wieder 
erklärt,  wesshalb  die  auf  vonetianischom  Boden  befindlichen  Osterr.  Postämter 
Yon  Gratz  und  nicht  von  Wien  aus  äb(>rwacht  und  erhalten  wurden.  Der  zu 
Konstantinopel  residirendo  Gesandte  dagegen  verkehrte  fast  ausschliesslich  mit 
dem  Wiener  Hofkriegsratho  und  es  dauerte  dies  bis  in  die  Zeit  Kaiser  KarPs  VI. 
S.  Hammer,  Khlosl,  III.  46  und  desselben  Autors  »Osmanische  Geschichte*. 

74)  Im  August  1679  eniannte  Kaiser  Leopold  I.  hiezu  den  berühmten 
FM.  Herzog  Karl  von  Lothringen.  (Innsbr.  Statth.-Arcb.,  Leop., 
C.  40).  Derselbe  versah  diesen  Posten  bis  zu  seinem  am  18.  April  1690 
erfolgtoi  Tode,  war  jedoch  den  Sommer  über  meist  als  Armeokonunandant  im 
Felde  abwesend  und  kehrte  gewöhnlich  erst  im  Spätherbste  nach  Innsbruck  als 
m  sän  , Winterquartier*  zurück.  (Zoller,  Gesch.  von  Innsbr.,  IL  21 — 25). 
Im  Jahre  1705,  kurz  vor  seinem  Tode,  designirte  Kaiser  Leopold  den  Her- 
zog Karl  Philipp  von  Pfalz-Neuburg  zum  Gubemator  der  o.  ö.  Lande. 
(Theatrum  Europ.  XVIL  67).  Dieser  traf  aber  erst  am  11.  Septbr.  1707 
zu  Innsbruck  eiji.     (Zoll er,  a.  a.  0.  IL  69). 

75)  Durch  Instruktion  vom  8.  August  1665  überwies  Kaiser  Leopold  I. 
den  zu  Innsbruck  , anwesenden  Geheim-  und  deputirten  Räthen*  die 
Oberleitung  der  ,  Staats-  und  IxUidsachen,  Justiciaria,  Civilia  und  Militaria.* 
^Batione  militarium*  theilte  er  dem  Geheimraths-Kollegium  den  General- 
wachtmeister Fhm.  V.  Kayserstehi  zu.  (Art  23.)  Die  übrigen  MitgUeder 
desselben  waren  bei  dessen  Einsetzmig  im  Jahre  1665:  Graf  Joh.  Georg  von 
Kikugsegg,  Bartholom.  Fhr.  v.  Bertholdi,  Joh.  Graf  Spaur  (o.  Ö.  Regierungs- 
Prisident),  Wilh.  Benih.  Graf  Ferrari  (Obersthofmeisttr  der  verwittweten  tirol. 
Landesfurstin  Erzherzogin  Aima),  Graf  Joh.  Dominik  von  Wolkenstein  (Landes- 
hauptmann an  der  Etsch)  und  Dr.  Cliristoph  Uhich  von  Pach  (Vize-Kanzler 
der  0.  a.  Begierong).  Scheinbar  mit  weitgehenden  Vollmachten  ausgerüstet 
(nach  der  Instroktion  war  es  des  abwesenden  Kaisers  »Inunediat-Bopräsentant*), 
durfte  es  doch  nur  ^ordinari  und  tiigliche  Sachen*  selbst  ontsscheidcn ;  in 
allen  wichtigen  , Handlungen*  hatte  es  »auf  vemembung  der  dortigen  Wesen* 
seme  Gutachten  an  den  Kaiser  d.  h.  an  die  Wiener  Hofkanzlei  »pro 
resolutione  zu  schicken  und  derselben  zu  erwarten*;  »dami*  —  heisst  es  üi 
der  Instruktion  —  »Wir  Unss  das  völlige  Gnbernium  aller  o.  und  v.  ö. 
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aach  inkorporirten  schwäb.  Lande  plene  et  immodiato  wie  oben  Yer- 
meldet  mit  aller  Soaveräiiität  und  Hanptdispositioii  sammt  dorn  wirklichen 
Kxemtio  tutelae  ober  die  zwei  Prinzessineu  Klaodia  Felicitaä  und  Maria  Mag- 
dalena per  expressnm  Torbehalten.*  Zum  Ziichen  dessen  sollte  der 
oberste  Platss  an  der  Spitze  des  Rathstiscfaes  stets  als  für  dos  Kaisers 
Majestät  resenrirt  angesehen  werden  and  demgeniäss  leer  bleiben.  Die  Um- 
frage hielt  der  wirkliche  geh.  Kath  Graf  Kunigsegg.  Dieser  r»flfneto  auch 
den  Einlaof  aus  Wien  und  alle  übrigen  Zuschriften  au  das  Geheimraths-KoUe- 
giom  und  ,  machte  die  Couclusa  secundum  majora.  *  Dersclbt*  war  schon  unter 
dem  letzten  tirol.  Erzherzoge  Sigmund  Franz  (siit  dem  16.  Jäiuier  1663,  wo 
er  den  bezüglichen  Eidschwur  leistete)  ^^ Direktor  de«  o.  ö.  geheimen  Käthes* 
und  des  Erzherzogs  OberstkämmenT  gewesen.  Ob  aus  des  ^zherzogs  freier 
Wahl  oder  in  Folge  emer  von  Wien  ans  verfügten  Oktroymng?  —  weiss 
ich  nicht  zu  sagen.  Fast  möchte  ich  aber  das  Letztne  vermuthen,  so  wie  ja 
auch  im  November  1664  ein  Graf  Harrach  ins  o.  ö.  Geheimraths-Kollogium 
•  iiitrat,  in  welchem  ich  einen  weit<-ren  S<.'ndboten  des  Wiener  Hofes  zu  erblicken 
m't'iieigt  bin.  S.  das  Verzeichiüss  der  o.  0.  Geheimräthe  im  Innsbr.  Statt- 
halterei- Arch.,  Ambras.  Memorabilien,  III.  88.  Die  Distmktiou  des  o.  ö. 
Geheimraths-Kollogiums  vom  8.  August  1665  liegt  ebenda  im  Fascikel  728 
der  Catanischen  polit  Kegistratur.  Nach  der  Uebemahme  Tirols  durch  Kaiser 
licopold  I.  ermangelte  das  in  Bede  stehende  Geheimraths-Kollegium  Iftngere 
Zeit  hindurch  eines  eigenen  Kanzlers.  Erst  unterm  23.  Oktober  1665 
wurde  dazu  Christoph  Ulr.  von  Fach  mit  dem  Titel  »geh.  o.  ö.  Vize- 
Kanzler*  criKUiiit.  Es  scheint,  dass  anf^glich  dem  Kollegium  auch  ein 
niedrigerer  Hang  als  welchen  das  zu  Gratz  befindliche  von  Ahen  ber 
i(iii<>s.s,  zuerkannt  werden  wollte.  Es  wurde  geltend  gemacht,  dass  das 
Gratzer  Kollegium  ein  ^Consilium  intimum*,  das  Innsbruckor  da- 
Lr«Lr<n  nur  eui  »Consilium  deputatum*  sei.  Doch  glichen  sich  diese 
IjiUrschiede  mit  der  Zeit  aus;  nur  die  Mitglieder  des  Wiener  Geheimraths- 
Kollegiums  beanspruchten  und  behaupteten  fortan  eine  gewisse  Superiorit&t  und 
wollten  aosschliesslicfa  als  wirl^ liehe  geheime  B&the  angeselien  seiiL  Hiefanf 
Itezügtiche  Akten  liegen  bei  der  vorcitirten  Oeheimraths-InstruktioiL  Ebenda 
ist  auch  eine  Nachtrags-Verordnung  vom  24.  Okt  1665  zu  finden,  womaeh 
las  Kollegium  nur  im  Falle  der  Dringlichkeit  und  dann  nur  im  Einveniehmen 
iiiit  den  beiden  »o.  0.  Wesen*  (der  ^Itegierung  und  Kammer*)  zur  Beeetsung 
'•rledigter  BeamtensteUen  schreit«.*n  durfte,  deren  definitive  Verleihong  dann 
immer  noch  dem  Kai»«r,  d.  h.  der  Wiener  Hofkanzlei  vorW-halten  war.  Die 
8.  tr.  Diritaltraktat.  mit  den  Ständen  hatte  das  KoUegtnm  bis  cor 
Si-hliis.H.s(liriit  nach  ••igiiHm  Ermessen  in  kHen;  die  Schhissschiift  mit  den 
präzis  formulirten  Anträgen  war  aber  Jedes  Mal  mittelst  eines  Kooriers  nach 
Hof  einsiuwiideo,  wo  Aber  ihre  Ami«hmbarkeit  entscbiedeo  wird.     Die  Zahl 
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der  0.  «K  Geheünrithe  vermohriu  skh  bimioti  woiii^*n  Jahren  dflrgwW,  daw 
schon  im  Jahn  1686  ihrer  t^ilf  guz&lilt  wurden.  Diese  waren  (bmi  to  oben 
angesogenen,  ontor  den  Ambrasor  MeinorubUien  liegenden  Vorzeichiüsses):  die 
Grafen  Hioron.  B(>nih.  Ferrari,  Job.  Spaur,  Job.  Künigl,  NUcol  Lodron,  Hanns 
Otto  Fogger  und  Franz  Nikol.  Lodron,  di«*  Frcihomi  Cyriak  v.  Troyer,  Sig- 
mund Trapp  und  Joh.  Fz.  von  Landseo  und  «lor  Hof- Vizekanzler  Wilhelm 
Baltheser  von  und  zu  Löwonfeld. 

76)  Im  J.  1689  treffen  wir  hier  den  nilmliih.n  Militär- Vortrütor, 
welcher  im  J.  1665  dem  o.  ö.  Qeheiiurathä-Kollegiuin  zugetheilt  wordcu  war, 
n&mlich  den  mittler  Weile  zum  Feldzougmeister  beförderten  Job.  Fz.  Frei- 
horrn  von  Kaysorstoin.  Er  war  zugleich  niederuaterreich.  Hofkriegsrath 
und  Kommandant  von  Prag.  (Weingarten,  Fasciculi  divers.  Jurium,  Nürn- 
berg, 1690,  I.  244.)  Für  milit&r.  Angelegenheiten  bestund  bei  der  Prager 
Statthalteroi  von  1665  an  eine  eigene  , Kriogsexpedition. *  (Ebenda,  L  245.) 
Im  J.  1683  waren  dabei  1  Sekretär,  1  Kegistrator  (zugleich  Expeditor),  1 
Konzipist,  1  Vizen^gistrator  und  3  Kanzlisten  angestellt  (Staatsminist- 
Ar  eh.  in  Wien,  Akt  15  von  1683  Böhmen;  III.  A.  4.) 

77)  Das  ergibt  sich  aus  den  in  den  Jahren  1705 — 1707  wegen  Ab- 
stellung dieser  ünzukönimlichkeit  gepflogenen  Verliaudlmigen ,  von  welchen  in 
der  II.  AbtheiL  die  Rode  sein  wird. 

78)  Als  der  Wiener  Hofkriegsrath  im  J.  1704  den  Genoral  Grafen  von 
Outenstein  das  Truppenkonnnaudo  in  Tirol  übertrug,  setzte  er  sich  unter  Einem 
mit  der  erbländisehen  Hofkanzlei  in  Wien  uis  Einvernehmen,  ^um  eine  be- 
ständige gute  Harmoiüe  zwischen  dem  Politico  et  Militari  einzurichten.*  S. 
das  betreffende  Intimat  vom  14.  Jum  1704  im  Iimsbr.  Statth.-  W'-^'. 
Catanische  polit  Registratur  Nr.  14. 

79)  Beim  Tode  Kaiser  Leopold's  I.  bekleidete  dieses  Amt  Peter  Paul 
Daiser  von  Sillbach.  Derselbe  trat  im  Jahre  1709  an  die  Spitze  der 
damals  neu  gebildeten  und  dem  MilitAr-Direktor  zur  Dienstleistung  zugewiese- 
nen Kriegs-Kanzlei  zu  Iimsbruck. 

80)  8.  oben  die  Anmerkung  Jj  aut  S.  113. 

81)  Nur  wenn  irgend  ein  General- Patent  den  eigenthümhchcn 
Verhältnissen  der  einzehien  Ländergruppen  angopasst  und  dem  entspa^chend 
die  Styhsirung  des  in  Wien  gemachten  Entwurfes  abgeändert  werden  sollte, 
erging  der  bezügliche  Auftrag  an  , Regierung  und  Kanmier.*  So  üborschickte 
z.  B.  Kaiser  Leopold  I.  unterm  16.  April  1686  den  Entwurf  des  damals  zur 
Einführung  in  sämmtlichen  Erbkonigreichen  und  Ländern  vorbe- 
reiteten Stempclpatents  den  voreinigten  o.  ö.  Wesen  mit  dem  Bedeuten y 
die  darin  vorkommenden  terminos  tcchnicos  nach  dem  gerichtlichen  Sprachj 
gebrauche  Ober-  und  VorderOsterreichs  zu  korrigiren,  nachdem  bei  dessen  Ab4 
fassung  zunächst  nur   die   in  Böhmen   zur  Bezeichnung   der  verschiedenen 
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RK;htsge8chäfV  üblichen  Ausdrucke   borncVsichtigPt  worden  seien  und  dies  bei 
der  Anwendung  des  Patents   in  Tirol   und    den  Vorlanden    leicht  zu  Missver- 
ständnissen führen  konnte.     Der  Entwurf  setzte  übrigens  fest,  dass  zn  Wien) 
in  Obersiegelamt  errichtet  werde,  während  zu  Prag,  Breslau,  Brdnn,l 
Innsbruck  und  Gratz  Kommissariate  zur  Versorgung  der  Stempel-  (Siegel-)/ 
\'<'rl*g»»r  mit  Sie^'oln  aufgestellt  werden   sollten.     Der  Verlag  wftre  den  Stadt-« 
ina«Hstraten,  Obri^'keiten,  Gerichtsschreibem,  Advokaten,  Notaren,  so  wie  auch 
Buch-  und  Papi«rhändl»m  und  Krämern   zu   übergeben.     (Innsbr.  Statt h.- 
Arrh.,  Ambras.  M<'morabilien,   V.   103.) 

82)  Nach  der  Instruktion  für   die  L  ö.  Hofkammer  vom  2.  Januar 
lG:i8  (Art.  57)  befand  sich  am  kaSs.  Hoflager  zu  Wien  (wahrscheinlich  seit 
<l«ni  Jahre    1619)   ein    eigener   der   hiesigen  Hofkammer  nicht   einverleibter 
ir'lK'imer  Beferend&r  für  die  von  Ersterer  an  den  Kaiser  gerichteten  Gutachten, 
Hnrichte  und  Anträge.     Demselben    lag   es   ob,    hi^Tüber  dem  Kaiser  Vortrag 
ti  halten  und  die  gefassteu  A.  h.  EntSchliessungen   auszufertigen  und  zu  ex- 
;'*diren.     Im    Jahre    1666    oder    1667    vereinigt«»    Kaiser   Leopold    I.    dieses 
lieferat  mit   dem   innerösterr.   Hofkanzlei-Keferate   in   der  Person 
des  geh.  Hofsekretärs  Christoph  Abele  von  Lilienberg,  zunächst  nur 
probeweise.     In    der    betreffenden  Dienstesinstruktion    heisst    es:    es  werde 
•lieses  Beferat  der  g(*h.  Hofkanzlei  nur  insolange  überlassen,  bis  die  Erfohning 
lehre,    ob   dieser  Weg  den  Kameral-Interessen   f[)rderlich   oder  schädlich   sei; 
auch  soll  den  innerTtsterr.  Hofkammerpräsidenten,   wenn  sie  am  kais.  Hoflager 
anwesend  wären,   das  ihnen  von  Alters  her  zukommende  Becht,  sodann  selber 
das  L  <(.  Kameral-Beferat   beim  Kaiser   zu   übernehmen,    vorbehalten   und   der 
iw.fi..     M'»du8*   dem  ^Ordinari-Kammer-Beferendariat*   (d.  h.  wohl  der  altem 
1  Einrichtung)  ^unpräjudizirlich*  sein.    Die  minder  wichtigen  Gegen- 
stände hstfce  Abele  im  Hofkanzlei-Gremium   zur  Abstimmung   zu   bringen  und 
der  per  nu^ra  gefasste  Beschlnss  ging  an  den  Kaiser  zur  Bestätigung.     Die 
Ausfertigung  der  A.  h.  Entschliessimgen  war  dann  Sache  der  Hofkanzlel,  deren 
ignatur  daher  selbe  sofort  auch  trogen.    Nur  über  sehr  wichtige  Gegenstände 
Miosste  Abele  dem  Kaiser  unmittelbar  ein  Beforat  ,in  pleno*  d.  h.  mit  gleich- 
"itiger  Vorlage  sämmtlicher  Akten  erstatt«>n.    Dahin  gehörten:  »Alle  und  jede 
Publica*;  die  ErseiKiing  der  Hofkammerpräsidenti^n-  und  Vizeprftsidenten-StelK 
!  r   Hofkammerräthe,   Sekretäre  und  Baekhatter,   der  Oberamts-Verwalter  la 
\u8se*',  Inner-  und  Vordemberg,  Tturvis,  tooisbruck,  Gratz,  Idria,  St  Veit  in 
Namten,  Laibach,  Triest,  Fiume,  Götz  etc.;   die  Krwtzung  der  Viz^-domämter 
i  r  T)  Hauptmannschaften  m  Gratz  (im  Schlosse),  Q6n,  Triest,  i^ame  nnd 
ii:   «iie  Ersetzung  der  JägermeistersteUen  und  Fontämter,  dann  der  Lan- 
.  n     rang  zn   Gorz,   ferner  des   Kamnerprokurators  nnd    Viieprokuralors 
r   Personalien);   endlich   die  behmgTPicheren  Gnadensachen   nnd  die 
h  vom  Kaiser  mir  vo?»  d«r  Gratzer  Hofkamnvr  -*.n»nr  /«m  Beff>rut 
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in  |il«iio  beetimiiiWn  Gofwattndo.  ((icrälliK«  MitUuiluii^'  dos  Hm.  Stattii.ilt'  li- 
OffitUÜB  MarkuB  KremtAr  mb  dorn  (}ratzer  Statthaltcr<>i-Archiv«.)  Ks 
•cheint  flbrigwiB,  dass  auch  im  Fallo  mm  Plenarroforats  die  K^h.  Ilufkanzlei 
in  Wim  <lie  beifiglichen  AnnfortiKunfr«*!!  hm>rf(U*,  wonn  aoch  dann  YialMcht 
nicht  im  eigwen  Nameiu 

88)  Dies  sog  ihm  mU^ns  des  Hofkammer- Vijs<»prft8idH)t«*n  und  nach- 
Statthalters  in  Niederösterreich  Qrafon  Johann  Quintin  JOrger, 
im  Winter  1 684/5  vom  KaisiT  zur  Untersuchung  der  o.  Ö.  Verwaltung 
ddegirt  wunl««,  den  Vorwurf  zu:  »t  hab««  huh  der  Unterordnung  aller  o.  0. 
IjUideestellen  unter  die  erbländische  (ob<>rö8terr.)  Hofkanzlei  in  Wien  gar  »ein 
pnnctnm  Juris*  gemacht  und  soIcIut  (iestalt  selbst  dem  Kaiser  zu  trotzen 
gewagt  Graf  Jörger  fügt  dem  in  seinem  Untersuchungsb^'nchte  an  den  Kaiser 
Tom  1.  Novbr.  1685  tr/lstend  bei:  »Gegenwärtiger  Hofkanzler  aber  (Graf 
Bneoeüni  nimlich)  est  vir  civilis,  der  E.  K.  BIjsi  Convenienz  voransetat  und 
sich  deasentwegen  mit  derselben  in  kheine  Competenz  einlassen  wird.  *  Hieraus 
ist  ersichtlich,  dass  Hocher  staatsrechtliche  Bedenken  vorbrachte,  als  schon 
im  Jahre  1665  die  Innsbrnckor  Hofkammer  der  Wiener  Centralstelle  dieses 
Namens  untergeordnet  werden  sollte,  wobei  er  an  dem  damalig^'n  oberösterr. 
Begierungskanzler  v.  Winklhofen  eine  Stütze  hatte.  Eine  Ab.schrift  des  diesem 
zugeschriebenen  Gutachtens  über  besagte  Organisirungs-Frage  findet  sich  im 
National-Museum  zu  Innsbruck,  BibL  Tirol.  Nr.  1023.  Jener  Bericht  Jorger's 
aber  gelangte  mit  anderen  »Tirol.  Staatsschriften*  durch  Ankauf  aus  der  Ver- 
lassenschaft des  un  Jahre  1850  zu  Innsbruck  verstorb(*nen  Hm.  von  Ingram 
abschriftlich  in  meinen  Besitz.  —  Während  einer  längeren  Abwesenheit 
Hocher* s  von  Wien  erwirkten  die  hiesigen  Kaufleut^'  unterm  21.  Aug.  1666 
eine  vom  Hofvizekanzler  Ferd.  Max.  Grafen  von  Sprinzenstein  und  dem  Hof- 
sekretftr  Adam  Grustner  kontri^igiürte  Entscheidung  Kaiser  Leopold's,  wodurch 
^in  Ansehung  sich  der  Status  seythero  verändert  und  die  o.  o.  Lande  Uns 
angefallen*  das  früher  nur  den  tiroUschen  Besuchern  der  Bozner  Märkte  zu- 
gestandene Privilegium,  sich  für  ausstehende  Forderungen  durch  Begchhignahme 
▼on  Waaren  der  Bozner  Marktfieranton  bezahlt  zu  machen,  auch  auf  die  diese 
Märkte  besuchenden  Wiener  Kaufieute  ausgedehnt  wurde.  S.  diese  kaiserl. 
Resolution  im  Anluuige  zur  Bozner  Autlage  der  hiesigen  Marktprivilegien  von 
1686.  —  Es  ist  das  ein  Beweis,  wie  rasch  das  Handelsinteress«'  v..?i  .1.»r 
Wiedenrereiiiigmig  Tirols  mit  Oesterreich  Nutzen  zu  ziehen  verstund. 

84)  Zoller,  a,  a.  0.  II.  4.  S.  auch  die  vom  Freih.  Andr.  v.  Dipauli 
gesammelten  Materialien  zu  Hocher's  Biographie  in  der  Bibliothera  Tiro- 
lensis  zu  Innsbruck,  Nr.  1290. 

85)  8.  die  Anmerkung  33  zum  III.  Abschnitt  Unterm  31.  Dezbr.  1669 
wurde  die  1628  für  die  nieder-  und  innenlsterreichische  Hofkanzlei  erlassen- 
Instruktion    auf   die    neu   zugewachs^^ik*    oberusU^rreichische   Exi>edition    au.sg«  - 
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(lohnt  (Staatsministerial-Arehiv  in  Wien,  Akt  10  von  1669,  N.-Oesi, 
III.  A.  2.)  Upbrigens  waren  der  o.  ö.  Hofkanzlei  (Expedition)  schon  im 
J  a  n  a  a  r  1 666,  also  noch  bevor  Freih.  v.  Hocher  das  Amt  des  obefsten  Osterr. 
Hofkanzlers  angetreten  hatte,  eigene  Lokalitäten  zngewi<«eD  woideo,  denn 
Möbbmng  von  der  o.  u.  Hofkammer  bestrittflo  werden  mnsste.  (Notifikation 
der  0.  ö.  Hofkanzlei   an   die   o.  o.  Begienmg   and   Kanmier  vom    10.  Januar 

1666  in  der  Hofdekretsammlung  des  Innsbr.  Statth.- Archivs.)  Des  da- 
mals von  Wien  abweisenden  Hocher  Stelle  vertrat  der  Hof- Vizekanzler  Graf 
Sprinzenstein,  Hocher»  früherer  Amtsgenosse,  dessen  Ernennung  zum  Hof- 
Vizekanzler  noch  vor  jeuer  Hochers  erfolgt  war,  woraus  sich  erst  recht  deut- 
V  '  x'w  überflüssig  lietztere  gewesen,   wenn  nicht  damit  den  Ober- 

iiie  besondere  Aufmerksamkeit  erwiesen  werden  wollte.  Die  tiro- 
lischen Stünde  nahmen,  wie  es  scheint,  Anfangs  von  der  Wiener  Hofkanzlei 
nur  widerwillig'  Notiz.  Weder  dem  Hofkanzler  Hocher  noch  den  beiden  ersten 
o.  ö.  Keferendären  in  Wien  verliehen  sie  die  tirolische  Landstandschaft.  Doch 
späterhin  versöhnten  sie  sich  mit  der  neuen  Einrichtung.  Wenigstens  trugen 
sie  int  Jahn^  1681  den  damals  neu  ernannten  Hofreferend&r  Adam  Bemich 
von  Weissenfeis,  1686  den  Hofkanzler  Grafen  Strattmann,  1687  den  geh. 
Hofregistrator  J.  A.  Fabricius,  1695  den  Hofkanzler  Grafen  Bucceüni,  1699 
len  neu  ernannten  Hofreferendär  Joh.  Georg  von  Buol  und  so  fort  alle  künf- 
tigen österreichischen  Hofkanzler  und  tirolischen  Referenten  der  Wiener  llof- 
kanzlei  in  die  üroL  Ständeniatrikel  ein. 

86)  Leopold  I.  hatte  noch  während  seines  Aufenthaltes  zu  Innsbruck 
gelegentlich  der  Erbhnldigung  am  25.  Oktober  1665  an  die  a  0.  Kammer 
den  Befdil  eriassen,  bis  zur  Revision  ihrer  Verhaltungs-Vorschriften  alle  Oe- 
bahnmgansweise  ihm  vorzulegen  und  ohne  Auftrag  von  Hof  keine  Zahhingen, 
•las  Deputat  der  Wittwe  des  letzten  Landesfärsten  und  die  Besoldungen  allein 
^msgenoDunen,  zu  leisten.  Auf  der  Bäckreise  von  der  Erbhnldigung  fertigte 
•  r  dem  o.  0.  geh.  Käthe  am  2.  Nov.  1665  von  Salzburg  ans  ein  vom  Vize- 
Kanzler  Hocher  und  von  Abele  gegeogueiduMieB  Hofdekret  zu,  womit  er 
jenen  Befehl  erneuert,  gleichzeitig  aber  dem  geh.  Bathe  das  Recht  einräumt, 
die  bezfigiichen  Kanunerberichte  mit  Gutachten  einznbegleitea  Ein  von  Hoeher 
und  dem  o.  ö.  UofMiaraMUr  Qrustner  gegengeieiclinetes  Hofkanzleidelaei  vom 
20.  Juni  1667  ordnete  eine  besdUeonigte  Anfiurbeünng  der  Rechnungsrfick- 
stAnde  der  Innsbrucker  llotkammer,  ein  weiteres  Hofkanzkidekret  vom  28.  Juni 

1667  die  Abfuhr  aller  Einkünfte  dieser  Kammer  an  das  o.  u.  Kammermeiatei^ 
imt  an.     (Innsbr.  Statth.-Archiv,  Hoüiekretoaaunlang.) 

87)  Graf  Joh.  Quintin  JOrger  aagt  dietbeiAglich  in  seinem  oben 
[Anmrkg.  83.]  angezogenen  Berichte  vom  J.  1685,  indem  er  die  Uebertraguig 
l«r  tiroL  Kameraiien  an  die  Wiener  Uofkammer  beflknrortet:  »Caoaa  [est]  non 
unu:  1.  ist  die  Hof-Canzley  nit  schuldig,  das  weitleiflSge  Cammenroaen  zu  ver- 
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fltf^hffi;  2.  wird  sich  allln-Mir.  ('.uniu.i  [Uamit  ist,  du  d<»r  Hi'rirht  nun  Inns- 
bnick  datirt  ist,  dio  obcnisti'iTiicIiiAche  gemmnt]  l^ichtor  darein  findon,  wonn 
syi»  mit  f'inigra  poritis  in  art<«  zu  thun  hat;  3.  krmnen  Kwr.  Mjst.  zq  mohivr 
Antidpatioiieo  g<ebuig<»n,  wann  sie  durch  solchen  Zuetra^^  Ihro  Kamm^^r  b«n 
Hoff*  aocreditireii;  4.  hat  die  Hofkanzlei  sab  I^-aesidio  dos  Hcxher  fast  alle 
BathaskeUeii  mit  B.  K.  Mjsi  grössti^n  Unkoston  fast  allzusehr  übersetzt,  was 
sieh  die  Hofkammor  niemal  wurdo  unterstanden  haben ;  r>.  lasset  sich  darwiedor 
dar  «He  Usus  nit  oinwonden,  weilen  dazumahlen  regfierende  Herren  ?on  Oester- 
mch  personlich  [zu  Innsbruck]  zugegen  waren,  so  diese  Lande  Selbsten  be- 
herrschet; 6.  ist  das  Exomplum  der  i.  o.  Lande  vor  Jahren  noch  in  fHscher 
Gedechtnuss,  wie  neblichen  die  Oannner  zu  Grftz  von  d»r  Hofkanuner  in  Wien 
depMiidien^n  müsse  [damit  ist  wohl  nur  auf  die  Zeit  Kaiser  Fenlinand's  I.  an- 
gespielt]; 7.  folget  natürlich,  dass  die  negotia  ejusdem  facultatis  sub  uno 
Capite  bestehen  sollen.*  Gemildert  wurden  diese  Uebelstände  anfanprlirh  da- 
durch, dass  der  erste  tirolischo  lieferendär  der  Wiener  Hofkanzloi  unt^T  Leo- 
pold L,  Adam  Grustner,  zuvor  Bath  der  Innsbrucker  Hofkammer 
gewesen  war.  Derselbe  erscheint  in  jener  Eigenschaft  zuerst  in  dem  o.  r». 
Hof-Kanzloistatus  vom  12.  März  1666  neben  dem  Rogistrator  Joh.  Adam 
Sartori,  dem  Konzipisten  Franz  Spreng,  den  Kanzellisten  J.  J.  Fr.  Oexle,  II. 
R.  Eggenstainer  und  Franz  Muel  und  dem  Kanzleidiener  Jenewein  Posch. 
[Innsbr.  Statth.-Arch.,  Hofdekretsammlung].  Doch  dio  folgenden  Hof- 
kanzleu-eferendäre  für  Ober-  und  Vorderösterr(»ich  waren  keine  Kameralisten  mehr. 

88)  So  die  Hofkammer  seit  1635,  wie  schon  oben  in  der  Anmerk.  61 
auf  S.  97  bemerkt  wurde  (Vgl  auch  Suttinger,  a.  a.  0.  S.  62),  und  ge- 
wissermassen  der  Hofkriegsrath  seit  seiner  Errichtung. 

89)  Statt  vieler  Beispiele,  welche  zu  Gebote  stünden,  hier  nur  einige. 
Unterm  18.  März  1674  erliess  Kaiser  L<H)pold  I.  ein  Pat<»nt  an  alle  ,  nach- 
gesetzten Obrigkeiten,  geist-  und  weltliche*  im  Jjande  unter  der  Enns,  worin 
er  über  die  j^  Verhinderungen  *  Klage  führt,  welche,  wie  der  ,>  Handgraf*  (Zoll- 
gefäll-lnspector)  H.  Chr.  Sti'ickl  angezeigt  habe,  den  ^ Ueherreutem *  (Finanz- 
w&chtem)  seitens  , unt^^rschiedlichor  Pfleg-  und  Herrschaftsverwalter*  bei  der 
Verfolgung  von  Schwarzem  (1)  in  den  Weg  gelegt  würden.  (Cod.  Austr. 
II.  366.)  Im  Verzehrungssteuer-Patente  vom  26.  Septbr.  1699  (ebenda  I. 
102)  wird  den  säumigen  Obrigkeiten  mit  Strafen  der  empfindlichsten  Art  ge- 
droht und  abennaLs  der  Verdacht  geäussert,  als  würden  sie  wlbst  zu  Ueber- 
tretungen  des  Gesetzes  die  Hand  bieten.  Im  ersten  Betretmigsfalle  sollten  sie 
1000  Stück  Dukaten  zu  erlegen  haben,  b<»i  wiederholt<«r  Betretung  aber  ihre 
»Landgerichts-  und  Burgfriedens-Gerechtigkeit*  verlieren  und  die  vorerwähnt«« 
Geldbasse  doppelt  zu  entrichten  schuldig  sein.  —  In  InnerOsterreich  wussU* 
die  Begierong  für  die  Herstellung   der   dem  Verfalle    preisgegebenen  > 

zöge  nicht  anders  zu  sorgen,  als  dass  sie  die  Aufsicht  darüber  dem  i\ 
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Procarator  anfbrag,  der  die  pflichtvergessenen  Obri^ketieo  gleich  in  Anklage- 
stand zu  setzen  hatte.  (Beckmann,  Idea  Joris  statutarii,  S.  534.)  Mittdst 
Patent  vom  5.  August  1680  ermahnte  der  Kaiser  die  Herrschaftwnhaber, 
Städte  und  Märkte  der  Steiermark  eindringlichst:  ^in  causa  pestis  den 
Begieningsbefehlen  zu  pariren.*  Ungehorsamen  drohte  er  ,  nebst  schärferer 
Demonstration*  mit  dem  Verluste  der  Oerichtsbarkeit  Schon  unterm  21.  Febr. 
1670  hatte  er  es  für  nöthig  befunden,  die  Obrigkeiten  zu  erinnern,  ^dass 
keinem  Stande  im  Lande  gebühre,  Ihme  als  Erblands-Fürsten  quaestionem  Status 
zu  moviren,  gleich  als  wollten  sie  sich  von  Semer  Jurisdiktion  ungebührlich 
eximiren  und  ihn  nicht  für  ihr  Haupt  und  Obrigkeit  anerkennen,  quod  foret 
contra  sacram  scripturam  et  EvangeUum:  date  Caesari,  qnae  sunt  Caesaris.* 
(Ebenda,  S.  269.)  Die  innerosterreichische  Regierung  war  damals  schon  für 
Einziehung  alliT  Patrimonial-Crerichte  und  durchgängige  Handhabung  der  Justiz 
durch  Staatsbeamte.     (Ebenda,  S.  264.) 

90)  Mancherlei  Andeutungen  hierübt  i  uiualten  die  ,B  ei  träge  zum 
Verständniss  der  ständischen  Bewegung  in  den  deutsch-österreichischen 
Provinzen*  (womit  ab^r  auch  die  böhmischen  Kronländer  graieint  sind), 
Leipzig  1848. 

91)  Die  Abhaltung  der  Landtage  war  in  den  meisten  Provinzen  Otster- 
reichs  damals  schon  nur  mehr  Formsache.  Es  ist  geradezu  ergötzlich,  die 
T  ung  zu  lesen,  welch««  Beckmann  (a.  a.  0.  S.  271)  von  den  steier- 
I  -hen  ^General-Landtagen*  jener  Zeit  gibt  »Der  vornehmste  und 
General-Landtag*  —  heisst  es  da  —  ^wird  nach  heil  DreikOnig  immediate 
gehalten,  worin  die  kais.  Herrn  deputirten  Kommissarien  nomine 
Imperatoris  erscheinen,  und  der  innerosterreichische  Hr.  Uofkanzler  häH 
im  Namen  Ihrer  kais.  Majestät  eine  Oratiou  und  redet  von  dem  gegenwirtigen 
Zustand  des  Landes  und  wann  es  wegen  der  Türken  Kriegsge&hr  hat,  so  er- 
mahnet er  die  hochansehnlichen  Landstände:  dass  sie  wollen  pro  communi 
onuuom  et  singulorum  subditorum,  imo  pro  totius  Reipublicac  salnte  IhrrT 
kais.  M^estät  untr  die  Arme  greifen  und  als  treue  Unterthanen  imd  Vasallen 
eine  gute  Bey-Hülflf  thun,  um  das  liebe  Vaterland  wider  den  grausamen  Erb- 
feind commmübus  viribus  zu  defendieren  und  zu  oraservieren  ete.  —  Hierauf 
thut  der  Hr.  Landmarschall  seine  Beaolwortangs-Oration  im  Namen  der  hoch- 
•oselmlichen  Landstände  uid  reoommandieiet  omnimodo  die  hochlöblicben  Land- 
sftlnde  an  Ihro  kais.  Mijesiit  als  ihnn  aUergnldigtten  Herrn  und  Erblandea- 
fürsten,  dieeelbige  als  tiene  Unlersaisen  in  Dero  Huld  und  Chiad  Jedeneit 
allergnidigst  zu  »iialten,  wogegen  sich  die  sämmtlidwn  Landstande  gegen  Duo 
kais.  Mi^esUt  mit  Gut  und  Blat  recht  getrea  in  Unterthinigkeil  beiwiteiien 
(»rbieton:  wollen  den  begehrten  Beitrag  pro  Bei|mblicae  lahite  ei  deleiMkNis  ad 
dettbenuidnm  gelionamst  nehmen  und  sich  kftötlig  nach  Dero  Vermögen  druf 
gehorsamst  erUftren.    Mit  diesen  und  anderen  Ceremonien  wird 

Bldrrmaaa,   0«m1i.  dwr  0«<«rr.  O^tanmUUt^iUi'le^     I.  AbUil.  10 
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Lmdtag  geechtoeaen. *  Wio  es  aaf  cUau  buhuiischen  Landtag«  damals  hci^ 
ging,  ist  aas  der  »Yeiifflnstigang*  zu  folgoni,  welche  Ferdinand  III.  dm 
bOhmiaclMn  Slliidm  dadurch  augedeihen  lieis,  daas  «r  ihnen  im  Jahre  1640 
gestattsts:  »naefadm  Sie  vorhero  die  kgL  Laadtags-Proposttioa  oonsoUiret,  and 
diesfdbs  sa  Unser-  nnd  Unsorpr  Comissarien  Beliebong  allerdings  eiMigei  ond 
fhtfr  nicht,  sich  in  geringeren  Sachen,  die  da  Unser  Person,  Hoheit,  Aathoritftt 
und  Kpgalion  nicht  betreffen,  mit  einander  zu  untorroden;  jedoch  mit  dem 
aosdröcklicheQ  Anhang,  dass  ehe  und  zuvor  sie  dorgli^ichen  Unterredung  an- 
ftjMQ,  Sie  solches  Uns,  da  Wir  zur  Stelle,  oder  Unsf^ren  kgl.  Landtags- 
Komissarien,  wann  Wir  oder  die  regierende  KOnige  zu  Boheim  ihnon  hieni 
Vollmacht  mitgeben  würden,  vorhero  vortragen  etc.*  (Histor.  Aktenstücke 
Aber  dias  Ständewesen  in  Oesterreich,  II.  53.)  Ueber  die  Massregelung  der 
schlesischen  Stände  s.  Heinrich  Wuttke,  Entwicklung  der  öffentL  Ver- 
hältnisse Schlesiens,  II.  86  ffg.  Aber  es  kam  auch  vor,  dass  die  Stiade 
selber  Rechte  preisgaben,  welche  ihnen  die  liegierung  nicht  einmal  offen  streitig 
machte.  Es  wirkte  da  das  Zureden  geschickter  Sachwalter,  wie  die  Begienuig 
sie  z.  B.  in  Krain  an  dein  Laiideshauptnianiie  Wolfgang  Eng**lbort  Grafen 
von  Auersperg  (der  die  hiesigen  Stände  im  Jahre  1660  zum  Verzicht  auf  dif* 
Beschwörung  der  Landesfreiheiton  durch  den  Landesfursten  bei  der  Huldigung 
bewog),  in  Schlesien  an  dem  Landeshauptmanne  von  Glogau,  Job.  Bemh. 
Grafen  von  Herberstein  und  im  Lande  ob  der  Enns  an  dem  Vizedome  Joh. 
Ant  Eckhart  von  der  Thän  (1678—1682)  besass.  Bios  in  Geldsachen 
zeigten  sich  die  Stände  der  einzehien  Provinzen  fortan  minder  traktabel,  ja 
mitunter  sogar  sehr  unwirsch,  so  dass  es  in  den  Regierungskreisen  Grundsatz 
wurde,  von  ihnen  stets  um  ein  Namhaftes  mehr  zu  begehren,  als  man  schliess- 
Uch  bewilliget  zu  erhalten  hoffen  durfte.  (A.  Wolf,  Hofkammer  anter  K. 
Leopold  L,  S.  17  des  Separatabdrucks.  Vgl  meine  Abhandlang  über  die 
Wiener  Stadtbank  im  XX.  Bande  des  Archivs  f.  Kunde  osterr.  GeadL-Qaellen, 
a  843—347.) 

92)  Am  meisten  ermunterte  hiezu  den  Kaiser  Leopold  1.  der  Vizf-Präsi- 
dent  der  Wiener  Hofkammer  Graf  Joh.  Quintin  Jörger.  In  einer  Vorstellung 
über  die  Nothwendigkeit  einer  Steuerreform,  welche  er  unterm  1.  Aag.  1681  aus 
Neustadt  an  den  Kaiser  richtete,  (s.  dessen  , Unterschiedliche  Motiven*,  IV.  Th, 
auf  der  Wiener  HofbibL)  heisst  es:  »Wann  ich  den  Statum  uiüversi  vor  Augen 
steUs,  so  ist  anschwer  zu  kennen,  dass  die  Publica  vacilliren,  conseqaenter 
Euer  Mjstt  kaiserliche  und  königliche  Kronen  in  Gefkhr  stehen,  com  tot  im- 
minentibos  nuüis  von  Orient  ond  Ooddeni  Als  muss  ich  bekennen,  dass  bey 
solcher  Beiwandtnoss  Eaerer  kais.  Mjstt  ich  zu  einiger  lenität,  qua  Principis 
aoctoritas  hebescit,  nicht  einrathen  darff  noch  kann;  sed  dico:  Imo.  dass  die 
Länder  nicht  denen  Ländern  sondern  Euerer  kais.  Mjstt  zugehörig  and  allein 
dero6«'lben  zu  verwalten  von  Gott  anvertrauet  seynd;   dico  aatem   2do.  dass 
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wann  schon  Eoer  Migstt  nit  qua  Dominos  sondern  qua  Pater  consideriret 
worden,  gldchwohl  kein  Vatter  schuldig  seye,  sone  Kinder  TerdeiiMO  zo  lassen, 
etiam  volentibos  Ulis;  dico  enim  3tio  dass  Eoer  kais.  Mjstt  bey  diesen  ohne 
das  weit  aussehenden  Conjunkturr<n  ihren  Landern  nicht  zulassen  können, 
ex  potestate  Comitiornm  zu  handeln,  sonst  mfissen  Euer  kais.  Mjstt 
precarin  regieren;  et  dico  4to.  dass  Euer  l(J8tt  viel  weniger  in  hoc 
frangenti  denen  Ständen  zulassen  kOnuen,  ex  vitio  libertatis  zo 
handeln»  ne  abeant  in  licentiam;  nam  dico  5to.  dass  auch  die  PriTilegien 
sich  nicht  extendiren  lassen  contra  concedentem,  nee  contra  bonum  commune, 
sondern  (sie)  seyn  in  tali  casu  hoc  ipso  denen  limitationibus  unterworfTen ; 
mit  einem  Wort :  Beges,  Domini  rernm  tempnrumque  trahunt  consiliis 
cuncta  non  sequuntur.  Bin  demnach  der  allerunt^^rthAnigsten  Meinung, 
Euer  Mjstt  mucHt«'n  1.  von  dero  gesambten  Erb-Ländeni  und  Ständen  eines 
jedweden  Fakultät  a  tempore  decreti  innerhalb  zwei  Monathen  specifice  zo 
wissen  (ohne  repliqae  and  ohne  einiges  Menschen  respect)  absolute  begeh- 
ren; 2.  die  offen  stehende  Landtag  ohne  beschebene  Verwilligung  wenigist 
dreyer  MiUionen  pro  militari  nicht  schliessen;  8.  die  VermOgens-Steoer .  .  . 
n'{»«'tiren.  Letztlichen  und  zwar  widrigen  Falls  in  Entstehung  fernerer  Contn- 
iiuizien  habni  Euer  kais.  Mjstt  auf  allen  rigor  zu  gedenken,  massoi 
dero  Herr  Vater  auch  gethan  und  die  Renitentes  etiam  ipsos  noböiores  daza* 
mal  mit  würklichem  Personal-Arrest  belegen  lassen  et  quidem  iüo  instant!,  als 
lio  Schweden  vor  denen  Brücken  lagen.*  —  Uebrigens  zählt  Esaias  von 
l'ufendorf  (a.  a.  0.  S.  71)  auch  den  Hofkanzler  Hocher  zu  Demjenigen, 
welche  dem  Kaiser  »allezeit  consilia  ad  absolutam  Monarchiam  spirantia 
soppeditieren.  *  Solche  Anschauungen  lagen  damals  frc*ilich  gewissennassen  in 
der  Loft  Man  weis  ja,  wie  iji  Prcussen  der  , grosse  Kurfürst*  ond  in 
Frankreich  Ludwig  XIV.  mit  den  Ständen  umsprang  und  was  gleichzeitig 
r  liind  für  Dinge  sich  zutragen.  Am  wenigsten  litten  darunter  in 
I  rlie  tirolischen  Stände,  denen  der  Kaiser  in  vielen  Stficken 
uss  Tirol  damals  fast  mehr  als  Ungarn  einer  AosnahmssteQung  sich 
der   1694  hier  (wie  in  allen  flbrigen  OsterveidL 

l„ ..„    .....    ,. ...   jraufschlag*  im  Jahre  1698  wieder  anf^pdioben. 

(IniiHbr.   Statth..Arch.,   Berichtbuch  a.  d.  r.-kais.  Mjstt  v.  1698,  8.  208 

hm  J  rh  das  im  Man  1687  in  Tirol  pubhzirte  Stempelpatent  kam 

\v"^  •  r  ausser  ¥rirksamkoit     Als  Kaiser  Leopold  L  im  Jahre  1664 

•  hen  Steuereinnehmer  Fröhlich  absetzte  ond  die  Stände 

unbeftigten  Eingriff  in  ihre  Bechte  darBMlken,  fluidfln  sie  beim 

i  '*      \b8eizungsdekiet  wurde  tvflekgMomDMn  ond  das  Bedit 

sieh  ihre  Beamten  nach  Bettsbeii  in  wäUsn,  aosdrflck- 

lich  (Oazan,   handschrifttieher  Auszog  «»  ^^  tiroliidien  Land- 

10* 
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98)  Diese  Stelle  lantei  (&  640—41):  »Ferdinaodo  OMt>li  V.  ftntei  mau» 
in  OennaiÜA  obügere:  Anstria  neropo,  Bohemia,  TjroleDsie  ComitetiiB,  aüaeqiie 
ProTiDciae,  qmbiis  per  Annam  ^as  oxorcm  Hungariae  regnnin  aooeüit  Ib 
(Ferdinandna)  poet  se  tres  fllios  reliqoit,  qui,  qaatnvis  ditionee  patrimonialeB  iii 
partes  tres  diTieerint,  rexemnt  tarnen  ea»  ipsomm  encoossores  tanquam  anam 
Bempnblicam  Usdem  coiuiiliis  animis  institatisque,  ponantque  nobis  ad  ociilos 
in  elfecto,  antiqaam  Gergonem;  omnes  enim  ad  dofensioDein  comtnonia  atatas 
(qnaniTis  Provinciae  alterios  siiit  ditionis)  iion  aliter  adcurmni,  quam  ai  ad 
nniim  aolom  omnes  pertiiierent  Sunt  hi  Status  tarn  aiiiiili,  tantiqae  roomenti, 
nt  nisi  tanto  terrarum  spacio,  qoantam  a  montibus  Can)athi8  ad  Segniam  tiaqoe 
est,  Torcae  a4jacerpnt  (qui  eoe  vigilare  et  semper  magnas  eqMOsaa  snbire 
oögit)  non  popnloroni  frequentia  nee  opibus  thesaurisque,  nee  dvitaliun  magni- 
fioentia,  nee  viribus,  maximis  Orbis  Christiani  regnis  cedrrent  Facile  id  per- 
ripere  poterit  is,  qui  considerarit  distantiuin  a  Tergc-sto  ad  Ultimos  Lnaatiae 
terminos,  a  Tibisco  ad  Nabum  et  a  Canisia  Constanüam  ad  lacum  Podami- 
cnm  usque.* 

94)  Die  Bek&mpfung  der  Türken  und  der  mit  diesen  einverstandenen 
Bebellen  in  Ungarn  kostete  laut  den  Quittungen  der  General-  und  der  Feld- 
Kriegskassa  vom  1.  April  1683  bis  letzten  Dezember  1697:  115,252.617  il.; 
in  den  Jahren  1698  und  1699  wurden  aus  der  General-Kriegs-Kassa 
allein  17,557.412  fl.  darauf  verwendet  und  ausserdem  bestritt  die  Hofkriegs- 
kassa in  den  Jahren  1683 — 1700  hieher  gehörige  Auslagen  im  Betrage  von 
4,166.228  fl.  Hierunter  sind  die  Kosten  der  Kekrutirungen ,  PferdeankÄufe, 
Bequartirungen  und  Truppen  -  Dislozirungen  nicht  einmal  noch  begriffen  und 
ebonBOwenig  ist  dabei  in  Anschlag  gebracht,  was  die  von  einzelnen  deutschen 
Begienmgen  nach  Ungarn  entsendeten  Hilfsti-uppen  kosteten.  Obige  Ziffeman- 
8&tze  sind  dem  ^  Summarischen  Kostenextmkte  *  entnommen,  welchen  H.  M.  G. 
Grell  mann  in  seinen  »Statist.  Aufklärungen  über  wichtige  Theile  und  Gegen- 
atftnde  der  dsterr.  Monarchie*  (IL  319)  und  zuvor  schon  Joh.  Friedet  in 
s^nen  »Fragmenten*  (Leipzig  und  Klagenfurt,  1786)  S.  255  ffg.  veröflfiBni- 
licht  hat  —  Uebrigens  meinten  schon  die  Käthe  des  Erzherzogs  Mathias 
im  Jahie  1608:  »mit  dem  Blute,  welches  die  Deutschen  zur  Beechützung  and 
Erhaltung  Ungarns  dargegeben,  hätten  dort  alle  Flüsse  können  geröthet,  und 
mit  dem  Oelde,  das  sie  zu  diesem  Zwecke  geopfert,  viele  Orte  übet^j^  werden.  * 
(KheTenhiller,  Annales  Ferdinandei,  VIL  21.)  Und  die  ungarischen  Stände 
sahen  sich  im  Jahre  1609  zu  der  im  Gesetz-Artikel  11  dieses  JahiBS  aas- 
gesprochenen Erklärung  veranlasst:  »Notam  est,  quaiita  virtote  et  militari^ 
adentia  eitetnae  Nationes  valeant,  quantumque  sanguinis  contra  immanes 
Christiani  Nominis  hostes...  profaderint*  VergL  auch  oben  die  Anmerk.  42 
zum  IL  Abschnitt 

95)  M.  G.  Kovachich,  Soleiinia  Inaoguralia,  Pest,  1790,  S.  116  Ifg. 
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96)  Frankfurter  Beiation  (1.  Fortsetzung  durch  August  limmer  im 
Verlag©  von  Gottfr.  Gro68en*8  Wittwo  zu  Leipzig),  Jahrg.  1659,  S.  83. 

97)  M.  Uorväth,  Gesch.  der  Ungarn,  IL  33L 

98)  Die  Pforte  hatte  sich  von  jeher  geweigert,  ein  för  sich  bestehen- 
des Königreich  Ungarn  anzuerkennen  (wie  das  schon  die  erste  Gesandtschaft 
Joh.  Zapolja's  bittir  genug  erfuhr)  und  eine  österreichische  Flagge  gab 
es  damals  noch  nicht  Den  Gebrauch  einer  solchen  hat  erst  Joseph  IL  im 
Jahre  1786  eingeführt  (Kandier,  Indicazioni  per  riconosoere  le  cose  storiche 
del  Litorale,  Triest  1855,  S.  92.) 

99)  Emerich  von  Uajnik,  Das  fSrstL  Haus  Esterfaäzy,  in  der  ^Oesterr. 
Kevue*,  Jahrg.  1865,  IV.  39.  Paul  Esterhäzy  hielt  übrigens  selber  wieder- 
holt vttn  die  Fürstenwürde  an,  wie  ebenda  S.  35  und  38  zu  lesen  ist 
Leopold  übergab  ihm  eigenhändig  das  Furstendiplom  am  8.  Dezbr.  1687. 

100)  Christ  Engel,  GJesch.  des  ungr.  Reiches,  V.  141. 

101)  Kazy,  IIL  52.  Zriny's  Vorschlag  auf  dem  Neusohler  Konvente 
ipng  dahin,  bei  den  deutschen  Beichsstanden  auszuwirken,  ^ut  bona  eorum 
i^nratia  Regnum  Uungariae  in  unnm  cum  Imperio  corpus  coalescat* 
Peter  Zriny  war  freilich  kein  Magyare,  sondern  ein  Kroat  aus  der  atten 
Familie  der  Snbich  de  Lyka.     Du  Gange,  Ulyr.  vet  et  nov.  8.  237. 

102)  Rink,  Leben  Leopold's  des  Grossen,  S.  173.  Rink  bezieht  sich 
\m  dieser  Angabe  auf  eine  um  diese  Zeit  zu  Paris  erschienene  Flugschrift,  welche 
•len  Titel  tiftgt:  »Testament  politique  de  Charle  Duc  de  Lorraino  depoeö  entro 
los  maiiiB  de  TEmpcreur  Leopold  ä  Presbourg  le  29.  Novbr.  1687.*  Ein 
*rii;/ögi8cher  Priester  (Margotte  de  Cheuremont)  gab  sie  hcraois.  Bayle  er- 
kUrtA;  sie  für  apogryph.  Aber  sie  enthielt  so  viel  Thatsächüches,  was  nur  ein 
hodigesteUter  Mann  wissen  konnte,  dass  man  bald  den  Kardinal  Färstenberg, 
bald  einen  Bmder  des  Uofkanzlers  Strattmann  fär  den  Verfasser  hielt  S. 
Zf  dler's  Universal-Lcxikon,  XL.  763. 

103)  Eine  salbungsvolle  Erläuterung  hiezu  hat  der  kais.  Auditor  J.  N. 
Flimitzer  unter  dem  Titel:  »Das  durch  die  österreichische  (Demenz  wiederum 

rill   ''  '    i         ii<  erBcheinen  lassen.     Ich   fand  die  ohne  Angabe 

I      I  it  enddeoene  Broschüre  auf  der  Münchner  Hof- 

Bibliothek  unter  der  Signatur:  Europ.  414/36  in  4to. 

104)  Die  der  von  Leopold  I.  gesteUten  Bedingung  entsprocheode  Stelle 
des  bezflglichni  Gesetz-Artikels  (2  von  1687)  lautet:  »Cnhend  Statos  et  Or- 
(lines  higus  Regni  Hungariae  et  Partium  eidem  anmaaunim  dechuant:  quod 
amodo  imposterum  nenutiem  alium,  quam  altetituUta^>  Snae  Caesareae  et  Begiae 
Mijeetatis  proprüs  ei  Lombis  suis  desoondentiom  Mascnlomm  Haerednm  Primo- 
genitum  in  perpetmun  (id  tpenm  etiam  strtMotibiis  Articolo  5.  anni  1547 
aliisquo  saperiode  eitantibus)  pro  tegttmio  soo  Bege  et  Domino  sint  habi- 
tori  etc.* 
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105)  8.  wa«  hierAbor  M.  HorvAth  in  temer  »Qotcliichte  der  Ungarn*, 
II.  815  ffg.  aog  einom  Landtegs-Diariom  mittheiH,  wekfaea  ach  im  giiflidli 
ErdMy'schen  Familien- Archive  zn  Ehe  ran  befindet  Nachdem  flbrigena  der 
Landtag  seine  Sehen,  durch  Anerkennung  dor  Erbfolge  das  Schicksal  Ungarns 
mit  dem  der  bOhmisch-dentschen  Krblande  auf  nnabeehbare  Daoer  vol  ver- 
knfipftn,  einmal  Abenranden  halte,  Uess  or  sich  zu  allerlei  kleinen  Komessio* 
nen  an  die  Gesammtstaatsidee  herbei,  die  ihm  unmöglich  abgornngen  wer- 
den komiten.  Vgl  das  oben  in  der  Anmorkg.  32  zum  III.  Absch.  Aber  die 
damals  erfolgte  Verleihang  des  nngar.  Indigonats  an  den  (toterr.  Hofkanzler 
Qnka  Strattmann  und  an  andere  Funktionare  des  Gkwammtstaates  Gesagte. 
MerkwArdig  ist,  dass,  wie  Bink  in  seiner  Biographie  Kaiser  Joseph's  L  (I. 
159)  enihlt,  anf  einer  zur  Vorberathuug  der  kgl  I^oi)ositioncn  in  Wien  ab- 
gehaltenen Konftvenz  ungarischer  Magnaten  »vor  Allen  die  Geistlichen  (anwe- 
send waren:  der  Priman  G.  Sz^h^ny  und  von  Bischöfen  der  Neutraer,  Peter 
Korompai,  der  Vessprimer,  Paul  Sz6cheny,  der  Waitzner,  Nikol  Balogh,  und 
der  Erlaner,  Georg  Eenessy)  sich  schwierigem  zeigten,  als  die  andern  Stände, 
die  aber  durch  den  Kardinal  KoUonitsch  endlich  gestillet  wurden.*  Die  Ver- 
sammlung bestund  auf  Verminderung  der  in  Ungarn  gamisonirenden  deutschon 
Truppen,  Verwaltung  Ungarns  durch  Einheimische,  Entfernung  der  missliobigcn 
Beamten  von  ihren  Stollen  otc.  (Ebenda,  I.  158.)  Den  Willen  des  Kaisers 
crOfbete  der  Versammlung  der  Obersthofmeister;  der  österr.  Hofkanzler  Graf 
Strattmann  gab  Erläuterungen  dazu  und  der  Referendar  v.  W u r d o n b u  r  g 
machte  den  Protokollführer.  Den  Geheimraths-Sitzmigen  aber,  in  welchen  die 
kgL  Propositiouen  festgestellt  wurden,  wohnten  bei;  der  Obersthofmeister  Fürst 
Dietrichstein,  der  bOhm.  Kanzler  Graf  Kinsky,  der  Hofkammer-Präsident  Graf 
Bosenberg,  der  österr.  Hofkanzler  Graf  Strattmaini  (als  Referent)  und  Kardinal 
KoUonitsch,  in  dessen  Wohnung  die  Sitzungen  stattfanden.  (Ebenda,  I. 
154,  155.) 

106)  Ein  Volk,  das  bis  ins  späte  Mittelalter  herauf  Rechtsstreitigkeiten 
mit  blanken  Waffen  auszufechton  liebte  und  dessen  lebende  Generation  noch 
die  »Bepulsio*  d.  h.  die  Abwehr  der  Gelk-iidniachung  ^Gerichtlicher  Urtheile 
mittelst  Gewaltanwendung  als  ein  s.  g.  Rechtsmittel  anerkannte ;  ein  Volk,  das 
somit  immer  Rechtsfragen  als  Macht  fragen  aufzufi^sou  und  darnach  m 
erledigen  geneigt  war:  ein  solches  Volk  ist  begütigender  Ueberrodung  ge- 
wiss dann  am  wenigsten  zugänglich,  wenn  es  sich  am  das  Aufgeb<>n  politischer 
Vorrechte  handelt,  die  ihm  des  nationalen  Lebens  Eigenart  und  die  Fortdauer 
gewohnter  Herrschaft  verbürgen.  Es  gleicht  auch  unter  dem  politischen  Ge- 
sichtsponkte  einem  DneUanten,  der,  wonn  auch  von  vorne  herein  er  der  Ange- 
griffene war  (oder  sbh  wenigstens  dafür  hielt),  doch  dem  G(*giier  versöhnt  die 
Hand  reicht,  nachdem  dieser  ihm  Beweise  von  Ueberlogenheit  gegeben  hat,  ja 
dann  wohl  sogar  eingesteht,  der  Bel'*idiger  habe  mit  seiner  Be&eidigmig  Recht 
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gehabt;  dür  aber  dorn  Gegner  verächtlich  den  Bücken  kehrt,  und  die  erlittene 
Beleidigong  doppelt  anrechnet,  wenn  dieser  sich  anschickt,  ihm  mit  gesenkter 
Waffe  Abbitte  zu  leisteiL  —  Gilt  das  nun  noch  von  den  heutigen  Magyaien: 
so  kann  es  am  so  weniger  Befremden  erregen,  dass  die  Nachkommen  Der- 
jemgen,  welche,  wie  i^stvänfy  in  seiner  üistor.  Kegni  Hang.  (S.  262  der 
Wiener  Aasgabe  von  1758)  erzählt,  im  J.  1563  der  Osterr.  Regierung,  da- 
ferne  sie  nicht  ihren  Beschwerden  abhälfe,  allen  Ernstes  mit  der  Rückkehr  in 
die  aäntiflrfie  Urheimath  drohten,  im  J.  1687  wenig  Lost  verriethe^,  sich  in 
das  (toierr.  Staatsgebäode  als  Mittelstück  einfügen  za  lassen;  dass  sie  aber  vor 
der  Energie  der  hieraaf  beeteheoden  Hegiorang  sich  beugten,  ohne  es  auf  ir- 
gend eiiie  Vergewaltigung  des  Landtages  ankommen  zu  lassen.  Es  will  diese 
ErBchennuig  aas  der  Natur  des  Volkes  erklärt,  sie  will  ethnographisch 
gewäidiget  sain,  wenn  man  nicht  als  Deutscher  Gefahr  laufen  soll,  dar- 
über blindUngs  den  Stab  zu  brechen  und  so  sich  magyarischer  Seits  den  dann 
begrändeften  Vorwurf  nationaler  Befangenheit  zuzuziehen.  S.  über  die  Abkunft 
der  Magyaren  Wilhelm  Schott,  Versuch  über  die  tatar.  Sprachen  (Berlin 
1836),  S.  7  und  desselben  Abh.  über  das  Altai*8che  Sprachengeschlecht 
(T^Tlin  1849),  S.  22;  dann  des  Petersburger  Akademikers  R.  E.  v.  Baer 
Bericht  über  Reguly's  Forschungen  nach  dem  Stammsitze  der  Magyaren  am 
Ural  in  seinen  (und  Hebnorsen^s)  »Beiträgen  zur  Kemitniss  des  rassischen 
Reiches*  9.  Bd.  (Petersburg  1845)  S.  220—269.  Ebenso  plastisch  schöne 
als  richtige  Schilderungen  des  magyarischen  Volks-Karakters  haben  der  Eng- 
länder Joh.  Paget  in  dem  Buche  » Ungarn  und  Siebenbürgen*  (aas  dem 
Englischen  von  R  A.  Moriarty,  Leipzig  1845,  II.  Th.  S.  17  ffg.)  und  der 
gegenwärtige  Präsident  der  ungar.  Akademie  der  Wissenschaften,  Jos.  Frhr. 
V.  EötvOs  in  seinem  ^Dorftiotär*  aus  dem  Ungarischen  ins  Deutsche  über- 
setitt  von  Joh.  Grafen  v.  MaiUth,  lieipzig  1 845-— 46)  geliefert  Wie  bittere 
Enttäaschongen  übrigens  das  Verkennen  des  magyarischen  Volks- 
karakters  der  Osterr.  Centrafanegierung  und  ihren  Organen  in  Ungarn  von 
jeher  bereitet  hat,  k^hrt  unter  Anderem  folgende  Stelle  ebies  Schreibens  des 
Grafen  Niklas  Salm  an  Ferdinand  L  ddo.  Wien,  28.  Jmü  1546:  »In 
Ungern  hat  kain  glimpfen  statt;  man  maes  nur  mit  dem  Ernst 
daran.  Hett  ich  hir  längst  also  mit  gefam:  so  hatte  Ich  das  Mein  ig 
vnnd  viel  Mue  und  Uncosten  erspart,  aurh  Ewr  k.  Majst  nicht  so 
vielfältig  importuniron  flnrffon*  (Archiv  f.  K.  öst  Gesch.-QaelL 
XXL  182). 

107)  Siehe  den  Beschloss  des  kroat  Landtages  vom  8.  Juni  1705  bei 
Du  Gange,  lüyncom  vetas  et  novam  (Preesbarg  1746),  S.  200  ond  die 
Antwort,  weich«*  derselbe  unterm  25.  Januar  1704  dem  Räköczy  aof  dfiflson 
Aufford«>rung,  ihn  za  unterstützen,  ertheilte  bei  Kukuljevics,  L  871;  feiner 
das  Belobongsschniben,  wekbes  Leopold  L  onterm  5.  Juli  1704  au  die  kioat 
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StftiHk  wfgiu  ihrvr  Trcoe  richtete  .oboiida,  I.  874  nnd  die 
Kaiser  Jo8oph*8  I.  vom  25.  Mai  and  8.  Norember  1706,  ebenda,  L  877, 
878.  Bikdafs  Aufruf  an  die  Kroaten,  ddo.  Miskölz,  18.  Jan.  1704,  ein 
Meistflnlflck  anfrahrarischer  Beredsamkeit  ans  Panl  Baday's  FMer,  ist  ebenda 
I.  869 — 871  abgedruckt  Darin  heisst  ce:  »Qnotuaquiaque  est,  qni  non 
Austriacos  a  continuo  suscopti  Rogiminia  tempore  eo  colfimaase,  nt  lento 
edootae  peeodopolitioea  gradn  .  .  .  senrili  liberem  gentcm  submittant  jugo, 
inque  abaohitam  ambitiosae  haereditatis  sese  ingetant  dominium,  dare  intelli- 
gai  Loquatur,  tacenübus  nobis,  confnsus  cum  vicinis  adjacentibus 
Provinciis  Regni  Croatici  Status,  Camorae  Styriacae  ut  plurimum 
subditus  ....  Per  cxorcitatos  hos  actus  Austriaca  libido,  dam  suis  Begnum 
per  partes  mutilat  limitibus,  orisquo  partim  maritimis  partim  alüs  tractibus 
uni  et  altcri  Provinciarum  particalariam  aduiiitis,  a  solita  Regni  dispositioiic 
fioenciose  exigit,  donec  ad  extromum  Comitatibas  etiam  Sclavoniao,  tam  camera- 
libus  quam  et  militaribus  officialibus  praejudidose  et  sab  forma  praedocinü 
subtractis,  traiisformata  Keligionis  specie,  cum  haereditariis  suis  coales- 
cere  faciat*  Man  sieht,  dass  Räköczy  geradezu  der  Gesammtstaatsidee  den 
Krieg  erklärte,  bevor  noch  die  Entthronung  dos  habsburgischen  Hauses  durch 
den  Onoder  Konvent  ausgesprochen  war.  (Vgl.  auch  die  unten  folgende  An- 
merkung 127  auf  S.  171.)  Aber  die  Kroaten  dachten  von  dieser  Idee  besser, 
als  er  und  liessen  es  zum  mindesten  darauf  ankommen,  dass  sie  fortherrsche. 
BäkOczy  sagt  von  ihnen  in  seinen  Memoiren  (Histoire  des  Revol.  de  Hongrie, 
y.  158):  ^Les  Croates  etoient  enuemis,  ainsi  que  la  Styrie,  TAutriche  etc. * 
108)  Fr.  Wagner,  Histor.  Leopoldi  Magni  (Augsburg  1719—31),  11. 
744,  767,  769;  Histor.  Josephi  Caesaris  (Wien  1745)  S.  139.  Wagner 
stellt  die  Sache  freilich  so  dar,  als  hätten  die  Serben  nur  aus  Beutelust  sich 
in  den  Krieg  gestürzt  Er  nennt  sie;  »gens  natura  ferox  et  indomita,  nuUa 
so  disciplina  vel  imperio  constringi  sinit  atque  ut  voluntario  fere  sunt,  licontiam 
pro  stipcndio  reputant*  Ihrem  Anführer  Tököli  legt  er  Trunksucht,  mass- 
lose Grosssprecherei,  Unbotmässigkeit  und  heimliches  Einvorständniss  mit  den 
Tfirken  zur  Last,  u.  s.  w.  Mit  dem  Mangil  an  Mannszucht  hatte  es  nun 
wohl  bei  den  Serben  seine  Richtigkeit;  allein  gesinnungslos  mid  blos  auf 
Beute  bedacht  gingen  sie  nicht  in  den  Kampf  Hätten  sie  es  lediglich  aufs 
Plfindem  abgesehen  gehabt,  so  wäre  ihnen  das  im  Anschlüsse  an  Räköczy 
gewiss  ebenso  leicht,  wo  nicht  bequemer,  von  Statten  gegangen,  als  unter  den 
Befehlen  österreichischer  Generäle  oder  sie  hätten  Anfangs  wenigstens  ge- 
schwankt, ob  sie  es  nicht  doch  lieber  mit  Räköczy  halten  sollten,  zumal 
dieser  unterm  9.  August  1703  aus  dem  Lager  vor  Sz^kelyhid  folgenden  Auf- 
ruf an  sie  erliess:  ^Wohl  wissend,  dass  auch  diese,  von  jeher  in  den  Waffen 
goäbio  raizische  Nation  die  Trauer  und  die  rachgierige  Erniedrigung  unseres 
Yaterlandes  mitempfand,   wollen  Wir,   damit  auch  sie  der  alten 
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Freiheit   des^ellK-ii   tbeilhait   werde,    ihr   hiemit   den   Kath   ertheilcii,   mit   den 
Waffen  in   der   Hand   mitzuwirken   bei   dem   von   Uns   begonnenen  Werke  der 
Befreiung.     Thut   ihr   dies,   so   versprechen  Wir  euch  auf  Unser   ungarischee 
Ehrenwort:  dass  ihr  keine  Steuern  mehr  zu  zahlen  braucht  und  alle  eure  Nach- 
komm«'n  steuerfir«  srin  werden,  femer  dass  alle  Orte,  deren  Bewohner  Uns  zu- 
ziehen, zum  Bange  von  Haidukenstadten    mit   dem  Privilegium,   nur  mehr  mit 
den  Waffen  dem  V^aterlande  dienen  zu  müssen,  werden  erhoben  werden.   Kehrt 
ihr  aber  die  Waffen  gegen  Uns,   wie  es  schon  einige  bei  Grosswardein  ver- 
sammelte Baizen  gethan  haben,  so  werden  Wir  euch  ohne  alles  Erbarmen  todt 
schlagen,  niederhauen,   eure  Kinder   spieesen   und,   wenn   Gott  unsere  Waffen 
lizische  Nation  auf  dem  Boden  Unganis  völlig  ausrotten. *  (Szalay, 
...<.g  Türt^n^te,  XII.  95.)     Diese  mit  den  fürchterlichsten  Drohungen 
Lockung  hatte  nicht  den  geringsten  Erfolg.    Vielmehr  schaarten 
sich  die  Serben  nun  erst  recht  zahhreich   um   die  dem   Dienste  des  Gesammt- 
Staates    geweiht<.'n   Fahnen.     Aus    den    von   CzOrnig   in   seiner   Ethnographie 
(IIL  93  ffg.)   mitgetheilten   Urkundeiwegesten   zur  Geschieht«^   der   ungariscluii 
Serben  ist  ersichtlich,  dass  bewaffhete  Streifkorps  derselben  Anfangs  November 
1 703  im  Peet-Piliser  und  Pest-Solter,  im  Tobiaer,  Baranyaer  und  Stuhlweissen- 
burger,  Ende  November  1 703  selbst  schon  im  Prossbnrger  Komitate  erschienen. 
Die  ungarischen  MunizipalbehOrden  stellten  Aneilich  auch  die  Sache  so  dar,  als 
wärpn   das   nur   Freibeuter    und    erwirkten    dadurch   sogar   ein   Abmahnungs- 
schreiben des  schlecht  berichteten  Kaisers   an   den   serbischen  Patriarchen  Ar- 
senius  Csernovich.     Dieses  Dekret  erfloss   unterm    7.  Dezbr.  1703.     Doch 
schon  untr>rm  18.  Dezbr.    desselben  Jahres,   also   11  Tage  sp&tcr,   nahm  der 
Wiener  Uolkriegsrath  im  Namen   des  Kaisers  die  Hilfe  der  Serben  zur  Bewäl- 
tigung des  B&köczj*8chen  Aufstandes   in  Anspruch.     Dem  Patriarchen  vertiiess 
der  Hofkriegsrath   eine  jährliche   Pension   und   Klaglosstellung  in   Betreff  der 
ihm  durch  die  Wiener  Hofkammer  entzogenen  Nutzung   des  Gutes  SztesO;   in 
der  That  ein   magerer  Lohn.     (CzOrnig,   a.   a.  0.   III.  99.)     Bäköczy  blieb 
dem  gegenüber  auch  nicht  massig,   sondern  richtete   unterm  6.  Septbr.  1704 
an  den  serbischen  Patriarchen  ein  Schreiben  mit  dem  Versprechen,  ihm  sofort 
20,000  fl.  amgahlwi  zn  lassen  and  die  Baizen  in  seine  besondere  Protektion 
zu  nduneo,  dafeme  Letrtere  fon  der  Parteinahme   för  Oesterreich  abstünden. 
(Szalay,   a.  a.  0.  S.  200.)     Aber  auch  diese  neue  Lockung  verfehlte  ihitn 
Zweck.     Dies  beweist,   der  von  den  Serben  vollbrachten  Kriegsthaten  nicht  in 
gedenken,  der  hofkrie(fsräthliche  Eriass  vom  29.  Dezember  1704,   womit  den 
Ofner  Berten,  oflirabar  in  Anerkennung  ihrer  Verdienste,  das  ihnen  nnror  ent- 
zogene Betbans  zorfickgestellt  wird;   femer  der  ErlMs  der  nngarischeo  Hof- 
kamM  Tom    14.  Mai  1705,   womit  den   Pesier  Serben   mit  aosdrAcklklMr 
IV^zngnahme   auf  deren   verdienstliche  Ualimig  das  Becht,  an  den  Gemeinde- 
wahkn  thwlwiiahmw,  eingeräumt  wird  (CzOrnig,  a.  a.  0.   IIL   99);  vor 
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Alhni  aUr  das  Diplom  Kaiser  Josvph.s  l.  /um  Schut^o  allor 
8erbisii  vuui  29.  ä(>pibr.  1706,  worin  es  UümI:  .  Oonsidenoites  memoiitt  Bat* 
oiaiionim  Patriarchao  oi  Arckiepificopi  Csomovich,  nee  non  Gontis  seil  Po|»iili 
RMoani  praeBUntia  meiita  de  Aognsta  Doma  Nostra  Aiuitriaca  sibi  comp»- 
rata,  dam  noropo  dicta  G«iui  seil  Natio  per  onmes  lierum  vicissitodines,  fla- 
gnuitibuD  cum  immani  Hoste  Tnrca  Bellis  et  otiam  modornis  per  non- 
nallos  abalionato8  Huugaros  sascitatis  intestinis  Motibas  et 
Tamaltibus  . . .  in  illibata  erga  Nos  tidelitate  perseverando,  spedaiem 
Devotionis  et  Obscquii  Zelum  plurimis  in  Occasionibus  in  l^nndis 
promptis  Sappotiis  et  sablevandifi  Oueribus  communiboä  prompte  Animo  eoüii- 
bait  etc.*  (Emanuel  Jiuikovich)  Uobcr  die  Verdiinste  und  Schicksale  der  ser- 
bischeD  oder  raizischen  JÜaüou  im  Kunigr.  Uungam,  Neusatz  und  Belgrad  (?) 
1791,  S.  57.  Fr.  Wagner* s  missgünstiges  Urtheil  aber  die  serbische  Be- 
wegung im  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  erklärt  sich  daraus,  dass  er  als 
Jesuit  auf  die  dc>n  Bekehrungsvorsuchen  seiner  Ordensbrüder  beharrlich  wider- 
strebenden, die  katholische  Gcisthchkeit  hassenden  Serben  wohl  nur  übel  zu 
sprechen  sein  konnte.  Es  darf  insbesondere  nicht  übersehen  werden,  dass  im 
Jahre  1704  eine  Schaar  bewaffneter  Sorben  zu  Bättassi'k  den  romisch-kathoL 
Bischof  Jani,  zu  Fünfkirchen  4  Jesuiten  und  einen  Weltpriester,  zu  Sikl6s  3 
Franziskaner  aus  religiösem  Fanatismus  ermordete.  Man  kann  darnach  leicht 
ermessen,  in  welchem  Rufe  die  Serbon  zur  Zeit,  wo  Wagner  seine  Geschichts- 
werke schrieb,  stunden  und  wie  gorae  die  schlimmen  Nachreden,  womit  die 
Magyaren  dieselben  damals  verfolgten,  in  seiner  Umgebung  Glauben  fanden. 
Aber  die  Gräuelthat^m  jener  Rotte  dürfen  lücht  dem  ganzen  Sorbonvolke  Un- 
garns imputirt  werden  und  dessen  loyale  Haltung  wird  dadurch  lücht  im 
Geringsten  in  Frage  gestellt  In  Siebenbürgen  hielt  der  einer  altserbischen 
Familie  angehörende  Bergwesens- Administrator  Michael  Fhr.  v.  Sava  so 
treu  an  Oesterreich  fest,  dass  Räkoczy  ihn  gefangen  setzen  Uess,  währond  die 
magyanschen  Beamten  dort  fast  ohne  Ausnalimo  den  Rebi^llon  sich  anschlössen. 
(Hist  des  RevoL  de  Hongr.,  V.  29.) 

109)  Die  beinahe  ausschliesshch  aus  Slovaken  bestehende  Adels- 
gemeinde dos  ThurOczer  Komitats  hatte  nämlich  gegen  Räköczj  sich 
aufgelehnt  und  andere  Komitate  aufgefordert,  das  Gleiche  zu  thun.  Räkdczy 
beachloas  daher,  an  den  Abgeordneten  jenes  Komitats  zum  Onoder  Konvente 
ein  Ennipel  zu  statuircn,  zumal  er  wusste,  dass  diese  vorhätten,  auf  dem 
Konvente  selber  Ankhigen  wider  ihn  zu  erheben  und  die  Entthronung  dei> 
habsborgischen  Uanses  zu  hintertreiben.  Am  6.  Juni  1707  wurden  demzu- 
folge die  im  Teite  genannten  Abgeordneten  des  ThurOczor  Komitats  in  öffent- 
lieber  Versammlang  von  RakOczyanem  meuchluigs  übiTfailen.  Der  Eine  blieb 
auf  der  Stelle  todt;  der  Andere  lebt^»,  schwerverwundet,  noch  ein  paar  Tage 
and   starb,   nachdem   er  noch   gefoltert   worden   war,  durch   die  Hand   des 
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Henkers.  Die  Adolsgeiiieiudi;  de«  Tharuczcr  Komitats  aber  wnrdc  für  aufge- 
löst erklärt  und  deren  Wappenschild  zerbrochen.  Jos.  Fiedler,  ,Der  blutigo 
Landtag  zu  Qnod'  in  den  Sitzangsber.  der  philos.-histor.  Klasse 
der  Wiener  Akad.  d.  Wissensch.,  IX  461  ffg.  Eine  wahrheitsgetieiie 
Schilderung  des  Uergangetf  aas  einer  gleichzeitigen  Feder  steht  auch  in  den 
Engelliurdischen  Frankfurter  Relationen ,  Jahrg.  1708,  Cont  VemaUs, 
S.  51   flfg. 

110)  M.  Uorväth,  (tesch.  der  üngani,  11.  355.  Stephan  H6vay 
war  erfoUcher  Obergespan  des  Thuruczer  Komitats.  Auch  ihn  traf  der  Hass 
lUköczy's  und  der  Anhänger  desselben  schwer,  da  er  die  in  der  vorhergehen- 
den Anmerkung  erwähnten  Bestrebungen  nicht  unterdrückt,  sondern  vielmehr 
gefordert  hatte,  Kaiser  Karl  VL  lohnte  dessen  und  der  zu  Onod  Gemordeten 
'freue  nachmals  dadurch,  dass  er  ihre  Famihenwappen  in  den  1715  restau- 
rirten  Wappenschild  des  Thuruczer  Komitats  aulzunehmen  befahl  Lehotzky, 
Stemmatographia,  I.  156.  Den  Bemühungen  der  FamiUo  B^vay  war  es,  wie 
66  scheint,  vornehmlich  zu  danken,  dass  der  Bäkuczy'sche  General  Ladislaus 
Ocskai  im  Jahre  1708  auf  die  Seite  des  Kaisers  übertrat  und  die  Burgen 
Tapolcsäny  und  ügröcz  demselben  überlieferte.  Ebenda,  II.  259.  Mit  Recht 
sagt  M.  Bei  in  seiner  ^Notitia  Hung.  Novae*  (II.  304):  , Parva  Thuröcz 
tollus,  8emi)er  sed  clara  viris  est*  Mehrere  slovakischo  Komitate,  wie: 
Arva,  Neutra  und  Trentschin  hatten  die  Onoder  Versammlung  gar  nicht 
beschickt  Andere  weigerten  sich,  deren  Beschlässe  anzuerkennen  und  viele 
slovakische  Edelleute  wurden  von  den  Bäkuczy'schen  Kommissftren  wegen  ihrer 
Theihiahme  an  dieser  Weigerung  zu  mehr  oder  minder  empfindhchen  Geld- 
strafen verurtheilt;  so  z.  B.  im  Säroser  Komitato  unt«irm  12.  Sept  1707: 
Nikokius  Kozlieborszki  und  Valentin  Usz  zu  je  100  fl.,  Steph.  Sztankay  von 
Hermäny  zu  60  fl.,  Jos.  Bartalanicz,  Steph.  Vitezy  und  Steph.  Lenarcsics  zu 
je  50  fl.,  Adam  Podhortoyi  und  Georg  Kubinyi  zu  je  40  fl.  u-  s.  w. 
(SÄroser  Komitats-Archiv,  Acta  poüt  von  1707  Nr.  91.)  Ebenso 
treu  erwiesen  sich  in  den  weetiichen  Komitaten  die  Prdnay,  Prilössky, 
Szeleczky,  Palugyay,  Lehotzky  etc.  Dafür  verwüsteten  die  Räköczya- 
ner  die  GüUr  derselben  und  jagten  sie  daraus  fort 

111)  Im  SoumMr  1707  warb  Joseph  Johann  Uodermärsky,  ein 
nithemBcher  Priester,  im  SAroeer  und  Zipser  Komitate  unter  semen  Stammes- 
gmonen  eine  Freiachaar,  welche  im  November  1707  emen  hervomgendai 
R&köczy*8chen  Parteigftnger,  den  Zipser  Edelmann  Joh.  O^rgey,  an  der  pobii- 
scben  Grenze  aufßng  und  nach  Wien  lieferte,  sich  um  diese  Zeit  auch  des 
Schlosses  Palöcsa  an  der  Popper  bemAchtigte,  im  darauf  folgenden  Jahre  aber 
(am  24.  August)  das  Biköczy'sche  Schloss  Zboro  bei  BartfeM  flberM  und 
8<>lbHt  die  Besatzang  der  festen  Burg  Makovicza  zur  Uebergabe  anffordnte. 
(Eporioser  Chronik  in  der  Moseal-Bibliothek  zu  Pest,  Mspt  germ.  Q.  94; 
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8.  209,  220,  222.)  DiMo  Vorf&llc  vm^Un  mUr  den  Anhingeni  £*ktaj*s 
groMe  Bestfiming.  Der  Obergwr*"  '  "  "^"'^  ''  *  "^^n  ^«®  insargirtwi 
BntiMiMn  den  Adel  des  gamen  K  Komitats-Arch., 

Acta  polit  Ton  1708,  Nr.  96)  und  vortrieb  dumit  dieKtllMn  an»  der  hwrff 
Palöcst.  Ausser  aller  Verbindaiig  mit  dm  kaiserlichen  Truppen  lotste  sich  die 
Frnsdiaar  im  Uertsto  1708  wieder  auf.  Joh.  Hodennarsky,  deren  Fährer, 
war  im  Jahre  1 707  in  Wien,  wohin  er  sich  zur  Einholung  von  Instruktionen 
begeben  hatte,  toni  Kaiser  Joseph  I.  zum  Munkäcser  Bischöfe  emanot  wor- 
den und  hatte  von  dort  ein  kais.  Patent  d.  d.  23.  Septbr.  1707  mitgebracht, 
das  die  Ergebenheit  und  OpferwiUigkeit  der  ungar.  Huthoncu  lobt  (Basilovics, 
Br.  Notii  Fnndationis  Koriatovich.,  II.  121.)  Er  sollte  also  der  Nachfolger 
des  rothenischen  Bischofes  a  Camelis  werden,  welch(T  beim  Ausbruche  der 
RAköczy'schen  Wirren  lieber  nach  Eperies  sich  zurückgezogen  hatte,  als  dass 
er  dem  KaisiT  die  Treue  gebrochen  hätte,  und  hier  Endo  Juli  1706  in  voll- 
ster Abgeschiedenheit  gestorben  war,  ungeachtet  doch  Käköczy  miterm  1 1 .  Sept. 
1704  ihn  freundlichst  aufgefordert  hatte,  in  die  bischöfliche  Residenz  nach 
Monkäcs  zurückzukehren.  (Ephemorides  Vindobou.,  Jahrg.  1780,  S. 
432;  IL  Lucskay,  Histor.  Carpato-Ruthenonmi ,  Hdschft  im  bischöflichen 
Archive  zu  Unghvär.)  Allein  gleich  nach  dem  Tode  des  Letzteren  hatte  der 
Qeneral- Vikar  des  Erlauer  Bisthumes,  Andreas  Fettes,  den  Klerus  und  das 
Laienvolk  der  Buthenen  zur  Wahl  eines  Nachfolgers  aufgefordert  und  da  diese 
sich  nicht  einigen  koimten,  ordinirte  der  Erlauer  Bischof  Steph.  Telekessy,  ein 
eifiiger  Anhänger  Kaköczy's,  den  Georg  Bizanczy  für  den  erledigten  Munkäcser 
StohL  (Basilovics,  a.  a.  0.  IV.  86.)  Hodermärsky  durfte  unter  diesen 
Umständen  und  da  er  sich  durch  seine  Theiliiahmo  am  Kampfe  obendrein  einen 
von  seinen  politischen  Gegnern  ausgenützten  kanonischen  D^ekt  zugezogen 
hatte,  nicht  daran  denken,  den  ihm  verliehenen  Bischofsstuhl  zu  besteigen. 
Ktmmerlich  fristete  er  sich  das  Leben,  bis  er,  durch  die  äusserste  Noth  ge- 
drängt, im  Dezember  1710  ans  der  Burg  Palöcsa,  deren  Kastellan  ihn  beher- 
beigte,  an  die  mittler  Weile  durch  das  Erscheinen  kaiserlicher  Truppen  einge- 
schfichterte  Säroser  Komitatsbehörde  sich  mit  der  Bitte  wendete,  ihm  doch  in 
der  Bartfelder  Gegend  einige  Fourage-Portionen  zur  Aufbesserung  seiner  Ein- 
künfte zuzuweisen.  Er  gibt  der  Behörde  in  seinem  Gesuche  zu  bedenken: 
^qnanta  egestate  praemantur  exules  in  suis  possessionibus ,  praesertim  vero  ii, 
qni  nraltis  annis  ob  fidelitatem  suo  naturali  Domino  ac  legitime  Begi  debite 
senraiam  in  exteris  nationibus  proprio  aere  victitarc  necessitati  fuerint*  Zu 
diesen  Unglflcklichen  zähle  nun  auch  er.  (Säroser  Komitats-Arch.,  Acta 
poht  von  1710  Nr.  54.)  Seine  späteren  Schicksale  können  bei  Basilovics, 
11.  117  flfg.  nachgelesen  werden.  Trotz  aller  Fürbitten  der  kaiseri.  Familie 
konnte  er  von  Bom  die  Einsetzmig  in  sein  Bisthum  nicht  erlangen.  Seine 
ehemaligen  politischen  Gegner  liessen  ihn  bis  an  sein  Ende  fühlen,  wekh*  ein 
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Wagniss  es  damals  war,  in  Ungarn  Österreichisch  gesinnt  zu  sein  and  Fahnen 
mit  der  Inschrift:  »Pro  Libertatf,  Fido  et  Caesare*  zu  entfalten,  wie  doch 
gerade  er  es  gethan  hatte.  Einer  seiner  Brüder  theilte  sein  Loos,  insofeme 
er  gleich  gesinnt  und  dafür  auch  gleich  stack  angefeindet  war. 

112)  Die  Ladomerszky  waren,  und  zwar  ihrer  Drei,  unter  Denjenigen, 
welche  die  Beschlüsse  des  Onoder  Tages  missbilligten  und  dafür  Busse  zahlen 
mnssten.  Ladislaus  Ladomerszky  kam  dem  kaiserl  General  Freih.  von 
Lüffelholz  bis  in's  Zipser  Komitat  entgegen,  als  derselbe  im  März  1710  mit 
einor  Truppen-Abtlieilung  heranzog  und  im  Namen  Kaiser  Joseph's  I.  die 
Uuldigung  forderte.  (Säroser  Komitats-Archi?,  Acta  polii  von  1710, 
Nr.  84.) 

113)  Georg  Palaska  war  bei  Beginn  der  Bakuczy*schen  Wirren  gräfl. 
Pälffy'scher  Guterdirector  und  Sclilosshauptmann  zu  Stampfen,  in  welcher  Eigen- 
schaft er  unterm  19.  März  1704  von  dem  Kiikuczy'schen  Agenten  Georg 
Eethei  die  Aufforderung  sich  sammt  der  Besatzung  zu  ergeben,  erhielt  Grosser 
Lohn  wurde  ihm  dafür  zugesichert  (Szalay,  a.  a.  0.  XII.  147).  Er  büeb 
jedoch  dem  Kaiser  und  seinem  Dienstherm  treu  und  machte  sich  später  durch 
Aufrechthaltung  der  Osterr.  Herrschaft  und  Organisirung  des  Landsturms  in 
der  Gegend  von  Biymocz,  Deutsch-  Prona  und  Prividia  um  die  Sache  Oester- 
reichs  so  verdient,  dass  Kaiser  Karl  YL  ihn  mit  dem  Prädikate  »von  Märoth* 
in  den  Adelstand  erhob  und  ihn  zum  »Eques  auratus*  machte  (s.  die  Wid- 
mung der  1713  zu  Timau  erschieneneu  2.  Auflage  des  Büchleins  »Iter  oeconom. 
duodena  Stationum*  von  Joh.  Lyczei).  Er  trat  später  in  die  Dienste  des 
Graner  Erzbischofs  Herzog  Christian  von  Sachsen  -  Zeitz  und  erwies  sich  in 
dieser  Eigenschaft  fortan  als  ein  GOnner  seiner  Stammesgenossen,  also  auch 
eingedenk  der  eigenen  Abkunft  So  siedelte  er  z.  B.  zu  Kiräly  im  Graner 
Komitate  auf  erzbischoflichem  Boden  im  Jahre  1712  Slovaken  aas  Tapolcsäny, 
Hindice  und  anderen  Orten  des  Neutraer  Komitats  durch  ein  Uebereinkommen 
an,  welchem  gemäss  die  ganze  neue  Gemeinde  gegen  einen  jährUch  zu  ent- 
richtenden Paoschalbetrag  von  200  fl.  von  allen  Roboten  und  Abgaben  immer- 
dar frei  sein  sollte.  Der  von  ihm  am  20.  April  1712  abgeschlossene  Ver- 
trag wurde  vom  Graner  Erzbischofe  unterm  30.  August  1722  ratihabirt 
(Onginal  in  Privathänden).  Er  starb  um  das  Jahr  1738  zu  Märoth  ün 
Barscher  Komitate,  welchen  Ort  er  so  gehoben  hatte,  dass  er  von  da  an 
»Aranyos-Märoth*  d.  h.  das  goldene  Märoth  hiess.  (M.  Bei  NotU.  Hang. 
Novae,  IV.  274).  Ueber  die  Leiden  der  während  des  BdkOcny'scheu  Uevolu- 
tioDskrieges  von  ihm  gelenkten  and  in  ihrer  Huigebang  an  Oesterreich  be- 
stärkten Slovaken  geben  die  Kriegsannalen  Aofechluss,  wenn  aoch  darin  nirgends 
die  Slowaken  aosdräckUch  genannt  sind,  sond>jm  immer  nur  von  der  zum 
Schutze  der  Marchlinie  verwendeten  Land  wehre,  womit  aber  nur  Slovaken 
und  Mährer   gemeint   sein   können,   die  Bede  ist     So  mussten  die  NiederUge 
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dM  kaisflriidieii  Q«nerals  Rkan  bei  Schiiu>lMÜte  (am  28.  Mai  1704),  die  Ver- 
•Qdie  der  kaiMriichen  Obefstan  DilUierr  and  Derwenth,  die  Maa-hUnio  zu  halten, 
(im  Frül^ahre  1705)  ond  die  gleichm  Anstrengangen  de«  Generals  Orafto 
LSwenbiurg  für  die  darein  verflochtenen  Sbvaicen  verhAngnissvoll  werden.  Ob 
die  ProJafhaif,  weldie  Stephan  Pivoda,  ein  anter  dem  Nainen  Dettin^  in 
der  AaterreiehiadiMi  Knegsgeschichte  gefeiertor  Liptaner  Slovake,  damals 
im  Dienste  des  Kaisers  kommandirto  und  wolrhe,  wie  A.  Szirmay  in  dem 
Boche  ^Hnngaria  in  parabolis*  S.  41  meldet,  vermttge  ihrer  mangelhaften  Ans^ 
rflttQBg  IQ  der  in  Ungarn  üblichen  liedonsart  ^Pivoda-Regimen^e*  Anlaas 
gab,  aas  Slowaken  bestund,  ist  aus  Szirmay^s  Erklärung  des  Aosdniekes 
nicht  mit  RestimmÜieit  zu  entnfhnii»n.  Pivoda  crschoint  in  den  Jahren  1707 
bis  1717  als  Anführer  einer  serbischen  Miliz  -  Kompagnio  in  Siebenbürgen. 
In  dieser  Eigenschaft  vollführte  er  im  Jahre  1716  den  kühnen  Handstreich 
doith  welchen  er  sich  dos  walachisrhon  Woiwoden  Nikol.  Maurokordato  be- 
mächtigte. Es  ist  aber  sehr  unwahrscheinlich,  d&HS  ein  in  Siobenbärgen  fechten- 
des Korps  zu  einer  in  Ungarn  gebräuchlichen  Redensart  Anlass  gegeben  hat  Und 
wer  sich  der  Genägsamkoit  erinnort,  mit  welcher  das  Hurban'sche  iVeikorps 
im  Jahre  1849  zu  Felde  zog,  wird  die  Vermuthung,  dass  auch  <1hs  .  Pivoda- 
Beghnen^e*  ans  Slovaken  bestund,  nicht  unbegründet  Ünden. 

114)  Frankfurter  Relationen,  Jhrg.  1707,  Cont.  Vem.  8.  29  und 
31.     Wagner,  Histor.  Josephi  L,  S.  67,  127,  134. 

115)  Wagner,  Histor.  Leopoldi  Magni,  II.  758.  Von  den  Slavoniem, 
welche  der  steiemiärkischen  Hauptstadt  zu  Hilfe  kamen,  heisst  es  da:  ^quos 
Valachos  vocitant*  Das  b^wnst,  dass  dieselben  griechisch  -  nichtunirten 
Ohuibens  waren. 

116)  Am  besten  Österreichisch  gesinnt  waren  noch  die  Oedenburger  und 
Ppessborgm-  Bürger.  So  scheint  es  wenigstens  nach  Dem,  was  über  die  Hai- 
tang Ersterer  J.  Csänyi  in  seiner  Oedenburger  Chronik  (herausgegeben  von 
J.  Paar  im  5.  Bande  des  »Magyar  Törtönebni  Tär*,  Pest  1858)  und  über 
die  Haltung  I>»tztoror  M.  Bei  in  seiner  »Notitia  Hungariao  Novae*,  I.  276 
berichtet  Freilich  waren  die  Bürger  dieser  beiden  Städte  auch  bei  der  Gegen- 
reformation, von  dem  grässlichen  Jalirzehend  1671 — 1681  abgesehen,  verhält- 
nissmässig  am  besten  weggekommen  und  liess  die  Nähe  von  Wien  sie  nicht 
so  leicht  auf  Abwege  gerathen.  Insbesondere  erfreuten  sich  die  Oedenburger 
Bfiiger,  wenn  sie  gleich  Protestanten  waren,  der  Gunst  des  Wiener  Hofes  in 
aafläUiger  Weise.  So  erhob  Ferdinand  II.  den  dortigen  Bürgermeister  Christoph 
Lackner  in  den  Adelsstand,  Leopold  I.  aber  den  Bürgermeister  Leopold  Nädtl 
(sechs  Jahre  vor  dessen  Konvertirung)  gar  in  den  IVeihermstand.  Ein  späterer 
Oedenburger  Bürgermeister,  Sebast  Ferdin.  Dobner,  gab  in  den  Jahren  1695 
bis  1730  mehrere  das  Enthau-s  Oesterreich  verherrlichende  Schriften  heraas, 
wdche  im  »Catalogas  Biblioth.  Hungar.  Franc.  Comit  Sz/n-h^^nvi*  (Oedenbnrg, 
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1799),  L  282,  283  yeneichnet  sind,  und  begeisterte  im  Jahre  1704  seine 
Mitbürger  zum  treuen  Festhalten  ;ui  der  Sache  Oesterreichs  durch  schwung- 
volle Keime,  welche  bei  Csäny  a.  a.  0.  S.  209  nachgelesen  werden  können. 
117)  Für  Denjenigen,  welcher  die  Geschichte  der  Gegenreformation  in 
Ungarn  nur  einigermassen  kennt,  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  den  mei- 
sten dabei  in  hervorragender  Weise  thätigen  Priestern,  wie:  dem  Graner  Erz- 
bischofe  (Primas)  Szolepcs^nyi,  dem  Erlauer  Bischöfe  F.  L.  Szegedi,  dem 
Zipsir  Propste  Georg  Bärsony,  dem  Kaaber  Bischöfe  Paul  Esterhizy, 
dem  Erlauor  Propst*.»  Emerich  Kolossväry,  dem  Funfkirchner  Bischöfe 
Joh.  Gubasöczy,  den  Graner  Domherren  Kälmänczai  und  Stephan 
Vardai  etc.  nicht  sowohl  um  die  Bekehrung  der  deutschen  Prote- 
stanten in  l'ngam,  als  yiehnehr  am.  deren  Vertreibung  und  Unter- 
drückung zu  thun  war,  und  eine  bittere  Ironie,  welche  den  damaligen 
Magyaren  nicht  wenige  vergnügte  Stunden  bereitet  haben  mag,  lag  darin,  dass 
hiozu  grossen  Thcils  deutsche  Kameralbeamte ,  wie  der  ungarische  Kammer- 
präsident Graf  Otto  Ferd.  Volkra,  der  Präsident  der  Zipser  Kammer  Frhr. 
V.  W aisegg,  der  Leutschaner  Dreissigsteinnehmer  Math.  Gandel  und  der 
Palöcsaer  Einnehmer  Johann  Gundelfinger  die  Hand  boten.  Belege  für 
diesen  Ausspruch  enthält  die  unten  folgende  Anmerkung  119  auf  S.  162. 
Niemandem  war  der  bezügliche  Feuereifer  der  Jesuiten  und  der  damalige  Ein- 
fluss  diefler  auf  die  Osterreichische  Regierung  willkoinmeuer ,  als  jenen  Magya- 
ronen.  Es  fehlte  aber  auch  damals  schon  nicht  an  abmahnenden  Stimmen, 
welche  die  traurigen  Folgen  eines  allzn  bereitwilligen  Eingehens  der  Ke^^nerung 
auf  solche  Ttodenzen  vorfaersagten.  So  bemerkte  z.B.  Oldenburger  (1678) 
in  seinem  »Thesaor.  Her.  pubL*  (IV.  435):  »Qnoties  instinctu  Jesuitarum 
in  Hungaria  Sacra  Beligionis  movebitur  anchora,  toties  movebitur  Regni  illins 
navis*  und  derselbe  Schriftsteller  ruft  (ebenda,  IV.  436)  aus:  »0  utinam  Bex 
Hungariae  modernus  Maximilianum  IL  Imper.  imitaretur  et  libertatem  Beligio- 
nis Evangelicae  arte  et  Marte  haud  opprimeret!  Longe  sane  aequabilius 
et  constantius  tum  res  eorum  illa  parte  sese  haberent*  —  Der 
gleichen  Meinung  war  der  damalige  Wiener  Bischof  P.  Emerich  Sinelli. 
Wenigstens  sagt  von  ihn^  Esaias  Pufendorf  in  seinem  Gt^sandtschaitsberichte 
vom  Jahre  1675  (a.  a.  0.,  S.  75):  »Er  verwarf  daneben  alle  die  Vehemenz 
und  Schärfe,  womit  die  Jesuiten  das  Beformationswerk  in  Ungarn  und  Schlesien 
tractiartim,  bekaiuite  auch  ohne  Scheu,  dass  er  sich  verschiedentlich  offerieret, 
in  Boisdn  etlicher  geheimen  Kftthe  mit  ihnen  (den  Jesuiten)  amice  sich  darüber 
zu  veniehmsn  und  die  Gründe,  wanun  er  meinete,  dass  man  in  negotio  refor- 
maüoms  einen  ganz  gelinden  Weg  and  allein  per  doctrinam  et  bona  exempla 
gehen  müsse,  anzozeigen,  würde  aber  auch  gern  nachgeben,  wenn  man  ihm 
solidis  ratioiübus  den  andern  modum  erweislich  and  practicable  machen  kOmiie.* 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  der  Protestant  Esaias  Pufendorf,  nach  Schweden 
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heimg«»kehrt ,  m  •in«'m  vt'rtraiuirluM)  i:  ih'  ;in  s-in-ii  K'niij  don  W  kmkt 
BUrhof  in  oincin  beüseron  Lichte  Uarg<>M' ut  ii.ii.  ..!  m  u-iiiii  .r  ihm  wIIwt 
8rBchii*n*ii    war,   oder   daM<    Ihifciidorf  snne  di<   :  Nachricht   aua   trdber 

QneUe  geechöpft  hat 

118)  VaUasor  sagt   in   aeiner   am  i.ihr    1685   veriawtim   Be- 

/admÜNing  dat  Henogthiunea  Krain  (IIL  11.  Bach,  S.  708)  von  der  Lai- 
Bftrgwscfaaft:  sie  rede  krainorisch,  deatsch  und  italienisch;  die  Schrift- 
Mi  aber  to   Laibach  durchwog   die   deutsche.     Ebenda  (S.  705) 
mr  auf  die  bunte  Zusammensetzung  der  Laibacher  Bärgerschaft  aus  Krai- 
Steierm&rkern,    Kftrntnern,  Kroaten,  Italienern,  Tirolern,  Baiern, 
ISachaen,  Franken,  Schwaben,  Schlesiern,  Mährern,  Böhmen,  Dftnen, 
iFouieiaiiem ,   HoUfindem   und   Franzosen   hin.     Ein  Drittel  der  Bürgerschaft, 
taneikt  er  (S.  706),  bestehe  aus  zugewanderten  Fremden.    Die  AngeaeheosteD 
lamnter  waren   damals  die  Codelli,   Rehringer,   Schunleben   und  ScheUenboig. 
L'nd  in   Merian*s   ^Topographia   Proviiici;irum  Austriacaruin*  (Frankf.  a.  M. 
1679)  heissi  es  S.  64  von  den  Kraineni:  ^^Ihre  Sprach  ist  ein  wenig  anders, 
ils  der  Winden  im  Land  Steyr.     Es  wohnen  gleichwohl  auch  Teutsche, 
/sonderlich  in  den  Städten,   item  Italiäner  daselbsten   und   ist  der  Adel 
meistenstheils   teutschen   Geblüts.     Daher,   neben   der  Windischeu   als 
der  gemeinist^'n  Sprach   man  auch    tcutsch    und   theils  Orten,   sonderlich  zu 
Laybach,  als  in  der  Hauptstadt,  Italiänisch  oder  vielmehr  friaulisch  redet    Und 
wwdeo   die   Beichssachen   (soll   wohl  heissen   , Landessachen *)  in   teutsche r 
Sprach  geführt,   auch   die  fürstlichen  Befelch   und  dergleichen  von  Obrigkeits 
wegen  in  solcher  angeschlagen  und  verrichtet.*    Vom  Jalire  1671  au  bestund 
zu  Laibach   auf  Kosten   der   kraiiüschen  Stände  ein  deutsches  Theater.     (HL 
I  Costa,  Beiseerinnenuigen  aus  Krain,  Laibach  1848,  S.  32.)    Durch  die  1693 
aaf  Anregong  des  Dompropstes  J.  B.  Presch<:>m  zu  Laibach  gegründete  ^Aca- 

f-* — •-  Operosoram  *  traten  die  wissenschaftlich  gebildeten  Krainer  mit  Deutsch- 
so  gat,  als  mit  Italien  in  regen  geistigen  Verkehr.  (H.  E.  Costa  in 
üttheiL  des  histor.  Vereins  f.  Krain,  Jhrg.  1861,  S.  41  ffg.)  Es  kam 
Is  wohl  auch  vor,  dass  krainische  Slovcnen  ihren  Familiennamen  germani- 
;  80  verwandelte  z.  B.  Franz  Gossiak,  um  1662  Besitzer  des  Gutes  Stein- 
bei  Neostadtl,  seinen  Namen  in  »Ganser.*  (Hoff,  Gemälde  von  Krain, 
IL  43.)  In  der  Grafschait  Gurz  sprach  damals  der  Adel  deutsch  und  wur- 
den, wie  in  Krain,  die  Verhandlungen  vor  der  Landschranne  deutsch  gefuhrt 
and  die  landesfürstlichen  Erlässe  in  deutscher  Sprache  publizirt  (Merian,  a. 
a.  0.,  8.  68.)  Von  den  Triestinern  heisst  es  schon  in  den  1646  erschie- 
moen  »Commentarii  istorid-geographici  dell*  Istria*  von  Philipp  Tonunaaini: 
»partecipano  del  tedesoo.*  Die  Patrizier  der  Stadt  (die  Burlo,  Bonomo,  Mar- 
chisetti,  Brigido,  Sanrar,  Bottoni  etc.)  schickten  ihre  Söhne  zur  Aasbildung  am 
liebsten  an  die  HOfe  kleiner  dimtBcher  Fürsten.    (Luwenthal,  Geschichte  von 
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Triest,   I.    110—113.)     l     '  I  \.rbreitung  dos   dentschen  Elements    in  ^ 

Wftlschtirol  in  der  zweiten  Hallt.    1-   17.  Jahrhundts,  gibt  M.  A.  Mariani's  / 
,Tpento  con   il  sacro   concilio*   (Trient  1673)   reichlichen   Aofschhiss.     Nach/ 
diesem  Werke  waren  die  500  Studenten,  wekhe  damals  das  Trientner  Gymna-I 
sinm  besuchten  »di  Natione  pcT  1<>  piü  Alemanna*  (S.  15),  war  in  Trient  die 
Kenntniss   der  deutsrhen  Sprache   stark  verbreitet  (S.  45:   »si  parla  Italiano; 
benche   si   prattichi  ancor   Tldioma  Tedescn   si   per  i  molti  Nationali,   che  vi 
stanno,  come  perche   s'use  mandar  figlioli  in  Alemagna  k  tal'effetto  con  rice- 
veme  altri  in  concambio*);  am  Karakter  der  Tridentiner  wollte  deutscher  Ein- 
fluss   wahrgenommen   werden   (S.  45:    ,Trent4i...  dai  Tedeschi   imbeve  la 
rordialtÄ   e   da   gritaliani   la  gentilezza*);    die   Deutschen   harten   in  Trient 
ihn?  eigene  Pfarrkirche  (La  Parochia   di  S.  Pictro,   S.  114);   die  Wolkenstein, 
Trautmann.sdorf,  Völs  etc.  besassen   hier   stattliche  Palläste  (S.  166);   an   der 
hiesigen   Academia   degli  Accesi    wurden   auch   Vorträge  in   deutscher  Sprache, 
gehalten   (S.  .*>48);   der   Fürstbischof  hielt   nnen   eigenen   deutschen  Staats- 
sekretär (S.  218);  neu  geadelte  Tridentiner  wählten  sich  fast  ohne  Ausnahme 
deutsche  Prädikate  (Manzi   von  Ebenheim,   Crivelli  von  Kreutzberg,   Trentini 
von  Wolgersfr'M,  Fedrigotti  von  Ochs^-nfeld  etc.)  und  viele   aus   ihnen   nahmen 
entwed«T  beim  Beichskammergerichte  zu  Speyer  oder  in  Wien  beim  Beichshof- 
rathe   die   RK-htspraxis.     Zu    Roveredo    gründeten   in   der   ersten  Hälfte   des 
1 7.  Jahrhundert**  angesehene  deutsche  Handelsfirmen,  wie  z.  B.  die  Troilo  aus 
Breslau,  die  Volkhammer  und  Gutthäter  aus  Nürnberg,   Zweigniederlassungen; 
1679   errichtete   hier   der   NünilKTger  Kaufmann  Friedrich  Sichart   eine  Kom 
mandite  für  den  Seidonhandel :  1668  stiftete  hier  Dr.  Ferd.  Orefici,  Sohn  eines 
Vb.e-Prätor8  zu  Boveredo,  ein  fünfklassiges  Gymnasium  mit  dem  ausdrücklichen! 
Wunsche,  dass  der  Unterricht  thunlichst  in  deutscher  Sprache  ertheilt  werdet 
und  diese  Stiftung  fand  solchen  AnkUing,   dass   der  Boveredaner  Bürger  Paul  | 
Balter   im   Jahre  1671    dem   Stifter   ein  Denkmal    zu   setzen   vorschlug.     (A.  I 
Chiusole,   Notizie  della  Valle  I^agarina,  Verona  1787,  S.  195.)     In  einer! 
Gegend  von  Sädtir(»l,  im   oberen  Vintschgan  nämlich,  wurde  die  Germani- 
sirung  im  17.  Jahrhunderte  wohl  auch  gewaltsam  betrieben  nnd  zwar  die  der 
hiesigen  I>adiner  durch  die  Aebte  des  Benediktinerklosters  Harienberg  (S.  dm 
Bericht  de«    P.  Alois  Faller   über   diese  Vorgänge   in  der  Bibl.  Tirol   zu 
Innsbr.,  Nr.   1019).     üeber  die  Fortschritte,  welche  das  deutsche  Element  im 
17.  Jahrhundert«)   in  Böhmen  machte,  s.  die  ^Mittheil.  d.  Ver.  f.  Gesch. 
d.  Deutschen  in  Böhmen*,  I.  Jahrg.,  4.  Heft,  S.  24  ffg.;   II.  Jahrg.,  S. 
57  ffg.;  femer  Pelzel's  Gesch.  v.  Böhmen,  II.  547—649  und  J.  G.  Sommer, 
Das  Königreich  Böhmen,  I.  372,  VI.  110,  IX.  235,  XV.  170.    Die  Germa- 
nisining  d<s   bt"»hmischen   AdeL^   ))espricht  4er  Jesuit  Bohuslav   Bai  bin   in 
seinem  Wirko   »MisceUanea   hisU)rica   Regni  Bohemiae*  (I.  3.  Buch,  S.  236) 
unter  grossem  WehUagoi   und   mit  Hinwiiaiiiig  auf  seine  1654  ersdiimnne 
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Schrill  ,I)iva  nostra  Warteiwih*,  m>  wie  ayii  xiii«  .\l<lj;m<llunj(  ^Ih«  lüigfua 
alarica.*  Dereelbu  meint  (a.  a.  0.  S.  235):  dma  cüiiacUbU*  Mittel,  die  ver- 
deutschten Stfidte  zur  Wiedererleniuiig  der  czechiBchen  Spradie  amnhaltwi,  wire 
der  ^^edermf  der  Erlaoboiss,  deutsch  ni  amtirpn,  ,qaod  si  hodie  reroeantiir, 
intn  Tiglnti  ant  triginta  annoa  Teterem  Bohemiae  lingoam  in  CmtatiboB  an- 
direrooB.  8cio  istod  optatnm  saepins  ab  ipsis  Oermania  esse,  at  semper  eomm, 
qoi  Bohemiam,  nuUo  Patriae  malo  merito,  odemnt,  consiliis  et  conatibos  con- 
TersQiD.*  Es  mnss  also  damals  (Baibin  schrieb  dieses  um  das  Jahr  1678) 
dia  deutsche  Element  auch  in  den  Städten  Böhmens  im  Anfschwnnge  begriffen 
gvwMsn  sein.  Uebor  deutsche  Schauspiele,  welche  in  den  Jahren  1675  waä 
1679  zu  Prag  aufgeführt  wurden  s.  Schottky,  Prag,  wie  es  war  und  wiej 
es  ist  I.  223.  Von  der  damaligen  Ausbreitung  der  Deutschen  in  M&hren] 
sind  einige  geschichtliche  Spuren  bei  Gr.  Wolny,  Die  Markgrafschaft 
n.  131,  158;  IV.  302;  V.  621  zu  finden.  Die  Pflege  der  deutsdien  Sprachr 
in  den  Stftdten  Mährens  litt  jedoch  gerade  damals  sehr  unter  demselben  Wider- 
wiDflO,  dessen  Erguss  in  Balbin*s  Schriften  so  merklich  hervortritt  D*Elvert, 
Qesch.  d.  Studien-Anstalt  in  Mährc>n,  Brümi  1857,  S.  4f>  der  Einleitung.  In 
Schlesien  war  dem  deutschen  Elemente  auch  bei  den  bis  dahin  deutsche  Ein- 
gaben von  sich  weisenden  Gerichten  wenigstens  theilweise  Berücksichtigung 
gesichert  seit  Leopold  I.  mittelst  der  ,  vemewerten  Landes-Ordnung  des  Fürsten- 
thumee  Troppau*  d.  d.  Wien,  27.  Juni  1673  verordnet  hatte:  dass  hier 
zwar  nach  wie  vor  die  slavische  Sprache  als  Gerichtssprache  zugelassen  sein 
solle,  jedoch  Deutsche,  die  dieser  Sprache  nicht  mächtig  wären,  auch  in 
ihrer  Muttersprache  , gehört*  werden  müssten.  (Weingarten,  Cod.  Ferd.- 
Carolinus,  S.  508.)  Im  gleichen  Sinne  hatte  schon  Ferdinand  HI.  zu  Gun- 
sten der  Deutschen  aller  böhmischen  Kronländer,  welche  mit  dem 
Appellationsgerichte  in  Prag  in  Berührung  kamen,  nntemi  26.  Novbr.  1644 
angeordnet:  dass  jeder  Bath  dieses  Gerichtshofes  der  deutschen  Sprache  mächtig 
sein  solle,  und,  damit  diese  Eigenschaft  sich,  erprobe,  waren  dieselben  von  da 
an  Terpflichtpt,  die  Prozesse  deutsch  zu  referiren.  (S.  Gf.  Auersperg's  Gesch. 
dieses  Gerichtshofes,  I.  29,  49.)  Uebrigens  klagte  schon  Karl  v.  Zierotin 
im  Jahre  1607  rücksichtlich  Mährens:  ^Peregrinum  idioma  invalescere  incipit* 
(Chlumecky,  a.  a.  0.  S.  207),  und  im  Jahre  1615  wussten  sich  die  Czechen 
m  Böhmen  vor  der  Qe£ahr,  verdeutscht  zu  werden,  nicht  mehr  anders  zu 
retten,  als  dadurch,  dass  sie  zu  den  härtesten  Zwangsmaäsregebi  griffen.  S. 
den  reicfahaltigen  Aulsatz  über  den  Kampf  zwischen  der  deutschen  und  czechi- 
scfaen  Kationalitftt  in  Jordan*s  Jahrb.  für  slav.  Literatur,  Jahrg.  1844, 
8.  210  ffg. 

119)  Am  tollsten  trieben  es  in  dieser  Beziehung  die  Reformations-Kom- 
missäre POL  Leutschau  in  der  Zips.  Die  noch  nnged ruckte  Fortsetzung 
der  hiesigen  Stadtchnmik,  welche  ich,    Dank   d«»r   g»'falligen    Vermittlung   des 
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Herru  Gymiiaäial-Professors  Wenzel  Merklas,  einzaseht.it  in  dir  Lage  war, 
enth^t  daräber  mancherlei  Beachtenswerthos.  So  stellt«'  der  Kommissär  Jos. 
Gondelfinger  zu  Anfang  des  Jahres  1675  an  die  Stadtgemeinde  die  Zamathong: 
magyarische  Landedelleate  zu  Rathsherren  zu  wählen,  worunter  auch  übel 
belenmondete  und  zum  Theile  der  deutschen  Sprache  völlig  unkundig«'  Leute 
waren.  Da  die  Gemeinde  diese  Zumuthung  erbosst  zurückwies,  verklagte  sie 
der  Kommissär  im  Wege  der  Zipser  Kammer  wegen  ihres  Ungehorsams  bei  den 
Wiener  Centralstellen ,  welche  leichtgläubig  oder  befangen  genug  waren,  den 
Bartholom.  Alauda,  welchen  die  Stadt,  um  sich  zu  rechtfertigen,  nach  Wien 
schickte,  verhaften  zu  bissen,  ohne  denselben  vorher  gehurt  zu  haben.  Sofort 
erschien  («im  27.  Juni)  der  Zipser  Kammerrath  Sigmund  Hollö,  ein  Erz- 
magyare,  zu  Leutschau  und  lud  »Richter,  Bath,  Vormünder  und  eine  ganze 
erwählte  Gemeine*  vor  sich,  ,um  Ihro  königL  Majestät  Willen  und  Befehl  zu 
vemelimeii*.  Als  nun  der  Stadtrichter  ihn  in  deutscher  Sprache  bewill- 
kommte,  Terlangte  Hollö  trotzig:  »man  soll  doch  ungrisch  mit  ihm  reden, 
theÜB  seiiietwegen ,  der  kein  perfekter  Deutscher,  theils  der  ihn  als  Personae 
Begnlares  (d.  h.  als  beglaubigte  Zeugen)  begleitenden  Canonici  willen,  so  der 
deutschen  Sprach  nicht  kundig,  theils  weil  wir  unter  einem  ungarischen  König 
im  Königreich  Ungern  lebten*.  —  , Darauf*  —  fahrt  der  Chronikschreiber 
(welcher  niemand  Anderer,  als  der  in  Rede  stehende  Stadtrichter  selber  ist) 
fort  —  ,  ihme  zur  Antwort  worden :  dass  wir  als  Deutsche  wie  er  es  aus  dem 
Habit  abnehmen  kann,  keine  andere  Sprach,  als  Deutsch  reden  könnten ;  welches 
er,  wiewohl  ungern,  geschehen  lassen*.  Gegen  die  Berufung  magyarischer 
Edelleute  in  den  Stadtrath ,  welche  Hollö  neuerdings  vorschlug,  wendeten  sie 
mancfaerld  ein,  insbesondere  auch:  wie  gefährlich  dies  Sr.  Migestät  werden 
könnte,  da  ja  fremde  Edelleute  als  Solche,  die  an  der  Stadt  kein  Interesse 
haben,  diese  in  unruhigen  Zeiten  leicht  im  Stiche  lassen  möchten.  Aber  Hollö 
bestund  aaf  der  » Einnahme*  magyarischer  Edelleute  in  den  Stadtrath  und 
nachdem  er  von  einem  kunen  Aasfluge  nach  Käsmark,  (welcher  Stadt  er  den 
dortigen  Dreissigstamts  -  Kontrolor  Joh.  Vitalis,  einen  offenkundigen  Wüstling, 
zum  Richter,  daim  uiigar.  Zischmcnmacher,  Hutterer  und  Zi^-ilchweber  zu  Raths- 
herren aafdrang)  zurückgekehrt  war,  vollzog  er  am  15.  August  mit  Hilfe  von 
60  Musketieren  und  300  Kroaten  die  »Befonnation*  des  Leatschaaer  Magistrats, 
indem  er  rOcksichtlidi  des  Stadtrichter-FMteos  den  Borgern  nar  zwisdieii  dem 
Edelmanne  Steph.  Nemessäny,  den  Dreissigst- Einnehmer  IL  Gandl  und 
dem  KaamMnekratär  Kaspar  Vass  die  Wahl  licss.  In  die  Enge  getrieben, 
entschied  sich  die  Bärgerschaft  für  M.  (hndl,  der  mindestens  ein  Dentsdier 
war,  konnte  aber  nicht  umhin,  die  anderen  beiden  Kandidaten  in  den  Stadtrath 
zn  wihkn  oder  Tielmehr  aoiknnehmen.  Sbon  sollte  anch  die  Einseteong  von 
Magyaren  in  die  übrigen  Qemeindelmter  bewerkstelliget  werden,  als  das  Heran« 
nahen  einer  R<  belknschaar  die  Stadt  Ar  dieemal  Ton   solcher  Oeflüur  befteÜa. 

11* 
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Aber  di«   dfuUclif}  Tracht   mutuiU'  von  >1  m   >. •  HanunUvji  Magistnit*    abge- 
legt und  die  ungarische  dafür  angcnumim'ii  wt-iiliii,  du  die  ncueu  Kuihsberreii 
erkürten:  »sie  Bfkm  Ungarn  und  dergleichen  (deotMrhfii)  Ilabit  zn  trogen  nicht 
gewohnt*.     Bei  den  Gememdewahlen   dee   Jahres    1678   wnrdon   zwar  koine 
Mimi  Hagyarm  dnrchgesetct,   daftr  aber  den  dootschon  Durgf^m   zn  deren 
grÖMler  BntrtsUmg  »em  iVeUediger  Fleiacherknecht*,  ein  Wäcbtir  un  Dienste 
der  Stadt   ond   oin  ^Ijettclbrod  essender*  Manrer,  alle  dm  selbstverständlich 
Katholiken,  als  Ratlishom^n  aufgedrungen.  —  Olnchos  trug  sich,  wie  die  oben 
hl  der  Anmerkung  111   auf  Seite  155   citirt«'  Eperiesnr  Chronik   berichtet 
und  der  Jesuit  Kazy  in  seiner  »Uist  Kegni.  Hung.*,  III.  182  best&tiget,  im 
Jahre  1673  zu  Eperies  zu,  wo  damals  der  Kammerpräsident  Graf  Volkra  in 
Begleitong  des    Erlauer  Bischofes   Szegedi   den    deutKclicn  Magistrat   in   einen 
Torwiegend   magyarischen   verwandelte.     Franz   Uszti   wurde   Stadtrichter;    die 
Hemn  Segniej,  Hallapy,  Szeressti,  Harsädy  etc.  Seiiat<:iron.     Der  Krlauer  Kano- 
nikns  Georg  Horväth  sollte  Stadtpfarrer  werden;  doch  die  Jesuiten  hintertrieben 
das  und  gaben,   nachdem  man  ihnen   die  Pfarre   eingeräumt  hatte,   der  Stadt 
in  der  Person  des  P.  Kaspar  Habermaier  einen  deutschen  Pfarrer.     Dennoch 
aber  zogen  damals  viele  Eperieser  Bürger  nach  Siebenbürgen,  da  sie  nicht 
konvertiren  wollten  und  alle  Protestanten  aus  den  Zünften  entfernt,  somit  ihnen 
die  Mittel,  sich  ohne  Religionswechsel  daheim  elirlicli  fortzubringen  abgeschnitten 
wurden.     Die,  welche  nicht  zum  Wanderstabe  griffen,  mussten  es  mit  ansehen, 
wie  ihnen  TaglOhner  und  Bräuknechte  vorgezogen  und  alle  Ehren  und  Würden 
vorenthalten  und  deutsche  Sitten  verlacht  wurden.  —  Um  nichts  besser  erging 
es   damals    den    Oedenburgern,    Pressburgern,    Schemnitzern,    Bart- 
feldern, Zebenern,    Günsern  u.  s.  w.     Die   Günser   Deutschen   sahen 
sich   im   Jahre    1681    gar  verurtheilt,   einen   konvertirten  Magyaren,  welcher 
frfiher  jenseits   der  Donau  Superintendent    gewesen  war,    nämlich  den  Steph. 
Fekete,   als  Stadtrichter  aufzunehmen   und   obschon   es    ihnen    gelang,    diese 
Schmach  von  sich  abzuwenden,  mussten   sie  doch  dem  Genannten   eine  Kaths- 
bermstelle   einräumen.     (Csänyi,  a.  a.  0.  S.  50).     Ueber   die  Zurücksetzung 
der  Oedenburger  Deutschen,  welche  übrigens  von  kurzer  Dauer  war,  s.  das 
ebenda  S.    81,  85,  38   und   62   Gemeldete.     Die   Kaschauer   nenne  ich 
hier  darum  nicht,  weil  diese  damals  ohnehin  schon  kaum   mehr   ein  deutsches 
LsbenaKichen  von   sich  gaben   und  an   ihnen,   was   österreichische  Gesinnung 
hMSif  ohnehin  nichts  mehr  zu   verderben    war.     Ihnen  hatten  Job.  Zapolya, 
General  Basta,   Stephan  Bocskay,    Gabriel  Bethlen,   Georg  Bäköczy   und   die 
ersten  kaiseriichen  Kommandanten  nach  dem  llückfalle  der  Stadt  an  Oesterroich 
(Franz  Weesel^ny,  Sigmund  Pethö,  Georg  Homonnay)  in  Verbindung  mit  dem 
damals    zn   Kaschan  residirenden   Erlauer   Domkapitel    und   unterstützt   durrh 
dm  Kameral-Admuristiator  Emerich  Mosdöfy  bereits  derge.stalt  '  t.  dass 

bei  Beginn  der  grossen  Gegenreformation   im    Jahn*    1G71    >  >•    mehr 
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ein  Fanke  ostiTrcichiscbcr  Gcüiimaiig  and  deutschen  Bewussteeins ,  das  noch 
hätte  gekränkt  werden  keimen,  in  ihnen  steckte. 

120)  Ueber  die  Polen- Zuwanderung  8.  mein  Werk:  ,Die  nngarisdien 
Rathcnen'',  I.  10  und  II.  82.  Ebenda  ist  (II.  78)  Eimges  über  das  Um- 
sichgreifen des  inai^yarisch^n  Elements  in  Oberungani  beigebracht  mid 
auch  auf  die  Verdrängung  deutscher  GenR^indcn  hi  der  Zips  durch  Slovaken 
hingewiesen.  Di(>8elbe  Erscheinung  kam  in  den  niedeningarischen  Bergorten 
und  in  in«'hreren  Gegendon  des  Siiroser  Komitates  vor.  Genaue  und  ziemlich 
erschöpfende  Angaben  hierüber  enthält  CzGrnig's  Ethnographie,  IL  208,  210, 
217,  219,  223.  Vgl.  auch  Schi Azer*s  , Geschichte  der  Deutschen  in  Sieben- 
bürgen*, (Gtlttingen  1795)  S.  273—280.  Der  Beginn  dieser  Bevölkerungs- 
Metamorphosen  reicht  übrigens  noch  ins  16.  Jahrhundert  zurück  und  ist 
steUanweise  wohl  noch  älter.  Aber  unendlich  beschleuniget  und  überhaupt 
gefördert  hat  sie  die  Gegenreformation.  Das  liesso  sich  z.  B.  in  Zips  fast  von 
Ort  zu  Ort  nachweisen.  —  Die  Schwächung,  welche  das  deutsche  Element  in 
Ungarn  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  schon  dadurch  erlitt,  dass  hiesige 
Deutsche  sich  magyarisirten,  ist  auch  nicht  gering  anzuschlagen.  Sie 
war  grossen  Theils  Folge  der  Verbitterung,  welche  die  deutschen  Proteetanten 
hier  fiberkam,  aber  oft  auch  Folge  berechnender  Gewinnsucht  und  am  Oftesten 
mögen  dieflo  beiden  Motive  zusammengewirkt  haben.  Wie  Oldenburger  a. 
a.  0.  IV.  499  meldet  ging  in  Deutschland  am  Schlosse  des  17.  Jahrhunderts.« 
das  Sprichwort:  ,  Geld -Hunger  aus  wem  machst  du  nicht  einen  Unger?*jl 
und  dne  ergötzücho  Illustration  dazu  liefert  die  i^'igur  eines  Leutschauer  Apo- 
thekers, Namens  Jonas  Spillenberg,  welcher,  wie  die  handschrifU.  Leutschauer 
Chronik  zum  Jahre  1650  berichtet,  um  diese  Zeit  schon  sich  entschieden 
weigerte,  za  den  Sitzungen,  welche  er  als  Rathsherr  zu  besuchen  hatte,  anders 
als  .in  fseiiu-ni  Ment<'k  und  in  rothon  Zischnien*  zu  erscheinen,  während  doch 
die  vorg(^scliriil><ne  Amtstracht  die  deutsche  war.  Freilich  war  dessen  Bruder, 
Dr.  David  Spillenberg,  der  Vertraute  der  Fraa  des  Pahitins  Grafen  Franz 
Wc«seleny  und  er  selbst  häufiger  Gast  auf  Schloss  Muräny! 

121)  Wahrheitsliebe  gebietet,  den  fifissbrauch,  welcher  damals  in  Ungarn 
mit  des  Kaisers  und  seiner  ICnister  Autorität  von  welthchon  und  geistlichen 
Magyaren  getrieben  wurde,  und  die  Tänschnngen  hervorzuhel)on,  die  da  in  An- 
wendung kamen.  Man  leeo  z.  B.  in  dem  Büchlein,  welchcvs  der  einer  Fälschung 
unfähige  Prossborger  Lyoeal-Professor  Lichner  anonym  unter  dem  onscheui- 
baron  Titel  «Johaini  Pognor's  Vorzeichniss  etc.*  (I'resslrarg,  1861  bei  C.  F. 
Wigand)  beraosgegebin  hat,  die  da  8.  110—125  mitgetbeiMen  Briefe  des 
Primas  Szelopcsönyi  an  Kaiser  Leopold  und  dessen  BeidttrÜnr  ans  den 
Jahren  1672 — 1678;  man  Ix^achte  das  vom  Jesuiten  Kazy  in  seiner  Uistor. 
l^'^^li  limigariae  (111.  174)  bzütciich  d«>8  Generals  Span  kau,  der  doch  (wie 
die  Leutschaoer  (Jhronik  meidet)  die  Protestanten  verhältuissmässig  noch  sehr 
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mild  bvhaiidette,  gMMohle  Qest&iuIiiUs :  .Hunc  fructutu  habaii  Mridna  (qfiis) 
dun  SaoenkHibw  ac  BeKgk»8  Tiris  oonsuetado,  ande  inflammatior  agebat  in 
baflnaes,  popeliio  sibi  hoslea,  iit  adeo  ox  Aula  Vionnonsi  monori  debvo- 
rii,  quo  siio  ardori  tenpenrei,  religionom  negotia  tractarot  modice,  nee  qoMiH 
quam  eo  nomine  inqoietaret*  Und  wie  ecbmfthlicb  wnrdo  nicht  Leopold  I. 
Ton  den  katholischen  Grafen  Franz  Weesel^ny  und  Franz  N&daedy  hinter- 
gangen, welche  mit  Vorliobo  in  Wien  die  deutschen  Protestanten  Ungarns 
als  politisch  gefthrlicho  Louto  (leimiuiirt<'n ,  wiUin^nd  sie  selber  weit  Aergeres 
im  Schilde  fahrten!  Diese  Anklagcu  galten  den  Protestanten;  sie  galten  aber 
anch,  und  vielleicht  mehr  noch,  den  Deutschen,  welche  gedemflthiget  und 
unter  Einein  dem  Wiener  Hofe  abwendig  gemacht  werden  sollten.  Nur  neben- 
her mid  um  die  Sache  nicht  zu  auflIUllig  zu  machen,  wurden  mitunter  anch 
Magyaren  in  die  Untersuchungen  verflochten,  besonders  kalvinische  Prediger, 
gegen  die  blinder  Beligionshass  zu  Felde  zog.  Es  sind  gewichtige  Anzeichen 
Yorfaanden,  dass  das  Eperieser  Blutgoricht  nicht  das  Werk  Caraffa*8,  welcher 
blos  den  Vorsitz  dabei  führte,  sondern  das  magyarischer  Intriguanten  war, 
wie  denn  auch  in  der  That  die  meisten  Opfer  desselben  Deutsche  oder  nahe 
Verwandte  solcher  und  die  Ankläger  dabei  ohne  Ausnahme  Magyaren 
waren.  Aehnliches  trug  sich  wohl  auch  in  Siebenbürgen  zu,  wo,  wenn  es 
an  Stoff  zu  politischen  Anklagen  fehlte,  andere  Beschuldigungen  herhalten 
nrassten,  um  zu  gelegener  Zeit  das  Vertrauen  der  Sachsen  in  die  Gerechtig- 
keitsliebe der  deutschen  Central-Regierung  und  ihrer  Organe  zu  erschüttern. 
Ich  erinnere  beispielsweise  an  die  von  K.  Fabritius  im  IX.  Bde.  des  Arch. 
f.  Kunde  öst  Gesch. -Quellen  geschilderten  Ränke,  welchen  der  Sachsen- 
graf Job.  Zabanius  Sachs  von  Hartaneck  zum  Opfer  fiel,  als  von  sieben- 
bürgischen  Magyaren  ein  letzter  verzweifelter  Versuch  gemacht  wurde,  die  den 
Bäköczy*schen  Plänen  hinderlichen  Sympathien  der  Sachsen  für  Oesterreich  zu 
dämpfen  und  dieselben  eines  umsichtigen  Führers  zu  berauben.  Fabritius 
schliesst  seuien  Auf^tz  mit  den  Worten:  ^Des  reichbegabten,  der  Österreich. 
Regierung  bis  in  den  Tod  getreuen  Mannes  Haupt  fiel  am  5.  Dezember  1703 
durch  das  Henkerbeil  und  mit  ihm  (fielen)  all*  die  grossartigeu  Pläne,  die  er 
an  die  Wiedererwerbung  Siebenbürgens  durch  das  deutsche  Kaiserhaus  für  das 
sächsische  Volk  geknüpft,  für  die  Sachsen,  deren  geistiger  Wiederbelebung  und 
Grosse  er  sein  ganzes  Leben  geweiht  hatte.  Die  wilden  Wogen  der  Empörung 
scfalngen  brausend  über  den  Häuptern  der  Verlassenen  zusammen.*  In  den 
Wiener  Hofkreisen  durchschaute  man  zuweilen,  aber  freilich  leider  nur  zn- 
weOen,  diese  Bänke.  Was  Kazy  darüber  sagt,  ist  nicht  der  einzige  Beleg. 
Wie  die  Chronik  der  Oedenburger  Josuitonresidenz  zum  Jahre  1659 
meldet,  war  damals  unter  den  Protestanten  Ungarns  das  Gerfleht  veihreitet, 
der  Kaiser  habe  den  Grafen  Paul  Esterhäzy  wegen  seiner  flbereifHgen 
Theilnahroe  an  der  Gegenreformation   sehr   ungnädig  angelaasen;  nnd  der 
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ovang"*!.  Pfarrer  Job.  Schoitz  berichiit  in  seinen  ^Kirclil.  ^acüneiiten  von 
den  evangel.  Zipscr  (Jemeinden*  (Handscbrift  im  Kirchenarcbive  za  Mathsdorf 
in  der  Zips),  II.  170:  der  Hofkanzler  Freih.  von  Hochor  habe,  als  ihm 
die  ungarischen  Protostanten  in  einer  Denkschrift  d.  d.  24.  Juni  1681  ihre 
Leiden  klagten,  erwidert:  »or  Ande  es  bewimdemswerth ,  wenn  sie  das  10 
Tage  lang  gedaidi|^  ertragen  hätten;  dass  sie  aber  10  Jahre  lang  dieses  Joch 
tragen,  sei  mehr  als  bewondemswerth. *  —  Es  darf  fenier  nicht  übersehen 
werden,  dass  damals  die  nngarischen  Bischöfe  ihre  eigenen  Soldaten  hatten, 
deren  sie  sich,  wemi  die  kaiserL  Offiziere  sich  mit  Darleihoug  des  brachiom 
saecolare  säomig  zeigten,  zur  Dnrchfühmng  der  Gegenreformation  bedienten, 
wobei  dann  oft  die  bischOfiicho  Miliz  mit  der  kaiserlichen  verwechselt  worden 
sein  mag.  Namentlich  unterhielt  solche  der  Erlauer  Bischof  Franz  Leonhard 
Szegedi  in  den  Jahren  1672 — 1675.  Schmitth  schreibt  von  demselben  in 
seinem  Werke  »Episcopi  Agrienses*  (Timau  1768),  III.  285:  »Uabuit  Epis- 
eopns  eo  temporis  snos  milites  circiter  mille,  quomm  Dux  erat  A.  B. 
Dom.  Joan,  MindszentL* 

122)  A.  L  Mnnyay  schreibt  in  seiner  .Histor.  Ecclos.  Evangelicao  in 
Hungaria*  (Halberstadt  1830),  S.  272:  ^Tempestate  motuum  Rakoczjorum 
multi  Evangelici  Coetos  in  Scepusio  praeter  13  Oppidanos  adempta  ante  Templa 
et  Boneficia  Ecclesiastica  recuperarunt  Quare  Pastores,  ante  persccutioni  ex- 
positi,  die  8.  Decembris  amii  1705  Kesmarkini  in  Parochia  convenenint  et 
praestito  Bakoczyo  fidelitatis  sacramento  Fratemitatcm  XXIY.  BegaL 
Parochorum  instaurarunt *  Der  Gross-Lomnitzer  Pfarrer  Georg  Bucholtz 
wurde  zum  Senior,  der  Hunsdorfer  Pfarrer  Melchior  Birnstein  zum  Kon- 
Senior,  Tobias  Quitskovits  von  Isaksdorf  zum  Notar  (Schriftwart)  der  Genossen- 
schaft erwählt  Der  deutsche  Schemnitzer  Prediger,  Stephan  Pilarik, 
schwur  als  Superintendent  des  evangelischen  Kirchendistrikts  der  nieder- 
ungarischen  Bergstädte  am  16.  Oktbr.  1705  den  von  Bäköczy  gefor- 
derten Konföderationseid  and  nahm  ihn  drei  Tage  später  zu  Bakoncza  im 
Honther  Komitate  22  Amtsbrudem  ab,  wie  er  selbst  in  seinem,  derzeit  in  der 
Bibliothek  des  evangel  Lyceums  zu  Pressbarg  befindlichen  Tage- 
bne he  berichtet  Eben  dieses  Tagebach  beweist  auch,  dass  die  deutschen 
Protestanten  Ungarns  oder  wenigstens  Einzelne  aus  ihnen  mit  dem  Fürsten 
Emerich  Tököly  bis  zu  dessen  Tode  in  Verbindung  stunden.  So  bemerkt 
Pilarik  zum  4.  Novbr.  1704:  »Eodem  die  Legatus  Celsissimi  Principis  Tököly 
m«'  visitavit,  intenmntio  Busskeilero. *  Und  im  Jahre  1706  stellte  ihm,  dem 
Saperintendf>ntfn  der  lüederungarischen  Bergstftdte,  der  evangel  Pfarrer  Joh. 
S<verini  ein  Sohroibf'n  des  mittler  WeOe  zu  Nikomedia  verstorhenen  Fürsten 
zu.  Den  Verkehr  Räköczy*s  mit  dem  englischen,  preoBsischen  und  schwedischen 
Hofe  vermittelten  voncugswrise  die  Vorsteher  deutscher  Proteetantengemeindeo 
Ungarns,  wie  abermals  das  Pilarik'sche  Tagebuch,  dann  die  Beschlfisse 
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dir  •  v.iiiKclibchcu  Syuodv,  wdclic  vom  8.  bis  9.  April  1707  zu  H(»8eii- 
borg  Ugu>,  und  dio  ,  Aktenstficko  zur  Geschiehto  Franz  Bäköczy*8*,  welche 
J.  Fiedler  in  den  Fontes  Ber.  Anstr.,  II.  AbÜL  Band  IX  and  XVII  ver- 
öffentlicht hat,  (8.  z.  B.  BAkOczy's  Instruktion  für  die  Dopntirtcii  der  protcst 
Kirchen  vom  8.  Juli  1709)  beweisen.  Mehrere  feste  Pl&tze  spidto  dio  Dienst- 
fertigkeit deutscher  Protestanton  dem  B^öczy  viel  eher  in  die  Hände,  als  sie 
ohne  dieeelbo  ihm  zugofallon  wären.  Namontlich  gilt  da»  von  der  Lont- 
s chaner  Bflrgerschaft,  von  welcher  er  selber  in  seinen  Memoiren  (Hist  des 
Bevol  de  Hougrie,  VI.  5)  sagt:  ^boorgoisie,  qui  mV^toit  fort  attachöe.*  Von 
hervorragenderen  deutschen  Protestanton  Ungarns,  welche  dem  Bäköczy  ihre 
Dienste  liehen,  nenne  ich  boispiciswoise:  die  Froiherren  Thomas  von  Schmid- 
egg  nnd  Gottfried  von  Hellcubach  (beide  aus  den  niederungarischen Berg- 
stldtenX  die  Käsmarker  Jakob  Kray,  Martin  Läny  und  Sebastian  Top- 
pertzer  (welche  Qeneral  Sibert  Graf  von  Heister  am  16.  Dezember  1709 
desshalb  hinrichten  liess),  den  Leutschauer  Urban  Zolder  (der  als  Feldoberst 
sich  viel&ch  auszeichnete),  den  Joh.  Armbruster  aus  Pressburg  (der  glcich- 
fiails  als  Bobelleiifährer  sich  hervorthat)  und  den  rührigsten  diplomatischen 
Agenten  Bilköczy*s:  Joh.  Michael  Klement  aus  NeusohL  Wie  zahlreich 
aber  dio  deutschen  Edelleute  in  Ungarn  dem  BÄköczy  huldigten,  zeigen 
folgende  deutsche  Namen  auf  dem  Huldigungsroverse,  den  das  einzige  Sdroser 
Komi  tat  unterm  13.  Jan.  1706  ihm  ausstellte:  Alex.  Ketzer,  Joh.  Mekzer, 
Mich.  Molczer,  Joh.  Koth,  Sanmel  Eissdorflfer,  Paul  Szontägh,  Melch.  Schmicz, 
Joh.  Motz,  Georg  Paur,  Mich.  Melczl,  Samuel  Wahl,  Joh.  Frankonstein,  Andr. 
IngUng,  Staiüsl.  Spillenberg,  Math.  Stockiiiger,  Joh.  Haidenreich.  (Säroser 
Komit-Arch.;  Acta  polit  von  1706,  Nr.  51.)  Allerdings  waren  das  nicht 
lanter  Protestanten  mid  zum  Theilo  schon  in  zweiter  oder  dritter  Generation 
magyarisirte  Deutsche;  allein  wenn  man  bedenkt,  dass  deren  Magyarisirang 
sowohl  als  deren  Katholisirung  zumeist  Folge  der  gewaltthätigen  Gegenrefor- 
mation war  und  diese  auch  in  don  katholisch  (^wordenen  oft  einen  Stachel 
zurückliess,  der  sie  dem  Itlköczy  zutrieb:  so  begreift  man,  wie  gross  in  ein- 
zelnen Komitaten  der  Verlust  an  deutscher  Beistandskraft  noch  inmier  war, 
wddien  die  (?entndregierung  durdi  ihre,  wenn  auch  mehr  nur  vermeintliche, 
Mitschuld  an  jenen  Vorgewaltigmigen  sich  zuzog;  der  Exulanten  und  fn-iwillig 
ans  Verdmss  Ausgewanderten  gar  nicht  zu  gedenken.  Bringt  man  femer  in 
Anschlag,  wie  gross  die  politische  Bedeutung  der  Deutschen  Ungarns  noch  zu 
Anfing  des  17.  Jahrh.  gewesen  som  musste,  nachdem  doch  Stephan  Bocskay 
den  Abgesandten  der  Stadt  Kaschau,  Joh.  Bokaz,  im  Jahre  1605  deutscher 
Ansprache  würdigte  und  ihn  in  jeglicher  Weise  auszeichnete  (M.  Bei,  Adpa- 
ratns  ad  Hist  Hung.,  S.  322);  erwägt  man,  dass  es  im  ungarischen  Gesetz- 
Art  13  von  1608  (§.  4)  heisst:  diu  Mehrzahl  der  SUldtcbürgor  des  Landes 
Deutsche;  erinnert  man  sich  cüies  Berichtes  ülxr  Ungarn  von  1463,  in 
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wclcti^n  üß  von  den  hifbigtii  1>»  ut^«ii»ii  ini.^.*»! :  ^in  majorem  regni  parteni 
possidere  dkendi  smit*  (G.  M.  Kovachich,  Script  minor.,  II.  15):  so  kann 
man  jene  Missgriffe  nicht  genug  beklagen.  Die  für  BäkOczy  begeisterten  nn- 
gariscben  Deutschen  wollten  von  einer  Umkehr  so  wenig  etwas  wissen,  dass 
sie  vielmehr  der  von  ihm  vertretenen  Sache  auch  daim  noch  trea  blieben,  als 
er  sie  verächtlich  behandelte  and  sdne  Umgebong  sich  ein  Vergnügen  daraus 
machte,  dit  selben  zu  ängstigen  und  zu  quälen.  Wiederholt  drohte  sein  General- 
stab den  kleinen  deutschen  Städten  in  Oberungarn  mit  völliger  Aplaiiirung,  so 
dass  die  Einwohner  keinen  Tag  sicher  waren,  ob  man  ihnen  nicht  alle  ihre 
Häuser  zusammenreisse ;  ohne  Unterlass  wurden  sie  gebrandschatzt ;  den  Schem- 
nitzer  Gewerken  wollte  Graf  Niklas  Bercs6ny,  Käkuczy's  Generalstabs-Chef, 
durch  Ausbrennen  des  Oberbiberstollens  die  Hauptquelle  ihrer  Einkünfte  ver- 
stopfen; den  Keusohler  Bürgern  machte  dessen  Frau  die  Holle  heiss.  Akr 
trotz  alle  dem  hielten  sie  es  fortan  mit  den  Bäköczyanem,  so  huigo  nicht  dii« 
Nähe  kaiserL  Trupi)e!i  ihnen  das  verleidete  und  so  lan^»  überhaupt  Räkwzy 
sich  aufrecht  hielt. 

123)  Leopold  1.  vcrsthrkb  ganz  Kumanien  und  Jazygien  il»'m  deutscluii 
Orden  (M.  Bei,  Notitia  Hungar.  Novae,  III.  105)  und  begünstigte  die  Aus- 
breitung der  deutschen  Piaristen-  und  Ursuline rinnen- Konvente  in  Un- 
garn. Von  verödeten  Klosterstiftungen  wendete  er  die  Zisterzienser  Abtei  Zirz 
(Veszphmer  Komitat)  im  J.  1663,  Bors-Monostor  1680  dem  Kloster  Lilien- 
feld (bei  St  Polten  im  Lande  unter  der  Enns)  zu,  von  welchem  sie  im  Jahre. 
1697  an  das  schlesische  Kloster  Heinrichsau  kum;  um  die  Abtei  desselben 
Ordens  zu  St  Gotthart  stritten  sich  unter  ihm  das  steiennärkische  Kloster 
Kein  und  das  Kloster  Heiligenkreuz  bei  Baden  im  Lande  unter  der  Enns. 
Die  Prämonstratenser- Abteien  Jässo  (Abanj),  Leless  (Zemplin)  und  Csöma  (am 
Neusiedler  See)  wendete  er  im  Jahre  1697  dem  Kloster  Pernegg  (im  Lande 
u.  d.  Enns)  zu,  von  welchem  die  beiden  Erstgenannten  im  Jahre  1700  an 
das  mährische  Kloster  Brück  (bei  Znaim)  gediehen;  die  Benediktiner  Abtei 
SKalavär  (im  Szalader  Komitat)  nahm  im  Jahre  1690  das  Stift  Gilttweih  (im 
Lande  u.  d.  Enns);  die  Abtei  desscdbcn  Ordens  zu  Tihäny  (am  Plattensee)  im 
Jahre  1701    das  Stift   Altenburg  (un  Lande   u.  d.  Eims):   die  Abtei  Telki 

/oitig  das  Wiener  Schottenkloster  in  Besitz.     Das  Brno- 

usmünster  (im  Lande  o.  d.  Enns)  erwarb   schon  im  Jahre 

1687  einen  Baugrund  und  Weingärten  zn  Olian;  n.  s.  w.  Die  Boli>gstellen  zu 
vorstehenden  unl)elegten  Angaben  finden  sich  in  den  Geschichten  der  betreffen- 
den KirmUT,  die  grossen  Tbeils  gedruckt  sind.  Kaumroanfr^i  vri^oM  mir,  sie 
hier  anzuführen. 

1 24)  Einige  dieser  Koloiüston-Geuieiiiden  (dk)  zu  Jenö,  Boros-Jeno,  Wein- 
dorf, Issaszeg,  Harassti,  Hatvati,  Iklad  und  GOdOUo  im  Pestcr  Konütate  in 
den  Jahren  1686 — 1703  und  zu  Maku  im  Csaiiäder  Komitate  im  Jahre  1700 
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an^t'H't«!!)  sind  in CiOrnig^s Ethnogr.,  11. 305—308  o.  III.  255  veneidmet  Der 
Uanuwüer  thot  Simperiii8  in  meinem  »Diarium*  dor  Ocsandtschaftsveiae  des 
Gimftn  Osttillgen  an  dm  tflrkischen  Hof  (Angsbnrg  1701)  8.  158  mH  dem 
Beisitw  Enrlhnuug:  ein  Konvontual  des  Benediktiner-Klosters  Lambacb  im 
Lande  ob  dor  Enns  sei  im  Jahre  1700  SeeLsorger  der  Gemeinde  geweean. 
Wahrscheiiilich  wiurvn  es  also  Aaswanderer  ans  dem  Lande  o.  d.  Enns,  weldie 
sich  hier  niederliessen.  Hieher  gohOrt  auch  die  Notiz  bei  J.  G.  v.  Thalberg, 
^[kilome  Chronologe  continens  res  memombiles  Urbis  Labacensis  (Laibach  1714) 
zum  Jahre  1685:  »Ingens  oopia  familiarum  Gotschevia  in  Hnngariam  pluribus 
lods  desertam  ad  sedem  ibi  flgendam  migrat*  lieber  die  Deutschen,  welche 
bald  nach  Vertreibung  der  Türken  zu  Ofen,  Vissegräd,  Waitzen  und  Pest 
sich  niederiiessen,  aber  auch  bald  wieder  von  hier  sich  entfernten  oder  dem 
ungewohnten  Klima  erlagen  s.  M.  Bei,  Notitia  Hungariao  Novae,  IIL  88, 
144,  434,   505. 

125)  Der  Abfall  von  Oesterreich  griff  unter  dem  einheimischen 
katholischen  Klerus  in  Ungarn  damals  so  stark  um  sich,  dass  Kaiser 
Joseph  L  sich  desshalb  sogar  an  den  Papst  Klemens  XI.  um  Beistand  wendete 
und  dieser  durch  ein  am  17.  August  1709  erlassenes  Brevo  den  abtrünnigen 
Klerus  auflforderte,  zur  'lYeue  gegen  Joseph  I.  zurückzukehren.  (Chr.  Engel, 
Gesch.  des  ungr.  Reiches,  V.  240.)  Da  dessenungeachtet  viele  katholische 
Geistlicho  fortan  den  Kaköczy  unterstützten,  entsetzte  der  Primas  dieselben 
ihrer  geistlichen  Würden.  Dieses  widerfuhr  laut  eines  Verzeichnisses,  das  M. 
Lucskay  seiner  handschriftl  Histor.  Carpato-Kuthenorum  (s.  oben  die 
Anmerk.  111  auf  S.  155)  eingeschaltet  hat:  dem  Erlauer  Bischöfe  Stoph. 
Telekessj,  dem  erwählten  Bischöfe  von  Phara  (in  partibus)  Emerich  Pon- 
gr&cz,  allen  Domherren  des  Erlauer,  Zipser  und  Waitzner  Kapitels, 
dem  Grosswardeiner  Propste  Job.  Bacho,  dem  Raaber  Domherrn  Grf 
Paul  2Uchy,  dem  Sekretär  des  Kalöcsaer  Erzbischofs,  Viza  de  Martha, 
s&mmtlichen  ungarischen  Konventualen  der  Prämonstratenser  Stifte  Jas  so 
und  Leless,  dem  Minoriten  K^ry,  den  Pauliner-Mönchen  Maithönyi, 
Emerich  Balaskovicz,  Uyacinth  Diäny  u.  s.  w.  Selbst  einzelne  Jesuiten  magy- 
arischer Nationalität,  wie  Pater  Kapi,  (der  Erfinder  der  Inscliriften  auf  dem 
Triumphbogen  zu  Klausenburg,  welcher  so  ganz  seine  Bestimmung  verfehlte) 
jubelten  dem  Räkdczy  zu  (Mailäth,  Gesch.  d.  Magyaren,  III.  418),  während 
der  Orden  als  solcher  sich  neutral  verhielt,  statt,  wie  man  in  Wien  von  ihm 
erwartet  zu  haben  scheuit,  mit  seiner  ganzen  Macht  für  die  Sache  Oestemichs 
einzutreten.  —  Bischof  Telekessy,  der  Erlauer  Propst  Andreas  Pettes  und  der 
Titolartrischof  von  Smederowo,  Stephan  Illyes,  waren  seh(»n  im  Jahre  1705 
Mitglieder  des  damals  vom  Szecs^nyer  Konvente  dem  Räköczy  beigegebenen 
Senats;  die  Neutraer  Domherren  NikoL  Krutsai  und  Uabr.  Spatzai  aber  Mit- 
glieder des   danuüs   eingesetzten   Landesökouomie- Kollegiums.     (Chr.   Engel, 
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Gwichichtf  des  ungr.  Reiches,  V.  205,  206.)  üeber  die  Halsstarrigkeit  des 
Bischofs  Telekessy,  welcher,  schon  am  20.  Mikrz  1709  seiner  Würde  entsetzt, 
erst  am  2.  April  1710  dem  Primas  eine  Entscholdigrangsschrift  überschickte 
und  sich  damit  entschuldigte,  dass  ja  weder  der  Primas  noch  der  Kaiser,  die 
doch  von  seinem  Thmi  und  Lassen  Keimtniss  gehabt,  Um  gewarnt  hätten,  s. 
Seh  mit  th,  Episcopi  Agrienses,  Timau  1768,  III.  249.  Der  die  Stelle  des 
flüchtigen  Gross wardeiner  Bischofs  vertretende  Dompropst  Joh.  Bacho  liess  sich 
zu  seiner  liechtfertignng  am  11.  März  1710  von  Bäkoczy  gefangen  nehmen 
mid  verblieb  bis  zum  18.  April  1711  zu  Kaschau  in  angeblicher  HafL  (A. 
Ganöczy,  Episcopi  Varadienses,  Wien  1776,  II.  881.)  Was  die  Gesinnung 
des  Kalöcsaer  Erzbischofs  Paul  Sz6ch^ny  betrifft,  in  dessen  Treue  Leopold  L 
das  vollste  Vertrauen  setzte,  so  dass  er  sich  seiner  zur  Friedensvermittlung 
bediente,  gibt  folgende  Stelle  eines  Briefes  Aufschluss,  welchen  Bäköczy  am 
24.  Februar  1704  an  den  König  Ludwig  XIV.  von  Frankreich  schrieb:  ,Jo 
trovay  Mr.  TArchevequc  (de  Calocza)  dans  les  sentimens,  quo  je  m'estois  pro- 
mis  de  luy,  et  qu*il  n'estoit  attachö  aux  interetz  de  la  ceur  nommee 
(de  Vionne)  qu*autant  qu'elle  se  pouvoit  accorder  avec  les  nostrcs, 
sans  que  j'aye  trouv6  aucune  difificultö  de  me  scrvir  de  ce  prince  selon  quo 
j*ay  jug6  le  plus  convenable;  c^est  dans  ses  assurences  Sire,  que  j'ay  pris  la 
libert6  de  rccommender  a  Votre  Majestö  cet  prelat  si  digno  de  la 
pourpre,  et  autant  eclatant  par  sa  sagesse  et  son  s^voir  quo  par  lo  veri- 
table  attachoment  aux  interetz  de  sa  Patrie.*  (J.  Fiedler,  Aktenstucke  zur 
Gesch.  F.  Bäkikzy's,  n.  442.)  Weim  Räköczy  im  Juni  1704  Frankreich 
gegenüber,  das  ihn  zu  einem  Bündnisse  mit  den  Türken  zu  beroden  suchte, 
die  Ausflucht  gebrauchte:  er  könne  ein  solches  nicht  eingehen,  um  nicht  ,le 
Clerg6,  qui  se  trouve  entierement  devouö  alla  Maison  d* Antriebe*  zu  ver- 
letzen: 80  war  das  eben  nur  theilweise  wahr  und  augenscheinlich  eine  diplo- 
matische Finte. 

1  26)  Nämlich:  Herzog  Christian  August  von  Sachsen-Zeitz,  wel- 
cher schon  bei  Lebzeiten  des  Primas  Kardinal  Kollonit.sch  dosstii  Koadjutor 
gewesen  war  und  nach  dessen  Tode  im  Jahre  1707  den  Primatialstnhl  bestieg. 
M.  Bei,  Notit  Hung.  Nov.,  I.  534  ffg. 

127)  8.  die  Verheissnngen  Räköczy^s  in  seinem  zunächst  an  die  »Voll- 
blutniagyaren*  des  Szabolcser  Kumitats  gerichteten  Manifeste  d.  d.  Nam^ny, 
]K.  Juli  1703  bei  Szalay,  XU.  91  und  das  (ftlschUch)  vom  7.  Juni  1703 
datirto,  wahrscheinlich  erst  im  Jänner  170|  in  Umlauf  gesetzte  Mamfeet, 
welches  mit  den  Worten:  » Kecmdeecont  inclyti  Rcgni  Hungariae  yidnera*  b(>- 
ginnt,  in  gelungener  deotecher  Uebereetznng  bei  Hormayr,  Tascheobiich  für 
vaieri.  (teschichU*,  Jahrg.  1834,  S.  346  ffg.  Gefeit  vor  diceen  Zauberformehi 
waren  damals  nur  verfailtmasmäasig  wenige  Magyaren,  am  ehesten  noch  die 
Bürger  und  Bauern  der  TheiMgegend,  in  denn  Adern  mehr  flmiiaches  als 
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toUriachw  Bhit  floas,  qik)  du*  doin  ösiorroichischon  Qusammiudcl 
aflUiurten  Familien,  Ton  wclchoii  lUköcxy  in  winon  Momoiron  (Hist  dos 
Rovol.  do  Hongrio,  V.  113)  schrüibt:  »PloHioauB  avoiont  opous«')  doe  fem- 
m»  de  r  Antriebe,  oo  do  la  Stirio;  Ics  antros  6l6y68  ä  Vioiino  possodoicnt  des 
\ABaB  Ii6r6ditaire8  sor  los  oonüns  do  la  Stirie,  do  rAutricho  oa  do  la  Moravio. 
Oed  Mi  cum  qn'Qs  finvorisciont  do  coour  Ich  Antrichioiis  et  qaMls  no  vou- 
loient  pas  eipoecr  an  hazard  lonr  biens  et  lenr  fortonos.*  Gross  war  anch 
die  Zahl  dieser  Familion  nicht  Anf  dem  von  Jo8<*ph  I.  w&hrend  der 
BAk<)ciy*8chen  Wirren  (1708)  nach  l^ressborg  ansgoschriobonon  Landtage  er- 
sdiienen  nicht  mehr  als  57  Magnaten  (M.  Horvdth,  a.  a.  0.  II.  860)  and 
das  waren  keineswegs  laat^^r  Magyaren,  noch  wan*n  sie  allo  dämm  schon,  weil 
sie  überhaupt  sich  einfanden,  Gegner  der  AttilaVhen  Staatsidoc.  Mit  der 
Österreichischen  Gesuuiung  mancher  unter  ihnen  mag  es  sich  verhalten  haben, 
wie  mit  der  des  Kalöcsaor  Er/bischofs  Paul  Sz6cheny.  S.  oben  die  Anmerk. 
125  auf  S.  170.  Der  katholische  Klerus  war  auf  jenem  Landtage  zwar 
durch  9  Diözesan-  und  10  Titularbischofe ,  jedoch  nur  durch  7  Kapitular- 
Deputirto  vertreten.  Die  Begehren  der  ^treuen*  Stände  unterschieden  sich  da- 
mals von  denen  der  Rlköczyanor  so  wenig,  dass  der  I^ndtag  bekanntlich 
ohne  Besnltat  auseinanderging.  So  sehr  hatten  Ifciköczy's  Umtriebe  die  Köpfe 
erhitzt,  wenn  auch  Brennstoff  und  Zunder  vorher  schon  vorhanden  waren. 

128)  Mit  Recht  bemerkt  Ch.  Louis  Chassin  in  seinem  Buche  ^La 
Uongrie,  son  g<^nie  et  sa  mission*  (Paris  1856),  wozu  ihm  Iränyi,  M. 
Uorv&th  0.  a.  ungarische  Emigranten  das  Material  lieforten,  S.  4^:  ^Si  la 
Reformation  obtint  tant  do  succt'S  en  Hongrie,  on  peut  affirmer  qu'ello  le  dät 
beaucoup  plus  ä  la  politiquo  qu'ä  la  religion.  La  haine  de  Tabsorption 
germanique,  quo  tentait  d^ja  la  maison  habsbourgeoise,  nouvell(>ment  maltresse 
de  U  couronno  de  saint  Etienne,  poussa  les  Magyars  k  faire  Opposition  ä 
leurs  souverains  en  abjurant  le  culte  catholique,  que  ceux-ci  professaient  et 
döfendaieni  Dds  qu'apparöt  lo  calvinisme,  qui  venait  do  France  et  de  Suisse, 
ils  8*en  empar^rcnt  de  pr^f(§rence  au  Luth6rianismo ,  qui  venait  d*Allemagne. 
(Tötait  afiOrmer  encore,  quMls  no  voulaient  i\  aucun  prix  6tre  gcrma- 
nis6s.*  Uebrigens  passt  der  Kalvinismus  so  gut  zu  der  düsteren,  vom  Pra- 
desttnationsghiuben  durchdrungenen  LebenFauifassung  der  gerade  auch  hiedurch 
die  finnische  Verwandtschafl;  doknm(>ntin>nden  Theiss-Magyaren,  dass  es  schon 
desshalb  ganz  richtig  ist,  jene  Glaubenslehre  als  ^magyar  hit*  d.  h.  als  die 
der  Sinnesart  des  gememon  Maggraron  zusagendste  zu  bezeichnen.  Der  magy- 
arische üradel  ist  schon  weniger  dafür  eingenommen,  hat  jedoch  im  16.  Jahr- 
hunderte sich  dem  Protestantismus  sehr  geneigt  gezeigt,  zu  Ende  dieses  Jahr- 
hunderts meist  auch  zur  Lehre  Kalvins  sich  bekannt  (um  nicht  zu  viel  mit 
Deatschüind  verkehren  zu  müssen),  und  erst  dann  wieder  der  katholischen 
Kirche  sich  zugewendet,   ala  deren  Klerus   die    ungarische  Sprache   <fifrig   zu 
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r'  Viogann   und   uni  IkTuiung   auf  «inun  imiiIIuss   am  Wiener  Hofe   sich 

ii,,'  machte,  im  >Jationalität-n-Kami»ff ,  aus  welchem  im  Laufe  des  17. 
Jahrhunderts  der  Magyarismus  hauptsächlich  demzufolge  in  der  That 
auf  der  i)«»liti.srlj»-n  Arena  Ungarns  als  Sieger  hervorging,  für  diesen  Partei 
zu  nehmen.  Die  Beweise  für  vorstehende  Satze  muss  ich  freilich  an  dieser 
Stelle  schuldig  bleiben;  ^ber  gesammelt  habe  ich  deren  zur  Oenüge.  Jenes 
Bündniss  besteht  als  Gegengewicht  gegen  die  im  Protestantismus,  namentlich 
im  Kalvinismus,  liegende  Anziehungskraft  noch  getreu wartitr  f«»rt  und  manche 
Erscheinung  der  Neuzeit  erklärt  sich  nur  hieraus. 

129)  Franz  Wagner,  der  Jesuit,  also  ein  unverdächtiger  Gewährs- 
mann, erzählt  in  seiner  ^Ilistor.  Josephi  I.*,  S.  401:  bei  der  Kückeroberung 
von  Eperies  durch  die  österreichischen  Truppen  im  J.  1710  sei  ein  Würden- 
träger der  katholischen  Kirche  gefangen  worden,  der  auch  nach  seiner  Ueber- 
wältigung  noch'  die  ärgsten  Flüche  gegen  das  Deui>«chthum  ausstiess  und  sich 
wie  wahn.shHdg  geberdete.  ^Dolere  sibi*  —  soll  derselbe  ausgerufen  haben 
—  ^Germanis  ut  hominum  aliis  animam  a  Deo  inditam*  (Schade,  dass  Gott 
die  Deutschen  wie  andere  Menschen  mit  Seelen  begabt!)  und  dem  fügte  er 
den  Schwur  bei:  dass  wemi  nur  noch  zwei  Kuruzzen  (liebellen)  in  Ungarn 
übrig  wären,  er  gerne  der  Dritte  im  Bunde  sein  wolle  (si  duo  superessent 
Ungaiia  tota  Curuzii,  sese  t«Ttium  fore).  Wagner  meldet  von  dessen  Schick- 
sal: er  sei  (homo,  si  quisqnam,  seditiosus)  nach  der  Festung  Kaab  gebracht, 
jedoch  auf  die  Fürbitte  Vieler  (multorum  tandem  interventu),  nicht  nur  bald 
wieder  freigelassen,  sondern  auch  wieder  in  seine  kirchliche  Würde  eingesetzt 
worden.  Ein  anderer  katliolischer  Pne^^ter  Namens  Andrässy  komman- 
dirte,  das  Beispiel  jenes  bekaimten  Erlauer  Domherrn  Steph.  Jösa  unter  Tokoly 
(s.  Kazy,  a.  a.  0.  III.  239)  nachahmend,  einen  im  Solde  Räk6czy*8  stehen- 
den Tataren-Schwarm.  In  dem  von  J.  Fiedler  unter  den  ^Aktenst 
zur  Gesch.  Fr.  BAk<')czy*s  (II.  457  ffg.)  mitgetheilten  »Etat  des  aflfaires  des 
MöcontfliitB  de  Hongrie  en  1705*  heisst  es  (S.  465)  bei  Erwähnung  dieser 
Tataren:  ^H  y  a  dans  cette  compagnie  ime  chose  remarquable ,  qui  est,  que 
le  commandant  est  un  rc*ligieux  de  T  ordre  des  recoUets  (Franziskaner),  nomm6 
p^re  Andrazi,  homme  de  qualit6  et  bonne  mine,  scavant  theologien  et  fameux 
priHÜcateur.  II  est  sorty  de  son  coaveut  par  Teffect  d*un  grand  zele 
pour  la  libertö  de  sa  patrie,  s^est  annö  et  a  voulu  Commander  une 
troope;  mais  Toyant,  que  les  Hongrois,  qui  sont  la  plospart  protestans,  n*a- 
voient  pas  asses  de  döfdrence  poor  luy,  il  s'est  mis  a  ki  teste  de  oee  maho- 
metaiis,  qui  loy  obeissent  volontiers,  Taiment,  TappeUent  le  general  Dernclie 
et  n*en  connoissent  point  d'autre.  II  n*a  pas  quitt^  Tabit  de  son  ordre,  mais 
il  y  n  ajout/'  un  bonnet  a  bi  tartare,  des  bottes,  im  sabre  (>t  une  carabine. 
U  est  toujimrs  bien  inont/>,  a  un  bei  oqoipage,  et  tient  nno  bonne  table.  On 
dit,  que  cet  homme  a  doniie  en  quelqm«  oocaaions  des  marqnes  d'uiK>  valeor 
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duitingU(«e.    ^Lo  coiiseil  d*6Ut  Ta  gratUio  Uc  la  ition  dr.s  hicns  de  doux 

de  M«  fVi&i^iViai  domeurent  a  Vienne,  on  Üb    lu  li  >iKa>ä  u  la  cour  im- 

periale; U  en  a  deax  antrra,  qoi  ont  pria  le  part\  iK^rUs  dont  Tain« 

est  brigardier  dana  rannte  de  TransUvanio. *     Wie   ii  -ich,   war 

dieser  Pater  AndrisBV  «in   Glied   der  nmunehr  gräi.  ;  »;..ili«  dieaea 

Nameoa. 

130)  General  Garaffa,  der,   wenn   ancb   in   Wirklichkeit  besser»  als 
sein  Ruf,  doch  gewiss  ein  strenger  Beurtlieilor  d<T  Protostanion  und  ein  scharf- 
bfickender  Mann  war,  nennt  in  der  Denkschrift  äb<*r  Siel>onhürgen ,   welche  erj 
im  Jahre  1690  dem  Kaiser  Leopold  überreichte,   die  Sachsen  in  Bezug  auf 
die  Wahrung  der  '  1  Tischen  Inten-ssen  »Robur  Transilvaniae*,  j^Nervum 

et  Decus  totius  Tiai  i.*,    ^eine   redliche   und    woliliuteiitionirte  Nation.* 

(Archiv  des  Ver.  f.  siebenb.  Landeskunde,  N.  I  1  170,  172.)  Gerade 
er  verstund  es  aber  auch,  die  Sachsen  bei  ihrer  gut^^-n  , Intention*  zu  erhalten, 
indem  er  als  kommandia'nder  General  einen  Versuch  der  Jesuiten,  sich  in  Her- 
fflannstadt  mit  Hilfe  der  Regierung  festzusetzen,  entschieden  zurück ws,  und 
nachdem  der  Orden  im  Jahre  1699  dieses  Ziel  dennoch  erreicht  hatte,  liess(»n 
anch  Caraffa's  Nachfolger  bis  zum  Jahre  1721  von  besonderer  Vorliebe  für 
denselben  nicht  viel  merken.  (Ebenda,  N.  F.  VL  237 — 39.)  Sonach  fanden 
die  kais.  Truppen  während  des  Rilk6czy'schen  Revolutionskrieges  an  den  Sachsen 
in  Siebenbürgen  einen  Rückhalt,  ohne  welchen  sie  sich  hier  unmöglich  hätten 
behaupten  kennen.  Wagner,  der  doch  als  Jesuit  den  protestantischen,  seinem 
Orden  missg^nstigen  Sachsen  gewiss  kein  übertriebenes  Lob  spendet,  kann 
gleichwohl  nicht  umhin,  ui  seiner  ,Histor.  Josephi  L*  deren  diesfällige  Ver- 
dienste anzuerkennen.  Bei  ErHälmung  des  glänzenden  Erfolges,  mit  welchem 
des  Generals  Herbeville  Zug  nach  Siebenbürgen  im  Jalure  1705  gekrönt  wurde, 
▼eigiast  er  auch  die  treuen  Sachsen  lücht  und  bemerkt  er  S.  66:  ^Meritis, 
magnisque  laudibus  ab  Caesare  ipso  oniata  est  Saxonicarum  Urbium  rara 
fidelitas,  quarum  opibas  adjutus  Kabutinus  (der  damalige  Kommandant 
der  österr.  Trupi)en  in  Siebenbürgen)  summam  rei  servaverat,  dignique, 
qui  ex  Aulae  jussu,  quanta  possent  indulgentia,  haberentur.*  Ebenso  aner- 
kennend äussert  er  sich  ebenda  S.  205  über  deren  im  Jahre  1707  erprobte 
Opferwilligkeit.  Weim  die  magyarische  Partei  gemebit  hatte,  die  durch  einen 
Justizmord  allerdings  ihres  Führers  beraubten  Sachsen  (s.  oben  die  Anmerk. 
121  auf  S.  165)  würden  dcsshalb  schon  die  Sache  Oosterroiclis  im  Stiche 
so  hatte  sie  sich  also  verrechnet 
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Von  demselljen  Herrn  Verfasser  ist   iiuikt  m  unserem  Verlage  er- 
schienen : 

Biderniann,  Dr.  H.  I.,  die  ungarischen  Buthenen,  ihr  Wohngebiet,  ihr 
ErHirb  und  ihre  Geschichte.  1.  Theil.  (Statistik,  Geo-  und  Eth- 
nographie.) gr.  8.  1862.  Die  1.  Häm^  dos  2.  Thoilos  >Nird  dem- 
nächst ausgegeben  werden.  t\.  l.  80  ö.  W. 

—  Gedanken  zur  Grundsteuer-Reform,    kl.  8.     1863.       20  kr.  ö.  W. 

—  das  F'"'^Uv..<...)  und  dessen  Pflege  in  Tirol    kL  8.    1864. 

20  kr.  ö.  W. 

In  unserem  Verlage  ist  erschienen: 

Acta  Imperli  selecta,  von  J.  F.  Böhmer.  Herausgegeben  aus  seinem 
Nachlasse.    I.  Hälfte.    Lex.  8.     1866.  fl.  5  ö.  W. 

ArehiT  fSt  Geschichte  und  Alterthuraskunde  Tirols.  Redigirt  und  her- 
ausgegeben von  J.  Durig,  Dr.  Alfons  Huber,  P.  Justinian  Ijadumer, 
David  Schönherr  und  Dr.  J.  V.  Zingerle,  mit  Unterstützung  des 
hohen  Landtages  von  Tirol.  L  und  II.  Jahrgang.  8.  br.  1864.  1865. 
Jeder  Jahrgang  fl.  2.  40  b-.  ö.  W. 

Böhmer,  Job.  Fr.,  Additamentum  lU.  ad  regesta  Imperii  inde  ab  anno 
Li  14  usque  ad  annum  1347.  Drittes  Ergänzungsheft  zu  den  lie- 
gesten  Kaiser  Ludwigs  des  Baieni  und  seiner  Zeit  1314 — 1347. 
Herausgegeben  aus  Böhmers  Nachlasse.  4.  1865.  fl.  2.  25  kr.  ö.  W. 

FIcker,  Prof.  Dr.  Julius,  über  die  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels, 
und  die  Ableitung  des  Schwabenspiegels  aus  dem  Deutschenspiegel. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen,  gr.  8.  br. 
1859.  fl.  1.  8  kr.  ö.  W. 

—  der  Spiegel  deutscher  Leute.  Textabdruck  der  Innsbrucker  Hand- 
schrift gr.  8.  br.  1859.  fl.  2.  20  kr.  ö.  W. 

—  vom  Reichsfttrstenstande,  Forschungen  zur  Geschichte  der  Reichs- 
verfassung zunächst  im  12.  und  13.  Jahrhunderte.  I.  Band.  gr.  8. 
br.  1861.  fl.  4.  ö.  W. 

—  das  deutsche  Kaiserreich  in  seinen  universalen  und  nationalen  Be- 
ziehungen. Vorlesungen  gehalten  im  Fenlinandeum  zu  Innsbruck. 
Zweite  Auflage.  8.  br.  1862.  fl.  1.  20  kr.  ö.  W. 

—  deutsches  Königthum  und  Kaiserthum.  Zur  Entgegnung  auf  die 
Abhandlung  Heinrichs  von  Sybel:  Die  deutsche  Nation  und  das 
Kaiserreich.  8.  br.  1862.  70  kr.  ö.  W. 

—  vom  Heerschilde.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Iteichs-  und  Rechts- 
geschichte, gr.  8.  br.  1862.  fl.  2.  20  kr.  ö.  W. 

—  Urkunden  zur  Geschichte  des  Römerzuges  Ludwig  des  Bayern  und 
der  italienisclien  Verliältnisse  seiner  Zeit  gr.  8.  br.         fl.  3  ö.  W. 


Aeyer,  Dr.  Aug.,  HImt  die  neueste  Gestaltung  des  Vdlkeneclites.  Rede 
bei  Gelegenheit  der  feierlicIxMi  Kundmachung  der  Fteisaufgabeu  ge- 
haltmL  gr.  8.  br.   1863.  20  kr.  ö.  W. 

Haram,  Dr.  P.,  die  erste  Sessiuu  des  östi*rreichi^hen  Kcichnrathes.  Drei 
Vortrftge,  gehalten  am  28.  Febr.,  7.  und  21.  Mär/  1K63  im  Ferdi- 
naadeum  zu  Innsbruck,  kl.  8.  br.  1863.  40  kr.  d.  W. 

Huber,  Dr.  Alfons,  die  Waldstätte  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden  bis  zuri 
festen  Begrflndun^^  ibrer  Eidgenossenschaft  Mit  einem  Anbange  I 
Ober  die  uroscliicbtliclH»  BinbMitunjr  dt's  Wilhelm  Teil.    8.   br.    1861.» 

fl.  1.  ö.  W. 

—  GesclüchU'  der  Mar«(invtha  Maultaschc  und  der  Srrcuiigung  Tirols 
mit  Oesterreich.    Mit  Titt'lbild.   kl.  8.   br.    1863.         25  kr.  ö.  W. 

—  Geschichte  der  Vereinigung  Tirols  mit  Oesterreich  und  der  vorbe- 
n'itenden  P^riMgnisse.   gr.  8.   br.  1864.  fl.  2.  60  kr.  ö.  W. 

—  Gesclüchte  des    Her/nir^;  l?iulr>lf  ]X\   von  OiNti'rn'idi,    in-.  H.    1865. 

W. 
Jäger,  P.  A.,  die  alte  ständische  Verfassung  Tirols.    8.    br.    1^4^. 

36  kr.  u.  W. 

—  der  Streit  des  Cardinais  Nicolaus  von  Cusa  mit  dem  Herzoge  Sig- 
mund von  Oesterreich  als  Grafen  von  Tirol.  Ein  Bruchstück  aus 
den  Kämpfen  der  weltlichen  und  kirchlichen  Gewalt  nach  dem  Con- 
cilium  von  Basel.     2  Bände,    gr.  8.  br.  1862.  fl.  6.  ö.  W. 

Koch,  Matthias,  chronologische  Geschichte  Oesterreichs,  von  der  üneit 
bis  zum  Tode  Kaiser  Karl's  VI.  Mit  den  gleichzeitigen  Begeben- 
heiten,   gl-.  4.   br.  1846.  fl.  2.  80  kr.  ö.  W. 

Krones,  Dr.  F.  X.,  Umrisse  des  Goschichtslebens  der  deutsch-österrei- 
chischen Ländergruppe  in  seinen  staatlichen  Gnmdlagen  vom  10. 
bis  16.  Jalu-hundert   8.   br.    1863.  fl.  4.  ö.  W^ 

Moriggl,  AL,  Einfall  der  Franzosen  in  Tirol  bei  Martinsbruck  und 
Xauders  im  Jahre  1797.  Mit  1  Karte  des  Kriegsschauplatzes.  8. 
br.    1855.  72  kr.  ö.  W. 

Htniiipf,  Dr.,  K.  F.,  Acta  Maguntina  seculi  XU.  Urkunden  zur  Ge- 
schichte des  Bisthums  Mainz  im  12.  Jalirhdt.  Aus  den  Archiven 
und  Bibliotheken  Deutschhinds  zum  ersten  Male  herausgegeben.  Mit 
einer  Siegehibbildung.    gr.  8.  br.  1863.  fl.  3.  40  kr.  ö.  W. 

—  Die  Reichsitanzler  vornehmlich  des  10.,  11.  und  12.  Jahrhunderts. 
Nebst  einem  Beitra^^o  zu  den  Begesten  und  zur  Kritik  der  Kaiser- 
urkunden dieser  Zeit.  I.  Band  1.  Abtheilung  und  II.  Band  I.  und 
11.  Abtheilung.   8.   br.    1865.  fl.  4.  80  kr.  ö.  W. 

Wa^iier'scho  Universitäts-Buchliaiidliiiig. 
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VORWORT. 


Viele  Jahre  lang  gab  ich   mich  der  Erwartung  hin.  dass  das  von 
mir  begonnene,  vorliegende  Werk  durch  eine  jüngere  Kraft  würde  fort-  r 
gesetzt  oder  wenigstens  dessen  Fortsetzung  durch  das  Erscheinen  von 
Monographieen  wesentlich  würde  erleichtert  werden. 

Hat  nun  gleich  die  im  Jahre  1867  erschienene,  erste  Abtheilung 
zu  meiner  Freude  bewirkt,  dass  Andere  über  die  darin  behandelten  Ge- 
genstände Detailstudion  ansteUten,  so  ist  mir  doch  von  einer  an  jenen 
ersten  Thcil  sich  anschliessenden  Bearbeitung  des  eigentlichen  Thema 
seither  nichts  bekannt  geworden  und  selbst  Beiträge  dazu  flössen  nur 
spärlich. 

Als  meine  Enttäuschung  ins  zwanzigste  Jahr  gieng,  tasstc  ich  doii 
Entschluss,  die  Behelfe,  welche  ich  theils  von  früher  her  besass,  theils 
zu  meiner  Belehrung  inzwischen  gesammelt  hatte,  zur  Fortsetzung  des 
Werkes  zu  sichten  und  selber  zu  verarbeiten. 

Dass  ich  dies  nicht  schon  früher  that,  hat  seinen  *iruii(i  allerdings 
auch  darin,  dass,  vom  Wechsel  meines  Wohnsitzes  und  nleiner  lehramt- 
lichen Beschäftigung  abgosolien.  ich  andere  literarische  Aufgaben  fttr 
drint'lit'hor  hirlt. 


IV 

Mail«  11(11  AitMii«!!  räumte  ich,  offen  gt*^iilll<l('Il,  licn  \nr(titi  »cbon 
desshaU)  v'iu,  weil  ich  mich  von  ihnen  mehr  angezogen  fflhlie. 

Das  wird  mir  Niemand  verargen. 

Denn  in  einer  Zeit,  wo  die  Osten*.  Qesammtstaatnidee  ihrer  Ver- 
wirklichung femer  als  je  steht;  wo  das  Interesse  an  ihr  fast  nur  in  i 
militärischen  Kreisen  noch  sich  rege  erhält,  ~  gehört  Selbstverleugnung  | 
dazu,  um  nicht  bei  einer  Arbeit  zu  erlahmen,  die  mit  solch*  trOben   ' 
Betrachtungen  verbunden  ist. 

Trägt  das  Buch,  welches  ich  hiermit  der  Oetfentlichkeit  übergebe, 
stollenweise  Spuren  der  Ermüdunj^  und  langwieriger  Unterbrechung  an 
sich,  so  ist  dies  vor  Allem  auf  Rechnung  dieser  Unlust  zu  setzen. 

Einmal  derselben  Herr  geworden,  glaubte  ich  in  Anbetracht  der 
Unwahrscheinlichkeit,  dass  Aehnliches  bald  von  anderer  Seite  geschieht, 
und  weil  ich  selber  späterhin  kaum  im  Stande  sein  werde,  es  zu  thun,  — 
von  dem  Reichthume  an  Stoff,  über  welchen  ich  gebiete,  einen  desto 
ausgiebigeren  Gebrauch  machen  zu  sollen. 

1^        Daher  die  Eijni^rse,  welche  ich  am  Schlüsse  der  Inhaltsübersicht 
/namhaft  mache. 

Sie  enthalten  mit  geringer  Ausnahme  entweder  bisher  Unbekanntes 
oder  Nachweise,  die  das  Weiterforschen  fördern.  Ihnen  ist  es  vornehm- 
lich zuzuschreiben,  dass  der  II.  Theü  statt  blos  ein  Heft  zu  bilden, 
als  welches  er  auch  in  den  Anmerkungen  bis  Seite  133  bezogen  ist,  zu 
einem  Bande  anwuchs,  der  weiterhin  als  das  citiert  wird. 

Die  übrigen,  zahlreichen  Anmerkungen  setzen  den  Lt^i  in  die 
Lage,  einzelne  Versehen,  die  sich  in  den  Text  eingeschlichen  haben,  als 
das  zu  erkennen.  Sie  fassen  auch  Ergänzungen  in  sich,  zu  welchen 
während  der  14  Monate,  die  der  Druck  dauerte,  Gelegenheit  geboten 
war.  Dire  Hauptaufgabe  aber  ist,  den  Freunden  österreichischer  Ge- 
schichte von  Thatsachen  Kenntniss  zu  geben,   welche  aus  den  verschie- 


(lensten   Archiven  geschöpft  wnrden.    mii    iiber  wenig  bekannte  Staats- 
zustände  Licht  zu  verbreiten. 

Der  erste  Abschnitt  dieses  Bandes  ist  durchgehends  Nach- 
trägen zur  I.  Abtheilung  gewidmet,  welche  während  der  langen  Zeit, 
die  seit  deren  Teröffentlichung  verflossen  ist.  sich  ergaben.  Dabei  wurde 
so  wie  nicht  minder  in  den  beiden  anderen  Abschnitten  auch  die  fremd- 
sprachige Literatur,  besonders  die  ungarische  und  kroatischeij 
eingehender  berücksichtiget,  als  dies  früher  der  Fall  gewesen.  Zwar  gibt 
es  auch  in  literarischer  Beziehung  eine  Abel  angebrachte  Freigebig- 
keit und  ich  bin  nicht  sicher,  ob  der  meinigen  dieser  Vorwurf  erspart 
bleibt;  aber  ich  ertrage  denselben  leichter  als  den  Gedanken,  dass  es 
mir  ergeht  wie  dem  Geizhalse,  dessen  Schätze  nach  seinem  Tode  ent- 
weder der  Vergessenheit  anheimfallen  oder  missbraucht  werden.  Auch 
ist  für  mich  noch  immer  massgebend,  was  Eye  im  Jahre  1B44  (Zeitschr. 
f.  österr.  Rechtsgelehrsamkeit  etc.  L  Bd.  S.  360)  den  jüngeren  Juristen 
zu  bedenken  gab,  um  sie  zu  rechtshistor.  Studien  anzueifem:  „Wir  können 
zum  Bewusstsein  der  Gegenwart  und  über  deren  Entwicklung  zu  neuen 
Lebensgestalten  nicht  gelangen,  ohne  die  Vergangenheit  zu  verstehen. 
Zu  diesem  Verständnisse  reichen  jedoch  die  allgemeinen  Gedanken, 
mittelst  deren  man  das  Wegen  des  in  der  Geschichte  waltenden  Geistes 
begreift,  nicht  aus;  vielmehr  woUen  die  unendlichen  Einzeln- 
heiten des  geschichtlichen  Stoffes  durch  sammelnde  und  sich- 
tende Thätigkeit  überwältiget  werden." 

Die  wichtigeren  Druckfehler  sind  im  Anschlüsse  an  die  Inhalts- 
übersicht richtig  gestellt.  Der  schlimmste  darunter  ist  der  auf  S.  'i-^i 
durch  das  Wegbleiben  eines  X  entstandene. 

Das  bereits  versprochene,  bei  der  Zerstreutheit  des  Stoffes  geradezu 
unentbehrliche  Register  soll  dem  111.  Theilo  beigegeben  werden, 
mit  welchem  ich  das  Werk  zum  Abschluss  zu  bringen  gewillt  bin,  wenn 
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der  vorliegende  ermuntomdon  Anklang'  hiulet  und  wenn  niciit  inxwiM'hen 
mit  dem  zunehmenden  Altor  die  Hindernisse  sich  mehren,  welche  bereits 
die  Fortsetumg  in  Frage  stellten. 

I>a  ich  namentlich  ein  reiches  Aktenniainiiu  über  die  Kestau- 
lation  unter  Leopold  II.  besitze,  wird  sodann  mit  dessen  Hilfe 
einer  der  entscheidendsten  Wendepunkte  in  der  Geschichte  Oest*»»*»-"' -^'^ 
vielseitig  sich  beleuchten  und  begründen  lassen. 

Wer  das  in  dem  II.  Theile  Dargestellte  überdenkt  wird  zur  Er- 
kenntoiss  gelangen,  dass  unter  Joseph  I.  und  Karl  VI.  die  Hothätigung  {I 
der  österr.  Gesammtstaatsidee  Fortschritte  gemacht  hat.  die  bei 
llngsrer  Andauer  von  einem  durchgreifenden  Erfolge  hätten 
begleitet  sein  müssen.  Insbesondere  erscheint  danach  die  Fragma-t 
tische  Sanction  als  das  Ergebniss  gesammtstaatlicher  Tendenzen J 
welchen  selbst  die  Ungarn  beipflichteten,  freilich  ohne  hieraus  in  An- 
sehung ihrer  Gebundenheit  sofort  die  richtigen  Consequenzen  zu  ziehen 
(was  ich  in  der  Anmkg.  100  zum  III.  Abschnitt  näher  ausgeführt  und 
aneh  sonst  bei  verschiedenen  Anlässen  betont  habe).  Aber  auch  die  Käthe 
und  Behörden  am  Wiener  Hofe  nahmen  damals  und  bis  dahin  Ungarn 
gBgenflber  nicht  den  Standpunkt  der  .Aequitas"  und  noch 
weniger  den  des  strengen  Rechtes  ein.  Das  änderte  sich  erst 
unter  Maria  Theresia  zu  Gunsten  Ungarns  und  zu  Ehren  der  Gerechtigkeit. 

Allen,  die  mich  bei  meinen  archivalischen  Forschun- 
gen unterstützten,  sage  ich  hiermit  verbindlichen  Dank.  Sie 
zu  nennen  ist  mir  durch  ihre  grosse  Zahl  verwehrt.  Manche  aus  ihnen, 
wie  z.  B.  der  Regierungsrath  Victor  Reuterer  und  dessen  Nachfolger 
im  Archivsdienste  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern.  Alexander  Gigl, 
sind  aus  dem  Leben  geschieden,  bevor  ich  mich  ihnen  gegenüber  vom 
Neuen  zu  jener  Dankesschuld  öffentlich  bekennen  konnte. 

Ais  besondere  Gönner  meiner  Forschungen  erwiesen  sich  .lahro  hm- 
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durch  der  Minister  des  Innern,  Joseph  Freiherr  von  Lasser,  und  der 
Sektionschef  Rudolph  Freiherr  vonBreisky,  deren  Wohlwollen  hier 
hervorzuheben  ich  mich  daher  verpflichtet  fühle. 

Stets  werde  ich  mit  aufrichtiger  Verehrung  der  kenntnissreichen 
und  ihrem  Vaterlande  treu  ergebenen  Männer  gedenken,  die  mir  bei 
meinen  einschlägigen  Studien  behilflich  waren. 

Mai  statt  im  Pusterthale.  am  22.  August  1889. 


Der  Verfasser. 
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stände  (1720),  8.  38—41;  Ungarische  Wünsche  in  Bezug  hierauf,    8.  42;' 
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Ungarn  und  Oesterreich,  8.  42 —  J  i  :   \  orgreifende  BescUässe  des  kroatischen 
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So  umfassende  Vorbereitungen  zur  Verwirklichung  der  Gesammt- 
staatsidee  Kai^jer  Leopold  J^getroffen  hatte,  so  war  doch  der  Erfolg  kein 
sehr  befriedigender. 

Seinen  bezüglichen  Maßnahmen  mangelte  eben  der  innere  Zusammen- 
hang. Sie  waren  vereinzelte  Anläufe,  welche  mehr  dazu  dienen  sollten, 
die  Bollwerke  des  vorauszusehenden  Widerstandes  zu  umgehen,  als  sie 
zu  beseitigen . 

Weder  die  Kanzlei  fflr  Ungarn  noch  die  fflr  Böhmen  und  \ 
dessen  Xebenländer  wagte  er  der  an  seinem  Hoflager  befindlichen 
Geheimen  Hofkanzlei,  welche  von  Alters  her  die  österreichi- 
sche hielJ,  einzuverleiben.  Nur  den  räumlichen  Wirkungskreis  der  Erst^ 
genannten  schränkte  er  dadurch  ein,  daß  er  sowohl  Siebenbürgen 
als  auch  einen  großen  Theil  des  den  Türken  entrissenen,  süd- 
ungarischen Gebietes  ihr  vorenthielt  und  der  Auflösung  der 
Militärgrenze  sich  widersetzte,  ja  vielmehr  dieselbe  erweiterte. ^)  Die 
Kanzlei  für  Böhmen  blieb  in  ihrer  Wirksamkeit  vollkommen  ungestört. 

Die  vom  letzten  Landesfürsten  von  Tirol  und  Vorderösterreich  zu 
Innsbruck  hinterlassene  H  o  f  k  a  u  z  1  e  i  vereinigte  der  Kaiser  zwar  der 
Wesenheit  des  Dienstes  nach  mit  der  zu  Wien  befindlichen"); 
doch  dem  Namen  nach  bestand  sie  als  »Geheime  tyrolische  Kanzlei  in 
Wien**  fort.  Sie  bildete  eine  Abtheilung  jener  mit  einem  besonderen 
Referendar  an  der  Spitze,  dessen  Walten  übrigens  der  gemeinsame  Oberste 
Hofkanzler,  beziehungsweise  die  Staats- Konferenz  d.  h.  ein  CoUegium 
von  <  reheimräthen  bestimmte,  welchem  entweder  der  Kaiser  oder  dessen 
Obersthofmeister  vorzusitzen  pflegte.  War  der  Referendar  particularistisch 
gesinnt,  so  konnte   er  höchstens  durch  Rücksprache   mit  dem  Obersten 
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Hofkauzier  cnier  in  Form  eines  schriftlichen  Vortrags  die  Interessen,  als 
deren  Anwalt  er  da  auftrat,  zur  (Jeltunjj  brinfjen.  Das  Recht,  irgend 
Etwas  selbststftndig  anzuordnen,  hatte  er  nicht  —  und  die  mit  der 
Hinaut^be  der  Hofkanzlei-Dekrete  beschäftigten  Kanzleibeamten  standen 
>owohl  unter  ihm,  als  vielmehr  unter  dem  Obersten  Hofkanzler, 
ohne  dessen  Zustimmung  kein  Dekret  ausgefertigt  werden  durfte.  Wichtige 
Erlässe  trugen  im  Oegenthriio  <t  .t^  die  Unf«'r>i.  brift  des  Obersten  Hof- 
kanzlers. >) 

Dies  gilt  auch  von  der  Abtheilung,  welche  als  „Geheime  Kanzlei 
für  I  n  n  e  r  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  •  von  der  Zeit  her  fungirte,  wo  (unter  Ferdinand  II.) 
die  innerösterreichischen  Lande  mit  den  beiden  niederösterreichischen 
Provinzen  zu  Einem  Staatskörper  vereinigt  worden  waren  ohne  übrigens, 
was  die  Behandlungsform  der  höchsten  Regierunijsgeschäfte  anbelangt, 
ganz  in  diesem  Staatskörper  aufzugehen.') 

Gerade  diese  formelle  Sonderstellung'  iniientsterreichs  war  ein  «irunu. 
weßhalb  Leopold  I.  den  erst  unter  ihm  in  jenen  N'erbaud  getretenen 
Tirolern  und  Vorderösterreichem  das  gleiche  Zugeständniß  nicht  füglich 
verweigern  konnte. 

So  erhielt  sich  denn  die  Illusion,  als  gäbe  es  drei  besondere,  nur 
durch  die  Person  des  gemeinsamen  Herrschers  unter  sich  verbundene, 
österreichische  Staaten.  Jedem  dieser  drei  Schein-Staaten  gegenüber  war 
1  »erste  Hofkanzler  der  ihn  allein  angehende.  Die  Wiener  Hof- 
kauziüi  trug  dem  Rechnung,  indem  sie  mit  den  Behörden  jeder  Länder- 
gruppe  unter  Anwendung  der  eine  jede  als  besonderes  Ganzes  hervor- 
hebenden, oben  erwähnten  Titulatur  verkehrte,  welche  ihr  beizulegen 
diese  Behörden  schon  gar  sorgfältig  bedacht  waren. 

Die  nämliche,  hochmüthige  Anschauung  bewirkte,  daß  die  Kammern 
zu  Graz  und  Innsbruck  aus  dem  ihnen  belassenen  Hof- Prädikate 
folgerten:  die  Wiener  Hofkammer  sei  ihnen  coordinirt  und  sie 
hätten  landesfürstliche  Befehle  nur  dann  entgegenzunehmen,  wenn  sie 
ihnen  im  Wege  der  vorerwähnten  Hofkanzlei  zugehen.  Ihr  allein 
legten  sie  die  «nach  Hof*  bestimmten  Berichte  vor. 

Aber  auch  die  dortigen  Gerichtshöfe,  welche  „Kr^umiii^rii  immn. 
und,  wie  sich  darnach  von  selbst  versteht,  die  dortigen  Geheim- 
raths-Collegien  bestanden  auf  dieser  Art  des  Verkehres.  Die  Letzteren 
beigegebenen  Kanzler  fuhren    t.  rt     sich  .Hof-Vice-Kanzler"    zu  nennen. 


^'leichsam  aU  wäreu  sie  bteilvertreler  des  UDersteu  ilorLiuzlers  am  Sitze 
(1er  Behördeu.  welche  solcher  ( Jestalt  die  Eriuueruug  an  die  ehemalige 
Sonderstellung  der  ihnen  untergeordneten  Gebiete  wach  erhielten. 

Nicht  einmal  der  Grazer  Hofkriegsrath,  die  einzige  Militär- 
behörde, welche  e:*  außerhalb  Wien  gab,  verkehrte  mit  dem  Wiener 
Hofkriegsrathe  unmittelbar,  sondeni  die  Aufträge,  welche  dieser  ihm  zu 
ertheilen  fand,  gelangten  dureh  die  Wiener  Hofkanzlei  an  das 
Grazer  Geheimraths-Collegium  und  wurden  entweder  von  diesem  ihm  zur 
Damachachtung  intimirt  oder  zum  Gegenstand  von  Berathungen  gemacht, 
an  welchen  nebst  seinen  Delegirten  häufig  auch  die  Grazer  Hofkammer 
und  nach  Bedarf  die  hiesige  Regierung  durch  Abgesandte  theilnahmen. 
Was  in  derartigen  Sitzimgcn  beschlossen  ward,  konnte,  wenn  Gefahr  am 
Verzuge  war,  den  aus  Wien  eingetroft'enen  Befehl  modifiziren  oder  wenig- 
stens seiner  Vollziehung  Einhalt  thun.  Das  Recht,  Vorstellungen  dagegen 
zu  erheben,  flbte  indessen  jede  dieser  Behördeu  auch  an  und  für  sich 
dafenie  der  Ikfehl  ausschlielilich  in  ihren  Wirkungskreis  einschlug.  Nur 
betrachteten  sich  die  Geheimraths-Collegien  in  Graz  und  in 
Innsbruck  als  berufen,  von  allen  solchen  Vorstellungen  KenntniO  zu 
erhalten   und   sie  mit  dem   eifirenen  (iutachten  nach  Wien  zu  befördern. 

Namentlich  war  dies  l»ei  Bedenken,  welche  die  betreftendeu  Kammern 
erhoben,  der  Fall,  und  m  Innsbruck  sowohl  als  in  Graz  hatten  diese 
auch  mit  militärischen  Angelegenheiten  zu  thun,  wie  weiter  unten 
erörtert  werden  wird. 

Die  ihnen  in  dieser  Hinsicht  vorgesetzte  4...1......  war  die   W  icner 

flofkanzlei,  welche  nicht  minder  die  kaiserliche  Entscheidung  aber 
(Jollec^tiv-Anträge  der  vorbezeichneten  Länderstellen  vorzubereiten,  einzu- 
holen und  hinauszugeben  hatte.  Handelte  es  sich  um  Special- Anträge, 
so  leitete  sie  dieselben  zu  diesem  Ende  je  nach  deren  Natur  entwinier 
an  die  Wiener  Hofkanuuer  oder  au  den  Hofkriegsrath,  deren  Sache  es 
dann  war,  mit  der  Hofkanzlei  darfiber  sich  zu  verständigen,  beziehungs- 
weise des  Kaisers  Willensmeiuung  zu  erwirken.  Denn  am  kaiserlichen 
Hoflager  genoit  die  Hotl^anzlei  längsther  in  dieser  Beziehung  keinen 
Vorzug,  sondern  waren  die  daselbst  befindliche  Hofkammer  und  der 
Wiener  Hotlcriegsrath  dem  Kaiser  gegenüber  ebenso  ,immediate 
Hof 8 teilen*  wie  sie  eine  war.^) 

Nach  außen  gelangte  die  Wiener  Hofkammer  in  dieser  Eigen- 
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scbaft  allerdings  in  den  L&ndcrn  der  bohmisohen  Krone,  dann  in  Ungarn 
und  am  unbeachrftnktesten  in  den  von  Ungarn  ausgescbiedenen, 
aber  verfassungsgem&ß  dahin  gehörigen  Gebieten  zur  Geltung.*) 

Dem  Wiener  Hotkriegsrathe  unterstanden  direkt  alle  Festan- 
gen in  den  eben  bezeichneten  Territorien,  mit  Ausnahme  der  Militär- 
grenze, dann  die  beweglichen  Tnii)penkörper  sammt  den  Befehlshabern 
derselben')  und  die  Militär-Keferenten  bei  den  Länderstellen,  denen  in 
Ennanglung  besonderer  Militärbehörden,  wie  der  Orazer  Hofkriegsrath  fflr 
Innerösterreich  war,  die  unmittelbare  Disposition  in  militärischen  Angelegen- 
heiten oblag.  Derartige  Länderstellen  waren:  Die  kgL  Statt  halterei 
in  Prag*)  und  das  Geheimraths-Collegiuni  in  Innsbruck. 

Aber  anzubefehlen  hatte  der  Wiener  Hofkriegsrath  diesen  Länder- 
stellen nichts  und  berührte  ein  Auftrag,  den  er  der  Statthalterei  in  Prag 
durch  die  böhmische,  dem  gedachten  Collegium  in  Innsbruck  durch  die 
österreichische  Hofkauzlei  intimierte,  den  Geschäftskreis  mehrerer  Stellen, 
80  ging  die  endgiltige  Disposition  erst  aus  den  Zusammeutretungen 
hervor,  von  welchen  oben  die  Rede  war.  Mochte  da  der  General,  den 
der  Hofkriegsrath  als  Militär-Referenten  bestellt  hatte,  noch  so  eifrig 
der  Aufträge  desselben  sich  annehmen,  so  gab  doch  bei  der  Abstimmung 
sein  Votum  selten  den  Ausschlag.  Zu  Innsbruck  führte  dabei  die  dortige 
Hofkammer  das  große  Wurf  im«l  ihr  kain  «'s  zu,  <li.' .r.'fiiiU.Mi  ]?»'s.}ilrjsse 
ins  Werk  zu  setzen.') 

Besser  war,  wie  schon  bemerkt  wurde,  in  dieser  Beziehung  die 
Wiener  Hofkammer  daran,  welcher  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien 
80  wenig  als  in  Ungarn  --  allerdings  jedoch  in  Inner-,  Ober-  und  Vorder- 
Oesterreich  die  Länderstellen  als  solche  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
bereiten  konnten.  Denn  ein  Theil  der  Länderstellen  in  den  erstgenannten 
vier  Gebieten  hieng  mit  ihr  Oberhaupt  nicht  zusammen  und  die  übrigen 
d.  h.  die  Finanzbehörden  hatten  ihr  dort  unbedingten  Gehorsam  zu  leisten.  »<*) 
In  dieser  bevorzugten  Lage  war  sie  aulJerdem  den  Cameral-lnspektoraten 
gegenüber,  die  sich  in  den  neuerworbenen  Landstrichen  längs  der  türki- 
schen Grenze  befanden,**)  und  in  Siebenbürgen,  wo  sie  überdies  an 
den  Befehlshabern  der  dort  dislozirten  Truppen  regelmäßig  eine  Stütze 
fand.^«) 

Was  schließlich  die  Oberleitung  der  Justizpflege  und  der 
Wohlfahrts-Polizei  im  weiten,   damaligen  Sinne  des  Wortes   an- 


belangt,  so  besorgte  diese  Aügelegenheiten  jede  der  drei  Kanzleien,  die 
dem  Herrscher  zur  Seite  standen,  in  dem  ihr  speciell  zugewiesenen 
Gebiete  ohne  Rücksicht  auf  die  anderen.  Höchstens  mischte  sich  zuweilen 
die  Wiener  Hofkammer  darein,  indem  sie  zur  Hebung  der  Volks- 
wirthschaft  den  drei  Kanzleien  am  Hofe  gleiche  Impulse  gab.^*) 
Doch  daß  dieselben  aus  freien  Stücken  sich  unter  einander  verständiget 
oder  gar  geeiniget  hätten,  um  derartige  Aufgaben  gleichmäßig  zu  lösen,  — 
davon  ist  im  XVII.  Jahrhunderte  keine  Spur  wahrzunehmen. 

Eher  noch  suchten  damals  die  einzelnen  Landschaften,  zumal 
in  Innerösterreich,  zu  solchem  Zwecke  Fühlung  mit  einander  zu 
gewinnen*^)  und  das  hatte  auch  schon  deßhalb  eine  günstigere  Aussicht 
auf  Erfolg,  weil  die  örtlichen  Obrigkeiten,  denen  der  Vollzug  in  Straf- 
und  Polizei-Sachen  zukam,  den  Wünschen  der  Landschaften  bereitwilliger 
entsprachen,  als  den  Befehlen  der  Staatebehörden. 

Ueberhaupt  drang  damals  der  Staatswille,  er  mochte  gesonderte 
Richtungen  verfolgen  oder  centralistischen  Ursprungs  sein,  in  den  ein- 
zelnen Pro>inzen  und  Länder-Komplexen  selten  bis  in  die  tieferen 
Schichten  der  Verwaltung.  Diese  waren  eben  vom  Geiste  alther- 
kömmlicher Autenomie  durchdrungen.  Vor  Ailem  gilt  dies  von  Ungarn, 
wo  es  außer  den  beiden  Kammern  zu  Preßburg  und  zu  Kaschau  und 
von  den  unter  staatlicher  Verwaltung  stehenden  Bergwerks-Districten^*) 
abgesehen  fast  gar  keine  Staatsbehörden  gab.  Daher  hing  dort  auch 
die  Eintreibung  der  Steuern  und  die  Bequartierung  der  Truppen  vom 
guten  Willen  der  Komitate  und  Freistädte  ab,  wogegen  in  Böhmen 
die  Institution  der  Kreishauptleute  Anhaltspunkte  darbot,  welche 
nicht  imbenützt  blieben. 

In  Ungarn  versagten  selbst  die  Palatino,  welche  doch  Stellvertreter 
des  Königs  waren  und  daher  Ursache  hatten,  auf  dessen  Willensmeinung 
Bedacht  zu  nehmen,  beim  Vollzuge  dieser  nicht  selten  den  Dienst, 
besonders  wenn  sie  nicht  der  ungarischen  Verfassung  gemäß  dazu  in 
Anspruch  genommen  wurden.  Entgegenkommender  benahmen  sich  die 
königlichen  Stetthalter,  zu  deren  Bestellung  daher  die  Könige  aus  dem 
Hause  Habsburg  häuHg  ihre  Zußucht  nahmen,  um  den  von  ihrem  Hof- 
lager ausgehenden  Anordnungen  in  Ungarn  eine  halbwegs  glatte  Durch- 
führung /M  sichern.**)  Viel  war  aber  damit  auch  nicht  erreicht,  weil 
diese  Statthalter  gleich  dem  Palatin  mehr  nur  durch  ihr  persönliches 


'jir   allor  L 
XVI.    und   Ip 

1  hntfpn  »"»1 


Ansehen  b1>    '. Lrohit'törisclios  Auftivtm  «»twiL««  im  Lan«1o  aus/nrirhton 

im  Stande  wan?) 

Ständr  III  r  \\  I 
vom  gkuhon  Monanln'u  ImIh  rrsrhten  Liiiult'r,  wie  m«-  iin 
XVII.Jahrhundorto  mindostoiis  hei  zwin>(iMidor  Noth  stattj^efunden  hatten,  *"» 
kamen  gegen  das  Ende  der  Rejnenuijjs/.eit  Leopold  I.  jjauz  außer  Vehiing. ' "  i 
Zwar  erinnerte  sich  ihrer  die  Wiener  Hofkaininor  als  eines  geeigneten 
Mittels,  die  gemeinsamen  Krfordeniisse  der  Leistungsfähigkeit  und  Opfer- 
Willigkeit  der  einzelnen  Länder  anzupassen.  Sie  bewirkte  auch,  daÜ  in 
den  .Tnhren  lf>9f>  und  1701  Ausschflsse  mehrerer  Landschaften  in  Wien 
infanden  hikI  «iM-rllivt  Schriftstflcke  unterzeichneten,  die  den 
durch  sie  vertretenen  Ländern  Lasten  auferlegten.  Doch  sind  dieselben 
hei  dieser  Gelegenheit  kaum  in  amtliche  Berflhrung  mit  einander  ge- 
kommen, geschweige  denn,  daß  sie  unter  sich  verhandelten.**)  Vielmehr 
wollten  damals  die  Stände  einzelner  Länder  von  solchen  Berathungen 
und  daraus  entspringenden  Adrepartitionen  nichts  wissen,  weil  sie  dabei 
Oberstimmt  und  flbervortheilt  zu  werden  besorgten.  Insbesondere  gilt 
dies  von  den  Ständen  des  Landes  unter  der  Enns.  deren  Mißtrauen 
jede  Vereinbarung  ausschloß  ^<^)  und  auf  ungarischer  Seite  war  man 
damals  von  solchem  Sicheinfügen  in  den  Gesammtverband  entfernter 
als  je. ' ' 

Der  .nachbarliche  Sii((  ins*  in  IViiidcsnothen  schwebt«'  bloli 
den  innerösterreichischen  Landschaften  als  eine  Pflicht  vor,  deren  Er- 
füllung sie  sich  wechselseitig  schuldig  seien.  Was  sie  gegebenen  Falls 
wirklich  thaten.  um  sie  nicht  zu  verleugnen,  —  hatte  freilich  nur  die 
Bedeutung  einer  gut  gemeinten  Demonstration.  So  wenig  Tnippen  schickte 
ein  Land  dem  anderen  zu  Hilfe,  daß  es  für  den  kriegerischen  P]rfolg 
vollkommen  gleichgiltig  war.  ob  eine  solche  Schaar  von  Bewaffneten  den 
Feldzug  mitmachte  oder  nicht.**)  Die  Regierungsorgane  aber  hüteten 
sich,  diese  nachbarlichen  Beziehungen  zu  stärken.  Denn  dadurch  wäre 
das  Selbstgefühl  der  Stände  gekräftiget  worden  und  an  iKVhster  Stelle 
wie  in  den  Kreisen  der  vom  Staate  unterhaltenen  Beamtenschaft  hatte 
man  es  gegen  das  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  und  /u  Anfang  des 
XVin.  vielmehr  auf  dessen  Schwächung  abgesehen. 

Wichtiger    war  die  Anwartschaft  auf  das  Indigenat,  welche 
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Mitgliedern  wechselseitig  einräumten.  Viele  Familien  machten 
davon  Gebrauch  und  wurden  so  in  jedem  der  drei  Herzogthümer  gewisser- 
masson  hoiraisch.*')  Auf  andere  Länder  ausgedehnt  hätten  diese  Wechsel- 
luvjrliiingcn  eine  breite  Grundlage  zur  Entwirkhing  des  staatsbürgerlichen 
Bewußtseins  abgeben  können.  In  ihrer  vorerwähnten  Beschränktheit 
fruchteten  sie  jedoch  wenig,  ja  sie  dienten  im  Gegentheile  dazu,  jene 
drei  Länder  nach  Außen  abzuschließen. 

Ausgleichend  wirkte  da  hinwider  die  Freizügigkeit  des  Ver- 
mögens, welche  im  Innern  der  habsburgischen  Monarchie  bis  zum« 
Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  mindestens  so  weit  gediehen  war,  daß 
der  Staat  kein  Abfahrtgeld  von  Dej^^tigen  mehr  einhob.  die  aus  einem  I 
der  Länder  der  böhmischen  Krone  in  eine  altösteiTeichische  Provinz  oder 
umgekehrt  übersiedelten  oder  welche  ihren  Wohnsitz  aus  einer  der 
vielen  altösterreichischen  Provinzen  in  eine  andere  verlegten.**)  Damit 
gelangt«,  wenn  es  überhaupt  richtig  gewürdiget  wurde,  die  Gemeinsam- 
keit des  Herrschers  zu  gemeinfaßlicher  staatsrechtlicher  Geltung. 

Das  waren  die  Zustände,    welche  Kaiser  .l<»sej)li  I.    vorfand,   als   er 
am  5.  Mai  1705  die  Regierung  antrat. 


n. 


Am  2(>.  .Ulli  1678  geboren  hatte  der  iwuv  Herrscher  Zeit  genu^ 
gehabt,  sich  auf  die  seiner  wartenden  Aufgaben  vorzubereiten.  Er  unter- 
ließ es  auch  nicht  mit  seinem  Obersthofmeister,  dem  Fürsten  Carl 
Dietrich  Salm,  ein  Regierungs-Programm  zu  vereinbaren,  das 
er  am  dreißigsten  Tage  nach  dem  Tode  seines  Vaters,  also  genau  mit 
Ablauf  des  herkömmlichen  T»MMiiiii.w  fjpf<for  TraiHM.  ins  Work  zu  setzen 
begami. 

Vor  Allem  wurde  Fürst  Salm,  der  Josephs  Pläne  am  genauesten 
kannte,  als  Erster  Geheimrath  in  Eid  genommen  und  ihm  die  Stellung 
eines  Premier-Ministers  eingeräumt \),  die  er  mit  dem  Oberst- 
hofmeisteramte in  Verbindung  brachte.  Das  war  insoferne  keine 
Neuerung,  als  der  jeweilige  Obersthofmeister  schon  unter  den  Vorgängern 
Josephs  I.  in  Verhinderung  des  Monarchen  bei  den  Staats-Conferenzen 
den  Vorsitz  zu  führen  pflegte  und  es  dann  seine  Sache  war,  das 
Ergebniß  der  Berathung  zu  formuliren.  Auch  verkehrten  die  österreichi- 
schen Herrscher  mit  den  nächsthöchsten  Würdenträgern  des  Staates 
längsther  durch  ihren  Obersthofmeister,  der  dieselben  namentlich  von 
ihrer  Ernennung  zu  verständigen  und  in  das  ihnen  verliehene  Amt 
einzusetzen  hatte.  ^  Aber  die  Berichterstattung  über  den  Verlauf  der  Staats- 
Conferenzen  und  die  Verlautbarung  meritorischer  Willensakte  des  Monarchen 
oblag  bisher  mit  geringer  Ausnahme  dem  Obersten  Hofkanzler. 

Dieser  sollte  nunmehr  aus  der  üeberordnung,  welche  ihm  solcher 
Gestalt  zukam,  zu  den  Vorständen  der  übrigen  Hofstellen  in  das  Ver- 
hältniß  der  Coordiuirung  gebracht  <].  h.  dem  Raufre  nach  orniodriiret  werden. 
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Da  der  dieses  Hofkanzler- Amt  bekleidende  Graf  Buccelini  einer  der- 
artigen Veränderung  und  den  damit  verknüpften  Reformen  sich  wider- 
setzt haben  würde,  wurde  er  seines  Amtes  enthoben.  Statt  seiner  erhielt 
die  Oeaterreichische  (Geheime)  Hofkanzlei  jetzt  zwei  Vorsteher:  den 
Freiherm  Johann  Friedrich  von  Seilern  und  den  Grafen  Philipp  Ludwig 
von  Sinzendorf.  Beide  leiteten  diese  Kanzlei  gemeinschaftlich  und 
wenn  sie  gleich  thatsächlich  in  die  Geschäfte  sich  theilten,  so  unterfertigten 
sie  doch  Beide  die  Erlässe,  welche  im  Namen  der  Hofkanzlei  oder 
piner  der  drei  fictiven  Abtheilungen  derselben  ergiengen. 

Ihre  Unterordnung  unter  den  Fürsten  Salm  fand  bereits  bei  ihrer 
Installicning  einen  deutlichen  Ausdruck  indem  Letzterer  ihnen  in 
Gegenwart  des  Kaisers  den  Eid  abnahm. 

Dieser  bedeutsame  Umschwung  vollzog  sich  am  ^>.  Juiii  ITOS.*) 

Und  schon  zwei  Tage  später  richtete  das  Ubersthofmeisteramt  an 
das  Präsidium  des  Wiener  Hofkriegsrathes  eine  Zuschrift,  mit  welcher  sie 
dasselbe  benachrichtigte:  »AUerh.  Ihre  kais.  Majestät  hätten  des  mehreren 
Dienstes  zu  sein  befunden  und  allergnädigst  resolvirt,  daß  der  Inner- 
«'>sterreichische  Hofkriegsrath  wie  ingleichen  das  völlige  Mili- 
tare  alldorten  und  in  deroOber-  und  Vorderösterr.  Landen 
von  der  löbl.  Oesterr.  Hofcanzley  nicht  mehr  dependent, 
sondern  hinfüro  dero  kayserlichen  Hofkriegsrathe  (in  Wien)  allein 
subordinirt  sein  solle." 

Zunächst  wurde  Letzterem  ein  Gutachten  über  die  Modalitäten  der 
Durchführung  dieses  kaiserlichen  Befehles  abverlangt;  aber  Prinz 
Eugen  von  Savoyen,  welcher  damals  an  der  Spitze  des  Wiener 
M<»fkrieg8rathes  stand,  beantwortete  die  ihm  ins  Feldlager  bei  Calzo  (in 
!t;))i»'n)  nMchiresi'hickte  Intimation  des  Obersthofmeister-Amtes  mit  einer 
.iiiMii  ;.n\ertrcter  in  Wien  wegen  Annahme  derselben  ertheilten Küge, 
die  er  mit  der  Bemerkung  begründete :  solche  Intimationen  hätten  von  der 
.Oesterr.  Geheimen  Hofkanzlei*  auszugehen  und  daß  von  dieser  Gepflogen- 
heit da  abgewichen  wurde,  beeinträchtige  die  Autorität  des  Hofkriegs- 
rathes. Hal>o  der  Fürst  Sahn,  so  bemerkte  der  Prinz  des  Weiteren,  bei 
dieser  Behörde  etwas  anzubringen,  so  sei  die  richtige  Form  dafür  die 
des  Memorials;  im  Uebrigen  stehe  er  als  General  unter  ihr  und  vom 
ob»M  -ter-Anite   als  solchem   sei   vollends   unbekannt,   daß  es 

•'"   ^  •"  'd    )i    pjne  Staatsbeh'Vd"'  :♦  M 
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Mit  doin  <f  PU«Mist  ainir  «irr  von  ilnn  lirKriTtoiTfii  limniiitinn  W- 
frenniloto  sich  jtHloch  Prinz  Kiijjcn  ziemliih  rasch:  allprdinj^s  unter 
einer  Voraussetzung,  die  nicht  in  Krffllhin^  fd^ng.  Am  17.  Juli  1705 
erstattete  er  dem  Kaiser  einen  Vortrag,  dessen  letzter  Absatz  den  Wunseh 
ausilrflckt:  ,iSe.  kais.  Majostöt  geruhe  anznhefehlen.  dalJ  ohne  längeren 
Verzug  das  erhlflndisohe  Miiitare  mit  allen  A  p per t inen tien,  fflr- 
nemblieh  auch  mit  dem  dazur  gewidmeten  Oeldt  und  Be8ol4  y 
dnngs-Fundis  dem  Hofkriegsraths- Mittel  cum  omnibus informationibuÄJ 
von  dero  tieheimen  HofT-Canzlcy  dermahlen  flherantworthet  werden 
■"  *to*.'^)  Es  sollte  also  die  Oesterr.  Hofkanzlei  auch  das  bezügliche^ 
nwrisungs-Recht  und  dadurch  allen  FJ  i  n  f  1  u  H  auf  das  Militär-/ 
V  orlieren. 

Man  ersieht  schon  aus  dero  hier  Mitgetheilten.  daß  es  bei  den  von 
Joseph  l.  geplanten  Reformen  auch  auf  Beschränkung  des  Einflusses 
der  Oesterr.  Hofkanzlei  abgesehen  war.  Es  gieng  aber  damit  eine 
zweite  Maßregel  Hand  in  Hand,  welche  das  Ansehen  dieser  bisher 
mächtigsten  Hofstelle  noch  mehr  herabzusetzen  geeignet  war,  nämlich  die 
Ausscheidung  aller  Cameral-Geschäfte  aus  ihrem  Wirkimgs- 
kreise. 

Das  Obersthofmeister- Amt  d.  h.  der  Fürst  Salm  schonte  dabei  deren 
Empfindlichkeit  so  wenig,  daß  vielmehr  ein  von  ihm  ausgehendes  Re- 
script  ohne  die  Antwort  des  Prinzen  Eugen  abzuwarten  —  sie  nöthigte, 
den  betbeiligten,  bisher  unter  ihr  stehenden  Provinzialbehörden be- 
kannt zu  geben:  der  Kaiser  habe  beschlossen,  „die  Inner-  und  Ober- 
Oesterreichischen  Camer alia  und  Militaria  miter  die  Administration 
der  Nieder-Oesterreichischen  Hofkammer  und  des  Hofkriegsrathes  (in 
Wien)  zu  setzen,  mithin  ersagte  beede  Ober-  und  luner-Oesterr.  Hof- 
kammern wie  auch  die  Kriegsräthc  dero  Nieder-Oesterr.  Hofkamme r- 
und  Hofkriegsraths-Mitteln  ad  eiemplum  dero  respectiven  kgl.^ 
erzherzogl.  und  herzogl.  Kammern  in  Hungarn,  Böheimb,  Nieder-Oester- 
reich  und  Schlesien  zu  subordinieren  und  zu  incorporieren.^^) 

Damit  war  der  ganze  Keformplan  geoffenbart. 

Die  Innsbrucker  Hofkammer  erhielt  gerüchtweise  schon  am 
9.  Juni  1705  hievon  Kenntniß.  worauf  sie  eiligst  Schritt«  that  um  die 
ihr  drohende  Gefahr  abzuwenden.  Sieben  Tage  später  wurde  sie  durch 
ein  Intimat  des  Geheimraths-Collegiums  zu  Innsbruck  vergewissert,  daß 
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<l»r  Kaiser  untenn  10.  Juni  wirklich  jenen  Beschluß  anher  eröffnet 
hitri  {{ald  darauf  lan^  dort  ein  kais.  Rescript  vom  13.  Juni  ein, 
welches  die  Tnlerordnung  des  gesammten  Militärwesens  unter  den 
\Vi4»npr  Hofkric^srath  vom  Neuen  mit  dem  Beisatze  veifflgte,  daß 
kiinfti^'hiii  diesem  die  bisherige  Macht  der  Hofkanzlei  über  dasselbe 
zustehen  werde.  Zugleich  drang  dieses  neue  Rescript,  welches  „beiden 
•berösterr.  Wesen**  d.  h.  sowohl  der  Regierung  als  der  Hofkammer  zur 
Err»(rriiing  von  Verhandlungen  unter  sich  zugestellt  wurde,  auf  beschleunigte 
Berichterstattung  über  die  angeordnete  Concentration  der  Finanz- Ver- 
waltung.') Doch  die  Innsbrucker  Behörden  waren  weder  geneigt,  in 
Kezug  auf  die  Finanzen  da  mitzuwirken,  noch  wollten  sie  so  leicht  die 
hiesige  Hofkammer  ihrer  das  Kriegswesen  betreffenden  Befugnisse  ent- 
kleiden, znnial  aurh  das  hiesige  Geheiraraths-Collegium  s^wlann  des  Rechtes, 
militärische  Vorkehrungen  zu  treffen,  und  die  innsbrucker  Regierung  der 
Militär-Gerichtsbarkeit,  die  sie  im  Vereine  mit  der  Hofkammer  flbte, 
•Tlustig  gieng.**) 

Der  Grazer  Hofkammer  kündigte  ein  bereits  am  S.Juni  1705 
..  »1er  Oesterr.  Hofkanzlei  ausgefertigtes  Dekret  das  ihr  in  beiden  Be- 
lebungen bevorstehende  Schicksal  an.     Auch  sie  widersetzte  sich.  Nicht 
einmal  einen  Gedankenaustausch  über  die  dem  Willen  des  Kaisers  gemäß 
inzuleitenden  Vorkehrungen  wollte  sie  mit  den  Wiener  Hofstellen  pflegen, 
hschon  ihr  Präsident,  Graf  Carl  Brenner,  damals  den   Auftrag  erhielt, 
ir   rascheren    Krzielung   eines   Einverständnisses    sich    nach   Wien    zu 
•'geben.    Vielmehr  pochte  sie  auf  ihre  Verdienste  und  gab  sie  auf  ver- 
U'tzende  Weise  zu  verstehen,  daß  der  Staatscredit  leiden  werde,  wenn 
'!!•   «Jliiibiger,   die   es  bisher  mit  ihr  zu   thun  haben,   von  der  Wiener 
M..t kaminer  ihre  Befriedigimg  zu  erwarten  sich  genöthiget  schon  ")  Aohn- 
'hes  wendete  die  Innsbrucker  Hofkammer  ein.*") 

Geftlgiger  benahm  sich  der  Innerösterr.  Hofkriegsrat!)    i.  ^n 

ifcler  ehevor  in  dienstlicher  Abhängigkeit   von   der  Wiener  Kriegs- 

*  Tiden,    und    das   Grazer   Geheimraths-CoUegium    (auch 

ime  Stelle*  genannt)  wagte  es  so  wenig  als  «hm  I  nusbrurkcr, 

i*'m  Willen  des  Kaisers  schroff  entgegenzutret« n 

Im  so  weniger  trugen  die  Stände  Tirols  und  der  Steiermark 
jenen    Widerstand    zu    unt«  i      Sie   erblickten   in   der 
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theil  fnr  die  von  ihnen  vertreteneu  Länder,  weil  diese  sodann  bei  Be- 
drftiignissen  erst  aus  Wien  diejenige  Hilfe  erflehen  mflssten,  deren  s\v 
dermalen  im  eigenen  SchooOe  sicher  sind,  und  weil  in  Wien  unmöglich 
so  viel  VerstÄndnill  för  ihre  Bedflrfnisse  und  so  viel  Boreitwilligkeit,  diesr 
xa  befriedigen,  obwalten  könne,  wie  in  der  Hauptstadt  des  jeweilen 
bedrohten  Landes.**)  Die  tiroler  Stände,  welche  Angesichts  der  kurz 
zuvor  gemachten  widerwärtigen  Erfahrungen  von  solchen  Argumenten 
sich  wenig  Erfolg  versprechen  mochten,  hoben  außerdem  hervor,  daß  dir 
administrative  Verschmelzung  ihres  Landes  mit  Nieder-Oesterroich  ihren 
alten  Freiheiten  und  den  Zusicherungen,  die  sie  in  Ansehung  der  Auf- 
rechterhaltung derselben  noch  unlängst  empfangen  hätten,  zuwiderlaufen 
würde.»«) 

So  verzögerte  sich  denn  der  Abschluli  der  \  erliandlungen.  welrli." 
der  definitiven  Neugestaltung  der  Kriegs-  und  Finan/-Vi  ru.ilfmi.r  vm.  .- 
gehen  mußten. 

Inzwischen  zeitigte  des  Kaisers  Ungeduld  einzelne  Früchte  dieser 
Verhandlungen  dergestalt  rasch,  daß  bevor  ein  Jahr  vergieng,  raehrert' 
Special- Fragen  bereits  gelöst  waren.  Freilich  machte  er  wenn  die 
betheiligten  Behörden  die  „Quaestio  An?"  aufwarfen,  kurzen  Prozeß.  Er 
entschied  dann  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Verhandlungen  seinem 
Vorhaben  gemäß. 

So  sprach  er  den  Innsbruoker  Behörden  gegenüber  schon  am 
27.  Juli  1705  mit  aller  Bestimmtheit  aus,  daß  nicht  nur  die  „Kriegs- 
Posten*  d.  h.  die  für  den  Kriegsfall  in  Tirol  und  in  den  Vorlanden 
unterhaltenen  Garnisonen  und  alle  der  Zeug- Artillerie  beizu- 
zählenden Bediensteten  sondern  auch  die  tirolische  Landmili/ 
mittels  eines  Militär-Directors  zu  Innsbruck  dem  Wiener  Hofkricgs- 
rathe  unterzuordnen  seien.* 8)  Und  zwei  Tage  später  (am  29.  Juli)  er- 
widerte er  die  Vorstellungen  der  Grazer  Hofkammer  mit  dem 
Bedeuten:  er  beharre  bei  seinem  Befehle,  trage  auch  unter  Einem 
dem  bisherigen  ( 'ameral -Referenten  bei  der  Oesterreichischen  (Geheimen) 
Hofkanzlei  auf,  zur  kaiserlichen  Hofkammer  „hinüberzugehen",  von  wo 
aus  derselbe  ,die  bisher  bediente  Inner-Oesterreichische  Cameral-Expedition 
continuiren  solle.*  Vom  13.  August  1705  an,  an  welchem  Tage  dies» 
kategorische  Weisung  der  Grazer  Hofkammer  zukam,**)  mußte  dies» 
alle  im  Wege  der  Wi^n^r  ?T'»n\Mmnier   ihr    Lroninrljtm  Eröffnungen  O«- 
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Kaisers  entgegennehmen,  dieselben  befolgen  und  ihre  Berichte  und  Gut- 
achten dorthin  erstatten. 

Was  die  Umgestaltung^  des  Militärwesens  iu  luutr-Ui  :>i,  r- 
reich  betrifft,  so  war  dabei  die  vorbereitende  Mitwirkung  der  Orazer 
Holkammer  nicht  iju  umgehen,  (ileichwohl  verfügte  der  Kaiser  ohne 
deren  Vorwisseu  unterm  22.  August  1705,  daü  alle  , militärischen  Posten* 
und  Befehlshaber  in  den  Städten,  Festungen  und  Mcerhüfen,  die  bisher 
von  jener  Hofkammer  abhingen,  insbesondere  der  SililolJhauptmaun  und 
der  Stadt-Commandant  zu  Graz,  sofort  unter  die  Aufsicht,  Gerichtsbar- 
keit und  Botmäßigkeit  des  Grazer  ilofkriegsrathes  zu  treten  haben  und 
/war  unbeschadet  der  Pflicht  der  Hofkammer,  denselben  weiterhin 
^••M  und  Zugehör  zu  verabfolgen.**) 

Letztere  Behörde  erhielt  von  dieser  kaiserlichen  Entschließung  auf 
zweifachem  Wege  Kenutniß.  Zuerst  benachrichtigte  sie  hievon  das  Grazer 
<  ieheimraths-Collegium,  welches  gleichzeitig  an  alle  s.  g.  Cameral-Haupt- 
Icute  die  Weisung  hinausgab,  fortan  nicht  nur  selbst  im  (irazer-Hof- 
kricgsrathe  die  ihnen  vorgesetzte  Behörde  zu  erblicken  und  zu  verehren, 

ondern  auch  alle  ihnen  untergebenen  Militärpersonen  über  die  ein- 
getretene   Veränderung  zu   belehren.'*)     Die    Grazer  Hofkammer    aber 

rließ  Gegenbefehle,  fand  auch  Gehör  damit* 7)  und  bewirkte  so 
•  ine  heillose  Verwirrung. 

Acht  Tage  später  langte  auch  vom  Grazer  Hofkriegsrathe  bei  ihr 
eme  ähnlich  klingende  Mittheilung  ein,  worüber  sie  um  so  mehr  erboßt 
war,  je  weniger  diese  Notification  mit  dem  neuen  Geschäftsgange,  der 
ihr  kurz  vorher  eingeschärft  worden  war,  sich  in  Einklang  bringen  ließ 
und  je  verfänglicher  die  beigefügte  Nachfrage  nach  dem  Stande  der 
Zeughäuser   klang,    von    welchen   die  Hofkammer    h(»ftte.   daß  sie  unter 

lirer  Verwaltung  verbleiben  würden.**)  Dieselbe  ließ  auch  diese  Gelegen- 
li«'it,  abermals    über  Kränkung    zu    klagen,    nicht   unbenutzt,    malte  mit 

rellen  Farben  die  l'nzukummlichkeiten,  die  aus  der  ihr  zugemutheten 
Verzichtleistung  entspringen  müßten,  und  bat  neuerdings,  hiermit  ver- 
schont zu  werden 

Als  (frundursiuhe    der    fchlerhuiten    Intimatitui    wurde   die   Oester- 
r.M.in^.i.p    ((Jeheime)    Hofkanzlei   ermittelt.     Der   Kaiser   rügte   unterm 
l>er    1705    mittels   der    Wiener   Hofkammer    die    ent- 
standenen Mißverständnisse,    hielt   jedoch   am  Inhalte   seiner  fVag- 
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liehen  Entdchliüßuu((  fest  und  zwaii^  die  Grazer  Hofkamiuer,  sich  ihr 
zu  unterwerfen.'®)  Nur  in  Ansehung  der  militünsihen  liet'ugnisse,  diu  »i< 
in  den  (Snifschaften  Lirea  und  (\>rbavieu  ausübte,  jjönnte  er  ihr  mx  li 
eine  reherlegunj^sIVist»'»)  und  der  Streit  fther  die  Zuj^ehorigkeit  der 
Uadesfflrstlichen  Zeui^häuser  in  Inner-Oesterreich  schleppte  sich  mehrere 
Jahre  lang  fort.--) 

Daß  der  (Jrazi'r  II  «»t  kric^^srat  h  diMH  Wifiirr  willi;,'  IV»i;^M' 
leistete  und  ohne  hinderliches  WiihMstnOMi»  «hssi'n  Wirkiiii</>knis  er- 
weitem half,  wurde  schon  bemerkt 

In  den  Oberösterreichischen  Landen   erlitt  die  Schlichtun 
des   zwisihen  der  dortigen  Hofkaniiner  \ind   den   Organen   des   Wien« 
Hotkriegsrathes    bezüglich    des    Militärwesens     ausgebnn'henen    Zank» 
dadurch  eine  Verzögerung,  daU  Joseph  I.  es  gerathen  fand,  mit  ernst«  i. 
Maßregeln,  die  seinem  Willen  dort  Nachdruck  verleihen  sollten,  so  lang 
zu   zögern   bis   der   einem  Wunsche  der   tiroler  Stände  gemäß  für  jei^ 
Lande  in  der  Person    des   Herzogs  (,'arl  Philipp  von  Pfalz-Neuburg  be- 
stellte (iubernator  sein  Amt  augetreten    hatte. ^^)     Auch  machte  er   der 
Innsbrucker  Hofkammer  (unterm  23.  Februar  1707)  das  Zugeständnil 
daß   das  Oberst-Zeugamt  in  Tirol   mit  allen  dazu  gcrechnetci 
Bediensteten  ihr   untergeordnet  blieb**)  und   dem   vorerwähnten  (Iuber- 
nator   übertrug   er   die  Oberleitung   des   dortigen    Militärwesens,    so 
daß  der  vom  Wiener  Hofkriegsrathe  abhängige  Militärdirektor  zu  Inns- 
bruck seinen  Wirkungskreis  eingeschränkt  sah.*'»)   Derselbe  verlor  sogar 
im  Jahre  1709  wieder  das  Recht,  mit  der  tirolischen   Landmiliz 
zu  verfügen,  indem  diese  (Kriegszeiten  ausgenommen)   damals  dem  un- 
mittelbaren Befehle  des  (^hiberuators  unterstellt  und  als  höchste  Instanz 
dieOesterreichische  (Geheime)  Hofkanzlei  in  Wien  ihr  übergeordnet  w  urde.  ^' 
Dafür  wurde  mit  Hofdekret  (an  den  (Jubernator)  vom  13.  August  170'.» 
aus  scheinbar  geringfügigem  Anlasse  auch  für  das  I  n  n  s b  r  u  c  k  e  r  Z  e  u  g- 
amt  als  künftige  Richtschnur  der  Grundsatz  pruklamirt,  daß  die  Zeug- 
Artillerie  in  allen   österreichischen  Ländern  gleichartig  ein- 
zurichten und  zu   behandeln   sci.'^^    An  Einstreuungen   und   Protesten 
ließ  die   Innsbrucker    Hofkammer  es  auch    weiterhin   nicht   feli 
len.     Sie    suchte   unter  dem    Vorwande,    daß   gewisse    Angelet/  ■'''•* 
und  Verrichtungen  ^Militaria  mixta*  seien  und  dem  Wiener  11 
rathe  blos  die  »Pure  Militaria"  ausgeliefert  werden  müßten,  eine  Meng« 
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herkönimlicher  Befugnisse  zu  retten.'^)  Aber  sie  kouute  es  doch  nicht 
verhindern,  daß  die  Militär-Expedition,  welche  bisher  Einer 
ihrer  Beamten  besorgte,  dem  Militär-Direktor  in  Innsbruck  über- 
tragen wurde  und  sich  zu  einer  besonderen  ,  Kriegs-Kanzlei-  unter 
dessen  Leitung  erweiterte.*^)  Ebensowenig  war  sie  im  Stande,  die  Er- 
zeugung der  Geschütze,  des  Pulvers  und  der  Geschosse  sich 
vorzubehalten. ^^)  Mit  dem  neu  gebildeten  , r eg u  1  i r t e n  M  i  1  i z - B a t a i II o u " 
hatte  sie  nicht  das  Mindeste  zu  Schäften. ^  ^) 

Der  Wiener  Hofkriegsrath  gelangte  so  in  den  Vollbesitz  der 
ihm  vom  Kaiser  zugedachten  Befugnisse  als  das  Jahr  1700  zu  Ende  gieng. 

Tm   diese   Zeit  wurde  auch  erst   die  Wiener   Ilofkammer  der 
Machtfülle  theilhaft,  womit  der  Kaiser  sie  auszustatten  entschlossen  war. 

Denn  die  Hofkaramern  zi  und  Innsbruck  suchten  sich  für 

die  Einbuße  an  Macht,  welche  sie  durch  die  ihnen  zugefügte  Entziehung 
militärischer  Obliegenheiten  erlitten,  gewissermaßen  dadurch  schadlos 
/u  halten,  daß  sie  desto  zäher  an  ihrer  ruabhängigkcit  in  cameralisti- 
schen  Angelegenheiten  festhielten  und  gegen  Augrift'c  auf  dieselbe  sich 
wiederholt  zur  Wehre  setzten.  Anfangs  glaubte  auch  die  Innsbrucker 
im  Anschlüsse  an  die  Bedenken  der  tiroler  Stände  sich  heftige  Einwen- 
'lungen  erlauben  zu  dürfen*^),  die  sich  jedmh  im  Laufe  der  Zeit  ab- 
hwäi'hteu.  Am  28.  Jänner  1707  gieng  die  »Installierung*  der  ,der 
niederösterreichischen  Kammer  incorporirten*  Hofkammer  zu  Innsbruck 
vor  sich^^)  und  am  29.  August  1708  folgte  die  «authentische  Incorpo- 
rieruug-  derselben.^*)  Damit  fand  tl»*n'ii  riittMnnliiung  unter  die  Wiener 
Hofkammer  ihren  Abschluß. 

Die  Graz  er  dagegen  trieb   ihre  Hartnäckigkeit  so   weit,   daß  der 

Kaiser  schließlich  in  Ansehung  ihrer  cameralistischen  Geschäfte  und  ihres 

liang-Verhältuisses  zur  Wiener  Hofkammer  nachzugeben  sich  gezwungen 

ah.  Ein  formliches  ,Concordat"   wurde    mit    ihr  abgeschlossen,  das  am 

'.  Oktober  1709  den  Kampf  beendigte.  Dem  gemäß  kommt  diese  Ver- 

inbarung  auch  unter  der  Bezeichnung  «Friedens- Resolution*  in  späteren 

Akt.  II  vor.    Sie  enthält   eine  Reihe  von  »verglichenen  Punkten",  die  im 

\\  4  .H'utlichen  die  Unterordnung  unter  die  Wiener  Hofkammer  allerdings 

I »berührt  ließen,  aber  in  formeller  Beziehung  Erleichterungen  gewährten. 

Namentlich  gilt  dies  von  der  Corrcspoudenz  zwischen  den  beiden  Hof- 

karamcni  und  von  der  Behandlung  verschiedener  Angelegenheiten,  welche 
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statt  in  Wien  fortan  in  Graz  lum  Aastrag  sn  bringen  wafreu."^)  Dab^i 
gewann  aticb  das  hiesige  Geheimrath9-Collef(ium  vom  Neuen  einen 
grosseren  Einfluß  und  das  diesem  eutsprechende  Ansehen. 

Die  bleibende  Wirkung  der  hier  geschilderten  Reformen  war,  daß 
es  fortan  in  Wien  zwei  Fach- Ministerien  gab  deren  Einfluß  au; 
die  ganze  Osterreichische  Monarchie  sich  erstreckte  und  deren 
UnterbehOrden  direkte  Weisungen  von  ihnen  empflengen.  Diese  Ministerien 
waren:  der   Hofkriegsrath  und   die  Wiener  Hofkamraer. 

Die  Kriegsstelle  für  InnerösteiTeich  in  Graz  wurde  nunmehr  zum 
Unterschiede  von  der  bezOglichen  Central-Behörde  nicht  mehr  „Uofkriegs- 
Rath*  sondern  eben  nur  ,  Kriegsstelle "  genannt.  Den  Hofkammem  in 
Graz  und  Innsbruck  verblieb  aber  das  herkömmliehe  Prädikat  obschon 
dasselbe  seinen  Siuu  verloreu  hatte  und  es  auch  nicht  an  Versucheu 
fehlte,  ihnen  dasselbe  zu  entziehen.  ^^) 

Als  Fach- Ministerium,  dessen  Hauptberuf  freilich  ein  anderer  wai 
ist  außerdem  die  Oesterreichische  (Geheime)  Hof- Kauzlei  zu 
erwähnen.  Nach  kurzer  Unterbrechung  diente  wieder  sie  dem  Gesammt- 
Monarchen  als  Organ  im  Verkehre  mit  anderen  Hofstellen.  In  diese  i 
Beziehung  scheint  sie  den  Bestrebungen  des  Fürsten  Salm,  sie  der 
bezOglichen  Befugnisse  zu  entkleiden,  Stand  gehalten  zu  haben.  War 
sie  gleich  selber  in  Manchem  dem  Obersthofmeister-Amte  untergeordnet, 
so  wurden  doch  kaiserliche  Entschließuugeu,  welche  die  Wiener  Hof- 
kammer oder  der  Hofkriegsrath  herbeiführte,  der  Ungarischen,  Böhmischen 
und  Siebenbürgischen  Kanzlei  nie  unmittelbar  oder  durch  das  Oberst- 
hofmeisteramt sondern  stets  durch  ihre  Vermittlung  zugestellt.'^)  Si» 
war  also  in  mehrfacher  Hinsicht  uaeh  wie  vor  die  Geheime  Kanzlei 
des  Gesammt-Monarchen,  der  durch  sie  insbesondere  zu  den 
Ländern  sprach,  welchen  er  noch  eine  gewisse  Selbstständigkeit  zugestan<i 

Sie  verrichtete  ferner  die  Dienste  eines  Haus-Ministeriums  dem 
auch  Gnadensachen  aller  Art  oblagen.  Ihre  Vorstände  spielten  bei  Huldi 
gungs-Akten  und  sonstigen  Hof-Feierlichkeiten  eine  hervorragende  Rolle.  ä\) 

Als  Fachministerium  hatte  sie  den  diplomatischen  Verkehr  und 
die  Justizpflege  in  höchster  Instanz,  diese  jedoch  nur  für  die  altöster- 
reichischen Provinzen,  zu  besorgen. 

Fürst  Salm  behauptete  allerdings  für  seine  Person  den  Rang  eines 
Premier-Ministers,  womit  ein  tiefgreifender  Einfluß  auf  die  Staats- 


17 

1"  häftt*  Miuumien  war.'^  Diese  i.iniK  niung  muß  sich  bewährt  habeu. 
M  a  als  Fürst  Salin  sich  ins  Privatlel>en  zurückzog,  sollte  abermals  ein 
i'remier-Miuister  an  seine  Stelle  treten ;  nur  fand  sich  kein  dazu  geeigneter 
Mann,  der  diese  Amtsbürde  hätte  auf  sich  laden  mögen. *^) 

Um  sich  dieselbe  zu  erleichteni,  hatte  der  Vorgenannte  auf  eine 
Umgestaltung  der  höchsten  Kaths-CoUegien  hingewu-kt.  Die 
Würde  eines  Geheimen  Käthes  verlieh  nun  nicht  mehr  den  Anspruch, 
in  Staats- Angelegenheiten  vernommen  zu  werden.  Es  waren  im  Gegeu- 
t  heile  blos  einzelne  wenige  Funktionäre,  die  der  schon  in  seiner  Jugend 
mit  (Üpser  Maxime  vertraut  gewordeuc  Kaiser**)  regelmäßig  zu  einem 
«it<l.iiikrnaustausche  versammelt  wissen  wollte  bevor  er  selbst  auf  Grund 
ler  t'onfereuz- Protokolle  oder  in  Mitte  der  Versammlung  den  entschei- 
denden Ausspruch  that.  Der  alte  Staatsrath  bestand  fast  nur  dem 
Xamen  nach  fort.  Er  überprüfte  blos  Beschwerden  von  Privat-Personen, 
welche  zum  Herrscher  ihn-  /nHnrlit  uhIhikmi.  nin  v^r  ruir^n'^litJLrkeittMi 
geschützt  zu  werden.*^) 

Als  ständige  Conferenz-Räthe  fungirten  statt  der  dreizehn, 
«leren  sich  Leopold  1.  bedient  hatte,  außer  dem  Vorsitzenden  Obersthof- 
t;i'  i4er:  der  Oberstkümmerer  (Graf  Leopold  Trautson)  und  die  beiden 
•••  urreichischeu  Hofkauzler.  Diese  hatten  zu  jeder  Berathung  Zutritt. 
Nach  Maßgabe  der  zu  verhandelnden  Gegenstände  wohnten  aber  auch 
speeiell  dafür  bestellte  Rathgeber  den  Conferenzen  bei;  so  in 
Aii<rhung  rn<(ams  der  Primas  (Prinz  von  Sachsen-Zeitz),  in  Ansehung 
B«»limens  die  beiden  böhmischen  Kauzler  (Graf  Norbert  OctaWan  Kinsky 
und  (iraf  Joseph  Wenzel  Wratislaw),  in  Ansehung  Nieder-Oesterreichs 
<ler  Landmarschall  (Graf  Otto  Ehrenreich  Traun).  Auswärtige  An- 
1,'elegenheiten  pflegten  in  besonderen  Deputationen,  die  gleich- 
falls nur  aus  wenigen  Mitgliedern  zusammengesetzt  waren,  vorberathen 
zu  werden  und  der  nämliche  Vorgang  wurde  bei  Vertheilung  all- 
gemeiner Staats-Lasten,  d.  h.  sowohl  der  Coutributionen  für 
Kriegszwecke  als  der  aufzubringenden  Rekruten  beobachtet.  Si'lilug  ein 
<•  iiid   in   das  Finanzwesen   ein,    so   brachte  der   Hofkammer- 

1 — i,  der  sodann   bei  den  Deputations-Sitzuugen  anwesend   zu   sein 

hatte,  sonst  aber  brachten  insbesondere  zu  den  , Conferenzen*  die  Hof- 
kanzler einen  Referendar  mit,  der  unter  ihrer  Anleitung  die  Ergebnisse 
der  Berathung  aufzeichnete,   beziehungsweise   für  den   Monarchen  einen 
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Bericht  durOhor  ausarbeitete,     l  in  Uie  ,Cuut  •  i  . n  /  »n'  zu  regeln  und 
deu    flhlen    Folgen    ihrer    winlisohiden   Zusainiii«u.M  t/.iing    vorzuheuj^eii 
wurde   im  Jahre  1701»   zwar  die  Zahl   diH*   ständi^'en  Theilnehnier   vei 
grdßert  und  l)68tinnnt.   daH  diese  Bänimtlich   sich   woehenilieh   zweimal 
unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  zu   versammeln  hätten**);    der  alter 
nirende  Zutritt  Anderer  aber  hatte  ein  Ende.   Daneben  bestand  indessen 
eine  s. ^.  »kleine*  oder  „geheime'  C(>nt*erenz  fort,  deren  Mitglieder  /n 
AnfiuDig  des  Jahres   1711   Fflrst  Trautson  (der  neue  Obersthofmeister 
Hofkanzler  Frbr.  v.  Seilern,  der  böhmisehe  Kanzler  Oraf  Wratislaw  un<l 
der  Hofsekret&r  Joseph  Georg  v.  Huol  waren.**) 

Hinsichtlich  des  diplomatischen  Verkehrs  bestanden  ein- 
zelne Ausnahmen  von  der  Hegel,  wonach  die  Oesterreichische  Hufkauzl* 
die  bezflgliche  Correspondenz  zu  führen  hatte.  Was  nämlich  Russlan«! 
und  die  Türkei  anbelangt ,  so  war  dieselbe  Sache  des  Hofkriegsrath» 
in  Bezug  auf  Polen  Sache  des  schlesischen  I)ei)artement8  der  böhmischen 
Hofkanzlei**)  und  in  Bezug  auf  die  Hepublik  iJraubünden  Sache  des 
Geheimen  Raths-Collegiums  zu  Innsbruck,  auf  dessen  Vorschlag  auch 
der  betreffende  Geschäftsträger  zumeist  ernannt  wurde.*^)  Die  er- 
forderliche Planmäßigkeit  des  Vorgehens  vermittelten  die  erwähnten 
Deputationen. 

Innerhalb  der  Oesterreichischen  Hofkanzlei  waren  die  ein- 
schlägigen Verrichtungen  dergestalt  ausgetheilt*^)  daß  der  Beferendai 
für  das  r  ö  m  i  s  c  h  -  d  e  u  t  s  c  h  e  K  e  i  c  h  den  Depeschonwechsel  mit  diesem 
und  dessen  einzelnen  Staaten  mittels  der  s.  g.  deutsihen  Expedition, 
dann  mit  Frankreich,  Italien,  Holland,  England,  Schweden  und  Dänemark 
mittels  der  sogenannten  lateinischen  Expedition  besorgte ;  mit  der  Republik 
Venedig  correspondirte  der  Keferendai*  für  lunerösterreich  und  mi 
der  Schweiz,  insoferne  es  sich  um  wichtige  Dinge  handelte,  der  Referen- 
dar für  Ober  Österreich,  jedoch  selten  ohne  Vorwissen  des  oben 
genannten  Collegiums  zu  Innsbruck,  dessen  Aufgabe  es  war,  die  Vor- 
gänge in  der  Schweiz  zu  überwachen  und  minder  bedeutende  Vor- 
kommnisse den  einzelnen  (irenz-Cantouen  gegenüber  \  •n  sich  au 
zu  regeln. 

Dass  die  Oesterreichische  Hofkanzlei,  mindestens  nach  dem  Rück- 
tritte des  Fürsten  Salm,  ihrer  alten  Prärogative  sich  erfreut* 
und  dem  regierenden  Hause  näher  stand,  als  irgend  eine  andere  Staats 
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})ehorde,  erhellt  auch  aus  dem  »Kaiserlichen  Hof-  und  Ehren-Kaleuder 
luf  das  Jahr  1711*,  wo**)  die  beiden  Obersten  Hofkanzler  mit  den  ihnen 
i >eigegebenen  vier  Referendaren  als  an  die  Spitze  des  kaiserlichen 
Hofstaats  gestellt  erscheinen.  Ihnen  reihen  sich  an:  der  Kanzler 
les  röm.  deutschen  Reiches,  das  Reichshofraths-Collegium,  die  Kanzlei 
•les  Königreichs  Ungarn,  die  des  Königreichs  Böhmen  und  die  kais. 
Ilr.fkaniraer.  Nach  diesen  erst  folgen  «der  röm.  kais.  Majestät  Obersthof- 
II!»  istfTstab*  und  des  Kaisers  , Oberstkammerstab''. 

Seit  der  Doppelbesetzung  ihres  Präsidiums  und  seit  sie  von  allen 
( Obliegenheiten  finanzieller  und  militärischer  Natur  enthoben  war,  kümmerte 
sie  sich  sehr  eingehend  sowohl  um  die  Rechtspflege  als  um  das 
damit  zusammenhängende  P <►  I  i  /  ♦•  i  w  ♦•  ^  ♦•  ii  in  «b'n  m H  .;  ^  ♦  »m- r  e  i  c  ]i  i- 
schen  Provinzen. 

Dadurch  wurde  die  Vereinigung  derselben  /  n  Kinem  Staats- 
wesen befördert,  was  der  herkömmlichen  Dreitheilung  gegenüber  immer- 
hin ein  Fortschritt  war.  Ja  selbst  eine  gewisse  Assimilieruug 
•lerselben  mit  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  im  Punkte 
it>r  Hypotheken-Bestellung  ließ  sie  sich  damals  bereits  angelegen 
ein.  Sie  regte  nämlich  in  allen  ihrer  Einwirkung  unterworfenen  Provin- 
/♦»n  die  Einfflhning  von  Landtafeln  nach  dem  Muster  der  böhmischen 
au,  freilich  zunächst  ohne  Erfolg.*^) 

Um  das  Zunftwesen  energischer  zu  beeintlußen,  stellte  Joseph  L 
icn  Grundsatz  auf,  daß  alle  bezOglichen  Statuten  seiner  Qenehmigimg 
/M  unterziehen  seien,  was  auch  durchgeführt  wurde.  *o) 

Er  schrieb  den  Advokaten  in  allen  österr.  Erblandcn  um  -uimr 
Kidesformel  vor,  nach  welcher  sie  boini  Antritte  ihres  Berufes  ihre 
Pflichttreue  zu  beschwören   hatten.^*).  Inete   allgemein  an,   daß 

\nklagcii.  welche  Aergemiß  erregen,  vor  den  Strafgerichten  nicht  er- 
Ijoben  werden  sollen,  bevor  bei  der  Wiener  Hofkanzlei  deßhalb  angefragt 
worden.**)  Er  verfügte  ferner  die  Vorlage  aller  belangreichen  Straf- 
proccß-Akten  an  diese  Kanzlei*'),  verbot  wegen  der  Gefahr  des 
Meineids  Beschuldigte  zu  beeiden**)  und  zog  im  Jahre  1711  mittels 
1er  Oesterr.  Hofkanzlei  Erkundigungen  über  die  in  den  Strafhäusem  ver- 
>.♦  .  <iefangenen  ein.**)  Bi»i  den  Magistratswahlen  in  den 
1 1 .  Städten  wollte  er  die  für  Niederösterreich  diesfalls  geltenden 
Normen  angewendet  wissen**)  u.  s.  w. 

2* 
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Unter  solchen  Umstüiulen  hatte  es  nichts  Ucbcrraschendes,  daß  im 
Jahre  1708  von  Wien  aus  eine  Uevision  der  tiroler  Lande- 
Ordnung  anWfohlen  wurde,  die  allerdings  bald  wieder  ins  St(Hk«i. 
gerieth.*^  In»  folgen<leu  Jahre  ordnete  der  Kaiser  hehufs  VerschnielzuiiL; 
des  b<(hm.  und  des  mähr.  Land-  und  Stadtrechtes  zu  Einem  Codex  B«- 
rathungen  an,  welche  indessen  das  gleiche  Schicksal  hatten.**) 

Das  Streben,  die  kaiserliche  Residenzstadt  zum  Mm«  ijmiuki 
kflnstlerisihen  S<*haflVns  zu  machen,  fnlnte  im  Jahre  ITor»  zur  Krrirli- 
tung  einer  Akademie  der  bildenden  Könste  in  Wien.*^'') 

Gleichzeitig  wurde  daselbst   eine  scheinbar   vom  Hflrgermeister  d« 
Stadt  nberwachte  und  durch  deren  Kredit   gestützte  Staatsbank  zum 
Angelpunkt    des    ganzen    Finanzwesens. <'")     Einigung   der   Kassen- 
zuflfisse  nach  französisi'hem  Vorbilde  war  ja  ein  Lieblingsgedanke  d» 
Hofkanzlers  Grafen  Sinzendorf,  den  dieser  während   seines  mehrjährigen 
Aufenthalts  am  französischen  Hofe   (als   Gesandter   Kaiser  Leopolds  I 
gefiisst  hatte« *),  und  da  die  G  e  n  e  r  a  1  k  r  i  e g  s  k  a  s  s e ,    die   dessen  Vei 
wirklitbung  bezweckte*''^),  sich  vorerst   nicht  bewährte,   so  gewann  jen 
Bank    an    Bedeutung.     Zur    Sicherstellung    des   Kriegsaufwaudes    setzt 
Jo^ph  L  die  schon  von  seinem  Vater  beabsichtigte  Einffihrung  dt 
8.    g.    Militarjahres   in   das    Militar-Kecbnungswesen  des  (Jesammt 
Staates   durch. «^)     Der    Widerstand,    welchen    die   Provinzialstaude    Ua 
leisteten,  war  schwer  zu  besiegen.«^)  Aber  der  seiner  Ziele  sich  klar  bc- 
wussie    Kaiser    wankte    nicht.     So    konnte     die     General- Kassen- 
Manipulation  mit  dem  Jahre  1 700  in  Gang  gebracht  und  bald  daran ' 
(1708)  auch   ein   neuer    Militür-Etat  den  Standen   vorgelegt   werden.*' 
Dies  war  um  so  nöthiger,  je  heftiger  namentlich  die  Stünde  des  Land« 
unter  der  Enns  über  die  Bevorzugung  Böhmens  und  über  die  ungerecht- 
fertigte Schommg  der  Ungarn  sich  beschwerten.^") 

Bei  den  einschlägigen  Verhandlungen  wurde  .Joscpli  1.  nn  ni  miiu« 
den  Ständen  die  „Conservatio  lliüversi"'  und  den  ^Coucursus  ad  l'ni 
versitatem*  ans  Herz  zu  legen. ^^)  Bei  einem  dieser  Anlässe  spricht  » : 
auch  von  einer  seinem  «kaiserlich  österreichischen  Gemüthc 
bevorstehenden  Befriedigung.*^**)  Ein  Seitenstflck  zu  dieser  Ausdruckswei>« 
ist  der  Titel  einer  statistischen  Tabelle,  welche  Graf  Alexander  Belleanli 
unterm  30.  November  1706  dem  Kaiser  widmete,  nämlich:  ,Projectum 
verum  wegen  Aufkhomung  Oesterreichischer  Monarchie".     Doch  handcl 
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der  Verfasser  in  dieser  Denkschrift*^)  nur  von  den  böhmischen  und  alt- 
österreichischen Erblanden  und  die  damalige  Literatur  unterscheidet  über- 
haupt noch  den  , erzherzoglich  österreichischen  Staat"  \"iii  .königlich 
böhmischen  Staate**  und  vom  Königreiche  Ungarn.'*^) 

Am  Wiener  Hofe  verkannte  man  unter  Joseph  1.  die  bezüglichen, 
staatsrechtlichen  Unterschiede  keineswegs.  Aber  man  war  bestrebt,  zwischen 
Böhmen  und  Alt-Oesterreich  eine  Interessen-Gemeinschaft, 
lie  jene  Unterschiede  allmälig  zu  beseitigen  gestattete,  in  Wirksam- 
keit zu  setzen  und  in  Ungarn  suchte  man  trotz  dem  Aufstande, 
welcher  die  österreichische  HerrschaH  dort  rrs<lifitt»Mt«' .  d  o r o ii  H o s i t /.- 
stand  thunlichst  zu  wahren. 

Was  Böhmen  anbelangt,  so  hatte  schon  Leopold  l.  den  Wunsrh 
geäußert,  daß  die  Durchfuhr  dortiger  Producte  in  der  Richtung 
7um  adriatischen  Meere  in  Inner-  und  Ober-Oesterreich  erleichtert  werde.  ^ ') 
loseph  I.  drang  gleichfalls  darauf '^j  und  wurde  zu  weiter  gehenden  Maß- 
••geln  durch  das  Begehren  der  Stände  des  Landes  unter  der  Enns  ge- 
lrängt, welche  im  Jahre  1707  Verhandlungen  mit  der  böhmischen 
ilofkanzlei  zum  Zwecke  gemeinschaftlichen  Vorgehens  widerl 
Vagabunden  und  wegen  Einführung  wechselseitiger  CompalP 
l»riefe  als  nothwendig  bezeichneten.^^) 

In  Ansehung  Ungarns  ist  vor  Allem  auf  einen   finanziellen 
«Jrundsatz   aufmerksam   zu  machen,  welcher,   schon  unter  Leopold  1. 
in  AnwcTi'!' ■"  '  "»bracht,   vom  nächsten  Nachfolger  dieses  Kaisers  hart- 
ickig    \<  .t   wurde.     Aus   ihm    erklärt   sich   die  Sonderstellung, 

\ eiche  Siebenbürgen  einnahm,  und  die  von  Joseph  I.  fortgesetzte 
Weigerung,  andere  den  Türken  abgerungene  Gebiete  mit  dem 
'  "  he  Ungarn,  dessen  Bestandtheile  sie  einst  gewesen  waren,  wieder 

.  uigen.  Auch  Kroatien  sah  sich  diesem  Grundsatze  zufolge 
1  iii;^»'  Zeit  hindurch  in  territorialer  Beziehung  geschmälert  und  zum 
Theile  verkürz t 

Ks  sollten  näiuli«h  die  ihren  sogonannten  Mutterlän<lern  voriMit- 
'iilt^nen  (iebiete  als  der  Wiener,  bc/iehungsweise  der  Grazer  Hofkammer 
iiivertraute  Pfänder  mit  ihren  Erträgnissen  dafür  haften,  daß  die 
iltösterreichischen  und  die  böhmischen  Erblande  weiterhin  mit 
unverhältnißmäßigen Opfern  fürdic  Vertheidigung  jener  Länder  verschont 
bleiben.     Dieselben  sollton  durch  die  Einkünfte,   welche  den  genannten 
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I     !    .ins  (icMi   solriiiM  nt>t;iit  init  Beschlag  belegten  Districten 
lii.  u!m  rilios   für  die   hiTeits  gebrachten  Opfer  der  be- 
zeichneten Art   schadlos  gehalten   werden,   indem   sie  vermöge  jener 
Staatseinkünfte  zu  den  Kriegserfordeniissen  nun  Überhaupt  weniger  bei- 
zutragen brauchten,  als  zuvor.'*) 

Mit  diesem  finanziellen  Gnmdsatze  hängt  die  Constituirung  der 
österreichischen  Militär-Grenze  und  die  EinrichtungSieben- 
b Argen s  auf  dem  Fusse  einer   altösterreichischen  Provinz  zusammen. 

.Toseph  I.  hat  sich  im  Jahre  1706  bei  den  Timauer  Friedons-Ver- 
haudlungen  offen  zu  demselben  bekannt'"^)  und  ist  auch  späterhin  nicht 
davon  abgegangen. 

Er  beharrte  femer  den  abtrünnigen  Ungarn  gegenüber  auf  dem 
Verbleiben  österreichischer  Militär-Garnisonen  auf  un- 
garischem Boden'^).  Damit  behauptete  er  einen  alten  Besitzstand  der 
österreichischen  Herrscher,  welcher  nicht  nur  diesen  für  die  Ausübung 
gewisser  Machtbefugnisse  Garantien  bot,  sondern  auch  einen  erst  im 
Jahre  1848  verloren  gegangenen,  finanziellen  Vortheil  in  sich  begriff. 

Die  Veri)flegung  jener  Truppen  war  nämlich  kraft  eines  alten  Her- 
kommens, das  auch  in  mehreren  ungarischen  Gesetz -Artikeln  anklingt, 
Sache  der  ungarischen  Komitate,  in  deren  Bezirke  die  Truppen 
lagen,  und  die  Vergütung,  welche  sie  dafür  von  der  österr.  Heeresver- 
waltung herkömmlicher  Weise  erliielten,  war  so  gering,  daß  die  Ver- 
legung österreichischer  Truppen  nach  Ungarn  stets  auf  eine 
ausgiebige  Entlastung  des  österr.  Militärbudgets  hinaus- 
lief.'')  Gerade  eine  solche  Entlastung  glaubte  Joseph  1.  den  durch  lang- 
wierige Kriege  erschöpften,  altösterreichischen  Provinzen  schuldig  zu  sein, 
zumal  diese  es  nicht  an  Mahnungen  dazu  hatten  fehlen  lassen'^)  Er 
wollte  aber  auch  seinem  Hause  für  die  Zukunft  in  dieser  Beziehung 
nichts  vergeben,  damit  das  in  Rede  stehende  Aequivalent  für 
Ungarns  ungenügende  Steuerleistung  fortan  seinen  geschilder- 
ten Zweck  erfülle. 

Dem  gemäß  lehnte  er  nicht  nur  «iie  Wiedereiuverloibuug  biel»eu- 
bflrgens  und  der  übrigen  neu  erworbenen  Gebiete,  sondern  auch 
die  Entfernung  der  deutschen  Truppen  aus  Ungarn  ab.  Für  letztere 
Weigerung  sprach  freilich  auch  noch  eine  andere  Erwägung,  nämlich  die 
der   Gefahr,   welche   sonst  der   österreichischen   Herrschaft   in   Ungani 
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künftighin  droaie.  ii^neu?« »wenig  willigte  «ler  Kaiser  in  <iir  Loslösung 
der  ungarischen  Kammern'^)  von  der  Wiener  Hofkammer  und  um 
die  Einkflnfte  aus  Siebenbürgen  desto  sicherer  ihrer  oben  erwähnten 
Bestimmung  zuzufahren,  theilte  er  im  Jahre  1708  den  damaligen  Ver- 
V alter  derselben  mit  dem  Titel  eines  Ober-Proviant-Kommissärs  dem  im 
Lande  commandierenden  kaiserlichen  General  zu.***) 

Seine  Staudhaftigkeit  blieb  sich  diesfalls  gleich,  mochte  auch  ein 
Theil  der  ungarischen  Serben,  durch  Räkoczy  verleitet,  in  der  Treue 
sanken**)  oder  die  Versuchung  hiezu  noch  so  nahe  an  die  Kroaten 
herantreten.'*)  So  rettete  er  in  der  That  den  arg  bedrohten  Besitzstand. 
Hatte  dieser  während  des  Kevolutionskrieges  irgendwo  in  Ungarn  eine 
törung  erlitten,  so  stellte  er  mit  dem  Vorrücken  seiner  Truppen  ihn 
sofort  wieder  her. 

Dies  gilt   namentlich   von   der   Verwaltung  der   Bergwerke   und 
Salinen.*')  Die  dabei  beschäftigten  Beamten  und  Arbeiter,  mit  geringer 
Ausnahme  Deutsche**),  bildeten  gleich  den  durch  ganz  Ungarn  zer- 
streuten,   deutschen   Cameral-Beamten**)    eine    starke   Stütze   für 
las  deutsche  Bevölkerungselement,   das,   an  vielen  Orten  erst 
■1  Aufkommen    begriffen*«),    einer   solchen   sehr   bedurfte  und  anderer 
<it>  der  österreichischen  Herrschaft  dort  Vorschub  leistete  oder  wenig- 
stens als  geeignet,  sie  zu  fördern,  angesehen  wurde. '^ 

Joseph  I.  erwies  den  Bewohnern  Ungarns  bei  den  Ansprüchen, 
iie  er  an  ihre  Steuerkraft  und  an  ihre  die  Truppenverpflegung 
♦  treffende  Verj)rtichtung  stellte,  mitunter  Nachsicht.  Im  Jahre  1709  z.  B. 
ih  «T  den  Besitzern  von  44205  Porten  (Bemessungs- Einheiten)  von 
90.733*5  Militär-Portionen,  welche  sie  aufzubringen  gehabt  hätten, 
10.733*5  nach  und  gestattete  er  die  Ablösung  des  verabzureichenden 
Weines  mit  einem  Geldbetrage.  Um  Ausschreitungen  des  Militärs 
iiK  ht  ungeahndet  und  den  dadurch  angerichteten  Schaden  nicht  un ver- 
gütet zu  lassen,  setzte  er  überdies  eine  besondere  Commission  in  PreÜ- 
burg  ein,  welche  die  bezüglichen  Beschwerden  untersuchen  sollte.  Dem 
<  "ininandierenden  Feldmarschall  entzog  er  die  Entscheidung  darüber 
NN'il  er  .als  Cap«»  der  Miliz  mehrers  pro  Parte  als  pro  Judice**  anzu- 
M  Ihu  wäre.**)  Wiederholt  forderte  er  die  Stände  Ungarns  auf,  die  Steuer- 
postulate  durch  Ausschüsse,  welche  mit  der  Kegierung  zu  verhan- 
deln hätten,  erledigen  zu  lassen:  jene  wiesen  das  Ansinnen  vorerst  zurück.*') 
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Sein  Bestreben  war  im  Uebri^on  auf  die  j(  1  c  i  c  h  m  ä  ß  i  g  e  V  e  r  t h  e  i- 
luiijr  der  dem  Oegamnitataate  darzubrinjjenden  Opfer  von  Land 
zu  Land  gerichtet.  Dabei  luulUe  er  sowohl  Kroatien  gegenüber  als 
auch  in  Ansehung  Tirols  die  den  feindlichen  Angriffen  ausgesetzte  Lage 
dieser  Länder  und  die  andauernde  Kriegsbereitschaft  ihrer  Bewohner  mit 
in  Anschlag  bringen.  •®)    Aber   wo  derartige,   eigenthflmliche  V 

nicht  SU  berflcksichtigen  waren,  drang  er  nicht  blos  aufGleichm ^..    i 

sondern   selbst  auf  Gleichförmigkeit  der  bezQglichen  Leistungen. 

Am  7  Januar  1707  eröffnete  die  Wiener  Hofkammer  der  österr. 
Hofkanzlei:  es  sei  „eine  General-  und  respectu  aller  Ihrer  kais.  Majestät 
Krblanden  determinirte  Sache",  daß  den  Ständen  für  die  von  ihnen  ge- 
stellten Kekruten  und  für  deren  Ausrüstung  bestimmte  Geldbeträge  am 
8.  g.  Bewilligungs- Quantum  zu  Gute  geschrieben  werden.'^)  Am 
31.  Jänner  1711  rügte  es  der  Hofkriegsrath,  daß  die  Stände  des  Landes 
unter  der  Enns  noch  immer  Anstand  nahmen,  die  von  ihnen  aufzubrin- 
genden Rekruten  mit  dem  Flintengewehr  zu  versehen,  während  die 
Stände  aller  übrigen  •  österr.  und  nicht  minder  die  der  böhmischen  Erb- 
länder diesem  Ansinnen  bereits  seit  einer  Reihe  von  Jahren  sich  gefügt 
hatten.'*)  Der  Widerstand  war  demnach  gerade  in  demjenigen  Lande, 
wo  die  Centralregierung  saß,  diesfalls  der  hartnäckigste,  was  sich  aus 
der  Nachsicht  erklärt,  auf  welche  die  daselbst  wohnenden  Familien  des 
hohen  Adels  sich  Rechnung  machten  imd  an  welche  diese  von  Alters 
her  gewöhnt  waren.  Bald  darauf  besannen  sich  der  Hofkriegsrath  und 
die  Wiener  Hofkaramcr,  daß  das  Land  unter  der  Enns  auch  das  ein- 
zige unter  allen  Erblanden  sei,  wo  das  Sattelzeug  für  die  zu  stellenden 
Remontpferde  der  Kriegsverwaltung,  die  es  lieferte,  nicht  vergütet  zu  werden 
pflegte.  Daher  trug  der  Kaiser  unterm  12.  März  1711  den  dortigen  Ständen 
auf,  dieser  allgemeinen  Bürde  sich   ohne  Weigerung  zu   unterziehen.") 

Die  Verwaltung  des  Kriegswesens  wurde  solcher  Gestalt  ver- 
einfacht und  seit  die  betreffenden  Geschäfte  in  Wien  concentrirt  waren, 
fühlte  sich  erst  der  hiesige  Hofkriegsrath  als  wahre  Centrals teile, 
was  in  der  Gründung  eines  besonderen  Archivs  bei  demselben,  die  in 
das  Jahr  1711  fäUt,  seinen  Ausdruck  fand.®*)  Diese  an  sich  unschein- 
bare Neuenmg  gibt  gleichwohl  zu  erkennen,  daß  der  Wiener  Hofkriegs- 
rath sich  nunmehr  vor  eine  umfassendere  Aufgabe  gestellt  sah,  und  daß 
das  genannte  Jahr  einen  Abschnitt  in  seinem  Wirken  bezeichnet. 
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Es  war  nun  in  der  That  ihm  so  wie  der  Wiener  Hofkammer 
ein  weites  Gebiet  zu  unmittelbarer  Einflußnahme  erschlossen  und  die 
Beilegung  der  Wirren  in  Ungarn  eröffnete  beiden  Hofstellen  den  Aus- 
blick in  eine  an  Erfolgen  reiche  Zukunft. 

Hieran  änderte  der  am  17.  April  1711  eingetretene  Tod  Josephs  I. 
nicht  das  Mindeste.  Dagegen  machte  die  Annäherung  der  ein- 
zelnen Länder  zu  einander  unter  seinem  Nachfolger  Fortschritte, 
während  sie  unter  ihm  kaum  bemerkbar  wurde. 

Zwar  ereignete  sich  noch  im  Jahre  1706  der  Fall  eines  , nach- 
barlichen Succurses*  indem  die  Stände  des  Herzogthums  Krain  zum 
Schutze  von  Görz  und  Gradiska  ein  Aufgebot  ergehen  ließen'*);  allein 
im  nächstfolgenden  Jahre  wollten  weder  die  Kärntner  noch  die  Krainer 
die  bezügliche  Verpflichtung  dem  Henogthume  Steiermark  gegenüber, 
das  sie  in  Anspnich  nahm,  mehr  anerkennen  und  mit  einer  Art  gericht- 
licher Verhandlung,  die  deßhalb  stattfand,  klang  ein  alter  wiederholt 
verbriefter  Brauch  aus.*^)  An  seine  Stelle  trat  die  wachsende  Fürsorge 
der  Staatsgewalt.  Auch  die  Zuerkennung  des  Indigenats  auf  Grund  der 
Länder-Verbrüderung  hörte  um  diese  Zeit  auf. 


m. 


Groß  waren  die  Verdienste  Josephs  I.  um  die  Durchführung  der 
Geaammtstaatsidee ;  aber  sein  frühzeitiger  Tod  war  nicht  nur  kein  Nach- 
theil fflr  dieselbe  sondern  wendete  vielmehr  von  ihr  eine  bisher  wenig 
beachtete  Gefahr  ab. 

Kaiser  Leopold  I.  hatte  nämlich  in  seinem,  vom  -«».  ;v|nil  1705 
datirten  Testamente*)  mit  Zustimmung  seines  erstgebornen  Sohnes  und 
unmittelbaren  Nachfolgers  im  Besitze  der  „diesseitigen  Erbkönigreiche 
und  Lande*  verordnet,  daß,  wenn  nach  seinem,  des  Vaters,  Ableben  sein 
nachgeborener  Sohn  Karl  keines  der  spanischen  Königreiche  zu  behaup- 
ten vermöchte,  er  und  dessen  männliche  Leibeserben  damit  abgefunden 
werden  sollten,  daß  ihnen  die  gefürstete  Grafschaft  Tirol 
nebst  den  dahin  einverleibten  oder  „zugewanten*  schwäbi- 
schen und  vorderösterreichischen  Landen  eingeräumt 
werden,  beziehungsweise  bis  zum  Aussterben  des  Mannsstarames  der 
Karolinischen  Linie  ihnen  verbleiben. 

Die  hier  vorgesehene  Eventualität  wäre  eingetreten,  wenn  nicht 
Joseph  L  gestorben  sein  würde,  bevor  sein  Bruder  gezwungen  war,  auf 
die  spanische  Erbschaft,  was  Spanien  selbst  betrifft,  zu  verzichten.  Damit 
aber  hätte  eine  Rückbildung  stattgefunden,  durch  welche  die  Consoli- 
dirung  des  Gesammtstaats  zum  mindestens  verzögert  worden  wäre.  Zwar 
behielt  das  erwähnte  Testament  dem  Könige  Joseph  I.  als  dem 
Haupte  des  Erzhauses  und  den  männlichen  Nachkommen  desselben 
als  den  „ersten  und  fürnehmsten  regierenden  Erzherzogen 
zu  Oesterreich*  das  „Jus  belli.  Jus  pacis  et  foederum,  wie 
auch  den  ungehinderten  Durchzug  und  die  Oeffnung  in  und 
zu  allen  Ihren  Nöthen,  wie  nicht  minder  die  Verhandlung 
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der  gemeinen  Reichssachen**  auch  in  Ansehung  der  Länder  bevor, 
welche  im  gedachten  Falle  der  Secundogenitur  zu  Theil  werden  sollten.^) 
Allein  das  ,  Haupt  des  Erzhauses*  war  nichtsdestoweniger  laut  dem 
Testamente  ,vor  und  bey  Vornehm-  Angeh-  oder  Ausrichtung  der  zu 
diesem  Vorbehalte  gehörigen  Dinge  *  genöthiget.  des  Inhabers  jener 
Ober-  und  Vorder-Oesterrcichischen  und  Schwäbischen  Lande  Meinung 
einzuholen  und  in  der  Regel  sollte  Alles  ,mit  beiderseitigem  guten 
< Gefallen  und  in  Beider  Namen*  vollzogen  werden.  Nur  in  Nothfällen 
stand  das  Recht,  einseitig  zu  entscheiden,  Ersterem  zu.  Es  war  also  der 
Wesenheit  nach  eine  gemeinschaftliche  Regierung,  welche  im  angegebenen 
I  alle  hinsichtlich  der  auswärtigeu  Angelegenheiten  Platz  greifen  sollte 
und  im  üebrigen  konnte  jeder  Theilherrscher  nach  eigenem  Ermessen 
\orgehen. 

Daß  dem  bereits  einigermaßen  gefestigten  biaatsMrbande  eine  solche, 
ihn  theils  lösende  theils  lockernde  Episode  erspart  blieb,  war  Angesichts 
der  kaum  vermiedenen  Gefahr  für  Karl^JLL  sicher  ein  Antrieb,  seiner 
Seits  der  Wiederkehr  derartiger  Eventualitäten  vorzubeugen.  Und  gerade 
deßhalb  verband  er  mit  der  Regelung  der  Thronfolge,  die  unter  dem 
Namen  der  Pragmatischen  Sanction  bekannt  ist,  die  Ausschließung 
liier  Theilungen  des  Staats-Ganzen  für  die  Folge. 

Zunächst  aber  war  sein  Augenmerk  auf  die  Kräftigung  der  ein- 
heitlichen Finanzverwaltung  gerichtet. 

Kaum  auf  deutschem  Boden  angelangt,  ließ  er  sich  zu  iraukiiirt 
am  Main,  wo  er  behufs  seiner  Krönung  zum  Kaiser  weilte,  durch  den 
Hofkammer-Präsidenten  Grafen  Gundaker  Starhemberg  hierüber  Vortrag 
erstatten.')  Dieser  empfahl  vor  Allem  »ein  Centrum  Unitatiszu 
ronstituiren*  und  durch  Führung  eines  General-Conto  die  Ein- 
nahmen wie  nicht  minder  die  Ausgaben  des  Staates^ in  Evidenz  zu 
halten.  Wirkliche  Centralkassen  solle  es  in  Zukunft  nicht  mehr 
tls  zwei  geben,  nämlich  das  Hofzahlamt  und  das  Kriegszahlamt.  Ohne 
\  orwissm  des  Hofkammer-Präsidenten  solle  weiterhin  nicht  die  mindeste 
A  i  l.ijv  ijrTiiacht  werden;  hinwieder  müßten  ,alle  Kammer-Aemter  und 
•tttaii  m  a.nen  Hungarischen,  Böhcimischen  und  Oesterreichischen  Erb- 
Prorinzen  unter  der  Hofkammer  Disposition  und  Verord- 
nung* dergestalt  gestellt  werden,  daß  die  Hofkammer  ,im  Namen  und 
von  wegen  Eurer  kaiseriichen  Majestät  die  Fundi,   Renten    und  Kasseii 
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stets  respiiirf  und  »was  pro  mtlioiatunu»  fundonim  ihnen  (ilin  Kammer- 
Aemtern)  anhefohlen  wird*,  auch  lt»  -^•'••^'t  Hiezu  sthon  sei  oino  Buch- 
haltung unonthchrlioh«  welche  ,da  Aug  und  der  richtige  Zeiger 
alles  dessen  ist^  was  das  ganze  Capitel  der  Civil-  und  MiliUrfinanzen  in 
sich  begreift*  Aus  den  Hofkammerräthen  <iher  bilde  man  Commissio- 
nen,  deren  jede  ein  (lofiill  oder,  wenn  es  sich  um  minder  ausgedehnte 
Einnah mequoUeu  handelt,  auch  mehrere  zugewiesen  erhält,  d.  h.  mit 
anderen  Worten:  an  die  Stelle  der  bei  der  Wiener  Hofkammer  bestehen- 
den Länder-Referate  setzte  man  daselbst  Materien-Referate, 
welche  das  sachlich  Zusammengehörijje  unter  Einen  Gesichtspunkt  zu 
bringen  gestatten.  In  Ansehung  der  Staatsschulden  dagegen,  welche 
Starhemberg  ohne  die  Rückstände  der  Kriegsverwaltung  auf  24  Millionen 
veranschlagte,  beantragte  er  die  Decentralisation  des  Staats- 
credits  oder  vielmehr  die  Entlastung  desselben  dadurch  herbeizufflhren, 
daß  nach  dem  Vorbilde  der  Wiener  Stadtbank  in  giößeren  Provin- 
zial-Hauptstädten,  wie  in  Breslau,  BrOnn,  Prag,  Linz  und  Graz, 
dann  aber  auch  an  anderen  gewerb samen  Orten,  wie  z.  B.  zu 
Pilsen  und  Budweis  Banken  errichtet  werden,  welche  gegen  eine  ihnen 
von  der  Hofkammer  zur  Ziusenzablung  einzuräumende  Dotation  die 
Schuldbriefe  des  Staates  mit  von  ihnen  neu  hinanszugcbcnden  Obligationen 
einzulösen  und  diese  fortan  aus  besagter  Dotation  zu  verzinsen  hätten. 
Um  die  Einbringlichkeit  der  Gefälle  zu  fordern,  müsse  dem  überhand- 
nehmenden Luxus  entgegengetreten  werden.  In  Ungarn  herrsche  auf 
allen  Gebieten  der  Verwaltung,  also  auch  im  Finanzwesen,  die  größte 
Verwirrung.  Mit  Siebenbürgen  verhalte  es  sich  nahezu  ebenso. 
Den  ^heraußigen  Ländern"  wäre  ein  rascherer  Umsatz  der  daselbst 
reichlich  erzeugten  Güter  zu  wünschen.  Das  der  gräflichen  Familie  Paarj» 
lehenweise  zustehende  Postregal  widerstreite  dem  allgemeinen  Interesse.' 
AUe  vorangeführten  Gebrechen  müßten  behoben  wn].»!  .I.niif  .in.,  »/rund- 
liche Bessenmg  der  Finanzlage  eintreten  kann. 

Der  Kaiser  hieß  die  meisten  Vorschlage  Starhembergs  gut  und 
dieser  gieng  mit  großer  Umsicht  an  die  Ausführung  der  genehmigten 
Punkte  seines  Programms. 

Noch  im  Jahre  1712  trat  eineConferenz  zusammen,  welche 
die  Zerlegung  i  i  Hofkammer  in  Departements  berieth. 
Rasch  einigte  sich    dieselbe  darüber,    daß    die    gesammten   Geschäfte 


29 

dieser  Hofstellt  in  siebe u  llauptgrui^i.^ ..  /u  theilen  wären 
u.  z.  1.  Oeconomicum  militare,  2.  Hof-  und  Länden^irthschaft 
mit  Einschluß  der  sohlesiscben  FilrstenthQmer  und  Pfandschaften, 
3.  Fiscalwesen,  4.  Münz-  und  Bergwesen,  5.  Erzeugung  und  Ver- 
84hleiÜ  des  Salzes,  C.  Mauth-  und  Postwesen,  7.  General-Conto  als 
Kichtschnur  fflr  das  gesannnte  Gebahren  (.über  Einnahms-  und  Aus- 
gabs-Consultanda*).  Bisher  hatte  es  eben  vom  jeweiligen  Belieben 
des  Präsidenten  der  Hofkammer  abgehangen,  welche  Räthe  einen  Gegen- 
stand zugewiesen  erhielten  oder  der  darüber  gepflogenen  Berathung  bei- 
gezogen wurden. 

Die  Conferenz,  bei  welcher  Graf  Rochus  Stella  und  David  von 
Palm  eine  hervorragende  Rolle  spielten,  empfahl  auch  dem  Monarchen, 
die  Länderkammern  in  strenger  Subordination  zu  halten  und  die 
Vorstände  der  E\i>editionen  fflr  Tugani,  Inner-  und  Ober-Oesterreich 
zwar  keinem  Fath- Departement  zuzutheilen,  aber  doch  sie  nach  Bedarf 
auch  bei  einem  solchen  zu  verwenden.  Ein  besonderes  (achtes)  Departe- 
ment sollte  außerordentliche  Vorkommnisse  behandeln,  wozu  die  Banco- 
Sachen  gerechnet  wurden;  aber  ursprünglich  war  dessen  Systemisierung 
nirht  beantragt.^) 

Eine  kais.  Entschließung  vom  7.  Idiun  1711  »huf  acht 
Haupt- Co mmissionen,  welche  im  Wesentlichen  obigem  A ntrage 
entsprachen.  Es  ward  nur  statt  eines  Departements  für  außerordentliche 
Vorkommnisse  eine  ständige  Commission  fflr  Banco-Sachen  und  Finanz- 
Projerte  aller  Art  errichtet  und  das  General -Conto  hatte  eine  ,Haupt- 
buch-Commission*  zu  fflhren,  mit  welcher  die  Hofkammer-Buchhalterei 
verbunden  war.  Die  Hauptmilitär-Commission  umfaßte  unter) 
dem  Vorsitze  des  H«»fkanuner-Präsidenten  anfangs  5  Kammerräthe 
und  2  Kait-  (Hechnungs-j  Käthe. '^j  In  der  Folge  erhöhte  sich  die  Zahl 
der  Haupt-Commissi(»nen  auf  zehn  und  traten  Aeuderungen  in  deren 
Aufgabe  eiu.^  Zu  Beginn  des  Jahres  1731  gab  es  nur  mehr  fünf 
wahre  F a  c  h  -  D  e  p  a  r  t e  m  e  n  t  s ,  deren  Wirksamkeit  auf  den  Gesammt- 
staat  sich  erstreckte,  nämlich  je  eine  Haupt-Commission  fflr  das 
Militär,  fflr  den  Hof  halt  (nebst  den  Finanzen  des  deutschen  Reiches), 
für  das  Rechnungswesen,  für  das  Salzwesen  und  fflr  die 
s.  g.  Arhen  d.  h.  Gebühren  verschiedener  Art.  Eine  sechste  Haupt- 
Tommission   verwaltete  die  unter  dem  Namen  der    .Neoacquistica*    be- 
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kannten  Staat^flter  iu  Sndunjriirn,  euiu  subtuto  du  Auf,^'U'K'^'»il»i'iltui  dw 
8.  i*,  BcrgsUdte  (also  eiucu  Tlioil  den  Montaiiwos(Mis)  unil  drei  weitere 
Haiipt-Commisaionen  waren  Länder-Heferate,  welelu»  in  Unterabtheilun- 
gen verfielen. 

Die  Haupt-(V»n)nüssion  fflr  Ungarn  und  die  angrenzenden 
Länder  begriff  4  Abtheihiugen  in  sieh  deren  Krste  mit  den  Rechten 
und  Hegalien  des  Königs,  die  zweite  mit  Handelssachen,  die  dritte  mit 
dem  Mauthwesen,  die  vierte  mit  der  sogenannten  Occonomie  (den 
Staatsgfltem)  sich  zu  befassen  hatte.  Die  Haupt-Commission  fOr  die 
böhmischen  Länder  schied  sich  in  2  Abtheilungen.  Die  Eine  ver- 
waltete die  Staats- Finanzen  in  Mahren  und  Schlesien;  die  andere  hatte 
mit  denselben  in  Bi^hmen  und  in  der  Grafschaft  Glatz  zu  schaffen.  Die 
Haupt-Commission  fflr  die  österreichischen  Länder  war  theils 
nach  Ländern  theils  nach  Materien  gegliedert.  Die  erste  Abtheilung 
besorgte  die  Finanzen  in  luner-Oesterreich,  die  zweite  diejenigen  von 
Ober-  und  Vorder-Oesterreich,  die  dritte  das  Mauthwesen  und  die  Fis- 
calitäten  fflr  alle,  die  vierte  das  Salzwesen  und  die  «Oeconomie*  gleich- 
falls fflr  alle. 

Das  war  der  Stand  der  Din^a'  im  .lahrc   17;il.'j 

Die  Hot'kammer-Buchhalterei  war  acht  Jahre  früher  aus  dem  Gremium 
ausgeschieden  und  diesem  als  besonderes  Amt  zugeordnet  worden.^) 
Fflnf  Jahre  später  (1736)  waren  sämmtliche  Haupt-Commissionen  auf- 
gelöst und  durch  einzelne  Cameral-Referenten  ersetzt,  deren 
Wirkungskreise  sich  übrigens  von  denen  der  Cummissionen  wenig  unter- 
schieden. Es  fehlte  jetzt  nur  an  einem  die  alt  österreichischen 
Länder  zusammenfassenden  Departements -Verbände;  das  Salz- 
wesen war  naturgemäß  mit  den  Bergwerks-Agenden  verbunden;  das 
Fach-Departement  für  Gebühren  hatte  sich  zu  einem  Referate  über  das 
^Camerale  Universale**  so  wie  über  „ General- Appaltirungs-  und  Tax- 
sachen*  erweitert.  Für  die  ungarischen  und  für  die  böhmischen  Länder 
bestand  nun  je  ein  General-Referent.  Für  Nieder-Oesterreich  ist  nun  e  i  n 
specieller  Referent  namhaft  gemacht,  dem  übrigens  auch  die  Aufsicht 
Ober  das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  oblag.  ^) 

Gleichzeitig  mit  der  Zerlegung  der  Hofkammer  in  Haupt-Commissionen 
entstand  auch  das  vom  Grafen  G.  Starhemberg  so  lebhaft  befürwortete 
.Centrum  Unitatis**,  aber  freilich  in  einer  Gestalt,   die   nicht  nach 
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des  Genannten  Sinn  war,  sondern  vielmehr  ihn  bewog,  aus  dem  Amte 
eines  Hofkammer-Präsidenten  zu  scheiden.*®) 

Das  war  die  sogenannte  »Üniversal-Bankalität'',  eine  Einrichtung, 
welche  es  ermöglichte,  nicht  nur  die  Kassengebahruug  genau  zu  über- 
wacheu,  sondern  auch  über  die  in  den  einzelnen  Ländern  fälligen  Staats- 
Einkünfte  nach  einem  einheitlichen  Plane  vom  Mittelpunkte  der  Finanz- 
Verwaltung  aus  zu  verfügen.  Zwar  war  es  dabei  auch  auf  Credit- 
geschäfte  abgesehen,  die  den  schlechten  Staatsfinauzen  zu  Gute  kommen 
sollten;  aber  die  }]«•*",■•  der  Ordnung  im  Budget  und  im  Kassa- 
weseu,  dann  eine  um  •   ControUe  der  gesammteu  Finauzverwaltuug 

waren  die  erreichbaren  Zwecke  der  neuen  Einrichtung,  welche  als 
eine  Art  Staatsbank  mit  Filialen  in  den  einzelnen  Provin- 
zen sich  darstellt.   Und  diese  Zwecke  wurden  in  der  That  erreicht.**) 

Die  der  „Universal-Bankalität"  eingeräumte  Unabhängigkeit  von 
der  Wiener  Hf»fkammer,  deren  Vormund  sie  gewissermassen  wurde, 
ilire  Ausstattung  mit  Einkünften,  welche  für  unantastbar  gelten  konnten, 
ihr  weiterer  Umfang  und  ihr  liaukmäßiges  Gebahren  schufen  neue  Zu- 
stände, welchen  die  Gegner  der  Gesammtstaatsidee  mit  staats- 
rechtlichen Argumenten  wenig  anhaben  konnten. 

Denn  die  neue  Einrichtung  eignete  sich  ihrer  Natur  nach  zu  einer 
nach  allen  Seiten  hin  in  dieser  Ikziehung  unverfänglichen  Ausbildung, 
was  ohne  Zweifel  einer  ihrer  gröUten  Vorzüge  war  und  worüber  die 
Centralregierung  manche  Mängel  derselben  ganz   aus  dem  Auge  verlor. 

Sie  zielte  insbesondere  von  Vorne  herein  darauf  ab,  dali  die  Ein- 
künfte aus  Ungarn  vermehrt  und  der  Centralregierung  in  ausgedehnte- 
rem Maße  dienstbar  gemacht  werden,  als  dies  bisher  der  Fall  gewesen. 
Dieser  Absir*  *  *  prang  die  Aufnahme  eines  Grafen  Szunyogh,  der 
Ungarn  repi.;  ii  sollte,  unter  die  Mitglieder  des  am  25.  April  1715 

eingesetzten  «Bankal-Govemo".  Die  Länder  der  böhmischen  Krone 
waren  darin  durch  den  Grafen  Ferdinand  Kolowrat,  die  altöster- 
reichi sehen  Länder  durch  einen  Grafen  Seeau  vertreten,  während  es 
auch  Fachreferenten  darin  gab  und  die  s.  g.  Expeditionen  in 
gleicher  Weise  bestellt  waren,  für  Ungarn  z.  B.  der  Hofkammer- 
rath  Krapf,  für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  die  Käthe  Mikosch  und 
Offner  die  Ausfertigungen  besorgten.**)  Dem  gemäß  waren  vorher  schon 
die  unt' ■••''♦•  n  ( 'ameralbeamten   durch  »lio  Wi«Mi»T  [{«»tTciniiiuT  und 
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iiiv  (lorti^'cn  Milit&rbehQrdcn  durch  den  Hoflorieg^sraUi 
Eiurii'htung  verstündi^^et  worden  und  hat!«  sie  ausgesprochener  Massen 
schon  mit  ihrem  Beginne  auf  die  dortigen  Canicral-Ctefalle,  Salz-  und 
Berg-A emier  Anwendunjj  zu  finden.*")  Nur  erachtete  die  Hofdeputation, 
welche  ihre  Einfflhnin^'  vorl>ereitete,  sie  in  Ungarn  fflr  minder  ein- 
fOhrbar,  als  in  den  übrigen  Provinzen,  welche  Anschauung  jedoch  nicht 
hinderte,  daß  im  Jahre  1718  zu  PreUburg  eine  hankaUKeprasentation 
errichtet  wurde,  an  welche  die  der  dortigen  Kammer  untergeordnet4?u 
Aemter  in  Angelegenheiten  der  (ieldgebahrung  gewiesen  wurden.**) 

Sogenannte  Bank al- Kollegien  waren  zu  Linz  fdr  das  Land  ob 
der  £nns,  zu  Gratz  für  ganz  Innerösterreich,  zu  Innsbruck  fOi 
Ober-Oesterreich,  zu  Brflnn  für  Mähren  bereits  im  Jahre  1715  bestellt 
worden;  Schlesien  ward  im  Jahre  1719  mit  einem  Bankal-Ober-Amt«' 
zu  Breslau,  Böhmen  zu  Anfang  des  Jahres  1720  mit  einem  solchen 
Amte  zu  Prag  bedacht.  Dagegen  sind  die  Bankal-KoUcgien  zu  iiratz 
und  Linz  im  Jahre  1717  eingegangen  und  verblieben  dort  blos  einzelne, 
mit  den  Geschäften  der  Universal-Baukalitüt  betraute  Beamte.**) 

Wie  nöthig  es  war,  die  ungarische  Kammer  zu  ausgiebigeren 
Leistungen  und  zur  Rechenschaftslegung  zu  verhalten,  lehrt  ein  Bericht, 
den  dieselbe  bald  nach  dem  Kegierungsantritte  Karls  VI.  diesem  erstattet 
hat.**)  Darin  ist  der  Militäraufwand,  welchen  sie  bestritt,  mit  Beträgen 
ersichtlich  gemacht,  deren  Geringfügigkeit  nur  in  dem  Umstände,  daß  ilii 
ein  Theil  der  ungarischen  Cameraleinküufte  vorenthalten  blieb,  ein»- 
halbwegs  pbusible  Erklärung  findet.  Sie  legte  außerdem  kaum  40.000  Gulden 
für  specifisch  ungarische  Aemter  und  Anstalten  aus,  versicherte  aber. 
vor  dem  letzten  Türkenkriege  jährlich  eine  „Hofquote'*  von  60.000  Gulden 
an  den  Herrscher  abgeführt  zu  ha])en.  Sie  beschwerte  sich  über  A  n- 
raaßungen  der  Wiener  Hofkammer,  welche  in  Ungarn  confiscirt< 
und  dort  dem  Könige  heimgefallene  Güter  verkaufe  ohne  sie  auch  nur 
darob  zu  l)efragen,  welche  Alles  aufgeboten  habe  um  die  Münzstätte  in 
Preßburg  zu  unterdrücken,  welche  ihr  Zahlungsaufträge  ertheile  ohii« 
den  Stand  der  verfügbaren  Geldmittel  /n  kennen,  welche  (Jesuche,  di< 
sie  (die  ungar.  Kammer)  angehen,  entgegennehme  und  nach  eigenem 
Gutdünken  erledige  u.  s.  w. 

Unmittelbarer  Verkehr  mit  dem  Könige  war  das  Haupt- 
begehren, welches  der  Kammer-Präfekt  vortrug;  die  Erfüllung  desselben 
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so  gelobte  er,  wurde  iiicbt  aussclilieUeu,  daü  er  mit  der  NN  leiier 
Hof  kämm  er  im  Bedarfsfälle  das  Einvernehmen  pflegt 
und  ihr  die  Antrüge  mittheilt,  mit  welchen  er  sieh  an  den  König 
wendi' 

Statt  diese  Klagen  und  NN  iuisihe  zu  stillin,  beantwortete  sie 
Karl  VI.  mit  dem  ungarischen  Gesetz-Artikel  18  von  1715,  welcher 
zwar  die  üeberschritt  trägt:  ,Ut  Camera  Ungarica  cum  Aulica  corres- 
•ndeat  et  non  dependeat^  und  auch  meritorische  Zusicherungen  in 
dieser  Hinsicht  enthält,  im  Wesentlichen  aber  es  beim  Herkommen 
beließ.  »7j 

Was  jedoch  die  Militär- Contribution  anbelangt,  so  ist  im 
iing.  O.-A.  8  vom  vorgenannten  Jahre  zuerst  die  Verpflichtung 
r  ngarns,  eine  solche  zu  tragen,  mit  klaren  Worten  ausgesprochen 
und  anerkannt,  daÜ  zur  Hesiiifltzung  des  Landes  ein  sowohl  aus  In- 
•\]s  aus  Ausländern  zusammengesetztes,  stehendes  Heer  nicht  zu 
litbehren  sei.**)  Nur  ist  die  Bewilligung  und  Bemessung  jener  Contri- 
l>ution  da  als  Sache  des  ungarischen  Landtags  hezeichnet**), 
was  zur  Folge  hatte,  daU  weiterhin  die  einzelnen  Komitate  mit 
deren  Aun)ringung  blos  auf  ({rund  der  bezüglichen  LandtagsbeschlOssc 
sich  befaliten. 

In  Böhmen  hieng  die  Militär-Contribution  schon  längsther  vom 
Krmessen  der  Stände  ab,  welche  in  Voraussicht  der  oben  geschilderten 
Finair/.-Heform  im  Jahre  1714  es  durchsetzten,  daß  das  Ober-Steuer-Amt 
filr  Böhmeu  einem  ständigen  Ausschusse  unterstellt  wurde,  den  sie  aus 
ilirer  Mitte  wählten.***)  Dadurch  war  die  Verfügung  der  Universal- 
Bankalität  über  die  bei  diesem  Amte  einlaufenden  (Jelder  einigermasscn 
rschwert,  andererseits  aber  auch  das  pünktliche  Kingehen  letzterer 
'«•sonder.s  verbürgt  insoferne  eben  jener  Ausschuß  darüber  wachte. 

1  )em  A  ntrage  Starhembergs  auf  Hebung  der  S  t  e  u  e  r  k  r  a  f t 
hirch  Beschränkung  des  Luxus  entsprang  nicht  nur  das  am  13.  März  1712 
iii  die  österr.  Hofcavaliere  ergangene  Verbot,  zu  prunken**),  sondern 
iiuh  das  im  Juni  1712  angekündigte  Vorhaben  der  österr.  Hofkanzlei, 
•  lue  für  alle  Erblande  giltige  Polizei-Ordnung  zu  ent- 
werfen**): der  erste  groß  geda<'hte.  aber  unausführbare  Plan  dieser  Art 
III  Oesterreich. 

Das  von  Starhembcr^r  lutoiiti'  Hrdürtnili.  den  Uuudci  im  Innern 
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des  (i  e  8  a  in  in  t  s  l  .1  a  t  s  /.  u  t  i  U  i  *  li  1 1  i  n  n  n  d  /.  u  b  v  \  e  b  c  n ,  bcwu^ 
alloni  Anä(*beino  uaib  den  Kpbr.  Molch.  Si^hrott  von  Schroit^ufcls,  dein 
kgl.  Oberanite  fflr  Schlesien  am  28.  April  1712  den  Entwurf  eines 
allgemeinen  Wechselrecht»,  das  in  allen  k.  k.  KrlOiinden  i\v\- 
tunjj  erlangen  sollte,  zu  flberreichen**);  es  ffllirte  aber  auch  Kegierunj; 
Maßregeln  herbei,  welche  «len  Verkehr  wirklich  förderten. 

Karl  VI.    Verlautbarte  s4>hon   unterm    \\K  .länner   1715,  daß   eii 
Wechsel-Ordnung  fflr  Inno  rösterreich  in  der  Vorbereitung  begritt« 
sei.**)  Ein  Jahr  später  trat  die  Hreslauer  Wechsel-Ordnung  in  Krali 
welche  in  ganz  Schlesien  Anwendung  fand.-^j     Das  Erscheinen  d« 
Gesetzes   fflr   Innerösterreich   verzögerte   sich   nun   allerdings   bis    zum 
Jahre  1722;   aber  fertig  gestellt   und   sogar  sauktionirt  war  es  bereii 
im  Juni  1717'**')  und  die  krainer  Landschaft    hatte  im  März  des   näm- 
lichen  Jahres    schon   N'orschlage    zur    Besetzung    des    in    Laibach    zu 
errichtenden  Haudels-Oerichtes  erstattet.*^)   Da  im  September  1717  die 
der   Breslauer  nachgebildete   Wechsel-Ordnung  für   das   Land    unter 
der  Euns  erschien,***)  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  wir  es  hi» 
mit  einer  corabinirten  Thätigkeit   zu   thun  haben,  welche  ein- 
heitlichen Anregungen  entsprang. 

Das  erwähnte  Hofdekret  vom  Jahre  1715  stellte  auch  die  Ein- 
setzung eines  Coramerzienrathes  für  Inner-Oesterreicli 
in  Aussicht.  Derselbe  begann  im  Jahre  1710  seine  Wirksamkeit-^)  und 
beschäftigte  sich  vornehmlich  mit  den  Anstalten  zur  Beförderung  d«»s 
Seehandels,  durch  welche  au  der  österreichischen  Küste  des  adriatischcn 
Meeres  ein  reges  Verkehrsleben  geweckt  und  dem  Innern  des  (iesamml- 
staats  eine  Menge  neuer  Erwerbsquellen  erschlossen  werden  sollte.  Iv 
befaßte  sich  nicht  minder  mit   der   Vorbereitung   der  Handels-Oerichtt . 

Von    ihm   gieng   s(?lbst   der  Austol]   zur    Errichtung   des    Haupt^ 
Commerzien-CoUegiums  in  Wien  aus,   das   im  Jahre  1718  un- 
mittelbar nach   Abschluß  des  Handels- Vertrages    mit    der  Pforte   si«  I 
constituirte. '*^)     In  diesem  waren  alle  Hof  st  eilen  mit  Einschluß  d. 
ungarischen  Kauzlei   und   der   Sekretariate   für   Neapel    und  die  Nitnlci 
lande  vertreten.    Den  Vorsitz  führte  der  Obersthof kanzler  Graf  Sinzen- 
dorf.     Die  Anträge  dieses  Collegiums  bezogen   sich   zwar  ziimeist  ai/ 
kleinliche    Dinge    und    bewegten    sich    im    Uebrigen    hauptsächlich    im 
Geleise    der    vom   ComuMT/iiiirnili«'    füv    lniu'rüsfi'ni'i.  li     vitilwr    ^rlidu 
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gefaßten  Besoblusse;   aber   sie    verratheu    mitunter  doch  auch  eiuea  die 
T?jt»res8eii  des  Gesammtstaats  umfassenden  Ausblick. 

Schon   in   seiner   ersten  Sitzung   kam    die   Einsetzung  von   ünter- 

oUegien    in    allen  Provinzen   zur    Sprache.     Am     ;     September    1718 

inpfahl    der   Vorsitzende    die    Aufstellung    leitender   Grundsätze     ,zur 

li'egulierung  des  Universalcommercii*  und   warf  er  die  Frage 

iif,  ob  nicht  die,  die  einzelnen  Provinzen  von  einander  trennenden  Z  w  i  s  c  h  e  n- 

•  >  1 1  -  L  i  n  i  e  n   aufzuheben    wären  V  ^  * )     Eine   mit   der   Vorberathung 

dieser  Frage    betraute,    engere  Commission    trug    in    der  Sitzung  vom 

11.  September  1718  ihren  Bericht  vor,  an  dessen  Spitze  der  Satz  steht : 

,l)as  Mauthvectigal  ist    in    allen    kaiserlichen  Erbländern    auf    eine 

gewisse,  zu  Beförderung  des  Handels  und  Wandels  diensame  Taxe  zu 

setzen." 8*)  Das  war  gleichbedeutend  mit  der  Aufhebung  oder  mindestens 

mit  der  Reduction  der  Privatmäuthe. 

Im  Zusammenhange  damit  wurde  die  Noth wendigkeit,  d  i  f  Handel  >- 
traßen  zu  verbessern,  erörtert  und  namentlich  auf  die  diesbezüglichen 
Versäumnisse  in  Innerösterreich  hingewiesen. ä')  Am  16.  Mai  1719 
wurde  die  Beschatfenheit  der  Flagge,  deren  alle  österreichischen 
liandelsschifle  sich  zu  bedienen  hatten,  definitiv  und  zwar  dahin  bestimmt, 
•laß  darin  das  österreichische  Hauswappen  viui  einem  schwar/irclbcn 
treifen  durchzogen  dargestellt  werde.'*) 

Das  Protokoll  der  Sitzung   vom  31.  Juli  1719   erledigte  Karl  VI. 

iiit  einer  längeren  Resolution,  in  welrher  er  sich  st»hr  entschieden  gegen 

lle  ,Privilegia  privata**  ausspricht   und    womit   er  anordnet,   daß    ^dic 

\fauth-)  Tarift'en  in  allen  Landen  generaliter  eingerichtet  werden.*'*) 

Dem  Straßenwesen  hatte  allerdings  schon  der  Commerzienrath 

Im    Innerösterreich  sein  Augenmerk   zugewendet    und    fflr   die  Gesichts- 

iMinkte,  die  er  dabei  festhielt,  ist  bezeichnend,  daß  bereits  im  Jahre  1717 

in  Streben  dahin  gieng,  die  Straßen  in  solcher  Breite  und  mit  solchem 

efäll  herzustellen,   daß  schlesische  Wägen  bis  in  die  Seehäfen 

des  adriatischen  Meeres  gelangen  können.'*) 

Auf  Gleichstellung  d  er^  JiiLXJ  f  s  ä  t  XiL_iji  hiii.u.'>t«  innh  und 
II  Tirol  hatte  die  Grazer  Hofkamraer  schon  im  Jahre  1715  gedrungen 
ind  gleichzeitig  wurden  von  dieser  Erhebungen  gepflogen,  welche  die 
Behauptung  des  Grafen  Starhemberg,  daß  der  Luxus  die  Steuer- 
kratt    lab  III.     zum   Gegenstand    hatten.'^     Der  Grazer  Handelsstand 
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bvsUtigto  iliisc  ltc'hau))ttiug.  Aus  dem  (lutac-htoii  weKIics  t>r  ahgab,  er- 
lu»llt  aucli,  «laU  der  Kifer,  mit  welchem  die  ('entral-]{e^nerun>(  in  der 
ViA^e  die  Einführung  der  8.  g.  Land  tafeln  allenthalben  hetrieh,  nieht 
nur  der  Sorge  um  den  Wohlstand  des  Adels  sondern  auch  der  IJe- 
fflrchtung  entsprang,  es  kt^nnten  beim  Fehlen  solcher  Creditbehelfe  Kaul- 
leute  und  Handwerker  zu  grolJem  S<ha(len  kommen.^'*) 

Derartige  Krhebungen  vertraten  die  Stelle  derjenigen,  welche  (irat 
Starhemberg  im  Jahre  1714  mit  Berathungen  Aber  die  finanzielle  Lage 
des  Oesammtstaats  in  Verbindung  gebracht  wissen  wollte.»»)  Zu  diesen 
HerathJingen  wurden  in  der  That  Delegirte  aller  Landtage  nach 
Wien  berufen,  mit  welchen  die  dortige  Hofkammer  Rezesse  Aber 
nachhaltige  Steuerleistungen  abzuschließen  vorhatte,  denen  aber  auch  V(  i 
schiedene  Fragen  Ober  volkswirthschaftliche  Mißstünde  und  Mittel  zur 
Abhilfe  vorgelegt  werden  sollten.^")  Wäre  es  nach  dem  Sinne  Starbem- 
bergs  gegangen,  so  hätte  eine  vom  Kaiser  zn  ernennende  „Hauptein- 
richtungs-Deputation"  mit  diesen  Delegirten  Ober  alle  Zweige  der 
Staatsverwaltung  sich  zu  besprechen  gehabt,  um  so  die  von  ihr  für 
nöthig  erachteten  Reformen  vor  nachträglichen  Einwendungen  der  Stände 
zu  schützen  und  ihnen  solcher  (iestalt  eine  rasche  DurchfOhrung  zu 
sichern. 

Insbesondere   aber  lag   dem    Hofkammer-Präsidenten   Starhemberg 
daran,   daß   mit  Hilfe  der  Deputirteu    „ein    äqualer    beständig« 
Steuer- Fuß   und   ein   Reglement    in    Regalibus"    zu    Stande 
komme.  Hiezu  sollten,   wie   er  in   seinem,  von  Stella  und  Palm  gegen- 
gezeichneten  Vortrage    an    den  Kaiser    vom   28.   Februar   1714  näher 
auslöhrt,**)  selbst  „Vertreter  des  gemeinen  Mannes  evociei 
werden".     Denn  es   sei  ein   vom  Erzhause  Oesterreich   stets  befolgter 
Onmdsatz:    „sub    specie    libertatis    regere    Populum**    und  demzufolL"" 
konnten   „getreue,  auf  beständigen  Wohlstand  zielende  Räthe  und  Dienn 
nur  , ebenennassen*  diesen  Onmdsatz  sich  vor  Augen  halten. 

Zu  einer  so  ausgedehnten  Zusammenkunft  kam  es  jedoch  nid i 
Auf  Grund    der  Ergebnisse    einer  „Conferential-Deliberation*'    hvv 
sich  der  Kaiser  im  Juli  1714  den  „gesammten  Ständen  in  den  Läiiu  ... 
bekannt   geben   zu   lassen,   daß,   da   mit    allen   Erbkdnigreiche  ii 
und  Ländern  Steuer-Rezesse  abgeschlossen  werden  mOßten,  dieß  al  • 
«unläugbar   in  einer  mündlichen  Unterredung  weith   füglicher  als  dun  h 
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einen  weitläufigen  »Schriftenwechsel"  geschehen  kann,  —  er  wünsche, 
jedes  Land  möge  einige  mit  der  Landesverfassung  veiiraute,  angesehene, 
gutgesinnte  und  gelehrige  Deputirte  an  den  kaiserlichen  Hof  entfertigen. 
Es  gelte  das  für  die  nächsten  10  Jahre  mit  je  t),500.000  Gulden  be- 
üiessene  M ilitär-Erfordcrniß  auf  die  einzelnen  Länder  zu  ver- 
li eilen,  beziehungsweise  durch  jene  Vereinbarungen  zu  decken.  Bis 
um  November  als  dem  Beginne  des  nächsten  Militär-Jahres  sei  nicht 
nur  diese  Vorsorge  zu  treffen,  sondern  auch  noch  viel  Anderes  zu 
Miun:   also  dürfe  kein  Land  zögern,  dem  Willen   des  Kaisers  Folge  zu 

Letzteren  Beisatz  machte  die  Oesterreichische  Hofkanzlei,  indem  sie 
vorstehende  A.  h.  EntsihlieÜung  zur  KenntnilJ  der  „unter  ihrer  Ei- 
■  ndon  Länder**  brachte,  damit  diese  desto  schleuniger  darauf 
..^..., ...  ..eichwohl  dauerte  es  lange,  bis  nur  die  Mehrzahl  der  Länder, 
iii  welche  des  Kaisers  Botschaft  ergieng  (die  der  böhmischen  Krone 
waren  speciell  aufgefordert  worden,  Vertreter  nach  Wien  zn  senden), 
ii.    Ih  /mrlichen  Wahlen  vornahm.*') 

hau  auch  der  im  September  1711  /-.u  i-Mi-iiunj^  .^einer  legislativen 

i  liätigkeit  neuerdings   einberufene    ungarische  Landtag    eingeladen 

wurde,  die  in  Wien  tagende  Haupteinrichtungs-Deputation  zu  beschicken 

I.  h.  mit  derselben  durch  Abgeordnete  in   direkte  Berührung  zu  treten 

t  im  hohen  Grade  wahrscheinlich;    aber    es    liegt    kein  Beweis  dafür 

or.    Ebenso    verhält    es    sich    mit   den  Ständen    von    KroatitMi    und 

iebenbürgen. 

Gewiß  ist,  daß  keines  dieser  Länder  damals  mit  der  Central- 

nmg  Rezesse  vereinbarte.     Auch  die  tiroler  Stände  thaten   es 

....  i.i.    vielleicht    weil    es    ihnen    gar    nicht    zugemuthet   worden   war. 

Andere  Landtage  zeigten   sich   willßhrig,   gaben   sich  jedoch  einer 

I'äuschung   hin,   welche   zu  erkennen  giebt,   wie  groß  damals  in  ein- 

('Inen  Ländern  die  Sehnsucht   nach  einem   Congresse   aller  Be- 

idtheile  des  Gesammtstaates   war.     Die  krainor  Stände 

II  der  Meinung,  der  Kaiser  wolle  eine  derartige  Zusammenkunft 

\eranstalten  und  wiesen  daher  die   von   ihnen  gewählten  Delegirteu  an, 

init    den    gesambten    kaiserlichen    Erbkönigreichen    und 

Landen  zur  Erzeugung  jährlicher  6,500.000  Gulden  einen  zehigährigen 
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Sie  setzton  als«»  \..i.iii>,  es  werde  den  Delegationen  GelepfonluMt 
geboten  sein,  unter  sich  einen  Meinu  ngsau  »tauHch  zu  ptle^nn 
und  boHihlußweise  Ober  den  Beitrag  zum  Militär-ErfordemiÜ,  welchen 
jedes  Land  zu  leisten  hatte,  sich  zu  einigen.  In  Wirklichkeit  ver- 
liandelte  aber  in  Wien  die  Delegation  jedes  Landes  fflr  sich  mit 
den  dazu  bestimmten  Organen  der  Regierung  und  e«  hat 
nicht  t^n  Anai'hein,  daH  die  gleichzeitig  dort  anwesenden  Stände-Ver- 
treter XU  officiellei^  Versammlungen  sich  vereinigten.**)  Die  nothwendige 
Folge  hievon  war.  daR  bei  diesem  Anlasse  vom  alten  Ve  rtheilu  ngs- 
maUstabe,  mit  wdchiiia  allerdings  fast  keines  der  betheiligten  Ländi  i 
mehr  sich  zufrieden  gab,  noch  häufiger  abgewichen  wurde,  als  es. 
um  der  Unzufriedenheit  abzuhelfen,  seitens  der  Regierung  im 
Laufe  der  Zeit  geschehen  war.**) 

Dadurch  gieng  das  Resultat  «Icr  iMililiin«,',  weh  In*  «lit-  i.dinlrr  im 
XVL  Jahrhunderte  unter  sich  gewonnen  hatten,  vollends  verloren. 
Mehrere  aus  ihnen  hätten  aber  gerade  dies  lieber  vermieden  gesehen 
und  erblickten  nun  in  einer  abermaligen,  gegenseitigen  Verständigung 
das  geeignetste  Mittel  zur  Abhilfe.*^) 

Wenige  Jahre  später,  Angesichts  der  Nothweudigkeit  für  die  Prag- 
matische Sanction  im  Innern  des  Staates  Bürgschaften  zu  gewinnen, 
ward  ein  Ländercongreß  von  einem  österreichischen  Staatsmanne, 
dessen  Namen  leider  unbekannt  geblieben,  so  warm  befürwortet,  dal?, 
damit  verglichen,  der  Starhemberg'sche  Vorschlag  vom  Jahre  171 1  nU 
einem  ziemlich  allgemein  empfundenen  Bedürfnisse  entsprungen  >i«  li 
darstellt. 

Die  anonyme  Denkschrift,   in   welcher  jener  Staatsmann   seine  Auin» 
schauungen    entwickelt    hat***),    erinnert  an  den  vorerwähnten  Vorschlat-^ 
auch   insofeme,   als  darin   die  Nothwendigkeit,    bei  Reorganisierung  de 
Staates  den   gemeinen   Mann   zu   Wort  kommen   zu   lassen 
gleichfalls  betont  wird. 

Vor    Allem    aber    befürwortet    der    Verfasser    eine    ,General-i 
Convocation  der  Herrn  Stände  von  Böhmen,  Mähren  und^ 
gesambten  Oesterreichischen  Erblanden"  sowohl  behufs  Re- 
gelung der  Thronfolge   als  auch  ,zu  Befestigung   der   wohlgedeihlichen 
Combination  aller  Erblande*  fflr  alle  Fälle  einer  (iefahr,  die  der  Thron- 
folge   des   Hauses   Oesterreich    drohen    würde.     V.v    rath,    die    «nach 
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Huii^.iii.    ....-., ; .  ..    ^ anzueifern,   damit      .      .sich 

selber  zur  Theilnahme  an  einer  solchen  ,Convooation*  melden  und  die 
Vermittlung  des  Hofes  tum  Zwecke  ihrer  Beiziehung   ansuchen.     Dann, 
meint  er,  werde   der   rechte  Moment    gekommen    sein,   ,die  Mittel    und  i 
Wege  ausfindig  zu  machen  und  festzustellen  wie  Haupt  und  Glieder^ 
bei  diesem  groüen  Corpore   als  einem  gemeinen  Universo/ 
in  einer  guten  Attemperation,  Harmonie  und  Kühe  bei  Hause  verbunden' 

tehen  und  leben,  nach  Außen  aber  pro  securitate  publica  sich  respective 
l»cs»hut/.cn    und    erwoithcrn    könnten.*     Dabei    kämen    nicht   blos    diQ>, 
.universii  Jura  Statuum**,    sundern    auch    die  Anliegen    des    bisher    so 

chlecht  behüteten,   gemeinen  Mannes  in  Betracht,   der,   weil  er  ,im 
Lande  keinen  Statum  hat",   bei   der  General-Convocation    „durch   einen 
oder  anderen  unparteiischen  Tribunum  plebis  oder  Procuratorem  Oeneralemj  / 
vertreten    werden    sollte.**^)     Zwar    könnten    dazu    die    Länder-Fiscale ' 
bestimmt   werden;    aber   das   bezügliche   Schutzrecht    gelange    auf    die 
beantragte  Weise  zu  besserer  Geltung   und  es   bilden  doch  diese  ,Val- 
vasores   minores*    den   weitaus   größten   und   stärksten   Theil    der    Be- 
"         _^  (lelingt   es   so    die   allgemeine  Eintracht  herzustellen,  | 
in   die    KriegsbedOrfnisse    mit    Einschluß   der  „IJniversa   schola   ' 
niilitaris",   die  Auslagen   für   die  Gesandtschaften,  die  Besoldungen   der 
Hof-  und  Länder-Instanzen,  die  Kosten  der  ganzen  Cameral-Wirthschaft 
>ich  leicht  bestreiten,  auch  zahllose   andere  Gegenstünde,    die   der  Er 
ledigung  harren,  sich    in  Kürze    zur  allgemeinen  Zufriedenheit   besorg 
lassen.  Man  hüte  sich,    namentlich  den   böhmischen  Ständen  gegen- 
über, die  ,  kostbare  Convwation*  als  blos  zu  finanziellen  Zwecken 
bestimmt  hinzustellen.  Vielmehr  trachte  man,  während  derselben  die 
Thron  folge- Frage    und    andere    öffentliche    Angelegenheiten,    ins- 
besondere die  zur  Förderung  des  Wohlstandes  unentbehrliche,  religiöse  . 
Poleranz,  die  Revision  der  ständischen  Vorrechte,  die  An-Il 
näherung   der   in   den   böhmischen  Erbländern   geltendenj| 
privatrechtlichen    Normen    an    das    geiaeine    und    Keichs-' 
Kecht  ins  Keine  zu  bringen  bevor  noch  der  Kaiser  sich  nach  Prag  zur\ 
Krönung  l>egibt  und  den    dabei  üblichen  Eid   ablegt.     Alle  Einsichtigen  * 
in   jenen    Ländern    seufzen    längst    nach    einem    „beständigen    Staai84\ 
l'inent* ;  allein  es  ist  Niemandem  gestattet,  auf  den  dortigen  Land-\ 
'  tliiii   Einschlägiges  «••/. .!..;. ..r,..,      v  ...|,,.   ,),.<   |{,.i,.i..ii..«V;jthes  sei 
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t'>.    lin-    rr  i"mriin  in  II    Alihtii^«'     /U    sU'llt'll,     llll«l    aUR   SCUlri     .Mitte    ist    /mn 

iniiulcsteu  Kin   ,Tiil)umis  plolus"    zu    wählen,    der  ni'bHt  der  Vertretung 
des  sonst  schutzlosen  Volkes  auch  die  Bearbeitung  aller  KongreK-Gegen- 
stände  auf  sich  zu  nehmen  hat.  So  sei  es  ja  auch  bei  der  Revision  der 
br^hniij^^hen  Landesvorfassiing  unter  Kaiser  Fenlinand  IL  gehalten  worden, 
woKher    damit    den    Ucirjis-Vico- Kanzler    iVtor    Heiur.    Freiherrn    von 
Stralendorf  und   die    Keichshofräthe   Otto    Melander   von  Schwarzenthai 
und  Justus  Gebhardt  betraute.^")    Man   erwäge   dermalen,   ob   es  nicht 
den    Ländern    Böhmen    und    Mähren    zuträglicher    wäre,    wenn  Volks-l 
tribunen     aus     allen    Kreisen    als    l'flnfter    Stand     in     ihre« 
Landtage  Aufnahme  landen.  Vorlagen  finanzicllerNatur  hätt«  aller-  j 
dings  die  kaiserliche  Hofkammer   einzubringen    und   da   werde   auf  Be-  ' 
sihwichtigung   der   Umtriebe,    zu   welchen   die  zur  Zeit  des  dreißig- 
jährigen Krieges  in  Böhmen  und  Mähren  vorgenommenen  Güter-Confis- 
catiouen  noih  immer   den  Vorwand   liefern,   Bedacht  zu  nehmen  sein.^M 
Der   mit  der  General-Convocation    verbundene  Aufwand   sei  zwar  groli ; 
allein  die  höhere  Geistlichkeit,  welche  ohnehin  Steuerbefreiungen  genieüe, 
werde  leicht  die  Geldmittel  aufbringen,    um  die  Abgeordneten  aus  ihm 
Glitte  zu  erhalten;  der  hohe  Adel    linde   unter   den  am  Hofe  und  son>i 
in  Wien  lebenden  Cavalieren  leicht  Stäudeglieder,  denen  er  seine  Wünsch« 
mittheilen   kann,    und   dem  Kitterstande    werde   es   so    wenig   als   dem 
Bürgerstande  schwer  fallen,  die  betreffenden  Deputirten  zu  entschädigen 
Die    wichtigste  Aufgabe   der  General-Convocation    werde    sein,    den 
,gcsambten    Erbländischeu    Staat**     durch     Einführung     einer 
.durchgehenden    gleichen     Staats-Verfassung     und   S 
cessions-Ordnung*    vor  dem  Umstürze  so  wie   vor  Lockerung  de 
Verbandes  zu  bewahren.     Man   nehme   diesfalls   zum  Vorbilde    was  vor 
Kurzem    „circa   statum  juris   publici**    in   den  Köuigr 
Irland   und   Schottland    sich   zutrug,    die    nun 
brittanien  ausmachen. *2)  Auf  Schwierigkeiten  müsse  man  freilich  gefal 
sein,  so  gewogen  auch  die  ungarischen,  böhmischen  und  österreichischen 
Stände  oder  wenigstens  die  Gescheidteren  unter  ihnen  und  unter  der  Be- 
völkerung überhaupt  (Saniores  de   populo)   einer   solchen    UmgestaltuiiL 
des  Staatswesens  in  Oestcrrcich   sich   bei  Privatgesprächen  zeigen.     Di- 
den  Publizisten  bereits  geläufige  Bezeichnung   der  kaiserlichen  Krblan«! 
mit   dem    Ausdrucke    , Original- Staat    von  Oest erreich"    werd« 
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'(/ 
wenn  man  sie  auch  auf  Ungarn  und  B<(hmen  ausdehnen   will,  dort  ' 

Anfechtungon  erfahren  wegen  der  damit  ausgedrückten  ,  Incorporatio  ad, 

Austriacum  Imperium*.  Durch  einen  „Medius  terminus''  ließe  sich  diese 

Schwierigkeit  vielleicht  umgehen. 

Als  künftige  Kegent Schafts- Behörde  wäre  vm  aus  den 
Ministern  aller  Krblande  gebildeter  ^Hof^Staatsrath*  mit  der  ^letztver- 
wittibten  Landesfrau-  an  der  Spitze*')  ins  Auge  zu  fassen,  welche 
letztere  auch  das  Kecht  haben  soll  mit  voller  Giltigkeit  für  Böhmen 
und  Alt-Oesterreich  die  Erbprinzessinen  zu  vermählen.  Eine  ,simul- 
t  an  i  sc  he,  neue  Kegieruugsbestellung*  mülite  an  die  Stelle  der 
bisher  getrennten  Akte  der  Belehnung  mit  Oesterreich, 
der  Wahl  in  Böhmen  und  der  Wahl  in  Ungarn  treten,  was 
„circa  modum,  locum  et  vinculum*  sich  am  füglichsten  bei  der 
General-Convocation  vereinbaren  ließe. 

Mittels    einer     ,Lex    Regia"    wäre    ,eine    Gleich för 
durch  alleLänder""  zu  bewirken,  aber  so,  daß  die  absolute Hegierungs 
gewalt    in    keinem    derselben    hart    empfunden    wird,    und    statt    der 
Privilegienbestätigung  für  jedes  einzelne  Land  sollte  die  V^  ersieh  er  ung 
aller    ,uniformiter-    erfolgen.     Der  Mannigfaltigkeit  der  Gesetz 
und   Gewohnheiten   mache   man  ein  Ende.     Man   komme   endlich   doch 
überein,  Wien  fortan  als  den  Sitz  der  Centralregierung   zu  betrachten 
wohin  auch  die  (ieneral-Congresse   einzuberufen   wären,  wie  dies  zuleti^ 
im  Jahre  lÜO<i  gesihehen  sei.**)     Dies   werde   die  Verschmelzung  aller. 
Erblande    zu  Einem  Staatskörper    zur    unvermeidlichen    Folge    haben. I| 
Und  würden  trotzdem  Hindernisse   auftauchen,    so   wäre   in   der  Person 
eines  kaiserlichen  General-Procurators   ein   Anwalt   der  Gesammt-|\ 
Staatsidee  zu  bestellen,  der  den  Hofstellen  von  Zeit  zu  Zeit  Sihriftlichf 
anzuzeigen  hätte,   was   er   im  allgemeinen  Interesse  gelegen  erachtet.**) 
Besonders  bei  Behandlung  ungarischer  und  siebenbürgischer  Staatssacheii 
mußt«    „die    Intervention    eines   solchen    Universalisten'    sich    als    sehr 
nützlich  bewähren. 

Diese  im  Jahre  1720  ertheilten  Kathschläge  .-...i  ....  .n  iM.allui- 
lung  der  rmstände,  unter  welchen  die  Pragmatische  Sauktion  zu  Stande 
kam,  und  der  Zwwke  auf  welche  sie  abzielte,   von  großer  Wichtigkeit. 

Die  darin  berührte  Geneigtheit  der  ungarischen  Stände,  zur  Ab- 
haltung einer    ,General-l'ouvocation'*    die  Hand   zu   bieten,    war   in   der 


12 

That  so  wonig  vorhanden  als  die  einiger  auüeruiigarischer  Landtage. 
Aber  eine  .Palat inal-Conferenz*,  die  gewissiMinassen  im  Namen 
der  ungarisehen  Stünde  (obnehon  ohne  fV^rmliehe  Vollmaeht)  im  Jahre  1712 
Aber  die  Aussiebten  auf  Annahme  der  i'ragmaiischen  Sanktion  durch  sie 
sich  ilulJerte**),  legte  es  dem  Herrscher  nahe,  die  Stände  seiner 
übrigen  Länder  zum  Zwerke  einer  engeren  Verbindung  unter  sich 
und  zur  Ertheilung  bestimmter  /jisagen  an  den  ungarischen  Laii<itaL'  zu 
versainnioln. 

Karl  VI.  hatte  jene  Conferenz,  welche  nur  aus  wenigen  Vertrauens- 
mamuTu  bestand,  über  Einrathen  mehrerer  tJelieimer  Käthe  angeordnet*'), 
damit  er  durch  sie  erfahre,  um  welchen  Preis  ihrer  Meinung  nach 
der  ungarische  Landtag  sich  würde  bereit  finden  lassen, 
seines  Rechtes  auf  Wahl  des  Königs  für  den  Fall  sich  zu 
begeben,  dal)  das  regierende  Haus  Habsburg  (Domus 
Austriaca)  im  Mannsstamme  ausstürbe. 

Dieselbe  erklärte  auf  Urund  genauer  Erkundigungen  über  die  Stimmung 
der  ungarischen  Stände  es  für  nöthig,  daß  der  Monarch  folgende  Vor- 
bedingungen erfülle: 

l.  (iütliche  \  (Moiiiij^u  11^^  der  11  cnsr  halt  saiispr  ur  he 
der  gesammten  weiblichen  Descendenz  des  Hauses  in  einer  einzigen 
Prinzessin,  80  zwar,  daß  der  mit  solcher  Machtvollkommenheit 
ausgerüstete  (weibliche)  Thronfolger  und  jeder  nach  ihm  alle  Erb- 
lande  einschließlich  des  Königreichs  Böhmen  mit  Schlesien  und 
Mähren  einheitlich  und  unthcilbar  (auch  mit  Ausschluß  jeder 
Abtretung)  innehaben,  besitzen  und  beherrschen  wird  gleichwie  es  bei 
Leopold  L  und  Joseph  I.  der  Fall  gewesen  und  beim  dermaligen 
Monarchen  (Karl  VL)  abermals  zutrifft.  Damit  aber  dieser  unlösbare 
Zusammenhang  ein  desto  gesicherterer  sei,  sollten  die  Erblande  (wozu 
da  die  Länder  der  ungarischen  Krone  oftVnbar  nicht  gerechnet  sind) 
in  Form  eines  unter  sich  zn  schließenden  Bündnisses  ver- 
tragsmäßig feststellen,  daß  sie  sämmtlich  nur  unter  Einem 
Herrscher  aus  der  Mitte  der  weiblichen  Descendenz  beisammen 
bleiben,  fürderhin  nur  von  Einem  regiert  und  verwaltet  sein 
wollen.  Gelegentlich  dieses  Hundesvertrags  müßte  auch  gleich  er- 
mittelt werden,  mit  welchen  Beiträgen  jene  Länder  in  Kriegs- 
und  Friedenszeiten   sowohl   am  Unterhalte   der    in  Tugaru   liegenden 


Militär-Ganusoneii  als  auch  an  der  Erhaltung  der  Militärgrop'.»  ui-i^r 
die  Türkei  sich  zu  betheiligen  bereit  wären.**) 

2.  Baldige  Vorlage  des  Bundesvertrags  und  der  eben 
erwähnten  Zusichcnmgen,  dann  der  Verzichte  der  Thronanwärter  (zu 
Gunsten  des  Kinen  Herrschers)  an  den  ungarischen  Landtag. 

'A.  Ausstellung  eines  uuwiderruHichen  Diploms  im  Namen  der 
zur  Thronfolge  berufenen  Prinzessin,  womit  die  Stande  Ungarns  und 
der  Nebenländer  über  die  Aufrechterhaltung  aller  Gesetze, 
Rechte,  Freiheiten,  Privilegien,  Statuten  nnd  Kechts- 
gewohnheiten  beruhiget  und  namentlich  versichert  werden,  dall 
das  Königreich  Ungarn  nie  nach  Maßgabe  der  in  den  übri- 
gen Erbländern  bestehenden  Einrichtungen  sondern  stets  nur 
nach  seinen  eigenen  unter  Mitwirkung  des  Landtags  zu  Staude 
zu  bringenden  Gesetzen  wird  regiert  und  verwaltet,  auch  dessen 
territoriale  Integrität  wird  hergestellt   und   fortan  geachtet  werden. 

4.  Anerkennung  des  Pal at ins  als  Desjenigen,  der  nach  den 
ungarischen  Gesetzen  allein  befugt  ist,  während  der  Minder- 
jährigkeit des  Thronfolgers  die  Kegentschaft  zu  füh- 
ren, so  daÜ  also  namentlich  ein  fnMnill;ifnH«^r]ii'>  Minisfrrium  liirvon 
ausgeschlossen  erscheint.*') 

.►.  Weibliche  Thronfolger  dürfen  nur  im  Einklänge  mit 
den  Wünschen  alller  Königreiche  und  Provinzen,  so- 
nach insbesondere  au<'h  Ungarns  und  der  \«'l>«'nlän<itM-  ^i«'h  v>m- 
mählen.^**! 

Was  die  Palatinal-Conferenz  sonst  noch  dem  Kaiser  Karl  empfahl, 
fällt  nicht  unter  den  Gesichtspunkt  von  Vorbedingungen,  sondern  betriftt 
Klugheitsrücksichten  und  eventuelle  Vorkehrungen,  insbesondere  für  den 
Fall,  dali  der  weibliche  Thronfolger  beim  Antritte  der  Uegierung  be- 
reits verheiratet  wänv  Dem  Gemahlc  der  Königm  wird  da  unter 
der   Voraussetzung,    dal  ich   zur   katholischen    Religion 

bekennt,  in  Aussicht  grsUlIt,  daÜ  er  in  Ungarn  königliche  Ehren 
und  den  dem  Kon  ige  schuldigen  (iehorsam  genielien.  auch 
Anspruch  haben  wenle,  sobahi  alle  vuraugeführten  Bedingungen  eiiüllt 
sind,  zum  Konige  vi»n  Ungarn  gekrönt  zu  werden.  Andererseits  ver- 
hehlte die  Palatinal-Konferenz  nicht,  daU  die  Besorgtmg  ungarischer 
Staatsgeschäfte  durch  Ni<  litungarn  gesetzwidrig,   die  Beiziehung  von 
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Ungarn  zu  den  Frinlons\iMliaii«llunj,M'n  uiui  zu  lii'iathuii^'iMi,  welche 
eine  Krie^'serklüninj,'  zum  (loj^onstiiiul  haben,  ein  oft  ^'eäuüertos  Ver- 
langen der  ungarischen  SUndo  sei ;  daU,  sobald  die  VerknOpfung  Ungarn» 
mit  den  Qbrigen  Provinzen  und  Königreichen  auf  immerwährende  Zeiten 
erfolgt,  es  nicht  länger  angehen  werde,  die  ungarischen  Käthe 
von  der  Theilnahme  an  der  s.  g.  (leheimen  Konferenz  so 
wie  von  anderen  bei  Mof  stattündcuden  Heraihungen  auszuschlietien, 
und  daÜ  der  Verkehr  Ungarns  mit  den  Erbländern  sodann 
aller  Fesseln  werde  entlediget  werden  müssen.**) 

Von  obigen  Bedingimgen  wesentlich  verschieden  waren  diejenigen, 
unter  welchen  der  kroatische  Landtag  die  weibliche  Thronfolge 
guthieU  bevor  noch  die  Centralregierung  bei  den  Ungarn  anfragte,  wie 
sie  darüber  dächten. 

Aber  auch  den  Kroaten  lag  daran,  bei  Ausdehnung  der  Thron- 
tolge  auf  die  weibliche  Descendenz  ihrem  Laude  Vortheile  zu  sichern, 
die  sie  sich  von  der  engeren  Verbindung  desselben  mit  den 
altOsterreichischen  Erblanden  versprachen.  Sie  erneuerten  damit 
ein  Bestreben,  das  im  XVII.  Jahrhunderte  bereits  zu  bestimmten 
Anerbietungen  geführt  hatte,  damals  jedoch  auf  Seite  der  Oesterreicher, 
mit  welchen  sie  darüber  zu  verhandeln  sich  anschickten,  keiner  Geneigte 
heit,  darauf  einzugehen,  begegnete. «^^ 

Ihnen  lag  nichts  an  der  Kräftigung  des  Verbandes  mit  Ungarn; 
ebensowenig  legten  sie  auf  eine  Verbindung  mit  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone  Gewicht.  Noch  weniger  nahmen  sie  auf  die  Ober- 
österreichischen  Lande  Bedacht.  Ihnen  genügte  es,  daß  der,  wenn  gleich 
weibliche  Herrscher,  den  sie  in  Zukunft  als  den  ihrigen  anzuerkennen 
hätten,  in  Wien  residiert  und  daß  er  außer  dem  Erzherzog- 
thume  Oesterreich  auch  die  Herzogthümer  Steiermark, 
Kärnten  und  Krain  besitzt.  So  betheuerten  sie  im  März  des 
Jalires  1712  für  den  Fall  des  Aussterbens  der  männlichen  Abkömmlinge 
des  österreichischen  Kegentenhauses.** 3)  Mit  diesen  Ländern  also  wollten 
sie  für  immer  verbunden  sein.  Ein  förmliches  Bündniß  mit  ihnen  hielten 
sie,  war  nur  einmal  die  Thronfolge  im  angegebenen  Sinne  geregelt,  für 
überflüssig.  Denn  es  verstand  sich  ihrer  Auflassung  nach  dann  von  selbst, 
daß  Kroatien  von  diesen  Ländern  nicht  mehr  im  Stiche  gelassen  werden 
durfte.    Uievon  abgesehen  war  die  Ausübung  eines  Wahlrechts,  wie  die 
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Kroaten  es  übten,  indem  sie  obige  Erklärung  abgaben,  för  sie  den 
Ungarn  gegenüber  ein  Triuiupb,  welchen  sie,  deren  Sell)stüberhebuug 
damals  einen  bedenklichen  Grad  erreicht  hatte,  sich  nicht  entgehen  lassen 
wollten,  ß*) 

Am  WieiiiT  Hou-  »uuir  man  den  Kroaten  für  (in'>. :  -i.uhton 
Schritt  wenig  Dank,  zumal  dort  die  Absicht  bestand,  d  i  < " neimuiß 
der  schon  erfolgten  Thronfolge-Aenderung  noch  länger  zu  bewahren. 
Nunmehr  mußte  der  Kaiser,  schon  um  den  Argwohn  der  Ungarn,  als 
wäre  das  Vorgehen  der  Kroaten  von  Wien  aus  heimlich  angezettelt 
worden,  zu  beseitigen,  hiezu  Stellung  nehmen.**) 

Was  die  Thronfolge  selbst  anbelangt,  so  war  der  Grundsatz, 
daß  beim  Erlöschen  des  Mannsstammes  die  Töchter  des  letzten  männ- 
lichen Herrsciiers  ihren  Tanten  voranzugehen  hätten,  eine  schon  unter 
Leopold  1.  beschlossene  Sache.*®)  Die  Universal-Succession  aber,  welche 
nach  dem  Antrage  der  Palatinal-Conferenz  in  Ansehung  der  nicht- 
ungarischen Erblande  festgestellt  werden  sollte,  war,  wenn  sie 
schon  früher  beabsichtiget  gewesen,  durch  das  bereits  erwähnte  Testament 
Leopolds  1.  wieder  umgestoßen  worden.  Wie  Karl  VI.,  zu  dessen 
(iunsten  dies  geschehen  war,  beim  Besteigen  des  Thrones  sich  hiezu 
verhielt,  ist  unbekannt.  Daß  die  Palatinal-Conferenz  jenen  Antrag  stellte, 
erweckt  die  Vermuthung,  sie  habe  Grund  gehabt,  zu  besorgen,  daß  be- 
sagter Landescomplex  sonst  nicht  als  ein  untheilbares  Ganzes  betrachtet, 
beziehungsweise  die  Thronfolge-Ordnung,  um  deren  Aenderung  es  sich 
handelte,  nicht  danach  eingerichtet  werden  würde.  Die  feierliche 
Ansprache  jedtxh,  welche  Karl  VI.  am  19.  April  1713  an  eine  aus- 
gewählte Anzahl  von  Geheimen  Käthen  hielt  und  die  das  Wesen  der 
Pragmatischen  Sanktion  ausmacht*'),  läßt  keinen  Zweifel 
darüber,  daß  er  damals  bereits  fest  entschlossen  war.  keine 
weiteren  Ländertheilungen  zuzulassen. 

Er  beschränkt  da  die  Unzertheilbarkeit  nicht  auf  den  von  der 
Palatinal-Conferenz  bezeichneten  Länder-Complex,  sondern  will  sie  für 
immer  von  allen  auf  ihn  übertragenen  Erbkönigreichen  und  Ländern 
verstanden  wissen,  erstreckt  also  für  alle  Zukunft  die  Universal- 
Succession  auch  auf  die  Länder  der  ungarischen  Krone. 

Damit  griff  er  der  Entscheidung  des  ungarischen  Landtages  vor. 
Indessen  willigte  der  letztere  in  die  solcher  Gestalt  erweiterte  Uni  vor- 
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8al-SiHM'0S9i(»n,  nacluKMii  dir  i.aiuita^'t'  iWr  iilni^'en  LainltT,  deren 
nachhaltigen  lioistand  suli  /u  sichern,  der  Tn^^irn  vornehmste  Sorge 
diestfalls  war«  fflr  dieselbe  und  somit  auch  fflr  die  Integrität  des 
Oesammtstaats,  welchen  sie  zum  Gegenstand  hatte,  mit  Out  und 
Blut  eintreten  zu  wollen  fast  sünnntlich  geloht  hatten. 

Eingeleitet  wurde  die  Kntgegennahnie  dieser  (Jelohnisse  durch  eine 
Hegierungsvi»rlaire,  welche  von  der  Oesterreichischen  Hofkanzlei 
ausgieng. 

Am  V.K  .lanuar  1720  erhielten  die  (Ihrigen,  am  Hofe  des  Kaisers 
hetindlichen  Kanzleien  den  Auftrag,  diese  Regierungsvorlage  den 
Stünden  der  Provinzen,  welchen  sie  vorgesetzt  waren,  zuzustellen*"), 
damit  ihr  Inhalt  dort  je  eher  auf  ot^'entlichen  Landtagen  verkflndet  und 
als  eine  unabänderliche,  unter  allen  Umständen  kflnftighin  zu  befolgende 
Norm  von  den  Ständen  bereitwillig  anerkannt  werde. 

Als  Zweck   der  Pragmaiischen    Sanktion    aber    ist  in    der 
Kegierungs- Vorlage,  die  das  Protokoll   vom  19.  April  1713  zur  Kennt-  ^^ 
niÜ  der   Stände   bringt,    außer   der   Befestigung   des   Thrones   und   der 
Thronfolge  auch  noch  diebleibende,  unauflösliche  Verbindung 
der  K^^nigr eiche  und  Provinzen  bezeichnet.     Von   einer  der- 
artigen  Verbindung   (Unio),    heißt   es   da,    hänge   das   öft'entliche  Wohll] 
dieser   Länder,   das  Heil   und   der   Ruhestand   der  betreflTenden  Völker,! 
Stünde  und  Unterthanen  ab. 

Das  war  eine  Erläuterung  der  l'rat^niatisclicn  Sanktion,  welche, 
deren  Wortlaut  fiberholend,  die  Mitwirkung  der  Länder  zu  einem  Zwecke 
in  Anspruch  nahm,  dessen  Betonung  die  Regierung  im  Jahre  1713 
eben  noch  för  überflüssig  erachtet  hatte. 

Die  Ursache  der  Gesinnungsänderung  lag,  wie  mit  Bestimmtheit 
behauptet  werden  darf,  in  der  mittler  Weile  gereiften  Ueberzeugung, 
daß  die  Stände  Ungarns  in  die  Erhebung  der  Pragmatischen  Sanction 
zu  einem  ungarischen  Staatsgrundgesetze  nur  dann  willigen  würden, 
wenn  vorher  die  Stände  der  übrigen  Länder,  deren  Vereinigung  sie 
wünschten,  diesem  Wunsche  irgendwie  entspro<'hen  haben  wurden. 

Das  nach  langer  Ueberlegung  gewählte  ^[i<<«l  l'i'  /n  u  n-  .li..  «i- 
wähnte  Kegierungs- Vorlage. 

Von  einem  Länder-Congresse  ist  darin  abgesehen.  Die  ein- 
zelnen   Länder   sollten   nicht   einmal   auf  schriftlichem   Wege 
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das  Beisammeiihleiben  und  das  Einsteheu  für  den  Fortbestand  ihrer 
Vereinigung  sieh  wechselseitig  angeloben.  Jedes  für  sich  hatte  das  be- 
zflgliche  (jlelubuiU  dem  regierenden  Hause  gegenüber  zu  leisten, 
dessen  Aufj^abe  es  sodann  war,  die  ihm  zur  Verffigung  gestellten  Kräfte 
im  Bedarfsfälle  wirklich  zu  vereinigen. 

Ein  eiaziges  Land  hat  jene  Kegierungsvorlage  anders  aufgefaßt 
oder  vielmehr  ein  Uebriges  zu  thun  sich  anheischig  gemacht.  Dieses 
war  das  Land  unter  der  Enns.  Im  hiesigen  Landtage  wurde  näm- 
lich am  22.  April  1720  bei  Annahme  der  Pragmatischen  Sanktion 
außerdem  der  Beschluß  gefaßt,  dem  Herrsrher  anheimzugeben,  ob  nicht, 
nachdem    alle    Erbkönigreiche   und  Land«  \  orherzusehen   sei,  der 

neuen  Erbfolgeordnung  werden  beigepflicht^it  haben,  ^auch  eine  solche 
Erb  Verbrüderung  weiters  zu  errichten  wäre,  daß  solche  Länder 
es  nicht  allein  Eurer  Kais.  Majestät  als  Unserem  und  der 
ganzen  Christenheit  zeitlichem  Oberhaupt  angelobeten,  sondern  daß 
ein  Land  das  andere  zu  dessen  Manutenenz  weiters  animiren  und 
auf  allen,  wider  bestes  Verhoffen  sich  bezeigenden  widrigen  Fall  die 
allein  zu  Behauptung  der  eingeführten  Sueeessions-Ord- 
nung  nöthige  Assistenz  an  einander  auf  das  allerverbindlichste  ver- 
sprächen, garantirten  und  angclobeteir 

Daß  dieser  Beschluß  gegen  den  WÜliu  der  Kegierung  zu  Staude 
kam,  ist  uuwahrseheiulieh.  Denn  an  ihm  betheiligten  sich  die  höchsten 
Wfinleuträger  des  Staates  und  sehr  viele  Diener  desselben,  denen  die 
Absicht,  der  Regierung  Verlegenheik'U  zu  bereiten,  gewiß  fenie  lag.*^'*j 
Auch  kamen  bei  einer  Staatsconferenz,  die  sich  am  22.  März  1720  mit 
den  Vorbereitungen  zu  jenem  Landtage  beschäftigte^**),  keinerlei  Beden- 
ken zur  Spriulu',  aus  weleheu  gefolgert  werden  könnte,  daß  die  Kegierung 
in  dessen  Haltung  Mißtrauen  setzte.  Zwar  beantragte  die  Conferenz,  es 
möge  dem  Syndicua  der  Landschait  aufgetragen  werden,  als  „Notarius 
publii'us"  die  beim  Landtage  Anwesenden  und  Stimmenden  zu  verzei«h- 
uen  und  die  Liste  dem  zu  fassenden  Beschlüsse  beizulegen,  was  aueh 
der  Kaiser  genidnnigte  und  mittids  einer  Zuschrift  der  Oesterreiihischen 
Hofkanzlei  vom  18.  April  1720  an  den  Syndicus  zum  Vollzug  gelangte. ^^) 
Allein  aus  dem  (.'onferenz- Protokolle    ist   zu    ersehen,   daß  dadurch  nur 

Zirv"*-        ••    y**      '       } •♦i^^rs,  welche  in   Betrefl'  der  Au!  ■*•  -  nu' 

•bs  I  ,,  1,  konnten,  hintaugehalteu  wenl»  n. 
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gefunden  wordon.  «Inl!  die  ( )esterreicliis<^he  Hofkan/.lei  das  Vi»  riehen 
der  Stände  d*  unter  der  E  n  n  8  »ogar  den  fllirigen,  altusterreichi- 

schen  Provinzen  als  muster^iltig  mit  dem  Hedeuten  bekannt  gab: 
68  sei  des  Kaisers  Wille,  daß  die  Erklärungen  der  Landtage  naeb 
diesem  Vorbilde  abj^efalU  und  eiuj^e sendet  werden.  Allerdings 
lautete  ihre  diesbezQglicbc  Zusebrift  an  das  Oebeimratbs-Collegiuni  fflr 
Innerösterreich^*)  dabin,  daü  bei  diesem  Qescbäfte  in  den  öster- 
reicbist^ben  Erbländern  d  u  r  c  b  g  e  b  e  n  d  s  g  1  e  i  r  b  f  ö  r  nii  g  und  nainent- 
licb  so,  wie  es  im  Lande  unter  der  Enns  gesebab,  vorgegangen 
werden  solle.  Docb  schlössen  die  gewühlten  Ausdrflcke  keineswegs  die 
Auffassung  aus,  der  Kaiser  wünsche,  daß  auch  «In  Inhalt  der  Er- 
klärungen dem  Wortlaute  der  von  den  gedacht^jn  Ständen  abgegebenen 
angepaßt  werde. 

Die  Hofkauzlei  rückte  mit  diesem  Ansinnen  auch  erst  im 
Sommer  1720  hervor,'*)  wogegen  sie  noch  im  Frühjahre  einen 
anderen  Staudpunkt  eingenommen  hatte. 

Damals  war  die  von  den  Standen  des  Landes  ob  der  Laus  schuu 
am  19.  April  abgegebene  Erklärung  ihr  Ideal.  Der  Referendar  der  Hof- 
kanzlei für  Innerösterreicb  v.  Luidl  richtete  an  die  kämtnerische  Land- 
schaft am  6.  Mai  1720  ein  Schreiben'*),  womit  er  ihr  ankündigte,  der 
demnächst  eintreffenden  Aufforderung  zur  Annahme  der  Pragmati schien 
Sanktion  sei  eine  Abschrift  des  von  den  obdercnnsischen  Standen 
gefaßten  Beschlusses  „prodirectione"  beigeschlossen.  Und  am  17.  Mai  172(> 
erstattete  die  Hofkanzlei  dem  Kaiser  einen  Vortrag  über  die  in  dieser 
Angelegenheit  ,nach  jedes  Landes  Art  herzustellende  Tniformität  in  re 
et  modo",  in  welchem  sie  abermals  das  Vorgehen  des  Linz  er  Land- 
tags als  na c  b ab mungs würdig  bezeichnete.'^) 

Danach  hätte  jede  Heitrittserklürung  von  allen  bei  der  Ab- 
stimmung anwesenden  Ständegliedern  unterfertigt  und 
das  Schriftstück  im  Original  nach  Hof  befördert   werden   sollen. 

Die  später  ergangene  Weisung  besagte  das  gerade  Gegentheil. 
Dieser  Wechsel  der  Anschauungen  kann  nicht  in  bloßen  Formfrageii 
begründet  gewesen  sein,  sondern  bezog  sich  wohl  auch  auf  das  Wesen  dei 
Sache.  Indessen  stand  der  Kaiser  mit  Entschließung  vom  14.  August  1720 
von  seinem  Verlangen  nach  genauer   Einhaltung  des   im  Lande 
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unter  der  Enns  beobachteten  Vorganges  wieder  ab  und   begnügte 
I  sich  mit  .Transsumpt-Ürkunden^,  welche  die   zu  diesem  Akte  mit 
den  Befugnissen  eines  öffentlichen  Notars  ausgestatteten  Kanzlei-Direk- 
toren der    Innerösterreichischen   Landschaften   auf  Grund   der  Original- 
Erklärungen  der  Stände   mit  Dazwischenkunft  dreier  »Landräthe'*  anzu- 
•  rtigen  hatten  und  denen  die  Verzeichnisse  der  Votanten  beizuschließen 
waren.  ^^)  Legte  dann  noch  die  eine  oder  andere  Landschaft  ihre  Original- 
Erklärung  mit  den  rnterschriften  aller  Theilnehmer  versehen  dem  Kaiser 
vor,  so  rügte  er  dies  nicht,  sondern  belobte  er  vielmehr  diese  Beflissen- 
heit '^);  aber  er  verhielt  die  betreffende  Landschaft  nichstdestoweniger 
iir  Erfüllung   seines   soeben   näher  geschilderten,   auf  Gleichförmigkeit 
gerichteten  Begehrens.'^) 

Der  Inhalt  der  einzelnen  Landtags-Beschlüsse  wurde  davon  nicht 
berührt.  Dieselben  stimmen  mit  geringer  Ausnahme  darin  überein, 
laß  die  Stände  nicht  blos  der  neuen  Thronfolge-Ordnung  sich  zu 
fügen  erklären  sondern  auch  ihre  Bereitwilligkeit,  mit  Gut  und  Blut 
für  sie  einzustehen,  aussprechen.'*) 

Eine  Ausnahme   machten   die   Kärntner,   welche   zwar   für  die 

kaiserliche  Vorsorge  dankten  und  die  Pragmatische  Sanktion  annahmen, 

jedoch  es  bei  der  Abstimmung   hierüber   überflüßig  fanden,   eine  be- 

»ndere    Garantie    in  Gestalt  des   Versprechens,   das   Thronfolge- 

tatut   auch   vertheidigen   zu   wollen,   zu  übernehmen.  *°)     Erst  unterm 

J.  November  1725  gab  die  kämtner  Landschaft,  sich   damit  gewisser- 

1    i'u   entschuldigend,   dem  Geheimraths-Collegium  in  Graz   die  Ver- 

H-heruug,  es  sei  schon   bei  Annahme  der  Pragmatischen  Sanktion  ihre 

lit  gewesen  , dafür  in  allen  Fällen  mit  Haab,  Guth  und  Bluet  un- 

helbar  einzustehen".**) 

<feradc  die  Kärntner  knüpften   auch   ihre  Zustimmung  an  eine 

estimmt  geäußerte  Erwartung.  Sie  drückten  nämlich  die  HofT- 

uuug   aus:   ihre   Ergebenheit   in   den  Willen   des   Kaisers   werde   den 

Landes-Privilegien  nicht  .pr äjudizieren*"  und  alle  folgenden 

I.audesfürsten  würden  diese  vielmehr  .manutenieren*.*') 

Die  Steier märker  legten  gleichfalls  eine  schüchterne  Ver- 
wahrung dieser  Art  ein.  Es  fehlte  wenig,  daß  auch  die  Forderung, 
ii'<le  Thronerbiu  dürfe  nur  mit  einem  Katholiken  sich  vermählen,  von 
ihnen  betont  worden  wäre.**) 

BHtr»»Da.  Qmtk.  Jw  itUn.  OtmiiNiiriJw     II.  Abtk.  4 


Den  tiroler  Ständen  bereitete  das  kaiserliche  Ansinnen  schwere 
Standen.  Schon  daß  sie  fOr  alle  Zukunft  auf  einen  „eigenen*  Lande> 
forsten  verzichten  sollten,  verletzte  ihr  SelbstgefQhl.  Dazu  kamen 
finanzielle  Besorgnisse,  femer  Hf'fflrchtungen,  wie  sie  auch  von  den 
Kftmtnem  und  Steierm&rkem  in  Ansehung  der  Landesfreiheiten  geäuUert 
worden,  und  der  Kummer,  daß  Tirols  Eigenheiten  weiterhin  nicht  mehr 
die  herkömmliche  Berücksichtigimg  finden  wQrden.  Die  FOrstbischöfe 
von  Trient  und  Brixen,  deren  Domkapitel,  dann  der  Große  und  der 
Kleine  Ausschuß  der  tirolischen  Landschaft  brachten  diese  ihre  Sor^'cn 
zur  Kenntniß  der  Regierung,  erhielten  aber  darauf  noch  während  des 
am  9.  Oktober  1720  eröffneten  Landtags  einen  ungflnstigen  Bescheid 
indem  die  landesfflrstliche  Triplik  vom  26.  Oktober  das  Land  an  die 
Begflnstigimgen  erinnerte,  die  es  ohnehin  fortan  genieße.  Erst  am 
15.  Januar  1721  ließ  der  Kaiser  der  Landschaft  das  „sonder  gnädigste 
Vergnügen*  bekannt  geben,  welches  er  Ober  „die  Devotion*  derselben 
empfinde.  Von  der  Aufrechterhaltung  der  Landes-Privilegien  ist  in  diesei 
Zuschrift  mit  keinem  Woiie  die  Rede  ungeachtet  das  Regierungs- 
Collegium  und  die  Hofkammer  zu  Innsbruck  unterm  18.  Dezember  1720 
auf  eine  beruhigende  Zusicherung  darüber  eingerathen  hatten.**)  Wie 
weit  das  Erbieten  der  Tiroler  „die  österreichische  Successions-Regel  gegen 
Menicklichen  mit  ungesparter  Aufsetzung  Gueths  und  Bluets*  zu  ver- 
theidigen,  von  Verbrflderun;;s-l*länen,  wie  die  Stände  des  Landes  unter 
der  Enns  sie  hegten,  entfernt  war,  erhellt  aus  der  Erbitterung,  wcIcIh' 
noch  siebenzig  Jahre  später  die  Aeußerung  eines  Grafen  Tannenberjj 
daß  man  durch  Annahme  der  Pragmatischen  Sanktion  auch  zur  Ver- 
theidigung  anderer  Erbländer  sich  anheischig  gemacht  habe,  in  der 
Sitzung  des  Engeren  tiroler  Ausschusses  vom  17.  August  1791  hervor- 
rief. Die  Versammlung  drang  auf  Löschung  dieser  Worte  im  Sitzungs- 
protokolle gleich  als  wäre  damit  eine  Preisgebuug  des  Landes  ver- 
brochen worden,  und  in  der  That  wurden  dieselben  bei  dessen  Verifizie- 
rung gestrichen.  *'^) 

Eine  Voraussetzung,  die  einer  Bedingung  an  Bedeutung  nahe  kommt, 
haben  die  böhmischen  Stände  in  ihre  Zustimmungs-Erklärung  auf- 
genommen. Es  heißt  darin:  man  zweifle  nicht,  daß  die  neue  Erbfolge- 
Ordnung  zur  „unveränderlichen  Beybehaltuugder  allein  seeligmachen- 
deu   Katholischen   Religion*    dienen   werde. "♦*)     Die  böhmischen 
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Stände  giengen  also  bei  ihrer  Zustimmuug  von  dieser  Amialime  aus  und 
wahrten  sich  dadurch  das  Recht,  im  Falle  einer  Enttäuschung  auf  den 
Irrthum  hinzuweisen,  in  welchem  sie  sich  bei  Anerkennung  der  Prag- 
matischen Sanction  befunden  hätten. 

Nachdem  im  Laufe  der  Jahre  1720  und  1721  die  alt  öster- 
reichischen und  böhmischen  Lande  der  Auffordenmg  des  Kaisers 
nachgekommen  waren ^^  und  bei  dieser  Gelegenheit  selbst  sehr  kleine 
Provinzial verbände,  wie  Görz  mit  Gradiska**),  das  Egerland»^), 
Triest^^^)  und  Fiume^*)  das  Recht  spezieller  Huldigung  ausgeübt 
hatten,  schickte  sich  Karl  VI.  im  Jahre  1722  an,  die  Pragmatische 
Sanktion  auch  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  zur  Anerkennung  zu 
bringen. 

Zu  diesem  Ende  berief  er  den  ungarischen  Landtag  für  den 
JO.  Juni  1722  nach  Preßburg'^,  den  siebenbürgischcn  für  den 
\\K  Februar  1722  nach  Hermannstadt. ^')  Die  Einberufungsschreiben 
kündigten  an,  daß  dem  Kaiser  um  die  Bildung  eines  der  Universal- 
Suc4*e83ion  entsprechenden,  großen  Staatskörpers  zu  thun  sei, 
welchem  Ungarn,  beziehungsweise  Siebenbürgen,  dauernd  oinL^rfnct 
werden  sollte. 

Er  rechnete  dabei  auf  die  von  der  Palatinal-Conferenz  seiner  Zeit 
•  iüL^'standene  Schutzbedürftigkeit  der  Ungarn  und  da  er  mittler 
\V  tUe  von  den  Ländern,  auf  deren  Beistand  hinwider  die 
Ungarn  sich  Rechnung  machten,  Zusagen  erhalten  hatte,  welche 
den  Letzteren  in  dieser  Hinsicht  einige  Beruhigung  zu  gewähren  geeignet 
waren,  so  mahnte  er  diese  an  die  Uebernahme  von  Gegen- 
leistungen, mit  welcher  ihr  Eintritt  in  den  fraglichen  Schutz- Verband 
ich  von  selbst  vollzogen  haben  würde.®*)  Innerhalb  eines  solchen  Ver- 
Itandes  aber  mußte,  wenn  er  naturgemäß  zu  Stande  kam,  die  Gesammt- 
taatsidee  binnen  Kurzem  feste  Wurzeln  schlagen  und  die  Realunion  immer 
uiebr  um  sich  greifen. 

Die  Proposition  des  Kaisers  drang  daher  vor  Allem  auf  die  Ver- 
täudigung  Ungarns  mit  den  übrigen  Erbkönigreichen  und 
Ländern,  die  Gottes  Fügung  unter  seine  und  seines  Hauses  Herrschaft 
_:ebracht,  und  auf  gesetzliche  Begründung  einer  Vereini- 
gung mit  denselben,  durch  welche  wider  feindliche  Angriffe  von 
Aul)»'!!  SU  iriit   wi»»  für  den   Fiill  iniuM'or  I'nnilirii    dl«'  »'ifMidfrliidio  Vor- 
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sorge  getroffen  werden  wflrde.  (,  .  .  .  adversus  omnem  cxtcmam 
vim  et  quosvis  eüam  motus  intemos  salutare  inveniatur  statuaturque 
remediom  eaeque  necessariae  diaetallter  fiaut  dispositiones,  ut  per  vicinam 
et  amicam  cum  reliqiiis  Regnis  et  Provinciis  nostris  heroditariis  divini- 
tus  Nobis  et  Augustae  Domui  nostrae  subjectis  coiutclligentiani 
et  unionem  publica  quies,  pax  constans  et  iupcrturbata  uc  in  quemvis 
casum  optata  Regno  trauquillitas  in  aevum  perduratura  stabiliatur.'')  Im 
Einberufungsscbreibcn  gescbieht  der  Tbroufolge  gar  keine  Erwäbnung. 
Nur  als  Mittel  zu  jenem  Zwecke  wurde  die  Ausdebnuug  der 
weiblicben  Universal-Succession  auf  die  Länder  der  ungariscben  Krone 
später  dem  in  Preßburg  versammelten  Landtage  propunirt  und  von  ibni 
in  Verbandlung  genommen.®^) 

Der  Erfolg  dieser  Scbritte  blieb  binter  der,  wenigstens  dem  An- 
scbeine  nacb  daran  geknüpften  Erwartung  zurück. 

Die  ungariscben  Staude  aeceptierten  das  Mittel,  ließen  aber  den 
eigentlicben  Zweck  damit  unerfüllt. 

Sie  sicberten  auf  die  Dauer  der  geregelten  Tbronfolge  die  Gemein- 
samkeit des  Herrsebers,  aber  die  vom  Kaiser  angeregte  Verständi- 
gung mit  den  übrigen  Erbkönigreicben  und  Ländern 
unterließen  sie  und  zwar  in  Folge  eines  Winkes,  den  der  Kaiser 
selber  ibnen  gab,  als  sie  ans  Werk  zu  geben  sieb  anschickten.^*) 

In  der  Sitzung  vom  16.  Juli  1722  batte  die  Ständetafel  auf  Antrag 
des  Vice-Palatins  Stefan  Nagy  bescblossen,  mit  den  übrigen  Provinzen 
bebnfs  der  Vereinbarung  von  Verträgen  in  Verkebr  zu 
treten,  nacbdem  der  ungariscbe  Landtag  am  30.  Juni  die  Erweiterung,' 
der  Tbronfolge  im  Sinne  der  Pragmatischen  Sanction  grundsätzlich 
gebilliget  batte  und  damit  ausgesprochen  worden  war,  daß  die  in  der 
Universal-Succession  begriffenen  Länder  unter  diesem  Gesichtspunkte 
fortan  ein  untbeilbares  und  unzertrennliches  Ganzes  bilden 
sollten.»^) 

Ein  die  nationale  Khre  betreftendes  }iaui>lhedi'nki'ii  war  der  Kr- 
wägnng  gewichen,  daß  es  nicht  blos  das  Erzberzogthum  Oestcrreich  sei, 
mit  welchem  das  Königreich  Ungarn  sich  wird  zu  verständigen  haben, 
sondern  daß  diesem  da  ein  ganzer  Complex  von  bereits  unter 
sich  geeinigten  Ländern  gegenüberstehe  und  daß  Ungarn,  wenn  es 
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sich  nicht  den  größten  Gefahren  aussetzen  wül,  keine  andere  Wahl  habe, 
als  den  Anschluß  an  jene  Länder-Gruppe.  *•*) 

Was  den  Kaiser  Karl  bestimmte,  die  beschlossene  Annäherung  rück- 
gängig zu  machen  oder  wenigstens  von  dem  Augenblicke  an,  wo  der 
bezügliche  Beschluß  zu  seiner  Kenntniß  gelangte,  jeder  Förderung  der- 
selben sich  zu  enthalten:  darüber  sind  vorläufig  nur  Vermuthungen 
möglich. 

Es  mag  scm.  «iali  (ieiii  Kaiser  von  Vonic  herein  zumeist  aie  Erhebimg 
seines  Erbfolge-Statuts  zum  ungarischen  Staatsgrundgesetz  am  Herzen 
lag  und  er  die  darüber  hinausreichenden  Unions-Gedanken  blos  vor- 
schützte, um  desto  sicherer  die  Vorbedingung  für  deren  Bethätigung, 
nämlich  den  Beitritt  Ungarns  zu  jenem  Statute,  zu  erreichen.  Es  kann 
ihn  aber  auch  der  Zweifel  am  Genügen  der  bei  den  übrigen  Ländern 
erzielten  Zugeständnisse,  insbesondere  das  Vermissen  einer  wirklichen,  all- 
seitigen Verbrüderung  derselben,  bewogen  haben,  die  ungarischen  Stände 
von  Verhandlungen  mit  denselben  abzuhalten.  Endlich  ist  nicht  zu  über- 
sehen, daß  die  Geneigtheit  hiezu,  welche  von  der  ungarischen  Stände- 
uifel  an  den  Tag  gelegt  wurde,  durch  das  Haus  der  Magnaten  eine  Ein- 
schränkimg erfuhr,  indem  dieses  von  den  abzuschließenden  Verträgen 
Alles  hintangehalten  wissen  wollte,  was  Ungarns  Rechte 
und  Freiheiten  würde  verletzt  oder  vermindert  haben. **•)  Es 
war  jedoch  vorherzusehen,  daß  dieser  Vorbehalt  für  das  Eingehen 
wechselseitiger  Verpflichtungen  der  fraglichen  Art,  deren  Erfüllung  der 
gemeinsame  Herrscher  nicht  nur  zu  überwachen,  sondern  auch  zu  bewerk- 
telligen  gehabt  hätte,  ein  kaum  zu  überwindendes  Hindemiß  bilden 
mußte.  »«0) 

So  ließ  es  denn  Karl  VI.  bei  der  gesicherten  Gemeinsamkeit  des 
Herrschers  und  bei  der  Erwähnung  seiner  auf  die  «mutua  cointelli- 
^'cntia  et  unio*  abzielenden  Aufforderung  im  Vorworte  zu  den  betreffon- 
•ien.  ungarischen  Qesetzartikeln  *<**),  so  wie  bei  einer  im  Ersten  dieser 
Artikel  ausgedrückten  Danksagung  der  Si&nde  für  seine  diesbezügliche 
Bemühung*®*)  bewenden. 

Es  war  auch  in  der  That  eine  wichtige  Errungenschaft,  daß  im  §  4 
des  I.  Gesetz-Artikels  vom  Jahre  172^8,  der  von  der  Thronfolge 
iiandelt.  klar  und  bündig  ausgesprochen  wurde:  diejenige  Erbin  oder 
1'  1  jenige  männliche  Erbe,  welcher,  beziehungsweise  welche  nach  der  vom 
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Oesterrcichiscben  HcrrscherhauBe  angenommenen,  im  vorhergehenden 
Paragraph  näher  liezeichneten  Primogenitursnorm  dieflbrigenKdni^'- 
reiehe  und  Länder,  die  sich  dieser  Norm  bereits  unter- 
worfen haben,  als  ein  seitdem  unlAftbares  Ganzes  Oberkommt,  »oll 
stets  unfehlbar  dem  gleichen  Erbrechte  zufolge  auch  als  König 
Ungarns  und  der  damit  ebenso  unzertrennlich  verbunde- 
nen Nebenländer  anerkannt  und  gekrönt  werden.*®')  Nicht  mimhi 
bedeutsam  ist  das  im  §  7  des  Gesetz- Artikels  IT  Gesagte.  Denn  danach 
hat  die  ungarische  Krone  stets  derjenige  Erzherzog  von  Oester- 
reich,  gleichviel  ob  er  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  ist,  zu 
tragen,  welcher  in  den  Obrigen  Erb-Königreichen  und  Provinzen  durch 
die  neue  Erbfolge-Ordnung  zum  Throne  berufen  ist;  nur  darf  von 
diesen  weder  durch  Theiliing  noch  sonstwie  ein  Gebiet  losgelöst  werden 
und  sie  haben  mitsammen,  gleichzeitig  und  mit  Einseht uH 
des  Königreiches  Ungarn  so  wie  der  zu  diesem  gehörigen  Neben - 
länder  Eine  vererbliche  Besitzmasse  zu  bilden.  Außerdem  i 
dort  die  Fordenmg  aufgestellt,  daß  der  Thronfolger  zur  römisch- 
katholischen Religion  sich  bekennt.*04j 

Die  Bangigkeit,  mit  welcher  die  Stände  Ungarns  ihre  Freiheiten 
und  die  Unabhängigkeit  des  Königreichs  behüteten,  war  Ursache,  daß 
das  Landtags-Operat,  dessen  Bestandthcile  die  vorangefOhrten  Artikel 
sind,  erst  am  19.  Juli  1723  die  königliche  Genehmigung  erhielt.  Aber 
so  wenig  auch  die  Stände  Ungarns  zugeben  wollten,  daß  die  staats- 
rechtliche Lage  des  Königreichs  durch  die  Willfährigkeit,  mit  welcher 
sie  auf  die  Pragmatische  Sanction  eingegangen  waren,  sich  geändert 
hatte,  so  war  man  doch  am  Wiener  Hofe  anderer  Meinung 
und  das  zeigte  sich  schon  bald  nach  den  ersten  Beschlüssen,  «lio  der 
ungarische  Landtag  in  dieser  Angelegenheit  faßte. 

Ein  Beweis  dafür  liegt  im  Artikel  98  vom  Jahre  1722/23  vor. 
welcher  festsetzt,  daß  der  für  Ungarn  neu  errichtete  Statthalterei-Kath 
sich  eines  Siegels  zu  bedienen  habe,  welches  mit  dem  des  Kaisers 
übereinstimmt,  auch  den  Adler  aufweist  und  nur,  wie  es  auch 
in  den  übrigen  Erbkönigreichen  und  Ländern  üblich,  im 
Herzschilde  (in  medio)  das  Landeswappen  enthält.  Die  Stände  haben 
das  sicher  nicht  aus  eigenem  Antriebe  vorgebracht,  sondern  thaten  es  auf 
Betreiben  der  Centralregierung,  wol<  hrr  in  diesem  Punkte  Widerstand  zu 
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leisten  sie  wahrscheinlich  nicht  genug  gefaßt  waren.  Und  es  involviert 
dcK'h  diese  unscheinbare  Bestimmung  die  Anerkennung  eines 
^'esamm tstaatlichen  Verbandes,  dessen  natumothwendige  Con- 
scquenzen  zu  ziehen  die  ungarischen  Stände  sich  sonst  sträubten.  ^•'*) 

Eine  Zuschrift  der  landesfürstlichen  Commissäre  Graf  Gundaker 
Starhemberg  und  Graf  Kinsky,  welche  der  Kaiser  nach  seiner  Abreise 
von  PreÜburg  hier  zurückgelassen  hatte,  verständigte  den  Landtag  am 
;l.  Januar  1723,  dali  in  Ungarn  das  Militär  so  wie  es  in  anderen 
Krbländern  (sicut  in  aliis  Provinciis  haereditariis)  vor  sich  geht, 
unterzubringen  und  zu  verpflegen  ist.*®*) 

Deutlicher  aber,  als  jede  Redensart,  spricht  für  die  Wandlung,  die 
in  der  bezüglichen  Anschauung  der  höchsten  Kegierungskreise  während 
des  Landtags  von  1722/23  eintrat,  die  bei  der  Kundmachung  der  damals 
vereinbarten  Gesetz- Artikel  erfolgte  Umgehung  der  ungarischen 
iCanzlei.  Derartiges  kam  zwar  in  absolutistischer  Zeit  auch  schon 
irüher  vor;  aber  unter  Karl  VL,  der  es  sich  angelegen  sein  ließ,  in 
Ungarn  verfassungsgemäß  zu  regieren,  hatte  diese  Abweichung  von 
einem  wohlbegiündeten  Herkommen  die  Bedeutung  eines  principiellen 
Gegensatzes.  *<^^) 

Uebrigens  machte  der  in  iiede  stehende  Landtag  auch  große  An- 
strengungen um  die  nicht  nach  ungarischen  Gesetzen  ver- 
walteten Theile  des  Gebietes  der  ungarischen  Krone  wieder  mit 
dem  Hauptkörper  zu  vereinigen.  Er  sprach  insbesondere  dem 
Fürsten thume  Siebenbürgen  die  Existenzberechtigung  ab,  wollte  auch 
die  Militärgrenze  aufgelöst,  das  Temeser  Banat  an  Ungarn  ein- 
verleibt sehen.  *°**) 

Wie  weit  entfernt  aber  damals  die  Central-Kegierung  von  der 
Erfüllung  dieser  Wünsche  war,  lehrt  nicht  nur  deren  hmgwierige  Ver- 
a*hleppung^<>%  sondern  auch  die  oben  bereits  erwähnte  Einholung 
der  Zu  Stimmung  des  sie benbürgischen  Landtags  zur  Prag- 
niatis<;hen  Sanktion. 

Diese  verlief  nun  allerdings  glätter  als  die  Verhandlung,  welche 
hierüber  mit  den  Ständen  Ungarns  in  und  außer  dem  Landtage  gepflogen 
wurde.  Es  dauerte  kaum  sechs  Wochen  bis  die  drei  Nationen  Sieben- 
bürgens sich  in  dem  Beschlüsse  einigten,  dem  Kaiser  für  die  ihnen  durch 
den  Landcs-Gouvemeur  gemachten,  diesbezüglichen  Eröfl'nungen  zu  danken 
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und  die  nouc  Thronfolge-Ordnung  bedingungslos  als  unabänderliches 
Gesetz  anzuerkennen.  Der  Gouverneur  Graf  Hugo  Daroian  von  Vimioiit 
hatte  ihnen  fVoilich  die  Wirkung  eines  solchen  Beschlußes  noch  ver- 
lockender dargestellt  als  der  Kaiser  den  Ungarn  mit  dem  Rescripte.  das 
diese  einlud,  dem  Länderbunde,  welchen  er  zu  veranstalten  vorhätte, 
beizutreten.  Graf  Virmont  stellte  ihnen  nämlich  eine  Verschmelzung 
und  ein  untrennbares  Aneinanderhängen  aller  Erbköni^: 
reiche  und  Länder  zum  Zwecke  wechselseitiger  und  rezipro- 
ker Vertheidigung  in  Aussicht.  Und  da  sie  ihre  Heimat  als  eine  Vor- 
mauer der  Christenheit  betrachteten,  welche  wider  den  Ansturm  des 
Feindes  derselben  zu  behaupten  außer  ihrer  Macht  liege,  so  freuten  sie 
sich  um  so  mehr  des  ihnen  solcher  Gestalt  verheißenen  Beistands.  **<*) 

Karl  VI.  zögerte  indessen  bis  zum  150.  Dezember  1723  mit  der 
Genehmhaltung  der  Aut\\ort  der  siebenbürgischcn  Stände***),  offenbar 
weil  er  sich  zum  Ansinnen  der  Ungarn,  daß  Siebenbürgen  aufhören  solle, 
ein  Fürsten thum  für  sich  zu  sein,  nicht  in  direkten  Widerspruch  setzen 
wollte  so  lange  Letztere  noch  unter  dem  frischen  Eindrucke  der  auf  dem 
Landtage  darüber  geführten  Debatten  standen. 

In  sachlicher  Beziehung  war  Karl  VI.  so  wenig  als  sein  Bruder 
mit  sich  darüber  im  Unklaren,  daß  die  „Neoacquistica*  ihrer  Widmung, 
wonach  deren  finanzielle  und  militärische  Nutzbarkeit  zur  Entschädigung 
der  nichtungarischen  Länder  für  schon  zu  Gunsten  Ungarns  gebrachte 
und  noch  zu  bringende  Opfer  zu  dienen  hatte,  keineswegs  ent- 
zogen werden  dürfen. 

Eher  fand  er  sich  mit  den  dagegen  remonstrierenden  Ungarn  und 
Kroaten  durch  staatrechtlithe  Zugeständnisse  ab**^),  als  daß  er,  die 
Eigenschaft  des  Gesammtherracbers  verleugnend,  dem  distributiven 
Walten  entsagte,  zu  welchem  die  Verwaltung  jener  Gebiete  durch  die 
Wiener  Hofkammer  und  den  Wiener  Hofkriegsrath  ihm  die  Mittel 
lieferte.**«) 

Er  hielt  auch  an  der  habs})urgis«hen  leberlicferung  fest,  weUlur 
gemäß  die  Krönung  zum  Könige  von  Ungarn  keine  spezifisch 
ungarische  Angelegenheit  ist,  sondern  ein  den  Gesammtstaatan-I 
gehender  Akt. 

Zwar  erschien  er  dazu  in  ungarischer  Tracht***)  und  kümli^^i 
er  im  Voraus  an,  daß  er  sich  fmion   woHo.    wpnn   auch   die  Magnat» ;, 
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in  dieser   sich  dazu  einfinden***):    allein  im  Krönungszuge  ritten  ihmpi^ 
sein   Oberstkämmerer,   Graf  Rudolf  Sigmund   von  Sinzendorf,   und  der 
Hauptmann   seiner  Trabanten-Leibgarde,  Graf  Leopold  Herberstein,   zur 
Seite.    Ihm    voran   ritten   an   der  Spitze  die  Geheimen  Käthe  und,  mit^ij 
diesen  vermengt,  die  ungarischen  Würdenträger,  der  Landmarschall  vonj: 
Niederösterreich  (des  Stammlandes  der  Monarchie),  femer  der  Obersthof- r 
meister    Fürst  Anton   Lieihtenstcin     und    der    Oberststallmcister    Grafi 
l'hilipp  Sigmund  Dietrichstein.     Diesen    folgte   unmittelbar   der  Kaiser. 
Den  Schluß  des  Zuges  bildete  die  Hartschim-Garde  unter  ihrem  Kapitänj 
Grafen  Uhlefeld.    Als  Festordner  waren  in  der  Kathedralkirche  und  auf) 
den  Schaubühnen    sowohl  , deutsche*    als   ungarische   Kavaliere    thätig.j 
Beim  Uebertragen  der  Krone  in  die  Kirche   und   bei  Rückstellung  der-  i 
selben    intervenirten    neben    den    Kronhütem    zwei     »deutsche   Staats-  f 
räthe.**!«) 

Damit  bei  der  Codification  des  ungarischen  Civilrechts, 
welche  der  Landtag  vom  Jahre  1708/15  in  Angriff  genommen  hatte, 
das  Interesse  des  Gesammtstaats  gewahrt  werde,  entsendete  er  in  die 
dazu  bestimmte  Commission  mit  Dekret  vom  21.  Februar  1717  den 
Kath  der  Wiener  Hofkammer  Dr.  Fr.  Jos.  Krapf  und  als  es  sich 
um  die  Schlußredaction  des  von  dieser  Commission  ausgearbeiteten  Ent- 
wurfs handelte,  ordnete  er  mit  Dekret  vom  12.  Februar  1719  an,  daü 
der  hiezu  erkorene  engere  Ausschuß,  dem  auch  der  vorgenannte  Hof- 
kam merrath  angehörte,  in  Wien  zusammentrete,  wo  sowohl  mittels  der 
ungarischen  Kanzlei,  die  daselbst  ihren  Sitz  hatte,  als  auf  anderen  Wegen 
eine  gesteigerte  HeeinfiuOung  in  der  gedachten  Richtung  möglich 
war.»»') 

Der  Commission,  welche  ein  »Systema  in  Politicis,  Oeconomi- 
cis  et  Militaribus*  für  Ungarn  entwerfen  sollte,  wies  der  Kaiser 
unterm  27.  März  1722  den  Referendar  der  Oesterreichischen 
Hofkanzlei  Job.  Georg  Edlen  von  Managetta  und  früher  schon  den 
vorgenannten  Hof  kam  merrath  zu.  Dadurch  wurde  auch  erreicht,  daß 
überspannte  Forderungen,  wie  sie  eine  ständische  Deputation  im  Jahre  1712 
stellte,  indem  sie  z.  B.  einen  besonderen  Kricgsrath  für  Ungarn,  dem 
auch  der  im  Lande  weilende  .fremde  Soldat*  zu  gehorchen  hätte,  und 
die  Besetzung  aller  Generalate  im  Lande  mit  Ungarn  verlangte,  —  nun- 
mehr unterblieben.    Diese  Commission  stellte  es  im  Gegentheilc 
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dem  Ermesseo  des  Kdsen  und  der  kOnfUgeD  Landtage  anheim,  ob  der 
Wiener  Hofkriegsrath  oder  eine  Abtheilung  der  neu  zu  bildenden 
Statt  halterei  fOr  Ungarn  oder  etwa  ein  besonderer  ungarischer  Kriegs- 
raih  die  Milit&r-Gescbäfte  in  Tn^am  zu  besor^^en  hätte.  Sie  widersetzte 
sich  sogar  der  Reactiviening  der  niilitürischen  Hefugnisse  des  Palatins, 
obschon  sie  solche  als  in  seinem  gesetzlichen  Wirkungskreise  gelegen 
anerkannte,  und  hob  die  liechte  hervor,  die  der  König  als  Kriegsherr 
völlig  unabhängig  auszuüben  durch  die  Verfassung  Ungarns  ermäch- 
tiget ist.»»«) 

DafQr  schaltete  sie  ihrem  Elaborate  einen  Abschnitt  ein,  der  die 
Aufscbrift  trägt:  .De  Concursu  Subsidionali  pro  Continus  et 
Praesidiis  Kegni  Hungariac  per  Sacrum  Rom  an  um  Imperium 
et  reliqua  hereditaria  Regna  imo  Provincias  praestando." 
Sie  entwickelt  darin  die  Gründe,  welJhalh  die  genannten  Helfer  in  der 
Noth  sich  auch  künftig  bewogen  finden  dürften,  dem  Königreiche  Ungarn 
bei  Verwahrung  seiner  Grenzen  beizustehen.»»®)  Sie  nimmt  auch  auf 
naohahmenswerthe  Einrichtungen  in  anderen  Provinzen  des  Gesamrat- 
staats  Bedacht,  wie  z.  13.  auf  die  in  Böhmen  geltenden  Vorschrift^^n  zur 
Vergütung  der  durch  Soldaten-Excesse  angerichteten  Schäden  und  legt 
sogar  ihr  Fürwort  zu  Gunsten  der  Aufnahme  junger  Edelleute  aus  Un- 
garn in  die  landschaftliche  Akademie  zu  Wien  ein,  welchen  dort  der 
König  so  lange  bis  in  Ungarn  selbst  für  sie  geeignete  Unterrichts- 
anstalten entstehen,  einige  Freiplätzc  zu  gewähren  sich  herbeilassen 
möchte.»«») 

Konnte  Derartiges  sich  ereignen,  während  der  ungarische  Landtag 
von  1722/23  noch  beisammen  und  dessen  Beschluß  über  die  Pragmatische 
Sanktion  noch  nicht  als  Gesetz  verkündet  war,  so  verstand  es 
sich  gewissermassen  von  selbst,  daß  Karl  VI.  nach  erfolgter  Publikation 
jenes  Beschlußes  nicht  säumte,  daraus  Folgerungen  zu  ziehen,  welche 
uns  über  die  am  Wiener  Hofe  demselben  beigelegte  Tragweite  hin- 
reichend belehren. 

So  entsendete  er  zur  Inauguration  der  ungarischen  Statthalterei  den 
Obersten  Hofkanzler  Grafen  Sinzendorf,  welcher  mit  einer  am 
21.  März  1724  zu  Preßburg  vor  den  versammelten  Räthen  derselben 
und  in  Gegenwart  des  Palatins  gehaltenen  Rede  des  kaiserlichen  Auf- 
trages sich  entledigte.  »2  ^j    Anstoß  erregte  diese  Einmischung  eines  ge- 
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sammtstaatlichcn  Funktionärs  in  ungarische  Angelegenheiten  damals  so 
wenig  als  die  den  Zeitgenossen  gewiß  nicht  entgangene  Thatsache, 
daß  die  ungarische  Statthalterei  der  böhmischen  nachgebildet  war. 
welche  der  mit  der  inneren  Einrichtung  jener  beauftragte  Kath  der  im- 
garischen Kanzlei.  Balthasar  Patacsich,  sich  zum  Vorbild  genommen  zu 
haben  ausdrücklich  erklärte.**!) 

Bald  darauf  begann  eine  Neuerung,  welche  die  Assimilierung 
der  Verwaltung  Ungarns  mit  derjenigen  in  den  österreichischen 
und  böhmischen  Ländern  sehr  zu  fördern  geeignet  war. 

Karl  VI.  bewirkte  nämlich,  daß  Verordnungen,  die  er  für  seine 
österreichischen  Länder  erließ,  nicht  nur  auch  auf  die  böhmischen  an- 
gewendet, sondern  überdies  in  Ungarn  publiziert  und  gehandhabt 
wurden.  So  verhält  es  sich  mit  der  Regelung  der  Zuständigkeit*^^),  mit 
mehreren  Bettler-Mandaten*«*),  mit  der  Ausweisung  und  Verfolgung  von 
Verbrechern  und  mit  der  Gewerbepolizei.***) 

Hinsichtlich  der,  auf  Landesverweisung  lautenden  Erkennt- 
nisse der  Gerichte  und  Polizeibehörden  in  den  Erblanden  außerhalb 
Unganis  wurde  mit  Eriaß  der  ungar.  Statthalterei  vom  11.  Oktober  1725 
bekannt  gegeben,  daß  jedes  derartige  Erkenntniß  als  auch  für 
Ungarn  ergangen  anzusehen  ist.*"*)  Damit  steht  im  Einklänge, 
daß  nun  rasch  auch  die  Freizügigkeit  des  Vermögens  aller 
erbländist^hen  Unterthanen  des  Kaisers,  so  weit  diese  nicht  an  herr- 
schaftlichen Consens  gebunden  waren,  auf  den  Gesammtstaat  ausgedehnt 
und  Ungarn  als  in  dieser  Anordnung  begriffen  ausdrücklich  bezeich- 
net wurde.  Ein  Dekret  der  Oesterreichischen  Hofkanzlei  vom  25.  Juli  172(3 
macht  uns  mit  dem  Beweggrunde  dieser  Maßregel  bekannt.  Es  heißt 
darin:  der  Kaiser  wolle,  daß  .die  Freizügigkeit,  wie  sie  gegen  dero 
übrige  Erbkönigreiche  und  Lande  ertheilt  worden,  auch  gegen  ge- 
sammbten  Königreich  Hungarn  und  denen  Neoacquisti- 
cis  um  so  unbedenklicher  beobachtet  werden  soll,  weil  erwähntes 
Königreich  bereits  vor  einiger  Zeit  die  Successions-Ordnung 
in  dero  durchlauchtigstem  Erzhaus  gleich  denen  übrigen 
dero  Erbkönigreichen  und  Landen  wirklich  angenommen 
hat.*»«') 

In  welchem  i>M  nit  unii  i\.ii>i  ■  uie  an  seinem  Hoflager  befindliche 
Ungarische  Kanzlei  nun  cra-hien,  das  hat  er  durch  die  neue  In- 
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struction,  welche  er  derselben  unterm  11.  Juni  1727  ertheilte,  deutlich 
EU  erkennen  gegeben.  Er  nennt  sie  da  Eine  der  Expeditionen, 
durch  welche  er  seine  Erlässe  hinausgebe,  z&hlt  hiezu  auch  ausdracklich 
Entscheidungen,  welche  die  Wiener  Hofkam  in  er  in  Antrag  zu 
bringen  habe,  und  regelt  das  Vcrhältnili  dieser  Kanzlei  zum  Ge- 
heimen Käthe  so  wie  zur  M  inisterial  -  Konferenz.  Das 
Beieichnendste  aber  ist,  daß  die  Instruktion  außer  seiner  Unterschrift 
die  des  obersten  Chefs  der  Oesterreichischen  Hofkanzlei 
trtgt»") 

Die  Eipansivkraft,  auf  deren  Regsamkeit  diese  Anordnungen  zurflck- 
zufnhren  sind,  hatte  ihren  Sitz  überhaupt  in  der  Oesterreichischen 
Hofkanzlei  und  war  durch  die  im  Jahre  1720  erfolgte  Reorganisierung 
dieser  Centralstclle  gesteigert  worden. 

Dieselbe  bestand  nun  aus  einem  Ersten  und  einem  Zweiten 
Hof-Kanzler,  einem  Hof-Vice-Kanzler  und  9  Räthen.  Der  Erste  Hof- 
Kanzler  behandelte  mit  Hilfe  zweier  ihm  zugetheilter  Räthe  alle  Haus- 
und Staats-Sachen,  insbesondere  die  Bündnisse  mit  fremden  Mächton  und 
die  gesammte  Correspondenz  mit  ihnen,  die  Friedensverträge,  die  das 
regierende  Haus  betreffenden  Heiraten,  die  Bestellung  der  Botschafter 
und  Gesandten,  die  Ernennung  der  Geheimen  Räthe,  die  Feststellung  des 
öffentlichen  Ceremoniells  u.  s.  w.  Er  hatte  bei  den  Staats-  und  Reichs- 
Conferenzen  Sitz  und  Stimme.  Der  Zweite  Hof-Kanzler  besorgte,  von 
den  übrigen  Räthen  unterstützt,  die  Provincialia,  Judicialia  u.  s.  w.  Er 
betheiligte  sich  an  der  Rerision  aller  Vorträge,  Berichte  und  Erlässe  der 
Hofkanzlei  und  unterzeichnete  sie  neben  dem  Ersten  Hof-Kanzler. 
Beide  schwuren  dem  Kaiser  mit  Bezugnahme  auf  alle  staatsrecht- 
lichen Eigenschaften,  die  er  hatte,  Treue  und  gewissenhafte 
Pflichterfüllung.  Ebenso  that  es  der  Hof-Vice-Kanzler,  der  hauptsächlich 
den  zweiten  Hof-Kanzler  zu  vertreten  und  dessen  große  Geschäftsbürde 
zu  erleichtem  berufen  war.  Die  Räthe  der  Hof kanzlei  dagegen  leisteten 
den  Amtseid  nach  einer  Formel,  in  welcher  der  Kaiser  blos  als  „Erz- 
herzog zu  Oesterreich"  angeführt  ist.  Damit  war  den  Ländern, 
auf  welche  ihr  Wirken  hauptsächlich  sich  bezog,  Rechnung  getragen. 
Den  Behörden  dieser  Länder  gegenüber  gab  sich  der  Umschwung,  den 
die  vom  26.  März  1720  datierte  Instruction**')  einleitete,  dadurch  kund, 
daß  jetzt  kein  Erlaß  mehr  die  Unterschrift  eines  Hofkanzleirathes  trug, 
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sondern  jeder  nur  von  einem  der  beiden  »Hofraths-Sekret&re*  gegen- 
gezeichnet wurde.  ^«®)  Auf  diese  Weise  begann  die  Ueberlieferung,  wonach 
es  bestimmte  Länder-Referenten  gab,  die  gleichsam  Vorstände  separater 

K ^  -on   (für  Nieder-,  Inner-   und  Ober-Oesterreich)   waren,  dem  Ge- 

i  >e  der  Zeitgenossen  zu  entschwinden."*) 

Die  also  reorganisirte  Hofkanzlei  entwickelte  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Rechtspflege  und  des  öffentlichen  Sicherheits- 
dienstes eine  überaus  fruchtbare  Thätigkeit.  Es  genügt,  als  Belege 
dafür  hier  folgende  Ausflüsse  ihres  Wirkens  zu  verzeichnen,  denen  ich 
schon  der  Vergleichung  halber,  auch  diejenigen  Anordnungen  beifüge, 
welche  unter  Karl  VI.  vor  dem  Jahre  1720  in  den  gleichen  An- 
gelegenheiten ergangen  sind. 

Der  Regierung  in  Innsbruck  wurde  unterm  IC.  Februar  1712  ein 
Ausweis  über  die  Prozeßrückstände  abverlangt.***)  Am  2.  November  1712 
erhielt  sie  den  Auftrag,  über  die  öffentlichen  Notare  in  den  Oberösterr. 
Landen  zu  berichten.*'*)  Am  12.  November  1712  ergieng  an  die  tirolische 
Landschaft  die  AufTordenmg,  die  Einführung  einer  Landtafel  nach  dem 
Muster  der  böhmischen  vorzubereiten.***)  Am  23.  Juni  1714  wurde  dies 
urgirt.*'*)  Ein  Dekret  vom  2.  September  1716  verlangte  von  der  Inns- 
brucker Regierung  einen  genauen  Bericht  über  die  seit  mehr  als  zwei 
Jahren  anhängigen  Prozesse  und  über  die  Thätigkeit  der  ihr  uut^T- 
geordneten  Gerichte.*'*)  Am  17.  Juli  1717  wurde  ihr  bekanntgegeben, 
daß  die  Gerichte  sich  der  Pupillen  sorgsam  anzuuehmen  hätten.  **7)  Ein 
Erlaß  vom  30.  März  1720  vertagte  die  Einfülirung  der  Landtafel  in 
Tirol  bis  zum  nächsten  Landtage.*»*)  Unterm  10.  Juli  1724  erhielt  die 
tirolische  Landschaft  eine  Mahnung,  mit  der  Revision  der  Landes-Ord- 
uuug  sich  zu  beschäftigen.**»)  Aber  noch  im  Jahre  1732  lag  der  Hof- 
kanzlei kein  Verbesserungs-Entwurf  vor,  und  erachtete  sie  es  für  noth- 
wendig,  Commissäre  zu  bestimmen,  welche  bei  den  Ständen  Tirols  die 
Sache  energisch  zu  vertreten  hatten.  Da  auch  dies  nicht  half,  milderte 
eine  ausführliche  Pupillar-Ordnung  vom  19.  Februar  1738  die  ab- 
sehreckende Strenge  der  Landesordnung  in  Ansehung  der  Pflichten  der 
Vormünder  und  schrieb  dieselbe  den  Obrigkeiten  vor,  genaue  Waisen- 
protokolle zu  führen.**")  Am  2.  April  1720  regte  die  Hofkanzlei  an, 
statt  der  Landtafel  ein  s.  g.  Weisbotenamt,  wie  es  im  Lande  unter  der 
Euns  betitand.  in  Tirol  zu  »Trirbt^Mi  **'1  Am  1.^.  SepteinluT  17:27  theilte 
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sie  der  Regfiening  iu  Innshmok  mit,  dati  der  ihr  von  dieser  abcrschicktc 
Kntwurf  einer  neuen  QeriehU-Ordnung  bereits  in  Ueberlegung  gezogen 
wurde.»*«)  Ein  Hofdekret  vom  27.  Mai  1730  veraulaüte  die  Einholung 
von  (tutachten  bei  der  tirolisi^hen  Landschaft  «ob  nicht  das  Landtafcl- 
Patent  für  Steiermark,  dessen  (Jeltung  donniächst  auf  alle  Innerösterr. 
Lande  erstrei^kt  werden  soll,  sich  zur  Einführung  in  Tirol  eignen  wflrde.***^) 
Dieses  Landt^ifel-Patent  fflr  Steiermark  ist  vom  15.  März  1730 
datiert  und  verfügt  die  Errichtung  eines  s.  g.  Vornierkamts  in  HctretV 
der  landsi'haftlichen  (Jüter,  (iültcn,  Frcihüuscr  und  Hofe.  Es  ward  uutorin 
31.  Oktober  173()  auf  die  Healitüton  der  laudesfflrstlirhen  StMte  uml 
Märkte  ausgedehnt  und  hier  hieß  das  betreffende  Buch  , Grundbuch. *  ***i 
Das  civilgerichtliche  Verfahren  erfuhr  iu  Steiermark  durch  ein  Patent 
vom  24.  Januar  1728  Aenderungeu,  welche  erkennen  lassen,  daU  da> 
bezügliche  Bestreben  der  Hofkanzlei  hier  ständischer  Seits  Unterstützung 
fand.***)  Gleiches  gilt  von  der  Intestat-Erbfolge,  welche  nach  dem  Bei- 
spiele der  für  das  Land  unter  der  Enns  bereits  publizierten  Satzung  mit 
Zuziehung  eines  ständischen  Ausschusses  für  Steiermark  geregelt  wurde. 
Ein  Patent  vom  2f>.  Januar  1729  verkündete  das  Ergebuiß.  **<^)  Die 
Bekräftigung  eines  vom  Erblasser  nicht  durchaus  eigenhändig  geschrie- 
benen Testaments  durch  Zeugen  war  Gegenstand  von  Erwägungen,  die 
der  Kaiser  unterm  19.  November  1708  den  innerösterr.  Gerichtsbehör- 
den auftrug,  deren  Bekanntgabe  nach  Hof  jedoch  lange  auf  sich  warten 
ließ.»*7j 

Für  Krain  kam  ein  Landtafel-Patent  nach  langwierigen  Verhand- 
lungen im  Jahre  1732  zu  Stande.  Die  hiesigen  Stände  beschießen  am 
15.  Februar  1732  dasselbe  in  Druck  zu  legen;  aber  erst  fünf  Jahre 
später  schickten  sie  sich  auf  wiederholtes  Betreiben  der  Hofkanzlei  an, 
die  Landtafel  wirklich  zu  eröffnen,  und  auch  nachher  noch  trug  die 
Hofkanzlei  das  Meiste  zu  deren  Activienmg  bei.****)  Eine  Ermahnung, 
daß  die  landschaftlichen  Käthe  und  Schrannen-Beisitzer  ihre  Amtspflich- 
ten erfüllen  mögen,  hatte  die  Hofkanzlei  schon  unterm  20.  März  1727 
nach  Krain  gerichtet.  Unfleißige  sollten  ihre  Besoldungen  verlieren 
und  die  Absentlisten  nach  Wien  eingeschickt  werden.»**)  Einer  An- 
regung der  Hofkanzlei  ist  es  femer  ohne  Zweifel  zuzuschreiben,  daß  die 
krainer  Stände  am  0.  September  1714  zur  Ausarbeitung  einer  „  Land- 
rech ts-Ordnung*    einen  Ausschuß  einsetzten  und   am    11.   Januar    1719 
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beschlosseD,  es  sei  eine  »Schranuen-Ordnimg*  auf  gleiche  Weise  vor- 
zubereiten. **<>)  Beim  Landtage,  der  im  Februar  1737  zu  Laibach  ver- 
sammelt war,  lief  die  offizielle  Mittheilung  ein,  daß  die  Hofkanzlei  auf 
Einführung  einer  neuen  Erbfolge-Ordnung  bestehe,  die  für  alle  Inner- 
österreichischen  Länder  im  Wesentlichen  gleich  lauten  soll.** ^) 
Dieselbe  erschien  auch  für  Krain  unterm  9.  März  1737  in  der  Form 
eines  vom  Kaiser,  von  den  beiden  Obersten  Hofkanzlem  und  von  einem 
Hofsekretär  unterzeichneten  Patents.***) 

Im  Lande  unter  der  Enns  griff  eine  Reform  des  geltenden  Erb- 
rechts schon  unterm  28.  Mai  1720  Platz,  wobei  die  Hofkanzlei  sich 
gleichfalls  offen  zur  Urheberschaft  bekannte.**')  Mit  Kundmachung  vom 
21.  Dezember  1731  gab  die  .Regierung*  in  Wien  eine  neue  Advokaten- 
Ordnung  bekannt,  die  zwar  als  ihre  Vorschrift  sich  darstellt,  jedoch 
gewiß  nicht  ohne  Vorwissen  der  Oesterr.  Hofkanzlei  erflossen  ist***)  und 
unterm  14.  Dezember  1736  über  Allerhöchsten  Auftrag  durch  Einfüh- 
rung des  mündlichen  Bagatell-Verfahrens,  durch  Beschrünkunt^  der  Zahl 
der  Advokaten  u.  s.  w.  ergänzt  wurde.***) 

Faßt  man  die  vorangeführten  Reformen  des  Gerichtsverfah- 
rens ins  Auge,  so  findet  man,  obschon  sie  nur  Bruchstücke  sind,  durch 
sie  bestätiget,  was  zu  Anfang  des  Jahres  1724  verlautete,  nämlich  daß 
Karl  VI.  damals  entschlossen  war,  zur  Beschleunigung  der  Rechtspflege 
in  allen  seinen  Ländern  (die  der  ungarischen  Krone  ausgenommen) 
eine  und  dieselbe  Prozeß-Ordnung  einzuführen,  durch  welche 
alle  nicht  damit  übereinstimmenden  Landes-Ordnungen  und  Ciewohnheiten 
außer  Kraft  gesetzt  werden  sollten.**«) 

Auf  das  Vorhaben,   ein  Allgemeines  bürgerliches  üe>eiz-d| 
buch  herzustellen,   weist   vielleicht  der  unterm    14.  Juni  1738  an  die' 
Innsbrucker  Regiening  ergangene  Aufkrag  hin,  alle  in  Ober-  und  Vor- 
der-Oesterreich  geltenden  Partikular-Statuten  abschriftlich  vorzulegen.**') 

Vom  (ivilrechtlichen  auf  das  strafrechtliche  Gebiet  übergehend, 
verzeichne  ich  folgende  Verordnungen,  durch  welche  die  Allgemeinheit 
der  betreffenden  Maßre^'elii  zumeist  in  ein  noch  klareres  Licht  gestellt 
wird,  als  es  bei  den  voran^'eführten  Reformen  der  Fall  ist: 
1713,  8.  März,  15.  Mai.  Karl  VI.  wahrt  seine  Justizhoheit  indem  er 
in  Nieder-  und  Inner-Oesterreich  auf  Beschleunigung  der  Straf- 
prozesse driiitft. '^'*) 
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1713,  2.  August  Erkundigung  nach  den  Sträflingen  in  den  Ober-  und 
Vorderöstenr.  Landen.  ^^*) 

1710,    11.  Februar.     Arbeitsfähige  Sträflin^'e,   die   zur  Zachtigung  und 

fluides  Verweisung  verurtheilt  sind,  können  auch  nn  (Galeeren  (als 

Kuderknechie)  abgegeben  werden.  ^^*^) 
1716,    12.  Februar.     Der  Kaiser  will,  daß  diese   zunüchst  für  Nieder- 

Oesterreich  gegebene  Vorschrift  auch  in  den  Ober-   und  Vorder- 

österr.  Landen  befolgt  werde.*®*) 

1716,  1.  April,  13.  Mai,  15.  August.  Ueber  die  Gefangenen  und  ins- 
besondere die  Ursache  ihrer  Oefangenhaltung  in  diesen  Ländern 
sind  an  die  Hofkanzlei  Auskünfte  zu  crtheileu;  11.  Juli  beschränkt 
die  , Regierung"  zu  Graz  zu  Folge  Auftrages  der  Hofkanzlei  ffir 
Inner-Oesterreich  diese  Verpflichtung  auf  die  Criminal-Delictc, 
die  aber  stets  zu  schildern  sind.***) 

1717,  3.  Februar.  In  Erledigung  der  darüber  erstatteten  iioriihte  werden 
mehrere  Abgeurtheilte  begnadiget,  die  vorgelegt«Mi  rifl.».!!»»  ;.K..r 
einer  strengen  Kritik  unterzogen.** 3) 

1717,   21.  April.  Dem  zu  Graz  seßhaften  Bannrichter  wird  em  zweiter 

Richter  dieser  Art  beigeordnet.***) 
1717,   24.  Mai.    Ausdehnung  der  Anwendbarkeit  der  Galeerenstrafe  auf 

Innerösterreich.***) 

1726,  17.  August.  Anfrage  der  Hofkanzlei,  ob  nicht  zur  Galeerenstrafe 
imtaugliche  Delinquenten,  die  im  Lande  unter  und  ob  der  Enns 
jetzt  zu  anderer  Arbeit  angehalten  werden,  auch  in  den  Ober- 
und  Vorderösterreichischen  Landen  auf  gleiche  Weise  zu  bestrafen 
wären?**«) 

1727,  23.  Juni.  Die  niederösterr.  „Regierung**  wird  angewiesen,  die  Ein- 
fQhrung  der  Strafe  „ad  metalla*  d.  h.  der  Verurtheilung  zur 
Zwangsarbeit  in  den  Bergwerken  als  vom  Kaiser  beschlossen 
bekannt  zu  geben,  wobei  die  Oesterr.  Hofkanzlei  bemerkt,  sie 
pflege  um  „eine  Gleichförmigkeit  der  Gesetze*  her- 
beizuführen, mit  der  kgl.  böhmischen  Hofkanzlei  das  Ein- 
vernehmen.**^ 

1727,  Juli  bis  Dezember.  Erhebungen  in  Inner-Oesterreich  Ober  diesen 
Gegenstand.***) 
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1727,  13.  September.  Einführung  dieser  Strafe  für  Sträflinge  aus  Ober- 
und  Vorder-Oesterreich.  Doch  möge,  da  in  den  ungarischen 
Bergwerken  kaum  ausreichender  Platz  für  die  aus  Nieder-Oester* 
reich  dahin  abzugebenden  Delinquenten  ist,  für  die  vorbezeichnete 
Beschäftigung  Jener  in  ihren  Heimatländern  gesorgt  und  daneben 
immerhin  die  Galeerenstrafe  oder  <lio  Anhaltung  zur  Schanz- 
arbeit verhängt  werden.  *«•) 

1729,  15.  Juni.  Die  Hofkanzlei  verlangt  von  der  »Regierung*  in  Inns- 
bruck Auskunft,  ob  nicht  das  «Stäupen*  als  Strafe  abgeschaflft 
werden  könnte?  *'<>) 

173G,  4.  Juli.  Patent  wider  die  außerehelichen  Schwängei-ungen  für 
die  Nieder-,  Inner-,  Ober-  und  Vorder-Oesterr.  Lande.  *'*) 

173G,  11.  August.  Die  Hofkanzlei  verlangt  von  der  , Regierung*  zu 
Innsbruck  viert  1jährige  Berichte  über  den  Stand  der  im 
dortigen  Untersuchungs-Geftngnisse  befindlichen  Personen,  damit 
sie  so  vom  Gange  der  Strafrechtspflege  fortwährend  Kenntniß 
erlange.  *^*) 

173G  erscheint  zu  Linz  eine  Sammlung  der  „in  Criminal-Vorrallen- 
heiten  neuerlichst  gemachten  Satzungen*  für  das  Land  ob  der 
Enns.  »'3^ 

1737,  20.  November.     Anfrage   der  Hofkanzlei  bei    der  Innsbrucker 
.Regierung*,  ob  ein  für  Innerösterroich  in  der  Vorbereitung  be- 
griffenes Patent  wider  Zweikämpfe*^*)  auch   für  Tirol   und  die 
Vorlande  anwendbar  wäre?  *^*) 
Die  Oesterreichische  Hofkanzlei,  die  sich  nun  gerne  den  Anschein 

•1er  Allgegenwart  gab  *^^)  und  aus  den  ihr  zugehenden  Berichten  der 

!••  ' !!  /!  Ihehörden  Stoff'  zu  zahllosen  Spezial-Erhebungen  schöpfte,  denen 

dtrlii  i        '  'i'lungen  folgen  *"),  gewann  bei  diesem  Nachforschen  bald 

die  Ir*  >ngi  dalU's  den  Richtern  mitunter  an  der  gehörigen 

achbildung  fehle.     Um  diesem  Mangel  abzuhelfen  drang  sie  vom 
ihre  1733  an  allenthalben  auf  die  Bestellung  «gelehrter*  Richter  oder 

machte  sie  wenigstens  die  Verleihung,  beziehungsweise  Bekleidung  wich- 

Hi^'erer  Justizämter  von  dem  Nachweise  einer  aus  den  Rechtsftchem  be- 
audenen   Staatsprüfung  abhängig.  ^7*)    Sie  bewirkte  damit,  daß 

auch  in  Böhmen  und  in  Mähren  die  gleiche  Vorsorge  Platz  griff.  >'•) 
Hatte  aber  die  Aufmerksamkeit  der  höchsten  Regieniugskreise  ein- 

biürrmaDD.  ÜMck.  der  A«l»rT    ÜMUBiiMMUid»«.  II    Abth  f) 
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mal  dem  BüduDgsbedflrftiisse  dcb  sugewendet,  so  war  die  einheit- 
liche Reform  der  zu  dessen  Befriedigung  bestimmten  Lehr- 
anstalten eine  noth wendige  Consequenz  der  Auffassung  ihres  Berufes, 
wonach  sie  die  Ober-Aufsicht  des  Staates  systematisch  zu  bekuudeu  hatt* 

Hieraus  erklärt  sich  der  mit  Patent  vom  16.  November  1785  vei 
lautbarte,  allgemeine  Studicn-Plau  ^^°)  und  die  ganze,  auf  dessen  Durcli- 
fQhrung  gerichtete  Th&tigkeit  der  Oesterr.  Hofkanzlei,  mittels   welch«  i 
sie   mehr  als  je  zuvor   als  Ministerium   des  Unterrichts  sich 
im  Staatsleben  bemerkbar  machte.  ^^^ 

Rasche  Erfolge  erzielte  sie  Qbrigens  nicht  in  dieser  Eigenschalt 
wohl  aber  als  Hflterin  der  allgemeinen  Sicherheit  und  al 
oberste  Pflegschaftsbehörde,  die  der  Armen  sich  anzuuehmeu  hatte. 

Schon  drei  Jahre  nach  der  ersten  Veranstaltung,  welche  sie  traf 
um  die  ArmeupÜege  mit  den  Forderungen  des  Sicherheitsdienstes  in 
Einklang  zu  bringen,  kam  (1727)  eine  „mit  gemeinschaftlichem 
Einverständniß  der  Erblande  concertirte  Schub -Ordnung* 
zur  Säuberung  des  Staatsgebiets  von  ausländischen  Bettlern  und  Müßig- 
gängern zu  Stande.  ^*-)  Daß  damals  auch  das  Verhalten  der  einzeluen 
Bestandtheile  des  altösterreichischen  Staatsgebietes  zu  einander  in  Bezug 
auf  die  den  Armen  gegenüber  bestehende  Versorgungspfliclit  geregelt 
wurde,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Es  wurde  damals  der  Grundsat. 
aufgestellt,  daß  jedes  Land  die  ihm  der  Geburt  nach  angehörenden 
Armen  zu  versorgen  und  die  dem  gemäß  von  anderen  Provinzen  ihm 
zugeschobenen  unweigerlich  aufzunehmen  habe.  *«5)  Die  überein- 
stimmende Handhabung  dieser  Norm  stieß  allerdings  auf  Schwierig- 
keiten; doch  schärfte  die  Oesterreichischc  Hofkanzlei  dieselbe  immer  vom 
Neuen  den  renitenten  Ländern  ein  ^***)  und  empfahl  sie  die  in  den  füg- 
samen zur  Geltung  gebrachten  Nonnen  zur  Nachbildung,  damit  so  end- 
lich ein  gedeihliches  Zusammenwirken  auch  im  Innern  des  Staates  sich 
ergebe.  ***) 

Damit  hängt  die  Einführung  der  Zwaugs-Arbeiis-ii unser 
zusammen,  mit  welcher  sich  zu  befassen  die  einzelnen  Provinzen  ilnr.  h 
die  Hof  kanzlei  unablässig  ermahnt  wurden.  ^^^) 

Der  Sanitätsdienst  in  Bezug   auf   ansteckende    Krank*!  , 
heiten,  deren  verheerende  Wirkungen,  wie  namentlich  die  der  orientali- 
schen Pf'st.  umfassende  Maßregeln  und   große  Strenge  nöthig 
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machten,  war  der  Oesterreichischen  Hofkanzlei  schon  von  früher  her  ent- 
zogen. Die  Hofcommission  in  Sanitätssachen,  welche  die 
bezüglichen  Vorkehrungen  zu  beantragen  hatte,  stand  direkt  unter 
dem  Kaiser,  welcher  die  von  ihm  gutgeheißenen  Anträge  als  Ge- 
sammtherrscher  in  Befehlsform  den  verschiedenen  Hofkanzleien  bekannt 
gab  »8  7)  und  zur  genauen  Einhaltung  dieser  Normen  regelmäßig  des 
Militärs  sich  bediente.  *»«)  Der  Hofkriegsrath  hatte  sogar  die  Con- 
tumaz-Aerzte  zu  bestellen  ^^%  während  die  Erbauung  und  Instand- 
haltung der  Contumaz-Häuser  theils  Sache  der  Wiener  Hofkammer  *'°), 
theils  eine  Obliegenheit  der  Stände  einzelner  Provinzen  war,  welche  die 
iumit  verbundenen  Kosten  dem  Gesammtstaate  aufzubürden  für  gerecht- 
fertiget hielten.  ^^')  Sie  anerkannten  so,  daß  es  auch  im  Innern 
Interessen  gebe,  welche  zu  wahren  der  Gesammtstaat 
berufen  sei;  allein  ein  Theil  der  Provinzen  versagte  die  ihm  dies- 
falls obliegende  Mitwirkung  und  der  Oesterr.  Hofkanzlei  standen  wenig 
Zwangsmittel  zu  Gebote,  um  derartige  Versäumnisse  hintanzuhalten. 

War  ihr  auf  diesem  Gebiete  Erhebliches  zu  leisten  versagt,  so 
wetteiferte  sie  desto  wirksamer  auf  dem  des  Verkehres  mit  der 
Wiener  Hofkammer,  insofeme  es  galt,  den  Bestandtheilen  des  ,erb- 
ländischen"  Staates  den  Austausch  ihrer  Erzeugnisse  oder  die  Theil- 
nahme  am  Gewinne,  welchen  der  Durchfuhrhandel  abwarf,  zu  erleichtem. 

Was  letzteren  Zweck  betrifft,  so  entfernte  man  sich  zwar  bei  der 
Wahl  der  dazu  angewendeten  Mittel  d.  h.  bei  Begründung  derselben 
von  der  Gesammtstaatsidee.  Man  verleugnete  sie  sogar  in  formeller  Hin- 
sicht indem  man  aus  diesem  Anlasse  (und  unter  diesem  Gesichtspunkte) 
das  ganze  nördlich  von  der  Donau  gelegene  Staatsgebiet 
im  Verhältnisse  zu  dem  südlich  davon  sich  erstreckenden  Gebiete 
als  Ausland  erklärte. 

Es  geschah  dies  bei  den  Berathungen,  welche  eine  , Tarif-  tmd 
(ommerzien- Hofcommission*  im  Sommer  1723  zu  Graz  hielt,  und 
erhellt  am  besten  aus  dem  von  dieser  Commission  gebilligten  Berichte 
des  Vertreters  des  Herzogthums  Krain  in  Mitte  derselben,  in  welchem 
es  heißt:  Nachdem  der  Kaiser  den  Wunsch  geäußert  hat,  daß  „die 
innerösterr.  Meerporten  und  Lande  mit  denen  böheimischen,  mährischen 
und  schlesischen  Landen  in  puncto  commercii  mutui  vereiniget  werden', 
dies  aber  (bei  der  Höhe  der  Frachtkosten)  nur  möglich  ist,  wenn  man 

6* 
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letttere  Laude  der  Be^^Onstigung,  von  den  betreifenden  Waaren  blos  die 
Transitomauth  lahlen  zu  dQrfen,  theilhafüg  macht,  und  diese  Begünsti- 
gung nur  dem  Auslände  zusteht:  so  erübrigt  nichts  Anderes,  denn  jeii> 
Lande  als  fremde  zu  betnuhtcu.  Der  Intention  des  Kaisers  werde  dem 
nach  am  besten  dadurch  eutsprochcn,  dal!  man  „gleich  wie  ad  orienteii. 
et  meridiem  das  Meer  dcu  Unterschied  macht,  wonach  alle  Aber  das- 
selbe liegende  L&nder  vor  frembde  gehalten  werden,  als  iugleichen  auch 
ad  occidentem  das  Salzburgische,  nordseits  aber  die  Donau  pro  limite 
in  villbesagtem  Trausitohandel  angenommen  und  also  alle  Aber  die 
Donau  parierenden  Waaren  als  frembde  angesehen,  folglich  von 
denselben  mehrers  nicht,  als  die  geringe  Mauth  des  Transito  primae 
claßis  abgefordert  werde.'  ***) 

Die  Commenien-Hauptcommission  in  Wien  pflichtete  am  27.  Juni  1 724 
unter  dem  Vorsitze  des  Obersten  Hofkanzlers  Grafen  Sinzendorf  diesem 
Vorschlage  gleichfalls  bei.  Dem  Kaiser  scheint  jedoch  das  beantragte 
Mittel  nicht  zugesagt  zu  haben.  Statt  davon  Gebrauch  zu  macheu 
ordnete  er  unterm  29.  Oktober  1723  im  Gegensatze  dazu  die  Reci- 
procität  in  Handelssachen  zwischen  Mähren  und  dem 
Erzherzogthume  Oesterreich  an  ^^^^  und  plante  er  gleichzeitig 
eine  Ausdehnung  dieser  W^echselbeziehungen  indem  er  die  Zwischen- 
zolllinie, welche  Möhren  von  Böhmen  schied,  aufzuheben  versprach.  *•*) 

Ein  Patent  der  Grazor  Hofkammer  vom  27.  März  1728  verlaut- 
barte,  dalJ  es  mittler  Weile  gelungen  war,  ein  dem  oben  bezeichneten 
Zwecke  besser  dienendes  Mittel,  als  das  Schaffen  künstlicher  Gegensätze  ge- 
wesen wäre,  ausfindig  zu  machen.  Zur  Befördening  des  Universal- 
Transits  wurden  nunmehr,  wenn  gleich  vorerst  nur  provisorisch,  alle 
aus  den  böhmischen  und  österreichischen  Erblanden  nach  den  genannten 
Seehäfen  und  umgekehrt  verfrachteten  Waaren  von  den  Transito- 
zöUen  befreit.»»*)  Und  wenige  Wochen  später,  am  18.  Juli  1728. 
dehnte  ein  Hofkanzlei-Patent  das  Waaren  -  Einfuhr  -  Verbot, 
welches  zum  Schutze  der  heimischen  Industrie  zuvor  schon  für 
die  böhmischen  Länder  und  für  Niederösterreich  ergangen 
war,  auf  ganz  Inner-Oesterreich  aus,  um,  wie  die  HofkanzUi 
da  den  Kaiser  sagen  läßt,  , zwischen  Unseren  gesambten  Erbländern 
eine  nnr  immer  mögliche  Uniformität  beizubehalten.*  *»^) 

üeber   <V]p    in    Ansehung  gewisser   Producte   erfolgte   Vereinigung 
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der  bdmischen  und  österreichischen  Erblande  zu  Einem  Zollgebiete  be- 
lehrt uns  des  Näheren  das  Rescript  an  die  Ministerial-Banko-Deputation 
vom  27.  Januar  1729,  worin  auf  eine  unterm  21.  Februar  1728  pub- 
licirte  kaiserliche  Entschließung  und  auf  eine  Erläuterung  derselben  Be- 
zug genommen  ist.  »*')  Daran  reihen  sich  das  vom  gleichen  Bestreben 
Zeugniü  gebende  Transit-Patent  für  Mähren  vom  11.  November  1730, 
die  Vectigal-Ordnung  vom  17.  August  1731  »»»),  das  Transit-Patent  für 
Inner-Oesterreich  vom  9.  Nov.  1731,  das  erneuerte  Zoll-Mandat  für  Böhmen 
vom  17.  Sept.  1737  und  ein  solches  für  Schlesien  vom  1.  Juli  1739.  »»^) 

Nur  die  Einbeziehung  Tirols  in  den  allgemeinen  Keform-Plan, 
der  die  Zollgrenzen  an  den  Saum  des  österr.-böhmischen 
Staatsgebiets  zu  verlegen  bezweckte,  bereitete  Schwierigkeiten, 
lic  auch  noch  lange  nachher  nicht  überwunden  werden  konnten.  Ver- 
i,'ebcns  äulierte  der  Assessor  der  Triester  Co mmerzial- Intendanz  Franz 
Heinr.  von  Reygersfeld  im  Jahre  1736  bei  einer  in  Graz  stattgehabten 
Berathung  über  einen  Üniversal-Zoll-Tarif  gerade  in  Bezug  auf  die  von 
'  »berösterreichischer  Seite  zu  gewärtigenden  Einstreuungen:  »Meiner 
Meinung  nach  wäre  das  Mauthwesen  am  besten  einzurichten,  wenn  alle 
in  einander  liegende  kayserliche  Länder  also  tractieret  wurden,  als  ob 
Ein  Land  allein  (vorhanden)  wäre.**®<>)  Zwei  Jahre  später 
brach  derselbe  in  Klagen  über  die  .Favorisierung  Tirols*  aus,  welche 
PS  ermögliche,  daß  Venedig  fortan  den  Seehäfen  Triest  und  Fiume 
oine  empfindliche  Concurrenz  bereitet*®*)  Die  einzige  das  Zollwesen 
l)etreflfende  Mahnung  an  den  Zusammenhang,  in  welchem  Tirol  staats- 
rechtlich mit  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  stand,  war  ein  kaiser- 
licher Befehl  vom  30.  April  1740,  dem  zufolge  die  im  Zoll-Mandate 
für  Böhmen  von  1737  enthaltenen  Strafbestimmungen  für  Contra- 
bandfallc  auf  die  in  Tim!  sich  ereignenden  Fälle  dieser  Art  anzuwenden 
waren.  *"=«) 

Die  Länder  der  un^';i  i  i -«  h»  n  Krone  blieben  freilich  von  jener 

rni    völlig   unberührt.     Ihr  Handel   war   im  Gegentheile   trotz 

r  Friedens  vom  Jahre  1606,  der  ihnen  Verkehrserleichtenmgen 

\\»  Nn   verheißen   hatte •®*),    fortwährenden   Beeinträchtigungen 

von  Seite   der   niederösterreichischen   nnd   steiermärkischen  Stände  aus- 

LTcsetzt  **'*).  Er  erfuhr  auch  in  der  Richtung  gegen  die  Länder  der  böhmi- 

M'hen  Krone  keinerlei  Förderung*'**)   und   litt    nirht    wenig  durch   die 
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RapressaUen,  welche  ungarischer  wie  kroatischer  Seit«  in  den  ver- 
schiedensten Formen  geObt  wurden. '®')  Der  Wiener  Hof  kammer  er- 
schien es  wohl  allzu  gewagt,  sich  in  den  Kampf  dieser  widerstreitenden 
Interessen  zu  mengen.  Sie  verzichtete  daher  lieber  auf  Reilegungs- 
Versuche  und  hatte  auch  sonst  Ursache,  sich  dicsfalN  \rA«\y  zu  ver- 
halten. ««0 

Durchgreifender  wirkte  die  Beflissenheit  der  Wiener  Hofkammer, 
der  Ausartung  des  Zunftwesens  entgegenzutreten,  ob- 
schon  sie  damit  Conflikte  heraufbeschwor,  zu  deren  Beilegung  es  häufiger 
noch  eines  Machtworts  bedurfte. 

Begonnen  wurde  die  bezügliche  Action  mit  der  im  Jahre  1724 
eingeleiteten,  statistischen  Erhebung  Aber  die  vorhandenen  Gewerbe- 
üeibenden,  bei  welchem  Anlasse  schon  der  Entschluß  des  Kaisers,  nicht 
nur  für  seine  österreichischen  Erblandc  sondern  auch  fürt 
seine  Erbkönigreiche  und  sonstigen  Ländereine  „General-i  ^ 
Gewerbe-  und  Zunft-Ordnung"  zu  erlassen,  angekündigt  wurde.  *®*)| 
Ihren  Abschluß  fand  dieselbe  im  Jahre  1732,  wo  der  Kaiser  in  einer 
Kesolution  vom  12.  Dezember  es  als  eine  Thatsache  bezeichnen  konnte, 
daß  die  Handwerker-Ordnung,  die  er  zuerst  unterm  18.  April  173:: 
für  das  Erzherzogthum  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns  in  Wirk- 
samkeit gesetzt  hatte,  ,in  allen  kaiserlichen  Erblanden  durch  öffent- 
lichen Druck  und  gewöhnlichen  Ruf  publiziert*'  sei.  Damals  betonte 
er  auch  sein  Verlangen,  daß  dieselbe  „quoad  substantiam  durch- 
gehends  uniformiter  ausgeführt  und  beobachtet  werde."  *<*•)  Auch 
Tirol  machte  hie  von  keine  Ausnahme.  Die  Oesterreichische  Hof- 
kanzlci  gab  vielmehr  schon  im  Jahre  1726  den  dortigen  Behörden 
deutlich  zu  verstehen,  daß  die  tiroler  Zünfte  ihre  Sonderstellung  nicht 
würden  zu  behaupten  vermögen,  indem  sie  unterm  11.  Mai  an  die  be- 
treffenden Landesstellen  die  Anfrage  richtete:  ob  nicht  gewisse  Ein- 
richtungen der  Lederer-Zünfte  dort,  sowie  es  in  Steiermark,  Kärnten 
und  Krain  auf  Antrag  der  Wiener  Meister  bereits  geschehen  ist,  ab- 
geändert werden  könnten? *^o)  Nur  suchte  die  Hofkanzlei,  als  es  sich 
um  die  Feststellung  des  Textes  der  neuen  Handwerker-Ordnung  für 
Tirol  und  die  Verlande  handelte,  die  dortigen  Stände  und  Landesstellen 
dadurch  zu  rascherem  Eingehen  auf  das  zunächst  in  Niederösterreicli 
/Ml  Anwendung  gebrachte  Prototyp  zu  bestimmen,   daß  sie  ihnen  nicht 
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das  betreffende  Patent  für  Niederösterreich,  sondern  die  im  Wesent- 
lichen damit  gleich  lautende  Handwerker-Ordnung  fOr  das  römisch- 
deutsche  Reich  als  Vorbild  übermittelte.  ** 0 

Was  die  Maße  und  Gewichte  anbelangt,  so  bemQhte  sich 
Karl  VI.  im  Bereiche  seiner  österreichischen  Erbländer  eine  durch- 
gängige Gleichheit  zu  bewerkstelligen.«*«)  Beim  Verrufen  gering- 
hältiger,  ausländischer  Münzen  aber  hatte  er  es,  wie  erwähnter- 
maßen bei  seinen  sicherheitspolizeilichen  Vorkehrungen  und  bei  der 
Regelung  der  Zünfte,  auch  auf  die  Länder  der  ungarischen 
Krone  abgesehen,  wo  er  im  Jahre  1725  in  diesem  Punkte  die  näm- 
liche »Verfassung*  befolgt  zu  sehen  wünschte,  welcher  vorher  schon  in 
Böhmen,  Nieder-  und  Inner-Oesterreich  Geltung  verschafft  worden  war 
und  über  deren  Einführung  in  Ober-  und  Vorder-Oesterrcich  er  gleich- 
zeitig den  dortigen  Behörden  Vorschläge  abverlangte.*") 

Auch  auf  ein  gleichförmiges  Gepräge  der  Münzen,   die^ 
seinen  Namen  trugen,  war  er  bedacht.***) 

Nicht  minder  centralistisch  behandelte  er  das  Postwesen. jl 
Schon  im  Jahre  1718  ließ  er  in  Tirol  und  in  den  Vorlanden  Erliebungen'  ^ 
pflegen  über  die  Ausdehnung  der  dortigen  Postprivilegien  und  den  Zu- 
sammenhang der  dortigen  Postanstalten  mit  der  deutschen  Reichspost. 
Die  Wiener  Hofkanzlei  einbegleitete  das  von  der  Hofkammer  entworfene 
Fragen-Schema  im  Namen  des  Kaisers  mit  den  Worten:  «Nachdem 
Wir  das  Postwesen  in  Unseren  Erbkönigreicheu  und 
Landen  in  einen  verläßlichen  Gang  zu  setzen  des  A.  g.  Vorhabens 
sind.****)  Die  einschlägige  Belehnung  der  gräflichen  Familie  Paar, 
kraft  welcher  diese  in  Ungarn,  Böhmen,  Mähren,  Nieder-  und  Inner- 
Oesterreich  das  Postregal  ausübte,  wurde  nicht  nur  nicht,  wie  es  die 
Ungarn  wünschten,  rückgängig  gemacht,  sondern  im  Gegentheile  durch 
einen  am  1.  Juli  1722  mit  ihr  abgeschlossenen  Rezeß  bestätigt  und  ihr 
das  Rocht,  die  niederen  Postbedienstungen  in  allen  jenen  Ländern  zu 
vergeben,  ausdrücklich  gewahrt.  Allerdings  sollten  die  Erträgnisse  der 
PoHtanstalten  künftighin  (gegen  eine  der  Familie  Paar  bewilligte  Ab- 
findung) dem  Staatsschatze  zu  Gute  kommen  und  die  Wiener  Hof- 
kammer die  Oberleitung  besorgen.  •*•)  Diese  errichtete  sofort  5  Haupt- 
postämter: zu  Prag,  Brunn,  Linz,  Graz  und  Ofen.  **^  Sie  führte  auch 
im  ganzt^ii  I*aar*8chen  Postgebicte  das  gleiche  Brief-Porto  oin**''^  brachte 
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neue  Postkur^«  i-    «nncn  zwischen  Wien  und  Innsbruck»*')  und 

vier  in  Siebenbürgen  **%  tu  Stande  und  crbob  bald  darauf  das  Wiener 
Haupt- Postamt  zur  obersten  Directionsbchörde  für  das  gesammto  Post- 
wesen in  den  vorgenannten  Ländern.  ***)  Das  Postregal  aber  ward  zum 
Staats-Monopol  verscbärft,  so  daß  es  den  Verkehr  gewaltig  beeinflußte 
und  das  Ansehen  der  kaiserlichen  Postbediensteten  merklich  wuchs.  **') 

Was  die  sonstigen  Communikat  ionsmittol  im  Innern  des 
Gesammtstaats  betrifft,  so  geschah  unter  Karl  VI.  viel  zu  deren  Ver- 
mehrung und  Verbesserung.  In  Ungarn  wurden  Kanäle  projectirt  und 
gebaut«««),  auch  einzelne  Straßenzöge  in  guten  Stand  gesetzt««*),  Fluß- 
regulirungcn  in  Angriff  genommen  ^^'*);  ebenso  in  den  angrenzenden 
Pronnzen  Flüsse  schiffbar  gemacht* ''«),  Kanal  Verbindungen  vorbereitet^^') 
und  StraÜcnbautcn  gefördert.  ■-^»)  Doch  nur  ausnahmsweise  ging  man 
dabei  nach  einem  die  Länder  verbindenden  Plane  vor  «*»)  und  das  wirk- 
lich Erreichte  blieb  weit  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurück. 

Freundnachbarliche  Beziehungen  zumal  sind  selten  daraus  er- 
wachsen, ^'o)  Wo  sie  keimten,  dort  zügclten  sie  einigermaßen  die 
Selbstsucht,  mit  welcher  die  Stände  der  einzelnen  Länder  ihre  Finanzen 
verwalteten  und  auch  die  Kammern  des  Staates  ihre  Einnahmen  zu 
steigern  trachteten  ohne  die  nationalökonomische  liOckwirkung  dessen 
<kh  vor  Augen  zu  halten.  ^•''O 

l'eberhaupt  war  das  Finanzwesen  auch  dann,  wenn  in  ihm  die 
Gesammtstaatsidee  sich  offenbarte,  ein  schlechter  Kitt  für  die  Bestand- 
theile  des  Staates,  die  es  zwar  umklammerte,  deren  Bewohner  jedoch 
gegen  jene  Idee  dadurch  eingenommen  und  sogar  unter  sich  verfeindet 
wurden. 

Diese  Bedeutung  kommt  namentlich  dem  Tabak-  untl  dem 
Sa Initer- Monopole  zu. 

Zur  Ausbeutung  des  Letzteren  bediente  sich  die  Regierung  be- 
stimmter, von  ihr  mit  Erlaubnißscheinen  ausgerüsteter  Leute,  welche  in 
dem  einen  oder  anderen  der  vielen  Bezirke,  in  welche  zu  diesem  Ende 
der  Gesammtstaat  eingetheilt  war,  als  Salnitergräber  auftraten  und  die 
Autorität  der  Centralgewalt,  als  deren  Sendboten  sie  erschienen,  häutig 
blosstellten,  so  daß  diese  durch  Entsendung  solcher  Vollmachtträger 
den  Haß  der  betreffenden  Haus-  und  Grundbesitzern  sich  zuzog, 
woran    die    Besitzst^rer,     in     magyarischen    Gegenden    meist    Slaven 
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und     unter    Slaven     meist     Deutsche,     begreiflicher    Weise    partizi- 
pierten. ^3-^)  - 

Das   Tabakmonopol,   im  Jahre  1723  der  Wesenheit  nach  ein- j\ 
geführt^»')  und  1725  präcis  als  das  bezeichnet*'*),   machte  gleichfalls 
in   sämmtlichen  Theilen   des   Oesammtstaats  den  Einfluß  ^cr^Cfntral- 
gewalt,  aber  auf  eine  lästige  Weise,  fQhlbar.     Da  die  Finanz  Verwaltung 
nach   dessen   Einführung  einzelnen  Gegenden  Zugeständnisse  gewährte, 
die  sie  anderen   verweigerte"*),   weckte  sie  den  Neid  und  die  Strenge, 
womit  sie  auf  Tabakschwärzer  fahndete,  erzeugte  Unfrieden,  wenn  nicht 
Aergeres.  '^^*')     So  waren   die  Symbole  in  Oestalt  des  mit  dem  österr.    • 
Mittelschildc  geschmückten  Adlers,   welche   von  den  tiroler  Bergen  bisyl 
zu  den  siebenbürgischen  Kar])athen   bei  der  Administration   des  Tabak- 
geßlls  in  Anwendung  kamen,  keine  willkommenen  Wahrzeichen  der  Ge- 
sammtstaatsidee,  sondern  eher  das  Gegentheil.  ^^^)  , 

In  geringerem  Maße  gilt  dies  vom  Salzmonopol,  mit  dessen! 
Ausübung  die  Anwendung  der  vorerwähnten  Symbole  gleichfalls  ver- 
bunden war,  ohne  daß  die  Achtung  vor  der  Centralgewalt  dadurch  ge- 
litten und  die  damit  sehr  erweiterte  Macht  der  Wiener  Uofkammer  bei 
der  betheiligten  Bevölkerung  Anstoß  erregt  hätte.  Es  ist  vielmehr  dieser 
Machterweiterung  in  Verbindung  mit  dem  Einflüsse  auf  den  Bergbau, 
welchen  die  Wiener  Hofkammer  längsther  in  Böhmen,  Ungarn  und 
Siebenbürgen  ausübte,  zuzuschreiben,  daß  dort  ihre  bezüglichen  Organe 
nächst  dem  Militär  die  kräftigsten  Stützen  der  Interessen  des  Gesammt- 
staates  waren,  ^^"j 

Für  die  Länder  der  böhmischen  Krone  hatte  das  Salz- 
munopol  noch  oinc  andere,  der  Gesammtstaatsidee  Vorschub  leistende 
Wirkung. 

Es  wurde  nämlich  mittels  desselben  zwischen  Altösterreichii 
und  jenen  Ländern  ein  Qflter-Austausch  eingeleitet,  den' 
beide  Theile  in  volkswirthschaftl icher  Beziehung  an  einander  kettete, 
und  im  Laufe  der  Zeit  sich  zu  einem  Hebel  der  inneren  Politik  ent^ 
wickelte.  ^»^) 

Das    war    um    so    nothwendiger,   je    spr^r  die   böhmischeid 
Würdcnträ^'er  bis  zur  Anerkennung   der  Pragmatischen  Sanction  durclT 
die  böhmischen  Stände  den  Versuchen  der  Wiener  Centralstellen  gegen- 
über,  sie  lur   die  Gesammtstaatsidee  zu  gewinnen,   sich   verhielten  und 
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je  weniger  Geneigtheit^,  f^ie  Beziehungen  mit  BAhmen  zu  unterhalten, 
die  l>enachharten,  österreichiBchen  Erblande  an  den  Tag  legton. 

Vorhandlungen,  die  zum  Zwecke  wechselseitiger  Befreundung  im 
.lahio  1717  eingeleitet  wurden,  zerschlugen  sich  in  Folge  der  Weigerung 
der  Höhmischen  Hofkanzlei,  zn  gestatten,  daÜ  in  Böhmen  imd  M&hren 
zu  Gunsten  des  Wiener  Armenhauses  Fabriken  nach  Art  der  in  Linz 
errichteten  begründet  werden.  **®)  Es  war  schon  als  Fortschritt  anzu- 
sehen, daÜ  bald  darauf  die  Böhmische  Hofkanzlei,  wenn  Verbrecher  aus 
Ihrem  Verwaltungsberoicho  in  den  dor  Ocsterreichischcn  übertraten, 
diese  davon  zu  benachrichtigen  nboruahra.  **  *)  Denn  in  Justizsachen 
hatten  beide  Kanzleien  bisher  keinen  Verkehr  und  galt  es,  die  Erstere 
wegen  eines  Verschuldens,  das  ihr  in  dieser  Hinsicht  zur  Last  gelegt 
wurde,  zur  Kcohenschaft  zu  ziehen,  so  mußte  der  Kaiser  sich  dazu  der 
röm.-dout«chon  Reichskanzlei  und  des  Keichshofrathes  bedienen.^**-*)  Er 
ordnete  dann  zwar  den  von  diesen  Reichsbehörden  entsendeten  üntcr- 
suchungs-Commissären  sozusagen  vom  Hofe  aus  Personen  seines 
Vertrauens  bei***)  und  das  Disciplinar-Gericht,  welches  im  Jahre  1718 
einen  Hofrath  der  Böhmischen  Kanzlei  wegen  grober  Verletzung  seiner 
Amtspflichten  aburtheilte,  begriff  nur  zum  Theile  Böhmen  in  sich.***) 
Allein  im  Verleugnen  der  Selbstständigkeit  Böhmens  noch  weiter  zu 
gehen,  wagte  Karl  der  VI.  nicht.  Die  gleiche  Vorsicht  gebrauchte  er 
bei  den  Verhandlungen,  die  er  am  Schlüsse  des  Jahres  1723  zur 
«Hebung  des  Politicum,  Publicum  und  Provinciale  *  in  Böhmen  pflegen 
ließ,  indem  er  dazu  des  Kommerz-Kollegiums  sich  bediente.  ***) 

Wie  sehr  es  ihm  aber  um  Belebung  des  Verkehres  zwischen 
Böhmen  und  den  altösterreichischen  Ländern  zu  thun  war,  das  zeigt 
die  unterm  11.  August  1723  von  Prag  aus,  wo  er  der  Krönung  halber 
weilte,  an  die  tiroler  Landesstellen  ergangene  Anfrage,  ob  nicht  ein 
Stichhandel  mit  Salz  von  Hall  im  Innthale  und  mit  böhmischen  Getreide 
in  Gang  gebracht  werden  könnte?**«)  Am  nächsten  lag  es,  das  Erz-i 
herzogthum  Oesterreich  in  engere,  ökonomische  Verbindung  mit  Böhmen 
zu  bringen;  doch  begegnete  das  bezügliche  Streben  dort  keiner  Will- 
fährigkeit, so  daU  erst  im  Juni  1 728  und  dann  nur  im  Lande  unter  der 
Enns  den  dahin  kommenden  Fuhrleuten  aus  Böhmen  eine  besondere 
Bdrde,  die  sie  zu  tragen  hatten,  abgenommen  wurde**')  und  die 
Böhmische  Hofkanzlei   noch   im  Jahre  1740   über  das  Autierachtlassen 
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der  ,  Verbrüderung*  klagte,  kraft  welcher  Böhmen  seitens  der  altösterreichi- 
schen Erblande  eine  freundlichere  Behandlung  erwarten  dürfe,  als  welche 
ihm  thatsächlich  zu  Theil  werde.  ***)  Immerhin  beweist  die  eben  an- 
geführte Berufung,  daß  die  Pragmatische  Sanktion  auch  nach  böhmischer  j" 
Auflassung  das  Verhältniß  der  Länder  unter  sich  zu  einem  innigeren 
gestaltet  hatte. 

Daß  die  czechische  Bevölkerung  Böhmens  an  den  vorerwähnten' 
Sihwierigkeiten  einen  spezifischen  Antheil  hatte,  darf  nicht  behauptet 
werden.  Die  nationale  Bewegung,  welche  zur  Zeit  Karl's  VI.  unter  den 
Slaven  in  Oesterreich  und  mehr  noch  in  Ungarn  allerdings  be- 
merkbar wurde**'),  griff  nur  hier  auf  das  politische  Gebiet  über.  «*•)  1 

Auch  die  Italiener  in  Südtirol  und  im  Küstenlande  gaben  da- 
mals in  dieser  Hinsicht  zu  keinen  Klagen  Anlaß.  *^^)  Gleichwohl  fand 
es  die  Regierung  gcrathen,  der  Verwälschung  deutscher  Gemeinden  in 
Tirol  entgegenzuwirken.***) 

Auf  ungarischem  Boden  aber  gährte  es.  Von  den  hiedgen 
Einwohnern  galt  noch  immer  der  Deutsche  für  den  verläßlichsten 
Anhänger  der  Oesammtstaatsidee.  Das  war  wohl  einer  der  Beweg- 
gi-ünde,  durch  welche  Karl  VI.  sich  bestimmen  ließ,  zahlreiche  deutsche 
Ansiedler  in  Ungarn  seßhaft  zu  machen.  **')  Jedenfalls  sollte  dadurch 
der  Ausbreitung  der  Magyaren,  Serben  und  Rumänen  eine  Schranke 
gezogen  werden.***)  Das  Vertrauen  in  die  Serben  zumal  fing  an  zu 
wanken.  Ihre  Einfügung  in  den  Verband  des  Heeres  schien  die 
beste  Gewähr  für  künftige  Dienste  zu  bieten,  welche  sie  dem  Herrscher- 
hause im  Innern  wie  gegen  Außen  zu  leisten  {9ch  unter  Joseph  I. 
erbötig  gezeigt  hatten.***)  Der  Rumänen  aber  suchte  man  sich 
durch  Ausbreitung  der  kirchlichen  Union  mit  Rom  in  ihrer  Mitte  zu 
versichern.  **•) 

Den  Kroaten  wurde  die  Hinneigung  zu  ihren  westlichen  Nach- 
barn von  diesen  mit  Ikistand  in  Tagen  der  Noth  vergolten  **^)  und  so 
das  bezügliche  Band  gestärkt.  Commercielle  Vortheile  **")  und  natio- 
nale Gegensätze**')  tbaten  das  Uebrige,  um  die  Blicke  der  Kroaten 
vom  ungarischen  Hinterlande  abzulenken  und  das  Gefühl  der  Selbst- 
Htänf  '  '  dem  ihre  Demonstration  vom  Jahre  1712  zu  Gunsten  der 
woil  ;  hroufolge  entsprungen  war,  ungeschwächt  zu  erhalten. 


Welchen  Erfolg  derartige  Be/jehungen  und  die  Rflckwirkung  der 
PragniatischcD  Sanktion  in  den  Qbrigen  Theilen  der  Monarchie  hatten ; 
ob  sie  wirklich  der  Gesammtataatsidee  d.  h.  ihrer  Ausfflhrung  da  zu 
Gute  kamen:  das  läßt  sich  schwer  ermitteln. 

Doch  gew&hrt  einen  Maßstub  hicfür  immerhin  das  Verhalten  ein- 
zelner Länder  seit  dem  Jahre  1720  gegenflber  den  Anstrengungen  zu 
Kriegszwecken,  welche  denselben  angesonuen  wurden,  und  deren  Empfäng- 
lichkeit fflr  die  Wohlthaten,  welche  die  Regierung  durch  ihr  aus- 
gleichendes, von  der  Gesammtstaatsidee  getragenes  Walten  ibnon  da- 
bei erwies. 

Wenn  z.  B.  Tirol  und  die  Vorlande  beharrlich  eines  Theiles  des 
Kostenaufwandes,  welchen  sie  nach  der  allgemeinen  Repartition  für  das 
Heer  im  eigensten  Interesse  zu  bestreiten  gehabt  hätten,  durch  Gelder 
tiberhoben  wurden,  die  aus  Böhmen  eingingen  ^*^"):  so  wäre  wohl  zu 
erwarten  gewesen,  daß  diese  Länder  desto  bereitwilliger  zu  Gegen- 
leistungen sich  emporgerafft  und  den  Bevorzugungen,  die  sie  hierin 
genossen,  entsagt  haben  würden.  Allein  die  Stände  Tirols  zögerten  j 
mit  der  Anerkennung  des  stehenden  Heeres  als  einer  auch  sie  schützen- 
den Institution  länger  als  die  Ungarn  ^''^),  wollten  auch  die  Vorspann 
fürs  Militär  durchaus  nicht  als  unentgeltliche  Landeslast  betrachtet 
wissen  *^^),  was  sie  doch  in  allen  anderen  Provinzen  war*^*),  und  ver- 
weigerten die  Theilnahme  an  allen  Kriegen  außer  den  Grenzen  ihres 
Landes  gerade  so,  als  hatte  die  Annahme  der  Pragmatischen  Sanktion 
ihnen  keinerlei  Verpflichtung  dazu  auferlegt,  ^ß*) 

Die   krainer  Stände  waren  nur  schwer  zu  bewegen,  für  Truppen A 
denen  sie  das  sogenannte  „Winterquartier"   im  Lande  zu  gewähren  ge- 
habt hätten,   wenn   deren   Dislozierung   anderswohin   erfolgte,   diejenige 
Geldsumme  darzubringen,  welche  sie  daheim  für  dieselben  aufzuwenden 
verpflichtet  und  auch  bereit  gewesen  wären.  ***) 

Der  kärntner  Landschaft  kam  ein  solches  Geldversenden  gleich-jj 
falls  wie  ein  am  eigenen  Lande  verübtes  Unrecht  vor.  *'**) 

Von  einer  Hingebung  an  die  Gesammtstaatsidee,  durch  welche  die)» 
genannten  Länder   auf  praktische  Weise  Verständniß   für  dieselbe   und 
deren  Segnungen   an   den  Tag  gelegt  haben   würden,  ist  also  beinahe 
nichts  warzunehmen. 

Um   so  höher  ist   der  Gehorsam  anzuschlagen,   mit   welchem   die 


Länder    der  böhmischen   Krone  sich   den  unaufhörlichen  Con- 
tributionen  fügten,  die  ihnen  abverlangt  wurden.  ^*') 

Selbst  die  ungarischen  Stände  entschlugen  sich,  nachdem  sie 
einmal  die  Nothwendigkeit  des  stehenden  Heeres  anerkannt  hatten, 
länger  nicht  der  Lasten,  die  ihnen  dessen  Unterhalt  auferlegte.  ^«^) 
Sie,  die  Mährer  und  die  Stände  des  Erzherzogthums  0 esterreich 
ob  und  unter  der  Enns  erwiesen  sich  auch  am  willHlhrigsteu  was 
die  Herstellung  von  Unterkünften  für  das  Militär  auf  Komitats-  be- 
ziehungsweise Landes-Kosten  anbelangt.  ^^^)  Angesonnen  wurde  dieselbe 
übrigens  allen  Ländern  ohne  Kücksicht  auf  die  Zuständigkeit  der 
Truppen.*'®)  Die  Versorgung  der  Militär-Invaliden  dagegen, 
welche  Karl  VI.  zuerst  in  ein  System  brachte,  trug  vorläufig  noch  da^ 
Gepräge  provinzieller  Sonder-Rücksichten  und  namentlich  vermied  es  der 
Kaiser,  die  Ungarn  da  mit  Angehörigen  anderer  Erbländer  zu  ver- 
mengen. *'*) 

In  der  Regel  erfolgte  die  Feststellung  der  Militär-Contribution, 
welche  Ungarn  zu  tragen  hatte,  bei  den  engeren  Zusammenkünften 
der  dortigen  Stände,  wozu  als  Stellvertreter  des  Königs  ein  öster- 
reichischer Cavalier,  der  seine  Instructionen  aus  der  Oesterreichischen 
Hofkanzlei  empfing  und  dorthin  seine  Berichte  erstattete,  sich  einfand.  *'*) 
Erst  gegen  das  Ende  seiner  Regierung  glaubte  Karl  VI.  die  Ungarn 
für  seine  Scheu,  sie  zu  Landtagen  zu  versammeln,  dadurch  entschädigen 
zu  sollen,  daß  er  einen  ungarischen  Würdenträger  zu  seinem 
Bevollmächtigten  für  eine  solche  Zusammenkunft  erkor  oder  vielmehr, 
dem  Judex  Curiae  deren  Leitung  überlassend,  einen  kaiserlichen  Com- 
missär  dazu  gar  nicht  ernannte.*'') 

Darin  offenbarte  sich  ein  Zurückweichen,  das  der  Haltung  Maria 
Theresia's  präjudizierte  und  in  grellem  Widerspruche  stand  mit  dem 
Rathe,  den  Prinz  Eug^n  von  Savoyen,  Starhemberg  und  Sinzendorf  am 
27.  Januar  172G  ertheilt  hatten,  indem  sie  die  Meinung  ausspi-achen : 
.Will  es  ohnumgänglich  sein,  daß  man,  so  viel  möglich  ist,  ein 
Totum  aus  Eurer  kais.  u.  kath.  Majestät  weitläufiger  und 
herrlicher  Monarchie  mache. *"  Damals  hatte  der  Kaiser  sein 
,.Placet''  dem  Protokolle  eigenhändig  beigesetcf «)  Nun  (1736) 
unterschätzte  er  die  Möglichkeit,  diesen  Rath  weiterhin  zu  befolgen, 
dergestalt,   daß  er  über  eine  zwar  nur  in  formeller  Beziehung  b«deut- 


78 


aber  alt«  und  des  tieferen  Sinnes  nicht  ermaügelnde  Tradition 
seines  Hauses  sich  hinwegsetzte.  Indessen  befolgte  er  sie  doch  wieder 
im  folgenden  Jahre  *^^)  und  gab  er  so  zu  erkennen,  daß  er  mit  ihr 
Tollends  zu  brechen  nicht  entschlossen  sei. 

Die  Zeit  seiner  liegicruug  aberdauerte  auch  die  allgemeine 
Geltung  gewisser  V er waltungs- Grundsätze,  welche  unter  demi 
frisoheu  Eindrucke  der  Pragmatischen  Sanktion  zum  Durchbruch  ge-{ 
kommen  war,  ferner  die  einheitliche  Disposition  Aber  da» 
Heer  und  Ober  die  Finanzen,  sowie  die  Nachwirkung  seiner  auf^ 
Rechtseinheit  und  Verkehrsfreiheit  im  Innern  gerichteten  { 
Bestrebungen. 

Es  ist  namentlich  bemerkenswerth,  daß  die  Forderung:  jeder* 
Offizier  der  österreichischen  Armee  müsse  der  deutschen 
Sprache  mächtig  sein,  zuerst  von  Karl  VI.  den  Ungarn  gegen- 
Ober  erhoben  wurde,  und  zwar  im  Zusammenhange  mit  dem  yon 
diesen  damals  geäußerten  Wunsche:  es  möge  durch  den  Dienst 
im  Heere  eine  Verbrüderung  aller  Nationen  des  Habs- 
burgischen  Reiches  sich  vollziehen,  ^^ß) 

Doch  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit,  von  welchem  die  ein- 
zelnen Länder  auch  schon  in  weit  früherer  Zeit  sich  wechselseitig  Be- 
weise gegeben  hatten,  zu  einem  klaren,  thatkräftigen  Bewußt- 
sein zu  entwickeln,  ist  ihm  nicht  gelungen. 

Als  Verkörperung  eines  Versuchs,  dieses  Gefühl  mit  dem  dynasti- 
schen in  Verbindung  zu  bringen  und  die  Stärke  Beider  zu  eri)roben, 
darf  zum  Schlüsse  das  Bau-Denkmal  nicht  unerwähnt  bleiben, 
welches  den  Namen  ,  Karlskirche  *"  trägt. 

An  Kunstwerth  hinter  vielen  anderen  Kirchen  der  Residenzstadt 
Wien  zurückstehend,  ist  doch  dieses  Monument  seiner  Entstehungsweise 
nach  von  einem  außergewöhnlichen  staatsgeschichtlicheu  Interesse. 

Denn  an  i h m  haftet  außer  der,  durch  einen  ungarischen  Bischof 
vollzogenen,  kirchlichen  Weihe  auch  die  der  Eintracht,  mit  welcher 
die  Völker  der  Monarchie,  um  ihren  Herrscher  geschaart,  den  Bau 
fördern  halfen,  und  die  ein  Vorbote  der  Einmüthigkeit  war,  womit  eben 
diese  Völker  bald  darauf  der  Pragmatischen  Sanktion  beistimmten.  *'') 


ANMERKUNGEN. 
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Zum  I.  Absclniitt. 

1)  Fr.  Yaniöek,  Specialgeschichte  der  Militärgrenzo,  I. Bd. (Wien  1875) 
S.  116,  127  ff.  (§  8  Errichtung  zweier  Qrenzgeneralate :  der  Save-Donau- 
Theiss-  und  Maros-Grenze  1701  und  1702),  S.  143  ff.  (§  4  Zost&nde  nnd 
Kxistenzverhältiiisse  des  Warasdiner  Generalats  yom  Jahre  1697  hif  1704), 
U.  149  (§8  Vertrag  mit  der  J.  Oest  Hofkammer  yom  9.  NoThr.  1701 
wegen  Errichtung  einer  Grenzmiliz  am  Hochkarst  d.  h.  in  der  Krhava  und 
oberen  Li ka).  J. H.  Schwicker  bespricht  in  seiner  »Geschichte  der  Oesterr. 
Blilitärgrenze*  (Wien  and  Teschen  1888),  welche  grossentheils  ein  Auszug 
aus  dem  vorgenannten,  nie  in  den  Buchhandel  gekommenen  Werke  ist, 
S.  20  ff.  die  »Neuen  Grenzbildungen*  klar  und  übersichtlich.  VgL  J.  Pod- 
hradczky,  Szlayöni^röl  mint  magyar-orszägnak  alkatm&nyos  rösz^röl  (Ueber 
Slavonien  als  einen  constituirenden  Theil  des  Ungarlandee)  Ofen  1887,  7.  Ab- 
''Chnitt,  S.  66  ff.;  und  J.  SzentkUraj,  SzAz  6y  DM-Magjarorsz&g  i\jabb 
tort^net^böl  (Hundert  Jahre  aus  der  neueren  Goschichte  Säd-Unga ms),  1.  Lie- 
ferung, Temesyar  1879,  8.  95  bis  97,  wo  Urkundliches  über  die  ungarischer 
Seits  zu  Anfang  des  XVIIL  Jahrhunderts  gemachten  Versuche,  dio  betreffenden 
Gegenden  an  Ungarn  einzuverleiben,  mitgetheilt  wird;  femer  Ivan  Antu- 
noyiö,  Bazprava  podunavskih  i  potiflanskih  Bunjevcih  i  §okcih  (Abhandlung 
von  den  Bunjevzen  und  Schokzen  im  Donau-  und  Theissgebiete)  Wien  1882, 
S.  98,  102  ff.,  wo  die  fraglichen  Milit&r-Anaiedlungen  nach  der  Aufhahme 
vom  Jahre  1715  (u.  z.  ausführlicher,  als  bt\  J.  SzentklAraj  a.  a.  0.  S.  109) 
dargestellt  sind.  Die  »Kriegs-Artikul  vor  die  Raitzische  Militz*  yom  27.  Mai 
1702  hat  Endoxln  von  Hormazaki  semem  Sammelwerke  »Docauieote 
privitöre  la  Istoria  Bomanilor«,  Vol.  VL  (Bakareet  1878)  eingeecbaltet  L&ngs 
der  Theiss  und  Maros  bildete  die  nea  angelegte  Milit&r-Greoze  kein  in 
sich  abgetchloetenee  und  zttBammenh&ngendes  Gebiet,  sondern  nur  eine  an 
vielen  Stellen  unterbrochene  Kette  von  Milit&r-Orten,  die  der  Komitaii-Qe- 
richtsbarkeit  entzogen  waren.     Ueber  den  Grund  belehrt  Ulf  «in  Im  Btlek»- 

B  i  «1  e  r  n  A  •  »,  0«Mlt  Ur  teUrr.  0-Ma»trt>itrt4— ■  H.  Ablk.  6 


M  7.nm  I.  Abschnitt. 

VUnna-Archife   UfindliehM   » Kameral-Beferat*    vom    15.   NoTemW    1G91^ 
weldiM  die  Qelkhren  henrorhebt,  die  mit  der  compacten  Ansiedliing  der  Serben 
nnd  mit  der  Behandlang  ihres  Wohngebietes  als  einer  »particolaren  Profinz* 
verbunden  sein  wflrden.     Die  Mllitirgrenie  an   der  8a|ve   nnd   Don  an 
dagegen  hatte  vom  Anbeginne  her  mehi  die  Gestalt  eines  besonderen  Terri- 
toriums, nachdem  (wie  in  einem  Memoire  dee  Wiener  Kiiegsarchivs  —  Nr.  9  der 
Abth.  28  —  n&her  aasgeführt  ist)  schon  über  Vortrag  vom  11.  August  1687 
der  Kaiser  bewilligt  hatte,  dass  4892  Raitzen,  die  Nowak  Petrovich  aus  der 
Temesfarer  Qegend   herbeiftthrte,  am  Ylaska,   Srym  and   in  der  Fraikagora 
sich  niederliessen,   wo  der  General  Graf  Caraffa  ihr  Vorgesetzter  sein  sollte 
Wie  wenig   die  kroatischen  St&ndo  mit  dieser  Verwendung   des  betreffenden 
kürzlich  erst  den  Türken  abgerungenen  Landstrichs  einverstanden  waren,  zeigt 
die  Hast,  womit  sie  sofort  auf  Syrmien  ihre  Blicke  richteten.    Als  der  Kaiser 
dieses  Gebiet   znm   Herzogthom   erhob    and    anterm  21.  Angast  1697    dem 
Fürsten  Livias  Odeschalchi  verlieh,  (Jos.  Cinesiae  Chorographia  bist.  Sirmiensis, 
1699  8.  L  p.  4  and  24 — 86),  machten  sie  ihre  vermeintlichen  Rechte  hierauf 
dadurch    geltend,    dass   sie,    wie  Hr.  Ivan   von  Enkoljevir,   mir   mitzutheilen 
die  Güte  hatte,  im  Jahre  1698  zur  Installierung  des  Fürsten  den  Vice-Q^pan 
Gothal  mit  genauen,  schriftlichen  Weisung  enentsendeten,  in  welchem  derselbe 
als  Vice-Ban  von  Slavonien  bezeichnet  ist    Laut  dem  vorangeführten  M6moire 
drangen  sie   auch  auf  Ueberlassung  der  Umgegend  von  Jessenovac,   wo    alt- 
ans&ssige    und  neuangesiedelte  Serben   im  Militärverbande  wohnten,   so   da^^s 
der  Kommandant  von  Essek,  Fürst  Liechtenstein,  unterm  1 5.  Dezember  beim 
Hof kriegsrathe  Verwahrung  dagegen  einlegte,  und  bald  darauf,  unterm  25.  April 
1702,   meldete  diesem    der  Kommandant  von  Peterwardein,  General   Nehem: 
sowohl  die  Behörden  des  Bacser  als  des  Bodrogher  Komitats  seien  unablässig 
bemüht,    die  ihm   untergeordneten  Militarg^enz-Districte    an    sich    zu  ziehen. 
Er  besorgte  desshalb    einen  Aufstand  der  hiesigen  Serben  und  wies  auf  du 
Aaswanderang  ganzer  Dorfgemeinden  in  die  Türkei  hin,    welche  ein  Zeichen 
der    Abneigung    gegen    die    »Komitatenser  *   sei.     Den    kroatischen    Ständen 
glaubte  der  Kaiser  inG^talt  der  bei  Kukuljevic,  Jura  Begni  Croatiae,  P.  II. 
Vol.  I.   abgedruckten    Resolutionen    von  den  Jahren   1703    und   1704  Zuge- 
ständnisse machen  zu  sollen;  allein  die  Ausführung  unterblieb  und  die  ehe- 
maligen Grafschaften  Lika   und  Korbavien    wurden    theils    in  Cameral-Herr- 
schaften  theils    in  MiÜtärgrenz-Districte    umgestaltet,    ohne    dass    die    kroat. 
Stände,   abgesehen  von   einem  beim    Verkaufe   derselben    an    die  InnerOsterr. 
Hofkammer  am  25.  Jani  1695  erhobenen  Proteste  (dessen  beglaubigte  Ent- 
gegennahme   im   kroat  Landes- Archive   unter    den  Stände-Akten    von  1695, 
Congr.    Nr.  28  erliegt)   sich   dem    widersetzten.     Gleich    nach    deren    Rück- 


Zum  I.  Abschnitt  «?> 

erorberang  dachte  Leopold  1.  nicht  darau,  sie  dem  Königreiche  Kroatien 
▼orznenthalten.  Der  von  ihm  für  die  Lika  ernannte  Ober-Gespan  Peter 
Ricciardi  wurde  am  8.  Februar  1683  im  kroatischen  Landtage  als  das 
proklamirt  and  am  22.  Jani  1693  stellte  sich  diesem,  den  Eid  als  »Indigena 
Begnl*  leistend,  in  jener  Eigenschaft  Graf  Adolf  Sinzendorf  vor,  der  beide 
Grafschaften  käuflich  an  sich  gebracht  hatte.  In  der  Landtags-ßitznng  ?om 
22.  Dezember  1691  erfolgte  die  Anerkennung  des  bekannten  Schriftstellers 
Paul  Ritter- Vitezoyiö  als  Yice-Gespan  der  Lika.  (Miscellanea  Balthas. 
A.  Keröelid,  Handschr.  FoL  891  in  der  Bibliothek  der  südslavischen 
Akademie  zu  Agram,  Stuck  12).  Allein  die  BeyClkerung  beider  Grafschaften 
lehnte  sich  beharrlich  gegen  die  Komitatsregienmg  auf  und  nöthigte  so  den 
Grafen  Sinzendorf,  dieselben  dem  Kaiser  zorfiekzostellen,  der  sie  sodann  mit 
Vorbehalt  einiger  Ländereien  für  das  Militär  der  Innerösterr.  Hofkammer 
um  den  Preis  yon  100.000  Gulden  k&uflich  äberliess.  Diese 
ergriff  im  November  1795  Besitz  davon.  Graf  Sinzendorf  hatte  die  beiden 
Grafschaften  von  der  Wiener  Hofkammer  mit  Vertrag  vom  10.  Februar  1692 
(Abschrift  unter  den  Grenzakten  des  Reichskriegs-Ministeriums)  nm  80.000 
Gulden  erkauft  Die  Einrichtung  des  ausgedehnten  Gebietes  verzögerte  sich 
wegen  des  Vorhabens,  die  Grenz-Miliz  ans  den  oberen  Theilen  des  Karlstädt«T 
Generalts  und  aus  den  Warasdiner  Generalate  weiter  abw&rts  zn  verlegen, 
wofflr  keine  bessere  Gelegenheit  sich  darbot,  als  die  ohnehin  nothwendige 
Besiedelung  des  fraglichen  Gebietes.  Zur  Feststellung  der  bezüglichen  Moda- 
litäten fanden  Anfangs  Januar  1702  in  Graz  Confereozen  statt,  deren  Ei- 
gebniss  der  Kaiser  unterm  11.  März  1702  (pithidss.  Ueber  das  Weseotliche 
der  vorzunehmenden  Separierung  war  schon  am  7.  November  1701  ein 
IJebereinkommen  geschlossen  worden,  dessen  Hauptinhalt  bei  Vaniöek 
a.  a.  0.  L  S.  149  und  Fr.  Pesty's  »Az  eltünt  r6gi  Varmegyek«  (Die 
verschollenen  alten  Komitate),  II.  S.  418  zu  finden  ist  Aber  erst  unter 
Joseph  I.  gelangte  die  Ausscheidung  des  Militär  -  Antheiles  zum  Vollzuge, 
weil  namentlich  die  Oesterreichische  Hofkanzlei  gegen  die  Nöthigung  der 
Grenz-Miliz  zum  Uebersiedeln  Einsprache  erhob.  Dies  geschah  insbesondere 
in  einer  Conferenz,  die  am  6.  Juli  1703  in  Wien  abgehalten  wurde.  Ihr 
wohnten  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  der  Oberste  Hofkanzler  Graf  Bucelini, 
der  Hofkriegsraths-Pr&sident  Prinz  Eugen,  der  General  Graf  Siegbert  Heister 
und  die  Geheimsekretäre  v.  Plöckhner,  v.  Buol  und  v.  Locher  bei  Veranlasst 
war  sie  durch  beunruhigende  Nachrichten  aas  Tirol,  welche  am  nämlichen 
Tage  aus  Brixen  eingeUugt  waren,  und  durch  eine  dieselben  belsacbtande 
Denkschrift  des  Generals  Heister,  welcher  damals  Präsident  der  Grazer  Krieg»- 
stelle  war  und  am  4.  Juli  vom  Kakwr  den  Anfing  erhalten  haitle,  3000  bis 
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4000  lUnn  der  aoMrlatMutan  Orenztruppen  aos  dem  Wantsdlner  OeneraUie 
•ilends  Dich  Tirol  m  Moden.  Heister  fimd  es  nicht  gonttheo,  diese 
Orent-mUi,  welche,  da  ihre  PriTilegien  Dicht  reepektirt  werden,  bereits 
»schwflrig*  geworden,  nun  Ansmarsch  zu  Terhalten  beyor  die  Aofirecht- 
erhaltung  ihrer  Freiheiten  ihnen  vom  Neuen  zugesichert  worden.  Prinz 
Sogen  schfltste  nngenflgende  Kenntniss  der  Sachlage  Tor,  nm  nicht  meri- 
toriach  sich  ftnssem  za  mflsaen.  nnd  stellte  es  ganz  dem  Ermessen  det  Kaisars 
anbaim,  ob  er  seine  in  Ansehung  der  Warasdiner  Grenze  schon  gefhsst«^ 
SntadilieMiuig  etwa  zurücknehmen  oder  dabei  beharren  wolle.  Locher 
(Vertreter  des  Hofkriegsrathes)  hielt  es  fär  unumgänglich,  dass  die  Waras- 
diner Orenzer  fortan  als  Soldaten  behandelt  und  ihre  bezüglichen  Privilegieii 
bestätiget  werden.  Ob  sie  unter  dem  kroatischen  Banus  oder  unmittelbar 
unter  der  Qeheimen  Hofkanzlei  stehen  (wie  dies  der  Fall  wäre,  wenn  sie  an 
die  neue  türkische  Grenze  versetzt  werden):  erachtete  er  für  gleichgiltig: 
daher  befürwortete  er  die  Auflösung  der  Warasdiner  Grenze  mit  obiger  Ein- 
schränkung und  knüpfte  er  an  diese  die  Erwartung,  dass  die  benOthigte 
Mannschaft  sich  zum  »Aufsitzen*  werde  bereit  finden  lassen.  Die  übrigen 
4  Yotanten  versprachen  sich  von  solchem  Unterhandebi  nicht  den  geringsten 
Elfolg.  Plöckhner  insbesondere  veraicherte :  die  Geheime  (Oesterr.)  Kanzlei 
spreche  durch  seinen  Mund  nur  Dasjenige  aus,  was  im  wahren  Interesse 
Sr.  Majest&t  liegt,  indem  sie  von  der  Kassierung  des  Warasdiner  G^neralat« 
abr&th,  die  hinter  ihrem  und  der  Innerösterr.  Landschaften  Bücken  zum  Be- 
schluss  erhoben  wurde.  Selbst  in  Friedenszeiten  seien  diese  kühnen  und 
wilden  Grenzer  schwer  im  Zaume  zu  halten;  jetzt,  wo  allerorts  Unfriede  und 
Yerrath  gestiftet  wird,  wäre  der  fragliche  Schritt  doppelt  gefährlich.  Schon 
haben,  wie  die  Innerösterr.  Stellen  melden,  über  8000  Mann  im  Warasdiner 
Generalate  sich  zusammengerottet.  Bald  wird  man  von  weiteren  Aufständen 
hOren.  Das  böse  Beispiel  kann  in  allen  Erblanden  Nachahmer  finden.  Daher 
sehe  man  von  der  Aufhebung  des  Generalats  lieber  ab,  beschwichtige  man 
vielmehr  die  dortigen  Grenzer  durch  rückhaltslose  Confirmierung  ihrer  Pri- 
vilegien und  Sicherung  ihres  FoHbestehens,  womit  man  auch  am  besten  die 
treuen  Dienste  anerkennt,  welche  sie  seit  125  Jahren  geleistet  haben.  Unter 
dem  Banus  von  Kroatien  zu  stehen,  widerstrebt  ihnen.  Sie  wollen  sich  auch 
nicht  trennen  lassen,  so  dass  Einige  von  ihnen  Bauern  werden.  Andere  da- 
gegen Soldaten  bleiben.  Der  Kaiser  indessen  resolvierte  darüber  d.  d.  Wien 
7.  Jnli  1708:  »Ich  thue  zwar  dieses  Gutachten  (das  im  Ganzen  aus  4  Theilen 
besteht  und  eine  Menge  Einzelnheiten  enthält)  in  Allem  und  völlig  appro- 
biren,  solle  auch  also  vollzogen  werden;  soviel  aber  das  Grenz-Generalat  von 
Warasdin    (anbelangt),    indeme   (auf    den     von   der  in   Sachen   verordneten 
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Deputation  erstatteten  Vortrag  hin)  dessen  Aafhebang  resolriert  worden, 
siehe  nicht  (ein),  wie  aof  diesen  einseitigen  Vortrag  der  Kanzle j  ein  Anderes 
resolvieren  könne;  solten  aber  einige  Motas  in  disen  gefährlichen  Kon- 
junkturen zu  besorgen  sejn,  könnte  die  Exekution  Meiner  Resolution  auf 
ein  wenige  Zeith  suspendiert  werden.*  (Akt  der  Innerösterr.  Hof- 
kammer Nr.  29  ex  Juli  1703).  In  der  That  wurde  die  Durchführung  Ter- 
schoben,  was  dem  Abstehen  Tun  dem  Beschlüsse  gleichkam.  Die  Gefährdung 
Tirols  wirkte  so  auf  das  ferne  Kroatien  zurück.  Die  Folge  hievon  war,  dass 
die  Grafschaften  Lika  und  KorhaYien  Tom  Milit&r  nicht  in  dem  Masse  in 
Anspruch  genommen  wurden,  als  es  nöthig  gewesen  w&re,  wenn  die  Waras- 
diner  Grenzer  wirklich  zum  Theile  dahin  verlegt  worden  w&ren.  —  Ein 
zweites  Gebiet,  welches  die  Innerösterr.  Hofkammer  kaufweise  an  sich  brachte, 
war  der  Complex  der  Zriny-Frangepan  loschen  Güter  im  kroati- 
schen Kasten  lande,  welche  aus  Anlass  der  bekannten  hochverr ätherischen 
Umtriebe  vom  Kaiser  eingezogen  worden  waren  und  worüber  die  von  Dr.  Fr. 
Raöki  herausgegebenen  >Acta  conjurationem  Bani  Petri  a  Zrinio  et  com. 
Ft.  Frangepani  illustrantia*  (Agram  1873)  nach  allen  Richtungen  hin  Auf- 
schluss  geben.  Das  Mandat  des  Kaisers  ans  Agramer  Domkapitel,  welches 
diesem  auftrug,  die  genannte  Hofkammer  in  den  Besitz  jener  Güter  dem 
ungar.-kroat  Rechte  gemäss  einzuführen,  ist  vom  29.  Mai  1692  datiert 
Der  bezügliche  Kaufpreis  betrug  500.000  Gulden.  Im  Küsten- 
lande wurde  der  feierliche  Introductionsakt  Tom  22.  bis  24.  August  1692 
vollzogen.  Uebrigens  blieb  die  staatsrechtliche  Angehörigkeit  jener  Güter 
im  Prinz ipe  unangetastet  Die  Innerösterr.  Uofkammer  besass  sie  als 
ungarischer  Magnat,  der  freilich  nicht  in  Allem  den  Yerfassongsmlssigen 
Behörden  sich  fügte,  sondern  unter  dem  Vorwande,  dass  schon  die  Zriny 
und  Frangepani  mancherlei  Exemtionen  genossen,  häufig  den  Gehorsam  ver- 
weigerte. 

2)  8.  L  Abth.  Anmerkung  75  zum  IH  Abschnitt  (8.  138).  Solange 
in  Innsbruck  eine  besondere  Hofhaltung  sich  befand,  unterhielten  die  Be- 
herrscher der  Ober-  und  Vorder-Oesterr.  Lande  am  Wiener  Hofe  Agenten, 
welche  auch  Residenten  hiessen.  Als  solche  wurden  von  der  Erzhenogin 
Klaudia  1642  Dr.  Leonhard  Kappus,  Domherr  der  Stifte  Konstanz  and 
Augsburg,  1644  Joh.  Jak.  Khelner  von  Zimmerdorff  bestellt  Erzhenog 
Ferdinand  Karl  ernannte  im  Jahre  1658  den  Dr.  Franz  Majr  zu  seinem 
Agenten  am  kais.  Hofe.  (FszkL  728  der  Katanischen  Politischen  Beglstrator 
und  I^eopoldina,  Fol  173  Litt  J.  Nr.  7  im  k.  k.  Statthalterei- Archive  zu 
Innsbruck).  Der  Verstimmung  der  tiroler  Stände  über  die  Verlegung  der 
Regierung  nach  Wien  trag  eine  kais.  Resolution  vom  25.  Juni  ir>ti7  Rech- 
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naog,  welche  Beknrse  in  JoBÜisachen  an  den  Wiener  Hof  f&r  oni 
erklArto.  (Dekret  im  k.  k.  8taUh.-Arch.  sn  Innsbrnck).  AU  militlrischer 
Beirath  dar  Gaheimen  Stelle  zu  Innsbruck  ftingirte  im  Jahre  1672  der 
Oeneralfeldmarschall  Kaspar  Zdenko  Ton  Kapliers,  der  damals  mit 
Vertrag  Tom  SO.  April  im  dortigen  Ansitze  Hechtenburg  am  Innraiu  sich 
einmiethete.  (Cameral-Schatzarchi?  ebenda).  Mit  kais.  Entschliessung  fom 
30.  April  1698  folgte  diesem  der  Qeneral  Joh.  Martin  Gschwindt  Ton 
POckhstein,  welcher  unterm  27.  September  1702  angesichts  der  Kriegs- 
gefahr salbetstindig  geatellt  und  zum  Ober-  und  VorderOsterr.  Milit&rdirektor 
emaimt  wurde.    (FszkL  14  der  Katan.  Polit  Registratur  a.  a.  0.). 

8)  Ausnahmsweise  fertigte  im  Jahre  1665  einige  kais.  Resolutionen 
Christoph  Abele  mit  dem  Beisatze  »Per  Imperatorem**  Die  Regel  bezeugen 
zahllose  Dekrete  in  den  betreffenden  Provinzial-Archiven. 

4)  Der  venetianische  Botschafter  Carlo  Ruziui  schreibt  darüber  in  seiner 
Relation  vom  19.  Dezember  1699  (Fontes  Rer.  Austr.  II.  Abth.  27.  Band, 
S.  845  ff):  »Da  che  rArchidocato  della  Stiria  si  congionse  alla  Casa  Im- 
periale, rimase  il  Govemo  di  Gratz  con  l'honore  e  con  l'autoritä  di 
varij  privilegi.  Per  essi  conserva  molto  di  direttione  et  in- 
gerenza  in  tutti  gl'affari  de'Paesi,  che  da  se  dipendono,  e  perciö  in  una 
gran  parte  de'  publici  negotij  s'  interessa  con  V  infonnationi  alla  Corte  e  con 
reseentione  poi  di  que' commandi,  che  da  essa  deriyano.*  Als  im  Jahre 
1667  die  St&nde  der  Steiermark  wegen  Erledigung  eines  Anliegens  sich 
unmittelbar  an  den  Kaiser  wendeten,  rügten  das  »die  in  Graz  anwesenden 
Geheimen  Rathe*  mit  dem  Bemerken:  sie  seien  des  Herrschers  »Immediat. 
Repräsentanten*  und  es  gezieme  sich  nicht,  dass  die  Stände  beim  Wiener 
Hofe  Zuflucht  suchen.  (Miscellanea  im  steierm.  Landes  -  Arch.,  Fskl.  72, 
Stück  104).  Im  Jahre  1667  wurde  Gregor  Freiherr  v.  Schidenitz  bei  der 
Oesterreichischen  Hofkanzlei  in  Wien  Referent  für  Innerösterreich,  in  welcher 
Eigenschaft  er  auch  Deputate  aus  Graz  bezog  (Innerösterr.  Hofkammer-Archiv, 
Akt  128  ex  M&rz  1667).     Vgl.  I.  Abth.  S.  46,  47. 

5)  Wenn  der  Wiener  Hofkriegsrath  oder  die  Wiener  Hofkammer  der 
Geh.  Oesterr.  Hofkanzlei  eine  Mittheilung  zu  machen  hatte,  so  bediente  sie 
sich  der  Eingangs-Phrase:  »in  Freundschaft  anzuzeigen,*  welche  auf  volle 
Paritat  hinweist  In  dem  Schlussberichto  des  venet.  Botschafters  Alvise  Molin, 
der  am  27.  September  1661  im  Senate  verlesen  wurde,  heisst  es  (a.  a.  0. 
27.  Band,  S.  55):  ».  .  .  Consigli,  li  quali  sono  quattro,  cio^  di  Stato, 
Aulico,  di  Guerra  e  della  Camera.*  Hier  erscheint  sogar  der  Staatsrath  mit 
den  übrigen  drei  RathskoUegion  in  eine  Linie  gestellt     Aber  weiter  unten 
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(8.  50)  heisst  ee;  »II  Gonsiglio  di  Siato  6  il  pin  imporiante  ei  al 
quäle  tatti  gli  aliri  ConsigU  rapportaoo  le  matterie  gn*^yi  ....  * 

^)  Solche  Gebiete  waren,  von  der  Militäri^enze  and  Yon  Siebenbürgen 
abgesehen,  die  der  Cameral-Verwaltung  u.  i.  der  Wiener  Hofkammer  Tor- 
behaltenen  oder  ron  dieser  der  Grazer  äberlassenen  Territorien,  Tun  welchen 
schon  in  obiger  Anmerkung  1  die  Bede  war.  Vgl.  I.  Abth.  Anmkg.  62 
und  64  zum  HL  Abschnitt. 

7)  Am  11.  Febmar  1667  fährten  die  St&nde  der  Steiermark  beim 
Grazer  Geheimraths-CoUegium  darüber  Klage,  dass  >die  Dependenz  der 
herinnen  liegenden  Kriegsrölker  sammt  dem  kais.  Kriegs  -  Komissariat  den 
hiesigen  löbL  Steilen  benomben  and  fdr  (vor)  den  daraassigen  löbL  Hof- 
kriegsrath  bezogen  werden  wilL*  Das  sei  wider  die  alten  Landeefreiheiten 
and  verlocke  die  ohnehin  angeberdigen  Soldaten  zu  noch  frecheren  Aas- 
scbreitangen.  Der  Kaiser  glaabte  dieser  Beschwerde  abzahelfen,  indem  er 
anterm  12.  September  bekannt  gab:  »die  Dependenz  Tom  draussigen  Hof- 
kriegsrathe*  verstehe  sich  Mos  von  der  »Militia  campestris  sammt 
den  Ober-  and  Unter-Kriegskomissären.*  Aber  die  St&nde  gaben 
sich  nicht  damit  zufrieden,  sondern  bezeichneten  es  als  eine  sie  drückende 
Beschwerde,  dass  sie  demzufolge  für  alle  Exzesse  der  im  Lande  liegenden 
Regimenter  »draassen*  die  Satisfaktion  sich  zu  Terschaffen  h&tten.  Das 
•  razer  Geheimraths-KoUegiam  pflichtete  hierin  den  St&nden  bei  and  eine 
llofresolution  vom  4.  Oktober  1668  stellte  eine  SeTision  jener  A.  h.  An- 
rdnung  in  Aassicht  (Steierm.Landtagsbandlang,  Band  72,  im  steierm.  Landes- 
\rchive).  Diese  muss  auch  im  Sinne  der  Landschaft  erfolgt  sein.  Denn 
interm  'il.  Oktober  1683  resolrirte  der  Kaiser  neuerdings:  »dass  die  hierin 
befindliche  Miliz  widervmb  Ton  dero  daraassigen  Hofkriegsrath 
dependiren  solle  und  die  vorhabende  Operationee  jedesmahls  deroselben 
gehorsamst  hinaas  *  (d.  h.  nach  Wien)  zu  berichten  sind.  General  Graf  Leslie 
wurde  zum  Landes-Kommandierenden  ernannt  mit  der  Abh&ngigkeit  vom 
Wiener  Hofkriegsrathe.  (Steierm.  Landes -Archiv,  Miscellanea,  FskL  24, 
Stk.  29).  Die  Besatzung  des  kais.  HaaptBchlossas  zu  Grax  dagegen  stand 
gar  nicht  unter  dem  Befehle  der  Kriegsbehörden,  sondern  der  sie  verpflichtende 
»Artikelbrief*  trug  die  Unterschrift  des  Präsidenten  der  Innerösterr.  Hof- 
kammer. Noch  am  15.  April  1694  erbat  sich  von  letzterer  der  Schloat- 
hanptmann  Josef  Graf  Babatta  eine  aatheotische  Abschrift  des  am  21.  Juli 
I  •>(>()  in  der  vorerw&hoten  Weise  augsfertigtsD  Artikelbriefs.  (InnerOsterr. 
Hof  kammer-Archiv,  Akt  52  ex  Juli  1666).  Kur  den  Kommandanten  brachte 
r  Innerösterr.  Hofkriegtrath  in  VorKhlag  und  ernannte  darauf  hin  der 
.n'xst'T    wio  .r    6«  sich  mit  Bescript  vom   l-V    inni    i»;i;::    aufidrücklich  vor- 
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behilton  hatte  and  anterm  20.  Jani  1663  darch  Verleihang  des  betreffenden 
Kommandos  an  den  Oberst  Thomas  Vogl  von  Falkonstain  zur  Ansfahrun^ 
brachte.  (InnerOsterr.  Hofkammer- Archi? ,  Akt  1  ex  Angost  lG6i\).  Vgl. 
L  Abth.  Anmkg.  68  zam  HL  Absch. 

8)  Im  Bereiche  der  böhmischen  Krone  waren  aosser  der  kgL  Statthalierei 
la  Prag  anch  das  kgl.  Oberamt   sa  Breslaa   (fflr  Schlesien)   and   das   kgl. 

' >  unal  za  Brunn  (für  Mähren)  Länderstellen.  S.  Christian  Ritter 
i;  LUert,  Zar  Oesterr.  Vorwaltungs-Geschichte,  Brunn  1880,  8.  191)  bin 
282.  Ueber  die  Entstehung  der  kgl.  Statthalterei  zu  Prag  siehe  I.  Abth 
Anmkg.  128  zam  L  Absch.  Bleibend  organisirt  wurde  sie  im  Jahre  1611. 
wo  ihr  eine  neue  Instruktion  zutheil  wurde  und  die  Oberstlandes-Offir' 
deren  Gremium  zu  bilden  begannen.  Diese  bezogen  zwar  als  solche  g^^NM 
Einkünfte;  als  Mitglieder  der  Statthalterei  aber  hatten  sie  keinen  Gehalt 
Die  Kanzlei  derselben  zerfiel  im  Jahre  1683  in  drei  Expeditionen:  eine 
böhmische,  eine  deutsche  und  eine  Kriegs-Expedition.  Vgl.  I.  Abth.  Anmkg.  7  r> 
zum  ni.  Abschnitt  Wie  wenig  schon  Ferdinand  IIL  geneigt  war,  den 
böhmischen  Ständen  auf  das  Kriegswesen  Einfluss  zu  gestatten,  lehrt  ein 
Befehl,  den  er  unterm  11.  Juni  1635  an  die  s.  g.  Relatoren  erliess,  damit 
er  als  kgL  Verwahrung  in  die  Landtifel  eingetragen  werde,  nachdem  die 
Stände  am  17.  Mai  des  nämlichen  Jahres  einen  Beschluss  gefasst  hatter 
der  das  Recht  des  Königs,  in  Böhmen  Rekruten  zu  werben,  als  durch  ihre 
Zustimmung  bedingt  erscheinen  Hess.  In  diesem  Befehle  heisst  es:  ihm  und 
seinen  Nachkommen  stehe  das  Jus  belli  ac  armorum  in  Böhmen  absolute  zu 
und  er  behalte  in  Gemässheit  der  neuen  Landes-Ordnung  die  Befugniss  »in 
dergleichen  Kriegs-  und  anderen  zur  Defension  unserer  Landt  und  Leuth 
gehörigen  Fällen  Gesetz  und  Ordnung  zu  machen*  sich  und  seinen  Nach- 
kommen allein  bevor.  (Arch.  d.  Minist  d. Innern  in  Wien,  Akt  8  ex  1638 
Böhmen  IV.  H.  3). 

9)  Der  Präsident  der  Innsbrucker  Hofkammer,  Graf  Bernhard  Ktt- 
nigl,  erstattete  im  Jahre  1721  an  die  Wiener  einen  Bericht,  in  welchem 
ee  heisst:  der  Kriegs-Direktor  habe  zwar  »vorhin*  im  Geheimen  Rathe  zu 
Innsbruck,  wenn  es  sich  um  Militaria  handelte,  zuerst  seine  Stimme  abge- 
geben, sei  jedoch  » ad  Majora  gebunden  *  gewesen.  (Bibl.  Tirol  im  National- 
moseum  zu  Innsbruck,  Bd.  890,  Stück  6).  Ein  Schriftstück  vom  8.  Mai  1706 
über  die  Reorganisirung  der  Behörden  in  Oberösterreich  erwähnt  als  eine 
bekannte  Thatsache:  dass  anter  der  Erzherzogin  Klaudia  und  unter  deren 
Sohne  Ferdinand  Karl  za  Innsbruck  ein  »Oberösterr.  Consilium  Bellicum 
bestanden  habe,  »hinnach  aber  die  Kriegs-Expeditiones,  was  Politica  und 
Btaatssachen  betroffen,  bisanhoro  allzeit  vom  0.  Oe.  Geh.  BaÜie,  alTandere 
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Kriege-Expedition  es  jedoch  bei  der  0.  Oe.  Hofkammer-Kantzlej 
allein  und  anter  beeder  Weesen  (der  Hofkammer  and  der  s.  g.  Regierong) 
Namen  verfertiget  worden**  (Handschrift  890  Stück  9  der  Innsbr. 
üniTersit&ts-BibUothek,  U.  45  B.,  S.   1—8).     Vgl.  I.  Abth.  S.  47. 

10)  Siehe  L  Abtk  S.  45.  Was  die  böhmische  Kammer  anbelangt,  so 
sind  zahllose  Belege  für  deren  anmittelbare  ünterordnang  unter  die  Wiener 
Hofkammer  in  Fr.  Ant  Schmidts  »Sammlang  der  Berggesetze  des  König- 
reichs Böhmen,  der  Markgrafechaft  Mähren  and  des  Herzogthams  Schlesien  *, 
welche  in  Wien  bei  J.  P.  Sollinger  erschienen  ist,  enthalten.  Ueber  die 
Entstehang  der  kgl.  Kammer  fär  Schlesien  s.  Christ  Bitter  d'Elvert, 
Zur  Oesterr.  Hnanzgeschichte,  Brunn  1881,  S.  151;  über  das  von  der  Wiener 
Hofkammer  begünstigte  Vorhaben,  auch  für  Mähren  eine  besondere  Kammer 
zu  errichten,  ebenda,  S.  264  ff.  Im  Gegensatze  hiezu  erfreute  sich  die 
Hofkammer  in  Innsbruck  einer  Selbstständigkeit,  die  einen  Maassstab 
abgibt  für  diejenige,  welche  auch  der  Orazer  Hofkammer  yerblieb.  Denn 
im  Grossen  und  Ganzen  wurden  diese  beiden  Finanzbehörden  gleichmässig 
behandelt  und  die  Grazer  hatte  vor  der  Innsbrucker  das  ihr  günstige  alte 
Herkommen  voraus,  während  dieses  in  Tirol  durch  das  Erlöschen  der  dort 
regierenden  Linie  des  Herrscherhauses  eine  Unterbrechung  erlitt  Leopold  I. 
milderte  die  anfängliche  Strenge,  womit  er  die  Innsbrucker  Kammer  zu 
Gunsten  der  Wiener  einengte,  indem  er  unterm  9.  Oktober  1667  sie  von 
der  Einsendung  viert^jähriger  Aosweise  an  Letztere  dispensirte,  auch  gestattete, 
dass  in  wichtigen  Cameral-i  ngelegenheiten  in  Innsbruck  BeschlüsM  ge&sst 
werden  durften,  und  überhaupt  die  alte  Maximilian'sche  Instruktion  wieder 
in  Wirksamkeit  setzte.  Nur  in  Einem  Punkte  gab  er  nicht  nach  und  das  war 
die  der  Innsbrucker  Hofkammer  durch  Erlass  vom  14.  Juni  1666  zur  Pflicht 
gemachte  Einsendung  aller  bei  ihr  einfliesscnden  Gelder  an  das  Kammer- 
mdBt«ramt,  welches  er  mit  Erlass  vom  26.  April  1667  neu  errichtete  and 
an  dessen  Aktivität  auch  jene  willfährige  Besolution  nichts  änderte.  Vielmehr 
verordnete  der  Kaiser  unterm  20.  Man  1668  aosdrücklich,  dass  das  Kanuner- 
meisteramt die  Gelder  abzuführen  habe,  was  nach  der  Verfügung  vom  1 4.  Juni 
1666  bedeutete,  dass  in  Hinkunft  weder  der  Kammerpräsident  noch  dessen 
Stellvertreter  in  Innsbruck  »ainiges  Maoeggio  darauf  haben*  solle.  (Die 
Belege  befinden  sich  in  der  Hofdekretesammlung  des  Statthalterei-Archivs 
7.0  Innsbruck).  —  Wie  weit  das  Unterordnongs-Verhältniss,  in  welchem  die 
Kammern  zu  Pressbarg,  Kaschan,  Prag,  Breslan  and  Wien  sur 
hiesigen  Hofkammer  standen,  zurückreicht  and  am  wie  viel  klarer  das- 
selbe im  XVL  Jahrhunderte  war,  als  in  späterer  Zeit:  ersieht  man  aus  der 
Uofkammer-Instraktion  Maximilians  IL  d.  d.  Wien  1.  Juli  1568  (im  Beichs- 
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ftnaiu-Archire).  Aaf  BUit  20  deraelben  hMist  es  besAglich  jener  Kammern : 
sie  seien  ,niit  ihreui  Uesped*  nftchst  dem  Kaiser  auf  die  Hofkammer  ge- 
wisMn  ond  Maiimilian  IX.  erUntert  dies  mit  folgenden  Worten:  »So  wellen 
wir  nit,  daas  ainige  Verordnungen  an  Sy  aoss  andern  onsem  Hofexpedition«>n 
aossgeen»  sonder  dass  es  Alles  in  TOsermTittl  vnd  Nam< 
and  auss  Tnnserer  Hofcammer  bescbehe.*  Was  insbesondere 
die  beiden  Kammern  in  Ungarn  anbelangt,  so  bezieben  sich  aof  sie  nach- 
stehende BesÜmmongen  dieser  Instrnktiou:  »Unser  President  oiid  Hofcammer- 
BUh  sollen  auch  bey  nnnserer  Hnngerischeii  Cammer  verfaegen  and  anhalten, 
di88  Sy  sa  jedem  Viert^are  der  Anschnidt  mnd  Dreyssigst  aach  aller  anderer 
Qefell  Tmd  derselben  Aassgaben  and  Best  laatere  Aasszag  za  Ir  der 
Hofcammer  Hannden  schickhen,  damit  Sy  die  Yerweisangen  aaf 
dieselben  Qehli  za  Häutung  Glaubens  ?nd  Traaens  vmb  soviel  aigentlichcr 
ynd  gewisser  za  thaen  haben*  (El.  '{'i);  »Nachdem  wir  zu  merer  Ordnung 
ynd  Auftiembung  vnsers  Hungerischen  kgl.  Cammerguets  ynlangst  in  dem 
Obern  Craiss  Hangern  als  nemlichen  in  Zipps  (!)  za  Cascha  (Kaschau)  ain 
sonnder  Camer  mit  statlichen  Uncosten  auf-  vnd  anrichten  lassen,  darumben 
dass  die  Haaptcamer  zu  Presspurg  nit  yberhäufft  vvnd  an  jedem  Orth  desto 
embssiger  auf  vnnsere  Gamer-Gueter  vnd  Einkhomen  gesehen  ynd  getrachtet 
werde:  So  sollen  vnnsere  (Hof-)Camerräth  bey  denselben  Ambt-  vnd  Camem 
auch  den  zuegethonen  Cantzleien  vnd  Buechhaltereien  mermals  anhalten, 
dass  Sy  Iren  Instructionen  alles  yieiss(es)  geleben,  fümemblich  aber  dasb 
vnnsere  Buechhalter  in  Justitizierung  der  Benttungen  vnd  der  darzue  ge- 
gehörigen Probationen  vleissige  getrewe  Achtung  geben  vnnd  khainen  mangl, 
der  etwas  auf  sich  trägt,  fürübergeen  lassen.*      (Bl.  'VI). 

I  1)  Standorte  solcher  Cameral-Inspektorate  (Präfektorate)  waren  am 
Ende  des  XVII.  Jahrhunderts:  Szegedin,  Arad,  Essegg  und  Po2ega.  Aach 
za  Ofen  hatte  nach  Vertreibung  der  Türken  eines  seinen  Sitz. 

12)  Siehe  L  Abth.  Anmerkung  55  bis  58  zum  III.  Abschnitt 

13)  Siehe  das  Beqaisitions-Schreiben  aber  den  Geldumlauf  vom  18.  Sep- 
tember 1698  und  die  Anregung  wegen  Aufhebung  der  Zünfte  vom  Jahre 
1699  in  der  I.  Abth.  Anmkg.  23  zum  III.  Abschnitt.  Das  dort  bezogene 
Hofdekret  vom  13.  März  1699  ordnet  Erhebungen  über  die  Zünfte  durch 
Befragen  der  Stadt-  and  liarkt-Magistrate  an,  insbesondere  darüber,  »ob  and 
wie  die  Zunfften  abzuscha£fen  oder  wenigstens  dergestalten,  dass  sie  Keinen, 
der  in  einer  Stadt  oder  Markht  sich  bürgerlich  niederlassen  und  ein  Handt- 
werk  oder  Gfewerb  treiben  wolte,  hindern  oder  in  ihr  Zunftgreniiam  zu  tretten 
necessitieren  könnten,  zu  restringiicn  waren?*  —  Begründet  wird  die  An- 
ordnong  mit  den  Wni-t-i-fi ■  »Nachdeme  i?»  «iKiMm  K«»'>*u^r«M('htTi  nn.l  K»'imMion»>ii 
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die  Znnfften  entweders  nit  üblich  oder  doch  nit  also  priTilegiert  seindt,  dass 
derentwegen  Keiner,  der  nicht  zanfftmässig  ist,  zu  arbeiten  und  sein  Gewerb 
zu  treiben  befuegt  sein  sollte.* 

14)  Nach  den  Akten  des  krainer  Landes-Archivs  (insbesondere  Fszkl 
I.  U5  and  1.  96  der  alten  Signatur)  haben  von  1570  an  sogenannte  »Baii- 
tage*  zur  Abrechnung  der  drei  innerösterr.  Herzogthämer  unter 
sich  fast  alljährlich  stattgefunden  bis  am  11.  Dezember  1G28  bei  einer 
Zusammenkunft  Ton  Abgeordneten  der  betreffenden  Stände  zu  Graz  der  Be- 
schluss  gefasst  wurde,  die  bisher  gemeinschaftlich  erhaltenen  Militärgrenz- 
Anstalten  zur  weiteren  Unterhaltung  aufeutheilen,  so  dass  die  s.  g.  Meergrenze 
von  Erain,  die  kroatische  Grenxe  Ton  Kärnten  und  die  windische  Grenze 
Ton  Steiermark  erhalten  werden  sollte.  Damals  wurde  auch  yereinbart,  dass 
die  Becbnungen  über  gemeinsamen  Aufwand,  insofeme  ein  solcher  weiterhin 
stattfindet,  mit  Vermeidung  aller  SoUenitäten  von  Land  zu  Land  schriftlich 
»zur  Justifizierung *  mitzutheilen  sind.  Gleichwohl  ergaben  sich  im  Laufe 
der  nächsten  zehn  Jahre  zwischen  den  drei  Ländern  so  viele  Differenzen, 
dass  die  Geheime  Stelle  in  Graz  unterm  10.  September  1639  die  Stände 
derselben  aufforderte,  Gesandte  >ad  audiendum  et  referendum  über  die  Ur- 
sachen dieser  Zerwürfhisse  und  deren  Verschleppung*  nach  Graz  zu  senden. 
Oie  streitigen  Punkte  waren:  die  Beitragspflicht  jedes  Landes  in  Ansehung 
der  neu  zugewachsenen  Petriniaer  Grenze,  da^  angebliche  MissTerhältniss 
ier  Conkurrenz  zu  den  allgemeinen  Kriegslasten  zwischen  Steiermark  und 
Krain,  die  Abrechnung  bis  zum  Jahre  1635.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass 
iie  Kärntner  und  Krainer  mit  einander  Conferenzen  abhielten.  Namentlich 
haben  solche  in  den  Jahren  1641  und  1646  zu  Klagenfurt  stattgefunden. 
Weil  jedoch  der  Unfriede  fortbestand  und  sowohl  die  Krainer  als  die  Kärntner 
.^ich  über  die  Begünstigung  der  Steiermärker  bei  der  Bepartition  der  all- 
gemeinen Kriegslasten  beschwerten,  ordnete  Kaiser  Leopold  unterm  28.  Juli 
1 659  eine  Zusammentretung  der  drei  Länder  mit  den  Centralstellen  in  Wien 
in.  Ob  diese  wirklich  erfolgte,  ist  zweifelhaft.  Die  Landtage  von  Krain 
ind  Kärnten  deprezirten  sie  und  baten,  lieber  zu  gestatten,  dass  die  drei 
Länder  unter  sich  auf  einem  Ausschusstage  sich  verständigen.  Am 
j7.  Juli  1661  fanden    sich   auch    deren  Ansschflssso   in  Marburg   zu    einer 

*  ' zusammen  und  im  Jahre  1677  abermals.  Bei  letzterer  Gelegenheit 

I  sich  die  Ausschüsse  endlich    über   die  Betheiligung  jedes  Landes 

iii    der  Verpflegung   der  Besatzung   fou    Petrinia   und  über  AUes,    was   an 

~  r.Qzen   damit  znsammenbieng.     Dann   unterredeten   sie   sich   auch   über 

insame  Anliegen  und  fassten  sie  den  Bescbluss,  bei  Bäckkehr  des  Friedens 

ier  Kegierung  gemeinschaftlich  vorzutragen,  wie  augezeigt  es  wäre,  dass 
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>W6U«n  wm  in  tU  wtg  fwinerckhe  and  wügtm  khan,  dass  die  gMMnbi« 
Owterr.  Lande  gegen  dem  Königreich  Böheimb  und  dessen  in- 
corporierten  Landen  in  den  landesfOretl.  Ordinari-  and  Kitraordinari- 
Anfordeningen,  wonach  dann  auch  die  Qoartiers-Assignationen  repartiert  za 
werden  pflegen,  höchlich  and  enormiter  l&dirt  werden,  dise  Lande  zn- 
samben  tretten,  mit  Oesterreicb  correspondiren  ond  eine  all- 
gemaine  Beschwerde  gehörig  anhengig  machen.*  Wie  ans  den 
8.  g.  Akten  des  steierm.  Landes-Arehiy  (III.  Antiqaa  20)  erhellt,  gUahte 
das  kärntnische  Verordneten-Collegiom  im  Febroar  1679  den  rechten  Zeitr 
pankt  gekommen,  die  Gonehmigung  des  Kaisers  behafs  einer  solchen 
Versammlang  einzabolen,  and  forderte  es  anterm  21.  Febraar  das  steier- 
m&rkische  Verordneten-Collegiam  auf,  mit  ihm  gemeinsame  Sache  zn  machen. 
Ob  die  Versammlang  za  Stande  kam,  ist  jedoch  angewiss.  Wahrscheinlich 
renagte  der  Kaiser  seine  Zostimmong.  Wenn  Hago  Tom  an  in  8.  Buche 
»Dis  bömische  Staatsrecht«  (Prag,  1872)  S.  97  von  Verhaudlangen  spricht, 
welche  schon  im  Jahre  1649  aaf  den  Landtagen  aller  ,  deatsch-böhmischen  * 
Erbl&nder  stattgefunden  haben,  am  sie  za  gemeinschaftlichen  Ck)nferenzen 
SQ  bewegen,  and  wenn  er  dort  behauptet,  im  Jahre  1655  sei  eine 
solche  abgehalten  and  dabei  vereinbart  worden,  dass  »die 
böhmische  Krone  mit  10,  die  Osten*.  Länder  mit  8  Theilen  za  den  aaf  den 
Landtagen  zu  postulirenden  Steuern  beitragen  sollten* :  so  mö^^en  Anhalts- 
pankte  dafür  in  den  von  ihm  benutzten  Prager  Archiven  vorhanden  sein; 
mir  ist  aas  den  Akten,  die  ich  einzosehen  in  der  Lage  war,  nichts  davon 
bekannt  geworden.  Eine  im  Jahre  1736  von  der  k.  bohm.  Uofkanzlei  ge- 
lieferte »Deduction  aber  die  von  Alters  her  stabilirte  Proportion  in  Prästa- 
tionibas  publicis  zwischen  denen  Böhmischen  und  Oesterr.  Erblanden* 
(Handschrift  der  kais.  Hofbibliothek  in  Wien,  Nr.  7976)  erwähnt  allerdings, 
dass  anl&sslich  der  Aasarbeitung  einer  neuen  Militär-Verfassung  und  der  Ver- 
theilong  eines  General- Darlehens  im  Jahre  1655  zu  Pressbarg  eine  Conferenz 
statthatte,  welche  obigen  Beschluss  fasste;  es  ist  indessen  darin  nicht  gesagt, 
dass  an  dieser  Conferenz  ständische  Ausschusse  theilnahmen.  Vielmehr  heisst 
ea  dort:  die  damals  festgesetzte  Proportion  sei  seither  »unanimi  consensu 
totins  Ministerii*  wieder  abgeändert  worden,  was  anzunehmen  berechtiget, 
dass  auch  der  betreflfende  Beschluss  vom  Jahre  1655  in  einer  blos  aas 
Staatsministem  gebildeten  Conferenz  gefasst  wurde. 

15)  Siehe  L  Abth.  Anmkg.  48  bis  45  zum  UL  Abschnitt.  Vgl.  Gustav 
Wenzel,»  Magjarorszäg  bänyäszatänak  kritikai  tört^nete  *  (Kritische  Geschieh ti' 
des  nngar.  Bergbaues),  Budapest  1880,  wo  namentlich  die  Erweiterung  der 
Bergwerksdistrikte   und  Eröfbnng   neuer   Graben    berücksichtiget   ist     Das 
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Montan- Aerar,  beziehungsweise  der  König,  war  auch  Beeitser  groesrnr  Herr- 
schafteD  in  Ungarn,  deren  Administration  Bonacb  mittelbar  Ton  der  Wiener 
Hofkammer  abbieng.  Erst  zu  Ende  dee  XYIIL  Jabrbnnderts  trat  bierin 
eine  Aenderong  ein. 

16)  Siebe  L  Abtb.  Anmkg.  27  zum  IIL  Abflcbnitt  und  Anmkg.  49  und 
50  zum  m.  Abschnitt.  —  üeber  die  absolute  Begienmg  in  Ungarn  in  den 
Jabren  1671  bis  1679  vgl  Adam  Wolf,  Fürst  Wemel  Lobkowitz  (Wien 
1869),  8.  335  bis  361.  Es  ist  in  mehrfacher  Bedehnng  bezeichnend,  daas 
zor  Zeit,  wo  Jos.  Kasp.  t.  Ampringen  OonYemear  Ton  Ungarn  war,  Leopold  L 
an  ihn  onterm  26.  IC&rz  1675  einen  Tom  Hofkanzler  Hocber  nnd  Ton  Job. 
Georg  Koch  gegengezeichneten  Erlass  richtete,  in  welchem  gesagt  ist:  er 
habe  jüngst  den  heiligen  Joseph  »in  Universalem  Begnomm  et  ProTinciarom 
Nostramm  tntelarem  Patronom*  erwählt  nnd  befehle  daher,  dies  in  ganz 
Ungarn  zor  Damachachtong  bekannt  za  geben.  (Archiv  des  k.  k.  Minist 
d.  Innern  in  Wien,  Fremde  Abtbeilong,  2  ex  1675). 

17)  Ich  beabsichtige,  eine  Darstellong  der  Osterr.  L&nder-KongiiMaa,  der 
Voraeit  dem  Scblnssbefte  des  vorliegenden  Werkes  als  Anhang  einzoTerleibüi.  j 
Mit  Nachstehendem  gebe  ich  eine  gedrängte  Uebersicht  der  Kongresse,  so  | 
weit  ich  davon  Kenntniss  erhielt,  bis  zum  Jahre  1620,  wo  (von  den  auf 
Innerösterreich  beschränkten,  hier  überhaupt  nicht  berücksichtigten  Aasachnss- 
tagen  abgesehen)  in  der  bezüglichen  Entwicklang  eine  langwierige  Unter- 
brechung eintrat  Es  yersammelten  sich:  1502  za  Wiener-NeQjtadt|| 
Aasschüsse  der  Stände  des  Erzherzogthams  anter  and  ob  der  Enns,  der 
Henogthümer  Steiermark,  Kärnten  and  Krain  (der  s.  g.  fünf  Lande,  wie 
aacb  ich  sie  weiterhin  bezeichne)  nnd  allem  Anscheine  nach  auch  Botschafter 
der  ober-  and  vorderösterr.  Lande,  in  deren  Namen  Kaiser  Max  für  den 
Kriegsfall  Ersteren  Beistand  versprach;  1508  im  NoTember  za  Mürz- 
zascblag  am  Fasse  des  Semmering  Ansschüsse  der  5  Lande,  wobei 
der  wechselseitige  Beistand  in  Kriegsnötben  zuerst  verabredet  and  in  Libell- 
Form  zugesichert  ward;  1509  im  Marx  xn  Salzbarg  Ausschüsse  der  5  Lande 
und  der  ober-  und  vorderOeterreich.  Lande,  ^reiche  mit  Ersteren  da  ein 
Schutzbündnist  Fcblossen;  1509,  Ende  April  zu  Brück  an  der  Mar 
Ansschüsse  der  5  Lande  zur  Befestigung  der  Mflrmuchlager  Beschlüsse; 
1510  zu  Augsburg  Aussch.  der  5  Lande  zur  Vereinbarung  von  Bflttaigtn 
und  Vorbringung  von  Beschwerden  beim  Kaiser,  der  die  Erledigungen  hieraif 
in  der  Form  der  s.  g.  Augsburger  Libelle  hinansgab;  1514  zu  Stadt 
Stejrr,  Battenberg  und  Schwaz  Aassch.  der  5  Lande  zu  Beeprechangeii 
mit  dem  kais.  Bevollmächtigten  Kardinal  Math.  Lang;  1515  im  M&n  xn 
Wien  AqmcIl  der  5  Lande»  welche  vornehmlich  die  Organisierong  des  Oe- 
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richtswMMTO  or^rUrteii,  vorhur  aber  xu  Brack  an  der  Mnr  and  tu  Wienor- 
Nenstadi  Bespr^^hang^en  hielten  »ad  aag^ndam  in  congressa  Viennensi 
pom]Mun*  (wie  Kardinal  liaii^  in  seiner  Beschreibang  dieBee  Kongresaes  sagt); 
1.M7  im  Dezember  Aussch.  der  5  I^nde  za  Linz  and  Wels,  wo  sie  ?er- 
gebens  Abgeordnete  aas  Tirol  (erwarteten;  ir>18  im  Janaar  Aaasch.  der 
5  Lande,  Tirols  and  der  Vorlande  za  Innsbrack,  wo  bis  Ende 
Mai  terhandelt  wardf  and  am  24.  Mai  1518  eine  alle  dieae  Länder  am- 
fiMtenda,  anf  gegenseitigen  Zusagen  berahende  Defensions-Ordnang  tn  Stande 
kam;  1519,  24.  bia  27.  März  za  Brück  an  der  Mur  Aassch.  der  5  Lande 
and  Abgeordnete  aas  Tirol,  welche  das  Innsbrncker  Mndniss  be- 
kräftigten; 1510  Anftings  Mai  abermals  zu  Brnck  Aussch.  der  5  Lande 
zar  Wahl  eines  gemeinsamen  Obersten  Feldhaaptmanns  und  za  sonstigen 
Vorkehrungen  wider  Angriffe  der  Republik  Venedig;  1519  Anfangs  Juli  zam 
dritten  Male  ebenda  Aassch.  der  5  Lande  zur  Ausführung  der  zu  Innsbrack 
und  Brack  a.  d.  M.  vereinbarten  Küstungen,  wobei  jedoch  Tirol 
wider  Erwarten  anvertreten  blieb  and  das  Vorhaben  hieran 
scheitert;  1525,  19.  Juli  Aussch.  der  5  I^nde  zu  Wien,  spater  zu 
Augsburg,  wo  die  bekannten  Augsburger  Libelle  in  Anwesenheit  von  Ab- 
geordneten aus  Tirol,  aaf  welches  Land  jedoch  diese  Libelle  sich  nicht 
beziehen,  vereinbart  wurden;  1530  im  Januar  Aussch.  der  5  Lande  za  Linz,< 
die  da  vergebens  auf  Abgeordnete  des  gleichzeitig  in  der  nahen  Stadt 
Badweis  tagenden  Generallandtags  der  Länder  der  böhm.  Krine  und 
aof  solche  aas  Tirol  warteten:  1532  im  Januar  Aassch.  der  5  Lande  za 
Innsbruck,  wo  gleichzeitig  die  St&nde  Tirols  tagten  ohne  jedoch  mit 
Jenen  Zusammenkünfte  zu  halten  und  zwei  Abgeordnete  des  von 
den  Parteigängern  Zapolyas  za  Kenese  am  Plattensee  veranstalteten,  unga- 
rischen Landtags  mit  einer  Einladung  an  die  Oesterreicher  za  einer 
Verfltändigang  mit  ihren  Mandanten  eintrafen;  1536  im  Dezember  zu  Wien 
Aassch.  der  5  liande,  die  daselbst  bis  zum  kommenden  lYühjahr  sich  be- 
riethen,  worauf  (1537  im  März)  Delegirte  dieses  Ausschusstags  zu  Prag 
den  Generallandtag  der  böhmischen  Länder  begrüssten  and 
am  dessen  Gunst  zum  Zwecke  gemeinsamer  Vertheidigung  warben  (ohne  einen 
direkten  Bescheid  zu  erhalten);  1538  im  Mai  zu  Wien  Aussch.  der  5  Lande; 
1538  im  Jali  zu  Linz  dieselben  mit  Ausnahme  des  Landes  ob  der  Enns  (I) 
zur  endlichen  Erwirkung  einer  »nachbarlichen  Nebenhilfe*  seitens  der  böh- 
mischen Länder;  1538  im  November  za  Wien  Aassch.  der  5  Lande,  die 
sich  lebhaft  über  des  Königs  Abgeneigtheit,  einen  Kongress  aller  seiner 
Lande  zu  berufen,  beschwerten,  wogegen  der  König  die  Fruchtlosigkeit  seiner 
diesbssOglichen  Bestrebungen  darlegte:   i^'^'  Ende  April  zu  Prag  Delegirte 
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einzelner  iiiederösierr.  Länder  im  den  Ständen  Böhmens  und  der  dahin  in- 
korporirten  Länder;  ir>30  im  November  zn  "Wien  Anssch.  der  5  Lande, 
welche  heftig  in  den  König  drangen,  aach  Abgeordnete  aus  Ungarn,  Windisch- 
land,  Kroatien  and  den  böhmischen  Ländern  beiznziehen,  und  schliesslich 
darüber  sich  einigten,  dass  jedes  Land  for  sich  sowohl  die  Böhmen  als 
die  Tiroler  und  Vorderösterreicher  durch  hiezu  abzuordnende 
Ständeglieder    auffordert,    einen    allgemeinen  Länderkongress    zu    beschicken; 

1541  im  Herbst  zu  Linz  Anssch.  der  5  Lande,  welche  jedoch  wegen  Un- 
zulänglichkeit ihrer  Vollmachten  unverrichteter  Dinge  Ton  einander  schieden ; 

1542  Anfangs  Januar  zu  Prag  Aussch.  der  5  Lande  und  Abgeordnete 
ans  Tirol,  welche  dem  böhmischen  Landtage  bestimmte  Versprechungen 
bezüglich  des  Beistands  im  Krieg«  abzugewinnen  suchten,  dies  auch  mittels 
einer  Finte  (indem  für  die  Innerösterr.  Länder  der  Abgeordnete  aus  Krain 
ohne  Gesammtmandat  in  die  Verhandlung  eintrat)  in  der  Form  von  Steuer- 
Widmungen  und  strategischen  Combinationen  erreichten  (wessludb  dieser 
Congress  als  der  Begründer  des  »böhm.-österr.  Erbländer- 
Vereins*  betrachtet  wird);  unter  sich  aber  einigten  die  Nieder-  und  Ober- 
österreicher damals  blos  über  Geldvorscbüsse  an  den  König  und  über  einige, 
die  Best^'uerungsweise  betreffende  Punkte;  —  1542  im  Mai  zu  Wien  Anssch. 
der  5  Lande  zur  Ausführung  der  in  Prag  übernommenen  Verpflichtungen; 
1542  im  Oktober  zu  Wien  Aussch.  von  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  des 
Landes  unter  des  Enns  zur  Vorsorge  für  den  königlichen  Hofhalt  und  znr 
Feststellung  des  gemeinsamen  Kriegsanfwandes ;  1543  im  Oktober  znWien 
Aussch.  der  5  Lande  zur  Regelung  der  Steuer-Anschläge,  mittels  welcher 
das  Geld-Erfordemiss  für  die  in  Prag  vereinbarte  Kriegshilfe  aufgebracht 
werden  sollte  (über  die  Einschätzung  waren  schon  in  den  Jahren  15!]0  und  1542 
Compromisse  zwischen  den  5  Landen  angebahnt  worden);  1543  im  Dezember 
zu  Prag  Delegirte  der  5  Lande,  die  nunmehr  mit  dem  böhmischen 
Generallandtage  über  das  Conknrrenz - Verhältniss  Terhandeln*)  und 
zunächst  ihren  Zweck  nicht  erreichen,  nng^eachtet  auch  nngarische  Ge- 
sandte sich  in  Prag  einfinden  und  eine  »Defensionshilfe*  anbieten;  1544. 
20.  Oktober  solche  zn  W  i  e  n  zur  Geldbewilligung  (wobei  die  Innerösterreicher  sich 
von  den  Niederösterreichern  sondern);  1545,  23.  Febmur  zu  Brück  a.  d.  M. 
Aussch.  der  5  Lande  zur  Abrechnung  über  den  gemeinschaftlich  bestrittenen 
Kriegsanfwand;  1547,  3.  Januar  sn  Wien  Anssch.  der  5  Lande,    die  aber 


*)  Dl«  AnrpfuDff  tur  Pr«ff«r  ZnMmtnkoBft  n>m  Jahn  1548  w«r  ra  Prtiiborg 
darch  die  d«iii  KOnig«  dahin  fefolftoeo  Aof^^bot«  and  ZaiOf«  der  5  Land«  f«ff«b«n  wordan, 
wie  in  der  VoUoM^t,  wakb«  dar  OOiMr  Landtag  untarm  7.  NoTembar  1644  aeinan  OaaftoAtMl 
dam  aoBatalit«,  iMarftaMiA  ait  Bawinik—  Mf  daa  Ktain  äiMckfalboiif  gtaagt  iat 
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nnglttche  VollmachWii  miibrinQ^n  und  demzufolge  keine  bindenden 
hmm.  1547,  28.  Juni  Anssch.  der  5  Lande  in  Brnck  a.  d.  M.  behufs 
der  Abrechnung  ontor  sich;  1547,  19.  September  in  Stadt  Stejr  (Wien?) 
AoBBch.  der  r>  Lande  znr  Bewilligong  Ton  Kriegtanalagen  ond  Entsendung 
Ton  Boten  an  den  Angsbarger  Reichstag;  1548,  18.  Joni  zn  Wien  ebenso 
(Arge  ZenHirfhisBe  wegen  yermeintlicher  Abweichung  Tom  Brucker  Vergleiche) ; 
155Ü  im  Januar  zu  Wien  Aussch  der  5  Lande  wegen  beharrlicher  Büstnng 
wider  die  Türken  (wobei  die  Ausschflsse  die  Preisgebung  Ungarns  beschlieüen 
und  Tirols  Einbeziehung  zur  Conkurrenz  der  Osterr.  Erblande  verlangen); 
15.^6  im  April  Delegirte  der  5  I^ande  zn  Prag,  wo  sie  mit  dem  bOhm. 
General-Landtage  auf  freundnachbarlichem  l^sse  vorkehren,  auch  Abgeordnete 
aus  Ungarn  antreffen,  aber  ausser  Bütleidsbezeigungen  in  ihrer  Bedr&ngniss 
den  Tftrken  g^enüber  keinen  Trost  finden;  1(106  im  Angust  zu  Wien  neben 
ungarischen  Delegirten  Ausschüsse  von  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Ober- und  Nieder-Lausitz,  Steiermark,  Land  ob  derEnns 
und  Land  anter  der  Enns  zur  Berathschlagung  über  den  mit  Bocskay 
zu  schliessenden  Frieden  (wobei  aber  nur  im  Audienzsaale  des  Erzherzogs 
Mathias  alle  diese  Abgeordneten  zusammentrafen,  während  sonst  die  Vertreter 
der  Länder  der  bOhm.  Krone,  die  Steiermärker  und  die  Ausschüsse  aus  dem 
Erzherzogthum  Oesterreich  abgesondert  beriethen  und  ebenso  ihre  Gutachten 
erstatteten);  1608  im  Januar  zu  Pressburg  Vertreter  des  ungarischen 
Landtags  und  Ausschüsse  der  beiden  Länder  des  Erzherzogthums  Oesterreich 
zur  Gewährleistung  des  Wiener  Friedens  (eigentlich  zur  Entthronung  des 
Kaisers  Rudolph,  welcher  daher  auch  mit  Schreiben  vom  2'J.  Februar  1608 
an  den  Erzherzog  Mathias  diesem  gemessenst  auftrug  »alle  Zusammenforderung 
der  Oesterreichischen,  Hungarischen  und  anderer  Stände  ....  einzustellen.*) 
1608,  16.  April  zu  Eibenschitz  in  Mähren  die  hiesigen  Stände,  Ab- 
geordnete der  ungarischen  und  Aussch.  der  beiden  Länder  des  Erz- 
herzogthums Oesterreich  zur  Angliederung  der  Mährer  an  die  Press- 
burger Conföderation  (welcher  Zweck  auch  erreicht  wurde);  1608,  29.  Juni 
im  Feldlager  beiSterbohol  (nächst  Prag)  Vertreter  der  protestantischen 
Stände  von  Ungarn,  Mähren  und  vom  Erzherzogthume  Oesterreich  ob  und 
unter  der  Enns  zur  Vorbereitung  der  Huldigung,  welche  Erzherzog  Mathias 
dem  Verzichte  Rudolphs  zu  Folge  entgegenzunehmen  sich  anschickte.  (Es 
scheinen  übrigens  jene  Vertreter  im  Gefolge  des  Mathias  den  ganzen  Feldzug 
mitgemacht  zu  haben);  1614  Ende  Juli  zu  Linz  Ausschüsse  der  Stände 
aller  damals  von  der  deutschen  Linie  des  Hanses  Habsburg  be- 
herrschten Länder,  die  zur  Mehrzahl  aus  Furcht,  dass  ihr  hochverrätherisches 
Treiben  durch  ein   starkes  kaiserliches  Heer  vereitelt   und   geahndet  werden 
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könnte,  gegbu  die  Anfstellong  eines  solchen  and  sonach  unter  heuchlerischen 
Vorwänden  för  den  Frieden  mit  der  Pforte  sich  erklärten;  1615  im  Juli  zu 
Prag  Aussch.  aller  Länder  der  höhm.  Krone,  dann  beider  Länder  des  Erz- 
herzogtbums  Oesterreich,  wobei  die  Böhmen  anfangs  durch  eine  Coalition  der 
übrigen  Länder  sich  ausser  Stand  gesetzt  sahen,  ihre  Pläne  weiter  zu  Ter- 
t'Igen;  1619  im  August  zu  Prag  Vertreter  der  protestantischen  Stände 
liuhmens,  Abgeordnete  der  Mährer,  Schlesier  und  Lausitzer  und  beider  Länder 
des  Erzherzogthums  Oesterreich  zum  Abschluss  einer  Conföderation  und  zur 
Vereinbarung  einer  >  General-Defension  *,  welche  Zwecke  auch  erreicht  wurden. 
(Damals  wurden  auch  für  die  Folge  >  Generalzusammenkflnfte*  der  Verbündeten, 
die  sich  von  5  zu  5  Jahren  wiederholen  sollten,  ins  Auge 
gefasst.  S.  die  Conföderation  der  böhm.  Länder  mit  dem  Lande  unter  der 
Enns  vom  ITi.  August  1619);  1620  im  Sommer  zu  Neusohl  in  Ungarn 
die  von  Ferdinand  U.  sich  abwendenden  Stände  Ungarns  und  Abgeordnete 
der  vorerwähnten  Verbündeten,  von  welchen  die  protestantischen  Böhmen 
schon  im  Jahre  zuvor  in  Pressburg  über  eine  Conföderation  mit  den  Ungarn 
wider  Ferdinand  11.  verhandelt  hatten.  Damit  schliesst  die  Reihe  der  österr. 
Ländercongresse  im  XVll.  Jahrhunderte.  Zwar  fehlte  es  auch  später- 
hin nicht  an  Anregungen  dazu.  So  riethen  die  Stände  des  Landes 
unter  der  Enns  dem  Kaiser  Ferdinand  II.  unterm  3.  März  1684: 
er  möge  in  der  obwaltenden  Bedrängniss  »aus  allen  seinen  incorporirten  österr. 
Landen,  als:  Ober-  und  unter  der  Enns,  Steyr,  Kämdten,  Krain,  Grafechaft 
Tirol  und  Görz  einen  ansehnlichen  Ausschuss  beschreiben  lassen,*  diesem 
die  Anschläge  der  Feinde  vortragen  und  erwirken,  dass  die  Länder  »nit 
ainziger  Weiss  (d.  h.  vereinzelt),  sondern  conjunctis  viribus  und  mit  geziemender 
Gleichheit*  zur  Abwehr  derselben  sich  anschicken.  Aber  die  Ausartung  der 
Ländercongresse  in  Zusammenkünfte  von  Verschwörern  hatte  dem  genannten 
Kaiser  alle  Lust  zu  solchen  Experimenten  benommen  und  seine  Nachfolger 
waren  gleichfalls  durch  die  Erinnerung  hievon  beeinflussi  —  Ich  bemerke 
zum  Schlüsse  dieses  Exkurses,  dass,  wenn  Ausschüsse  der  3  bnerösterr. 
Herzogthümer  unter  sich  oder  mit  denen  anderer  Länder  zusammenkamen, 
häufig  auch  die  Grafschaft  Görz  dabei  vertreten  war,  jedoch  sodann  stets 
eine  untergeordnete  Bolle  spielte,  wesshAlb  ihrer  Thei Inahme  in  der  Begel 
nur  nebenher  Erwähnung  geschieht  Einige  »Raittage*  von  zweifelhaftem 
Erfolge  habe  ich  in  obiges  Veneichniss  nicht  aufgenommen.  Ebenso  blieben 
Congressü,  deren  Abhiiltung  nicht  vorbürgt  ist,  unberücksichtiget  Ueber  die 
älteren  gibt  Andeutungen  von  nicht  genug  gewürdigtem  Werthe  Fr.  Krön  es 
in  den  »Beiträgen  f.  Kunde  Steiermark.  Qescbichts-Qnellen <  II  IV  .  VI.  und 
XVI.  Jahrgang. 
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it>t    i>iv\ic    obige    Amilct  miiil;      i   I     III  !       II    lti>. 

19)  Eine  Landtagsschrift  der  SIAim  a<  I       niter  der  Enns  vom 

29.  NoTember  1707  (Arch.  des  Minist,  d.  Innern  in  Wien,  Akt  17  ex  170^ 
NiederOsterreich  IV.  H.  3)  spricht  sich   gegen    die  Kinbebnng  tod  Akzieon 
nnd  Anfechlftgen    mit   dem  Bemerken    ans:    »Die  Anno  161)6    ans   allen 
Erbkdnigreichen  und  Landen  zns am menberafenenAasschflsse 
hatten  nicht  nur  erkannt,  sondern  auch  per  pvidentiam  et  experientiam  remm 
sich  ge&nssert,   dass    neben  dem  dorch  die  Krbvereinigang   der  Länder  ein- 
gefAhrten  und   anf  Hans    nnd    Pfund  (der  Gülten-Rinsch&tzung)   gerichteten 
Modo  oontributionis  die  Acciss  und  Aufschlag  nit  compatibl.*  Christ  Bitter 
d*ElTert  theilt  in  seinem  Werke  ,Zur  Oesterr.  Finanz-Geschichte,*  S.  235  ff. 
das  bezdgliche  Projekt,  n&mlich  Ersetzung  des  geltenden  Kontnbutionssysten)> 
durch  eine  Qeneral-Akzise,  wodurch  eine  »Qott  gefällige  durchgehende  Gleich- 
heit introduzirt  und  das  männiglichen  ungleich  Torkommende  Kontribntions- 
wesen  dagegen  abgeschafft  werden  sollte.*    (Rescript  vom  0.  September  16H5) 
anslQhrlich    mit.      Zuerst    wurden    bloss    >die   Capi    der   Länder-Gubernien  * 
darüber   einvernommen,    welche    »mit   Beiziehung  einiger    Provinzialen    und 
Kamera  1-Beamten*  sich  zu  äussern  hatten.     Als  die  Länder  Schwierigkeiten 
erhoben,  veranstaltete,  wie  d'Elvert  berichtet,  der  Kaiser  in  Wien  eine  »Haupt- 
Konferenz*  deren  Gutachten  er  zu  vernehmen  wünschte.     An  dieser  nahmen 
auch  je   zwei  Abgeordnete  aus  jeder  Provinz  theil;  aber  die  Mehr- 
zahl   der    Theilnehmer    bestand    aus   Staatsbeamten.     Die    Länder-Deputirten 
gaben  ihr  Urtheil  sowohl  bei  der  Conferenz  mündlich,  als  auch  schriftlich  ab. 
Dieser   Vorgang    glich    keineswegs    einem   Ländercongresse 
und  der  dabei  geoffenbarte  Widerwille  der  meisten  Länder  gegen  die  Akzisen 
hinderte  nicht,  dass  in  Schlesien,  dessen  Repräsentanten  sich  für  ihre  Ein- 
führung  aussprachen,    dieselben  wirklich    zur    Anwendung    gelangten.     Was 
femer  den  angeblichen   Congress   vom   Jahre  1701  betriflft,   so   ist 
zwar  richtig,  dass  in  einer  am  30.  Oktober  1700  abgehaltenen  Staatsconferenz 
beschlossen   wnrde,    das   Gesammtstaats-Aerar    dadurch  von  22  Millionen  zu 
entlasten,  dass  »jedes  Land  der  alten  deutschen  Erbkönigreiche 
nnd    Provinzen,    worunter    Tyrol   und  Friaul    suo   modo    auch 
begriffen  sein  sollen*,   den  der  herkömmlichen  Lasten-Repartition  ent- 
sprechenden   Antheil    übernimmt     Eine   Note    der  Wiener  Hofkammer   vom 
31.  Oktober    1700   (gezeichnet   von  Joh.  David  Palm)   veretÄndigte   hievon 
die  Oesterr.  Hofkanzlei  (sie  liegt  abschriftlich  beim  Akte  6  ex  1701  Nieder- 
i^sterreich   IV.  H.  3  im  Archiv   d.  Minist  des    Innern)    und   brachte  »circa 
modum*  in  Vorschlag,  nach  dem  Beispiele  der  Zeiten  Maximilians  und  Fer- 
dinands IL,  >alwo  aus  allen  Ländern  Deputirte  bey  Hoff  erschinen  seynd*, 
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ans  jedoin  Lande  gehörig  inhiruirtc*  Abgeordnete  zn  berufen  »solcher  Gestalt 
also  eine  Congregatio  aller  Länder  allhier  (in  Wien)  sab  Direc- 
tione  Angnstae  Anlae  anzustellen.*  Zunächst  sollten  die  »Länder-Capi* 
fiber  die  Ausführbarkeit  eines  solchen  Schrittes  befragt  werden.  Dies  geschah 
denn  auch.  An  das  Geheimraths-CoUegium  in  Innsbruck  gieng  der  bezüg- 
liche Auftrag  am  24.  November  1700  ab.  (Sammlung  der  Hofdekrete  im 
Statth.-Archive  zu  Innsbruck).  In  demselben  drückt  Kaiser  Leopold  den 
Wunsch  aus:  es  möchten  sofort  die  »Oberösterr.  Stände*  von  obigem  Vor- 
haben benachrichtiget  und  bewogen  werden,  über  das  Ton  ihnen  zu  über- 
nehmende »proportionierliche  Kontingent«  mit  den  Ständen  anderer  Erblande 
»in  loco*  d.  h.  am  kais.  Hoflager  und  in  der  Torbezeichneten  Weise  sich  zu 
unterreden  und  einzuverstehen.  Allein  der  Erfolg  entsprach  nicht  dem 
Wunsche  des  Kaisers.  Von  den  Standen  Tirols  kann  sogar  mit  ziemlicher 
0»'wissheit  angenommen  werden,  dass  sie  jeder  Mitwirkung  bei  Entlastung 
des  Gesammtstaats  yon  jener  Schulden-Bürde  sich  Ton  Tome  herein  entschlugen. 
Andere  Länder  schickten  allerdings  die  begehrten  Deputirten  nach  Wien, 
schlössen  aber  mit  der  Central-Regierung  Rezesse  für  sich,  wobei  ein  neu 
vf^reinbarter  Repartitions-Schlüssel  sicher  nicht  massgebend  war.  Das  geben 
schon  die  verschiedenen  Datierungen  der  Bezesse  zu  erkennen  und  die  Beträge, 
auf  welche  sie  lauten.  So  übernahmen  z.  B.  die  Stande  des  Landes  unter 
der  Enns  mit  ßezess  vom  7.  Januar  1701  zwei  Millionen,  die  sie  binnen 
12  Jahren  abzuzahlen  und  inzwischen  mit  ß  Percent  zu  verzinsen  sich  ver- 
pflichteten. Die  Stände  des  Landes  ob  der  Enns  liessen  sich  zur  Uebemahme 
Einer  Million  herbei,  ebenso  (laut  Original-Bezess  vom  20.  Juli  1701  im 
steierm.  Landes-Archive)  die  der  Steiermark.  Mit  den  mährischen  Ständen 
wurde  direkt  verhandelt  Sie  übernahmen  erstlich  am  21.  März  1701  Eine 
Million  und  am  21.  Juni  1702  eine  Zweite.  Aber  der  Bezess,  den  sie 
schlössen  (s.  dessen  Wortlaut  bei  d*£lvert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte, 
S.  74  ff.  des  Anhangs)  ist  stark  verklausulirt  und  trägt  deutliche  Merkmale 
eines  vom  Regierungsplane  abweichenden  Zustandekommens  an  sich.  Vgl. 
Carl  Schwabe  von  Waisenfrennd,  Versuch  einer  Qesch.  d.  österr. 
Staatscreditswesens,  Wien  1860,  S.  22.  Der  krainer  Landtag  schickte  am 
21.  April  1701  zwei  Mitglieder  des  Hermstandes  in  Begleitung  des  Ober- 
landessekretärs  und  des  landschaftl.  Buchhalters  nach  Wien  (Stand.  Protok.  37 
im  landschftl.  Arch.  zn  Laibach,  Bl.  711).  Der  durch  diese  vereinbarte 
Uezess  erhielt  am  20.  Juli  1701  die  kaia.  Genehmigung.  (Ebenda,  Protok.  36 
Bl.  702— G06). 

20)  Das  Land  unter  der  Enns  genoM  vor  anderen  Ländern  der  Monarchie 
den  Vorzug,  dass  ee  die  Beqnartienings-  und  Dnrchzngskosten,  welche  das' 
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Militär  Tenmacbte»  Ton  den  bewilligt  Milit&r-Postolateii  in  Abzog  brinfan 
dufte.  Der  Kaiser  drang  scbon  im  Jabre  1684  in  die  St&nde  des  Landes, 
dass  sie  im  Hinblicke  auf  die  neue  Marsch-  ond  Etappen-Ordnung»  die  obnebin 
grosse  Erleicbtemngen  gew&bre,  von  dieser  Begressnabme  abstehen ;  allein  die 
Stftnde  weigerten  sich  dessen.  (Akt  8  ex  1684  im  Arcb.  d.  Minist  d. 
Innern,  NiederOsterreieb  IV.  H.  3).  Im  Vortrage,  den  die  Wiener  Hofkammer 
nnterm  26.  November  1694  über  das  für  das  folgende  Jahr  zn  stellende 
Postnlat  dem  Kaiser  erstattete,  wird  abermals  in  Anregung  gebracht,  s&mmt- 
liche  österr.  Lande  zu  bewogen,  dass  sie,  gleich  wie  es  in  den  Ländern 
der  bChm.  Krone  herkömmlich  sei,  auf  die  Vergütung  des  s.  g.  Truppen- 
Senriz  yendchten  d.  h.  die  Mannschaft  einschliesslich  der  Wachtmeister  und 
Feldwebel  mit  den  ihr  gebührenden  Keichnisson  ohne  Entgelt  Tersehen. 
Die  Oesterr.  Hofkanzlei  fand  es  jedoch  bedenklich,  die  Osterr.  Länder  ohne 
Weiteres  wie  die  bChmischeu  zu  behandeln  und  stellte  dem  Kaiser  vor:  die 
Hofkammer  habe  in  früheren  Jahren  auch  darin  gefehlt,  dass  sie  bei  den 
Ständen  des  Landes  unter  der  Knns  auf  eine  doppelte  Türkensteuer  und 
doppelte  Nachtrags-Postulata  angetragen  habe,  was  zwar  nach  der  Verfassung 
des  Königreichs  Böhmen  zulässig  sei,  jedoch  in  jenem  Lande  Anstoss  erregen 
mnsste.  Darauf  resolvirte  Leopold  I.  u.  A.  eigenhändig:  »Zwischen 
hiesiger  und  der  böhmischen  Lande  Verfassung  ist  ein  Un- 
terschied zu  machen.*  (Akt  1  ex  1694  a.  vorbez.  Orte).  Gleichwohl 
wurde  den  genannten  Ständen  im  Jahre  1700  abermals  Bobinen  als  Beispiel 
▼orgehalten.  (Landtags-Proposition  vom  11.  Januar  1700,  Akt  15  ex  1699 
a.  vorbez.  Orte).  Gerade  diese  Exemplificationen  erweckten  in  ihnen  die 
Furcht,  dass  sie  auf  einem  Ländercongresse  das  Kürzere  ziehen  würden. 
Daher  erklärten  sie  dem  Kaiser  unterm  22.  Dezember  1701 :  »Die  Proportion 
mit  anderen  Ländern  gehe  sie  nichts  an;  sie  hätten  nie  darauf  geachtet, 
sondern  immer  nur  auf  die  eigenen  Kräfte  gesehen  und  damit  anderen 
Ländern  ein  gutes  Beispiel  gegeben.*  (Akt  6  ex  1701  am  vorbez.  Orte). 
21)  Siehe  L  Abth.,  Anmerkung  9,  12  und  106  zum  111.  Abschnitt. 
Der  venetianißche  Botschafter  am  Wiener  Hofe,  Carlo  Kuzini,  bringt  in 
seinem  Schlussberichte  vom  Jahre  1699  folgende  Bedenken  bezüglich  der 
ungarischen  Zustände  vor:  »Chi  considera  le  meniorie  di  piü  secoli,  il  tem- 
peramento  de*Popoli,  la  natura  gelosa  delle  lore  inclinationi,  gindicherä, 
ch*il  disordine  della  Guerra  Civile  sia  un  sangue  iropuro,  da  cui  non  pos- 
sano  scaricarsi  gl'animi  turbati  degTHungheri,  che  sempre  mal 
ubbidendo  ä  loro  Prencipi,  furono  anco  sempre  mal  capaci  d*un  intiera  e 
quieta  servitü  ....  Bestando  perO  sepolto,  s  e  b  e  n  non  e  s  t  i  n  t  o,  nel  pro- 
fondo  dei  Petti  il  dolore  e  la   memoria   insieme  della  perduta   non   lontaua 
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liberU,  le  ceneri  sarebbero  ancor  capaci  di  naoro,  qnando  ▼! 
fo686  qnalche  mano  poderosa  e  yicina,  capace  di  poter  agitarle.  (Font.  Rer. 
Austr.  IL  Abth.  XXVn.  Bd.  S.  898,  399).  Eine  am  21.  Noyember  1699 
abgehaltene  Staatsconferenz  verhandelte  (wie  ans  einem  Akte  im  Archiye  dea 
Beichsfinanzministeriams  zn  Wien  Tom  12.  Norember  1703  zn  ersehen  ist) 
über  zwei,  die  Einbeziehnng'  Ungarns  in  die  allgpemeine  Stener-Repartion  ab- 
lehnende Denkschriften  dee  Palatins  und  richtete  an  die  Ungarn  die  Er- 
mahnang,  Ton  diesem  Wiederstande  abzalassen,  da  »kein  beaaeres  remediom 
odij  et  invidiae  es  gibt  als  die  UniTersalit&t  nnd  Aeqnalität* 
Das  waren  aber  eben  Begriffe,  fär  welche  die  Ungarn  damals  kein  Yer- 
st&ndniss  hatten. 

22)  Der  in  Rede  stehende  »nachbarliche  Snccars*  l&sst  sich, 
Ton  den  innerOsterreichischen  Herzogthümem  abgesehen,  wo  er  schon  früher 
vorkam,  anf  das  Innsbrucker  Defensionslibell  vom  Jahre  1518  zurückführen. 
Am  eifrigsten  wurde  er  bald  nach  dem  Zustandekommen  dieses  Libells  ge- 
leistet; 60  beim  Bauern -Aufrühre  im  Jahre  1525,  wo  die  innerösterr. 
Iiande  einander  zuzogen  (s.  den  Aufsatz  »Zur  Gesch.  d.  Steiermark  in  den 
Jahren  1525  bis  1529«  von  Fr.  Krön  es  im  16.  Hefte  der  ,  MittheiL  des 
bist  Vereins  für  Steiermark«)  und  im  Jahre  1528,  wo  die  Türken  das  Her- 
zogthum  K  r  a  i  n  bedrohten.  Kaum  hatten  die  St&nde  dieeea  Landes  die 
übrigen  4  Lande,  welche  das  engere  Bfindniss  umschlosa,  am  Beistand  an- 
gegangen, so  yerhiesaen  ihnen  schon  dieSteierm&rker  mit  Schreiben 
vom  11.  August  die  Zusendung  von  800  gerüsteten  Pferden  und  700  Ynss- 
gangem,  damit  sie  ihre  nachbarliche  Neigung  inne  werden  nnd  erkennen, 
dass  sie  die  vormals  von  Erain  empfangenen  »Guettaten  in  khain  Yergeeaen 
gestellt«  Die  Kärntner  kündigten  unterm  5.  August  500  Fossg&nger 
an,  dafeme  nicht  der  Rebell  Gaismair  ins  Land  f&Ut  oder  sonst  in  E&mten 
selbst  ein  Bedarf  darnach  entsteht  Die  Verordneten  des  Landes  ob  der 
Enns  spendeten  laut  Zuschrift  vom  19.  September  den  Krainem  3600  Pftind 
Pfennige  zum  Unterhalt  von  100  Pferden  und  2000  Fnssknechten  durch 
2  Monate.  Die  Gürzer  schickten  eine  anbenannte  Aniahl  »trefflichen  Eriegs- 
volks«  und  erliessen  zu  Gansten  Krains  das  Aafgebot  dee  fünften  ICannes. 
Wie  aus  dem  bezüglichen  Dankschreiben  d.  d.  Laibach  17.  Oktober  1528 
erhellt,  waren  4  Gürzer  Edelleate  (Niklas  von  Thum,  Hanns  Hoffer,  Jörg 
von  Neuhaus  und  Roger  von  Westemach)  in  eigener  Person  dem  Lande  Knin 
zugezogen.  Minder  willfthrig  benahmen  sich  die  St&nde  des  Landes  anter 
der  Enns,  welche  zwar  versicherten,  sie  empfinden  mit  den  Krainem  »nit 
allain  als  Glider  aines  Hawbts  sonder  als  getrsoe  Christen  and  Nachpem« 
das  gritoste  Mitleid;   allein   sie  seien   selber  dabelm  nicht   vor   den  Türken 
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Bicher  und  mit  der  Hilfo,  welche)  sie  abzoseiiden  TermOcbien,  wir«  den 
Kninern  kelneewegs  Tiel  ^ieni  n.  s.  w.  Ebenso  richtete  der  tirolische 
Landeshaoptmann  Leonhard  Freiherr  von  VOls,  an  welchen  die  krainer  Sttade 
sich  gleich&Ua  gewendet  hatten,  ein  Trostaohreiben  an  sie  und  zwar  nicht 
bloe  im  eigenen  Kamen  sondern  aach  in  dem  der  Iiinsbmcker  Regierungs- 
kreise und  anderer  Tiroler;  aber  statt  einen  Landtag  einzuberufen,  der  den 
Hilferuf  in  Erwägung  gezogen  haben  würde,  fibermittelte  er  die  Zuschrift, 
welche  denselben  enthielt,  dem  Könige  zur  Berücksichtigung  und  verlantbarte 
er  sie  in  ganz  Tirol,  damit  »nKiiigklich  bey  gueter  wamung  und  in  Bä»tung 
sein  BolL*  (Landschaft!.  Archiv  in  Laibach,  L  92  der  alten  Signatur). 
Vorsorglicher  benahm  sich  da  der  König  Ferdinand,  welcher  schon  im  Früh- 
jahre 1528  das  Innsbrucker  »Regiment*  beauftragte,  dahin  zu  wirken, 
dass,  wenn  die  Koth  erheischen  würde,  dass  ein  Land  dem  anderen  zuzieht, 
die  Tiroler  gerüstet  dastehen.  Das  »Regiment*  berichtete  ihm  darauf  hin  uiitemi 
6.  Mai  1528:  dazu  seien  weitläufige  landtägliche  Verhandlungen  erforderlich 
und  das  Innsbrucker  Libell  von  1518  sei  nie  in  volle  Wirksamkeit  getreten, 
auch  vom  Könige  noch  immer  nicht  ratifizirt  (Kopeybuch  »An  die  kgl. 
MiO^tiLt*  von  1527  bis  1529,  Bl.  213  im  Innsbr.  Statth.- Archive).  Dagegen 
antwortete  der  Gubernator  von  Innerösterreich,  Job.  Ulrich  Fürst  von 
Eggenberg,  ausweichend,  als  Kaiser  Ferdinand  II.  unterm  21>.  September  1632 
von  ihm  Auskunft  verlangte,  ob  jetzt,  wo  das  Land  Oesterreich  unter 
der  Enns  den  Anprall  der  Schweden  auszuhalten  für  sich  allein  zu  schwach 
ist,  die  Innerösterr.  Lande  »in  Kraft  der  mit  den  5  österr.  Provinzen  auf- 
gerichteten Kompaktaten  bereit  wären,  den  Succurs  durch  gleichmässiges 
Aufgebot  des  Landvolks  zu  Boss  und  Fuss  zu  leisten?*  (Akt  1  ex  1632 
im  Arch.  d.  Minist  des  Innern,  InnerÖsterreich  VII.  C.  3).  Noch  weniger 
wollten  die  Steiermärker  von  einer  solchen  Beistandsleistung  im  Jahre 
1645  etwas  wissen,  wo  unterm  22.  März  das  Grazer  Gohoimraths-CoUegium 
durch  den  Hinweis  auf  das  Innsbrucker  Libell  sie  zu  bewegen  suchte,  dem 
Lande  unter  der  Enns,  diesem  »Prinzipalstuckh  der  kaiserlichen  Erb- 
lande,  einer  Vormauer  und  Brustwehr  Imierösterreicbs*  durch  Anwerbung  von 
Rekruten  beizuspringen.  Obscbon  das  erwähnte  CoUe^ium  betonte,  es  seien 
Beispiele  wechselseitigen  Succurses  »hinein  und  hinaus«  genug  bekaimt  und 
die  geeammten  österr.  Länder  hätten  diesen  Aushilfen  es  zu  danken,  dass 
sie  nun  schon  geraume  Zeit  hindurch  unangefochten  blieben,  so  waren  doch 
die  Steiermärker  anderer  Meinung.  Sie  besannen  sich  blos  einiger  solcher 
Zuzüge  zur  Zeit  der  Bethlen*schen  Rebellion,  insbesondere  eines  im  Jahre  1620 
dem  Laude  unter  der  Enns  geleisteten,  derartigen  Beistandes.  Sie  leugneten 
auch,   ([ans  das  Innsbrucker  Libell  dafür    massgeb^'nd  sei.     Vielniehi'    hätten 
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/.oerst  im  Jahre  1581  YereinbanuigeD  in  dieser  Bichtong  stattgefunden. 
Nach  längerem  Verhandeln  bewilligten  die  St&nde  der  Steiermark  fär  obigen 
Zweck  am  8.  Mai  1645  eine  Werbung  and  bares  Geld  (Steiermark.  Lan- 
tags-Handlong  von  164%»  Bl.  HO  ff.  im  Steiermark.  Landes-Archive).  Die 
Versuche  des  iunerösterr.  Herrschers  Ferdinand,  in  den  Jahren  1604  bis  1611 
von  den  St&nden  Tirols  eine  Eventaalhilfe  wider  seine  protestantischen 
Unterthanen  zu  erhalten,  hatten  trotz  aller  Fürsprache  des  Kaisers  Budolph 
und  des  Kardinals  Karl  von  Madruzz  nur  einen  kläglichen  Erfolg  (Innsbr. 
>tatth.-Archiv,  Leopoldina,  A.  364).  Sie  unterschieden  sich  aber  auch  wesent- 
lich von  den  auf  Erwirkung  der  fraglichen  Succurse  gerichteten  Bestrebungen 
und  können  daher  nicht  füglich  als  Beweis  angeführt  werden,  dass  die  Tiroler 
letzteren  gegenüber  sich  ablehnend  verhielten.  Vielmehr  zeigte  sich  das 
Gegentheil,  als  im  Frühjahre  1616  Hanns  Sigmund  Freiherr  von  Schratten- 
bach in  Innsbruck  erschien  um  »Stifter  und  Stände*  zur  Hilfeleistung  an 
die  Inuerösterreicher  im  Kriege  wider  Venedig  zu  bestimmen.  Zwar  be- 
willigten dieselben  laut  ihrer  Antwort  an  den  Erzherzog  Ferdinand  vom 
18.  Mai  zu  diesem  Zwecke  blos  einen  Geldbeitrag  von  40.000  Gulden; 
aber  sie  anerkannten  damit  ein  bedeutsames  Prinzip  und  fögten  auch  bei: 
sie  versähen  sich  einer  Vergeltung  im  Falle  ähnlicher  Gefahr.  (Sammlung 
ier  Landtags-Protokolle  im  landschaftL  Archive  zu  Innsbruck,  XIL  Bd.  S.  151 
bis  306  und  L  Band  der  Abschriften  S.  317,  854,  858,  362).  Beim  Be- 
vorstehen eines  TürkeneinfEills  beschlossen  die  im  Juni  1663  zu  Sterzing 
versammelten  tiroler  Stände  600  Soldaten  auf  ihre  Kosten  anwerben  zu  lassen 
und  nach  Kärnten  und  Steiermark  zur  Unterstützung  der  dortigen  Truppen 
zu  entsenden.  (Ebenda,  XXIL  Bd.  S.  404  ff.).  Im  folgenden  Jahre,  als 
selbst  Wien  durch  die  Türken  bedroht  galt,  schrieb  der  am  4.  Februar  1664 
zu  Innsbruck  tagende  Engere  Aasschuss  der  tiroler  Stände  sogar  eine  Kopf- 
*: :!  Gewerbesteuer  aus,  von  deren  Ertrage  2000  Mann  angeworben  und  dem 
nie  entgegengeschickt  werden  sollten.  (Ebenda,  XXVII.  Bd.  S.  1  ff.). 
Zu  dieser  Zeit  leisteten  auch  nach  dem  vom  Begistrator  v.  Perizhoffen  zu- 
rnengestellten  Bepertoriam  der  krainer  Stände -Akten  die  Krainer 
a^curs  an  Steiermark,  ebenso  im  Jahre  1683  and  an  Kärnten  im 
Augost  1667.  Indessen  waren  es  insgemein  nur  einige  hundert 
Mann  oder  gar  nur  eine  Compagnie  in  der  damaligen  Stärke  von 
hundert  Mann,  welche  zur  Bethätigang  des  nachbarlichen  Soccorses  in  Be- 
wegung geseUi  wurden.  (Ueber  das  aas  400  SchAlien  bestehende  Hüfcorps, 
welches  die  kruiii.  Landschaft  im  Jahre  1688  den  Steiermärkem  za- 
seudete,  s.  Näheres  bei  Valvasor,  Beschreibung  des  Herzogthums  Krain, 
IV.  Bd.  ir..  Huch,    S.  604,  605,    wo   der  Verfasser,   der   dieses   Corps 
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anführte,  Selbsterlebtefl  Ton  daBsen  Leittnngen  und  todi  geernieUn  •  ....mi 
meldet).  Die  K&rntner  schickten  damals  600  Mann  nach  Steiermark,  wie 
sie  unterm  S.Aogost  1688  der  krainer  Verordoetenstelle  anzeigten.  (8.  8t&nd. 
Protok.  82,  Bl  450  im  landsch.  Arch.  zu  Laibach).  Selbst  Angesichts  der 
Bethlen'schen  Unmhen,  welche  Steiermark  sehr  in  Mitleidenschaft  logen, 
offenbarte  sich  diese  Zorfickhaltong,  indem  s.  B.  die  Kftrnter  mehr  nicht  als 
100  Reiter  and  1  Fähndel  Fnssknechte  dahin  abrücken  zu  lassen  erklärten 
und  die  Krainer  am  3.  Aogost  1620  nach  längerem  ZOgeni  den  Steier- 
markem  400  kroatische  Schätzen  anboten.  (Steierm.  Landtags-Handlung  von 
1618  bis  1620  im  dort  Landes-Archive,  Lit  L  Nr.  17).  Späterhin  wurde 
damit  in  Inner-Oesterreich  noch  mehr  gekargt  Im  Sommer  1703,  als  von 
allen  Seiten  Gefahren  drohten,  verhielten  zwar  die  Stände  der  Steiermark 
die  Orundherrschaften  dos  Landes  zum  Bekrutenstellen,  womit  allerdings  auch 
f&r  etwaige  Beistandleistungen  an  Nachbarländer  gesorgt  sein  sollte;  aber 
als  die  Stellung  einen  schlechten  Fortgang  nahm,  gaben  die  Stände  bekannt, 
dass  die  einzuberufende  Mannschaft  zunächst  nur  zur  Besetzung  der  Landes- 
grenzen und  blos  der  hiezu  nicht  nöthige  Ueberschuss  zum  »nach- 
barlichen Succurs  in  Kärndten*  bestimmt  sei  (Landschafll.  Patente  vom 
23.  Juli  und  1.  August  1703  im  steierm.  Landes-Archive).  Das  Ansinnen 
des  Generals  Heister  an  die  Kärntner,  binnen  4  Wochen  1000  Mann  I>an(I- 
volk  an  Tirol  zu  dessen  Vertheidigung  abzugeben,  blieb  damals  unerfüllt  u.  - 
aus  folgenden  Gründen:  weil  das  Landvolk  schwer  aufzubringen,  wenig  brauch- 
bar, im  Lande  nicht  zu  entbehren  sei  und  weil  das  Begehren  nicht  vom 
Kaiser  gestellt  wurde.  (Schreiben  der  kärntner  Verordneten  an  die  krainer 
d.  d.  Klagenfurt,  22.  August  1703  unter  den  landschaftl.  Correspondenzcn 
im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach). 

23)  Zuweilen  geschahen  derartige  Eintragungen  in  die  betreffende  Ma- 
trikel mit  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die  Grundlage  der  dafür  IhasF- 
gebenden  Wechselbeziehungen.  So  heisst  es  im  Verzeichnisse  der  krainischeii 
Landlente,  das  dem  II.  Bande  des  Perizhoffen*schen  Aktenrepertoriums  im 
krainer  Landes-Archive  eingeschaltet  ist,  Bl.  168:  »1652,  10.  Mai  seyndi 
▼  ermOg  des  Innspruckischen  Libells  3  Herrn  Grafen  von  Roson- 
berg  (aus  Kärnten)  zu  der  Landtmansfreiheit  (in  Krain)  promovirt  worden/ 
In  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  bestand  bis  in  die  neuere  Zei 
herauf  die  Einrichtung,  dass  Derjenige,  welcher  in  Einem  derselben  die 
Landstandschaft  besass,  wenn  er  sein  Incolats-Diplom  bei  der  Landtafel  eines 
anderen  der  drei  Länder  vorher  hatte  intabulieren  lassen,  berechtiget 
war,  am  dortigen  Landtage  theilzunehmen.  (Fr.  Jos.  Schopf;  Die  organ. 
Verfassung  der  Provinz  Böhmen,  Prag  1848,  §  281). 
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24)  Die  Aofhebang  des  Jos  detractns  im  Verkehre  zwischen  Böhmen, 
Mähren,  Oesterreich  and  Tirol  war  schon  unterm  26.  April  1696  erfolgt 
Ein  kais.  Deklaratoriam  ?om  5.  M&rz  1700  dehnte  diese  Art  Freizügigkeit 
auf  sämmtliche  österr.  Erblande  aus.  S.  Weingarten,  Codex  Ferd.- 
Leop.-Joseph.-Carolinu8,  Prag  1720,  S.  680.  Kurz  erwähnt  sind  beide  Hof- 
dekrete auch  in  F.  X.  Wekebrod*s  »Sammlung  d.  s.  d.  J.  1600  ergangenen 
A.  h.  Gesetze*  (Brunn),  Nr.  213  und  229.  Vgl.  den  Codex  Austriacus, 
III.  Thl.  S.  680,  wo  es  im  Patente  Karl's  VI.  vom  20.  Febr.  1713,  das  die 
bezügliche  l^Yeiheit  auf  das  an  sich  freie  Vermögen  beschränkt,  heisst:  schon 
Leopold  I.  habe  u.  z.  unterm  20.  März  1685  anlässlich  des  Anfalls  einer 
in  Tirol  befindlichen  Erbschaft  an  Insassen  der  Stadt  Wien  resolvirt, 
dass  »in  dergleichen  Abfahrtsfällen,  wann  allein  von  einem  zu  dem 
andern  Dero  Erbkönigreiche  und  Länder  derAbzug  erfolget, 
kein  Abfabrtsgeld  bezahlet .  .  .  werden  solle*  und  dass,  wenn  gleichwohl  das 
G«gentbeil  sich  ereignen  würde,  dies  alsbald  nach  Hof  zu  berichten  ist, 
damit  »deswegen  die  behörige  Remedur  beschehen  und  eine  durchgehende 
Gleichheit  gehalten  werden  möchte.*  Ebenda  ist  aber  auch  gesagt: 
das  Hofdekret  vom  26.  April  1696  habe  das  Abfkhrtgeld  »zwischen  Unserm 
Erbkönigreich  Böheim  und  denen  dahin  incorporirten  Ländern  eines  —  dann 
mehrgemeldter  Unserer  Grafschaft  Tjrol  andern  Theils  unter  beyderseits 
Insassen  auf  ewig  cassirt  und  aufgehoben.*  Demnach  ist  in  obigen  Gesetz- 
sammlungen fälschlich  auch  »Oesterreich*  d.  b.  das  Erzherzogtham  dieses 
Namens  als  damals  schon  (den  böhmischen  Ländern  gegenüber)  mit  der 
Freizügigkeit  bedacht  angefahrt.  Thom.  Hermanin  von  Beichenfeld 
schreibt  in  s.  .Commeutarii  in  Jus  Statutarium  Tjrolense *  (Innsbruck  1 7 1 6) 
S.  2 1 1  :  »ass  ein  Oesterr.  Erbland  dessen  (d.  h.  des  Abfahrtsgoldes) 
gegen  den  atiüeren  befreyt,  extat  resolutio  yom  20.  August  1696  wie  auch 
dass  Tyrol  und  Oesterreich  dessen  gegeneinander  befreyet  videatur  Resolutio 
d.  d.  2.  März  1684  occasione  Hieronymi  Schlechtleitners *. 


IQ» 
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1)  Einen  »Premier-Ministor*  nennt  den  i'ärsieu  Salm  Bink  in 
8.  Bache  »Josephs  des  Sieghaften  Rom.  Kaysers  Leben  und  Thaten«  (Cöln  1712) 
II.  Tbl.  S.  455.  (Dr.  J.  U.  E.  Gottlieb  Rink,  später  Professor  zu  Alttorff, 
kam,  wie  in  Zediere  Uniyersallexikou  32.  Bd.  S.  1625  gemeldet  wird,  im 
Jahre  1700  als  Hofmeister  des  Grafen  Ludw.  Mor.  v.  Löwenstein-Wertheim 
nach  Wien,  wo  er  durch  eine  Reihe  von  Jahren  verblieb  und  mit  den  österr. 
Verhältnissen  sich  vertraut  machte).  Auch  in  der  »Europäischen  Fama*  vom 
Jahre  1706  (46.  Theil)  heisst  es  S.  780:  Joseph  I.  habe  den  Fürsten  Salm 
zum  Premier-Minister  gemacht.  Alfr.  v.  Arneth  sagt  von  ihm  in 
den  Anmerkungen  zur  »Eigenh.  Correspondenz  des  Königs  Karl  III.  von 
Spanien  mit  dem  .  .  .  Grafen  Joh.  Wenzel  Wratislaw*  (Arch.  f.  K.  österr. 
G6sch.-Quellen,  XVI.  Bd.,  Note  3  auf  S.  17):  er  sei  kais.  General-Feldmar- 
schall, Geheimer  Rath,  Obersthofmeister  des  röm.  Königs  Joseph  und  nach 
dessen  Thronbesteigung  dessen  erster  Minister  gewesen.  Es  entsprach 
den  damals  herrschenden  Anschauungen,  dass  ein  also  oder  » Minis trissimus* 
benannter  Minister  vom  Herrscher  mit  der  obersten  Leitung  des  Staatswesens 
betraut  wnrde.  S.  die  zu  Jena  gehaltene  Dissertation  des  Wilh.  Schröter 
a.  Gebweiler  »  De  Ministrissimo  *,  die  des  Jak.  Thomasius  ,  De  Ministrissimis  * 
nnd  Joh.  Christ  Schmidts  »Dissertatio  histor.  de  Ministrissimis*  (Jena  1712), 
wo  S.  12  (§  XIII)  folgende  Begriffsbestimmung  steht:  »Ministrissimus  est 
snpremus  Principis  Minister,  cujus  arbitrio  omnia  pacis  bellique  neg^tia  ge- 
rontor  ....  In  hoc  Ministrissimus  differt  a  Ministro,  quod  hujus  potestas 
magis  Sit  limitata,  ipseque  in  certis  saltem  negotiis  adhibeatur ;  Ministrissimus 
vero  majori  übertäte  a  summo  Imperante  concessa  utitur,  nomine  et  vice 
ejnsdem  singula  gubernat  et  singula  negotia  publica  dirigit  Dicuntur  hodie 
Premiers  Ministres  ....*.  Rink  macht  in  s.  Bache  »Leopolds  des  Grossen 
röm.  Kaysers  Leben  und  Thaten*  (Cöln  1713)  diesem  Herrscher  sogar  einen 
Vorwurf  daraus,  dass  er  keinen  solchen  Minister  unterhielt,  iiH^m  «r  s.  Jou 
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schreibt;  »Keinen  Premier-Minister  hat  er  zuletzt  nicht  gehabt,  welches  Einige 
für  einen  Fehler  halten  wollen,  weil  dadurch  viel  Gesch&fte  verabsäumet 
worden,  indeme  der  Kajser  in  seinen  Verrichtungen  sehr  langsam  und  be- 
•lächtig  und  dennoch  Alles  selbst  annehmen  und  anhören  wollte.  Graf  Kinski .. . 
k-nnte  zwar  wegen  seiner  Capacit^  und  Hochachtung  beym  Kajrser  für  einen 
pa.>-iren;  in  der  'fhat  aber  war  doch  seine  Verrichtung  nicht  auf  die  Art 
eines  Premier-Ministers  eingerichtet.* 

2)  In  der  oben  (II.  Abth.  Anmerkung  14  zum  I.  Abschnitt)  bezogenen 
^Deduction*  sind  mehrere  Beispiele  hievon  aus  den  Conferenz-Akten  angeführt. 
Die  Zusammeutretungen,  welche  am  14.  Oktober  1(586  und  30.  Dezember 
1691  in  Angelegenheit  der  Truppen-Dislokation  stattfanden,  wurden  sogar 
l»eim  Obersthofmeister  Fürsten  Dietrichstein  d.  h.  in  dessen  Wohnung 
abgehalten.  In  einem  handscbriftl.  Staatsscbematismus  aus  dieser  Zeit 
(Handschrift  213  des  n.  ö.  Landes-Archivs,  BL  98)  fand  ich  den  Oberst- 
hofmeister als  ,  Direktor  des  Geheimen  Bathes*  bezeichnet  mit  dem  Beisatze : 
»schafft  allen  Anderen.* 

3)  Darüber  liegen  mehrfache,  übereinstimmende  Nachrichten  gedruckt 
vor.  So  in  den  »Frankfurter  Belationen*  von  1705  (Herbstrelation), 
wo  der  3.  Juni  als  der  Tag,  an  welchem  der  fragliche  Personenwechsel  ein- 
trat, angegeben  und  beigefügt  ist:  Graf  Sinzendorf  habe  die  Publica,  Freih. 
V.  Seilern  die  Juridica  übernommen;  femer  bei  Bink,  Josephs  Leben  und 
Thaten  II.  38,  wo  es  heisst:   »Der  bissherige  Hof-Cantzler  Graf  Bucelini  begab 

ich  dieser  Charge,  welche  wegen  vermehrter  Arbeit  getheilet  wurde,  so  dass 
ler  Baron  von  Seilern  und  Graf  Philipp  von  Sinzendorf  beyde  als  Hof-Cantzler 
Ion  Charakter  empfienj^en  und  sollte  der  Erste  die  Juridica,  der  Letztere  aber 
lie  Publica,  doch  mit  Communication  des  Ersten,  versehen.*  Am  ausführ- 
lichsten handelt  davon  der  englische  Gesandte  am  Wiener  Hofe,  G.  Stepnoy, 
in  einer  Depesche  vom  3.  Juni  1705  an  den  engl  Staatssekretär  Harley 
dr.  im  »Archivum  lUkoczianum*,  IL  Bd.  Aogol  diplomatiai  iratok. 
<  .  ipest  1871,  unter  Nr.  327)  indem  er  schreibt:  »Heute  ist  die  Absetzung 
Hu  •  linis  bekannt  geworden.*  Sodann  wird  der  Wirkungskreis  der  Oesterr. 
Hofkanzlei  geschildert  wie  folgt:  »Diese  Kanzlei  hat  zur  Aufgabe  die  Leitung 
aller  p<»litischen  Interessen  des  Hauses  Uabsburg  nebst  der  Verwaltung  meh- 
r«'rer  grosser  Provinzen,  wie:  der  Ora&chaft  Tirol,  wozu  mehrere  unter  dem 
Namen  VorderOsterreich  bekannte  Landstriche  des  rOm.-deutschen  Beiches 
gehören,  von  ganz  Ober-,  Nieder-  und  Inner-Oesterreich,  unter  welch*  letzterem 
Namen  Steiermark,  Kärnten,  Kniin,  GOrz  und  Istrien  verstanden  werden.  Sie 
besorgt  nicht  blos  CiviUtngelegenheiten,  sondern  vergiebt  auch  OfSziersstellen 
iin<l    gelNirt   mit   den    Einkünft^^n   jener   Länder.     Da  \<tininistnition 
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sdhwwrllUig  and  in  der  Thai  anpassend  ist,  gab  sie  anter  der  Begierong  de« 
l0tit«i  Kaisers  la  Zwistigkeiten  Anlass;  aber,  hartnäckig  am  Herkommen 
bingeDd,  konnte  derselbe  nicht  dahin  gebracht  werden,  dass  er  die  ange- 
leigten  Reformen  einführte.  Der  jetzt  regierende  Kaiser  dagegen  brach 
schonangslos  mit  den  bezfiglichen  Ueberlieferungen,  indem  er  die  militärischen 
Geech&fte  and  nicht  minder  die  Finanzangelegenheiten  ausschied,  jene  besser 
dem  Kriegsrathe,  diese  der  Kammer  zotheilte,  and  der  Oesterr.  Kanzlei  blo'^ 
die  Leiiaag  der  Staatsgesch&fte  und  der  Jastiz  belioss.*  Zam  Schiasse  hein 
es:  »Dieses  Amt  wird  jetzt  vom  Baron  Seilern  und  vom  Qrafen  Sinzendorf 
gemeinschaftlich  verwaltet  Beide  haben  die  gleichen  Befagnlsse  and  Bezüge 
and  erhalten  die  gleichen  Sportein.  Sie  haben  zusammen  alle  Akten  za 
anterzeichnen.  Graf  Sinzendorf  hofft,  den  Vorrang  zu  erlangen,  weil  er  länger 
schon  Qeheimrath  ist,  als  Baron  Seilern,  dem  hinwider  sein  höheres  Alter 
and  seine  grössere  Erfahrenheit  die  Stellang  veräcbafften,  welche  er  nanmehr 
einnimmt  Heate  morgens  wurde  Beiden  der  Eid  abgenommen  in  Gegenwar 
des  Kaisers  durch  den  Fürsten  Salm,  nachdem  dieser  selbst  als  Erster 
Geheimrath  den  vorgeschriebenen  Eid  geschworen  hatte. *  Seilern  kam, 
nachdem  er  am  Hofe  des  Churfürsteii  von  der  Pfalz  Karl  Ludwig  eine  Zeit 
lang  das  Amt  eines  Staatssekretärs  versehen  hatte,  im  Jahre  1675  nach 
Wien,  wo  er,  angeblich  wegen  Magenschwäche,  die  ihn  hinderte,  das  h.  Abend- 
mahl in  doppelter  Gestalt  zu  empfangen,  —  vom  Protestantismus  zur  röm.- 
kathol.  Kirche  übertrat  und  sohin  in  der  Oesterr.  Hofkanzlei  Verwendung 
fand.  (Zedler's  Üniversal-Lexikon,  XXXVI.  Bd.  S.  1537).  Im  Jahre  löf' 
wurde  er  zugleich  mit  seinem  von  ihm  adoptirten,  gleichnamigen  Neffen,  dor 
sein  Nachfolger  wurde  und  häufig  mit  ihm  verwechselt  wird,  in  den  Reichs- 
freihermstand  erhoben.  Mit  Diplom  vom  4.  November  1713  Reichsgraf  ge- 
worden, starb  er  im  Jahre  1715  plötzlich  am  Sohlagflusse.  Graf  Philipi- 
Ludwig  von  Sinzendorf,  Sohn  des  im  Jahre  1680  seines  Amtes  ent- 
setzten Hofkammerpräsidenten  Georg  Ludwig,  war  am  26.  Dezember  1671 
geboren  und  wurde  im  Alter  von  kaom  26  Jahren  Gesandter  des  Kaisci 
am  französischen  Hofe  (Alfr.  v.  Ameth,  Eigenh.  Corresp.  Königs  Karl  111. 
von  Spanien  mit  dem  Grafen  J.  W.  Wratislaw,  Note  3  auf  S.  23).  Dass 
Seilern  dem  Grafen  Sinzendorf  im  Range  vorangieng,  ist  auch  durch  die 
Reihenfolge  bestätigt,  in  welcher  Beide  den  Matrikeln  der  Provinzialstän' 
eingezeichnet  wurden,  wobei  Seilerns  Adoptivsohn  mitunter  ausdrücklich  ge- 
nannt ist  um  auch  ihm  die  Landstandschaft  zuzuwenden.  In  der  tiroler 
Adelsmatrikel  trägt  die  betreffende  Eintragung  das  Datum:  10. Dezember  17(> 

4)  Akt  419  von  Juni  und  265  vom  Juli  1705  in  der  alten  Begistratm 
des  k.  und  k.  Reichskriegsministeriums. 
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5)  Akt  451  Tom  Juli  1705  ebenda. 

6)  Intimat  des  Geheimen  Käthes  za  Innsbruck  an  die  dortige  Hofkammer 
vom  16.  Juni  1705  mit  Bezugnahme  aof  eine  A.  h.  Entschliessong  ?om 
10.  Juni  im  Copeybuche  »Von  der  röm.  kais.  Majestät*  im  Statthalterei- 
ArchiTe  zu  Innsbruck,  Jahrg.  1705,  I.  ThL  Bl  551. 

7)  Intimat  des  Geheimen  Bathes  zu  Innsbruck  an  die  Oberusterr.  Wesen 
vom  10.  Juni  1705  im  Copeybuche  »Geschäft  von  Hof*  im  Statthalterei- 
Archive  zu  Innsbruck,  Jahrg.  1705,  I.  Thl.  BL  584.  Das  Copeyburh 
> Gutachten  an  Hof  1705«  ebenda  enthält  BL  104  das  Gesuch  der  Innsbr. 
Höfkammer  vom  9.  Juni  1705  an  den  Kaiser,  womit  sie  die  Befürchtung 
lusäert:  der  Kaiser  habe  vor,  wie  es  schon  Graf  JOrger  unter  Leopold  I.  be- 
mtragt  hatte  (s.  I.  Abth.  Anmkg.  83  zum  IIL  Abschnitt),  sie  mit  der 
,  Niederösterr.  Hofkammer*  zu  vereinigen,  und  daran  die  Bitte  knüpft:  es 
mochte  mit  d6n  bezüglichen  Schritten  innegehalten  und  am)  den  Prioren 
erhoben  werden,  welche  Gründe  gegen  dieselben  sprechen. 

8)  Dies  erhellt,  was  die  Einflussnahme  der  Innsbrucker  Behörden  auf 
das  Kriegswesen  betrifft,  am  deutlichsten  aus  den  Verhandlungen,  welche 
hierüber  im  Jahre  1706  gepflogen  wurden.  Der  Kaiser  entsendete  hiezn 
laut  Eröffnung  vom  24.  Februar  1706  den  n.  0.  Vice-Statthalter  Job.  Jakob 
von  Kriechpaumb  und  den  Artillerie-Oberst  Franz  KOchly  so  wie  den  Wiener 
llüfkammerrath  Job.  Ign.  Baratti.  Diese  Commission  stellte,  wie  aus  einem 
lierichte  des  OberOsterr.  Geh.  Käthes  Tom  8.  Mai  1706  hervorgeht,  schon 
wenige  Wochen  nachdem  sie  in  Innsbruck  eingetroffen  war,  Folgendes  fest: 
1.  »Quoad  pura  militaria*  sollen  alle  Militärpersonen,  welche  bisher  mit 
I'üicht  und  Instruction  von  den  OberOsterr.  Stellen  versehen  gewesen,  nun- 
mehr das  Aufsehen  und  die  Dependenx  vom  kais.  Hofkriegs- 
rathe  unmittelbar  haben  und  dahin  sollen  sie  mit  der  Parition  an- 
gewiesen werden:  insbesondere  hat  dies  zu  gelten  von  den  Kommandanten, 
hohen  und  niederen  Offizieren,  der  ganzen  Landmiliz,  dem  Oberst- 
zeugmeister, den  Stuckhauptlenten,  Zeugwarten  und  unter- 
gebenen A  rtiglerio  -  Bedienten  ,  den  Proviantverwaltern, 
Salni  tersiedern,  alten  und  neuen  Wachtknechten.  2.  Es  soll  in 
Innsbruck  überhaupt  so  gehalten  werden  wie  zu  Wien,  Prag,  Graz 
und  in  anderen  Erblanden;  doch  sind  Mixta  von  dem  »Directorium  militare* 
zu  Innhbruck  ohne  weitere  Einmengnng  des  Hofkriegsrathes  mit  den  Ober- 
'sterr.  Wesen  auszumachen.  3.  Zar  Uebemahms  des  Wirkungskreises,  der  in 
politischen  Militärsachen  bisher  dem  Geheimen  Rathe  in  Innsbruck 
zustand,  ist  ein  Stellvertreter  des  Wiener  Hofkriegsrathes  dahin  zu  eipo- 
1,1. r.M      Tt..<  h  wird  es  den  OberOsterr.  Stellsn  onbeDommen  seiDi  sobald  Zm*»\fA 
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anfUacbeii,  ob  eiuo  Angeivgunheit  eine  »pur  Miiiur-*  uder  tiiie  ,CiYii-8ach^ 
ist»  solche  Kixta  gemeinscbftfUich  vor^nnebmen  and  mit  dem  anwesenden 
Kriegs-Direktor  darüber  das  Kinveniebmen  zn  pflegen.  So  werden  sie  also 
anter  sieb  anssomacben  haben,  was  Militaria  oder  Civilia  und  was  Cameralia 
sind;  nur  darf  dabei  nie  dem  Hofkriegsrathe  pr&jadiziri 
werden.  4.  Eingriffe  in  Civilsachen  darf  kein  Kriegsofflzier  sich  erlauben; 
dagegen  gebührt  jedem  Festungscommandanten  ein  Anfsichtn- 
recht  hinsichtlich  der  »in  Militaria  auslaufenden  Civilia* 
und  nimmt  er  Eigennutz  wahr,  so  hat  er  ihn  zu  bestrafen.  5.  Der  in 
Innsbruck  anftostellende  Milit&r-  oder  Kriegsdirektor  hat,  obschon  er  den 
Sitzungen  des  Oberösterr.  Geheimen  Rathes  als  dessen  Mitglied  wird  bei- 
wohnen und  finanzielle  Bedenken  der  Wiener-  und  Innsbrucker  Hofkammer 
wird  berücksichtigen  müssen,  doch  »in  omnibus  et  per  omnia  vom 
Hofkriegsrathe  zu  dependieren,  auch  Alles,  was  vorfallet 
und  zu  thun  ist,  berichtlich  an  ihn  gelangen  zu  lassen.* 
G.  Beeetzungs Vorschläge  für  höhere  und  niedrige  Offiziersstellen  in  allen 
Ober-  und  Vorderösterr.  Plätzen  gehören  »privative*  zu  des  kais. 
Hofkriegsrathes  Disposition,  zumal  dieser  »am  besten  weiss,  von 
was  Qualität  ein  Offizier  sein  solle*  ;  doch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  der 
Kaiser  dem  Hofkriegsrathe  erlaubt,  die  Oberösterr.  Stellen  bezüglich  der 
ihnen  bekannten  Persönlichkeiten  zu  befragen  und  auf  Inländer,  deren 
Tauglichkeit  aber  stets  von  militärischer  Seite  zu  erproben  sein  wird,  Bedacht 
zu  nehmen.  7.  In  Ansehung  der  Militär-Oekonomie  und  der  dahin 
einschlägigen  Verrechnungen  wird  die  Abhängigkeit  der  Militärpersonen 
von  der  Innsbrucker  Hofkammer  fortdauern  und  dieselben  werden  dieser 
Cameralbehörde  zu  Gunsten  des  landesfürstl.  Aerars  mit  bewaffneter  Hand 
beiiustehen  haben,  wozu  (zu  dessen  »Manutention*)  auch  die  Wiener  Hof- 
kammer stets  das  Ihrige  »virtute  associationis*  beizutragen  hat  8.  Den  in 
Verrechnungspflicht  stehenden  Militär-Beamten  darf  kein  vorgesetzter  Com- 
mandant  in  Widerspruche  mit  den  Verordnungen  der  Innsbrucker  Hofkammer 
etwas  auftragen,  noch  dürfen  sie  an  der  Becbnungslegung  gehindert  werden; 
aber  der  Wiener  Hofkriegsrath  und  dessen  Repräsentant  zn 
Innsbruck  dürfen  ihnen  massgebende  Weisungen  ertheilen. 
9.  Geldanschaflfungen  für  Militärzwecke  hat  die  diesem  Repräsentanten  unter- 
zuordnende Oberösterr.  Kriegskanzlei  zu  expedieren  und  die  Kriegs- 
expedition der  Innsbrucker  Hof kammer  blos  vorzumerken.  1 0.  Alle  Dienstes- 
instructionen  der  Kriegsbeamten  sind  obigen  Grundsätzen  gemäss  umzuändern. 
11.  lieber  der  gehörigen  Sparsamkeit  zu  wachen,  obliegt  auch  dem  Militär- 
direktor  im  Lande.     12.  Beim  Abschlüsse   von  Liefemngsvertr&gen    für  das 
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Militär  sollen  stets  Sachverständige  beigezogen  werden.  13.  Der  Militär- 
Direktor  ist  zu  periodischer  Berichterstattimg  an  den  Hofkriegsrath 
verpflichtet  —  Dts  waren  die  von  jener  Commission  entworfenen 
Vorschläge,  als  was  sie  im  Akte  Lit  N  Nr.  25  der  »Leopoldina*  im 
k.  k.  Statt-Archiv  zn  Innsbruck  ausdrücklich  bezeichnet  sind.  Kaum  aber 
hatte  der  Kaiser  in  Ansehung  des  Finanzwesens  den  beiden  s.  g.  Oberösterr. 
Wesen  und  den  Geheimen  Rathe  zu  Innsbruck  einige  Zugeständnisse  gemacht 
die  sich  auf  die  Form  der  ,  Verbescheidung*  dieser  Behörden  bezogen,  so 
schöpfte  daraus  der  vorerwähnte  Geh.  Rath  den  Muth  zu  nachstehenden 
Anträgen:  1.  Die  ganze,  Militärsachen  behandelnde  (Korrespondenz  mit  dem 
Kaiser,  beziehungsweise  mit  den  Hofstellen  an  seiner  Seite,  hat  durch  die 
Hände  des  Innsbr.  Geh.  Rathes  oder,  wenn  in  Innsbruck  ein  Guber- 
nator  anwesend,  durch  dessen  Hände  zu  laufen;  Letzterer  oder  der 
Geh.  Rath  soll  die  vom  Kaiser  selbst  unterzeichneten  Bescheide 
im  Wege  der  Hofkriegskanzlei  empfangen,  sie  den  Oberösterr.  Wesen 
übermitteln  und  Sache  dieser  wird  es  sein,  den  Militärpersonen  und  Den- 
jenigen, die  es  sonst  angeht,  »das  Behurige  alter  Ordnung  nach  zu 
intimieren.*  2.  Solche  Adressaten  würden  namentlich  sein:  das  Oberst- 
zengmeisteramt  in  Tirol  nebst  den  ihm  Zugethanen,  die  Commandantschaften 
in  den  Ober-  und  Vorderösterr.  landen  mit  den  ihnen  untergeordneten  Unter- 
Offizieren  und  Garnisonen,  die  Land  -  Obersten,  Proviantverwalter  u.  s.  w. 
Dabei  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  manche  Commandanten  auch  Civil- 
imter  (Pflegschaften,  Stadt-  und  Schloss- Verwaltungen)  inne  haben,  die 
an  den  Grenzen  postirten  Offiziere  häufig  das  2>)llgefäll  einzunehmen  berufen 
sind  und  desshalb  unter  der  Innsbrucker  Hofkammer  stehen 
müssen.  •{.  Derartige  »Mixti*  besorgen  insbesondere  die  Commandanten 
an  der  Lienzer  Klause,  zu  Peitlstein,  Roveredo,  Beseno,  Arco,  Penede,  am  Kofl 
(Covelo  bei  Primolano,  auf  welche  alttirolische  ZngehOr  im  Jahre  1866  bei 
Abtretung  des  Venetianischen  Gebietes,  dessen  Exdave  es  war,  kein  Bedacht 
genommen  wurde),  Ehrenberg,  Leutasch  und  Scham itz,  femer  der  Commandant 
und  Stadthauptmann  zu  Kufsteio,  der  Hauptmann  zu  Rattenberg,  der  Lieute- 
nant im  Passe  Strub,  der  Obersthaoptmann  der  4  vorarlbergischen  Herr- 
rhaften,  der  Commandant  und  Stadthaoptmann  zn  Constans,  der  Commandant 
von  Freiburg  und  die  Befehlshaber  in  den  vorderOsterreich.  Waldstädten. 
Alle  dieseMilitärpersonenbiengen  bisher  von  denOberOsterr. 
Stellen  ab  und  dabei  solle  es  auch  sein  Bewenden  haben,  so  dass  sie 
fortan  in  Civilibas  und  Criminalibus  anter  deren  Joris* 
'liVtion  zu  stehen  imd  blos  in Ansehong  ihrer  militärischen Yerrichtiingen 
Kf  lihv    dlf«  d«r  Wiener   Hofkrie^rath  hinauf^criebt    zn    empfangen    hätten. 
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Von  den  FroviaotTerwaltern  und  ?om  Oberst-Zeagamte  so  wie 
?on  dessen  Untergebenen  in  and  aosser  Innsbruck  yerstehe  sich  dies 
ohnehin  Ton  selbst,  and  es  w&re  billig,  dass  es  auch  von  der  ge- 
sammten  Landmiliz,  die  ohnehin  mehr  als  die  H&lfte  ihres  Unierhalts 
?on  der  tiroler  Landschaft  empf&ngt,  za  gelten  h&tte.  4.  Die  Verleihang 
der  Milit&r-Chargen  in  Tirol  and  in  den  Verlanden  sollte  zwar  im 
Wege  der  Hofkriegskanzlei  in  Wien  durch  den  Kaiser  ?or  sich  gehen,  aber 
nicht  ohne  dass  die  Oberösterr.  Wesen  sie  za?or  begutachten. 
5.  Eine  »pure  Cameral-Milit&r-Sach*  sei  ferner  die  Aasbesserang  alter 
Festangswerke,  womit  daher  fortan  die  Innsbr.  Hofkammer  zu  than 
haben  wird.  6.  Werden  neue  Werke  dieser  Art  angelegt,  so  bedarf  es 
dazu  allerdings  einer  A.  h.  Spezial- Verordnung  und  diese  herbeizuführen  ist 
Sache  der  Hofkriegskanzlei,  aber  Letztere  wird  sodann  die  Zu- 
stimmung des  Qubernators  und  des  commandierenden  Gene- 
rals einzuholen  haben.  7.  Was  dieser  Qeneral  zu  verfügen  findet,  ist 
in  der  Form  eines  Tom  Gubernator  ausgehenden  Befehles  den 
betreffenden  Organen  bekannt  zu  geben.  Schliesslich  warnt  der  Geheime 
Rath  vor  Ueberspannung  der  Kräfte  des  Landes  und  folgert  er  aus  der 
Schonung,  die  diesen  noth  thue,  dass  dem  Wiener  Uofkriegsrathe 
durchaus  keine  Disposition  in  Geldsachen  eingeräumt  werden  dürfe, 
sondern  alle  »Raithgeber*  der  Innsbrucker  Hof  kammer  untergeordnet  bleiben 
müssten.  —  Hiezumachte  der  Oberst  Köchly  folgende  Gegenbemerkungen : 
ad  1:  Die  künftige  Leitung  der  Militär-Geschäfte  in  den  Ober-  and  Vorder- 
Osterr.  Landen  ist  eine  vom  Kaiser  bereits  entschiedene  Sache,  von  welcher 
abzuweichen  nur  auf  die  Gefahr  der  A.  h.  Ungnade  hin  gewagt  werden 
könnte,  ad  2 :  Der  Expeditions-Modus  ist  ganz  und  gar  Sr.  Majestät  anheim- 
zustellen, ad  3:  Wozu  wäre  er  abgeordnet  worden  und  hätte  für  ihn  ein 
Inventar  der  Festungen  angefertiget  werden  müssen,  wenn  trotzdem  Alles  im 
statu  quo  zu  verbleiben  hätte  ?  ad  4 :  Nachdem  der  Kaiser  die  I^eitung  der 
Militär-Geschäfte  der  in  Wien  befindlichen  Geheimen  Stelle  für  Oberösterreich 
entzogen  hat,  wird  auch  die  in  Innsbruck  befindliche  Geheime  Stelle 
weiterhin  nichts  mehr  damit  zu  thun  haben.  Alle  au.i  Gegeutheil  ge- 
knüpften Ansprüche  und  Voraussetzungen  sind  sonach  hinfällig,  ad  5.  Alle 
Anschaffungen  werden,  wenn  gleich  mit  Beihilfe  und  Concurronz  der  kaiserlichen 
(Wiener)  Hofkammer,  vom  Hofkriegsrathe  auszugehen  haben,  ad  (>: 
Die  nöthigen  Anträge  in  Militaribus  zu  stellen  liegt  künftigbin  dem  Mili- 
tär-Direktor ob,  der  für  Tirol  und  die  Vorlande  zu  bestellen  sein  wird. 
ad  7:  Die  iheil weise  Abhängigkeit  der  Oommandanten  u.  s.  w.  von  der 
Regierung  uud  Kammer  zu  Innsbruck  bleibt  eine  offene  Frage;  allein  »quoad 
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officia  milituria*  wird  blos  der  Hofkriegsrath  in  Wien  mit  ihnen  zn  befehlen 
haben.  —  K  ö  c  b  l  y  füg^  noch  bei,  dass  er  nicht  ermächtiget  sei,  das  Mili- 
tare  anders  zu  übernehmen,  als  er  hier  erklärt  (Siehe  die  in  obiger  An- 
merkung 0  zam  I.  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes  bezogene  Handschrift 
ler  Innsbr.  UniTersitäts-Bibliothek,  in  welcher  die  im  Vorstehen- 
len  auszugswfise  mit^'etheilten  Aktenstücke  abschriftlich  enthalten  sind,  leider 
hne  genauere  Bezeichnung,  so  dass  die  Reihenfolge  nur  dem  Inhalte  nach 
-ich  bestimmen  lässt  Die  Anträge  des  Geheimen  Rathes  zu  Innsbruck  stehen 
auf  S.  9  bis  12,  die  Gegenbemerkungen  KOchly's  auf  S.  12  bis  15). 

9)  Die  Eingangsworte  des  Hofdek  rets  vom  S.Juni   1705,  welches 
vom    Kaiser  Joseph,    den    beiden  Oesterr.  Hofkanzlem    und    dem  Referendar 
loh.  Theod.  von  Weissenberg  unterzeichnet  ist,  lauten:  »Demnach  Wir  vnseren 
mehreren  Dienst(e8)    zu  sein  befunden    und  dahero  gnädigst  resolviert.   dass 
unsere  InnerOsterr.  Hoffeammer  und  selbiges  ganze  Camerale  nicht  mehr  von 
unserer  Oesterr.  Hoffcanzley  dependent  sondern  allein  vnserer  hiesigen  khayser- 
lichen  Hoffeammer  jedoch  auf  eben  die  Weiss  und  Arth,   wie    selbige  unter 
besagter  Hoffcanzley  gestanden,  subordiniert  sein  solle,  ratione  modi  aber  Wir 
euer  unterthenigstes  Guetachten  vorhero  zu  vernemben  verlangen  ....*.    An 
liese  Willensmeinung  reiht  sich  der  Befehl,  das  Gutachten  ehestens  zu  ver- 
lassen und  es  dem  Präsidenten  der  InnerOsterr.  Hofkammer  mitzugeben,  welcher 
in  Wien   sich  einzufinden  hat,    wo  mit    ihm    und    anderen    dort  anwesenden 
Ruthen    Alles   besprochen  werden    solL  —  Die  Vorstellung,   welche    die 
InnerOsterr.  Hofkammer,  statt  diesem  Befehle  nachzukommen,  an  den  Kaiser 
richtete,    ist   vom  23.  Juni   1705    datiert  und  beginnt  mit  dem  Motto: 
»Omnis  novitas  periculis  plena.*     Zum  Beweise,  dass  manche  Staatsgläubiger, 
lie   der  Grazer  Hofkammer   vertrauensvoll   entgegenkamen,    mit   der  Wiener 
nichts  zu  thun  haben  wollen,  wird  angefahrt,  dass  im  Jahre  1696  die  Frei- 
)ierrn  Leopold  und  Honorius  Curti  Ersterer  100.000  fl.  unter  der  Bedingung 
larliehen,   dass  sie  mit  diesem  Guthaben    nicht   an    die   Wiener    Hof- 
kammer gewiesen  werden.     Dann  wird  die  Behauptung  aufgestellt:  mehrere, 
einander    unabhängige    Hofkammem    seien   ebensoviele   Hebel   fär   den 
i -credit,  weil,  wenn  auch  die  Eine  oder  die  Andere  den  Dienst  versagt, 
lie  Uebrigen    ihre  Schuldigkeit  thun    und  immer   noch  Zutrauen   genieesen; 
hieran  Etwas  ändern,   heisse   das  Gewisse  mit  dem  Ungewissen  vertauschen. 
Vom  Kammer-Präsidenten  wird    erzählt:   er  besitze  Aa&eichnungen,    wonach 
ine  Subordination,  wie  sie  dermalen  geplant  wird,  schon  vor  vielen  Jahren 
.ii»sichtiget  gewesen;   bei   reifer  Ueberlegung  sei  man  jedoch  davon  wieder 
•  n,    insbesondere    weil    man   auch  erwog,    dass   die    Vorführen   dea 
n   Kaisers    d«'n  IninTösti-rr.  Landständen    da.«  Versprechen    g^leiltet 

li.  (irr  r.tUrr.  O.Mi«ininUU*UldM.    D  3 
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haben,  die  Grazer  llufkammer  »im  aufrechten,  anveränderU'n  Stand  zu  )>• 
lassen.*  Die  St&nde,  heisst  es  da  weiter,  h&tien  ein  naheliegendes  Interesb* 
Aber  die  Verlekong  dieser  Zusage  sich  zu  beschweren;  denn  solange  Jen«- 
Hof  kainmer  mit  ihrer  bisherigen  Verfassung  fortbesteht,  erhält  der  InneröHterr. 
Adel  darch  sie  Bedienstnngen  und  andere  Gnaden,  die  ihn  fär  gebrachte 
Opfer  theilweise  schadlos  halten.  Und  auf  welche  Verzögerungen  im  Aus- 
zahlen ihrer  Gehalte  werden  sich  nicht  die  Staatsdiener  in  Innerdsterreich 
gefasst  machen  müssen,  sobald  sie  dieselben  aus  Wien  werden  zu  beziehen 
haben.  Die  Wiener  Hofkammer  sei  ehevor  fast  aller  Einkänfte  entblusKt 
und  ohne  Credit,  so  dass  sie  sich  nelber  nicht  mehr  zu  helfen  weis.  Wie 
will  sie  unter  solchen  Umständen  die  Grazer  leiten  und  leisten,  was  diese 
geleistet  hat?  Man  bedenke,  welche  Summen  die  Grazer  Hofkammer  binnen 
wenigen  Jahren  zur  Einlösung  der  Mauth-Oberämter  Tarvis  und  Rott«,'nmaiiii 
Terwendet  und  wie  leicht  sie  die  110.000  fl.,  für  welche  vier  unter  das  Görz»! 
Oberamt  gehörige  Filialmäuthe  an  einen  Grafen  Rabatta  verpfändet  wani 
aufgebracht  hat,  welche  Vortheile  hieraus  der  Handel  zog,  wie  sie  den 
cameralischen  Besitzstand  durch  Ankauf  mehrerer  Herrschaften  vermehrte, 
n.  s.  w.  In  der  Folge  wird  Conf^ision  und  Superconfusion  Derartiges  vereiteln. 
Und  welche  Rolle  soll  die  Grazer  Geheime  Stelle  spielen,  wenn  sie,  die  mit 
der  Wiener  Hofkammer  in  gar  keinem  Verkehre  steht,  in  Cameral-Sachen 
an  der  Geheimen  Oesterr.  Hofkanzlei  keinen  Rückhalt  hat,  während  sie  doch 
die  Correspondenz  der  Grazer  Hofkammer  mit  den  Innerösterr.  Landschaften 
und  mehreren  Hauptmannschaften  zu  vermitteln  berufen  ist?  Ehevor  mit  Ge- 
schäften überladen,  wird  die  Wiener  Hofkammer  keine  Zeit  finden  und  d«i 
nOthigen  Kenntnisse  ermangeln,  um  mit  dem  Detail  der  Innerösterr.  Finanzen 
sich  zu  befassen.  —  Die  Vorstellung  schliesst  mit  der  Ablehnung  eines  Gut- 
achtens über  die  Modalitäten  der  fraglichen  Unterordnung,  weil  diese  an  sicli 
unausführbar  und  weil  die  Oesterr.  Hofkanzlei  in  Wien  nicht  erst  aus  Graz. 
über  das  Verhältniss  belehrt  zu  werden  braucht,  in  welchem  die  Innerösterr. 
Hofkammer  bisher  zu  ihr  gestanden.  (Akt  51  ex  Juni  ITOT)  im  Innerösterr. 
Hof kammer- Archive  zu  Graz). 

10)  Diese  Einwendungen  gewannen  nicht  die  Gestalt  einer  an  den 
Kaiser  gerichteten  Vorstellung,  sondern  wurden  bei  der  Verhandlung  mit 
den  in  Innsbruck  anwesenden  kaiserl.  Commissären  vorgebracht  und  von 
diesen  in  der  Relation  vom  29.  März  1706  berücksichtiget,  womit  sie  einen 
»Unvorgreiflichen  Entwurf*  über  die  Vereinigung  beider  Hofkammem  den. 
Kaiser  unterbreiteten.  Als  Punkte,  die  sich  auf  die  fraglichen  Einwendungen 
zurückführen  lassen,  hebe  ich  daraus  folgende  hervor  (von  welchen  es  am 
Schlüsse   jener  Relation    heisst,    dass    sie    >ad    facilitandam    incorporationem 
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t.dmerarum  köunten  proponiert  nod  endtlichen  alle  ran  terthenigst  eiogerathen 
werden*):    1.  Soviel  die  >pare  Cameralia*  betrifft,   soll   der  Modus  admini- 

randi  nnd  die  Sabordination  der  ondtergebenen  Aembter  in  dermalligem 
:jtandt  verbleiben,  ancb  deren  Verwaltung  qaoad  modom  nit  geikndert  werden  . . . 
2.  Sollen  auch   »ohne  aiuzige  Hindening  der  kays.  Hofkammer  alle  in  disem 

inndt  zu  bestreitten  habende  ordinari  Ausgaben,  als  da  seind :  Depatatgelder, 
Heäoldangen,  Stüfflnngen,  Interessen  o.  dgl.  wie  vorhin  entricht  und  vor 
Allen  abgefäbrt  werden  ....*.  3.  »Za  nCttigen  Vorfallenheiten,  wo  pericalam 
in  mora  vorhanden  und   die  Zeit  nit  zulassete,   sich  beschaids   in  Wienu  zu 

rboUen,  solle  der  alhiesigen  (Innsbrucker)  Hofkammer  unverwehrt  sein,  das 
Erforderliche  vorzukehren ;  sie  ist  jedoch  schuldig,  solches  alsbald  sambt  denen 
biezu  g«'hubten  Ursachen  nacher  Hoff  zu  berichten.*  4.  Die  Innsbrucker 
Hofkammer  soll  Macht  haben,  in  NothOELUen  Geld  aufeuleihen  und  die  Wiener 

•lann  nicht  b^fug^  sein,   mittel-  oder  unmittelbar   die  stipulirte  Verzinsung 

II J  Kückzahlnng  zu  hindern.     5.  Wichtigere  Entscheidungen  in  Camera Isarht-n 
Uen  in  Wien  nicht  erfolgen,  ohne  dass  die  Innsbrucker  Hofkammer  um  ihr 

'  atachten  darüber  befragt  wird.  6.  >  Damit  auch  die  alhiesige  Kammer  nach 
liem  alten  Gebranch  und  wolhergebrachten  Herkhomben  von  denen  negotiis 
inixti  fori  nit  ausgeschlossen   werde,    ist  ohnedeme    in    der   der  Commissiun 

aegestellten  und  denen  Dikasteriis  von  Hof  bereits  communicierten  Instruction 

•undanter  vorgesehen  .  .  .  .*  10.  »Auf  die  Exempla  m^omm  nnd  observan- 
iium  priurum  temporum  ist  zweifelsohne  grosse  Reflexion  zu  machen,  jedo<-h 
Iringet  auch   offt  die  Neoessitas  nnd  Conjunctur   mit   sich,  daas  einige  Aen- 

:  rung  nit  allein  convenient  und  nuzlich  sondern  auch  nottwendig  sey  . . . . 
Kh  w&re  zu  wintschen,  dass  in  denen  sambentlichen  Erb- 
ländern in  Omnibus  et  per  omnia  eine  Gleichheit  gehalten 
wurde  und  man  sich  sodann  des  gldckseligen  Axiomatis:  aons  Rex,  nnns 
grex  et  una  lex  —  prävalieren  khOnnte;  allein  solches  khann  nonnisi  suc- 
-  vo  labore  gleichsamb  erstritten  werden,  soviel  aber  die  Cameralia  et 
iria  anbetrifft,  bestehen  selbige  de  facto  in  all*  dbrigen  Lanndten  vndter 

iner  Direction,   wie  dann  erst  jflngst  notorie  die  Innerösterr.  Cammer  nnd 

'1  von   der   Hofcanzley   abgewiesen   und   der  Hofcammer   nnd    Hof- 

.  „  :...!  incorporiert  worden  et  qnidem  sine  minima  oppositione  et  strepitu 

f  Vgl  die  vorhergehende  Anmerkung).  Die  angarische,  böhmische  und  schlesin- 
i^ische  Cammer  werden  von  langen  Jahren  her  von  der  Wienerischen  dirigiert: 
waruinb  soll  es  allein  in  Tyrol  so  hardt  und  unmöglich  fallen?  da  man 
:i Sonderlich  alli*  media  anszusinoen  intentioniert  ist,  damit  die  schuldige 

üezallung  gleichwie  vormahls  richtig  fortlauffen,  der  biss* 

lero  löblich  erhaltene  Credrt  ferners  cooserviert,  die  alhie* 
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sige  Intradeo  and  Einkhonfieu  bevordoritti  und  prae  omuibos 
zu    des   Lanndts  Nottwendigkheiten    undKnzen    dispensiert 
und  allein  die  Obor-Inspoction    purornm  CBmeralium  (gleichwie  selbige  v<  i 
mahls  die  Hofcanzley  gibabt)  dor  kays.  Hofcammer  in  das  kbänfftig  unvei 
tbrandt  werde.     Es  scheinet   auch   der  Autorität  aines  Laiindtsfürsten    all/u 
nahe  za  khomen,   wann  man  selbigen,  welcher   doch   alle  Kegotia  in  aign- 
höchster  Persohn   nit  dirigieren  villweniger  tractieren  khann,   das  Arbitriuiu 
et  electionem  personamm  gleichsainb  benemen  oder  wenigist  in  Zweifl  »etzdi 
will,  durch  welche  Er  die  obhabendte  Geschaffte  veranstalten  und  expedieroi 
lassen  khOnne.* 

11)  Dass  aoch   die  Stände  der  Steiermark  in  diesem  Sinne  Beschwer«!« 
führten,  entnehme  ich  einer  Mittheilung,   welche   der  Ton  mir  stets  als  vii 
lässlich  befundene  k.  k.  Statthalterei-OfGzial  in  Graz,  Herr  Markus  Krem 
8 er,  im  .lahre  1867  mir  machte.     Den  betreflfenden  Akt  in  Graz  aufzufindtn 
habe  ich  vergebens  mich  bemüht     Die   ständischen  Sitzungs-Protokolle   von 
den  Jahren  1705  bis  1707  enthalten  darüber  nichts,  was  jedoch  bei  deren 
UnVollständigkeit  kein  Beweis  dafür  ist,    dass  der  fragliche  Beschluss  üb«  i 
haupt  nicht  gefasst  wurde.     Vgl.  auch  die  vorstehende  Anmkg.  9. 

12)  Die  vom  Landschafts-Sjriidikus  Dr.  Philipp  Bartl  verfasste  Vorstellung 
der  tiroler  Stände  wider  die  Inkorporierung  der  Innsbrucker  Hofkammer  an 
die  Wiener  findet  sich  authentisch  vor  im  Bande  80  (42)  der  gebundenen 
tiroler  Landtags-Akten  im  landschaftlichen  Archive  zu  Innsbruck  u.  z.  S.  14 
bis  22;  andere  Abschriften  davon  sind  im  Bande  1042  der  Bibliothei 
Tirolensis  (im  tiroL  National-Museum)  und  in  dem  in  obiger  Anmerkung  l« 
zum  I.  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes  bezogenen  Mskpte.  der  Innsbrucker 
Üniversitäts-Bibliothek,  Stück  9,  Bl.  15  bis  18  enthalten.  Die  Stände  aner- 
kennen, dass  es  im  Belieben  des  Landesfürsten  stehe,  mit  den  Behörden  zu 
disponieren;  aber  sie  bitten,  ihre  Bedenken  dawider  zu  erhören,  wie  es  vmi 
Alters  her  Brauch  sei.  »Tirol*  sagen  sie,  »ist  eine  von  der  Natur  aufgefühn 
Festung,  gilt  für  das  Herz  des  deutschen  Reiches  und  für  eine  Citadelle  der 
Osterr.  Erbprovinzen;  Kaiser  Karl  V.  habe  geäussert,  dass,  wenn  Tirol  ver- 
loren geht,  die  übrigen  deutschen  Erblande  sich  nicht  werden  behaupten 
lassen,  wogegen,  wenn  Tirol  ihm  bleibt,  er  sich  getraue,  von  hier  ans  di 
übrigen  zurückzuerobern.  Und  doch  hänge  Tirol  mit  diesen  nur  durch  ein 
kleines  Stück  Land  zusammen,  wesshalb  auch  durch  das  Landlibell  von  151 1 
seine  Yertheidigung  dem  s.  g.  Zuzüge  des  Landvolks  anheimgestellt  ist  und 
das  Land  in  seiner  Isolierung  der  Zuschüsse,  die  die  Innsbrucker  Hof  kämme  r 
in  Kriegsfällen  bisher  leistete,  dringend  bedarf.  Wird  diese  Behörde  od»  i 
vielm*»hr  die   0»ddkass»',    di«    dn     iikI)  ,lf     <l..ni   T,;uid.*  .nf/.n'-i.n     «n   wird    !••  i 
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feindlichen  Angpriffen    das  Landvolk    leicht   in  Kleinmath    and   Yerzweiflong 
verfallen  and  der  Feind  sich  des  Landes  bemächtigen  können,  bevor  ans  dem 
'rnen  Oesterreich  Hilfe   eintrifft     Kaiser   Max  L  sicherte  dem  Lande  nicht 
iiur  za,    dass    seine  Hofkammer   daselbst   ihren  Sitz   haben  werde,   sondern 
•  tzte  vielmehr  gerade  zu  Innsbrack  eine  Baitkammer  ein,  deren  Wirkang^kreis 
ich  über  alle  seine  Erblande  erstreckte.     Spätere  Landes^rsten  leisteten  bei 
l*n  Erbbuldigungen    das  gleiche  Gelöbniss    and    ee   liegen   daräber  Reverse 
vom  12.  April  1520  and  4.  Aagast  1523  vor.     Koch  Kaiser  Leopold   be- 
•ihigte   im  März  1704  Abgeordnete   der   tiroler   Landschaft,   die   in   dieser 
Beziehang  Besorgnisse  äasserten,  mit  dem  Versprechen,  dass  er  die  Oberösterr. 
Tlofkammer  von  der  Niederösterreichischen  getrennt  werde  fortbestehen  lassen. 
Wie  wenig    das  Beispiel   anderer  Provinzen    aaf  Tirol    anwendbar  sei,    habe 
•lf>r  nämliche  Kaiser    in  den  Jahren  1692  and  1698,   als  es  sich  am  Ein- 
führung gewisser  Akzisen    in   Tirol    handelte  (offenbar   ist  damit  aof  die  in 
obiger  Anmerkang  19  zom  L  Abschnitt   des  vorliegenden   Bandes   erwähnte 
I  inanz-Reform  angespielt),  anamwauden  eingestanden.     Das  Land  halte  eben 
keinen  Vergleich  mit  den  >za  matueller  Schätzung  in  Einem  Corpore  beisammen 
liegenden  Ländern*  aus  and  benöthige  sein  Geld  selbst     Was  geschähe  auch 
mit  dem  Handelszage,   mit  den  Bozner  Märkten,   mit  der  Haller  Saline  and 
mit  den  Bergwerken,  wenn  keine  genügende  Obsorge  mehr  im  Lande  bestände? 
Die  Gefalle  mässten  abnehmen  und  das  Land  würde  damit  seine  Widerstands- 
kraft einbüssen,  während  es  jetzt  ein  Bollwerk  zum  Schatze  der  übrigen  Erb- 
länder ist  —  Im  vorcitierten  Bande  der  Landtags-Akten  sind  S.  28  bis  36 
iisser  der  eigentlichen  Vorstellung  auch  »Unvorgreifliche  Rationes  and  Motiva* 
frzeichnet,  welche  der  genannte  Landschafts-Syndikus  zur  Bekräftigong  jener 
usammenstellte.     Darin  wird  mit  lebhaften  Farben  die  ,  universale  Oemfiths- 
«^türzung  and  Cleinmiethigkheit  dee  gcsambten  Landtss  . . .  über  die  Hin- 
abziehung der  Oberösterr.  Hofkammer  als  seiner  bisherigen  einzigen  Nutricis  * 
ifHschildert  und  auf  eine  Instruktion  verwiesen,   welche  Kaiser  Leopold   dem 
{<*rzoge  Karl  von  Lothringen  bei  dessen  Ernennung  zum  Gouverneur  der  ober- 
nd  vorderösterr.  Lande  (1679)  gab  and  worin  es  heisst:  »Weilen  die  Stände 
und    Tnterthanen    der   gesammten  o.  u.  v.  ö.  Lande   von    ohnvordencklichen 
Jahren    eines   gewissen    und    sehr   gelinden    Modi    in  Begendo 
gewohnt   seyndt,    Ich   auch   dieselbe   bishero   (also)   tractiert   and   bei 
tung    meiner  Regierung   die  Stöll  und  Baihsmitteln   hiemach  gnädigst 
.uirt  habe:  .  .  .  wollen  Euer  Liebden  es  bei  dieser  alten  Norma ...  be- 
wenden   latfhrn/     In    der  That   gab  Leopold  L  auf  dem    »offenen*  tiroler 
I^andtage  vom  Jahro  1704  das  Versprechen  ab,  dass  die  Behörden-Organisation 
irn  Uindo  in  di«*  Gestalt  die  si«*  unter  dem  Erzherxoge  Sigmund  Franz  hatte, 
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laräckTereetst  werden  soll.  (Oeb.  Landtags- Akten  im  landschaftlichen  Archiv« 
IVL  Innsbruck,  Bd.  LXII.). 

18)  Dieser  A.  h.  Ent^rhlij-ssung  yom  27.  Juli  1705  gefenii.in  m  .mm 
Instruktion  fdr  den  Militi'ir-Din'kior  (trafen  Franz  Karl  von  Kcising  vom 
15.  Mai  1709  Erwähnung  (Akt  14  d«>r  Kattan'schen  l^^gistratur,  Polit  Abib., 
im  Statthalterei-Archive  zu  Innsbruck). 

14)  Akt  51  ex  Juni  1705 -im  Innerösterr.  Hofkammer-Archive  zu  (iraz. 

15)  Akt  28  ex  September  1705  ebenda.  Diesem  Akte  ist  der  Inhalt 
der  hier  folgenden  Anmerkungen  16  bis  20  entnommen. 

16)  In  der  Zuschrift  des  Grazer  Geheimen  Rathes  an  <ii«-  mt^aigu  il"i- 
kammer  heisst  es  u.  A.:  es  sei  des  Kaisers  Wille,  dass  »von  Seiten  dn 
herinnigen  Hofcammer  alles  militärische  Commando,  Eingriff,  Disposition 
und  Inpflichtnembung  aller  dergl.  militärischen  oder  sonsten  ad  Militiam  proprio 
gehörigen  Persohnen,  Befehlshaber,  Verwalter,  Offizier,  Beambten  und  Bedienten 
g&nzlich  cessieren,  die  bishero  von  Ihro  löbl.  Hofcammer  in  Pflicht  Genom- 
men(en)  mit  eben  derselben  Pflicht  dem  Innerösterr.  Hofkriegsrathe 
her y her  gegeben  und  von  diesem  von  Ihrer  kais.  Majestät  wegen  biss 
zu  völliger  Einrichtung  deren  Stollen  in  solicher  Ihrer  vorigen  Pflicht,  jedoch 
nur  provisorio  modo  und  bis  auf  fernere  kais.  Disposition  auf-  und  angenomben, 
auch  commandirt,  ihnen  aber  von  Ihro  löbl.  Hofkammer  Ihr» 
bisherige  Soldt  und  Accidentien  ordentlich  und  gewöhn- 
licher Massen  geraicht  werden  sollen.*  Die  »Cameral-Hauptleute* 
erhielten  vom  Geh.  Rathe  Patente  gleichen  Inhalts  zugeschickt,  die  sie  zur 
Kenntniss  ihrer  Untergebenen  zu  bringen  hatten. 

17)  Das  Verbot  der  Grazer  Hofkammer,  irgend  einem  Befehle,  der  nicht 
von  ihr  oder  der  Wiener  Hofkammer  ausgeht,  nachzukommen,  ergieng  an 
die  Hauptleute  von  Görz,  Triest,  Fiume,  Buccari,  Likka,  Mitterburg,  Flitsch 
und  Tulmein  (Tolmino)  unterm  21.  September  1705.  Unterm  3.  Oktober 
konnte  dieselbe  bereits  nach  Hof  berichten:  der  Landeshauptmann  von  Gör/. 
Graf  Job.  Kaspar  CobenzI,  habe  ihr  gemeldet,  dass  ihm  jene  kais.  Resolution 
von  der  Grazer  Geheimen  Stelle  mit  der  Weisung,  sie  ins  Italienische  über- 
setzen zu  lassen  und  mittels  Proklams  zu  veröffentlichen,  zugefertiget  worden 
sei,  dass  er  jedoch  diesem  Auftrage  keine  Folge  leistete,  sondern  bis  auf 
Weiteres  dem  Verbote  der  Grazer  Hofkammer  Rechnung  trage.  Letztere  be- 
sorgte nun  allerdings,  dass  die  Geheime  Stelle  dem  Landeshauptmanne  sein 
Verhalten  sehr  übel  nehmen  würde,  und  bat  den  Kaiser,  diesen  Ungehorsam 
»zu  Gnaden  zu  halten.«  Die  Schuld,  meinte  sie,  treffe  die  Wiener  Hofkanzlei 
welche  da  unbefngt(>r  Weise  in  Cameralsachon  sich  menge.  Der  Hauptmann 
von  Triest,   Graf  Vitus  Strassoldo,   verhielt   sich  Angeiichts   der  sich  wider- 
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sprechenden  Aufträge  gleichfalls  passiv    und    erbai    Mtu    unterm  4.  Oktober 
von  der  Grazer  Hofkammer  weitere  Verhaltongsbefehle. 

18)  Der  Innerösterr.  Hofkriegsrath  ersuchte  mit  dieser  Tom  14.  Sep- 
Mnb«  r  ilatierten  Zuschrift  die  Grazer  Hofkammer,  ihm  nicht  nur  mitzutheileii, 
wiis    sie    zum  Vollzuge    der   A.  h.  Willensmeinung   bereits    vorgekehrt    hat, 

ondem  ihm  auch  ein  Verzeichniss  aller  »ad  militiam  proprie  gehörigen 
l'ersonen*,  die  ihr  unterstehen,  so  wie  der  Zeagh&oser  sammt  den  Inventarien 
letzterer  vonulegen. 

19)  Die  neuerliche  Vorstellung  der  Innerösterr.  Hofkammer  erfloss  am 
10.  September  1705.  Sie  verwahrt  sich  damit  gegen  die  kais.  Ungnade 
für  den  Fall,  dass  ihr  die  Nichtbeachtung  dessen,  was  die  Geheime  Seile 
ihr  über  Andringen  der  Wiener  Hofkanzlei  auftrug,  verübelt  werden  wollte, 
und  betheuert  abermals,  dass  ihr  weder  schlechte  Wirthschaft  noch  sonstige 
l'flichtvergessenheit  zur  Last  falle.  Sie  tritt  vielmehr  den  Beweis  für  das 
«iegentheil  an,  indem  sie  sich  rühmt,  viele  unnütze  Ausgaben,  welche  die 
InnerGsterr.  Kriegsstelle  zu  machen  vorhatte,  vereitelt,  insbesondere  im  Jahre 
1702  »unproportionirte  Liefergelder*,  welche  jene  Stelle  verabfolgen  wollte, 
inhibirt  und  ihr  schädliche  Eingriffe  in  das  Grazer  Proviantwesen  verwehrt 
/u  haben.     Von  jeher   stehe   ihr   die  Erstattung   des  Besetzungsvorschlages 

ir  den  Posten  des  Grazer  Feetongscommandanten,  so  wie  dessen  Installierung 
u  und  Kaiser  Leopold  habe  sogar  zur  Zeit  der  höchsten  Feindesgefahr,  als 
r   dieser  wegen    den  Oberst   Thomas  Vogl   zur    Uebemahme  jenes   Postons 
wich  Graz  entsendete  (vgL  die  Anmerkg.  7  zum  I.  Abschnitt  des  vorliegenden 
Bandes),  gestattet,  dass  derselbe  mit  Ansschloss  aller  anderen  Stellen   durch 
wei  Hofkammerräthe   der  Festnngs-Gamison  vorgestellt  werden  durfte.    Als 
in  Jahre  1705   in   der  Grazer  Festung  ein   französischer  General  gefangen 
lag  und  der  hiesige  Hofkriegsrath   bei   dessen    gerichtlicher  Einvernehmung 
(inen  Vertreter  der  Hofkammer  nicht  zulassen  wollte,  habe  der  Kaiser  über 
deren  Recurs   die  Beiziehung   eines    solchen   angeordnet     Verblieb  die  Hof- 
kammer so  im  Besitze  ihrer  den  Grazer  Schlossberg  betreffenden  Gerechtsame, 
so  spricht  das  Interesse  der  Finanzverwaltung  nicht  minder  dafür,   dass  ihr 
auch  in  anderen  Festungen  und  in  den  Seeh&fen  wenigstens  die  Verwaltung 
der  Zeugh&user  überlassen  bleibe.     Der  Grazer  Hofkriegsrath  habe  wiederholt 
seine  geringe  Eignung,  die  Zeugh&oser   in  gutem  Stande  zu  halten,    an  den 
lag  gelegt     Als  im  Jahre  1696  die    Festung  Carlobago   ihr  von  ihm  ein- 
.  "nntwortet    wurde,    sei    im    dortigen  Zeughause   nichts   als   eine    verrostete 
lilubarde   vorhanden    gewesen   und    die    Kriegsrequisitan,    welche   sie   dem 
arlstädter  Zeugwarte  zur  Belagerung  von  Biha<5  leihweise  verabfolgte,   habe 
10  wiederholten    Andringens    ungeachist   noch    immer   nicht   zurückerhalten. 
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Frfihere  Herrscher  ftmden  es  geraiheii,  aii  mehrer«*n  Orten  die  von  der  Hof- 
kainmer  abhängigen  Hanptleute  auch  mit  militärischen  Befugnissen  aoszu- 
statten  und  wenn,  wie  es  in  den  Jahron  1702  und  1 70''{  in  Triost  geschah, 
der  Keindesgefahr  willen  dem  Civilhauptmanne  ein  besonderer  militärischer 
Hofehlshaber  zur  Seite  gesetzt  wurde,  so  hat  dies  stets  zu  Reibungen,  Miss- 
Verständnissen  and  Irrungen  Anlans  gegeben,  auch  die  Kammcruiukänfle  be- 
einträchtiget, weil  diese  Befehlshaber  alle  Regalien  an  sich  rissen  und  dann 
nicht  mehr  herausgeben  wollten.  Grosse  Mühe  kostete  es,  bis  der  Zenggor 
Commandant  die  dortige  ICauth  an  die  Kammer  abtrat  und  ihr  den  Salz- 
handol  überliess.  Noch  gegenwärtig  herrsche  dort  kein  »rechtschaffener 
Friede*  zwischen  der  Kammer  und  dem  Militär.  Die  Grenzgeneralate  ^ou 
Carlstadt  und  Petrinia  seien  für  die  Finanzen  die  mindest  einträglichen  Ge- 
biete, weil  daselbst  die  Hofkanimer  der  erforderlichen  Autorität  ermangelt. 
Sollte  die  dermalige  MiÜtär-liesatzung  in  Porto-R^  nicht  blos  der  Kriegs- 
gefahr gelten  sondern  etwa  gar  nur  der  Vorbote  der  Errichtung  eines  neu<ii 
Grenz-Generalats  sein,  so  würde  der  Ertrag  der  Zriny-Frangepani'schen  Guter 
sich  rasch  Termindern  und  es  ist  auch  nicht  abzusehen,  wesshalb  dort  über- 
haupt Militär  gamisonirt,  nachdem  von  Alters  her  die  dortigen  Freisassen 
(Libertiner)  und  Herrschafts-Unterthanen  verpflichtet  sind,  dem  Aufgebote  des 
Herrschafts-Inhabers,  dermalen  also  der  Grazer  Hofkammer,  Folge  zu  leisten. 

20)  Akt  28  ex  September  1705  im  Innerösterr.  Hofkammer-Archive. 
Hauptsächlich  handelte  es  sich  um  die  Uebergabe  der  Graz  er  Festung 
an  den  Innerösterr.  Hofkriegsrath.  Zu  diesem  Ende  war  schon  im  Juli  1705 
der  Grazer  Hofkammer  von  Wien  aus  »Renitenz*  zur  Last  gelegt  worden, 
weil  sie  sich  benehme,  als  stünden  das  Grazer  Schloss  und  dessen  »Guardi* 
blos  unter  ihr.     (Akt  16  ex  Juli  1705  ebenda). 

21)  Förmlich  aberkannt  wurden  der  Grazer  Hof  kammer  diese  militärischen 
Befugnisse  erst  im  Jahre  1711,  wo  die  Kaiserin-Wittwe  Eleonore  als  Regentin 
unterm  12.  Dezember  eine  zwischem  dem  Wiener  Hofkriegsrathe  und  der 
dortigen  Hof  kammer  vereinbarte  Norm  über  die  künftige  Verwaltung  der 
beiden  Grafschaften  erli^ss,  welcher  gemäss  dieselben  ,ex  ratione  publica* 
in  Zukunft  unter  »Militär-Direktion  stehen  sollten.*  Zur  Durchführung  wurde 
gleichzeitig  eine  Hofcommission  entsendet,  deren  Instruction  vom  Wiener  Hof- 
kriegsrathe verfasst  ist  Laut  §  1 3  derselben  übernahm  Graf  Carl  Raimund  von 
Attems  in  der  Eigenschaft  eines  Militär-Grenz-Oberhauptmanns  das  Coromando 
in  den  beiden  Grafschaften  mit  dem  einstweiligen  Sitze  in  Carlobago,  welcher 
Ort  selbst  aber  unter  der  Verwaltung  derCrrazer  Hofkammer 
verblieb.  (Für  die  Folge  war  zur  Stabsstation  R  i  b  n  i  k  ausersehen). 
Dem  Militär-Commandanf»'!).  wj'lr]i*Mi  ^<'  wi««  den  0]v.rii-"<'nii.«  nv-i  l'.i.i-  .i.i  .m 
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der  Wiener  Hofkriegsrath  ernannte  (während  die  antergeordnet«n  Stelleu  die 
Grazer  Kriegsbehörde  za  vergeben  hatte)  war  ab  »Beirath  in  Oeconomicis* 
ein  Cameml-Comniissär  mit  dem  Titel  eines  Kriegs-Commissärs  beigegeben, 
der  von  der  Grazer  Hofkammer  abhieng  and  nunmehr  deren  einziger  Reprä- 
sentant in  den  beiden  Grafschaften  war.  Diese  bildeten  jetzt  einen  Bostand- 
theil  des  Carlstädtor  Grenz-GeneraUts,  dessen  Vorstand  dem  genannten  Ober- 
haoptmanne  vorgesetzt  war.  Die  Bevölkerung  warde  darch  ein  kais.  Patent 
vom  19.  März  1712,  das  die  Commission  zu  Udbina  feierlich  verkändete, 
von  der  Verändernng  in  Kenntniss  gesetzt  und  begrüsste  dieselbe  mit  Jabel. 
Sie  kam  nun  aas  der  ihr  verhassten  Camera  1- Jurisdiction  anter  militärische 
Botmässigkeit  and  ihre  männlichen  Angehörigen  wurden  in  Allem  und  Jedem 
als  Grenz-Soldaten  betrachtet,  die  sich  sogar  den  Gerichtsschreiber  selber 
wählen  durften,  aus  deren  Mitte  beim  Civil-  und  Straf-Verfahren  die  Bei- 
sitzer zu  nehmen  waren  und  unter  welche,  beziehungsweise  die  vorhandenen 
Familienhäupter,  die  Ländereien  als  eine  Art  Militärlehen  vertheilt  wurden. 
Siehe  Schluss-Belation  der  Durchführungs-Commission  d.  d.  Graz,  1 .  Dezember 
1712  in  der  alten  Registratur  des  k.  k.  Reichskriegs-Ministeriums  zu  Wien 
(Akt  14  ex  Februar  1713).  Vgl.  Fr.  Vanicek,  Specialgeschichte  der 
Milit&rgrenze,  I.  Bd.  S.  148  bis  161,  wo  zumeist  nach  den  Akten  des 
Agranxr  General-Commando-Archivs  die  damaligen  Schicksale  der  beiden 
Grafschaften  dargestellt  sind.  —  Ihre  verwaltende  Wirksamkeit  begann  die 
Grazer  Hofkammer  in  Likka  and  Corbavien  im  Herbste  1696.  In  ihrem 
Namen  ergriffen  damals  der  Hauptmann  von  Buccari,  Graf  Ludwig  Coronini, 
und  der  Hofkammerrath  Job.  Christof  von  Abele  davon  Besitz,  aber  freilich 
nur  von  Carlobago  aus,  wo  sie  am  18.  September  eintrafen  und  der  Ober- 
lieutenant der  Zengger  Besatzung,  Christoph  Graf  Sauer,  die  Uebergabe  der 
Festung,  des  Hafens  und  Zollamts  im  Beisein  des  Burggrafens  und  des 
Richters  vollzog.  Die  Commiss&re  der  Hof kammer  Hessen  sofort  1 0  Soldaten, 
welche  sie  mitgebracht  hatten,  mit  fliegender  Fahne  und  Trommelschlag  in 
die  hiesige  Festung  einrücken.  Ins  Innere  des  Landes  vonudringen  erschien 
den  Commissären  als  ein  Wagniss,  welches  zu  unternehmen  sie  trotz  der 
30  kroatisch  gekleideten  Soldaten,  von  welchen  sie  sich  auf  ihrer  Reise  be- 
gleiten Hessen,  sich  nicht  getrauten.  Für  die  JusttipAege  in  beiden  Graf- 
schaften glaubten  sie  genügend  vorgesorgt  zu  haben,  indem  sie  einen  beeideten 
Fiskal  namens  Hyacinth  Peri  in  Carlobago  hinterHessen  und  der  Bevölkerung 
einschärften,  dass  in  Zukunft  Appellationen  und  Revisionen  nicht  mehr  ans 
Auditoriat  in  Carlsiidt,  sondern  stets  an  die  Grazer  Hof  kammer  zu  gehen 
haben.  Das  Militär-Commaiido  war  interimistisch  dem  Grafen  Anton  Coronini 
anvertraut,   dem    lür  Finanz-    und    HandeU-Aofelegenheiten   der    Buccaraner 
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Rentrooisi.-r  rr.iii/.  («rl  \"ii  \'aii  /in  >«mI'  .siari'i.  l'i.'  \Mi^'..||.innt»'ij  drei 
KanklionAre,  unier  welchoii  «Nt  Militar-Ciminiandaiit  don  orst.-n  l^ang  bokleideie, 
der  Dnrggraf,  zogleich  Maatheinnchmer,  nnd  ein  Oegenschreiber  waren  Toreni 
die  einzigen  Organe  der  Qrazer  Hofkammer  in  Carlobago.  Nicht  einmal  ein 
» Konststftbler*  (Zeagwart  und  Feuerwerker  in  Einer  Person)  war  za  bewegen, 
dort  seinen  Anfenthalt  zu  nehmen.  Unier  so  armseligen  Verhältnissen  (der 
Ort  Carlobago  z&hlie  damals  nicht  mehr  als  4  bewohnte  Häuser  nnd  blos 
8  erwerbskrafUge  Inwohner)  war  an  ein  festes  Fussfassen  nicht  zu  denken, 
zumal  die  Bergbewohner  im  Rücken  dieses  neuen  Begierungssiizes  nicht  die 
mindeste  Oeneigtheit  Terriethen,  den  Befehlen  zu  gehorchen,  die  sie  von  hier 
aus  zu  gewärtigen  hatten.  (Akt  1  ex  Mai  1697  im  Innerösterr.  Hofkammer- 
ArchiYe).  Die  Generäle  in  Carlstjidt,  welche  allein  Ausbrüche  der  Volks- 
leidenschaften und  sonstige  Friedensstörungen  in  jenen  Gebieten  hintanzu- 
halten in  der  Lage  waren,  machten  sich  diesen  Zustand  zunutze.  Sie  gewannen 
rasch  die  Zuneigung  der  Bevölkerung,  hielten  einige  Grenzposten  mit  ihrer 
Mannschaft  besetzt  und  verursachten  so  der  Grazer  Hofkammer  fortwährenden 
Kummer,  welcher  erst  endete  als  die  oben  besprochene  Abtretung  vor  sich 
gieng.  Derselbe  machte  sodann  einem  Gefühle  der  Rache  Platz,  womit  die 
Hofkammer  in  kleinlichster  Weise  das  Militär  reizte  und  verletzte;  sobald 
sich  Gelegenheit  dazu  darbot 

22)  Noch  unterm  22.  Februar  1709  erstattete  die  Grazer  Hofkammer 
nach  Wien  einen  Bericht  über  Befolgung  einer  kais.  Resolution,  kraft  welcher 
alle  noch  unter  ihrer  Direction  stehenden  Militaria  und  Zeughäuser  sogleich 
an  die  in  Graz  anwesende  Militär  -  Commission  zu  übergeben  waren.  Es 
handelte  sich  um  Objecte  zu  Triest,  Fiume,  Flitsch,  Tulmein  und  Idria.  (Akt 
76  ex  Januar  1709  im  Innerösterr.  Hofkammer-Archive). 

23)  Dass  dies  erst  im  September  1707  geschah,  wurde  bereits  in  der 
Anmerkg.  74  zum  IIL  Absch.  der  1.  Abtheil,  bemerkt.  Dass  nicht  die  Vor- 
stellung der  tirolerstände  es  war,  durch  welche  Joseph  I.  diesfalls  zum 
Zuwinrten  bestimmt  wurde,  beweist  die  Antwort,  welche  er  schon  unterm 
12.  Mai  1706  darauf  gab.  Er  bedeutete  nämlich  den  Ständen:  mit  Dem, 
was  er  vorhabe,  beabsichtige  er  nichts,  als  was  »zu  Gutem  des  Universi  und 
der  gefürsteien  Grafschaft  Tirol  in  particulari  gereicht*  und  er  werde  unab- 
änderlich bei  seinem  Beschlüsse  beharren.  (Akt  Litt  N.  Nr.  25  der  »Leo- 
poldina* im  Statth.- Archive  zu  Innsbruck). 

24)  Instruktion  für  die  Oberösierr.  Hofkammer  vom  23.  Februar  1707 
(im  Statih.-Archive  zu  Innsbruck,  Katanische  Cameral-Rcgistraiur,  FszkL  728), 

Art.    22. 
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25)  Hofdekret  Tom  17.  September  17'  7.  erlassen  bei  Ankanft  des 
Gabernaiors  in  Innsbruck,  am  vorzitierten  Orte.  Derselbe  erhielt  damit  über- 
haupt die  »Oberdirektion*  aller  Amtsgeschäfle  in  den  ober-  und  vurderösterr. 
Landen.  In  der  dem  Militär-Di rekt>r  Freiherrn  von  Winkelhofen  unterm 
26.  No?ember  1707  ertheilten  Instniktion  (Resolutionen-Bnch  Tom  Jahre  1707 
im  Innsbmcker  Stattb.-Archiye,  li\.  225)  heisst  es:  die  Ton  den  Commandanten 
und  anderen  Kriegsoffizieren  entweder  direct  beim  Herrn  Gubemator  oder 
beim  genannten  General  einlaufenden  Berichte  seien  »hinfüro  nicht  änderst 
als  anter  Sr.  Durchlaucht  (d.  h.  des  Gubemators)  Authorität  mit 
V^emembung  Seiner  des  Barons  von  Winkelhofen  durch  die  Ihme  vndergebene 
Kriegsexpedition  auszufertigen  und  an  den  Hofkriegsrath  (in  Wien)  einzu- 
schickhen.  * 

20)  Instruktion  für  den  Militär-Direktor  in  den  o.  u.  v.  6.  Landen  vum 
ir>.  Mai  lyoOa.  a.  0.  Art.  3.  Laut  dem  handschriftl.  Behörden-Schematismus 
vom  Jahre  1704  in  der  Bibliotheca  Tirolensis  des  tirolischen  National-Museums 
(Band  019)  war  damals  die  tiroler  Landmiliz  (Landwehr)  in  4  Regi- 
menter eingetheilt,  von  welchen  aber  nur  die  Cadres  bestanden.  Hiezu  ge- 
hörten 3 1 2  durchs  ganze  Land  zerstreute  Corporäle,  deren  Jeder  ein  Wartgeld 
von  jährlichen  6  Gulden  aus  dem  landesfürstL  Einkommen  bezog.  Aus  diesem 
wurden  auch  die  Gehalte  der  4  Oberste,  dann  die  der  meisten  Lieutenants 
und  Feldwebel  bestritten.  Der  Zuzugsrajon  des  1 .  Regiments  war  das  obere 
und  untere  Inntbal;  der  des  2.  Kons-  und  Salzberg,  Ober-  und  Unter-Etsch, 
Hurggrafenamt  und  Yintschgaa;  der  des  3.  die  wälschen  Confinen;  der  des 
\.  <Ii~  ^Vip!  hal,  das  obere  und  untere  Posterthal  and  die  Gegend  am  Eisack. 
Itii/iiK  i  •  hstigungen  waren  unter  der  Obhut  von  Miliz-OfBzieren ;  so  z.B. 
die  Mäblbacher  Klause  unter  derjenigen  des  Lieutenants  Ant.  Sebast  von  Wal- 
tonhofen.  Die  Garnisonen  zu  Arco,  Penede,  Roreredo,  CoTelo,  Peitlstein, 
i>eseno  und  Riva  (im  Palazzo  Rova-Bastian),  femer  zu  Rattenberg,  Kafstein, 
in  der  Scharnitz,  an  der  Ehrenberger  Klause,  am  Kuiepass  u.  s.  w.  waren 
nicht  der  liandmiliz  entnommen,  sondern  es  dienten  dazu  ausser  dem  Com- 
mandanten des  Platzes,  der  äbrigens  mitanter,  wie  s.  B.  am  Kniepasse,  nor 
ein  zugleich  Bücbseomeisterdienste  leistender  Corponü  war,  besonders  ange- 
worbene »Knechte*  oder  sogenannte  »Wächter.*  Die  Landmiliz  in  Vorarlberg 
tand  unter  dem  »Hauptmanne  vor  dem  Arlberg*  (danals  Oberstlieutenant 
i  erd.  Carl  von  Rost  mit  1250  fl.  Gebalt),  welcher  4  Oompagnien  befehligte. 
Die  strategisch  wichtigen  Punkte  waren  auch  hier  durch  sogenannte  »Wächter* 
behütet  und  zu  Bregenz  hatte  der  Inspektor  eines  landesfdrstl.  »Jagdscbiffes* 
M  Sitz,   das  su  Rekognosciernngsfahrtitn   um  Bodsnsee  verwendet  wurde. 

itts  Albert  Jäger's  Boche  »Tirol  und  der  baier.-franzusibche  Elnfhll 
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im  Jahre  1703*  (Innsbruck  1^44)  la  ersehen  ist,  bewährte  sich  die  tiroler 
Milix  bei  dem  darin  geschilderten  Anlasse  im  AUgomeinon  nicht;  doch  leisteti^n 
einsebie  Compagnien  damals  Vorsügliches.  So  ist  im  LXll.  Dande  der  ge- 
bundenen Landtagsakten  im  landBchaftl.  Archire  zo  Innsbruck  oin  Bericht 
über  die  damalige  Verwendung  der  Miliz-Gompagnie  der  Stadt  liozen  ent- 
halten, dem  ich  Folgendes  entnehme:  Am  27.  Jnni  marschierte  sie,  obschon 
kein  ihr  zngetheilter  Offlzior  zur  Stelle  war,  unter  dem  Feldwebel  Michael 
Obmayr  Ton  Hozen  trotz  aller  Abmahnungen,  die  ihr  untiT  Wegs  (ober 
Kollmann  durch  den  Forstmeister  Giovanelli,  ober  Klausen  durch  einen  Grafen 
Wolkenstein)  zutheil  wurden,  bis  Brixen,  wo  der  regierende  I^'ürstbischof  soeben 
hatte  Terkönden  lassen,  dass  beim  Anrücken  des  Feindes  jede  Gegenwehr  zu 
unterbleiben  habe.  Trotzdem  drang  die  Compagnie,  durch  80  muthige  Brixner 
Schüttan  Terst&rkt,  bis  an  den  Brenner  vor,  welchen  Pass  aber  der  Feind 
bereits  Terlassen  hatte.  Am  6.  Juli  nach  Bozen  zurückgekehrt,  marschierte 
die  Compagnie  am  1  'i,  Juli  nach  Prutz  im  Oberinnthale,  machte  am  23.  Juli 
die  Schlacht  bei  Zirl  mit  und  begab  sie  sich  später  noch  an  die  wälschen 
Confinen,  wo  sie  bis  zum  28.  August  im  Felde  blieb. 

27)  Auf  eine  Anfrage  vom  7.  Augrust  1700  wurde  dem  vniitinator 
bedeutet:  es  sei  des  Kaisers  »gnädigste  Intention*,  dass  die  »Ober-  und 
Yorderösterr.  Zeughäuser  nach  und  nach  auf  den  Fuss  und  diejenige  wohl- 
hergebrachte Ordnung  gesetzt  werden,  welche  in  anderen  Oester- 
reichischen,  auch  kgl.  böheimischen  und  hungarinchen  Zeug- 
häusern gehalten  wird,  mithin  eine  durchgehende  GU ichheit  eingeführt 
werde.*  (Handschrift  899,  Stück  9  der  Innsbrucker  Universitäts-Bibliothek, 
II.  45  B,  Bl.  82  bis  34).  Eigentlich  handelte  es  sich  da  um  das  »Oberst- 
zeugmeister-Amt* in  Tirol,  dem  im  Jahre  1704  der  Hofkammer-Rath 
Ferdinand  Heinr.  Graf  Montrechier  vorstand.  Dieser  hatte  einen  Zeugwart, 
der  zugleich  Rechnungsführer  war,  einen  Gegenschreiber,  mehrere  Schlosser 
und  Schmiede,  einen  Rädermacher  nebst  Gesellen,  einen  Zimmermeister  mit 
Knecht,  4  Zeughauswärter  und  mehrere  theils  zu  Innsbruck  befindliche,  theils 
exponierte  »Pixenmeister*  unter  sich.  Letztere  waren  von  Constanz  am  Bo- 
densee, Trasp  in  der  Schweiz  und  Neuburg  am  Rhein  bis  Kufstein  und  Riva 
vertheilt  Zu  Trient  befand  sich  übrigens  im  Jahre  1704  ein  kais.  Stück- 
hauptmann, Fr.  Jak.  Freih.  Ton  Voglmayr,  welcher  aus  der  Innsbrucker 
Hofkammer  jährlich  200  fl.  bezog,  und  gleichwohl  dem  Oberstzeugmeister- 
Amte  nicht  untergeordnet  war.  Im  Jahre  1709  erscheint  ein  Stückhaupt- 
mann als  Stellvertreter  des  Obersten  Zeugmeisters  zu  Innsbruck.  Statt  des 
Oegenschreibers  wurde  damals  ein  »Zeugschreiber*  ernannt  Wie  sehr  es  dem 
Wiener  Hofkriegsrathe    darum    zu  thun  war,    sämmtliche  Zeughäuser    in 
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seine  Gewalt  za  bringen»  lehrt  eine  Beschwerde  der  Stadt  Wien,  welche 
sie  im  Jahre  1707  der  dortigen  »Regierung*  desshalb  Yorbrachte,  weil  der 
kais.  Stadt-Commandant,  Ferdinand  Marchese  degli  Obizzi,  verlangt  hatte,  daat 
man  ihm  das  städtische  Zenghaos  behofs  einer  Torzunehmenden  Visitation 
Öffne.  Die  Stadt  war  der  Meinung,  dass  das  Recht  biezu  höchstens  dem 
General-Feldzengmeister  zukäme,  der  aber  bisher  keinen  Oebraacb  davon  ge- 
macht habe.  Auch  den  Masteningen  der  Bflrgermiliz  wollte  der  genannte 
Stadt-Oommandant  beigezogen  werden.  (Handschrift  Nr.  138  des  niederösterr. 
Landes-Archivs,  Aichen,  Lib.  A.  5,  El.  12).  Uebrigens  erliegt  in  der  be- 
treffenden Sammlung  des  Innsbr.  Statth.-Archivs  ein  Hofdekret  vom  3.  Juli 
1700,  womit  bereits  erklärt  wird,  die  Rechnung  über  das  Zeughaus- Amt  zu 
Innsbruck  habe  wie  in  anderen  Erblanden  der  Zeugwart  zu  legen 
und  nicht  der  Oberstzengmeister. 

28)  Diese  ner^elnde  Selbstvertheidigung  der  Innsbrucker  Hofkammer 
offenbart  sich  in  zahllosen  Beschlüssen  derselben,  die  in  den  betreffenden 
Copeybüchern  des  Innsbrucker  Statthalterei-Archivs  eingetragen  sind.  Vgl. 
auch  die  folgende  Anmkg.  :]1  in  Betreff  der  regulierten  Landmiliz.  Am 
heftigsten  wogte  der  Streit  freilich  im  Jahre  1706,  wo  das  Geheimraths- 
Collegium  auch  nachdem  am  8.  Mai  eine  Punktation  über  die  »Pure  Militaria* 
zu  Stande  gekommen  war,  unterm  •'{.  August  die  »beiden  Wesen*  aufforderte, 
sich  eingebend  über  die  »Militaria  mixta*  zu  äussern.  Die  Fortsetzung  des 
Widerstandes,  den  die  Innsbrucker  Hofkammer  an  den  Tag  legte,  wurdi* 
nicht  wenig  durch  die  Fortdauer  der  Abneigung  begünstiget,  mit  welcher 
die  tiroler  Stände  auf  die  fraglichen  Neuerungen  blickten.  Im  Frühjahre 
1710  brachte  eine  aus  dem  Landeshauptmanns  Grafen  Künigl  und  den 
Abgeordneten  Ad.  Ludw.  Wennser  und  Job.  Arbogast  Rundl  von  Rosenfeld 
bestehende  Deputation  beim  Kaiser  Joseph  viele  Beschwerden  vor,  deren 
Punkt  15  die  »neue  Kammer-Einrichtung*  als  dem  Volke  verhasst  bezeichnete, 
indem  sie  für  die  Ursache  der  im  Lande  herrschende  Noth  und  Verzweiflung 
gelte.  Der  Kaiser  erledigte  das  lange  Verzeichniss  von  Klagen  unterm 
II.  Mai  1710  mit  einem  Dekrete,  welches  (offenbar  weil  auch  die  Stifte 
Brixen  und  Trient  sich  der  Beschwerdeführung  angeschlossen  hatten)  vom 
Kanzler  des  deutschen  Reiches,  Friedrich  Carl  Grafen  von  SchOnbom,  gegen- 
gezeichnet ist  und  in  welchem  zwar  die  Verdienste  der  Tiroler  um  die  Ver- 
theidigung  ihres  Landes  »mit  unvergesslicher  Danckhnemi^jrkeit*  anerkannt 
werden,  jedoch  rundweg  erklärt  wird,  Dtn  habe  trotz  allen  Nachdenkens 
kein  Mittel  gefunden,  wie  den  vorgebrachten  Beschwerden  unter  den  ob- 
waltenden Kriegsumständen  abgeholfen  werden  könnte.  (Siehe  die  in  der 
vorgehenden  Anmkg.  belogene  Handschrift,  Bl.  21   und  22).  Wie  lange  das 
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MüiUr-Direktoriom  mit  solchen  Hindernissen  kämpft«*,  ergibt  sich  aus  einem 
Bericht«  des  MilitAr-Direktors  Grafen  Hendl  vom  25.  Joli  1715  (ebenda, 
BL  28  bis  81),  in  welchem  an  Krl&sse  des  Hofkriegsraths-Prftsideotsn  TOn 
14.  Januar  ond  25.  Februar  1708  erinnert  wird,  die  den  Vorsatt  ansdrAckM), 
das  Direktorium  zo  Innsbruck  »nach  dem  Fnas  des  Innerösterreichischen* 
einzurichten.  Davon,  heisst  es  in  dem  Berichte,  sei  man  noch  weit  entfenit ; 
weder  in  Jnstissachen  noch  in  politischer  Beziehung  erfreue  sich  das  Direk- 
t<^rinm  des  ihm  gebührenden  Ansehens  und  Einflusses. 

J9)  Die  AnflELnge  der  Innsbrucker  »Kriegskanzlei*  reichen  in  das  Jahr 
1707  zurück,  wo  der  erste,  ständige  Militär-Direktor  zu  Innsbruck,  General- 
Wachtmeister  Freih.  von  Winkelhofen  unterm  2(>.  November  17o7  den  dortigen 
Hofkammer-Sekret&r  Peter  Paul  Daiser  von  Sillbach  zur  Besorgung  der  Kanzlei- 
Expedition  zugewiesen  erhielt  und  die  Verfügung  getroffen  wurde,  dass  von 
nun  an  eine  besondere  Kriegs-Registratur  in  Innsbruck  zu  bestt'hen  habe, 
an  welche  übrigens  die  einschlägigen  älteren  Akten  der  Hofkammer  nicht 
abzutreten  waren.  (Besolutionenbuch  von  1707  im  Innsbrucker  Stitth.-Archive, 
Bl.  225  flf.).  Die  also  eingerichtete  Kanzlei  fand  mit  dem  Sekretär  Daiser 
an  der  Spitze  der  Nachfolger  des  Freiherm  von  Winkelhofen  im  Jahre  1709 
zu  Innsbruck  vor,  obschon  die  Oesterreichische  Hof  kanzlei  in  Wien  sich  dieser 
neuen  Einrichtung  widersetzt  und  unterm  17.  September  1707  den  Gubemator 
in  Innsbruck  befragt  hatte,  ob  sie  wohl  wirklich  nöthig  wäre.  Als  ihr 
Irheber  ist  der  Wiener  Hofkriegsrath  Carl  Locher  von  Lindenheira  (derselbe, 
welcher  sich  später  bei  der  Pacifizierung  Ungarns  hervorthat)  anzusehen. 
(Akt  14  der  Katanischen  Registratur,  Polit.  Abth.,  im  Statth.-Archive  zu 
Innsbruck).  Unterm  29.  März  1724  bewilligte  Kaiser  Karl  VL  auf  Antrag 
des  Wiener  Hofkiiegsrathes  dem  Innsbrucker  Kriegs-Direktorium  2  besondere 
Kanzlisten  und  einen  Amtsdiener.  In  dem  betreffenden  Hofdekrete  (Cameral- 
Gutachten  von  1724  im  Innsbrucker  Statth.-Archive)  heisst  es:  die  Milit&r- 
expedition  oder  nunmehr  sogenannte  Kriegskanzlei  sei  »qnoad  locum,  Regist- 
raturam  et  labores*  gleich  nach  Separierung  des  Militare  von  der  allge- 
meinen Kammerexpedition  getrennt  und  der  damalige  Hofkammerrath  Daiser 
als  Referent  »in  militaribus  mixtis  et  provincialibus*  an  deren  Spitze  gestellt, 
das  erforderliche  Kanzleipersonal  aber  sei  bisher  dem  Stande  der  Kammer- 
Kanzlisten  entlehnt  worden.  Inzwischen  erhielt  Daiser  auch  das  Referat  »in 
pure  militaribus*  und  aus  diesem  Grunde  in  der  Person  des  Kriegsconzipisten 
I>antherwasser  einen  Conzeptsbeamten  zugewiesen.  Seitdem  galt  es,  fär  die 
Kriegskanzlei  entsprechende  Localitäten  ausfindig  zu  machen.  Einem  Berichte 
der  Innsbrucker  Hofkammer  vom  9.  Dezember  1726  (Cameral-Gutachten 
a.  a.  0.)  ist  zu  entnehmen,  dass  anfänglich  an  die  Burg  zu  Innsbruck,  dann 
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an  die  Behausung  des  Obersten  Zeugmeisters  gedacht  wurde.  D<»€h  schon 
unterm  15.  März  172G  wies  die  Hoikammer  auf  das  landesfüistliche  Haus 
>  im  Stall-Oassel*  hin,  welches  dem  Bergwerks-Inspektor  Jak.  BiedmüUer  auf 
Lebensdauer  unentgeltlich  zum  Bewohnen  überlassen,  von  diesem  indessen 
verroiethet  worden  war.  Einstweilen  war  die  Kanzlei  im  Hause  des  Kriegs- 
Direktors  untergebracht.  In  der  That  übersiedelte  sie  bald  darauf  in  das 
vorbezeichnete,  landesfärstliche  Haus,  wo  sie  bis  in  die  60er  Jahre  des  laufen- 
•]en  Jahrhunderts  verblieb. 

:J0)  Instruktion  für  den  Miüt-är-Direktor  vom  15.  Mai  1705  (a.a.O.), 
Art  8  und  9. 

31)  Das  war  des  Kaisers  Wille,  der  in  der  erwähnten  Instruktion 
vom  Jahre  1709,  Art  4  deutlich  ausgesprochen  ist,  und  derselbe  ge- 
langte auch  allmälig  zur  Geltung,  aber  allerdings  erst  nach  Ueber- 
windung  mannigfaltiger  Schwierigkeiten.  Den  Auftrag,  eine  regulierio 
Miliz  zu  errichUn,  erhielt  der  erste  Militär-Direktor,  Freih.  von  Winkelhofen, 
mit  der  Instruktion  vom  26.  November  1707  (a.a.O.),  Punkt  9.  Danach 
sollten  zunächst  nur  2  Compagnien  zu  150  Mann  aufgestellt  und  hiednrch 
die  Wachtknechte  in  den  verschiedenen  festen  Plätzen  entbehrlich  gemacht 
werden.  Demgemäss  verkündete  der  genannte  Qeneral  am  4.  Februar  1708 
u  Innsbruck  eine  » Werbungs-Capitulation * ,  aus  welcher  erhellt,  dass  durch- 
gehends  nur  »meritierte  I^andeskinder*  angeworben  werden  sollten  und  dass 
die  Bestimmung  dieser  Miliz  war,  zu  des  Landes  Sicherheit  »auf  die  Postie- 
rungen und  wo  es  weiters  im  Landt  vonnöthen*  verlegt  zu  werden.  Nur 
wenn  dem  Lande  Tirol  keine  Gefahr  droht,  sollten  die  anzuwerbenden  Com- 
pagnien »ein  oder  das  andere  Jahr,  um  sich  in  Kriegsoperationen  besser  zu 
üben,  ausser  Land  ins  Feld  gezogen  werden.*  Die  Offiziersstellen  hatte 
der  commandierende  General  nur  auf  Empfehlung  der  beiden  »Oberösterr. 
Wesen«   zu   vergeben.      Der   Stand  jeder   Compagnie   war:     1    Hauptmann, 

1  Lieutenant,    1   Fähnrich,  1   Feldwebel,  1   Führer,    1  Fourier,   6  Corporäle, 

2  Spielleute,  2  Fourierschfitzen,  12  Gefreite  und  122  Gemeine  (Cameral- 
Archiv  zu  Innsbruck,  Theil  des  k.  k.  Statth.-Archiv8,  Lade  5,  Ruhr.  6,  Nr.  43 \ 
Freih.  von  Winkelhofen  brachte  vier  Compagnien  zusammen,  welche  fortan 
(las  8.  g.  ,I>and-Bataillon*  bildeten.  Dieses  entsprach  seiner  Bestimmung 
mir  wenig.     Unterm  26.  März   1715  berichtete  darüber  der  Militär-Direktor 

irat  Hendl  dem  Wiener  Hof kriegsrathe :  die  Mannschaft  des  Bataillons  sei 
in  kleinen  Gruppen  insbesondere  zu  Ehrenberg,  Rattenberg  und  in  der  Schamitz 
lislozirt  Bisher  wurde  es  ein  einziges  Mal  gemustert,  nämlich  im  Jänner 
und  Februar  1712.  In  den  Festungen  an  den  w&lschen  Confinen  und  auch 
im  Nurdeu  des  I^andes    werden    noch    immer  Wachtknechte  unterhalten,    die 
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trotz  ihres  k&rglichen  Soldas  fiele  AoBlagen  verursachen.  Die  Innsbrocker 
Hofkammer  bezahlt  die  Haoptleote  unmittelbar  und  beoinfluast  sie  demgemftss. 
Sie  verpflegt  femer  die  Mannschaft  durch  Lieferung  von  Naturalien,  wobei 
dieselbe  Honger  leidet,  und  Iftsst  die  Montur  durch  Juden  liefeni,  welche 
sich  dabei  bereichern.  —  Ein  hofkriegsr&thlicher  Erlass  vom  16.  April  1715 
hatte  angeordnet,  daas  das  regulierte  liataillon  ehestens  »auf  den  wahren 
inilit&rischen  Foss*  gesetzt  werde.  Dem  gegenüber  kUgte  der  Graf  in  einem 
weiteren  Berichte  vom  25.  Juli  l  7  I  •  das  Bataillon  wäre  vor  dem  Feinde 
unbrauchbar;  das  Beste  wflrde  seine  Auflösung  und  die  Verwendung  seiner 
Koeten  zum  Unterhalte  eines  Regimentn  aligedienter  Soldaten  sein;  allein 
dies  wflrde  im  Lande  Anstoss  erregen,  wesshalb  es  gerathener  ist,  das  Ba- 
taillon selbst  in  ein  Regiment  umzubilden  d.  h.  der  jetzt  ziemlich  undiszipli- 
nierten Mannschaft,  welche  so  viele  Obere  hat,  als  es  Posten  gibt,  —  einen 
Oberst,  Oberstwachtmeister,  Quartiermeister,  Auditor  und  Wachtmeister-Lieute- 
nant vorzusetzen.  Vor  Allem  aber  thue  ein  im  Lande  selbst  sich  aufhaltender 
Feldkriegscommissär  noth,  der  mit  der  regulierten  Miliz  die  Abrechnung 
pflegt  und  überwacht  was  die  Hofkammer  leistet.  Auch  ist  das 
Bataillon  nicht  einmal  complet,  während  seine  Yermehrnng  mit  einigen 
Compagnien  das  einzige  Mittel  wäre  um  in  Innsbruck  die  Ruhe  und  Ordnung 
aufrecht  zu  erhalten.  Ohne  wichtige  Posten  zu  entblössen  könne  man  der- 
malen in  der  Landeshauptstadt  keine  40  Mann  concentrieren.  Die  Studenten 
träten  da  mit  immer  grösserer  Frechheit  auf,  hätten  vor  Kurzem  sogar  die 
Enthauptung  eines  otschländischen  Edelmannes,  der  wegen  Mord  hiezu  ver- 
nrtheilt  worden,  verhindert  und  behelligen  selbst  den  Gubernator  durch  die 
Excesse,  welche  sie  nächtlicher  Weile  begehen.  —  Der  Hofkriegsrath  ordnete 
hierauf  mit  Rescript  vom  30.  November  1715  an:  das  regulierte  Bataillon 
solle  »gleich  anderer  kayserlicher  Miliz*  jährlich  zweimal  der  M 
unterzogen  werden.  Doch  erst  im  Herbst  1718  kam  der  Feldkrieg^c  .  r 
Schmelzing  nach  Tirol  und  begann  militärischer  Seits  die  Controllierung  der 
Innsbrucker  Hof  kaminer.  Nun  stellte  Graf  Hendl  den  Grundsatz  auf:  das 
Oeconomicum  des  Bataillons  liege  hauptsächlich  dem  Mili- 
tär-Direktor ob.  In  seinem  Berichte  an  den  Hofkriegsrath  vom  26.  De- 
zember 1718,  der  von  dieser  Anschauung  ausgeht,  ist  viel  von  Ersparungen 
und  Yerbesserongen  die  Rede,  welche  nunmehr  er  im  Gegensatze  zur  Hof- 
kammer bewerkstelligen  wolle.  Ks  sollen  nun  die  im  Bataillon  dienenden 
Handwerker  zur  Beschafi'ung  der  Montur  verwendet.  Feldscherer  angestellt, 
die  Verpflegungsanstalten  durch  einen  eigenen  Proviantmeister  überwacht 
werden  u.  s.  w.  Dann  würden  die  Militaria  mixta  in  ein  klares 
Licht  treten.     Den  Refrain  des   ganzen  Vortrags  aber    bildet  wieder  der 
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Hinweis  anf  die  Nothwendigkeit,  dem  Bataillon  einen  Oberst  »cum  omni 
anthoritate,  wie  es  bei  anderen  Begimentem  üblich*  vorzusetzen,  wozn  Oraf 
Hendl  sich  selbst  Torschlägt  Damit  h&ngt  ein  aas  der  nämlichen  Zeit 
stammender  anonymer  Vorschlag  » Welchergestalten  das  Müitare  in  dt^r  fürstL 
irafschaft  Tyrol  zu  Ihrer  kays.  Majestät  Diensten  and  Interesse,  aach  Sicher- 
heit and  Nutzen  des  Landes  konnte  eingerichtet  werden*  —  in  sachlicher 
and  Tielleicht  aoch  in  persönlicher  Beziehnng  zusammen.  Derselbe  betont 
gleichfalls,  wie  zerstreat  das  Landbataillon  disloziert  sei,  so  dass  noch  kein 
dabei  bestellter  Hauptmann  je  alle  &eine  Leate  gesehen  and  kennen  gelernt 
hat  Jetzt  seien  ihm  allerdings  die  »alten  Wachtknechte *  einverleibt;  aber 
diese  beziehen  einen  höheren  Sold  als  die  Masketiere.  Gelänge  es,  das  Ba- 
taillon za  einem  1 500  Mann  zählenden  Regiment  za  erweitem,  so  wäre  diefles 
hinreichend,  die  wichtigeren  Pässe  and  Grenzplätze  auch  in  YorderOsterreich 
za  besetzen,  and  in  Kriegszeiten  könnte  füglich  Ein  Bataillon  ins  Feld  rücken, 
wo  68  von  Jahr  za  Jahr  za  wechseln  wäre.  Auf  diese  Weise  erlange  man 
kriegskondige  Leate.  Mässten  gleich  7  neue  Compagnien  hinzageworben 
werden,  so  brächte  man  doch  diese  in  Tirol  and  den  Yorlanden  leicht  aaf, 
wenn  man  den  Angehörigen  dieser  Länder  die  schriftliche  Zasicherang  geben 
wollte,  dass  sie  gleich  den  Schweizern,  aaf  welche  als  aaf  ihre  Nachbarn 
sie  die  Blicke  richten,  blos  4  bis  5  Jahre  lang  za  dienen  brauchen.  Bei 
dieser  Gelegenheit  könnte  das  Land  von  müssigem  und  vagierendem  Volke 
gesäubert  und  dem  Adel  des  Landes  durch  Verleihung  von  Ofßzierschargen 
ein  grosser  Vortheil  zugewendet  werden.  So  wie  der  Militär-Direktor  in 
Böhmen  zugleich  Oberst  des  Sickingen*schen  Regiments  und  derjenige  in 
Schlesien  Oberst  des  Wilczek*schen  Begiments  ist,  so  wird  auch  in  Urol  dem 
lortigen  das  Landregiment  und  dessen  Leib-Compagnie  verliehen  werden 
können ;  andere  Compagnien  sollten  die  jeweiligen  Commandanten  von  Kufstein, 
KUrenlerg  und  HohenzoUern  erhalten.  Das  mobil  zu  machende  Bataillon 
hätte  unter  dem  Oberstlieutenant  ins  Feld  zu  rücken  und  erspart  dem  kais. 
Aerar  einen  solchen  Truppentheil,  während  der  ganze  Mehraufwand  für  die 
Ergänzung  des  vorgeschlagenen  Begiments  81.864  fl.  im  Jahre  betragen 
würde.  (Siehe  die  im  Vorstehenden  betofnien  Aktenstücke  abschriftlich  in 
dem  oben  mehrmals  citierten  Manuscripte  899  der  Innsbmcker  Universitäts- 
Mibliothek  n.  z.  BL  25  bis  31  und  BL  44  bis  58).  Erst  Maria  Theresia 
i.st  auf  dieses  Project  eingegangen. 

32)  Man  ersieht  dies  ans  der  oben  in  der  Anmkg.  10  zum  II.  Absch. 

des   vorliegenden  Bandes  theilweise  mitgetheilten   Commissions-Belation  vom 

29.  März  1706,  deren  Punkt  11  die  Uebeneogiing  tasssrti  dass  die  »be- 

orgende  Universal-Bestflrtning  und  Cleinmflthigkheit  bei  denen  Laadssonter- 

b  i  d  «  r  n  ft  11  B,  Qmtk,  teff  Mott.  0«M«ntoU*l«14M.  II.  Ablb  9 
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ihuMn  und  dessen  St&ndten  uar  entweder  ex  nimui  praeoccupaiione  aiümurau) 
oder  woU  aacb  ex  instigatione  oder  wenigist  ex  defecto  genaegMmer 
Information  herfliMsen  nfisso,  welche  aber  von  dem  alhiesigen  (Innsbrncker) 
Ministerio,  auch  flbrigen  Herrn  R&then  durch  wahrhaffte  VorsUllnng  dor 
Allergn&dlgsten  Intention  gar  leicht  liehen  wird  benommen  werden  khön- 
nen.*  Trifft  gleich  der  hiermit  ausgesprochene  Tadel  in  erster  Linie 
die  Stinde  Tirols,  so  wird  doch  damit  auch  der  Innsbrucker  Hofkammer 
gegsnflber  der  Vorwarf  erhoben,  dass  sie  bisher  nichts  zur  Beruhigung  der 
Gemüther  that  oder  wohl  gar  durch  die  heftige  Sprache,  welche  sie  selbst 
führte,  dieselben  aufreizte.  Im  Beschwichtigen  scheint  sie  auch  sp&terhii 
nicht  gerade  Grosses  geleistet  zu  haben.  Denn  auf  dem  Innsbrucker  Land- 
tage Tom  Jahre  1709  lirachten  die  Abgeordneten  des  liauernstandes  (Viertl- 
Tertreter)  eine  Beschwerdeschrift  zur  Verlesung,  in  welcher  sogar  fQr  den 
Fall,    dass    dio  Wiener   Hofkammer    dem  Lande  Tirol    nicht    ehest.  '  r 

Sorgfalt  zuwendet  und  namentlich  ein  die  Marschkosten-Vergütung  boi  s, 

unterm  28.  Juli  1708  gegebenes  Versprechen  sofort  einlöst,  —  mit  Steuer- 
verweigeruiig  gedroht  wird.  Die  Tiroler,  heisst  es  da,  müssten  sodann  ,  des 
in  allen  Rechten  erlaubten  beneficii  compensationis  sich  bedienen  und  den 
Cameralämtem  und  Zollämtern  die  schuldigen  Prästanda  verweigern.*  Diese 
energische  Kundgebung  hatte  zur  Folge,  dass  der  Kaiser  der  tiroler  Land- 
schaft Getreide,  Hafer  und  Ochsen  im  Werthe  von  27.500  fl.  zur  Erleichte- 
rung der  von  den  Truppen-Durchzügen  hart  mitgenommenen  Bevölkerung  zur 
Verfügung  stellte.  Aber  die  Vormeinung,  dass  das  Land  nunmehr  fibler 
davon  sei,  als  >.ur  Zeit,  wo  die  Innsbrucker  Hofkammer  nicht  unmittelbar 
▼on  der  Wiener  abhieng,  behauptete  sich  und  gereichte  Ersterer  zu  grosser 
Genugthuung.  Siehe  die  vorangeführten  »Gravamina*  und  eine  Aufzeichnung 
über  deren  Wirkung  in  der  mehrcitierten  Handschrift  899,  Stück  9,  der 
Innsbrucker  Üniversitäts-Bibliothek  Bl.   18  bis  20. 

33)  Copeybuch  »Geschäft  von  Hof*   im  Innsbrucker  Statth.-Archive. 

34)  Ebenda.  Uebrigens  war,  wie  aus  der  Hofdekrete-Sammlung  im 
vorerwähnten  Archive  erhellt,  schon  unterm  2C.  Juni  1706  Job.  Christop li 
von  Fach  zum  Rathe  der  Wiener  Hofkammer  und  Referenten  für  die  Ober- 
und  Vorderösterr.  Lande  bei  derselben  ernannt  worden.  Der  Gehalt  wurdi 
ihm  bei  der  Wiener  Hofkammer  angewiesen;  aber  schon  unterm  12.  Juli 
1706  erhielt  er  eine  Zulage  von  1058  (1.,  welche  die  Innsbrucker  Hofkammer 
zu  bestreiten  hatte.  Nach  seinem  Tode  wurde  mit  Dekret  vom  2.  OcUtber 
1708  der  Osterr.  Gesandte  bei  der  Bepnblik  Grnnbünden,  Job.  Baptist 
Wennser,  mit  diesem  Referate  betraut. 

35)  Akt   33    ex    October    I7n()    im    iiiii«rc      i       Hut kammcr- Archive. 
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Das  Haaptverdienst,  diesen  Ausgleich  za  Stande  gebracht  so  haben,  gebührt 
offenbar  dem  Sekretär  des  Qeheimraths-CoUegiaois  in  Graz,  J.  E.  Ton  Plöckhner, 
der  aach  bald  daraof  als  Referendar  in  die  Wiener  Hofkanzlei  berofen  wurde. 
Kaiser  Joseph  genehmigt  den  Ausgleich  anterm  16.  October  1709,  indem 
er  die  Erwartung  aussprach,  dass  nun  die  Misshelligkeiten  ein  Ende  haben. 
Das  »Concordat*  selbst  liegt  in  zwei  Ausfertigungen  Tor,  nämlich  als  Mandat 
d.  d.  9.  October  1709,  welches  die  Wiener  Hofkanzlei  im  Wege  der  dortigen 
Hofkammer  an  das  Oeheimruths-Collegium  in  Graz  gelangen  Hess  und  das 
die  Unterschrift  des  Hofrathes  Joh.  Theod.  Ton  Weissenberg  trägt,  so  wie 
als  Intimat  jenes  Collegiums  an  die  Grazer  Hofkammer  d.  d.  26.  October 
1709.  Die  Eingangsworte  lauten:  »Es  ist  vorhin  bekbant,  was  nach  yon 
Sr.  kaia.  Majestät  gnädigst  beschehener  Separation  des  Inn.  Oe.  Cameraiis  von 
seiner  Torigen  Dependenz  und  Union  desselben  mit  der  Wiennerischen  Kays. 
Hofcammer,  (wegen)  anbey  gleichwohl  reservierter  und  bishero  nicht  gäna- 
lichen  aussgemachter  quaestione  quomodo?  für  Diflicultäten  sich  henror  getan^ 
was  Sr.  kais.  Majestät  diesfalls  .  .  .  nach  und  nach  für  Beschwär-Schriften, 
Bericht  und  Gutachten  unterthenigst  eingereicht  und  erstattet  worden,  wie 
weith  hierüber  die  Missverständtnuss  und  Confusiones  diese  Zeit  her  bej 
denen  herinnigen  landesfürstlichen  Stollen  eingerissen  und  was  endtlichen 
darauss  für  Unheill  in  denen  Landen  erfolgen  khönte.*  Der  Ausgleich  ge- 
währt der  Grazer  Hofkammer  insbesondere  in  Bergwerks-  und  Maathsachen 
»das  erste  Einsehen,  die  erste  Disposition,  Dircction  und  Administration.* 
Im  Punkte  18  ist  ausdrücklich  gesagt:  diese  Kammer  werde  »mittelss  diser 
von  Sr.  kays.  Majestät  gnädigst  limitirten  und  moderirteu  Cameral- 
Separation  anwiderrmb  denen  Herrn  Gehaimben  Käthen  (zu  Graz)  subordiniert  * 
Am  wenigsten  zum  Nachgeben  geneigt  war  der  General -Erblaud- 
Postmeister  Graf  von  Paar,   der   es  sich  nachdrücklichst  verbat,   dass 

lie  Grazer  Hofkammer  berechtiget  sein  sollte,  ihm  Befehle  oder  »Decrela 
injunctoria*  zuzusenden.  Er  wollte  von  ihr  Mos  Ersnchschreiben  annehmen, 
wesshalb  im  Punkte  12  jener  aufgetragen  wird,  mit  ihm  in  dieser  Form  zu 
verkehren  und,  wenn  dies  fruchtlos,  darftber  nach  Hof  zu  berichten 

36)  Akt   57    ex   Februar    1707    im  InnerOsterr.   Hofkammer- Aiwutu. 
Has  Grazer  Geheim raths-Collegiam  war  es,  dem  der  Titel  Hof-Kammer  der 

lim  untergeordneten  Kammer  gegenüber  flberflässig  und  ungeziemend  erschien. 
Wie  der  ihm  beigegebene  Hof- Vize-Kanzler  Freih.  von  Stflrkh  jener  Hofkammer 
auf  deren  Anfrage  mittheilte,  hat  dasselbe  Anfangs  Februar  1707  beschlossen 
»hiefüro  in  denen  ad  Gimeram  ergehenden  Decretis  das  Vorwort  Hoff  genii- 
lichen  auszulassen  und  nur  simpliciter  die  Innerdsterr.  Cammer  zu  setzen.* 
Die  beleidigte  Grazer  Uofkanimer  wendete  sieh  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte, 

9* 
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ttte  im  QenoBse  des  herkömmlichen  Titels  zq  »chützen,  und  dieser  untersagte 
aoch  mit  Dekret  TOm  2.  Märe  1707  dem  OeheimratbK-Colleginm  die  von  ihm 
aafgehrachte  Neuerung. 

87)  Als  Beispiel,  in  welchen  Formen  der  betreffende  Verkehr  8taiUiaiie, 
setse  ich  hier  aus  einem  Akte  des  Archivs  im  k.  k.  Minist  d.  Innern  zu 
Wien  (13  ox  1709,  Nieder-Oesterreich,  IV.  H.  3)  Folgendes  her.  Nachdem 
vom  Kaiser  die  Entscheidung  fiber  die  Zahl  der  Milit&r-Portionen,  mit  welchen 
das  Königreich  Ungarn  im  Jahre  1710  belegt  werden  sollte,  getroffen  worden 
war,  theilte  die  Wiener  Hofkammer  diefto  Hesolation  der  Oesterr.  Hofkanzle i 
unterm  24.  October  mit  und  bemerkte  sie  am  Schlüsse  der  betreffenden  Zu- 
schrift: »Wann  es  nun  an  Deme  ist,  dass  der  kgL  ungar.  Hofkanzlei  dise 
Ihrer  kais.  Msit  a.  g.  Resolution  ordine  et  stylo  consueto  angefOgt 
und  selber  erinnert  werde,  die  fernere  Kepartition  und  Disposition  zu  Be- 
wärkhung  dessen  was  mehr  angezogene  kais.  Resolution  in  Sachen  begreift, 
anzuordnen  und  vorzukehren:  also  hat  die  Notturfft  des  Werkhs  Einer  lubl. 
Oesterr.  Hofkanzlei  durch  Gegenwärtiges  in  Freundschaft  intiniiren  wollen  und 
verbleibt  deroselben  anbey  die  kais.  Hofkammer  zu  angenehmen  Freundschaft,^- 
Beweisungen  jederzeit  bereitwillig  und  geflissen.*  Darauf  hin  erliess  die 
Oesterr.  Hofkanzlei  unterm  2r).  October  1709  an  die  ungarische  eine 
Zuschrift,  welche  mit  den  Worten  beginnt :  ,  Sacrae  Caes.  Regiaeque  Majestatis 
Domini  Nostri  Clementissimi  Nomine  ejusdem  Cancellariae  Regiae  Hungarico- 
Aulicae  hisce  benigne  insinuatur*  und  mit  nachstehenden  Worten  endet: 
>Quod  eidem  Cancellariae  Reg.  Aul.-Hung.  euni  in  fineni  hisce  communicatui . 
iut  satagat,  quatenus  ea,  quae  in  dicta  benignissima  Resolutione  continentur, 
quantocyus  ad  amussim  oxocutioni  mandentur.* 

38)  Ich  rechne  hier  die  Erbhuldigungen  zu  den  Hof-Feierlichkeiten, 
weil  sie  zu  Anfang  des  XVIIL  Jahrhunderts  ihre  staatsrechtliche  Bedeutung 
beinahe  ganz  eingebüsst  hatten,  so  dass  Joseph  I.  nur  im  Lande  unter  der 
Enns  in  der  Eigenschaft  des  regierenden  Erzherzogs  der  Huldigunj^'S-Ceremonio 
sich  unterzog.  Bei  diesem  Anlasse  beantwortete  der  Hofkanzler  im  Namen 
des  Kaisers  das  Erbieten  der  Stände,  die  Huldigung  zu  leisten,  und  hielt  er 
den  sie  hiezu  auffordernden  Vortrag.  Er  verlas  ferner  die  Gelöbnissforniel, 
welche  von  den  anwesenden  Ständegliedern  Wort  für  Wort  nachgesprochen 
wurde.  (Bink,  Josephs  Leben  und  Thaten,  IL  Tbl  S.  21  bis  24;  Math. 
Fuhrmann,  Alt-  und  Neues  Wien,  II.  Tbl.  S.  1256  bis  1258).  Von  den 
Gnadensachen,  mit  welcher  die  Oesterr.  Hofkanzlei  zu  thun  hatte,  handelt 
der  Punkt  5  eines  am  IC.  Mai  1706  von  der  Wiener  Hofkanimer  mit  ihr 
vereinbarten  »Conclusum.*  (Akt  56  ex  Februar  1707  im  Inneröstenr.  Hof- 
kammer-Archive). 
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39)  Siehe  obige  Anmkg.  3  zam  II.  Absch.  des  Yorliegenden  Hefts. 
Alfr.  y.  Arneth  sagt  in  der  Note  8  za  der  von  ihm  herausgegebenen 
»Eigenh.  Correspondonz  des  Königs  Carl  III.  von  Spanien  mit  dem  Grafen 
J.  W.  Wratislaw«  (Archi?  f.  K.  österr.  Gesch.  -  Quellen,  XVL  Bd.  S.  17): 
dnrch  4  Jahre  habe  die  Leitung  der  Regienmgsgeschäfte  in  Salm*s  Händen 
gelegen,  das  Kriegswesen  aasgenommen,  welches  Prinz  Engen  verwaltete. 

40)  Rink  meldet  darüber  in  s.  Bache  »Josephs  des  Sieghaften  Leben 
nnd  Thaien«,  I.  ThL  S.  81  und  82:  »Es  gehöret  noch  za  der  Begierang 
onsers  Kaysers,  wie  er  zwey  Jahr  vor  seinem  Todt  in  willens  gehabt,  einen 
Premier-Minister  zu  setzen;  denn  weil  ohnedem  der  Oberst-Hofmeister  Prä- 
sident in  dem  Geheimen  Bath,  so  würde  dieses  keine  Neuerung  gewesen  sein, 
ausser  dass  aUe  Collegia  von  dessen  Befehl  zugleich  mit  dependiret*  Der 
Kaiser  trug  die  Stelle  dem  Fdrstbischofe  von  Passao,  Cardinal  Lamberg,  an. 
»Alleine  der  Kayser  fand  so  viel  Schwürigkeit  dabey,  dass  er  davon  abstände, 
obschon  der  Landgraf  von  Leuchtenberg  deswegen  schon  zu  Passau  gewesen, 
seinen  Vettern,  den  Cardinal,  darzu  zu  überreden.  Die  meiste  DifÖcultät 
machten  die  Armeen.  Der  tapfere  Printz  Eagenius  war  kays.  General-Leute- 
nant  und  dabey  Präsident  in  dem  Kriegsrath,  welcher  solcher  Gestalt  von 
dem    Premier  -  Minister    Ordre   empfangen    müssen,   zu    welchem   sich  dieser 

durchaus   nicht   verstehen   wollen Weil   auch   die  Bescheidenheit   des 

Cardinais  eben  dergleichen  Einwürffe  that,  sähe  der  Kayser  wohl,  dass  eine 
Confusion  dadurch  entstehen  würde,  und  unterliess  die  Sache  aus  eigenem 
erleuchteten  Verstände.«  Fürst  Salm  verliess  angeblich  wegen  Alters- 
schwäche den  kaiserlichen  Hof  am  26.  August  1709  und  begab  sich  auf 
seine  bei  Aachen  gelegenen  Güter.  An  seine  Stelle  trat  der  Oberstkämmerer 
Graf  Trautson  (ebenda,  IL  ThL  S.  455).  Stirn  diente  ursprünglich  bei 
einem  kais.  Cavallerieregimente  in  den  Niederlanden,  gerieth  in  französische 
Gefangenschaft  und  kam  nach  seiner  Freilassung  an  den  kais.  H  >f,  wo  er  des 
Kronprinzen  Ajo  und  Obersthofineister,  dem  gemäss  in  rascher  Folge  Oberst, 
General-Feld-Marschall  und  Geheimer  Conferenzrath ,  ja  sogar  Ritter  des 
Goldenen  Vliesses  wurde.  (»Europäische  If'ama«,  46.  ThL  8.  780).  Von 
seiner  Unbeliebtheit  legi  der  venetianische  Botschafter  Daniel  Dolfin  in  s. 
Relation  vom  Jahre  1708  (Font  Rer.  Anstr.  IL  Abth.  22.  Bd.  S.  6)  Zeug- 
niss  ab. 

41)  Siehe  die  unter  dem  Titel  » Lehrgesatz  <  in  mehreren  Abschriften 
verbreiteten  Regierangs  -  Grundsätze ,  welche  Franz  Radolph  Halden 
Freiherr  von  Trazberg,  der  später  dem  Gobemator  in  Tirol  als  vortragender 
Rath  zur  Seite  stand,  zum  Unterricht  des  nachmaligeo  Kaisers  Joseph  L  auf- 
gezeichnet und  dem  Lehrer  desselben,  Job.  Georg  von  Buol,  zu  diesem  Zwecke 
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zor  Verfügung  gesteiU  hat  In  dem  Exemplare  der  Innsbr.  UniT.-Bibliothek 
(Mspt  908,  IL  45  a)  steht  auf  der  Reverbseite  des  eilften  Blattet  der 
Grondsatz:  »Dast  der  gebaimbe  Staatsrath  eines  Prinzen  in  wenig 
Persohnen  bestehen  solle.*  Zar  Begrflndang  dessen  ist  bemerkt,  dass, 
wenn  Viele  in  Staatsgeheimnisse  eingeweiht  t>ind,  diese  am  so  weniger  fer- 
borgen  bleiben;  am  glücklichsion  wäre  derjenige  Prinz,  welcher  sich  allein 
zam  Rathgeber  hat,  weil  »Unitlt*  da^  Vollkommenste  sei.  Dann  heisst  es 
(Bl.  12):  »Qleichwie  die  grosse  Anzahl  der  Aerzte  dem  Kranckhen  gemainig- 
lieh  Tillmehr  za  befürderung  seines  Todtes  als  Wiedergenesong  gedeyen 
thaeth:  also  pflOget  es  auch  mit  Fülle  der  Staatsr&the  zu  ergehen,  welche, 
je  mehr  sie  an  der  Zahl  seindt,  je  mehr  einander  widersprechen  und  sich 
bestreben,  des  Anderen  Vorhaben  und  gute  Meinung  zu  vereiteln  oder  zu 
Terd&chtigen ;  der  Factionen  und  Adhärenzen  zu  geschweigen,  die  sich  unter 
Vielen  leichter  ereignen  als  unter  Wenigen.*  Oft  müsse  Einer  dieser  oder 
jener  Meinung  anhängen,  weil  er  zur  Partei  des  Proponenten  gehört  und  es 
nicht  wagt,  ihm  za  widersprechen.  Umgekehrt  werden  Ansichten  nicht  selten 
darum  angefochten,  weil  ihr  Vertreter  unbeliebt  ist  und  seine  Gegner  ihm 
nicht  die  Ehre  gönnen,  dass  »nach  desselben  Guetbedunckhen  der  Schluss  ge- 
macht wird.*  Die  Mehrheit  der  Stimmen  wendet  sich  daher  nicht  immer 
der  besseren  Meinung,  sondern  mitunter  auch  einer  verwerflichen  zu,  je 
nachdem  »die  Affectus  der  Rathgeber  beschaflfeii. *  —  Eine  in  meinem  Besitze 
befindliche  Abschrift  des  »Lehrgesatz*  (offenbar  dieselbe,  welche  der  Inns- 
brucker  Buchhändler  Pfaundler  mit  seinem  Antiquarkataloge  Nr.  47  vom 
Jahre  1863  unter  Stückzahl  314  ausgeboten  hat)  enthält  auf  dem  Titel- 
blatte den  Beisatz:  »so  der  röm.  kgl.  Majestät  Josephi  L  daczumaligem  In- 
structori  Herni  von  Buol  von  dem  Regensburgischen  Gesandten  Freiherrn 
von  Halden  an  die  Hand  sein  gegeben  worden.*  Dieselbe  war  zu  Anfang' 
des  vorigen  Jahrhunderts  Eigenthum  des  fürstbischöflichen  Hofkammer-Üi- 
rektors  zu  Brixen:  Paul  Anton  Walther  zu  Herbstenburg.  Dass  Job.  Georg 
Ton  Baol  wirklich  Lehrer  des  Kronprinzen  Joseph  and  zwar  aus 
dem  öffentlichen  und  Privatrechte  war,  beweist  ein  Hofdekret  vom  1.  April 
1699  (im  Innsbrucker  Statth.-Archive),  womit  Kaiser  Leopold  L  denselben, 
der  damals  Regimentsrath  zu  Innsbruck  war,  »in  Anbetracht  seiner  in  ober- 
österr.  Sachen  erworbenen  Erfahrung  und  in  Ansehung  der  mit  beschehener 
Instruirung  in  Jure  Publico  et  Privato  unsers  fr.  geliebten  Sohnes  des  röm. 
und  hungar.  Königs  Josephi  Liebden  erworbenen  Meriten*  —  zum  österr. 
Hofrath  und  geheimen  Sekretär  der  Wiener  Geheimen  Hofkanzlei  ernannte. 
Seine  Erhebung  in  den  Reichsfreihermstand  erfolgte   1718. 

42)  S.  das  Schreiben  d  s  Graf"?-    V   W    Wratislaw  an  König  Karl  III. 
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von  Spanien    Tum  22.  April  1711    in    der   von  Alfr.  v.  Arneth   heraus- 
gegebenen Corroepondenz  Beider,  S.  145. 

43)  Ueber  die  Einrichiang  der  Conferenzen  onier  Leopold  I.  and  Joseph  I. 
siehe  Alfr.  t.  Arneth,  Prinz  Engen  ?on  ba?ojen,  Wien  1858,  I.  Bd. 
8.  200»  201,  343;  femer  C.  Höfler,  Die  diplomat  Correspondonz  des 
Grafen  Job.  Wenzel  Gallas  (Arch.  f.  Osterr.  Geschichte,  41.  Bd.)  S.  294 
und  30:J;  Kink,  Leopolds  des  Grossen  Leben  und  Thatcn  (COln,  1713), 
S.  222;  die  Schluss-Helation  des  Tenet.  Botschafters  Dolfin  von  1708 
a  a.  0.  S.  8;  Kink,  Josephs  Leben  and  Thaten,  IL  ThL  S.  39  and 
Theatram  Eurupaeum,  XVIIL  Bd.  Bl.   105. 

44)  S.  das  in  vorstehender  Anmkg.  42  citierte  Schreiben. 

45)  Vortrag  der  Uofkanzlers  Corfix  Grafen  von  Ulefeld  an  Maria  Theresia 
vom  21.  !Cai  1749  (aber  die  ältere  Behandlungsweise  der  diplomatischen 
Geschäfte)  im  Staats-Archive  zu  Wien.  Ich  verdanke  die  Kenntniss 
<Iiese8  Vortrages  der  Güte  des  verstorb.  Staats-Archivars  v.  Meiller. 

46)  8.  die  einschlägigen  Akten  im  Statth.-Archive  zu  Innsbruck. 

47)  S.  den  in  vorstehender  Anmkg.  45  citierten  Vortrag. 

48)  Ein  Exemplar  dieses  äberaus  seltenen  Schematismus  befindet  sich 
im  Archive  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  zu  Wien.  Es  hat 
len  Anschein,  als  wäre  damals  der  böhmische  Kanzler  auch  von  den 
))dhmischen  Ständen  zum  Hofstaat  des  Kaisers  gerechnet  worden. 
Auf  dem  Landtage,  der  vom  2.  October  1705  bis  IG.  Dezember  1706  dauerte, 
bewilligten  sie  mindestens  dem  neuemannten  Kanzler  Joh.  Wenzl  Grafen 
Wnitislaw  eine  Funktionszulage  von  6000  fl.  »damit  er  bey  dero  kaiser- 
lichen Hofstaat  sein  gebdrliches  Auskommen  haben  möge.*  (Gedruckter 
I^nd tags- Artikel,  Seite  L  bis  LH). 

49)  Für  ganz  Innerösterreich  brachte  die  Errichtung  einer  Land- 
tafel nach  bölimischeai  Master  ein  Hofdekret  vom  26.  August  1705  in  An- 
regung, das  der  steiermärklsche  Landtag  im  Spfttberbste  dieses  Jahres  einem 
Ausschusse  zur  Berichterstattung  über  die  Ansfährbarkeit  lawies.  Aber  an- 
geachtet die  Geh.  Stelle  in  Graz  schon  am  30.  November  1705  den  gewählten 
Ausschuss   zu   einer    Unterredung   mit   ihr   aufforderte,   erstattete   doch    die 

teterm.  Landschaft  erst  unterm  22.  November  1708  das  bexflgliche  Gut- 
Disselbe  lautete  ablehnend  und  zwar  hauptsächlich  wegen  der  mit 
einer  Landtafel  verbundenen  Gefahr,  daat  die  zerrütteten  Vermögensverhält- 
nisse  vornehmer  Leute  kündbar  werden,  Solche,  die  sich  durch  eine  »gute* 
Heirat  zu  rangiren  hoffen,  dadurch  der  Möglichkeit,  sich  und  ihrem  Geschlechte 
aufzuhelfen,  beraubt  werden;  ferner  wegen  der  Betorgniss,  dass  die  unter 
<hm  Namen    des  Landschadenbundes  bestehmde  Yersicherang  von  Darleben 
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dAmii  ...;..  ^.t^  werde  Tereinbaren  Usseo,  and  weil  es  der  Landesiniauen 
imw4rdig,   bei   lebendem  Leibe   ihre  Gflter   inrentiren  tii  lassen,   was   doch 

nicht  hindern  wdrde,  dass  einzelne  Thcile  heimlich  wegverkaafl,  Deieriorierongen 
Torgenommen  werden  n.  s.  w.  Aus  der  Betreibung,  welche  nnierm  11.  De- 
lember  1708  die  oberste  Jostiistelle  (Begiemng)  in  Graz  den  liandeHhaupi- 
leaten  Ton  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Görs  zofortigte,  um 
die  betreifenden  Aeosserongen  zn  erhalten,  ist  klar  eisichtlich,  dass  Joseph  I. 
sich  mit  der  Absicht  trug,  in  allen  diesen  Ländern  die  Landtafel- 
Institution  einzuführen.  (Akt  vom  24.  November  17ü8  unter  den  Gerichte- 
Akten  des  steierm.  Landes-Archivs  und  Nr.  101  der  s.  g.  »numerirten* 
Akten  dieses  Archivs).  Räcksichilich  Tirols  scheint  erst  gelegentlich  jener, 
von  Wien  aus  ang^rdneten  Urgierung  der  gleiche  Auftrag  des  Kaisers  er- 
gangen zu  sein.  Ein  Hofdekret  vom  1.  October  1708  ordnete  auch  dort 
die  Einführung  einer  I^indtafel  nach  dem  Vorbilde  der  böhmischen  an;  aber 
erst  unterm  19.  November  1710  wurde  der  tirolischen  Landschaft  ein  Exem- 
plar des  Statuts  uberschickt,  welches  für  die  böhmische  Landtafel  massgebend 
war.  (Hofdekrete  vom  bezeichneten  Datum  im  Stattb.-Archive  zu  Innsbruck). 
Die  krainer  Landschaft  erhielt  am  18.  Jänner  1709  von  jenen  Vorhaben 
des  Kaisers  Kenntniss  und  setzte  sich  darüber  zunächst  mit  dem  kärntner 
Yerordneten-CoUegrium  ins  Einvernehmen.  (Krainer  Landtags-Protokoll,  Bd.  4 1 , 
Bl.  545  im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach).  Beiderseits  wurde  die  Zu- 
stimmung Jahre  lang  vorenthalten  und  die  Stände  der  Steiermark  wollten 
durchaus  die  »Quaestio  An?*  an  sich  gerichtet  sehen,  was  Kaiser  Joseph 
aufs  entschiedenste  verweigerte.  Fortan  handelte  es  sich  um  die  Errichtung 
eines  »Weisboten*-  oder  Vormerkungs-Amts  ,nach  der  kg  1.  Böheimischen 
Landtafel-Norma*.  (Dekrete  der  Grazer  Geh.  Stelle  vom  10.  Dezember 
1708  und  5.  Februar  1709,  erwähnt  im  Akten-Auszuge,  der  bei  Nr.  101 
der  »numerirten*  Akten  des  steierm.  Landes- Archivs  liegt). 

50)  Ein  A.  h.  Rescript  vom  1.  October  1708  erklärte  »alle  privata 
anthoritate  in  Mähren  eingeführten  Zunftzechen  und  die  dahin  verliehenen 
Innungs-Artikel*  für  null  und  nichtig,  »nachdem  die  Einführung  der  Zechen 
und  Zünfte  und  die  denselben  vorschreibende  Gesetze  eine  in  das  Publicum 
und  Politicum  einlauffende,  mithin  die  A.  h.  Begalia  angehende  Sache/ 
(Weingarten,  Codex  Ferd.-Leop.-Jos.-Carol.,  Prag  1720,  S.  665).  Hierauf 
besieht  sich  die  Bemerkung  d*  Elvert*s  in  s.  »Gesch.  u.  Beschr.  d.  Stadt  Iglau* 
(BrfiDn  1850),  S.  365:  »Joseph  I.  erklärte  1708  die  Errichtung  von  Zünflin 
und  Innungen  als  Majestätsrecht*.  Uebrigens  hatte  die  Osterr.  HofkanzUi 
schon  unterm  7.  Juni  1706  ein  Dekret  in  diesem  Sinne  an  die  n.  0.  Regie- 
rung gelangen  lassen  (J.  B.  Suttinger,  Consuetudines  Austriacae,  Contin.  p.  25) 
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nnd  unterm  7.  Mai  1707  sendete  sie  ZonA-Artikel,  deren  Bestätigung  in 
Frage  war,  an  die  oberösterr.  Behörden  zur  Begutachtung  (»Geschäft  Ton 
Hof*   von  1707  im  Innsbrucker  Statth.-Arcbive). 

51)  Hofdekret  Yom  18.  October  1710   im  Innsbrucker  Statth.-Archive. 

52)  Hofdekret  vom  9.  NoTember  1707  ebenda. 

53)  Hofdekret  vom  24.  Dezember  1707  ebenda. 

54)  Hofdekret  Tom  18.  August  1708  ebenda. 

55)  Hofdekret  vom  24.  Jänner  1711  im  Innsbrucker  Statth.-Archiye. 
Alljährlich  sollten  Ton  nun  an  derartige  Berichte  Torgelegt  werden. 

56)  Im  Archive  der  Stadt  Innsbruck  (Nr.  HO  der  Akten  vom  Jahre 
1700  bis  1780)  erliegt  eine  Zuschrift  der  Oberösterr.  Wesen  an  diese  Stadt 
▼om  23.  November  1708,  wonach  der  Kaiser  unterm  7.  November  angeordnet 
hatte,  dass  bezüglich  der  Stadtraths- Wahlen  auch  in  der  Grafschaft  Tirol 
und  in  den  Vorderösterr.  Landen  befolgt  werde,  was  in  den  »daruntigen 
Landen  *  geschieht,  nämlich  dass  zu  allen  solchen  Wahlen  seine  Bewilligung 
eingeholt  werde,  besonders  in  Ansehung  der  Orte,  die  zu  den  Landständen 
zählen.  In  Zukunft  soll  zu  solchen  Wahlen  ein  landesf&rstl  Commissär  ent- 
sendet werden  und  das  Resultat  der  Bestätigung  des  Kaisers  unterliegen. 
In  Innerösierreich  war  durch  einen  Begierungsbefehl  vom  23.  Juni  17 OH 
bekannt  gemacht  worden,  dass  Richter  und  Rathsverwandte  der  landesfärsU. 
Confirmation  beddrfen.  (Hanns  Lange,  Chronik  der  Stadt  Fürstenfeld,  Fdr- 
stenfeld  1883,  S.  251). 

57)  Hofdekret  vom  8.  August  1708  im  Innsbr.  8tatth.-Archive. 

58)  Harrasovsky,  Geschichte  der  Codification  dee  österr.  Civilrechts, 
Wien  1868,  S.  17:  »Die  Idee,  für  mehrere  Länder  ein  gleiches 
Recht  zu  schaffen,  wurde  erst  im  XYIIL  Jahrhunderte  planmässig  verfolgt. 
Der  erste  Schritt  auf  dieser  Bahn  geschah  durch  Joseph  I.  im  Jahre  1709, 
welcher  in  Prag  und  Brunn  Compilations  -  Commissionen  einsetzte  mit  der 
Aufgabe  »eine  uniformitas  juris  statutarii  durch  Combination  der  Landes- 
Ordnungen  mit  ihren  Nachträgen  *  herbeizuführen.  Als  Grenze  der  Uniformitas 
des  für  diese  beiden  Länder  zu  schaffenden  Rechtes  wurde  die  Verschiedenheit 
in  der  Verfassung  der  Aemter  und  Stellen  bezeichnet* 

59)  Lätzow,  Geschichte  der  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste, 
Wien  1877.  Als  Privatanstait,  die  sich  übrigens  einer  besonderen  kaiser- 
lichen Gunst  erfreute  und  die  Kaiser  Leopold  demzufolge  als  »seine*  Aka- 
demie ansah  (während  sie  in  Wirklichkeit  eine  Unternehmung  des  Hotealers 
Peter  Strudl  war)  reicht  diese  Kunstschule  bis  in  die  BegisrangnsU  te 
eben  genannten  Herrschers  zurück.  Zar  Staatsanstalt  wurde  sie  erst  im  Jahre 
17^5.,   wo  das  »Wiennerische   Diarium*   vom  19.  Dezember  1705  Nr    M 
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die  Machrichi  brachte:  der  Kaiser  (Joscih  l.j  hübe  »damit  in  lh*xv  Erb- 
Königreichen  and  liaiiden  ant4>r  anderen  heyUamen  Sachen  auch  die  freyen 
KünKte  in  roehrerem  Aafnehroen  forthin  blühon  und  beHtändig  erhalten 
werden  möchten*  in  seiner  Residenzstadt  »eine  öfffiitlicho  Kayserl.  Acadcmie 
von  Mahlerey-,  Bildhauer-  auch  liau-  und  Prospectiv-Kunst*  aufgerichtet 
und  beBt&tigi  Dor  I7<>|  in  den  Freiherrnstand  erhobene  Peter  Stmdi,  ein 
Südtiroler  aus  Cles  im  Knnsberf^o,  blioh  I^eiter  der  Anstalt  und  w»'lch«?  Be- 
deutung gerade  dies  für  die  Beziehungen  entfernter  Provinzen  zur  Hauptstadt 
des  Gesammtstaats  hatte,  offenbart  sich  in  den  Schülern,  die  er  namentlich 
aus  seiner  Heimat  an  sich  zog,  so  wie,  um  auch  Nebensächliches  zu  erwähnen, 
in  den  durch  ihn  vermittelten  IJe.stellungcn  vm  Marmor  aus  Katschings  bei 
Sterling  für  Wiener  Prachtbauten. 

60)  S.  meine  Abhandlung  »Die  Wiener  Stadtbank,  ihre  Entstehung, 
ihre  Einrichtung  (nicht  »Kinthoilung*,  wie  es  anf  dem  Titel  einem  Druck- 
fehler zufolge  heiöst)  und  Wirksamkeit,  ihre  Schicksale  »im  XX.  Bande  des 
»Archiv  f.  Sjtände  österr.  Geschichtsquellen*  (Wien  1859)  und  die  Ergän- 
zungen dazul  in  Schwabens  Versuch  einer  Geschichte  des  österr.  Staats- 
Credits-  und  Schuldenwesens,  S.  84  ff. 

61)  In  dem  Berichte  über  Frankreich,  welchen  Graf  Sinzendorf  unterm 
ir>.  März  1702  seinem  Hofe  erstattete  (veröffentlicht  von  Alfr.  v.  Arneth 
im  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.-Quellen  XIII.  S.  1  ff.)  schildert  er  die  Ein- 
richtung der  dortigen  Finanzverwaltung  mit  sichtlichem  Beifalle  wie  folgt: 
»Die  Maximen  in  dem  Camerali  seindt:  die  königlichen  Einkombnusse  erst- 
lichen  ad  Unitatem,  2.  auf  ein  Gewisses  und  Sicheres  zu  reduziren  und 
3.  die  nöthige  Authorität  und  Exekution  zu  überlassen.  Die  Unitatem 
halten  Sie  nöthig  zu  sein  respectu  Desgjenigen  sowohl,  der  die  Obersicht  hat 
alss  respectu  der  Gassa,  zu  welcher  die  Gelder  geliefert  werden ;  respectu  des 
Dirigenten,  weilen  unumbgänglich,  dass  Einer  das  völlige  Camerale  dirigire 
dann  (denn)  selbiger  den  Unterscheidt  der  Contribuenten,  den  Behuflf  der 
linder,  die  Einrichtung  des  Commercii,  welches  von  einer  Provinz  zur  anderen 
läuflig  werden  muss,  zu  considerieren  hat;  so  aber  verschiedene  Directiones 
sich  befindeten,  folgeten  nothwendige  Hemmungen,  Widerspenstigkeiten,  Eigen 
Nutzen  und  Unordnungen,  welche  die  vortreftlichste  Projecte  vmd  Anschlag» 
mit  grösstem  Ruin  des  Cameralwessen  vernichteten.  Respectu  der  Cassa  ist 
die  Unitas  nöthig  vmb  die  Unterschleiflfe,  so  durch  abgesonderte  Gassen 
geschehen  möchten,  zu  verhindern ;  dann  (weil)  viel  leichter  zu  sehen,  welcher 
Gestalten  auss  diser  Generalkassa  die  Gelder  repartiret  werden,  alss 
wann  abgetheilte  Kassen  ihre  unterschiedliche  Ausgaben  haben.* 

62)  Siehe  I.  Abth.,   ?  \m  28.  April  1698  richtete   die  Wiener 
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Uofkammer  (v.  Palm)  an  die  Oesierr.  Hofkaozlei  eüi  SchraibeD,  wumit  sie 
dieser  eröfbiete:  der  Kaiser  habe  »das  Stabiliment  der  General- 
Kriegskasßa*  gnt  geheissen  and  yerfügt,  dass  jeder  Aufwand  für  Militär- 
zwecke  ans  dem  hieza  bestimmten  Crediie  Ton  12  Millionen  »unter  was  für 
einem  Titaio  es  immer  sein  mag,  aas  kheinem  anderen  Fondo,  als  immediate 
aas  der  General-  oder  einer  Filial-Kriegs-Kassa  gwchehen  soll.  *  (Archiv  des 
k.  k.  Minist^riams  des  Innern,  Akt  6  ex  1 702,  Nieder-Oesierreich,  IV.  H.  3). 
Dabei  liegt  ein  Aaszag  aas  der  fom  Kaiser  gleichzeitig  genehmigten  Ge- 
barungs-Vurschrift,  deren  Punkt  20  bestimmt,  dass  monatlich  die  BeamteD 
der  I^ndeskassen  and  Steaerämter  mit  einem  Offizial  der  General-Kriegs-Kassa 
zasammenzatreten  haben  am  mit  ihm  abzurechnen  and  die  Quittungen  über 
die  Ton  ihnen  auf  Rechnung  dieser  Kassa  geleisteten  Zahlungen  gegen  eine 
Ton  ihr  aoszostellende  Gesammt-Quittung  aoszataoschen.  (Auf  der  Rückseite 
dieses  Aaszogs  steht  von  der  Hand  eines  Hof kanzlei-Beamten :  »norma  ut 
patant  Gallica*).  In  der  Instruktion  fär  die  betreffende  Hofcommission 
vom  10.  Dezember  1697  (Akt  1  vom  Jahre  1697  im  Archiv  d.  k.  k.  Minist, 
des  Innern,  NiederOsterreich)  ist  vorgesorg^  dass  von  der  Wiener  Hofkammer 
als  Kriegs-ControUor  »ein  tieissiger,  getreuer  und  gescheidter  Mann* 
bestellt  werde,  der  »des  Bachhaltens  stylo  mercantili  nach  der  Manier  so 
man  scrittura  doppia  nennet,  wo  nämlich  eine  jede  Sumnus  sie  sei  die 
gering^  oder  die  grösste,  sie  werde  empfangen  oder  ausgegeben,  zweimal 
notirt  und  einmal  in  debito,  woher  sie  nemlich  rühre,  und  einmal  in  credito, 
wohin  sie  nemlich  gelegt  oder  gegeben  worden  seye,  gesetzt  werden  muss,  — 
kündig  sei.«     (Art.  8). 

6.S)  In  dem  landesfürstlichen  Postalate,  welches  den  Ständen  des  Landes 
ant«r  der  Knns  unterm  12.  Januar  1705  zugefertiget  wurde  (Arch.  d.  Minist 
d.  Innern,  Akt  i:i  ex  1705,  Niederösterreich,  IV.  IL  3)  heisst  es:  »Ingleichen 
wollen  Ihre  kais.  Majestät  die  Contribationsprästationen  nach  dem  Anno 
Militari  von  nun  an  eingerichtet,  mithin  auch  den  Lauf  der  repartitions- 
mässigen  Zahlungsposten,  so  mit  nächstem  hernach  komben  werden,  zarückh 
a  prima  Novembris  jedesmahlen  angerechnet  haben ;  dieses  scheinet  zwar  eine 
Novität,  (ist)  jedoch  la  des  statos  contribationaliB  et  militaris  mehrerer 
Ordnung  und  Richtigkeit  so  ndthig  als  nützlich,  alUmaasen  es  eben  daromb 
bei  denen  königlich  böheimischen  Ländtern  bereits  in  wirk- 
licher Einrichtung  stehet  ....  Da  nun  bei  denen  gesambten 
österr.  Landten  dissÜalls  die  Uniformität  wider  Verhoffen  nicht  beobachtet 
werden  sollte,  würde  es  nothwendig  in  dem  Contributionsweeeo  and  desisn 
Repartition  schädliche  Ck>nfusionee  nach  sich  ziehen.*  DeneniiBgMchtet  er- 
lebte Leopold  L  die  ErfUlang  dieses  tainei  Wonsclüi  nicht  Boe  Zoschrift 
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der  Wiener  Uofkamner  an  die  (toterr.  Hofkanzlei  ?oin  4.  Sepimber  1705 
(ebenda)  gab  bekannt»  dasa  Joaeph  L  den  äUnden  des  Landes  anter  d* 
Knns  swar  in  Allem,  was  sie  an  Wünschen  vorgebracht  h&ticn,  sich  willf&hrig 
seige;  nar  in  Ansehung  der  »Norma  respecta  Ann!  Militaris  und  dessen 
Termini  a  qno  et  ad  qoem*  mache  er  kein  Zugestand niss.  6o  weit 
ich  diese  Aügelegenhoit  in  den  Landtagsakton  anderer  Länder  verfolgen  konnte, 
hat  sie  fiberall  den  gleichen  Verlauf  genommen. 

64)  Die  Stande  des  Landes  unter  der  Enns  legten  mit  einer 
Tom  4.  M&rz  1705  datierten  Landtagsschrift  gegen  die  neuen  Zahlnngs- 
Abschnitte  Verwahrung  ein  (a.  a.  0.).  Sie  setzten  ihren  Widerstand  auch 
noch  im  folgenden  Jahre  fort,  wie  aus  der  in  vorstehender  Anmkg.  6^3  an- 
gefahrten kais.  Entschüessung  erhellt  Die  krainer  Stände  Hessen  sich 
darüber  in  eine  weitläufige,  (im  Landes-Archive  zu  Laibach  erhaltene)  Corre- 
spondenz  mit  denen  Kärntens  ein,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  beide 
Landschaften  das  genaue  Einhalten  bestimmter  Zahlungs-Termino  überhaupt 
für  unmöglich  hielten,  insbesondere  aber  eine  mit  November  jedes  Jahres 
beginnende  Steuerleistung  nicht  versprechen  zu  können  meinton.  Den  Standen 
Tirols  fehlte  damals  jeder  Massstab  für  ein  solches  Begehren,  weil  sie  eine 
» Militar-Contribution  *  unter  diesem  Namen  noch  gar  nicht  kannten.  Die 
böhmischen  Stände  endlich  acceptierten  (laut  dem  in  de  Luca*s  Poli 
Codex,  V.  Bd.  S.  198  ff.  abgedruckten  Landtagsscblusse  vom  Jahre  1705; 
die  Festsetzung  des  »anni  militaris*,  welchem  gemäss  die  ,  Verwilligungs- 
Zahlungen*  mit  dem  November  des  bereits  verflossenen  Jahres  1704  den 
Anfang  nehmen  und  so  fort  in  Zukunft  berichtiget  werden  sollten.  Aber 
sie  thaten  es  nicht,  weil  sie  ihre  Bedenken  dawider  fallen  liessen,  sondern 
(was  auch  von  den  Ständen  Mährens  und  Schlesiens  gilt)  weil  der 
Kaiser  es  durchaus  begehrte:  »aus  purem  Gehorsam*.  Sie  erkannten,  dass 
beim  Eingehen  auf  diese  Zumuthung  das  im  Vorjahre  bereits  bewilligte  Geld 
nur  bis  zum  1.  November  1705  reichte,  sie  also  für  das  Ueber- 
gangsjahr  um  das  Drittel  Einer  Million  mehr  zu  zahlei> 
hatten,  als  sie  voraussahen.  Indessen  hielt  sie  Joseph  I.  hiefür  gewisser 
massen  schadlos,  indem  er  gestattete,  dass  die  Werbungskosten  für  (>52c 
Infanteristen  und  die  Auslage  für  1959  Remontpferde  nebst  der  Ersteron 
dargereichten  Verpflegung  und  mehrere  andere  Ausgabsposten  eingerechn* 
werden  durften.  Auf  diese  Weise  brachte  er  die  Exemplifikation  zu  Stand 
von  welcher  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  die  Rede  ist,  deren  Zustande 
kommen  aber  sein  Vater  antecipirt  hatte,  indem  er  schon  zu  Anfan^r 
des  Jahres  1705  sich  auf  sie  berief. 

65)  Von   der  Durchführung   der  »Generalkassa-Manipulation*    handelt 
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eine  Zoschrift  der  Wiener  Hofkammer  an  die  Oesierr.  Hofkanzlei  vom  18.  Oc- 
tober  170G  (Akt  11  ex  1707  im  Arch.  d.  Minist  d.  Innern,  NiederOsterreich 
IV.  H.  ti).  YüT  das  Jahr  1708  wurde  das  Geeammterfordemiss  für  das 
Militär  mit  24  Millionen  festgesetzt  und  zugleich  bestimmt,  dass  Etappen- 
so  wie  andere  Vergätungsansprüche  an  dasselbe  bei  Verlust  des  Rraatiea 
jährlich  anzumelden  sind.  (Akt  17  ex  1708  ebenda).  Die  landesf&rstL  Pro- 
position vom  12.  November  1708  ermahnte  die  Stände  des  Landes  unter 
der  Enns,  dem  neuen  Militär -Etat  sich  zu  fügen  und  die  Bewilligungen 
pünktlich  abzuführen.  (Akt  13  ex  1709  ebenda).  Es  dauerte  freilich  noch 
geraume  Zeit  bis  die  Stände  dieses  Landes  und  der  übrigen  altöstt^rr.  Pro- 
vinzen sich  an  genaues  Einhalten  der  bezüglichen  Termine  gewöhnten,  wo- 
durch die  oben  erwähnte  »Kassa-Manipulation*  in  der  That  bedingt  war. 
66)  Als  Joseph  I.  unterm  18.  Mai  1705  von  den  Ständen  des  Landes 
xmifT  der  Enns  einen  Stenemachtrag  begehrte,  glaubte  er  sie  zu  dessen  Be- 
willigung dadurch  geneigter  zu  machen,  dass  er  beifügte:  »auch  damit  werden 
sie  respectu  Dessen,  was  die  kgl.  böhmischen  Länder  bereits  verwilliget 
haben,  das  proportionale  Quantum  nicht  erreichen.*  Die  Stände  aber  ant- 
worteten hierauf  am  5.  Juni  1705:  zwischen  ihrem  Lande  und  den 
böhmischen  Ländern  lasse  sich  überhaupt  kein  Vergleich 
ziehen;  denn  letztere  wären  niemals  durch  Türken  und  Rebellen  so  arg 
mitgenommen  worden,  wie  jenes,  welches  sie  vielmehr  als  eine  »zu  deren 
Conservation  und  Kettung  allen  Gefahren  exponierte  Vormauer  zu  über- 
tragen hätten.*  (Akt  13  ex  1705  a.  a.  0.).  Die  Aufforderung  des  Kaisers 
vom  16.  Dezember  1707,  die  in  Ungarn  stehenden  Truppen  mit  Lebens- 
mitteln und  Pferdefutter  zu  versorgen,  erwiederten  sie  unterm  23.  Dezember 
mit  folgender  Erklärung:  Es  wäre  wider  des  Landes  Natur  und  Eigeitschaft, 
dass  das  opulente  Königreich  Ungarn  mit  hierlands  abgängigem  (d.h. 
schwer  zu  entbehrendem)  rauhem  und  glatten  Fxxiisr  und  anderen  Lebens- 
mitteln versehen  werden  soll,  während  es  doch  die  tägliche  und  stündliche 
Erfahrung  lehrt,  dass  wie  vormaU  so  auch  derzeit  aus  Ungani  eine  unbe- 
schreibliche Menge  derartigen  Futters  nach  Wien,  Fischamend,  Wiener-Neu- 
stadt u.  a.  0.  zum  Verkauf  gebracht  wird.  Der  Erlös  dient  dann  dazu, 
sie,  die  getreuen  Unterthanen,  zu  bekriegen;  zumal  damit  allerlei 
Munition  zur  Unterstützung  der  Untreue  angekauft  und  heimlich  über  die 
(irenze  geschafft  wird.  Schon  stehen  in  Folge  der  ungarischen  Einfälle 
hierlands  16.000  Häuser  Öde  und  sind  mit  Einrechnung  der  in  den  Jahren 
l('»r>6  und  1683  angerichteten  Verwüstungen  8000  ein  Opfer  der  von  Rebellen 
gelegton  Brände  geworden.  Gilt  es,  Konuaen  und  andere  »nationale*  8ol- 
daUn  zu  unterhalten,  so  haben  die  Ungani  stets  die  nöthigen  Mittel  gefimden; 


142  Zorn  U.  Abschnitt 

nor  der  kais.  Milii  gegenfiber  bebaopten  lie  die  Unmöglichkeit,  Aasreichendes 
n  deren  SabsUt«»  beixatragen.    (Akt  17  ez  1708  a.  a.  0.). 

67)  So  den  St&nden  des  Landes  anter  der  Enns  gegenflber  mit  Bescripi 
vom  18.  Januar  1707  and  mit  einem  korz  ?or  seinem  Tode  (2.  April  17  IM 
erlassenen  Mahnschreiben,  das  Qott  lam  Zeugen  dafär  anrnft,  wie  anver- 
antwortlich die  Ablehnang  eines  Begehrens  wäre,  durch  welches  die  KriegH- 
tachtigkeit  des  Heeres  erhobt  werden  sollte.  (Akt  11  ex  1707  nnd  Akt  9 
«X  1711  a.  a.  0.). 

68)  LandesffirstL  Proposition  an  die  Stände  des  Landes  anter  der  Enns 
vom  17.  November  1710.  (Akt  ex  1711  a.  o.  0.).  Der  Kaiser  äassert  da 
den  Wansch,  es  möge  ihm  »zu  loblichster  Verpiägnng  des  zur  friedfertigen 
und  sanftmüthigen  Regierung  geneigten  kais.  Osterr.  Gemäths*  bald  gelingen, 
Ungarn  in  vollkominenen  Kabestand  zu  versetzen. 

r.9)  Handschrift  8157  der  k.  Hufbibliothek  in  Wien.  Welcher  Werth 
den  statistischen  Angaben  zukommt,  die  den  Inhalt  dieser  Denkschrift 
bilden,  ist  schwer  zu  beurtheilen.  Keinesfalls  sind  sie  das  Ergebniss  der 
Krhebungen,  welche  Joseph  I.  im  Jahre  170G  pflegen  Hess  und  von  welchen  ein 
Erlass  der  Grazer  Geheimen  Stelle  an  den  Landeshauptmann  von  Steiermark  vom 
10.  Janaar  1706  Kunde  gibt,  dessen  Eingang  lautet:  »Demnach  Seine  kays. 
Majestät  einen  genauen  Unterricht  aller  Dero  Erbländer 
thailss  schrüfftlich  thailss  durch  verordnete  aigne  Com- 
missiunen  einzuziehen  gesinnet,  vmb  so  woU  ihren  innerlichen 
Zuestandt  vOllig  zu  erkhennen,  als  darnach  desto  füeglicher  zu  vertheilen, 
wie  das  Gnete  erhalten,  die  etwa  eingeschlichene  Uebel  aber  abgethan  oder 
verbOssert  oder  gar  neue  Ordnung  eingeführt  werden  möge,  hierinnen  auch 
in  InnerOsterreich  mit  denen  l.  f.  Städten  den  Anfang  machen 
wollen.  *  Dem  gemäss  erhält  der  Landeshauptmann  den  Auftrag,  allen  seiner 
Jurisdiction  unterworfenen  Städten  und  Märkten  Bericht  abzuverlangen:  wie 
ihr  Stadtwesen  vorher  beschaffen  gewesen  und  wie  es  jetzt  ist,  wie  viel  Ein- 
kommen sie  haben,  worin  es  besteht,  wie  ihr  Magistrat  bestellt,  welche 
Aemter  sonst  noch  vorhanden,  wie  die  Spitäler,  anderen  christlichen  Stiftungen 
and  das  Waisenamt  verwaltet  werden,  ob  dabei  Kückstände  vurkommen,  wie 
die  Stadtmauern  erhalten  werden,  wie  die  Archive  beschaffen?  Es  sollen  auch 
Verzeichnisse  aller  bei  jeder  Stadt  befindlichen  Dokumente  and  sonstigen, 
das  Stadiwesen  and  gemeine  Wesen  betreffenden  Schriften  mit  sammarischer 
Inhaltsangabe  and  etwaigen  geschichtlichen  Anmerkungen  vorgelegt  werden. 
—  Die  A.  h.  Entschliessung  über  diese  allem  Anscheine  nach  erste,  um- 
fassende und  planmässig^  Enquete  in  Oesterreich  erfolgte  am  6.  Januar  llOiK 
Im  folgenden  Jahre  fanden  sich  als  kais.  Commissäre  zu  obigem  Zwecke  der 
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Vice-Statthalter  des  Regiments  der  n.  ö.  Lande,  Joh.  Jacob  Freib.  von  Kriech- 
])aomb,  and  der  Hofkammerrath  Joh.  Franz  ?on  Olbem  in  Steiermark  ein. 
Ihnen  war  als  Actaar  der  kais.  Rath  and  Landschreiber  in  Oesterreich  ob 
Icr  Enns,  Joh.  Eberhard  von  Zeppenfeldt,  beig^egeben  mit  den  Range  eines 
»Concommissarios.*  Hievon  benachrichtigte  auf  Gmnd  kais.  Entschliessangen 
vom  22.  Jnni  and  23.  Joli  1707  die  Grazer  Geheime  Stelle  den  Landes- 
haaptmann  antenn  17.  August.  Diese  Commiss&re  beantragen  beim  Kaiser, 
lass  ,alle  im  Lande  Steyr  sesshaften  Mannes-  nnd  Weibsper- 
sonen Bammt  den  Kindern  conscribirt  werden*,  worauf  der  Kaiser 
unterm  IG.  November  1707  anordnete,  dass  alle  Herrschaften,  geist- 
lichen Vorsteher  und  Seelsorger  ordentliche  Spezifikationen 
ler  ihnen  untergebenen  Seelen  einzusenden  haben.  (Landeshaupt- 
mannschaftl.  Aktin  im  steierm.  Landes-Archive:  Resol.  Nr.  32  von  1706, 
Nr.  28  und  31  von  1707).  Uebrigens  erliegt  im  Archive  des  k.  k.  Minist. 
i.  Innern  zu  Wien  (B^^hmen,  II.  A.  2)  eine,  den  Schriftzdgen  und  dem  Style 
nach  zu  artheilen,  aus  dem  Ende  des  XVII.  oder  Anfange  des  XVIII.  Jahr- 
liunderts  herrührende  »Wahrhafftigo  Relation  oder  Tabella  von 
illen  Städten,  Märkten,  Schlossern  und  DCrfern  so  seind  in 
Ihrer  kgl.  Majestät  Erbkönigreichen  und  ProTinzien*  (mit 
A  '  der  Länder  der  ungar.  Krone).  Es  werden  darin  nicht  nnr  die 
V  ^  ihrten  vier  Kategorien  von  Wohnsitzen,  sondern  auch  noch  »Markt- 
Hecken  und  grosse  DOrfer,  die  mehr  als  die  grOsste  M&rkht  volkreich«; 
aasHerdem  aber  die  Personen  geistlichen  Standes  mit  ihren  weltlichen  Dienern 
(wie  sie  vor  10  bis  30  Jahren  gezählt  wurden),  dann  die  herrschaftlichen 
Familien  and  Andere,  die  von  ihren  eigenen  Mitteln  leben,  ferner  die  bürger- 
lichen und  sonstigen  in  Städten  oder  Flecken  possessionirteu  Familien,  dann 
l-re  die  Handwerker  und  Kaufleote  und  darunter  wieder  die  mindestens 
iiögen  von  10.000  Gulden  Besitzenden,  endlich  die  unterth&nigen 
Familien  und  zuletzt  die  unbehausten  fremden  und  armen  Leute,  welche  vor 
20  Jahren  sich  vorfanden,  unterschieden.  Die  Oesammtzahl  der  unterth&nigen 
Familien  (Ansässigkeiten)  ist  für  Bftmmiliche  bOhm.  und  teterr.  Erblande 
mit  1 2,390.1)20  angegeben,  also  offenbar  viel  grCsser,  als  sie  in  Wirklichkeit 
sich  bezifferte.  Für  Böhmen  allein  sind  3,382.210,  für  Schlesien  2,866.380, 
für  Mähren  1,454.500,  für  das  Land  ob  und  unter  der  Eoiis  926.480,  für 
SUjiennark  1,049.200,  für  K&mten  584.540,  für  Krain  (einschliesslich  des 
Karstes  und  Friauls  d.  h.  von  Görx  und  Gradiska)  977.950,  für  llrol  und 
die  »zugehörigen  SUnde«  (?)  989.650  angesetzt  Die  Zahl  der  (nicht  be- 
sonders volkreichen)  Dörfer  ist  für  die  vorangeführten  Länder  in  der  vor- 
«teh-uden   K.Mhenfolge  mit  30.772,  21.920,  10.200,3780,815,  1262,5100 
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and  1990  angegeben.     In  BOhmen  sullen  unter  168.240  bflrgerU  Familien 
106.040   solche  ?on   Handwerkern  nnd   Kaoflenten   and   daranter    10.20(> 
welche  ein   Vermögen   von   mindestens  10.000  fl.  besassen,   sich   befnndii 
haben;   dagegen   in  K&mten   anter  6846  bflrgerL  Familien  2850  &•  1  h 
?on  Handwerkern  und  Kautleuten  and  daranter  2408  mit  dem  bezeichn*  t. n 
Vermögen.    Stftdte,   geschloasene  M&rkte  and  grosse  Flecken  soll  es  damals 
in  Böhmen  700,   in  Schlesien  460,   in  M&hren  300,   im  Ijande   anter  an<1 
ob  der  Enns  146,  in  Steiermark  06,  in  K&mten  44,  in  Krain  und  Zugeh« 
86,  in  Tirol  und  ZugehOr  191   gegeben  haben.     Einzelne  Rubriken  enthalten 
auch  aagenf&Uige  Verstösse   und  viele  Zahlen  sind   offenbar  erdichtet     Aber 
als  Versach,    eine   beiläufige  Vorstellung   von    der  Bevölkerung   des  Staates 
und  deren  Vertheilung  zu  gewinnen,    ist  diese  statistische  Zusammenstellung 
immerhin  beachtenswerth. 

70)  Selbst  die  im  .laliro  170r>  erschienene  Druckschrift  »Staat  der  kayn. 
and  ertzherzogl.  Krbländer*  unterscheidet  trotz  ihres  central  istisch  klingenden 
Titels  (wobei  aber  unter  »Staat*  eigentlich  »Statistik*  zu  verstehen  ist)  die 
drei  im  Texte  angegebenen  Gruppen  (S.  42  ist  vom  »Estaatt  Böhmen*  die 
Rede)  und  stellt  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Tirol  als  an  »Oesterreich* 
incorporiert  dar.  Im  Einklänge  hiemit  bezeichnet  Ludw.  Heinr.  Gude 
in  seinem  1708  zu  Halle  gedruckten  (aber  anonym  und  ohne  Angabe  des 
Druckorts  erschienenen)  Buche:  ^Staat  von  Oesterreich,  Steiermark,  K&mthen, 
Krain  und  Tjrrol*  den  Inhalt  desselben  als  » Beschreibung  des  österreichischen 
Staats.* 

71)  D'Elvert,  Zur  Oesterr.  Finanz-Geschichte,  S.  nSS  nnd  384.  Unterm 
30.  März  1703  erstattete  die  Grazer  Hofkammer  nach  Hof  Bericht  über 
»Stabilierung  eines  Transitokommerzes  von  Böhmen,  Schlesien  und  Mähren 
nach  Italien  und  vice  versa*  (Akt  126  ex  März  1703  im  Innerösterr.  Hof- 
kammer-Archive). 

72)  Hofdekret  vom  3.  Oktober  1708  im  Innsbr.  Statth.-Arch.  Hin- 
wider versicherte  der  böhm.  Landtag,  welcher  vom  27.  Dezember  1706  bis 
8.  August  1707  versammelt  war  (s.  dessen  gedruckte  Artikel,  S.  XXXI): 
eine  von  ihm  dazu  verordnete  Deputation  sei  eifrigst  darauf  bedacht,  wie 
»das  Commercium  Universale  in  rechten  Gang  gebracht  und  eine  bessere 
Circulation  des  Geldes  introduziert  werden  könnte.* 

73)  Standeschrift  vom  29.  November  1707  im  Arch.  d.  M.  d.  J.,  Akt 
17  ex  1708,  Kiederösterr.  IV.  H.  3.  Die  Einführung  der  KompassbrietV 
zwischen  Böhmen  und  dem  Lande  unter  der  Enns  war  schon  6  Jahre  früher 
von  den  Ständen  des  letzteren  Landes  urgirt  worden ;  das  Verlangen  danach 
reicht   demgemftss   offenbar   ins   XVII.   Jahrb.   zurück.     Dabei    wurde   ganz 
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übersehen,  dass  schon  Maximilian  I.  am  14.  April  1511  mit  dem  Könige 
Wladislaw  yon  Böhmen  zur  Herstellung  gnter  Beziehungen  zwischen  Böhmen 
and  dem  Erzherzogthame  Oesterreich  ob  and  anter  der  Enns  eine  »Erb- 
Vereinigung*  geschlossen  hatte,  in  welcher  beide  Herrscher  gelobten,  dass 
künftighin  den  Unterthanen  beider  Gebiete  verboten  sein  sollte,  sich  za  be- 
fehden, dass  die  Verbrecher  gegenseitig  aasgeliefert,  Erbschaften  and  Schuld- 
forderungen  gegenseitig  ausgefolgt  und  für  den  Fall,  dass  böhmische  Unter- 
thanen an  solche  des  Erzherzogtums  oder  umgekehrt  privatrechtliche  An- 
sprüche zu  stellen  hätten,  Vorkehrungen  zu  guter  Rechtspflege  getroffen 
werden  sollten.  Der  betreffende  Gerichtshof  sollte  aus  je  3  Räthen  der  beiden 
Landesfürsten  bestehen,  die  für  die  Zeit  ihrer  bezüglichen  richterlichen  Func- 
tion der  Gelübde  g^egen  ihren  Irrsten  enthoben  werden  und  zu  schwören 
haben,  dass  sie  »nach  ihrer  Vernunft  und  Vermögen  *  Recht  sprechen  werden. 
Belangen  böhmische  Unterthanen  die  österreichischen,  so  soll  der  Gerichtshof 
zu  Freistadt  im  Lande  ob  der  Enns,  führen  aber  österr.  Unterthanen  wider 
solche  der  Krone  Böhmen  Klage,  so  s«>ll  der  Gerichtshof  zu  Weitra  im 
Lande  unter  der  Enns  zusammentreten.  Die  Parteien  sind  binnen  -)  Monaten 
durch  Austragung  des  Rechtsstreits  zu  entfertigen.  Kommt  wegen  Uneinigkeit 
der  Richter  kein  Urtheil  zu  Stande,  so  hat  der  Kläger  das  Recht  aus  den 
Räthen  des  Fürsten,  dessen  Unterthan  der  Geklagte  ist,  einen  Obmann  zu 
wählen  und  was  der  Gerichtshof  unter  dessen  Vorsitz  oder  vielmehr  dieser 
Obmann  erkennt,  hat  dann  als  definitive  Entscheidung  zu  gelten.  S.  Bor- 
schek's  handschriftlichen  Nachlass  im  k.  und  k.  Reichsfinanzarchive,  Bd.  IV, 

488.  Dass  diese  >  Erbeinigung*  im  böhmischen  Landtags-Programme  vom 
ü.  September  1510  enthalten  war,  ist  aus  Fr.  Palackj*s  Geschichte  von 
Böhmen  (V.  Tbl.  2.  Abth.  S.  205)  zu  ersehen. 

74)  Das  s.  g.  »Einrichtangswerk  des  Königreichs  Ungarn*  vom  Jahre 
1689  (L  Abth.  des  vorliegenden  Werkes,  Anmerkg.  37  zum  IIL  Abschnitt; 
eine  Abschrift  befindet  sich  auch  im  Staatsarchive  za  Wien,  unter  der 
Böhmischen  Signator  I.  308)  enthält  darüber  folgende  Ausfühningen  (s.  BL 
59  ff.  der  vorbesogenen  Wiener  Handschrift):  Obschon  der  König  im  Vereine 
mit  dem  Königreiche  Ungarn  wiederholt  gegen  die  Türken  ins  Feld  ziehen 
masste,  hätten  doch  die  Stände  des  Landes  ihm  dabei  niemals  »mit  einem 
proportionirten  Beitrage  anter  die  Arme  gegriffen.*  Bewilligten  sie  aach 
zuweilen  eine  Kriegssteuer,  etwa  8  bis  4  Golden  per  Porta,  so  trag  das 
höchstens  80.000  Gulden  aas  and  die  Einbriogongskosten  b«liefen  sich,  wie 
die  noch  vorhandenen  Rechnungen  ans  der  Regienmgneit  Ferdinands  IIL 
beweisen,  fast  ebenso  hoch.     Behielte  man  dieses  Vertkhren  bei,   so  mflaste 

•s  zur  gänzlichen  Aoasaagang  der  übrigen  Erbländer  führen.     Das  König- 

B  t  d  •  r  1  *  it  a,  tt-cfc.  4m  diUrr.  0<wtitaam>l-   U.  AbUL  10 
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reich  sei  aber  mit  Natargaben  reichlich  gesegnet  und  wenn  die  Oameral-Ver- 
waltiiDg  ihre  Schuldigkeit  thot,  wird  os  sich  nicht  nar  seihet  erhalten,  sondern 
anch  »so  einiger  Erholung  für  die  to  eben  dieses  Königreichs 
Defension  und  Vindizierung  anfgewendeten  Tielen  Uunder- 
tansend  Onlden  and  Millionen.^  nicht  weniger  tu  Krleichte- 
rnng  deren  flbrigen  desswegen  so  hoch  onerirten  Krbkonig- 
reiche  und  Länder  and  (des)  ganz  erschöpften  Aerarii  bellici  einen 
ergiebigen  Zutrag*  liefern  können.  Vor  Allem  ist  die  von  der  kaiserlichen 
Hofkammer  aufgeworfene  Frage  zn  beantworten:  »ob  die  per  Tim  armornm 
et  snmptibus  immensis  ac  sangnine  parta  ncquisita  den  früheren  Dominis, 
fümehmlich  den  Kcclesiaticis  zuzueignen  sind  oder  nicht?*  Dabei  kommt  es 
anf  den  Begriff  des  Neo-Acquisitum  an.  Man  darf  füglich  Allee  dafür  halten, 
was  der  Erbfeind  früher  wirklich  besessen  hat  oder  was  ihm  gehnldiget  hat 
oder  wofür  er  Tribut  bezog.  Das  ist  leicht  zn  ermitteln.  Vor  einigen  Jahren 
schon  wurden  Verzeichnisse  der  betreffenden  Ortschaften  Terfasst  Diese  Güter 
als  Staatseigenthum  zu  behandeln,  ist  nicht  nur  im  Völkerrechte,  sondern 
auch  in  Terschiedenen  Stellen  der  heiligen  Schrift  begründet  Auch  sind  in 
Ungarn  alle  Güter  Lehen,  die  der  König  verleiht  und  welche  durch  feindliche 
Occupation  ihren  Besitzern  dergestalt  abhanden  kommen,  dass  der  König  vom 
Neuen  darüber  verfügen  kann.  Es  liegt  ferner  die  allgemeine  Rebellion  in 
Ungarn  dazwischen,  welche  nur  durch  kostspielige  Kriegsanstalten  gedämpft 
werden  konnte  und  den  allgemeinen  Güterverlust  hier  so  gut  nach  sich  zieht, 
als  es  seiner  Zeit  in  Böhmen  der  Fall  gewesen.  Auf  das  Jus  postliminii 
kann  sich  da  Niemand  berufen,  weil  dasselbe  weiter  nichts  als  eine  durch 
die  römische  Jurisprudenz  eingeführte  Fiction  ist»  welche  in  Ungarn  schon 
gar  nicht  zu  Recht  besteht,  weil  daselbst  das  Jus  civile  Romannm  nie  als 
Bechtsquelle  Anerkennung  gefunden  hat  Diese  Fiction  bezieht  sich  obendrein 
nur  auf  Gebiete,  welche  nicht  vollständig  unter  die  Gewalt  des  Feindes  kamen, 
w&hrend  die  fraglichen  Gebiete  durch  förmliche  Friedensschlüsse  an  die  Türkei 
abgetreten  worden  waren.  Endlich  gesteht  selbst  das  römische  Recht  für 
solche  Fälle  zu,  dass  bei  der  Wiedereinsetzung  der  früheren  Besitzer  diese 
die  Kosten  der  Rückerwerbung  erstatten.  Bestände  aber  Seine  Majestät  auf 
diesem  Kostenersatze,  so  wären  die  betreffenden  Güter  ohnehin  kaum  hin- 
reichend, ihn  hereinzubringen,  da  sie  weniger  werth  sind  als  das  Pretium 
Redemptionis  aasträgt  Dem  gemäss  sollen  Neoacquistica  nur  ausnahmsweise 
im  Wege  der  Gnade  den  weltlichen  Vorbesitzem  eingeräumt  werden  und 
bloe  gegen  einen  Eid,  womit  diese  gewisse  Staatslasten  übernehmen.  Was 
früher  Eigenthum  der  katholischen  Kirche  war,  möge  immerhin  dieser  vor- 
behaltslos fiberlassen  werden;  denn  die  katholische  Geistlichkeit  sei  opferwill i 
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nnd  begegne  dem  Militär  freundlich  so  wie  sie  anch  aaf  dem  letzten  Land- 
tage  dem  Kaiser   die  Vererbbarkeit   der  ungarischen  Krone  zugestand.     Die 
<iem  Könige  sodann  noch  verbleibenden  Güter  werden,    da  es   an   einem  g^- 
ligenden  Betriebskapital   fehlt  and   deren  Verwaltung   onTerhältnissm&ssige 
Aaslagen  verarsacht,  am  besten  den  Meistbietenden  Terkaaft.     Der  Kaufpreis 
soll   zur  Hälfte   mit  Schuldbriefen    der   kais.  Hofkammer   entrichtet   werden 
können.  —  Wenn   ein   auf  der   Münchner  Staatsbibliothek   (Austr.  200/1) 
vorhandenes  »General-Patent  der  zu  Einrichtung  des  hungar.  Kameral-  und 
gesauunten  Reichswohlwesens  angeordneten  Commission*  vom  August  1689 
nicht  ein  falsches  Datum   trägt   oder  ein  blosser  Entwurf  ist,   so   hatte   die 
Veräusserung  der  Neoacquistica  schon  begonnen  bevor  Cardinal  Kollonics  jene 
Anträge  stellte.     Das  Patent  bezeichnet  es  als  unerlässlich,  dass  jeder  Käufer 
kais.  Geldschulden*  mit  übernimmt     Dies  entsprach  vollkommen 
•biger  Bestimmung   der   neuerworbenen  Güter.     Ebenso   stand   es   damit   im 
inklange,  wenn  Leopold  I.  mit  Diplom  vom  31.  Mai  1703  der  Adelsgemein- 
schaft  des   Neograder   Komitats    die   Folgen    des    neoacquistischen    Prinzips 
nachsah,  weil  sie  seit  1663  stets  die  Steuern  pünktlich  entrichtet,  auch  die 
iiergst&dte   sorgsam  beschützt   hatte   und  bereit  war,  nicht  nur   dem  Aerar 
1)00  Gulden  vorzuschiessen,  sondern  auch  2000  Pressburger  Motzen  Getreide 
1118  Ofner  Proviant-Magazin  abzuliefern.     (M.  Bei,    Notit  Hung.  Nov.  P.  I. 
Tom.  VI,  p.  49). 

75)  D\(M  konnte  schon  Bink  in  seinem  »Leben  . .  .  Josephs*  II.  Tbl 
S.  lilO  c<i  n.     Der  Forderung  d<)r  Ungarn    gegenüber,   dass  das  Jus 

:irmorum    i „..  u   der   neoacquistischen  Güter  abgeschafft  und   die  Wiener 

llofkammer  verhalten  werde,  den  »rechtmässigen*  Besitzern  den  durch  Ver- 
kauf solcher  bereits  erhielten  Erlös  auszufolgen,  —  gab  Joseph  I.  blos  seine 
"  ~   '     Vi^keit  kund,  über  Nachsicht  in  diesem  Punkte  Unterbandlungen 
11.     Welche  Anschauungen  hiefür  massgebend  waren,  erhellt  aus  des 
Jesuiten  Fr.  Wagner  »Historia  Josephi  Caesaris*  (Wien  1745),  wo  ee  8.  181 
IUI)  .lahre  1706  heisst:    »Leopoldus  Imperator  recoperata  de  Turcis  citima, 
|tiam  Inferam  dicunt,   Ungaria  Sclavoniae   ac  Sjrmii  regiones  nempe  Au- 
triacis  armis,  aere,  milite  partas  in  Austriacae  Provinciae  formam 
r*  •!•  K't'rat,  cui  cum  caeterae  Ungariae  Foro,  Legibus,  Begiminis  forma  nihil 
(oinnrnne;   aequum   vero   esset,   ut   in  Austriacae   gentis   velut 
perulium  secernerentur,  ci^jus  unius  armis,  aere,  milite  partae  Aussent; 
(  ngaris  non  concoquentibus  regionee  velot  a  corpore,  c^jus  pars  temper  censie 
sint,    rcsectas;    nee   ferente  Austria,   nuUum    tot   impendiornm 
fructam  sibi  relinqui,  res  in  magnam  oontentionem,  non  nisi  Comitiis 
dirimeudam,   evasit*     Der   OBgariflche  Landtag  vom  Jahre  1715    hat  auch, 

10* 
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dieser  Anschaaimg  Rechnung  tragend,  festgesetzt,  dass  wenn  eine  Fm^Us  ein 
▼OD  den  Tflrken  nirflckerobertes  Chit  fagesprochsn  erhält,  sie  unter  dem 
Namen  fon  Kriegskosten  eine  gewisse  Oeldsomme  za  erlegen  bat  CDecrut  I. 
Art  10  §  9). 

76)  Die  Forderung,  dass  die  »aosl&ndischen  Soldaten*  entfernt  und 
darch  eine  Kational-Miliz  unter  einheimischen  Offizieren  ersetzt  werden,  bildete 
den  4.  Punkt  der  zu  Timau  yon  den  ungarischen  Bebellen  vorgebrachten 
Friedens-Propositionen.  Joseph  antwortete  darauf  (s.  Bink  a.  a.  O.U.  214):  vor 
Zeiten  hUten  die  Ungarn  selber  um  fremde  Soldaten  gebeten,  die  auch  jetzt 
noch  nicht  zu  entbehren  sind  und  an  deren  Verbleiben  im  Lande  die  ge- 
sammte  Christenheit  interessiert  sei;  auch  wäre  zu  bedenken,  ob  Derjenige 
für  einen  Ausländer  zu  halten  ist,  der  zu  des  Königreichs  Schutz  dient  und 
in  dessen  Solde  steht  —  Wie  der  holländische  Gesandte  Brujninx  unterm 
22.  Dezember  1706  dem  englischen  Vermittler  Stepnej  meldete,  hatte  eine 
Minister-Gonferenz  dem  Kaiser  empfohlen,  eher  das  Aeusserste  zu 
wagen,  als  dass  er  in  die  Garantierung  des  Friedens  durch  fremde  Mächte, 
in  die  Wahl  eines  Fürsten  von  Siebenbürgen  und  in  die  Entfernung 
der  deutschen  Soldaten  aus  Ungarn  willigen  würde.  (Archivnm 
Biköczianum,  III.  Tbl.,  Budapest  1877,  Depesche  Nr.  70). 

77)  Die  einem  Grafen  Dessewffy  zugeschriebene,  jedenfalls  von  eineiii 
mit  den  Zuständen  seiner  Heimat  gründlich  bekannten  ungarischen  Patrioten 
(der  sich  entschuldigt,  deutsch  zu  schreiben)  verfasste  Schrift  »Die  Einkünfte 
des  Schatzes  im  Königreiche  Ungarn*  (Ofen,  1846)  spricht  sich  im  §  78 
darüber  aus,  wie  folgt:  »Die  Deperditen,  welche  ebenfalls  aus  der  Do- 
mesticalkasse  vergütet  werden,  sind  die  Einbussen,  welche  die  Kontribuenten 
dadurch  erleiden,  dass  sie  den  Unterhalt  und  die  Bedürfnisse  der 
Truppen  jederzeit  nach  einer  gewissen  regulierten  Taxe  liefern 
mfissen,  welche  unter  dem  Marktpreise  ist  Kaiser  Joseph  (II.)  liess  die 
Verpflegung  des  Militärs  durch  das  Aerarium  bewerkstelligen  und  die  Aus- 
gaben desselben  von  Seite  des  Landes  durch  eine  jährliche  Aversionalsumme 
ersetzen;  doch  da  diese  wohlthätige  Verordnung  durch  die  Resolution  vom 
Jahre  1790  zurückgenommen  wurde,  trat  Alles  in  den  vormaligen  Zustand 
zurück  und  das  Begulament  vom  Jahre  1751  gilt  mit  wenigen  Abänderungen 
auch  heute  noch.  Diesem  zufolge  werden  bei  den  Kriegskommissariats-Koni- 
puten  2  Pfunde  Brod  mit  2  Kreuzern,  6  Pfunde  Hafer  mit  4  Kreuzern, 
8  Pfunde  Heu  mit  2  Kreuzern  angerechnet,  wie  auch  der  Marktpreis  be- 
schaffen sein  mag.  Als  Schlafgeld  (salgamum)  wird  täglich  1  Kreuzer  ge- 
rechnet In  dem  Dienste  verwendete  Vorspannen  werden  mit  48  Kreuzern 
für  jede  Station  genommen.     Für  den  Bau  der  Soldatenwohnhäuser  zahlt  das 
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Aerar  nichts.  Der  Abstand  zwischen  den  Leistungen  and  den  yergüteten 
Summen  ist  demnach  gross,  besonders  wenn  man  bedenkt,  dass  im  Lande 
gewöhnlich  sechszehn  bis  siebenzehn  Reiterregimenter  Stationiren.  Aemtlichen 
Rechnungen  zufolge  sollen  die  Deperdita  in  einer  Darchschnittssmnme  von 
sieben  Jahren  jährlich  910.040  Oalden  50  Kreuzer  betragen.* 
Ausführlicher  äussert  sich  über  diesen  im  YerhältniBse  zu  seiner  Wichtigkeit 
wenig  beachteten  Gegenstand  Schwartner  in  s.  »Statistik  des  Königreichs 
Ungarn«  (2.  Ausgabe,  Ofen  1811)  IL  und  m.  Tbl;  §  85.  Derselbe  schreibt: 
»Die  Verpflegong  der  Militz  kostet  bei  dem  grossen  Aufwand,  den  Oesterreich 
auf  seine  Heerschaaren  machen  moss  .  .  .  Rassland  aasgenommen,  nirgends 
vielleicht  weniger  als  in  Ungarn.  Auch  ist  dies  leicht  begreiflich,  wenn 
man  die,  darch  das  bestehende  Pflege-Reglement  für  das  im  Lande  von 
5  Millionen  Galden  zehrende  Militär  erzwungene  Wohlfeilheit  bedenkt,  welche 
das  Eriegscommissariat  in  den  Stand  setzt,  verhältniss- 
mässig  weit  mehr  Regimenter  in  and  durch  Ungarn  zu  ver- 
pflegen, als  in  den  übrigen  Provinzen  der  Monarchie,  wo  die 
Etapan  schon  im  Jahre  174S  abgeschafft  worden  sind  ....  Natürlich  muss, 
wenn  das  Comitat  oder  die  Stadt  dem  einquartierten  Militär  die  Naturalien 
wohlfeiler  anrechnet  als  es  dieselben  selbst  gekauft  hat, ....  es  einen  Verlust 
leiden,  den  der  Contribuent  der  ständischen  Gasse  (cassa  domestica)  ersetzen 
muss  und  der  in  Ungarn  unter  dem  Namen  der  Deperditen  nur  allzuwohl 
bekannt  ist  Die  wohlfeile  Vorspann,  die  Militär-Quartiere,  deren  Bau  und 
Erhaltung,  die  nöthige  Uolzlieferung  u.  s.  w.  gehOren  auch  dahin;  ohne 
Dasjenige  zu  erwähnen,  was  der  Bürger  und  Bauer,  wo  keine  Kasernen  sind, 
seinem  gemeinen  militärischen  Gaste  entweder  ganz  unentgeltlich  geben  moss, 
als  da  sind :  gemeinschaftliches  Feuer  und  Licht  und  das  Nachtlager  (Salga- 
mum ;  daher  der  Crucifer  salgamalis  oder  der  Schlaf kreutzer,  der  aber  nur 
dem  Bürger  bei  der  Contributionscasse  für  jeden  Tag  gutgeschrieben  wird), 
wohl  auch  die  Zugemüse  und  für  den  Cavaleristen  auch  die  Pferdestreue  oder 
des  lieben  HausfHedens  wegen  auch  ungezwungen  hingiebt  Es  steht  irgendwo 
von   einem   glaubwürdigen  Staatsmanns   die  Bechnong  anfigMclurieben,   dass 

noch  zu  Anfang  des  Jahres  1772,  als das  Fati«r  in  Ungarn  in  gatem 

Preis  war,  82  in  Ungarn  liegende  Regimenter  an  Deperditen 
eine  Summe  von  mehr  als  3  Millionen  Galden  verursachten.* 
Verfolgt  man  die  Sache  weiter  zurück,  so  zeigt  sich,  dass  za  Anfang  des 
XVIU.  Jahrhunderts  (trotz  der  in  der  L  Abth.  d.  vorl  Werkes,  Anmkg.  2 
zum  IIL  Abschn.  erwähnten  Vorsorge)  es  vom  goten  Willen  des  Mili> 
tärs  abhieng,  ob  für  seinen  Unterhalt  im  Lande  überhaupt  eine 
Vergütung  und  welche  von  Fall  zu  Fall  geleistet  wurde.  Dieser  Willkür 
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n  sieuern  war  der  Zweck  der  Milittr-Begleineots,  welche  Beither  fttr  Ungwa 
erechieneD  sind.  Meinet  WiMens  wurden  solche  in  den  Jahren  1706,  1716, 
1723  und  1730  hinaosgBgeben.  Maria  Theresia  erliess  1750  anter  Mit- 
wirkung der  ungarischen  St&nde  das  oben  erw&hnte  »Begulamentum*  und 
brachte  dadurch  eine  wechselvolle  Entwicklung  zum  Abschluss.  Koch  in 
dem  Reglement  vom  6.  April  1730,  welches  die  Unterschrift  des  Prinzen 
Eugen  Ton  Savojen  trägt  (ein  Exemplar  davon  ist  der  Patentesammlnng  im 
steierm.  Landes-Archive  einverleibt)  findet  sich  die  Bestimmung,  das»  die 
gewöhnliche  Vorspann  dem  Milit&r  gratis  zu  leisten  ist  Nur  wenn 
es  sich  um  Munitions-Transporte  oder  Proviant-Fuhren  handelt,  soll  die  kais. 
Hofkammer  oder  das  Oeneralkriegs-Commissariai  mit  den  Gespanschaften 
einen  »billigen  Preis*  vereinbaren,  welcher  dafür  zu  entrichten  sein  wird. 
Der  »contribuirende  Uuterthan*  war  sogar  verpflichtet,  den  Offizieren  und  der 
Mannschaft  Vorschüsse  zu  leisten,  die  allerdings  in  die  Kriegscontri- 
bution  der  betreffenden  Gespanschaft  eingerechnet  wurden.  Wollte  eine  Ge- 
spanschaft, obschon  es  noch  an  Kasernen  fehlte,  die  in  ihrem  Bereiche 
dislozierten  Soldaten  »zusammenziehen*,  so  hatte  sie  die  nöthigen  Betten 
beizustellen,  für  Feuer  und  Licht  zu  sorgen,  Brod  und  die  nötlnge  Fourage 
zu  liefern,  endlich  das  NOthige  vorzukehren,  damit  der  Soldat  sich  in  der 
Nähe  approvisionieren  konnte.  Die  bei  Befestigungen  zu  leistenden  Boboten 
wurden  erst  durch  den  G.  A.  1  vom  Jahre  1729  abgelöst,  beziehungsweise 
in  entgeltliche  Leistungen  verwandelt,  was  sie  bis  dahin  nicht  waren.  Das 
Reglement  vom  2.  August  1723  (auch  vom  Prinzen  Eugen  unterfertigt  und 
im  steierm.  Landes-Archive  unter  den  Handschriften  —  Stück  Nr.  1503  — r 
abschriftlich  vorhanden)  spricht  zwar  bereits  den  Quartiersträger  von  der  Pflicht, 
die  in  sein  Haus  eingelegten  Soldaten  zu  verpflegen,  frei,  erklärt  es  aber 
für  eine  Obliegenheit  jeder  Gespanschaft,  den  Militärpferden  nebst  der  Stallung 
im  Winter  Hartfutter,  Heu  und  Stroh,  im  Sommer  aber  Weide  oder  frisches 
Gras  und  in  dessen  Ermanglung  Heu  so  wie  durch  drei  Monate  Hafer  zu 
gew&hren.  Solchen  Obliegenheiten  gegenüber  war  der  einzige  Schutz  vor 
Ueberbürdung  eine  den  Kräften  jeder  Gespanschaft  angemessene  Zuweisung 
von  Truppen.  Aber  diese  war  nur  im  Wege  gütlichen  Einvernehmens  zwischen 
den  Vertretern  der  einzelnen  Gespanschaften  und  den  Organen  des  Wiener 
Hofkriegsrathes  zu  erzielen.  Eine  feste  Norm  dafür  gab  es  nicht  und  bevor 
die  ungarischen  Landtage  Militärcontributionen  bewilligen,  fand  die  Grösse 
der  vom  Lande  aufzubringenden  Opfer  für  das  Militär  ihren  Ausdruck  in  der 
Menge  der  »Portionen*,  welche  dem  Lande  auferlegt  ward.  So  existiert  ein 
vom  Hofkriegsraths-Pr&sidenten  Prinzen  Eugen  gegengezeichnetes,  lateinisches 
Befehlschreiben  des  Kaisers  Carl  VI.  nn  die  Armee  vom  9.  November  1716 


Zun  n.  Abschniü  151 

(Handschrift  1115  im  steierm.  Landes- ArchiTe) ,  womit  bekannt  gemacht 
wurde,  dass  Ungarn  im  folgenden  Jahre  so  wie  im  yoransgegangenen  118.000 
Portionen  (za  zwei  Drittbeilen  Mond-  and  zn  einem  Drittel  Pferde-Portionen) 
Uizostellen  habe,  was  der  Kaiser  aas  sich  so  festsetzte,  wie  dies 
folgende  Eingangsworte  beweisen:  »Qaamyis  nos  ad  obserrantiam  nostraram 
regiamm  hangaricanim  constitationam,  pecaliariter  Tero  Articali  8^'  oltimae 
Diaetae  Posoniensis  omnimodo  inclinavimas,  at  dicti  Segni  Magnates  et  Statos 
modo  solenni  in  corpore  Tel  saltem  per  Depatatos  convocari  et  com  eisdem 
nostrae  ibidem  hybernandae  militiaeintertentionisnegotiam 
formaliter  agi  potaisset:  cam  vero  solita  convocatio  ob  dabiam  operationam 
bellicarum  eventom  hacasqae  plena  soliditate  fieri  neqaierit,  hinc  etc.* 
Um  dem  Lande  obige  Last  za  erleichtem,  hatte  der  Hofkriegsrath  damals 
die  Besorgang  des  Proyiantwesens  dem  kais.  Oberfaktor  Emanael  Oppenheimer 
pachtweise  anvertraat  Derselbe  sollte  insbesondere  alle  Gespanschaften  der 
Brodlieferang  überheben,  wogegen  diese  monatlich  an  die  Militärkassa  so  yiel 
Golden  za  entrichten  hatten,  als  ihnen  Portionen  zugewiesen  waren.  Zar 
Wahrung  der  Disciplin  anter  den  Trappen  warde  Ungarn  damals  in  6  Militär- 
Distrikte  eingetbeilt,  deren  jedem  ein  General  Torstand,  während  das  Ober- 
direktorium der  za  Ofen  commandierende  Feldzeugmeister  Maximilian 
Ludwig  Graf  Yon  Regal  fährte.  Eine  in  diesem  Armeebefehle  bezogene 
Exekutionsuorm  vom  5.  März  1714  räumte  dem  Generalkriegs-Commissariate 
das  Recht  ein,  rückständige  Militär-Contributionen  mit  Gewalt  einzutreiben. 
Auf  diese  Verordnung  verweist  der  Befehl,  indem  er  sie  als  in  Kraft  stehend 
bezeichnet  and  beifügt:  »si  quidem  Militem  nostrum  ex  alimoniae  aat 
stipendii  defectu  haud  subsistere  nee  sine  excessa  consenrari  poese  in  com- 
perto  Sit*  Dieselbe  ergänzte  wahrscheinlich  das  Verpflegs-Reglement  Yom 
15.  Februar  1714,  welches  im  Codex  Anstr.  HL  Tbl  S.  734  ff.  abge- 
•Iruckt  ist  und  Ton  dem  es  dort  beisst,  dass  es  zu  Timau  auf  einem  Kon- 
gresse Ton  Magnaten  und  Abgeordneten  zu  Stande  kam.  Darin  ist  es  aas- 
djücklich  als  eine  Obliegenheit  der  Gespanschaften  bezeichnet,  dass 
ie  der  ihnen  für  die  Dauer  der  Winter-Oaartiere  zugewiesenen  Soldatesca 
iie  Naturaherpflegung  mit  4  Kreuzern  pr.  Kopf  abUsen,  den  auf  die  Wache 
ziehenden  Leuten  ausserdem  2  Kreuzer  pr.  Kopf  Terabfolgen  and  Letzteren 
auch  Licht  und  Holz  anentgeltlich  beistellen.  Die  Eintreibang  der  (damals 
noch  durch  kein  Gesetz  Torgeschriebenen)  Contribntion  iüt  dem  Generalkriegt- 
Comroi88ariate  vorbehalten,  dessen  Vorstand  damals  der  Feldmarscbail-Lieate- 
nant  Heinr.  Wilh.  Graf  von  Wilczek  war  and  das  sich  hiezu  der  Soldaten 
)>^<lionte.  DasH  bei  Verwendung  diefer  selbst  eine  rigorose  Exekations-Ordnong 
ri!<  ht  jAdon  infatr  hintan  zuhalten  rermochte,   versteht  sich  bei  der  geringen 
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Bildung  ond  mangelhaften  DiscipUn  der  damaligen  Trappen  ?on  laLlMt 
Indessen  war  es  doch  ein  Fortschritt,  dass  die  früher  üblichen  Selbstranxio> 
niernngen  nunmehr  in  die  Form  derartiger  Exekntionsführangen  gebracli 
waren,  deren  Verlauf  sich  nicht  der  Voransberechnong  und  masshaltend^: 
Leitung  entMg.  Wie  es  aber  in  dieser  Hinsicht  nnter  Leopold  L  bestell 
war,  otfenbart  das  »Einrichtongswerk  *  vom  Jahre  1689  8.  I.  Abth.  d.  ?orl. 
Werkes,  Anmkg.  87  zum  III.  Abschn.  —  Man  begreift  sonach,  wie  das 
Herbeiführen  geregelter  Znst&nde  die  Opferwilligkeit  der  nngarischen  Bevölke- 
ning  in  dem  Masse  steigerte,  dass  die  s.  g.  »Deperditen*,  d.  h.  Ton  den 
Gespanschaften  bestrittenen  Entsch&dignngen,  welche  allem  Anscheine  na«  h 
nnter  Joseph  I.  ihren  Anfang  nahmen,  von  ihr  als  eine  Wohlthat 
empfanden  wurden.  Indessen  hat  die  im  April  1722  zu  Pressbarg  zusammen- 
getretene Begnicular  -  Deputation  in  ihrer  »Belatio  Systematis  in  Politicis, 
Oeconomicis  et  Militaribus*  (Handschrift  des  Staats-Arcbivs  in  Wien,  I.  301 
der  BOhm'schen  Signatnr)  gegen  die  »Deperditen*  sich  erklärt  und  im 
Punkte  5  des  Abschnitts  »De  systemate  militari«  das  Begehren  yorgebracht : 
es  möge  Alles,  was  die  Comitate  und  Freistädte  zum  Unterhalt  der  Trappen 
zu  liefern  haben,  von  der  Militärverwaltung  baar  zum  Marktpreise 
bezahlt  werden,  schon  damit  der  Geldumlauf  den  Wohlstand  des  Volkes  be- 
fördere. Doch  die  Centralregierung  Hess  es  bei  der  Concurrenz  der  Comitate 
bewenden,  welche,  theils  durch  Humanitätsrücksichten  gezwungen,  theils  im 
Gefühle  der  Unzulänglichkeit  Dessen,  was  die  Landtage  thaten,  diese  Last 
zu  tragen  fortfuhren. 

78)  Siehe  die  in  obiger  Anmerkung  66  zum  IL  Abschnitt  des  vor- 
liegenden Bandes  mitgetheilten  Beschwerden  der  Stände  des  Landes  unter 
der  Enns.  —  Die  dort  geführte  Sprache  stand  mit  den  damaligen  Aus- 
lasHongen  der  periodischen  Presse  im  vollsten  Einklänge.  Man  vergleiche 
z.  B.  die  geharnischten  Correspondenzen ,  welche  die  »Europäische  Fama* 
damals  brachte. 

79)  Die  Ungarn  begehrten  in  ihrer  Eingabe  an  die  Friedensvermittlei 
vom  Jahre  1 706  die  Wiederherstellung  des  kgl.  Thesauriats,  das  den  Land- 
tagen würde  Rechnung  zu  legen  haben.  Joseph  I.  liess  darauf  antworten : 
Wenn  nur  die  Cammereinkünfte  und  der  Fiscus  wohl  administriret  und  nach 
den  Gesetzen  bestellt  und  angewendet  werden,  kann  es  Allen  Eins  sein,  ob 
es  anter  dem  Namen  der  Cammer  oder  des  Schatzmeistcramts  geschieht, 
zumal  die  eigentlichen  Einkünfte  des  Königs  nach  dem  auf  dem  Landtage 
von  1545  beobachteten  Vorgange  blos  von  des  Königs  Gutbefinden  depen- 
dieren ;  was  jedoch  die  Contributionen  und  die  Einkünfte  des  Landes  betrifft, 
so  ist  es  eine  Forderang  der  Billigkeit,  dass  dem  Lande  darüber  Rechenschaft 


Znm  n.  Abschnitt  153 

gegeben  wird.  (Rink,  Leben  Josephs,  IL  210).  Wagner  fiisst  in  seiner 
Histor.  Josephi  L  p.  130  die  kgl  Antwort  in  die  Worte  zosammen:  >Aera- 
rinm  Ungariae  certis  limitibns  Aalico  Yiennensi  sabjicitor.* 

80)  Wie  aas  den  Ton  E.  Simon ji  im  »ArchiTum  Bäkdczianom*  Ter- 
öflfentlicbten  Depeschen  (insbesondere  Nr.  586,  587,  595,  610,  611  und  612) 
hervorgeht,  war  es  der  entschiedene  Wille  der  angarischen  Unterhändler, 
welche  1706  auf  dem  Timaaer  Congresse  sich  einfanden,  die  Stellang  Sieben- 
bürgens den  da  gepflogenen  Yerhandlnngen  einznbeziehen  and  die  Yerschmel- 
zong  dieses  Landes  mit  Ungarn  darchzasetzen.  Aber  der  Wiener  Hof  wollte 
damals  hie?on  nichts  wissen  (onterm  18.  Jali  1706  bedeuteten  Prinz  Karl 
▼on  Lothringen  und  Graf  Wratislaw  den  Mediatoren:  die  Ungarn  mussten 
▼on  allen  Ansprüchen  aaf  Siebenbürgen  abstehen,  welche  Provinz  der  Wiener 
Hof  vielmehr  »veot  conserver  en  vertu  de  la  Paix  de  Carlowiz  dans  le  mdme 
Mai  oa  Elle  a  et4  alors.*  Ebenda,  Nr.  683)  und  gab  nicht  nur  Sieben- 
bärgen  nicht  verloren,  sondern  behandelte  es  von  nun  an  erst  recht  als  eine 
▼  on  Ungarn  unabhängige  Provinz.  Der  Sorglosigkeit,  welche  die  österr. 
Regierung  in  den  Jahren  1703  bis  1705  bezüglich  Siebenbürgens  an  den 
Tag  legte  (s.  Ferd.  v.  Zieglauer,  Drei  Jahre  aus  der  Geschichte  der  Bäköczj*schen 
Revolution  in  Siebenbürgen  im  »Archiv  d.  Yer.  f.  siebenb.  Landeskunde* 
N.  F.  YÜL  Bd.  1868)  folgten  durchgreifende  Anstrengungen  zur  Behauptung 
des  Landes  und  zur  Wahrung  der  seit  1691  dort  eingeführten  Yerwaltung. 
S.  I.  Abschn.  des  vorl.  Werkes,  S.  45.  Die  Instruction,  welche  der  Ober- 
einnehmer bei  den  siebenbürgerischen  Salzgruben,  Ignaz  Haan,  unterm  20.  Sep- 
tember 1708  von  der  Wiener  Hofkammer  erhielt,  ist  in  Fr.  Ant  SchmidVs 
Chronolog.-systemai  Sammlung  der  Berggesetze  der  Osterr.  Monarchie,  II.  Abth. 
5.  Bd.  (Wien  1835)  S.  804  ff:  abgedruckt  Zu  Eingang  derselben  ist  her- 
vorgehoben, dass  unter  den  obwaltenden  Kriegsumständen  die  ganze  Yer- 
waltung in  Siebenbürgen  von  dem  dort  commandierenden  Generale  abhängen 
müsse;  weil  aber  diesem  die  nöthigen  Fftchkenntnisae  mangeln  und  die  Leitung 
der  Landes-Oekonomie  »totum  hominem  eo  applicatom*  erfordert,  so  wird 
Haan  dem  General  mit  dem  Titel  eines  kaia.  Raths  und  Ober-Proviant-Com- 
miasärs  beigegeben  und  so  ein  Zustand  geechaifen,  der  an  sich  der  richtige  sei 
Man  mflaee  indessen  den  wahren  Sachverhalt  vorläufig  verheimlichen,  damit 
nicht  »  das  Odium,  mit  welchem  die  siebenbflrgische  Landschaft  und  Regierung 
ehomals  die  kais.  Cameral-Commissionen  und  die  teotsche  BeetOllung  der 
Cameralämbter  und  Dienst  angesehen  hat,  intempestive  revivisciren  gemacht* 
wird;  anderer  Seite  jedoch  müBBe  vorgesorgt  werden,  damit  nicht  »die  Na- 
tionales* (d.  h.  Einheimischen)  bei  ihnem  nnordfutlichen  und  unredlichen 
Gebaren  den  Meister  spielen  ktoneo.     Haan*8  Anordnungen  sind  unter  dem 
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Kmmd  des  Generals  hinansnigebeD ;  er  selbst  ist  als  kais.  Comaiisslr  für 
Oeeonomica,  reepecti?e  Oaaeralia  and  Proiincialia  ansnsehen,  allerdings  nnr 
im  inneren  Verkehre  swiscben  ihm  und  dem  oommandierenden  Oeneral,  der 
Alles,  was  er  ?on  den  Antr&gen  desselben  billigt,  »als  sein  eigenes  FMtom 
tu  fertreten  hat* 

81)  Gabr.  Kolinovics  meldet  in  s.  Chronik  »Remm  Ungaricanun 
Libri  Xlll«  (Handschrift  277  des  Staats-Arcbivs  in  Wien)  Bl.  27:  nach 
dem  Falle  der  Festung  Neoh&osl  seien  im  Jahre  1704  auch  viele  Baitzen 
(»eapitalee  ceteroqoin  Ungeromm  hostes*)  za  BAköczj  äbergegangen.  Wie 
Wagner  in  s.  Histor.  Josephi  Gaesaris,  p.  243,  berichtet,  widersetzten  sie 
sich  im  Jahre  1708  dem  Aosroarsche,  als  General  Nehem,  der  Commandant 
Ton  Peterwardein,  sie  hieza  anflforderte  und  ihr  Anfährer  Tököly  war  nach 
der  gleichen  (allerdings  den  Serben  missgänstigen)  Quelle,  p.  139  ein  nn- 
?erl&88licher  Mann,  der  sogar  mit  dem  türkischen  Pascha  von  Temesrar  heim- 
lieh in  Verkehr  stand. 

82)  Der  rührigste  Agent,  dessen Bäköczy  sich  bediente,  um  die  Kroaten 
aufzuwiegeln  und  seinen  Zwecken  dienstbar  zu  machen,  war  Baron  Joseph 
VojnoYic,  von  dem  es  in  der  in  vorstehender  Note  81  citierten  Chronik  Bl.  18 
heisst:  »magnae  quidem  emditionis  et  Septem  linguarum  sed  omnium  pene 
nequitiorum  luvenis.*  Kolinovics  beschuldiget  ihn:  mit  6000  Dukaten,  die 
er  von  Bäkoczy  zu  jenem  Zwecke  erhielt,  nach  Frankreich  durchgegangen  zu 
sein,  von  wo  er  mit  einem  französischen  Gesandten  nach  Ungarn  zurückkehrte. 
Derselbe  durfte  ein  Sohn  des  Oguliner  Hauptmannes  Yujnovid,  der  um  das 
Jahr  1693  diese  Stelle  bekleidete,  gewesen  sein.  Räköczy  richtete  an  die 
Kroaten  nicht  blos  die  bei  Kukuljevic,  Jura  Regni  Croatiae  etc.  (P.  l.  Vol.  3, 
p.  369  abgedruckte  Proklamation  vom  18.  Januar  1704,  sondern  auch  eine 
zweite  vom  20.  October  1706  aus  dem  Feldlager  bei  Kaschau  datierte. 
Mit  letzterer  fordert  er  sie  auf,  für  die  Freiheit  des  Vaterlandes  die  Waffen 
zu  ergreifen  und  sich  unter  das  Commando  seines  Bevollmächtigten,  des 
vorgenannten  Barons,  zu  schaaren.  Ich  fand  dieselbe  im  krainer  I^mdes- 
Archive  im  Anschlüsse  an  ein  Schreiben,  welches  Vojnoviö  am  19.  Dezember 
1706  von  Banjaluka  in  Bosnien  aus  an  den  kais.  Commandanten  von  Udbina 
in  der  Likka,  Jovan  Messiö,  richtete  mit  Bezugnahme  auf  ein  von  ihm  schon 
vor  geraumer  Zeit  an  alle  Offiziere  dieser  Grenzgegend  versendetes  Circular, 
das  sie  zum  Abfall  vom  Kaiser  ermahnte.  Da  dieses  unbeantwortet  geblieben 
war,  begehrt  er  nun  kategorisch  eine  Erklärung:  ob  sie  es  mit  Bäköczy 
halten  oder  durch  Feindseligkeiten  wider  dessen  Anhänger  den  Zorn  des 
Fürsten  auf  sich  laden  wollen.  Er  unterfing  sich  sogar,  die  von  Drohungen 
begleitete  Proklamation   dem  kais.  Oberst  Delisimonovich  zurasenden,   damit 
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er  sie  den  kroatigcbeo  Ständen  vorlege.  Doch  der  Agramer  Bischof  Braikonch 
äberschickte  diese  Schriftstücke  dem  Wiener  Hofkriegsrathe  and  Joseph  L 
dankte  den  St&nden  mit  Bescript  vom  8.  NoTember  1706  (bei  KnknljeTic, 
Jora  Croatiae,  P.  L  VoL  2,  p.  378)  för  ihre  nnerschütterliche  Treue.  Ganz  wir- 
kungslos scheint  übrigens  dieser  neue  Aufruf  nicht  verhallt  za  sein.  Ein 
Zengger  Pfarrer,  «Tos.  Vukalio,  eröffnete  mindestens  im  April  1711  dem 
Generaloberst  Grafen  Rabatta  za  Karlstadt:  er  habe  während  der  Jahre  1704 
bis  1707,  als  er  za  Bihac  Missionär  war,  wahrgenommen,  dass  viel  Volk 
aas  Krain,  Mdttling,  von  der  Kalpa  and  anderen  Gegenden  Croatiens  in  die 
Türkei  sich  begab,  wo  ee  angeblich  Erwerb  sachte.  Unter  diesen  Zuzüglern 
mögen  wohl  auch  Opfer  der  Verführangskunst  des  Yojuovi6  gewesen  sein, 
der,  wie  ich  den  »Dispacii  del  Proved.  Gener.  Giustin.  da  Biva  degli  Anni 
1706  e  1707*  im  Archive  der  k.  k.  Statthalterei  zu  Zara  entnehme,  schon 
im  Januar  1705  in  Dalmatien  mit  dem  Vorhaben  ,a  concitare  li  Sudditi 
della  Crovatia  a  prender  Amii  e  seco  intendersi*  auftauchte.     Am  25.  April 

1706  lief  in  Zara  die  Nachiicht  ein,  Yojnovic  befinde  sich  beim  Pascha  von 
Bosnien,  der  ihn  gut  aufnahm;  die  Pforte  hindere  nicht  die  von  ihm  be- 
triebene Werbung  von  Soldaten  und  der  König  von  Frankreich  biete  durch 
den  Kapitän  Zuan  Burovi6  von  Perasto  Albanesen  auf,  die  dem  Bäköczy 
beistehen  sollen.  Es  war  also  auf  eine  Diversion  im  Bücken  der  dem  Kaiser 
getreuen  Kroaten  abgesehen,  die  jedoch  (wahrscheinlich  aus  Scheu  vor  diesen) 
nicht  zu  Stande  kam.  Uebrigens  sah  sich  Joseph  L  allerdings  auch  durch 
Hinen  Theil  der  slovakischen  Intelligenz,  nämlich  durch  proteetantisehe 
(^'istlirho  in  den  vornehmlich  von  Slovaken  bewohnten  Komitaten,  verrathen 
und  bekämpft.     Bekanntlich    hat  die  evangelische  Synode,    welche  im  Jahre 

1707  zu  Rosenberg  stattfand  und  deren  Theilnehmer  grossen  Theils 
Slovaken  waren,  den  Superintendanten  Daniel  Krman  und  den  Edelmann 
Michael  Meltzer  an  die  Könige  von  Schweden  und  von  Preussen  um  Hilfe 
geschickt  So  wenig  Fürst  Räköcxy,  obschon  Zögling  und  Gönner  der 
Jesuiten,  eine  derartige  Bundesgenossenschaft  verschmähte,  so  wenig  trug 
er  Bedenken,  sogar  den  rumänischen  Bäuber  Pintye  in  seine  Dienste 
/n  nehmen.  Dieser,  ein  Sprössling  der  adeligen  Familie  Kopchia  de 
itudaialva  in  der  ICarmaros,  war  nun  freilich  ein  \^\  seinen  damaligen 
Nationsgenossen  sehr  angesehener  Mann,  eine  Ipenkönig,  der 
über  Tausende  verwegener  Gesellen  g<;t)ot,  dessen  Helm  und 
Panzerhemd  bis  zum  Jahre  1850  in  dem  Archive  des  ICarmaroser  Komitats 
aufbewahrt  wurden  und  dem  ein  noch  heutxutags  unter  den  dortigen 
Rumänen  gebräuchliches  Volkslied  (Chorto  Pintei  cela  vitediü)  eine  schlecht 
verdiente  Berühmtheit  bewrhri     Aber  er  lebte  nur  vom  Ranben  und  da  er 
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sieh  nach  der  im  Aoftrag»  BAk6cz7*8  ToUbrachten  Erobernng  der  Bergsiadi 
Nagy-Banjn  daiMn  nicht  enthielt,  fand  er  seinen  Tod  dorch  die  darob  ent- 
setiten  Einwohner  dieser  Stadt,  welche  ihn  erschlugen  (Histoire  des  Befolni 
de  Hongrie,  k  U  Haye  1739,  5.  Vol.  p.  68).  BAköczy  lohnte  den  Ton  Pintje 
geführten,  obeniDgarischen  Rnm&nen  ihre  Anhänglichkeit  damit»  dass  er 
ihnen  die  Rückkehr  xnm  griechischen  Schisma  gestattete,  dem  Tom  sieben- 
bürgischen  Fflrsten  Michael  Apafy  in  der  Mannaros  eingesetzten  Psendo-Bi- 
schofe  Josaphat  Stojka  die  Anerkennung  nicht  verweigerte,  ebenso  den  im 
Misstjoer  Bezirke  des  Beregher  Komitats  weilenden  MOnche  Dositheos  Ugolsski 
znr  Ansübang  bischoflicher  Jnrisdictionsakte  znliess  und  sich  passiv  verhielt 
als  die  Bewohner  von  19  rumänischen  Ortschaften  um  Berettyö  im  Bihaver 
Komitate  zum  Calvinismus  übertraten,  den  Schmuck  ihrer  bisherigen  Kirchen 
zertrümmerten  nnd  verbrannten.  (Michael  Lncskay,  Histor.  Carpato- 
Ruthenomm,  Handschrift  im  bischOfl.  Archive  zu  Ungbvär).  Diese  hier  mit- 
getheilten  Thatsachen  berechtigen  zur  Annahme,  dass  die  Rumänen  Ober- 
nngams  nahezn  sftmmtlich  dem  R^köczy  anhiengen,  so  wie  es  mit  den  ru- 
thenischen  ünterthanen  seiner  Herrschaften  Munkäcs  und  Szt  Miklös,  aus 
welchen  er  seine  Leibgarde  rekrutierte,  selbstverständlich  der  Fall  war  und 
von  vielen,  besonders  protestantischen  Deutschen  gilt  (S.  die  I.  Abth. 
des  vorliegenden  Werkes,  Anmkg.  122  zum  III.  Abschnitt).  Es  ist  also 
falsch,  wenn  man  nur  in  den  Magyaren  die  Träger  und  Motoren  der 
anter  Franz  Räköczy  11.  zur  Ausfahrung  gelangten  Umsturzpläne  erblickt 
Mehr  oder  weniger  betheiligten  sich  mit  Ausnahme  der  Kroaten,  die 
dem  Revolutionsheere  Mos  einzelne  Parteigänger  lieferten,  alle  in  Ungarn 
lebenden  Nationalitäten  an  jener  Erhebung  wider  die  österr.  Gesammtstaats- 
idee  und  Joseph  I.  hätte  Angesichts  dessen  am  Weiterverfolgen  derselben 
geradezu  verzweifeln  müssen,  wenn  er  nicht  von  Begeisterung  für  sie  erfüllt 
gewesen  wäre. 

83)  Die  Schemnitzer  Bergwerke  kamen  am  23.  September  1703 
anter  Räköczy*8  Gewalt,  indem  sein  General  Ladisl.  Ocskay  die  Stadt  Schemnitz 
eroberte  und  die  Festung  Leva  belagerte.  Die  Entsetzung  dieser  Barg  er- 
folgte am  1.  November  1703  durch  den  General  Grafen  Leopold  Schlickh. 
Aber  schon  drei  Wochen  später  mnsste  Schlickh  das  Grubengebiet  räumen  und 
von  da  an  behauptete  dasselbe  Graf  Bercs^ny  durch  von  ihm  bestellte  Schutz- 
mannschaft and  nahm  er  auch  auf  den  Betrieb  der  Bergwerke  Einfluss. 
Kremnitz  mit  den  dazu  gehörigen  Gruben  wurde  dem  Räkt^czy 
durch  einen  eifrigen  Parteigänger  namens  Zabrtzky  in  die  Hände  gespielt 
Die  hiesige  Mflnzst&tte  lieferte  unter  ihm  die  s.  g.  Polturaken  d.  h.  Kupfer- 
münzen, welche  die  Aufschrift  trugen :  Pro  libertate,  und  deren  Geringhältigkeit 
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in  Verbindong  mit  dem  Zwangslrarse,  den  sie  hatten,  das  Volk  der  nioder- 
nngar.  Bergst&dte  dem  Bäkdczy  abgeneigt  machte.  Die  eigentliche  Schuld 
daran  hatte  Graf  Bercs^j,  der  sich  dorch  Ausgabe  dieser  Münzen  bereicherte 
and  theils  zu  Bojnicz  theils  zu  Keosohl  zn  wohnen  pflegte.  Als  Kammergraf 
fangierte  anter  Bäk6czy  Johann  Oottfr.  Freiherr  von  Hellenbach,  ein  Zipser 
Sachse,  in  dessen  Familie  antiOsterr.  Traditionen  sich  forterbten.  (Math.  Bei, 
Notitia  Hangariae  Noyae,  P.  L  Tom.  IV.  p.  191).  Neasohl  kam  durch 
Yerrath  gleichzeitig  mit  Schemnitz  an  BAköczj,  dessen  Soldaten  die  Stadt 
zu  plündern  eich  anschickten.  Doch  die  Klugheit  des  Yice-Geepans  Joh. 
T.  Badyansky  rettete  die  Stadt.  Die  ausgedehnten  hiesigen  Hüttenwerke  be- 
wirthflchaftete  gleichfalls  Graf  Bercseny,  dessen  Gemahlin  hier  sich  aoficuhalten 
ptiegte.  (Ebenda,  P.  L  Tom.  II.  p.  426).  Ein  vom  kais.  General  Heister 
im  August  1708  erfochtener  Sieg  befreite  die  niedeningarischen  Bergstädte 
von  dem  Drucke  der  Rebellen.  Sofort  ergriff  auch  die  Wiener  Hof- 
kammer wieder  Besitz  ?on  diesen  Einkommensquellen  und  fanden  sich 
Commiss&re  derselben  ein,  deren  Hauptaufgabe  die  Fernhaitang  ungesetzlicher 
Knflfliww  Yom  Bereiche  der  Montan  -  Verwaltung  war.  Den  Bergbau  zu 
SchmCllnitz  in  der  Zips,  dessen  Leitung  im  Jahre  1698  Franz  Ethesius 
als  Oberbergmeister  übernommen  hatte,  Terwalteten  von  1703  bis  1710  im 
Auftrage  Räköczy's  Landislaus  Bertoldy  und  Freih.  von  Hellenbach;  ihnen 
aber  folgte  wieder  Ethesius  noch  vor  Ablauf  des  Jahres  1710.  (Florian 
Kolinasy,  Geschichte  des  oberungar.  Bergbaues,  Handschrift  im  Archive 
des  Schmöllnitzer  Bergamts).  —  Der  Soövarer  Saline  ertheilte  Bäköczy 
schon  unterm  26.  November  1708  vom  Feldlager  bei  Tokay  aus  einen 
Schutzbrief;  aber  an  der  Ausbeutung  derselben  war  er  vom  Jahre  1707  an 
durch  die  Pest  gehindert,  welche  damals  im  84roser  Komitate  herrschte.  Ihre 
Kückübemahme  unter  die  kaiserliche  Verwaltung  gieng  im  Jahre  1710  vor 
sich.  (Handschriftl.  Geschichte  dieser  Saline  vom  Ober-Inspektor  Jordan 
im  Archive  ihrer  Direktion).  Mit  dem  Schwinden  der  B4köcsy*8chen  Gewalt- 
herrschaft lebte  in  den  ungarischen  Bergtt&dten  die  Autorit&t  des  Oberst- 
kammergrafen-Amts wieder  auf  und  trat  die  Instruction,  welche  der 
während  der  Wirren  zwar  bei  Seite  getretene,  jedoch  in  voller  Amtsbereit- 
scbaft  verbliebene  Vorsteher  dieses  Amts,  Ludwig  Albert  Freih.  von 
Thavonath  imtenn  12.  November  1693  erhalten  hatte,  vom  Neuen  In 
Wirksamkeit.  Diese  Instruction  bestimmt,  dass  der  Oberstkammergraf  »in 
allem  seinen  Bespect  und  AuÜMhen  nach  Uns  (d.  b.  n&chst  dem  Kaiser) 
auf  Unsere  kaiserl  Hofkammer  haben  und  derselben  Befehl 
nachleben  solle.*  Seine  Macht  erstreckt  sich  nach  §  1  auch  auf  die 
in   der   Umgebung   der   7  ungar.  Bergstidte  gelegsnen,   abgelösten   Herr- 
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Bchaften  (Lipcs,  Sachsenttein  und  Revidtye),  Schlosser  und  Pfand- 
sehaften,  die  bisher  dem  Kammergnte  »zogethan"^  waren  and  dem  Amte 
künftighin  ganz  werden  eininterleiben  sein.  Er  ist  nach  §  2  verpflichtet, 
drohende  EmpOrnngen  anszaknndschaften,  nach  Hof  zu  be- 
richten and  im  Ein?ernehmen  mit  der  Oeneralit&t  za  anter- 
drficken.  (Schmidt,  Berggesetz-Sammlang,  II.  Abth.  r>.  Bd.  S.  440  ff.). 
84)  Die  Aasnahme  bestand  im  eigentlichen  Ungarn  bei  den  Aerarial- 
Bergwerken  im  oberen  Oranthale  and  im  Nagj-Banyaer  Bergdistrikte.  Hier 
hildeten  Bun&nen,  dort  Sloraken  die  Mehrzahl  der  Grabenarbeiter.  Aber  es 
gab  aach  im  Granthaie  and  in  den  es  begrenzenden  Gebirgen  bis  ins  XVIIL 
Jahrhandert  heraaf  yiele  deatschen  Knappen,  besonders  am  Kremnitz,  wo  die 
Ton  K.  J.  Sehr 0er  darch  mehrere  gediegene  Abhandlungen  der  wissen- 
schaftlichen Welt  vorgeführten  »Krickeh&uer«  noch  gegenwärtig  solche  bei- 
stellen und  vor  Zeiten  das  deutsche  Element  noch  weit  aas- 
gebreiteter war.  Ihm  gehörten  einst  an  die  nun  theils  slovakisirten 
theils  magyarisirten  Ortschaften:  Königsberg,  Rosenberg,  Deutsch  -  Lipo«, 
Lorenzen  (Vämos-Mikula)  im  Honter  Komitate,  St.  Martin  in  der  Thurocz, 
Poraba  im  Neutraer  Komitate  u.  A.  Die  Bürgerschaft  in  den  Bergstädten 
Kremnitz  und  Neusohl  hielt  an  der  deutschen  Nationalität  beharrlicher 
fest  als  die  Schemnitzer.  Der  ungar.  Gesetzartikel  XIII  vom  Jahre  1008 
(Decret  I.  ante  Coronationem)  nöthigte  zwar  die  Deutschen  in  allen  Frei- 
nnd  Bergstädten  und  in  den  »Civitatibus  Sclavunicis*,  die  Wahlen  der  Richter 
und  Stadträthe  mit  ihren  magyarischen  und  slavischen  Mitbürgern  vereint 
vorzunehmen  und  diese  abwechslungsweise  zu  solchen  Aemtcni  gelangen  zu 
lassen,  so  wie  sie  nunmehr  auch  keinen  eingeborenen  Magyaren  mehr  hindern 
dorften,  durch  den  Ankauf  von  Häusern  daselbst  sich  einzubürgern;  allein 
die  Neasohler  widersetzten  sich  dem,  Hessen  sich  lieber,  als  dass  sie  sofort 
gehorcht  hätten,  zu  einer  Geldstrafe  von  2000  Gulden  verurtheilen  und 
hielten  namentlich  die  Slaven  ferne  bis  diesen  am  22.  März  1650  darch 
einen  Richterspruch  die  Gleichberechtigung  grundsätzlich  zu  Theil  wurde, 
woraaf  auch  von  ihnen  der  Bau  der  slavischen  Kirche  zum  heiligen  Geiste 
begonnen  wurde  (M.  Bei,  Notit  Hung.  Nov.  P.  I.  T.  U.  p.  422).  Indessen 
war  ihnen  foiian  der  Erwerb  sogenannten  Ringhäuser  versagt  and  nur  die 
Besitzer  solcher  konnten  in  Neusohl  Stadtrichter  werden  und  den  einträg- 
lichen Weinschank  aasüben.  (Ebenda,  p.  434).  Zu  Kremnitz  hatten  die 
Slaven  leichteres  Spiel.  Die  Vorzüge  der  Ringbürger  aber  blieben  ihnen  auch 
hier  verwehrt  (Ebenda  P.  I.  T.  IL  p.  203).  Wo  jener  Gesetz-Artikel  wider- 
standslos befolgt  wurde,  unterlag  das  Doutschthum  rasch,  so  z.  B.  in  der 
Stadt  Karpfen  (jetzt:    Korpona)  im  Sohler  Komitate.     Während   im  Jalin 
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1610  hier  die  Mehrzahl  der  170  Familien  nmCasseDdeD  EinwohDerschaft 
deutsch  und  der  Stadtmagistrat  nnr  ans  Deatschen  gehildet  war,  ist  der 
Ort  dermalen  ganz  slavisirt  Er  wnrde  daselbet  freilich  schon  im  Jahre  1611 
ein  Magyare  (PalÄssthj)  and  1612  ein  Slovak  (Piatek)  Stadtrichter.  (C  zornig, 
Ethnographie,  II.  208).  So  konnte  denn  Jacoh  Toll  in  seinen  (1700 
zu  Amstt'rdam  Ton  H.  Christ  Hennig  herausgegeben)  »Epistolae  Itinerariae* 
0.  z.  im  fünften  derselben,  d.  d.  Wien  6.  Jnli  1687  (p.  172)  folgender- 
massen  sich  tassem:  »Qaadrnplez  antem  Inoolaninv,  in  Montanis  hisce 
Urbibas  natio  est  Vnlgns  f^re  omne  SclaTonicae  originis  est, 
festito  et  lingna  gentili  a  caeteriH  discretnm :  CiTes  pleriqne  ditiores  Hongari 
et  qoidem  Hangarica  et  Germanica  ntontar  lingna,  Saionnm  yetemm  reli- 
qaiae  .  .  .  .;  qoi  Nobiles  et  niri  ac  Praetorüs  pleriqne  snis  agitant,  veri 
Hongari  sunt  nt  et  paocissimi  ex  plebe :  reliqai  iiqoe  nt  plohmom  Caesaris 
in  Fudinis  pecaliam  Bemqne  Monetariam  cnrantes,  Qermani  sunt  conunqne 
nomems  perexignns  est*.  Doch  hat  Sehr öer  in  seinem  »Yersnch  einer 
Darstellung  der  deutschen  Mundarten  des  ungarischen  Berglandes  (Sitzungsber. 
d.  phii.-hist  Classe  der  Wiener  Akademie,  XLIV.  Bd.  2.  Heft)  mit  Becht 
bemerkt,  dasa  man  bei  Beurtheilung  der  Nationalit&t  der  s.  g.  HäudCrfler 
und  anderer  deutscher  Ausiedlungen  im  ungar.  Berglande  von  jeher  ober- 
flächlich Torgieng  und  sich  mehr  an  die,  meist  slavischen,  Ortsnamen  der 
betreffenden  Gemeinden  aU  an  den  Wesensbeetand  und  an  die  Abstammung 
ihrer  Bewohner  hielt  Geht  man  genau  zu  Werke,  so  dürfte  sich,  wie  er 
S.  260  sagt,  »herausstellen,  dass  die  Deutschen  des  ungrischen  Berglandes 
nicht  87.000  sporadisch  vertheilte  deutsche  Ansiedler  verschiedenen  Ursprungs 
sind,  sondern  ein  zusammenhängender  Stamm  von  etwa  150.000  Seelen,  der 
die  wichtigsten  Punkte  des  ganzen  Gebietes  inne  hat*  Um  wie  viel  mehr 
Deutsche  mOgen  nicht  dort  vor  17  Jahrzehnten  gelebt  haben  als  xur  Zeit, 
für  welche  Schrder*s  Berechnung  gilt,  d.  i.  zu  Anfang  der  60er  Jahre  des 
laufenden  Jahrhunderts!  Länger  behauptete  sich  das  deutsche  Wesen  speziell 
unter  der  Häuerschaft  zu  Schmöllnitz,  Gdllnitz,  Wagendrfissel, Schwedler, 
Einsiedl,  Stooe  u.  s.  w.  im  Süden  der  Zipser  Gespanschaft  Aber 
in  den  Jahren  1801,  1816,  1817,  1854  und  1861  sind  viele  deutsche 
Bergleute  aus  diesen  Gegenden  nach  der  Bukowina,  Bumänien,  Kroatien, 
Serbien,  ja  sogar  nach  Kleinaaien  abberufen  worden  und  Slovaken  rückten 
an  ihre  Stelle.  (Erasm.  Schwab,  Histor.  Skitze  der  Gründner  Städte  im 
Progr.  des  k.  k.  St-Gymnas.  zu  Brunn  für  1864,  S.  40).  Zahlreicher,  als 
man  es  dermalen  sich  vorstellt,  waren  vor  Zeiten  die  deutschen  Knappen 
und  Hüttenarbeiter  im  Szathmärer  Komitate.  So  gehörte  der  Haoptort 
Szathmär-iii^methi  einst  in  kirchlicher  Beziehung  zum  siebenbürgiscbeo 
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Archidiakonate  Broos  (StiasT&ros),  weil  seine  Bewohner  deutsch  sprachen, 
and  das  Dorf  Femeiely-F^lsd-Koh  bei  der  Bergstadt  Nagy-B&nya  soll  Tom 
»Feme  See*  den  Namen  haben,  welchen  die  darch  KOnig  Qeyza  IL  ans 
Sachsen  berufenen  Bergleute  ihm  beilegten.  (Schematismus  cleri  alm. 
dioec  Snthm&riensis  ad  A.  J.  Ch.  1864,  p.  164,  190).  Die  Seelsorge  f&r 
die  tu  Nagj-Bänya  einst  ans&ssigen  Deutschen  lag  den  dortigen  Domini- 
kaner>Mönchen  ob.  Da  sie  selber  Deutsche  waren  (ihr  Quardian  hiess 
im  Jahre  1704:  Zurbrucken;  die  übrigen  ConTentualen  hiessen:  Franz  Poth, 
Mich.  Winter  und  Appolinar  Nettenstreuer)  und  deutsch  predigten,  wurden  sie 
durch  die  Anh&nger  B4k6czy'8  yertrieben.  (A.  Szirmay,  Szathmar  V&rmegye, 
L  Bd.  Ofen  1809,  p.  287).  Damit  erlitt  das  dortige  Deutschthum  einen 
Stoss,  Ton  dem  es  sich  nie  mehr  ganz  erholte.  —  Was  die  Montan-B  e  a  m  t  e  n 
betrifft,  so  wird  Toll*s  oben  mitgetheilte  Bemerkung  hierüber  durch  die 
Namenyerzeichnisse  vervollständiget,  welche  er  in  seinen  Beisebriefen  (p.  159 
und  p.  188)  gibt  Weitere  Belege  sind  die  in  deutscher  Sprache  abgefassten 
Instructionen  für  dieselben,  welche  in  Schmidt*s  Berggesetz>Sanmilung  am 
Schlüsse  des  5.  Bandes  der  II.  Abtheilung  sich  vorfinden.  Besonders  be- 
achtenswerth  ist  in  dieser  Beziehung  die  Instruction  für  die  »OfÜcir  und 
Bedienten*  des  neu  organisirten  Bergwesens  zu  Nagy-  und  Felsö-Bänya  und 
der  Münzst&tte  an  ersterem  Orte  vom  19.  Juli  1G98  (S.  477  bis  585)  weil 
daraus  ersichtlich,  dass  auch  untergeordnete  dortige  Beamte  die  Weisungen 
in  deutscher  Sprache  empfiengen. 

85)  Erster  Vorstand  der  von  Leopold  I.  zu  Ofen  eingesetzten  Cameral- 
Administration  war  Job.  Stephan  von  Werlein;  diesem  folgte  Ign. 
Freih.  von  Kurcz.  Diese  Administration  besorgte  ursprünglich  auch  die 
Geschäfte  der  Stadt.  Als  im  Jahre  1708  die  städtische  Autonomie  wieder 
auflebte  wurde  die  Administration  aufgelöst  und  in  Ofen  unter  dem  Inspektor 
Georg  Christoph  Czenegg  von  und  zu  Scharffenstein  ein 
blosses  Verwaltungsamt  belassen,  welches  im  Jahre  1726  gleichfalls  zu  be- 
stehen aufhörte.  (Job.  E.  F.  Miller,  Epitome  vicissitudinum  et  rer.  memorab. 
de  IJrbe  Budensi  Ofen  1760,  p.  204).  So  schleunig  auch  die  Vpräusserung 
der  meisten  noacquistischen  Staatsgüter  vor  sich  gieng,  so  waren  doch  nach 
Beendigung  des  von  ¥t.  Räköczy  II.  begonnenen  Rt^volutionskrieges  viele 
derselben  noch  unverkauft  und  daher  von  Cameral-Beamten  bewirthschaftet 
Rechnet  man  zu  diesen  auch  die  Postmeister,  so  Ussen  sich  längs  den  wich* 
tigeren  Strassenzügen  ganze  Reihen  von  Stationen  nachweisen,  wo  Deutsche 
derlei  Amtsgeschäfte  besorgten.  Auf  sie  bezieht  sich  der  ungar.  Ges.- Art  22 
vom  Jahre  1715:  ...  »Generalis  in  Kegno  Postarnm  Magister  subaltemos 
sibi  Postarum  Hagistros   et  Veredarios   juxta  Articulum  27  Anni  1681  per 
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Ungariam  Nobiles  dantaxatUngarosei  qoidem  PosMBsionatos  legibusque 
Begni  (extra  Ofüciom)  snbjectos  qaamprimain  assnmere  ....  debeai*  Joseph  L 
trat  für  die  in  Ungarn  Terwendet«^n  deutschen  Beamten  mit  allem  Nach- 
•Imcke  ein.  Die  nngar.  Stände  Terlangten  in  ihrer  am  24.  Joni  1 708  öberreichten 
Landtagsschrift  die  Entfemong  derselben  aas  Ungarn,  indem  sie  bemerkten: 
»praeteritis  temporibas  extranei  similia  officia  ademti  adeo  totom  innnda- 
▼  ernnt  Begnnm  at  miseri  Begnicolae  Teri  ntpote  et  nati?i  Patriae  filii  in 
sommam  g^ntis  Hangaricae  contemtam  et  postpositionem  omnibns  fere 
officiis  extorres  ac  in  Patria  exnles  tristi  cnm  animo,  rooerore  et 
gemitn  despectnros  (?)  sortem  snam  plangere  necessitarentnr.  *  Daraaf  ant- 
wortete der  Kaiser  nnterm  7.  Jani  1709:  *Extraneonun  ofßcialinm  in  Hnn- 
garia  necessitatem  olim  saepios  agnitam  a  S.  Stephani  L.  T.  cap.  6, 
1222  :  11,  1538  :  11,  1552  :  31;  manifestum  esse  ob  ocnlos  etiam  poni 
•iebere,  qnantam  ingratitndinis  notam  Begno  imprimis  pemitiosam 
apad  nniversum  orbem  sibi  innstare  foret  natio  Hangarica  si  mox 
post  redemtum  magis  e  tarcico  Ingo  quam  recnperatnm  germanico  san- 
gaine  et  re  et  opera  Hangariae  Begnnm  ipsimet  salntis  et  ?erae 
libertatis  anthores  et  Tindices  penitns  inde  ejicere  et  exclndi 
disiderentnr.*  Ich  entnehme  den  Wortlaut  dieser  landtäglichen  Yer- 
haiidlangen  einer  Abschrift  der  Acta  Diaetalia  ?on  1708/14,  welche,  nach 
einer  gleichzeitig  yom  Oedenbnrger  Stadtmagistrate  besorgten  Zosammenstellang 
angefertiget,  in  der  Agranier  Universitäts-Bibliothek  (anter  der 
Signatar:  Mspt  94  B.  13)  sich  befindet,  wohin  sie  vor  Karzem  darch  die 
eifrige  Verwendung  des  Bibliothekars  Ivan  Kostren£i6  aus  einem  herr- 
schaftlichen Archive  gelangte.  Die  angeführten  Stellen  stehen  auf  Seite  163 
und  2r>l.  Ebenda  fand  ich  (S.  445)  bezuglich  der  Schemnitzer  Berg- 
verwaltung ein  wenig  bekanntes  Argument  veneichnet,  durch  welches 
dieselbe  oder  vielmehr  die  Nutzung  der  zu  den  dortigen  Bergstädtan  ge- 
li  ri<rf«n  Gruben  als  dem  jeweiligen  Erzherzoge  von  Oesterreich 
II  t«hend  von  jeder  Einflussnahme  der  ungarischen  Kammer  ausgeschlossen 

I  heint  Joseph  I.  sagt  nämlich  in  seiner,  vom  10.  Februar  1710  datiert4»n 
Antwort  auf  die  Beschwerden  der  ungar.  Stände:  es  sollen  die  »Montanarani 
'Mtiitum  fodinae«  seiner  personlichen  Einwirkung  resenriert  bleiben  »penes 

II  •  liptionem  Mariae  Beginae  Dotis  ae  Archiducibas  Anstriae  eom- 
petentia  privata  jura  ac  indisputatom  hactenns  ofiinu*  Es  wurde  damit 
auf  den  Heirathsvertrag  zurückgegriffen,  welcher  bei  der  Vermählung  der 
Schwetiter  Ferdinands  I.  mit  dem  ungarischen  KOnige  Ludwig  (1522)  er- 
richtet ward,  und  die  österr.  Enhenoge  betrachteten  sich  sonach  ala  die 
Erben  der  damit  jener  Prinzessin  eingeräumten  Eigenthums- 

B I  d  •  r  ■  a  ■  •,  Q«Mh,  4w  öftevr.  UMMintoUfttaMM.  II.  Abu.  H 
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rechte.  Siehe  diesen  Vertrag  bei  KolUr,  Aactaariom  ad  Volium,  Lrk  j  • 
Verschrieben  wurden  dadurch  der  Königin  Maria  als  Wittham:  die  buat« 
Kremnits,  Schemnitz»  Keneohl,  Pnkancz,  Dilln,  Königsberg,  Libethen,  Brith 
und  Karpfen  mit  allen  Graben;  femer  die  Borgen  Sohl,  Altsohl,  Hosst, 
Konya,  MonkAcs  und  Diosgyör;  die  Stildte  Altofen,  Hosst,  Mannaros-Szigeth, 
Tecsö,  Visk,  MonkacsT&ros,  Bereghs&ss,  Miskolcz,  Diosgyör,  Mohy,  Mesököfeed 
und  Keresstes;  endlich  die  Insel  Gsöpel  bei  Ofen  und  die  Marmaroeer  Salz- 
kammer. Ursprünglich  (dorch  die  Abmachongon  vom  22.  Juli  1515  ebenda, 
Urk«  21)  waren  derselben  blos  die  Burg  lluäsi  mit  den  zugehörigen  5  St&dten 
in  der  Marmaros,  dann  die  Borg  Altsohl,  der  Kronmarkt  Altofen  und  Kremnitz 
mit  5  anderen  niederongar.  Bergst&dten  zogesichert  Ferdinand  I.  hat  die 
ungarischen  Bergstädte  im  Jahre  1550  obernommen  (K.  Ob  er  leitner, 
Oesterreichs  Finanzen  o.  s.  w.  von  1522  bis  1.^64  im  Arch.  f.  K.  Gstfui. 
Qeech.-Qoellen,  XXU.  Bd.,  S.  92). 

8t»)  Siehe  die  I.  Abth.  des  vorl.  Werkes,  Aumkg.  124  zum  111.  Abschnitt. 
Nach  l*Mnfkirchen    kam  schon    im  Jahre  16!U    eine  Schaar   von   Colonisien 
aus  dem  schwäbischen  Beichskreise,  denen  der  Stadt-  ond  Festungs-Comman- 
dant,  General  Vecchi,  das  Recht  ertheilte,  aas  ihrer  Miito  sich  einen  Hiebt  • 
za  wählen,   der  im  Stadtrathe  Sitz   und  Stimme  haben  sollte  (M.  Haas,  Ge- 
denkbuch  der  k.  fr.  Stadt  i^'üntkirchen,    gedr.   daselbst    1852,   S.  67).     Sie 
überdauerte  aber  kaum  den  Kaitzen-Einfall  vom  Jahre  1704.     M.  Bei  nennt 
in  8.  Notii  Hang.  Nov.  P.  I.  T.  III.  als  seit  Beginn  des  XVIII.  Jahrhunderts 
im  Pest-Piliser    Komitate   angelegte   deutsche   Colonien   solche   zu  Mogyeri>d, 
Kerepes,  Buda-Örs,  T6t6ny,  Buda-Keszi,  Vörös-Vär,  Visegrad,  Bogdiny,  Hartha 
an  der  Donau,  Nädudvär  oberhalb  Baja,  Käczk^ve,  dann  auf  der  Insel  Csepel, 
wo  dadurch  Serben  verdrängt  wurden :  Szent  Märton  (Franken  und  Schwaben), 
Ujfalu  (Oesterreicher)  und  Becse  (Steiermärker,  Oesterreicher  und  Schwaben). 
Auch  die  zu  Pest  und  Waiczen  an    der  Donau  gleich  nach  Vertreibung  der 
Türken  erfolgte  Ansiedlung  von  Deutscheu  erwähnt  er;  aber  er  betont  dal* 
den   raschen   Aufenthalts  Wechsel  der   Ankömmlinge   und   dass    sie   sich    im 
schwer  in  die  neuen  Verhältnisse  hineinfanden,  (p.  88:  qui  veniebant  nun 
pancis  post  mensibus  disgrediebantur  iterum,  migrandi  qnadam  libidine  ducti. 
In?aluerat  apud  advenas  opinio,   dejectis   opima  regione  barbaris   posse   in 
Hungaria  vitam  sine  opere,  sine  sudore  commode  transigi  .  .  .;  p.  434:  diffi- 
ciliter  adsrescebant  convenae  cum   aeri  Hungarico   tum   agricolationi   etiain. 
aliter  heic  quam   in  Germania   administrandae).     Merkwürdig   ist,   dass   d* 
Jesuit  LadisL   Tur6czy  in  s.  zuerst  172ii   publizii^rten  Werke  »Ungaria 
suis  cum  Begibus*   S.  39  bei  Beschreibung  des  Stuhlweissenburger  Komitats 
Folgendes  sagt:   »Commune  incolis  idioma  patrium  (id  est:  Ungaricum)  cm 
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advenis  Theatonicam,  sed  et  isti  in  illnd  transeant  Est  nempe  haec 
admirabilis  aeris  Ungarici  Tis  ac  potentia,  nt  exteras  qnascnnqae 
Gentes,  siqQidem  hac  semel  in  terra  sede^  fixerint,  Telintnolintjefficiat 
lomesticas  lingna,  genio,  moribns,  animo;  at  contra  servat  TJngania 
media  etiam  in  Asia  avitnm  sangninem  nee  tantom  in  illnm  exotici  possnnt 
coeli,  natnram  nt  vertant* 

87)  Siehe  die  Anmkg.  3G  znm  III.  Abschnitt  der  I.  Abth.  des  TorL 
Werkes,  wo  hierauf  bezügliche  Rathschlftge  ans  dem  Jahre  1689  mitgetheilt 
sind.  Joseph  I.  scheint  diese  Winke  in  Ungarn  befolgt  zn  haben;  aber  in 
den  ansseningarischen  Provinzen  yerhielt  er  sich  der  Nationali t&tenfirage 
gegenflber,  so  weit  ich  es  erheben  konnte,  ziemlich  gleichgiltig.  Mir  ist  ein 
einziger  Fall  bekannt  geworden,  in  welchem  er  fQr  die  Pflege  des  Dentsch- 
thurns  in  Mitte  fon  Slaven  ans  Staatsmitteln  sorgte.  Dieser  Fall  betrifft 
den  Unterhalt  eines  anch  der  deutschen  Sprache  mächtigen  Caplans 
zn  Idria  in  Krain.  Der  Kaiser  verlieh  diese  Stelle  (»die  Caplaney  in  der 
Tentschen  Idria«)  mit  BasoL  vom  28.  Jnli  1707  dem  Priester  Oasp.  Jos. 
\v   ''  '  '  ch  von  Wichtenstein,   weil  derselbe  sowohl  der  deutschen   als   der 

i-n  Sprache  mächtig  war.  (InnerOsterr.  Hofkammer-Akt  107  vom 
Juli  1707).  Mehrere  Vertreter  der  »gesimmten  Knappschaft*  des  Qneck- 
Silberbergwerks  (darunter  die  Huthlente  Urban  Scheroutz  und  Georg  Dembscher, 
A\e  Brudermeister  —  Vorsteher  der  Bruderlade  —  Mathias  Weber  und  Georg 
üuz)  hatten  hierum  gebeten.  Wahrscheinlich  handelte  es  sich  aber  da  nur 
im  Wiederbesetzung  einer  schon  früher  systemisirten  Stelle,  wie  ja  schon 
KnÜMitog  Karl  unterm  17.  Oktober  1581  auf  Anhalten  »der  ganzen  Oemain 
and  GMellDchaft  ynseres  Perkwerks  Idria*  einen  jährlichen  Beitrag  Ton 
20  Gulden  ffir  einen  dort  zu  unterhaltenden  (allem  Anscheine  nach  deutschen) 
^chnllehrer  bewilligt  hatte.  (InnerOsterr.  Hofkammer-Akt  83  ex  Oktober  1 581 ). 

88)  Note  der  Wiener  Hofkammer  (gezeichnet  von  Job.  David  Palm) 
vom  24.  Oktober  1709  an  die  Oesterr.  Hofkanzlei  (bei  den  niederOsterr. 
>täiideakten  im  Archive  des  k.  k.  Minist  d.  Innern,   Akt  i:{  ex  1709,  IV. 

89)  Alex.  F^nyes,  Statistik  dea  Königreichs  Ungarn,  111.  ThL  S.  22. 

90)  Noch  im  Vertrage,  welchen  die  Stände  Kroatiens  mit  der  Inner- 
Österr.  Hofkammer  räcksichtlich  der  Zriny-FrangepaniVhen  Güter  schloflseo 
und  den  Karl  VI.  unterm  28.  Aognat  1720  genehmiget  hat  (bei  Kukul- 
jevi6,  Jura  Croatiae,  P.  I.  p.  386  fll),  sind  als  »comorania  et  eitraordinaria 
Uegni  onera*  blos  genannt:  gratniti  Laborw,  novomm  Conflnionun  annua 
i^     '  Praesidiorum  Keperatio  et  Forttflcatio,  tempore   belli  militum  et 

\\\  iiuctii».  tormcntomiii  ....  proviHio.    Erst  im  folfrcnd<<n  Jahre  muthete 

11* 
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Karl  VL  mit  Bernftiiig  aaf  die  flnaoxiellen  Bedrängnisse  and  sich  auch  sonst 
darob  enisohaldigend  den  kroatiachen  St&nden  kq,  dass  sie  »cnrrente  hoc 
anno  partam  qnoqae  ooeris,  etsi  minimam..id  est  nnam  alteraniTe 
legionem  ...  in  aestivis  mensibas  sostentandam  ibidem  et  dialocandam * 
flbernehmen  oder  diese  Last  mit  50.000  Qulden  baren  Geldes  ablOaeo.  (Beacript 
Tom  17.  Mai  1721  ebenda,  p.  398).  So  wie  Kroatien  so  war  auch  Tirol 
?on  der  Yeritflichtnng,  Milit&r-Qoartiere  zu  tragen,  vollkommen  frei. 
Die  St&nde  des  Landes  lehnten  eine  diesbezügliche  AufTorderong  Leopolds  1 
im  November  1671  anfs  Entschiedenste  ab.  (Gebundene  Landtags-Akten  im 
landschafU.  Archive  za  Innsbmck,  Bd.  XX VIII).  Sie  blieben  auch  weiterbin 
mit  solchen  Zamuthungen  verschont  and  als  im  Jahre  1700  die  massenhaften 
Trappen darchmärsche  nach  Italien  begannen,  sicherte  die  Oberösterr.  Regierung 
dem  desshalb  in  Sterzing  versammelten  Engeren  Ausschusse  namens  des 
Kaisers  den  vollen  Ersatz  der  Kosten  zu.  Die  Wiener  Uofkammer 
Übermächte  auch  im  Jahre  1701  in  Erfüllung  dieser  kais.  Zusage  der  Land- 
schaft 25.000  Gulden;  aber  die  ständische  Liquidierungs-Commission  erhob 
im  Februar  1702  einen  weiteren  Anspruch  von  100.705  Gulden,  mit  deren 
Bezahlung  das  Land  sich  freilich  bis  nach  Bewältigung  des  bayrisch-franzö- 
sischen Einfalls  gedulden  musste.  (Ebenda,  Bd.  LXI).  Unter  Joseph  I. 
zeigte  sich  die  Wiener  Hofkammer  den  Tirolern  gegenüber  in  dem  Masse 
zuvorkommend,  dass  sie  im  Jahre  1707,  um  dem  Lande  die  Verpflegung 
durchmarschierender  Truppen  zu  erleichtern,  hiezu  sogar  Fleisch  und  andere 
Lebensmittel  nach  Tirol  überführen  liess  und  namentlich  die  südlichen  Ge- 
genden des  Landes  von  Triest  und  Fiume  aus  approvisionierte.  (Hofdekret 
vom  1.  Juni  und   16.  November  im  Innsbrucker  Stattbalterei-Archive). 

91)  Akten  der  steierm.  Landtage  von  1703  bis  1710  im  Landes-Archive 
zu  Graz. 

92)  Akt  9  ex  1711  Niederösterreich,  IV.  H.  ri,  im  Archive  des  k.  k. 
Minist  d.  Inneni. 

93)  Ebenda.  Ein  von  Georg  Friedrich  Schickh  signirtes  Hofdekret  vom 
2.  April  1711  bedeutete  den  Ständen  auf  ihre  Weigerung,  beide  Lasten  zu 
äbemehmen,  dass  andere  Länder  schon  wiederholt  sich  über  des  Kaisers  zu 
grosse  Milde  gegen  sie  beklagt  hätten,  und  drohte  bei  längerem  Widerstände 
mit  »Bchärfferem  Einsehen.* 

94)  Das  k.  k.  Kriegs-Archiv,  Geschichte  und  Monographie,  Wien  1878 
(Verlag   des  k.  k.  Generalstabes),   S.  5:    »Durch   die   von  Kaiser  Joseph  1. 
1 705  verfügte  Wiedervereinigung  des  innerösterr.  Hof kriegsrathes  mit  jenem 
zu  Wien  erhielt  die  Aktensammlung  der  hofkriegsräth liehen  Registratur  al 
nunmehr  einzige  Centralstelle  für  die  osterr.  Erblande  eine  um  so  erhöhter' 
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Wichtigkeit  Den  bedentangsTollsten  and  wahrhaft  organisatorischen  Schritt 
im  österr.  ArchiTwesen  zu  thnn,  blieb  jedoch  dem  ruhmreichen  Fährer  der 
kaiserlichen  Heere,  Prinzen  Engen  von  Savojen,  vorbehalten....*  Ein 
kaiserliches  Handschreiben  vom  4.  April  1711  ernannte  aber  dessen  Antrag 
den  Bernhard  Rosenbaam  zom  Eriegs-ArchiTar  nnd  tmg  diesem  aof  »die 
darch  ein-  and  mehrere  Säcula  her  wegen  Länge  der  Zeit  aasser  Ordnung 
and  in  Vergessenheit  komben-,  sonsten  aber  an  sich  selbsten  sehr  importir- 
lieh-  and  denkwürdige  Schriften  wiederum  henrorzoimchen  and  in  gate  Ord- 
nung za  bringen.* 

95)  Am  22.  Februar  1706  beechloss  die  krainische  Landschaft  aof 
Andringen  der  Geheimen  Stelle  in  Gras,  zum  Schatze  der  durch  die  Fran- 
j)sen  bedrohten  GrafiKhaften  Q6ri  und  Gradiska  am  Karst,  an  der  Poikh 
und  in  Istrien  1000  Mann  Landvolk  aufeubieten,  die  dann  zu  Wippach  und 
Adelsberg  ausgerüstet  werden  sollten.  Auch  Reserven  wurden  gebildet  (Stän- 
disches Protokoll  41,  BL  372  im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach).  Als 
zwei  Jahre  früher  die  Stadt  Triest  aus  dem  gleichen  Anlasse  bei  den 
ständen  Erains  um  Zusendung  von  500  Bewai&ieten  und  einiger  Eonstäbler 

Artilleristen)  anhielt,  schlugen  sie  es  ihr  ab  mit  dem  Bedeuten :  eine  solche 
Iknstandsleistung  liege  nur  den  benachbarten  Herrschaften,  nicht  dem  ganzen 
Lande  £[rain  ob  und  es  käme  der  erbetene  Succurs  auch  schon  zu  spät 
(Ebenda,  Bl.   162). 

96)  Die  bezügliche  Klage  hat  die  steiermärkisclie  Landschaft  wider 
Eämten  und  Erain  bei  der  Geheimen  Stelle  in  Graz  anhängig  gemacht  und 
diese  ordnete  für  den  16.  September  1707  eine  »Conferenzial-Tagsatzung* 
an,  zu  welcher  die  krainer  Landschaft,  um  nicht  »in  contumaciam  condem- 
niert  zu  werden*,  den  Grafen  Weickhart  Ferdinand  Barbo  von  Waxen- 
stein  als  ihren  Vertreter  entsendete.  Der  Relation  desselben  aber  seine 
Verrichtungen  in  Graz  (die  im  landschaftl  Archive  zu  Laibach  unter  der 
alten  Signatur  L  96  sich  befindet)  entnehme  ich  Folgendes:  Die  erste  Zu- 
sammentretang  verhinderte  ein  Rangstreit  Die  Begierong  überdachte  sodann 
die  ganze  Angelegenheit  genauer  und  wies  darauf  hin  die  Soccurs-Ansprüche 
1er  Steiermärker  »de  praeterito*  der  Geheimen  Stelle,  diejenigen  »ratione 
iituri*  einer  kais.  Commission  zur  Entscheidung  zo.  Es  war  das  die  näm- 
liche Commission,  welche  damals  in  Graz  die  neue  Militär-  und  Finanz-^n- 

ng  durchzusetzen  hatte.  Der  kais.  Prinzipal  -  Commissarios  Job.  Jak. 
.  .  ..urr  von  Eriechpaumb  trag  den  erschienenen  Länderdepotierten  vor  Allem 
•Ion  Wunsch  des  Kaisers  vor,  dass  die  »verbrüderten  Lande*  sich  über  oine 
gemeinsame  Defensions-Ordnung  einigen  mOchten,  und  richtete  sodann  an  die 
Vertreter   von   Krain  und   Kärnten   die   Ermahnung,   don   dermalen  »Noth 
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leidendMi*  Land«  Sieyer  beizostehen.  Im  AnschloMe  hierin  fährte  Graf 
Ton  Wihlensiein  aU  Vertreter  dea  Ittirtgenaonten  Landes  des  N&heren 
ans,  weaahalb  dieses  den  flraglichen  Beistand  erwarte  und  ihn  beanspruchen 
in  dArfen  glaube.  Das  geschah  in  Conferenzen,  weich«  ani  2b.  ond  20.  Ho- 
Tember  1707  so  Qras  abgehalten  worden.  In  aller  Form  hatte  aber  die 
Verhandlang  am  23.  bis  25.  Febmar  1708  dortselbst  Tor  jener  Ck)mmis8ion 
statt»  welcher  der  Kaiser  gegen  Dem,  dass  xwei  Qrazer  Qeheimräthe  bei- 
gelogen  werden,  die  Schlichtang  der  ganzen  Angelegenheit  (de  praeterito  un<l 
pro  fiitaro)  anheimgab.  Der  Anwalt  der  steierm.  St&nde  berief  sich  aaf  die 
1575  xa  Brück  an  der  Mar  yon  den  innerösterr.  Ländern  aasgetaaschte  and 
1578  bekräftigte  Zusage  wechselseitiger  Vertheidigung,  welchem  Versprechen 
sie  aach  in  den  Jahren  1668,  1683  and  1704  nachgekommen  seien.  Erst 
in  den  letzten  vier  Jahren  h&tten  K&mten  and  Krain  ihre  steyrischen  Ver- 
bflndeten  im  Stiche  gelassen  and  diese  desshalb  294.229  Galden  za  ihrer 
SelbetTertheidigang  aufwenden  müssen,  welche  Samme  die  beiden  treabrnchigen 
Länder  ihnen  za  ersetzen  haben  werden.  Ausserdem  begehrte  Graf  von  Wil- 
denstein, dass  sie  die  Bezahlung  eines  Staatsvorschasses  von  18.000  Gulden, 
den  die  Stände  der  Steiermark  zu  jenem  Zwecke  empfangen  hatten,  zurück- 
bezahlen. Namens  des  Landes  Kärnten  replizierte  hierauf  ein  Freiherr 
Ton  Aicholt  in  ablehnendem  Sinne.  Graf  Barbo  that  desgleichen  und 
leugnete  nicht  nur,  dass  »Crain  schuldig  war,  den  Succurs  abzuschicken*, 
sondern  auch,  dass  beim  Bestehen  einer  Verpflichtung  hiezu  es  in  seiner  Macht 
lag,  dieselbe  zu  erfüllen.  Er  wendete  ein:  Die  Abmachungen  von  1575  and 
1578  seien  »zu  keiner  vollständigen  Richtigkeit*  gekommen  und  wären  sie 
auch  perfect  geworden,  so  hätten  doch  »Acta  posteriora*  sie  wieder  annullirt 
Er  spielte  dabei  auf  die  »Abkommnuss*  (desvetudo)  an,  in  welche  das  Inns- 
bracker  Vertheidigungs-Libell  von  1518  gerathen  sei,  hob  femer  hervor, 
dass  im  Jahre  1578  weder  in  der  Schlussschrift  des  damaligen  innerösterr. 
Universal-Landtags  vom  9.  März  noch  in  der  Danksagung  dafür  vom  folgen- 
den Tage  der  gegenseitigen  Defension  Erwähnung  geschehe,  auch  die  Be- 
schlüsse dieses  Landtags  überhaupt  unausgeführt  geblieben  sind  und  dass 
namentlich  die  Steiermark.  Stände  es  unterliessen,  wesentliche  Bestimmungen 
der  Defensions-Ordnung,  wie  die  Berathung  der  Gältpferde,  das  Anzünden 
der  Kreitfeaer,  die  Beschreibung,  Musterung  und  Einübung  der  Unterthanen 
— ,  in  Vollzug  zu  setzen.  Wenn  unter  diesen  Umständen  das  eine  oder 
andere  Land  dennoch  zuweilen  einen  Succurs  leistete,  so  geschah  dies  demnach 
aas  freiem  Willen.  Die  steierm.  Stände  selber  hätten  dies  anerkannt  und 
die  Bracker  Defensions-Ordnung  als  nicht  bindend  erklärt,  indem  sie  an- 
l&aslich  der  Bocskay^schen  Bebellion,  als  ihrem  Lande  grosse  Gefahr  drohte, 
zonächst  keine  Aafforderang  zur  nachbarlichen  Beistandileistang  ergehen  Hessen, 
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später  aber  (im  Jahre  1606)  eine  be.'iondrn*  /asammenkonfl  der  Länder  zum 
Zwecke  der  Vereinbarung  einer  neaen  Defensions-Ordnang  veranstalteten,  die 

l>er  nicht  zu  Stande  kam.  Daher  wagte  es  anch  das  Land  Krain  trotz  aller 
Bedrängnisse  dnrch  die  Republik  Venedig  im  Jabre  1616  nicht,  ?om  Lande 
Steyer  Beistand  zu  fordern,  sondern  es  erbat  damals  Yon  demselben  blos  ans 
nachbarlichem  Vertrauen  ein  Darlehen.  Auch  späterhin  wurden  Öfter  Defen- 
sions-Ordnungen  entworfen,  was  zwecklos  gewesen  wäre,  wenn  die  Drucker 
Beschlässe  von  1575  und  1578  irgend  eine  bindende  Kraft  gehabt  hätten. 
Mit  einer  Zuschrift  vom  14.  Juli  1667  habe  das  Land  Stejer  gar  selber 
•k>m  Lande  Krain  eröffnet,  dass  es  Sache  Sr.  Mijestät  des  Kaisers  sei,  die 
liänder  zu  veitheidigen.  Wenn  dasselbe  im  Hinblicke  hierauf  nicht  einmal 
zur  Selbstvertheidig^ng  schritt,  um  wie  viel  weniger  kann  es  verlangen,  dass 
ein  anderes  Land  ihm  beispringe!  In  der  That  gehe  der  »ungarische  Tractns*, 
um  dessen  Vertheidigung  es  sich  nunmehr  handle,  lediglich  den  König  von 
Ungarn  an  und  in  zweiter  Linie  sei  die  durch  Steiermark  zu  erhaltende 
Militärgrenz-Mannschaft  dazu  berufen.  Freilich  entbehrt  diese  ans  Verschulden 
der  Stejrer  der  ihr  gebfihrenden  Bezahlung;  allein  wie  kommt  Krain  dazu, 
die  Folgen  derartiger  Versäumniss  zu  büssen?  Und  ist  das  Land  Steiermark 
etwa  in  einen  offenen  Krieg  verwickelt^  auf  den  allein  jeder  nachbarliche 
Succurs  berechnet  sei?  Man  weis  nur,  dass  Bebellen  Einfälle  machten  ohne  auf 
steiermärkischem  Qebiete  Nachtlager  zu  halten  oder  irgend  eine  Belagerung 
zu  unternehmen.  Haben  die  Stejrer  selbst  Aufgebote  erlassen  und  sonst 
sich  angeschickt,  den  Feind  mit  Anwendung  der  älteren  Defensions-Ordnungen 
abzuwehren?  Es  verlautet  davon  nichts.  Wie  wollen  sie  also  die  Länder 
Kärnten  und  Krain  fdr  die  Kosten  und  Schäden  verantwortlich  machen,  die 
ihr  (der  Stejrer)  eigenmächtiges  Verhalten  verschuldet?  Ueberdies  hat  Krain 
in  den  letzten  Jahren  vollauf  zu  thnn  gehabt,  um  sich  selbst  vor  feind- 
lichen Angriffen  zu  schätzen.  Und  deesennngeachtet  hat  es  den  Steier- 
Mhirkem  im  Jahre  1704  auf  ihr  erstes  Anmelden  mit  400  Mann  ausgeholfen, 
•lu'  allerdings  nur  bis  Cilli  vorrfickten,  weil  die  stejrische  Landschaft  sie 
weiter  nicht  zu  benöthigen  und  die  Gefahr  als  beseitiget  erklärte.   Ausserdem 

literhielt  Krain  an  der  steiermärkischen  Grenze  4  Jahre  lang  die  Karlstädter 

ronzmiliz  und  hat  es  dadurch  den  Stejrem  einen  grossen  Dienst  erwiesen. 
^  erstehende  Argumente  wurden  stejrischer  Seits  beetritten.  Aber  Graf  Barbo 
wiederholte  sie  in  der  von  ihm  eingebrachten  Quadruplik   und  es  hat  nicht 

n  Anschein,  als  hätten  die  Steiermärker  etwas  ausgerichtet  Weder  Kärnten 
i.  »ch  Krain  brauchte  denselben  fflr  unterlassenen  Succurs  eine  Entschädigung 
zu  leisten.     In  der  Folge  wurde  auch  von  keiner  Seite  mehr  der  »nach- 

iriiche  Succurs«  begehrt,  gleich  als  wäre  er  nie  üblich  gewesen. 
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1)  Dieses  Testament  wurde  zum  ersten  Male  im  Jahre  1877  vom  da- 
maligen Vorstände  des  Archivs  im  k.  k.  Ministerium  des  Innern  zu  Wien, 
Dr.  August  Fournier,  in  Sybel's  Histor.  Zeitschrift,  N.  F.  IL  Bd.,  S.  43 
bis  47  Yolünhaltlich  veröflFentlicht,  so  wie  es  unter  den  Akten  des  vorge- 
nannten Archivs  in  Gestalt  einer  abschriftUchen  Beilage  zu  einem  die  Prag- 
matischen Sanktion  betreffenden  Akte  sich  vorfindet  Mein,  in  GrünhuVb 
»Zeitschrift  für  Privat-  und  öflfentL  Recht  der  Gegenwart*  vom  Jahre  1875 
(IL  Bd.)  geäussertes,  Bedenken,  dass  wir  es  da  mit  einem  blossen  Conzepte 
zu  thun  haben,  sucht  Fournier  a.  a.  0.  S.  33  mit  dem  Zeugnisse  eines 
venetianischen  Gesandten,  der  im  Jahre  1708  den  beiläufigen  Inhalt  des 
Testaments  vom  Hörensagen  kannte,  und  damit  zu  entkräften,  dass  daaselbe 
den  niederösterr.  Ständen  als  Beilage  zur  Proposition,  welche  die  Thron- 
folge zum  Gegenstand  hatte,  mitgetheilt  worden  sei.  Mir  ist  von  dieser 
Verwendung  der  Urkunde  (die  deren  Geheimhaltung  freilich  als  zwecklos  er- 
scheinen liesse)  nichts  bekannt  Eine  Abschrift  des  in  Bede  stehenden 
Testaments  ist  nur  im  mehrgenannten  Archive  den  Schriftstücken 
beigemengt,  welche  bei  jenem  Anlasse  den  n.  0.  Ständen  abschriftlich 
vorgelegt  wurden.  Dass  sein  Inhalt  wirklich  zu  deren  Kenntniss  gebracht 
wurde,  ist  in  hohem  Grade  unwahrscheinlich;  denn  ich  fand  weitere 
Abschriften  in  keinem  einzigen  ständischen  Archive  und  auch 
keinen  Vormerk  darüber,  dass  solche  der  Proposition  über  die  Thronfolge 
angeschlossen  waren.  Immerhin  lasse  ich  jedoch  dermalen  das  Testament  als 
zu  Stande  gekommen  gelten,  weil  dessen  von  Fournier  behauptete 
Bechtskraft  inzwischen  von  Niemandem  angefochten,  auch  durch  Diejenigen, 
welchen  einen  Irrthnm  hierüber  nicht  aufkommen  lassen  dürfen,  nicht  in 
Abrede  gestellt  worden  ist  und  weil,  wäre  es  Conzept  geblieben,  der  vene- 
tianische  Botschafter  Dolfin  kaum  darauf  auftaierksam  geworden  sein  würde, 
noch  viel  weniger  aber  Ursache  gehabt  hätte,   seiner  Bepublik   darüber   zu 
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berichten.  Es  ist  ein  Verdienst  Foamier*s,  a.  a.  0.  (S.  30)  ans  der  Final- 
relation eines  anderen  yenetianischen  Gesandten  Tom  Jahre  1699  eine  Stelle 
herrorgehoben  za  haben,  welche  beweist,  dass  die  Ausstattung  des  nach- 
herigen spanischen  Königs  Karl  mit  Tirol  damals  schon  für  den  Eall 
ins  Aage  geüasst  war,  dass  er  weder  die  Kronen  Spaniens  noch  irgend  einen 
italienischen  Staat  zu  erwerben  vermöchte. 

2)  Diese  Klauseln  erinnern  (namentlich  was  das  Kingehen  von  Bünd- 
nissen anbelangt)  an  einzelne  Bestimmungen  des  Testaments  Ferdinands  L 
fom  25.  Februar  1554,  noch  mehr  aber  an  die  älteren  Haos-Ordnongen. 
Als  Ferdinand  III.  am  25.  Febmar  1647  im  Namen  des  gesammton  Erzhaoses 
Oesterreich  die  Haaptmannschaft  Gradisca  an  den  Mannsstamm  des  fürstlichen 
Hauses  Eggenberg  »mit  der  landesfarstlichen  Obrigkeit  und  aller  anderen 
Jurisdiction  und  mit  allem  Einkhommen*  yerkaofsweise  abtrat,  behielt  er  sich 
and  seinen  Nachfolgern  bezüglich  der  Festong  Gradisca  das  Oeflboangsrecht 
d.  h.  das  Becht,  in  Kriegszeiten  eine  Besatzung  in  dieselbe  zu  legen,  aos- 
drücklich  bevor.  Die  Kriegsherrlichkeit  in  möglichst  ausgedehntem  Masse 
zu  behaupten,  war  also  ein  Hauptaugenmerk  des  regierenden  Hauses.  Prak- 
tischen Werth  hatte  dies  aber  nur,  wenn  die  einheitliche  Ausübung  derselben 
gewahrt  blieb. 

8)  Abschrift  in  meinem  Besitze.  Die  Authentizität  derselben  hat  Schwabe 
a.  a.  0.,  Anmkg.  163  und  214  bezeugt 

4)  Akt  unter  dem  Titel:  Substantialia  des  Gameralischen  Einrichtungs- 
Beferats  d.  d.  26.  November  1712  im  k.  und  k.  Beichsfinanz-Archive. 

5)  Ebenda.  Die  definitive  Eintheilung  der  Wiener  Hofkammer  in  Com- 
missionen  erfolgte  am  24.  M&rz  1714.  Es  wurden  gebildet  L  eine  Haupt- 
und  Wirthschafts-Commission  unter  ^Vorsitz  des  Vice-Präsidenten  Grafen  Mollart, 
IL  eine  Fiskal-Commission  unter  dem  Grafen  Hoyos,  HL  eine  Berg^  und 
Münzwesens-C  unter  dem  Grafen  Caraffo,  IV.  eine  Salz-C.  unter  dem  Prä- 
sidenten Grafen  Starhemberg,  V.  eine  Mauth-C.  unter  Graf  Volkhra,  VI.  die 
Hachhalterei  und  damit  verbundene  Hauptbuch-Commission  unter  dem  Prä- 
sidenten Grafen  Starhemberg  (mit  den  Käthen  Graf  Walsegg,  v.  Palm, 
y.  Schmerling,  und  dem  Sekretär  v.  Zuana),  VII.  eine  Banoo-  und  Project-C 
unter  dem  Freiherm  v.  Petschowitz,  VIIL  eine  Militärische  Haapt-Guneral-C. 
unter  dem  Präsidenten  (mit  den  Kammenräthen  v.  P&lm,  v.  Sauberer,  Eckhier, 
V.  Hackh  und  mit  den  Bechnungsräthsn  Knor  und  Simbschen).  Wie  aus 
einem  Vortrage  Starhembergs  vom  28.  Februar  1714  ersichtlich,  kamen  durch 
die  neue  Einrichtung  zwölf  Bäthe  in  Ersparung.  Der  Kaiser  beliess  ihnen 
bei  den  Gremialberathungen  (welche  eben  fortdauerten)  Sitz  und  Stimme 
und  reduzierte  nur  ihre  Bezüfs  auf  die  Hälft«.    Das  niedomiigar.  Ob«ni- 
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kammergnüeu-Amt   wurde  schon    anterm    2^.   M&rz    1714  von 

SlarlMuberg,  Ckraflk  und  Ph.  Jac  Ton  Unkhrechtsberg  gegen^^idni. :  .^  kais. 
Rescript  Terst&ndiget,  dass  »die  in  Bergwerkh-  und  Mflnzweesen  vorfallende 
Neiro^»  Cameralia  Vänfti^hin  wie  alT  andere  dergleichen  Materien 
der  graMiehten  Abtheilung  nach  durch  eine  hiezue  besonders  dopatirte  Hanbt- 
Commission«  behandelt  werden.  (Schmidt,  Berggesetz-Sammlung,  II.  Abth. 
6.  Bd.  &  33). 

6)  Siehe  Jani  Perontini  J.  C.  De  Consiliis  ac  Dicasteriis  quae  in 
Urbe  Vindobona   habentur  Liber  singularis,   Halao  Magdeb.   17'J2,  p.  78  ff. 

7)  Siehe  den  »Schematismus  derer  kais.  und  kgl.  wie  auch  erz- 
herzoglichen nach  dem  Alphabet  gesetzten  Instanzien*  im, Staats-  und 
Standes-Kalonder  aufs  Jahr  1731«,  Wien  (Druck  der  kais.  Reichs- 
und Hofbuchdruckerei,  Verlag  von  Job.  Bpst  Schön  weiter)  und  damit  im 
Wesentlichen  übereinstimmend:  Job.  Bas.  Kücheibecke r's  Allerneueste 
Nachricht  vom  Rom.  Kais.  Hofe  — ,  Hannover  1730,  S.  309  bis  317.  Als 
»Hofcammer-Referendarien*  sind  da  (S.  314)  genannt:  Job.  Theod.  v.  Weis- 
senberg,  Carl  Jos.  Sauber(er)  v.  Sauberskirchen,  Job.  Bpst.  v.  Wenser,  Ferd. 
Benedict  v.  Lachemeyer  und  Gabriel  Gyöngyösy.  Die  Gesammtzahl  der  Hof- 
kammerr&the  betrug  im  Jahre  1731:  71,  wovon  24  dem  Herrn-.  17  dem 
Ritterstande  angehörten. 

8)  Resolution  vom  10.  August  1723  (Küche Ibecker's  Allerneueste 
Nachricht,  S.  314). 

9)  Schematismus  der  .  .  Instanzien  für  1736.  Referent  für  Ungarn  war 
noch  immer  Gabr.  Gyöngyösy ;  für  die  Länder  der  böhm.  Krone :  Beruh.  Heinr. 
von  Oermetten ;  fär  Ober-  und  Vorder-Oesterreich :  Ant  Thad.  Vogt  v.  Sum- 
meraa;  fär  In ner-Oester reich :  Fr.  Ant.  v.  Pistrich;  für  das  Erzherzogthum 
Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns:  Joach.  Georg  Schwandtner.  In  das 
MilitÄr-Referat  theilten  sich  nunmehr  Heinr.  Jos.  v.  Koch  (quoad  Publica) 
und  Fr.  Ferd.  v.  Geisslitzer  (quoad  Oeconomica). 

10)  Schwabe,  a.  a.  0.  129:  »Im  Zeitpunkte  des  eigentlichen  Ins- 
lebentretens  der  Bankalität  nahm  und  erhielt  unter  besonderer  Bezeigung 
kaiserlicher  Gnade  Graf  Starbemberg  seine  Entlassung  von  der  Stelle  eines 
Hofkammer- Präsidenten  .  .  .  .:  er  hatte  .  .  .  eine  Ausdehnung  der  Bankein- 
richtungen neben  dem  Stadt-Banco  in  einer  ganz  anderen  Weise  befürwortet, 
als  sie  mit  der  Bankalität  bewerkstelliget  wurde,  und  gegen  diese  eine  ent- 
schiedene Gegnerschaft  an  den  Tag  gelegt.*  Näheres  über  Starhemberg's 
Rucktritt  s.  in  meiner  Abhandlung  ,Die  Wiener  Stadt-Bank«,  Anmkg.  85. 

11)  Schwabe^  a.  a.  0.  S.  122  bis  125  beurtheilt  die  Leistungen 
der  »Universsl-Bankalität«  ungünstiger,  als  sie  es  verdienen.     Der  ehemalige 
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Vorstand  des  Bechnongs-Departements  der  k.  k.  Statthalterei  fär  Steiermark, 
Jos.  Casalanz  Lichtnegel,  sagt  darüber  in  s.  »Geschichte  der  Ent- 
wicklang des  österr.  Bechnongs-  ond  Controlwesens*  (Graz  1872)  S.  36: 
»Es  gebührt  der  österr.  Bankal* Administration  der  damaligen  Zeit  thats&ch- 
lich  das  Verdienst,  dass  sie  mitten  in  dem  Chaos,  wo  anderw&rts  noch  fast 
keine  Spar  einer  Terl&selichen  and  g^naaen  Rechnong  anzatreflfen  war,  bei 
ihren  Kaasen  solche  Einrichtangen  ins  Leben  za  rofen  gewnsst  hat,  welche, 
wenigstens  was  die  erste  Aafschreibnng  der  vorgefallenen  Empfinge 
ond  Aasgaben  betrifft,  der  Sicherheit  des  Aerars  sehr  za  Statten 
kamen.*  I^at  der  Gebarangs-Instrnction  vom  30.  September  1715  stellte 
nämlich  das  Bankal-Govemo  jeder  Klasse  eine  Liqaidatar  als  anabh&ngiges 
Org^  an  die  Seite  und  fagte  sie  »zwischen  beide  die  Liqaidations-Bachhalterei 
als  Bechnangs-Confizienten*  ein.  Die  Kasse  selbst  hatte  blos  »die  Beein- 
nahmang  and  die  Beaasgabong  der  Gelder*  nach  Massgabe  der  An- 
weisungen, die  der  Liqnidations-Bacbhalter  aasstellte,  zo 
besorgen  and  Letzterem  waren  der  Liquidator  and  ein  Bachfährer  (Scrittarale) 
beigegeben.  —  Die  Ermächtigung,  bestimmte  Summen  anzuweisen,  gewährte 
dem  einzelnen  Liqnidations-Buchhalter  der  » General- Anordnungs-Staat*,  der 
für  jedes  Jahr  im  Voraus  festgestellt  wurde.  Stand  eine  Ausgabspost  nicht 
n  diesem  Staats- Voranschlage,  so  darfte,  besondere  Bedenken  aosgenommen, 
das  Bankalitäts-GoYemo  aus  sich  die  Bezahlung  yerfSgen,  wenn  der  Betrag 
Eintausend  Gulden  nicht  überstieg.  Sonst  aber  musste  die  Genehmigung  des 
Kaisers  daxn  eingeholt  werden,  der  sie  allerdings  im  kurzen  Wege  (durch 
iTtheilung  seiner  Unterschrift  auf  dem  BefSsratsbogen)  gab.  So  regelte  den 
Vorgang  eine  kais.  Entschliessung  yom  25.  April  1715,  yon  welcher  die 
Wiener  Hofkammer  unterm  27.  Juli  1715  dem  Gubemator  zu  Innsbruck 
eine  Abschrift  zukommen  Hess,   die   ich   im  dortigen  Statthalterei-Ar- 

hive  einsah.  In  diesem  Schriftstäcke  sind  die  Angelegenheiten  genan 
.  rzeichnet,  für  welche  das  Bankal-Go?emo  eine  »Subdelegation*  zu  bestellen 
hatte,  durch  deren  Zusammentreten  mit  der  Wiener  Uofkammsr 
dieselben  zu  erledigen  waren.  Von  solchen  Angelegenheiten  hebe  ich 
hi(^r  henror:  1.  Die  Formierung  des  jährlichen  Geoeral-Anordnungs-Staats ; 
J.  Die  Präfang  der  Staatsrechnungsabschlfisse  Tom  Voijahre;  3.  Aufbringung 
der  nöthigen  Barmittel;  4.  Abstossnng  der  Schulden;  5.  Anfhahme  Ton  Dar- 
l«>hen  und  Abschluss  anderer,  die  Finanzen  berührender  Verträge  (wobei  die 
Hofkammer  den  Vertrag  schliesst,  die  bstreffenden  Obligationen  aber  Tom 
Hankal-Go?erno  »ratifiziert*  und  hinaMgsgebsn  wefto);   6.  Einlösung  Ter- 

fändeter  Herrschaften,  Gdter  und  Gefälle;  7.  Einbringung  der  (zur  Ver- 
grOtsening  des  perpetuirliohen  Bankalfonds  bestimmtSB)  FiscalititsB,  Cadod- 
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Uten  and  Contrabanden ;  8.  Uebong  der  Commerzien,  Einfühning  ?on  Manu- 
fiwtaren  and  Fabriken;  9.  Einbringung  der  Becbnongs-Beste ;  10.  J&brlicbe 
Abrechnung  mit  den  einzelnen  Ländern  (d.  h.  den  8t&nden)  über  die  ihnen 
obliegenden  Qeldbeiirlge  (wobei  zwar  die  Uofkaminer  die  Rechnung  auftiimmt 
und  a^ostiri,  das  Bankal-OoTemo  aber  durch  seine  Delegirten  das  Interesse 
des  Staates  wahrzunehmen  hat);  11.  Ersinnen  neuer  Einkommensquellen  zur 
besseren  Dotierung  der  Bankalkassen;  12.  Gegenseitige  Aushilfen  bei  Auf- 
liegenheit  der  Kassen.  Es  folgt  dann  noch  die  wichtige  Besiimmang,  dass 
das  Obersthofmeisteramt  künftig  statt  durch  die  üblichen  Hof-Or- 
donnancen  Geld  in  Anspruch  zu  nehmen  (d.  h.  den  Kassen  solches  un- 
mittelbar abzufordern),  alle  derartigen  Ansinnen  der  Hofkammer 
mittels  Insinuats  zu  eröffnen  hat,  die  ihrer  Seits  das  Bankal-Go- 
Yerno  um  die  Auszahlung  ersucht  Zerwürfhisse  zwischen  diesem  Go?emo 
und  der  Hofkammer  sollen  durch  »Hof-Deputationen*  beigelegt  oder,  wenn 
dies  nicht  gelingt,  dem  Kaiser  mündlich  vorgebracht  werden,  der  darüber 
»in  Audientia  publica*  entscheidet  Klaren  Einblick  in  die  Mani- 
pulation der  Bankal-Aemter  und  in  deren  wesentlichste  Aufgaben  gewährt 
die  vom  Kaiser  am  5.  November  1716  sanktionirte  »Weisung,  wie  künftighin 
das  g^nze  Finanzwesen  des  Percipiendi  und  Expendendi  in  sammentlichen 
Erbkönigreichen  und  Ländern  administriert,  respiciert,  tractiert  und  verraitet 
werden  solL*  Ich  fand  auch  diese  Vorschrift  im  Archive  der  k.  k.  Statt- 
halterei  zu  Innsbruck,  wohin  sie  unterm  30.  Dezember  1716  der  Oberösterr. 
Hofkammer  von  der  Wiener  übermittelt  wurde.  Alle  untergeordneten  Finanz- 
behörden hatten  danach  sowohl  der  Wiener  Hofkammer  als  der  Universal- 
Bankalität  in  möglichst  kurzen  Zwischenräumen  Ausweise  über  den  Kassen- 
stand und  die  besorgten  Anschaffungen  vorzulegen  u.  zw.  vom  1 .  Jänner  1717 
an.  Die  Bankalämter  in  den  Provinzen  empfiengen  den  Geidverlag  (ausser 
den  durch  die  Wiener  Hofkammer  zu  bestreitenden  Kosten  des  einzelnen 
Amtes  selbst)  von  der  Universal-Bankalität  Für  die  richtige  Verwendung 
desselben  hafteten  der  Amtmann  und  der  Controlor  (Gegenhandler)  solidarisch. 
Jeder  hatte  eine  besondere  Aufschreibung  darüber  zu  führen.  Ueber  ausser- 
ordentliche Anschaffungen  legte  der  Controlor  allein  Bechnung,  aber  mit 
Gegenzeichnung  des  Amtsvorstehers.  Als  Bichtschnur  diente  der  Lehrsatz: 
»Eine  gute  Bechnung  soll  eine  wahre  Historie  dessen,  was  bei  einem  Amt 
in  Empfang  und  Ausgab  passirt,  nicht  aber  ein  Ideal-Conzept  sein,  was  in 
dieser  oder  jener  Zeit  hätte  geschehen  sollen,  aber  nicht  wirklich  erfolget 
ist*  Die  Ueberprüfung  der  Bechnungen  war  Sache  der  »Buchhaltereien*, 
welche  unter  dem  Bankalitäts-Govemo  standen  und  wenn  sie  eine  Post  zu 
bem&ngeln  fanden,   Ton  dem  die  Bechnung  legenden  Amte  Aufklärungen  zu 
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verlangen  hatten.  Die  richtig  gestellten  Sommen  hatten  diese  Organe  der 
»General-Eontrolierong*  za  verbachen,  die  Rechnungen  aber  nebst  allen  Be- 
legen sodann  der  Wiener  Hofl[aDimer  and  den  Länder-Kammern  »genuine* 
mitzntheilen.  Allmonatlich  war  sowohl  im  Centrnm  der  Bankalit&t  als  bei 
den  einzelnen  CoUegien  in  den  Proyinzen  »eine  Hanptbilanz  zn  formieren*, 
diese  genau  »zu  examinieren*  und  zur  Eenntniss  der  yorerw&hnten  Finanz- 
stellen zu  bringen.  Die  Bevision  der  Ton  den  Organen  der  Bankalit&t  ab- 
geschlossenen Bechnungen  oblag  den  Länderkammem,  also  för  Ober-  und 
Vorder-Oesterreich  der  Innsbrucker  Hofkammer.  Diese  vergab  auch  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Bankal-Bepräsentation  zu  Innsbruck  die  »verrechnenden 
Dienste*  im  Bereiche  ihrer  Geschäftsführung;  konnte  eine  Einigung  nicht 
erzielt  werden,  so  stellte  jede  dieser  Behörden  ihren  Antrag  abgesondert  bei 
der  ihr  vorgesetzten  Centralbehdrde.  Die  Entscheidung  erfolgte  dann  im  Wege 
der  Correspondenz  zwischen  dem  Bankalitäts-Govemo  und  der  Wiener  Hof- 
kammer. Der  gleiche  Vorgang  wurde  beim  Aufstellen  des  »General-Anord- 
nungs-Staats*  beobachtet,  welcher  vom  Jahre  1 7 1 6  an  in  2  Theile  zerfiel :  einen 
cameralischen  und  einen  pro  Militare.  Dem  Ziffemans&tzen  fär  fortifikatorische 
Bauten  gieng  eine  Berathung  der  Länderkammem  mit  den  betreffenden 
Militär-Oommandanten  und  Ingenieuren  voraus.  —  Ueber  die  damals  in  An- 
wendung gebrachte  Methode  der  doppelten  oder  Merkantil-Buchhaltung  s. 
LichtnegTs  vorcitiertes  Werk,  S.  37  ff.  und  Ph.  E.  Klips t ei n*8  »Lehre 
von  der  Auseinandersetzung  im  Bechonngsweeen*  (Leipzig  1781),  beziehungs- 
weise den  mit  Benutzung  dieses  Buches  ver&ssten  Auf^tz  » Rechnungswesen 
bei  der  Finanz  in  Wien*  in  Schluzer's  »Briefwechsel*  X.  ThL  (59.  Hft.) 
8.  305  ff.  Ueber  die  Anwendung  der  neuen  Buchhaltungs-Grundsfttze  auf 
das  Montanwesen  s.  SchmidVs  Berggesetz-Sammlung,  L  Abth.  6.  Bd.,  8.  64 
und  189.  Der  Versuch,  in  Ansehung  des  Milit&r-Budgets  die  doppelte  Buch- 
haltung einzuführen,  wurde  in  Oesterreich  schon  vor  Ablauf  des  XVII.  Jahr- 
hundert« gemacht  Der  Artikel  8  der  »Instruction  für  die  Deputierten  zur 
Handhabung  und  Beobachtung  des  neu  eingerichteten  8tatns  poUtico-oecon.- 
militaris  vom  Jahre  1697*  (im  Arch.  d.  Minist  d.  Innern  zu  Wien,  Akt  1 
ei  1697  Nieder-Oesterreich)  verordnet:  »Es  soll  seitens  der  Hofkammer 
unter  dem  Titel  «Ines  Kriegs-Kontrollors  ein  fleiasiger,  getreuer  und 
gescheidter  Mann  bestellt . . .  werden,  der  des  Buchhaltens  stylo  mercantili 
nach  der  Manier  so  man  scrittura  doppia  nennet,  ....  kundig 
seye.* 

12)  Europäische  Fama,  169.  Tbl.  (1715),  8.  84. 

IH)  8chwabe,  a.  a.  0.  8.  125.  Ein  weiterer  Beweis  dafär,  dass  die 
Bankalitäts-Einrichtung  vom  Anbeginne   her   auch  auf  Ungarn    berechnet 
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war  and  ihre  Wirlnainkeii  schon  Arflhieitig  dahin  erstreckte,  ist  die  fie- 
stimmiing  des  in  vorstehender  Anmkg.  1 1  angeführten  RegnUtiTS  Tom  25.  April 
1715,  dass  sowohl  die  kgl.  angarischen  als  die  böhmischen  Fiskale 
and  die  teterr.  Kammer-Prokaratoren  an  das  Bankali t&t8-Qo?erno 
and  an  die  in  den  Ländern  aafgestellten  Bankal-Kollegien 
xa  verweisen  and  anzahalten  sind,  denselben  nicht  nor  alle  ihre  fttr 
deren  Zwecke  taugliche  Akten  »fideliter  ra  commanicieren  *  sondern  aach 
»auf  jedesmaligeB  Verlangen  ihnen  mit  Kath  undThat  zn  assistieren, 
sie  xa  vertreten,  endlich  auch  die  dem  Bankalfunde  gewidmeten  Gefälle, 
welche  sie  eintreiben,   an  die  Bankal-Kassen  richtig  abzuliefern. 

14)  Schwabe,  a.  a.  0.  S.  184. 

15)  Schwabe,  a.  a.  0.  S.  1Ö4  und  135.  Die  Zusendung  des  kais. 
Patents  vom  26.  M&rz  1714  über  das  Bankalitats-Institut  an  die  Innsbrucker 
Hofkammer  erfolgte  am  30.  J&nner  1715  mit  der  Aufforderung,  eine  Person 
des  tirolischen  Ritterntands  zum  Direktor  des  BankaUKollegiuins  in  Innsbruck 
vorxaschlagen.  Das  Einnahmebuch  sollte  dort  von  Mitgliedern  der  Stadt- 
magistrate xa  Innsbruck  und  Feldkircb  geführt  und  ebenso  der  >  Qegenbuch- 
führer*  aus  der  Mitte  dieser  Vertretungen  bestellt  werden  bis  etwa  in  ßregenz 
ein  besonderes  Kollegium  würde  errichtet  werden.  Dieses  Vorhaben  würde 
iedoch  schon  mit  Uot'kammer-Dekret  vom  4.  Mai  1715  aufgegeben,  wohl 
aber  für  den  Breisgau  vorübergehend  ein  Bankal-Kollegium  zu  Freiburg 
ins  Leben  gerufen.  Der  ursprünglich  präliminirte  Personalstand  des 
Kollegiums  zu  Innsbruck  umfasste  ausser  dem  Direktor  einen  Hof  kammerratb, 
xwei  Stadt-Repräsentanten,  einen  Rechtskundigen,  einen  Sekretär,  2  Kanzlisten, 
einen  Buchhalter,  3  Ingrossisten,  1  Kassier,  1  Gegenhandler  und  3  Kassen- 
offiziale.  Doch  schon  am  17.  November  1717  wurde  das  Bestehen  eines 
Direktors  und  die  Theilnahme  von  Stadt-Repräsentanten  für  überflussig  er- 
klärt, dem  Buchhalter  der  Beisitz  im  Kollegium  (das  ausser  ihm  noch  einen 
Hofkammerrath  und  einen  jubilirten  Zahlmeister  in  sich  begriff)  eingeräumt 
and  das  untergeordnete  Personal  gleichfalls  vermindert.  Eine  gedrängte 
Darstellung  der  Universal-Baukalität  und  ihrer  Schicksale  giebt  der  ehemal. 
Vice-Präsident  der  k.  k.  allgom.  Hofkammer:  Joseph  Ritter  v.  Hauer 
in  s.  »Beiträgen  zur  Geschichte  der  österr.  Finanzen*,  Wien  1848,  S.  113 
bis  120.  Ausführlich  u.  zw.  auf  Grund  eingehenden  Studiums  der  betreffenden 
Akten  behandelt  diesen  Gegenstand  Schwabe  a.  a.  0.  S.  113  ff. 

16)  Akt  im  Reichsfinanz- Archive  ad  Exped.  d.  d.  23.  April  1712. 

17)  Der  erste  Absatz  des  Artikels  lautet:  Ad  demissam  Btatuum  et  Or- 
dinum  sapplicationem  et  instantiam  Sua  Caes.  Regia  Migestas  omnem  Camerae 
Ungaricae  a  Camera   Aulica  Viennensi   dependentiam   tolli;   solam  aotem 
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Correepondentiam  in  repraesentatione  Actornm  et  Conclnsornm  qua  illias  ab- 
sentis  et  alterios  continno  ad  latoa  Regia  ezistentis  ad  impetrandas  erga 
Camerae  etiam  Ungaricae  opinionem  Snae  Majeetati  Sacratissünae  medio 
Gaeaareo-Begiae  Camerae  Aalicae  repraeeentaodam  cleoMiitiaaimas  resola- 
tiones  manere  debere  clementer  resolrit.*  Es  sollten  also,  weil  die  anga- 
riscbe  Kammer  nicht,  wohl  aber  die  Wiener  Hofkammer  fortan  dem  Kaiser 
zur  Seite  ist,  —  die  A.  h.  Entschliessongen  über  Anträge  Ersterer  nach  wie 
vor  darch  Letztere  erwirkt  werden  und  diese  sollte  nur  gehalten  sein, 
dabei  das  Gutachten  der  nngar.  Kammer  znr  Kenntniss  des 
Kaisers  zu  bringen.  Auf  diese  Vorsorge  beschränkt  sich  der  meritorische 
Qewinn,  den  das  Amtsansehen  and  der  Einflnss  der  nngar.  Kammer  ans  dem 
in  Kede  stehenden  Oesetz-Artikel  zogen.  Ob  aber  die  Wiener  Hofkammer 
dieser  Bestimmung  wirklich  entsprach  oder  nicht,  war  der  Gewissenhaftigkeit 
derselben  and  der  Aufmerksamkeit  des  Kaisers  anheimgestellt  Jedenfalls 
war  es  wie  ehedem  ihre  Sache,  »impetrare  resolationes.*  Ja  eine  minder 
günstige  Aaslegang  konnte  sogar  die  »sola  correspondentla*  in  einen  Gegensatz 
hiezo  bringen  ond  dann  war  die  mit  den  Eingangsworten  behobene  »de- 
pendentia*  darch  die  folgenden  Sätze  erst  recht  besiegelt  Denn  die  anga- 
rischen Anträge  mit  ihrem  eigsnan  Gutachten  za  begleiten  und  davon  ab- 
weichende selbst  zu  stellen,  war  der  Wiener  Hofkammer  dadurch  keineswegs 
verwehrt;  yielmehr  haiMt  es  >erga  Camerae  etiam  Ungaricae  Opinionem 
.  .  .  repraesentandam.*  Diese  Textierung  hat  schon  Jt>seph  I.  vorbereitet, 
indem  er  den  ungarischen  Ständen  auf  ihr  Begehren,  dass  die  Abhängigkeit 
der  Ungar.  Kammer  von  der  Wiener  Hofkammer  (»ab  Aalicae  Camerae  nuta 
et  arbitrio  ac  directione  in  praesens  etiam  dependene  cogatur*  —  sagen  sie 
in  ihrer  Beschwerdeschrift  von  24.  Juni  1708)  aufgehoben  werde,  unterm 
7.  Juni  1709  Folgendes  erwiderte:  »Camera  Hungarica  (sublata  praetensa 
dependentia)  secundum  tenorem  legum  et  nt  ipsius  qua  abaentis  acta  et 
conclusa  Kegiae  Miyestati  deferri  et  repraesentari  posaint,  cum  sola 
Camera  GBe6.-Aulica,  quae  alias  ad  latus  Regia  continno  mi,  oorrespondentiam 
manere  debere.*  Die  Stände  brachten  darauf  hin  unterm  18.  August  1709 
fnne  neue  Beschwerde  wider  die  Wiener  Uofkammar  vor.  Sie  behaupteten: 
auch  die  Autorität  der  ungarischen  Hofkanzlei  werde  durch  dieselbe  beein- 
trächtiget (ea,  sc  Camera  Aulica,  namque  in  rebus  ac  instantüs  pure  Hun- 
garicis  quae  gratias  et  conoaisioiieB  ooncemebant»  solam  sibi  propositionem 
vindicaverat  et  impetrataa  jam  ac  «manataa  benignaa  Resolntiones  Cae8.-Regia8 
pro  sola  duntazat  Resolutionis  ezpeditione  ad  OanoeUariam 
Uungaricam  intimaverat).  Insbesondere  legten  sie  ihr  zor  Last,  daas  sie  fleh 
sogar  in  ungar.  Rechtandban,  wie  die  Privilegien-BsatätigongaD,  die  Dona- 
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Üonen  n.  dgl.  seien,  oinmiäcnu  iiiiu  wenn  ohne  ihr  VorwiHt>cn  eine  Kntschei- 
duDg  des  Königs  bierflber  erfolgt,  mittels  der  ungarischen  Fiscal&mter  Ein- 
strwiuigeD  mache.  Sie  terlangten  daher,  dass  »ex  eo  Camerae  Aolicae  omnis 
remm  et  negotiorum  Hongaricomm  propositio  et  relatio  prohibeator 
penesqne  solam  Cancellariam  Hongaricam  ntpote  de  meritis  melius  infor- 
matam  maneai*  Aber  Joseph  L  wich  in  seiner  Antwort,  die  in  der  Land- 
tagssitsang  Tom  10.  Febr.  1710  Terlesen  wurde,  nicht  von  seinem  früher 
gaftMlen  Entschlüsse  und  Karl  VI.  schnitt  alle  weiteren  Erörterungen  dadurch 
ab,  dasa  er  am  11.  Juli  1712  erkl&ren  Hess:  »lUa,  quae  Nomine  Snae 
Mi^jestatis  ad  Cameram  Hungaricam  percepto  prius  et  ejnsdem  snperinde 
Toto  ac  opinione  disponenda  yel  effectuanda  diriguntur,  non 
arguunt  ejus  dependentiam  a  Camera  Aulica  sed  ab  ipsa  Majestate  Regia, 
quam  nemo  disputare  potest*  Siehe  die  oben  in  der  Anmerkung  85  zum 
II.  Abschnitt  des  Yorliegenden  Bandes  angeführte  Abschrift  der  »Acta  Diae- 
talia«   von   1708/14  S.   160,  249,  301,  444,  r.09. 

18)  Als  Grund,  wesshalb  künftigbin  »yalidior  et  regulata  Militia  tum 
ex  Nativis  tum  Extemis  constans  pro  omni  eventn  intertenenda 
Y  e  n  i  r  e  t*  ist  angegeben :  »  quia  . .  per  eani  solam  (sc.  Insurrectionem)  Regnam 
hocce  sufficcinter  defendi  necjuiret*  Das  kam  einem  Verzichte  auf  die  an- 
gestammte Wehrverfassnng  gleich. 

19)  ,.  .  .  .  subsidiorum  et  contributionum  eatenus  necessariarum  materia 
diaetaliter  (quo  aliunde  spectare  dignoscitur)  cum  statibns  delibe- 
ran  da  erit*  Allerdings  ist  da  nur  vom  »deliberare*  und  nicht  vom 
»concludere*  die  Bede;  allein  landtägliche  Berathungen,  welche  nicht  zu 
einem  bestimmten  Beschlüsse  führten,  galten  in  Ungarn  nicht  für  eine  ver- 
fassungsmässige Erledigung  von  Angelegenheiten,  welche  vor  den  Landtag 
gehörten,  und  dass  jene  »materia*  nun  als  eine  solche  anzusehen  war,  folgt 
aus  dem  Worte  »diaetaliter.*  Uebrigens  bestimmte  der  nämliche  Artikel  8 
in  seinem  §  3,  dass,  wenn  Gefahr  am  Verzuge,  es  genügt,  dass  zur  Fest- 
stellung der  Contribution  der  Palatin,  der  Primas,  die  Prälaten  und  Keichs- 
barone,  die  Mitglieder  der  kgl.  Gerichtstafel,  endlich  die  Komitate  und  Frei- 
st&dte  nach  Thunlichkeit  und  so  zahlreich  als  möglich  innerhalb  der  Landes- 
grenzen zusammenberufen  werden  (in  quantum  et  quo  frequentiori  numero 
fieri  potent,  intra  et  non  extra  Begnum  concocentur).  Das  ist  der  Ursprung 
der  sogenannten  »Concnrse*,  welche  für  den  vorbezeichneten  Zweck  die 
Stelle  der  Landtage  vertraten.  Ich  habe  den  Verlauf  mehrerer  derartiger 
Ständeversammlnngen,  welche  gegen  das  Ende  der  Begierung  Karls  VI.  statt- 
fänden, an  der  Hand  der  betreffenden  Sitzungs-Protokolle  und  nach  Hof  er- 
statteten Berichte  (s.  die  Handschrift  8646  der  kais.  Hofbibliothek  in  Wien) 
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genau  verfolgt  imd  keine  Spar  einer  Umgehung  der  Beechlösse,  welche  yon 
den  Theilnehmem  damak  gefassi  wurden,  darin  gefanden.  Vielmehr  be- 
ruhigte sich  der  Kaiser  stets  erst  wenn  er  erfuhr,  dass  die 
Tersammelten  Ständeglieder  seinem  Postulate  entgegen- 
kamen. Wiederholt  ermissigte  er  dieses  bis  zur  Grenze  der  von  ihnen 
ausgesprochenen  Bewilligung.  Doch  heisst  es  in  einem  Baferate  des  unga- 
rischen Statthaltereirathes  vom  14.  Januar  1734  (BL  12  der  vorbeiogenen 
Handschrift):  »Licet  Art  8:  1715  talem  conventum  praecipiat,  constat  tarnen 
quod  ante  erectom  Consilium  (sc  Locumtenenüale)  eodem  Anno  1715,  item 
Anno  1719,  item  Anno  1721  Palatinus  paucos  ad  se  vocaverit  ablegatos 
et  totum  quantum  adjustaverii;  porro  quod  post  erectum  Consilium 
Anno  1724  et  1727  cum  Consilio  augmenta  quanti  sint  accordata.  Et 
quomvis  in  subsecuta  Diaeta  Status  et  Ordines  id  resenserint  acquieverunt 
nihilominus  Beplicae  Consilii,  quod  necessitas  apparentis  belli  id  ita  exe- 
gerit*  etc.  Das  bezieht  sich  auf  AusnahmsftUe  und  der  uugar.  Statthalterei- 
rath  hatte,  da  er  mit  diesen  Argumenten  die  Zusammen berufung  eines  »Con- 
cnrsus*  zu  hintertreiben  beabsichtigte,  alle  Ursache,  den  Widerstand  der 
St&nde  gegen  eine  hinter  ihrem  Bücken  vollzogene  Contributions-ErhOhung 
minder  hoch  annschlageu,  als  er  in  Wahrheit  gewesen. 

20)  Archiv  der  Gesch.  und  Statistik  von  Böhmen  (von  Bieggor),  IIL  Bd. 
S.  143.  VgL  die  in  den  »Histor.  Aktenstücken  über  das  Ständeweseu  in 
Oesterreicb«  2.  HfL  (Leipzig  1848)  S.  64  ff.  abgedruckte  »Zweite  Uaupt- 
schrift  der  b^hro.  Herren  St&nde*  vom  Jahre  1791,  insbesondere  S.  84 
und  11] 

21)  i  laiiKiiiru  r  iierbst-|iolatiou  vom  Jahre  17*iJ,  6.  ö.  Diese  »Polizey- 
und  Kleider-Ordnung*  kehrte  sich  wider  die  »bei  Jedermann  alliuhoch  stei- 
gende Pracht,  wodurch  Land  und  Leut  ins  Verderben  gerathen.*  Aber  der 
Erfolg  lehrte,  dass  die  Hofcavaliere  sie  zun&chst  auf  sich  besogen,  zumal  der 
Kaiser  ihnen  hatte  bedeuten  lassen,  dass  er  sie  in  kostbaren  Gew&ndem 
weiterhin  nicht  empikngen  würde.  Ein  Vermögenflsteaer-Paient  vom  3.  Mai 
1712  (ebenda,  S.  9)  zog  daraus  finanzielle  Folgerungen,  wie  Graf  Starbem- 
borg  sie  daran  geknüpft  wissen  wollte,  und  zielte  deutlich  auf  das  nun  ent- 
behrlich gewordene  Gold  und  Silber  ab,  indem  es  verordnete,  diss  der  Dukaten 
zu  4  fl.  15  kr.,  die  Mark  feines  Bruch-Silber  zu  21  fl.  80  kr.,  Silber 
mit  der  Wiener  Probe  zu  18  fl.  15  kr^  solches  mit  der  Augsburger  Probe 
zu  17  fl.  5  kr.  bei  den  Staatakassen  ingenommen  werden  soll.  Ein  weiteres 
Patent  (ebenda  S.  12)  untersagte  das  »Laborieren  mit  Gold  und  Silber*  in 
den  Privathäasern,  erklärte  dasselbe  als  einen  Eingriff  in  das  Mflnz-Begal 
und  erliuterte  die  voraDgefahrten  Mtimshmen  durch  die  Bemerkung:  mancher 

Bl4«rmana,  Uc»ch.  der  dcUrr    OMAiuiuUU*Uld«ic.  II.  Ablh.  12 
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Sekneider  habe  4(^  )m  n-Mlber   zum  Verkuufe 

berdt  Uegoi.     Danach  i  j-  und   Kleider-Ordnung 

g«i»dera  auf  die  BereitsteUimg  solohar  SUbennengen  abgesehen. 

22)  Unterm  16.  M&rz  1712  ergieog  an  die  Ober<ieterr.  Lande  die  Auf- 
foiiemng,  ein  Project  dazu  vorzulegen.  (Hofdekrete -Sammlung  im  Innsbr. 
StalttL-ArthiTe). 

28)  Jos.  Fr.  Trimmel,  Materialien  (Handschrift  im  Arch.  des  k.  k. 
Minist  d.  Innern),  S.  697. 

24)  Handschrift  des  Joannenms  K.IX,  898/2  im  steierm.  Landes-Archive, 
Bl  261. 

25)  Siehe  Trimmel's  unter  2'ti)  hrzn^^eii*    X(*ti/.. 

26)  Patent  vom  2.  Juni  1717  in  der  vun  Dr.  Kandier  Yeranstalteten 
^Baooolta  delle  leggi  ordinanze  e  regolamenti  speciali  per  Trieste*  (Triest 
1861),  p.  87  der  Abtheilung  »L'Emporio  e  il  Portofranco.  * 

27)  ▼.  Perizbof,  handschriftl.  Akten-Repertorium  im  landschaftL  Ar- 
chive lu  Laibach,  II.  Tbl.  Schlagwort :  Wechselgericht. 

28)  Cod.  Austr.  III.  881.  Die  Verwandtschaft  der  Wiener  Wechsel- 
Ordnung  mit  der  Breslauer  betont  Dr.  Mikolasch  in  seinem  Aufsätze:  »Ist 
der  Kaufmannsstjl  eine  Quelle  des  österr.  Wechselrechts?*  (Zeitschrift  f. 
Oeterr.  Rechtsgelehrsamkeit  und  polit.  Gesetzkunde,  Jahrg.  1846,  S.  32). 

29)  Eine  kais.  Resolution  vom  16.  September  1716  ordnete  »zu  Con- 
oertier-  und  Einrichtung  der  Weeg-  und  Strassen-Reparation  nach  denen  Inn.  Oc. 
Meer-Porten  Tmb  das  Commercium  mit  denen  zurückhliegenden  Landen  an- 
durch  zu  promovieren*  den  Zusammentritt  einer  >Conferenz*  an,  bei  welcher 
die  Geheimen  Räthe  in  Graz  den  Vorsitz  fuhren  und  »alle  interessierte  Stollen, 
Landschaften  und  Jene,  die  es  noch  weithers  angehen  möchte«  vertreten  sein 
sollten.  Bis  alle  Deleg^rten,  die  sonach  dabei  mitzuwirken  hatten,  in  Graz 
eintrafen,  vergieng  allerdings  das  Jahr  1716.  Doch  liegen  mehrere  Aus- 
fertigungen der  Grazer  Hof  kämme  r  aus  den  letzten  Monaten  dieses  Jahree 
vor,  welche  zur  Annahme  berechtigen,  dass  die  Geheimen  Räthe  in  Qra^ 
einstweilen  die  Conferenz  unter  sich  oder  mit  Beiziehung  von  Räthen  der 
genannten  Hofkammer  abhielten  und  so  als  »Commerzienrath*  Beschlüsse 
Cuslen.  Jedenfalls  begannen  die  Vorbereitungen  zur  Constitntierung  dieser 
berathenden  Körperschaft  schon  im  Jahre  1716.  (Miscellauea  im  Grazer 
Statth.-Archive,  Fszkl.  »Handelssachen  1698  bis  1719*,  Akt  88  rom  10.  De- 
zember 1716).  Eine  A.  h.  Entschliessung  vom  16.  Januar  1717  stellte  den 
»Confereotial-Gongress«  wieder  ein,  was  zur  Voraussetzung  hat,  dass  er  be- 
reits begonoen  hatte  und  es  wird  auch  in  einer  bald  darauf  an  die  Haupt- 
leote  von  Triest  and  Fiume  ergangenen  Weisung  erw&hnt,  dass  die  Delegirten 
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uci  »i»w..i  Qud  kärntner  Landschaft  damals  bereits  in  Graz  anwesend 
waren.  (Ebenda,  Akt  Vi  vom  11.  Febr.  1717).  Der  Stadtrath  von  Triest 
nahm  die  Wahl  seiner  Vertreter  schon  Mitte  Dezember  1716  ?or.  Der  dortige 
Hauptmann  meldete  dies  der  Grazer  Hofkammer  onterm  19.  Dezember,  anter- 
Hess  es  aber  die  Namen  der  Gew&hlten  anzuzeigen  and  über  ihre  Befthigang, 
namentlich  darüber,  ob  sie  der  deatschen  Sprache  znr  Genfige  mächtig,  sich 
za  äassem,  was  ihm  eine  Büge  seitens  der  Hofkammer  zozog.  (Ebenda, 
Akt  86  vom  2.  Janaar  1717).  Die  Wahl  war  auf  Gabriel  Marenzi  nnd 
Dr.  Tomaso  Gialiani  gefallen.  Unterm  24.  Febraar  1717  Übertrag  der  Kaiser 
das  Präsidium  bei  der  in  Bede  stehenden  Gonferenz  dem  Landeshauptmann 
von  Kärnten,  Hanibal  Alfons  Fürsten  von  Portia,  der  schon  im  Mai  1716 
um  sein  Gutachten  über  das  Conferenz-Programm  angegangen  worden  war, 
woraus  gefolgert  werden  darf,  dass  die  meritorischen  Berathangen 
ihren  Anfang  nahmen,  bevor  noch  der  Kaiser  die  Gonferenz 
formell  berufen  hatte.  Gleichzeitig  ernannte  der  Kaiser  den  Geheimen 
Bath  Georg  Ferd.  Grafen  v.  Falbenhaapt  zu  dessen  Stellvertreter,  trug  er 
der  >  Begierung*  nnd  Hof kammer  für  Innerösterreich  nochmals  auf,  aus  ihren 
Gremien  Käthe  daza  zu  entsenden  und  bezeichnete  er  den  Begiemngsrath 
Anton  Ferrotti  als  Denjenigen,  der  jedenfalls  »de  rebus  maritimis  und  in 
denen  die  berinigon  Meer-Porten  betreffenden  Angelegenheiten*  vernommen 
werden  müsste.  (Ebenda,  Akt  1  vom  9.  März  1717).  Ein  kais.  Bescript 
vom  7.  März  1717  drang  auf  baldige  Beendigung  des  »Conferenzial- 
Congresses.*  Derselbe  muss  daher  seine  Thätigkeit  zu  einer  Zeit  begonnen 
haben,  wo  die  äussere  Form  dafür  noch  nicht  feststand  und  seine  zu  Anfiing 
des  Jahres  1717  erfolgte  Inhibierung  bedeutet  wohl  nur  eine  Unterbre- 
chung der  Sitzangen  und  des  schriftlichen  Gedankentausches,  der  die  münd- 
lichen Erürteruiigon  ergänzte.  In  erster  Linie  beschäftigte  sich  die  gegen 
Ende  des  vorgenannten  Jahres  offiziell  als  »Commercien-Haupt-Commission* 
bezeichnete  Gonferenz  mit  der  Freierklärung  der  Schiffahrt  auf 
dem  adriatischen  Meere  und  mit  der  Erhebung  eines  innerösterr.  Ha- 
fens zum  , Porto  franco*.  Ein  »Anbringen  der  Indicum  und  Bectonun 
der  Triest  votn  10.  fl^tuhar  llLT*  enthielt  die  Bitte,   diese  Gunst 

dem  lut'äigen  Hafen  zu  erweisen.  Der  Kaiser  verlangte  ooterm  6.  November 
von  den  Innerösterr.  Behörden  Anträge  darüber.  (Ebenda,  Akt  vom  17.  No- 
vember 1717).  Aber  die  genannte  Commission  hatte  bereits  unterm  1 1.  August 
Fiume  zum  Freihafen  vorgeschlagen  und  es  blieb  der  Grazer  »Begierung*, 
insbesondere  dein  Beferenten  Lüerwaldt,  vorbehalten,  die  für  Triest 
sprechenden  Gründe  in  einem  umfangreichen  Gutachten  hervonobeben, 
welches  sie  unterm  12.  Januar  1718  erstattete.  (Ebenda,  Akt  24  vom  17.  De- 
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lember  1717).  In  xweiter  Linie  beiuste  sich  die  Commission  mit  der  Ein- 
fthrnng  Ton  Wechselgerichten.  Das  Hanptgatachten  darüber  vom 
2.  September  1717  ist  Jedoch  nicht  aas  ihrem  Schoose  herrorgegangen, 
sondern  von  der  obersten  Jostizstelle  in  Graz  Ter&ssi  (Ebenda,  Akt  2  vom 
September  1717). 

80)  Unterm  17.  Jani  1717  begleitete  die  Qeheime  Stelle  zn  Gm  einen 
Bericht  der  hiesigen  Commerz-Einrichtnngs-Oommission  rem  10.  Jnni  nach 
Hof  mit  einem  Gutachten,  in  welchem  zu  dem  Antrage  Letzterer,  in  Gestalt 
eines  Commerz-CoUegiums  einen  »  General-Protector  aller  Kaufleute*  einzusetzen, 
bemerkt  ist:  man  errichte  in  Wien  ein  »Universal-  und  Obristes  Commercii- 
GoUegiom  fär  alle  Erbkönigreiche  und  Lande*,  jedoch  unbeschadet  der  schon 
za  Graz  bestehenden  Commission,  welche  das  Vertrauen  der  ausländischen 
Kaufleute  bereits  geniesse  und  den  Handel  zur  See  zu  befördern  am  besten 
in  der  Lage  sei.  (Bejgersfeld'sche  Sammlung  im  Landes-Museum  zu  Laibach, 
Commerzsachen,  Fszkl.  XU.  Stück  9,  S.  121). 

31)  Commerzien-Hof-Commissions-ProtokoUe  im  Archive  des  Minist  d. 
Innern  zu  Wien,  Y.  G.  12  Nieder-Oesterreicb  (Zahl  13  ex  1718). 

32)  Ebenda  (Zahl  14  ex  1718).  Der  Kaiser  setzte  eigenhändig  fol- 
gende Resolution  bei:  »Placet  hoc  protocoUum  vndt  soll  man  fohrncr  mit 
allem  eyfer  daran  arbeithen  vndt  forderst  auf  aufrichtung  einer  conipagnie 
mit  vorheriger  Zuziehung  erfahrener  kaufleute  denken.* 

33)  Die  alten  Strassenzüge,  welche  die  Verbindung  zwischen  Steiermark. 
Kärnten  und  Krain  horsteilten,  begünstigten  den  Binnenverkehr  keineswegb 
und  vermittelten  selbst  den  Anschluss  an  die  Nachbarländer  auf  völlig  un- 
zureichende Weise.  Die  besuchteste  Strasse  war  die  bei  Brück  an  der  Mur 
westwärts  ausbiegende,  welche,  über  Friesach  und  Villach  nach  Ponteba  füh- 
rend, Klagenfurt  und  ganz  Krain  bei  Seite  lässt,  so  dass  nicht  nur  dieses 
Land,  sondern  auch  die  sudliche  Steiermark  und  die  Osthälfte  von  Kärnten 
mit  ihr  so  wie  unter  sich  nur  durch  gekrümmte,  steile  Strecken  enthaltende 
und  schlecht  besorgte  Wege  in  Verbindung  standen.  Das  Anerbieten  des 
Freiherm  Johann  Weickhard  von  Valvasor,  durch  das  Loibl-Gebirge  (an 
der  Grenze  zwischen  Kärnten  und  Krain)  einen  Tunnel  graben  zu  lassen, 
der  die  Entfernung  zwischen  St  Anna  und  St  Leonhard  von  2  Meilen  auf 
V0  Meile  vermindert  haben  würde  und  den  steilen  Anstieg  entbehrlich  ge- 
macht hätte,  wurde,  wie  er  in  seinem  Werke  »Ehre  des  Erzherzogthums  Krain* 

(L  173)  erzählt,  vom  Kaiser  Leopold    im  Jahre  1679  abgelehnt,   weil   de^H 
General-Postmeister  in  Wien  gegen  die  Gewährung  eines  »ewigen  Zolls*  und 
der  gleichlalls  zur  Bedingung  gemachten  Geldhilfe  sich  aussprach.    Zui^du  n 
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Adebiberg  und  Trieet  gab  es  noch  im  Jahre  1717  keine  gut  fahrbare  Strasse. 
Auch  in  der  Richtung  auf  Finme  fehlte  eine  solche. 

34)  ProtokoU  a.  a.  0.,  Niederösterreich,  Vm.  a.  5  (Akt  12  ex  1719). 
Der  Beschloss  lautet  wörtlich :  » nebst  dem  gelben  auch  einen  schwarzen  Straf 
darchlaafen  za  lassen.*  Das  im  Texte  vom  Hanswappen  Gesagte  mnss 
hier  aaf  Grand  einer  Wahrnehmung,  die  ich  machte  seit  es  gedruckt  worden, 
berichtiget  werden.  Nach  langem  Forschen  gelang  es  mir  nämlich  eine  Ab- 
bildung der  Handelsflagge,  wie  sie  Ursprung  lieh  aussah,  zu  Qesicht  zu 
bekommen.  Mit  A.  h.  Resolution  vom  5.  April  1719  wurde  der  Gebrauch 
derselben  angeordnet  Sie  weist  in  der  oberen  Ecke  eines  breiten,  gelbf&rbigen 
Streifens  der  Flaggenstange  zunächst  ein  rothes,  durch  die  Arme  eines  (weissen) 
burgundischen  Kreuzes  in  vier  Theile  geschiedenes  Feld  auf,  in  dessen  oberer 
Abtheilung  ein  doppelköpfiger,  schwarzer  Adler  mit  der  Krone  zwischen  den 
beiden  Köpfen  ai^ebracht  ist  (Regierungs-Archiv  zu  Graz,  Akt  5  vom  April 
1719).  Aaf  der  Donau  ist  die  schwarzgelbe  Flagge  schon  im  Jahre 
1699  in  Anwendung  gekommen;  freilich  nicht  auf  Kriegsschiffen  sondern 
auf  den  Schiffen,  mit  welchen  damals  der  kais.  Gesandte  Graf  von  Oettingen 
am  20.  Okt4>ber  von  Wien  aus.  seine  Reise  nach  Constantinopel  antrat  Die 
za  Kamom  angesiedelten,  serbischen  Tschaikisten  fahrten  eine  kirschrothe, 
mit  goldenen  Hocken  verzierte  Standarte,  in  deren  Mitte  der  kaiser- 
liche Adler  prangte  und  deren  (cyrillische)  Umschrift  am  Schlüsse  die 
lahreszahl  1654  aufweist  Diese  Standarte  befindet  sich  dermalen  im  National- 
museum zu  Belgrad  und  ist  in  dem  Werke  von  Gabr.  Yitkovid:  »Proälost, 
I  stanova  n  Spomenici  ugarskih  kral.  Sajkaila  od  1600  do  1872«  (Belgrad 
1887)  bei  Seite  CX  abgebildet 

35)  ProtokoU  a.  a.  0.  (unter  der  vorangeffihrten  Signatur). 

86)  Frankfurter  Relation  von  1718  (Rel.  Vemalis,  S.  5).  Zar  Ueber- 
wachung  des  damals  begonnenen  Stnssenbanes  waren  bestellt:  fttr  die  Strecke 
zwischen  Triest  und  Laibach  Baron  Androcha,  zwischen  Laibach  und  der 
kämtner  Grenze  Baron  Rassenstein,  in  Kirnten  selbst  Baron  Semler.  Vgl. 
H.  Costa,  Der  Freihafen  von  Triest,  Wien  1888,  8.  87  und  die  »Ulyr.  Blätter« 
von  1841,  Nr.  70.  Dass  der  beabsichtigte  Erfolg  nicht  ausblieb,  lehrt  ein 
zollämtlicher  Aasweis  vom  Jahre  1728,  wonach  daaiaU  aehon  jährlieh  droa 
100  Saumladungen  schlesischer  Leinwand  das  Zollamt  Fnnti  panirten,  nnd 
die  Frankfurter  Relation  vom  Frfilgahr  1786,  wo  S.  7  erwähnt  ist,  dass  der 
Triester  Herbstmarkt  von  1735  von  Mhletisehen  Leinwandhändlem  stark 
besucht  war. 

n7)  Die  bezügliche  Weisung  ergieog  aas  Wien  onterm  19.  Januar  1715 
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,111   Anii'n.nlit    d- «   V<Mi.iii>    \<m   iiiiimei    an*i    Waimoi  *      ^Jonunouiuo-liaud- 
schnlt   K.  IX.  .;'».s/j   im  sUierra.  Landee-ArchiTe,  Bl.  261). 

38)  Das  anUrm  11.  Febmar  1715  dem  Handelsstande  abTerlangte  Qui- 
achten  (ebenda  Bl.  262  bis  334)  führt  ans:  wie  grosse  Pracht  namentlich 
mit  den  snmeist  »anf  Borg*  gelieferten  herrschaftlichen  LiTreen  getrieben 
werde,  und  wie  der  Adel  »dnrch  all*  erdenkliche  Vorstellungen  Geld  and 
Waaren  heraasznbringen  snche,  wo  man  maistens  ex  metn  reverentiae 
den  Credit  nicht  abschhigen  kann*  und  nach  einigen  Jahren  das  Guthaben 
einbfissi  Auch  die  Klöster  seien  verschuldet  und  fristen  nur  »durch  die 
höchstsch&dlichen  Moratorien*  ihr  Dasein.  G&be  es  eine  Gelegenheit,  kauf- 
männische Forderungen  dem  Adel  gegenflber  auf  dessen  Besitzungen  vonnerktn 
la  lassen,  so  brauchte  mancher  arme  Handelsmann  nicht  an  einem  einzigen 
ihm  abgeschw&tzten  Livree-Stücke  so  viel  zu  verlieren,  als  er  in  mehrere  i 
Jahren  xusammenspart,  u.  s.  w. 

39)  Da8»Theatrum  Europeum*  berichtet  darüber  zum  Jahre  1714 
(XX.  Tbl.  S.  111):  »Alldieweilen  die  kais.  Kammer-Gefälle  aus  Dero  Erb- 
landen bei  denen  sie  so  hart  drückenden  Kriegen  ungemein  erschöpfet  werden 
müssen,  auch  von  guter  Zeit  her  die  Anstalten,  Verwaltungen  und  Einrich- 
tungen darbey  bekannter  und  vorgekommener  Massen  nicht  zum  Besten  be- 
schaffen gewesen:  so  Hessen  Ihre  Majestät  a.  g.  Ausschreiben  in  dero 
Erblande  ausfertigen,  dass  selbige  gewisse  Leute  abordnen  und 
bevollmächtigen  sollen,  mit  denen  man  sich  in  Wien  bereden  und 
hernach  Mittel  ausfinden  könnte,  Alles  auf  bessern  Fuss  zu  stellen  ohne  dass 
die  Einwohner  derer  Lande  ohngebührlich  oder  unerträglich  beschwert  werden 
dörfften,  welches  ja  wohl  von  kais.  Majestät  rocht  landsväterlich  gut  gemejmet 
war.  Diese  sahen,  dass  die  Wienerische  Hof  kammer  ihre  grossen  Gebrechen 
h&tte;  woher  sie  aber  kämen,  worinnen  sie  bestanden  und  wie  ihnen  abxu- 
helffen,  —  mosste  so  klar  und  deutlich  eben  nicht  sein,  sintemahl  eine 
Commission  angeordnet  und  der  Geh.  Rath  Graf  von  Harrach,  Graf  von  Schlückh, 
der  Hofkanzler  Graf  von  Sintzendorflf  nebst  dem  General  Gschwind  darzu 
gelogen  wurden,  die  aber  auch  aus  der  Sachen  so  bald  nicht  zu  kommen 
wnssten ;  indessen  empfand  der  Hof kammer-Präsident  Graf  Starhemberg  darob 
und  darbei  nicht  geringen  Verdruss.*  Die  Vorg&nge,  auf  welche  mit  diesen 
Worten  angespielt  ist,  schildert  C.  v.  Schwabe  aktenmissig  in  seinem 
»Versuch  einer  Gesch.  d.  Ost  St-Or.  und  Schulden wesens*,  S.  113  ff. 

40)  Schon  in  einem  Referate  vom  26.  November  1712  (im  Beichsfinaiiz- 
Archive),  welches  Starhemberg  seinem  1714  dem  Kaiser  erstatteten,  diesbe- 
züglichen Vortrage  beilegte  und  welches  daher  einen  integrierenden  Bestandtbeil 
im  letzteren  bildet,  ist  diese  Absicht  deutlich  ausgesprochen. 
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41)  C.  ▼.  Schwabe  verlegt  diese  Anregung  (a.  a.  0.  S.  110)  ins  Jahr 
1712  and  ist  damit  im  Bechte  insofeme  er  die  yorangef&hrte  Beilage  meint, 
die  aber  offenbar  erst  mit  dem  im  Texte  erwähnten  Vortrage  znr  Kenntniss 
dee  Kaisers  gebracht  wurde.  Leider  ist  der  Hofkammer-Akt|  dem  ich  diese 
Angaben  entnehme  und  aus  welchem  auch  v.  Schwabe  das  EinscUAgige 
geschöpft  hat,  nicht  Tollständig  vorhanden. 

42)  Zoschrifl  der  Geheimen  Stelle  in  Graz  an  die  krainer  Landschaft 
U.  d.  21.  Juli  1714  auf  Grund  einer  A.  h.  Resolution  vom  18.  Juli  im 
landst'haftL  Archive  zu  Laibach  (alte  Signatur:  L  96).  Die  Wiener  Hof- 
kammer hatte  diese  A.  h.  Resolution  der  Oesterr.  Hofkanzlei  mit  dem  Ersuchen 
mitgetheilt,  sie  »den  unter  ihrer  Expedition  stehenden  österr 
Ländern*  nachdrücklichst  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

43)  Der  mit  den  mährischen  Ständen  abgeschlossene  Reless  erhielt 
am  J:>.  Mai  1715  die  kais.  Genehmigung.  In  ihrem  Namen  waren  der 
l'ralat  des  Klosters  Brück  und  ein  Graf  von  Althan  erschienen,  mit  welchen 
lie  Hofkammer  einen  jährl.  Beitrag  von  66G.66G  fl.  40  kr.  auf  10  Jahre 
»ausser  einer  sich  ereignenden  KriegsempOrung*  vereinbarte  (Akt  im  Reichs- 
finanz-Archive). Aus  den  (ebenda  verwahrten)  Collectaneen  des  Joh.  Chstf. 
Borscheck,  welche  1717  von  den  böhmischen  Ständen  angekauft  wurden, 
erhellt,  dass  auch  der  mit  diesen  geschlossene  Rezess  erst  im  Jahre  1715 
zu  Stande  kam.  Es  sind  da  im  XVIIL  Bande,  S.  417  und  S.  455  IL  hierauf 
bezügliche  Schriftstücke  aus  dem  eben  genannten  Jahre,  darunter  eine  Abschrift 
des  BesEesses  selbst,  zu  finden;  aber  leider  ohne  genaue  Datierung. 

44)  Interims-lnstruction  d.  d.  19.  November  1714  (bei  den  in  obiger 
Anmerkung  42  bezogenen  Akten).  Darin  ist  den  nach  Wien  abgeordneten 
Ständegliedem  zur  Pflicht  gemacht,  die  Reise  erst  dann  anzutreten,  sobald 
kundbar  wird,  dass  die  Deputirten  der  (innerösterr.)  »Vorländer*  d.  h.  Steier- 
iiiarks  und  Kärntens  es  thun.  Die  ihnen  ertheilte  Vollmacht  ist  keine 
unbedingte.  Sie  sollten  vielmehr  Alles  »ad  Referendum  nehmen.*  Aus  einem 
(jenen  Akten  beigeschlossenen)  Hofdekrete,  das  ihnen  am  H.Februar  1715 
Abends  zugestellt  wurde,  ist  zu  ersehen,  dass  ihnen  damals  erst  gestattet 
wurde,  die  Heimreise  anzutreten.  Sie  verliessen  Wien  unverriehteter  Dinge. 
Denn  während  der  Kaiser  die  Uebemahme  jährlicher  150.000  Gulden  von 
ihnen  begehrte,   boten    sie  blos  70.000  Gulden  an.     Der  Kaiser  entschloes 

ich  unter  diesen  Umständen,  sich  desshalb  unmittelbar  an  den  krainer  Landt^^ 
zu  wenden. 

45)  Schon  aus  dem  Wortlaute  der  mir  bekannt  gewordenen  Bsims, 
welche  damals  zum  Abschluss  geUuigieii,  ergiebt  sich,  dass  jedes  einzelne 
Land  für  sich  mit  der  Regienng  verbandelte  und  dabei  nur  die  eigene 
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ielle  lAge  zur  Richtschnnr  nahm.  Du  Land  anter  der  Enns  be- 
thelligte  sich  damals  gar  nicht  an  den  Verhandlnngen,  weil  es  schon  im 
Voijahr«,  n&mlich  am  12.  April  1718  die  Zosage  gegeben  hatte,  Tom  Jahre 
1714  an  j&hrlich  600.000  Gnlden  pro  Militari  zahlen  zu  wollen.  Der  be- 
sdgliehe  Original-Beiees  befindet  sich  im  n.  6.  Landes-ArchiTe.  In  ihm  ist 
gesagt,  der  Kaiser  habe  damals  »an  alle  seine  ErbkOn  igreiche  and 
L&nder*  das  Ansinnen,  ihm  derartige  Zosichernngen  za  geben,  gestellt  In 
einer  Zaschrift  der  Wiener  Hofkammer  vom  12.  November  1714  an  die 
Oesterr.  Hofkanzlei  (Arch.  d.  M.  d.  Innern,  13  ex  1715  Nieder-Oeeterreich) 
ist  aasdrücklich  henrorgehoben,  dass  das  Land  anter  der  Enns  Ton 
den  damaligen  Verhandlangen  mit  den  deatschen  Erblanden, 
welche  Decennal-Bezesse  bezweckten,  aasdrücklich  aasgenommen  sei,  weil  mit 
diesem  Lande  schon  im  Vorjahre  ein  solcher  Rezess  za  Stande  kam.  Von 
den  tiroler  Ständen  ist  mir  blos  bekannt,  dass  sie  aaf  dem  Landtage, 
der  am  9.  Dezember  1715  in  Innsbrack  eröffnet  warde^  nach  viermaligem 
Schriflen-Wechsel  für  die  Jahre  1716  bis  1718  je  lir>.000  Gulden  bewilligten 
a.  zw.  in  Anbetracht  »des  androhenden  Türkenkriegs  so  wie  der  übrigen  zur 
Sicherheit  der  (Erb-)Länder  erforderlichen,  immensen  Unkosten.*  (Cazan*8 
>  Reram  provincialiam  Tirolensiam  Commentarii*  in  der  Bibliothek  des  National- 
Moseams  za  Innsbruck,  III.  h.  35).  Dass  die  kais.  Hofkammer  sich  damals 
in  grossen  Nöthen  befand,  anterliegt  keinem  Zweifel  Ein  »Sammari- 
sches Schema  der  auf  dem  kais.  Aerario  Militari  haftenden  Creditorum*  vom 
I.Dezember  1714  (im  Reichsfinanz-Archive)  gibt  darüber  folgende  Aufschlüsse: 
Binnen  der  nächsten  2  bis  3  Jahre  sollten  abgezahlt  werden  an  Werthheimber 
über  700.000,  an  Sintzheimber  und  Isaac  Moyses  über  520.000,  an  Isaac 
Moyses  allein  bei  80.000,  an  Sintzheimber  und  Reitlinger  31.6G6  Gulden  u.  s.w. 
Beinahe  alle  diese  unverzinslichen  Posten  hatte  der  bekannte  Armee-Lieferant 
Oppenheimber  seinen  vorgenannten  Geschäftsfreunden  cediri  Er  selbst  hatte 
noch  ein  zu  6  Percent  verzinsliches  Guthaben  von  392.000,  Werthheimber 
ein  solches  von  190.333,  Sintzheimber  eines  von  120.000  Gulden.  Lord 
Chlilford  hatte  2  Millionen  zu  fordern,  die  mit  8  Percent  verzinst  werden 
mussten;  ein  von  Holländern  zu  6  Percent  geleisteter  Vorschass  betrag 
800.000  Gulden.  Der  Feld-Apotheker  Ponz  hatte  146.000  Gulden  für  Me- 
dicamente vorgeschossen,  ohne  dass  er  auch  nur  durch  eine  Anweisung  gedeckt 
gewesen  wäre.  Doch  betrachtete  die  Hofkammer  gerade  diese  Schuld  für 
eine  dringliche,  wahrscheinlich  weil  sonst  die  kranken  Soldaten  der  Heilmittel 
entbehrt  haben  würden. 

46)  Der  betreffende  Yertheilungs-Massstab  wurde  laat  den  sich  gegen- 
seitig ergänseoden,  ständischen  Akten   im  steierm.  Landes-Archive   und   im 
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landschaftL  Archive  za  Laibach  im  Jahre  1544  theils  vereinbart  theils  darch 
den  vom  80.  Angnst  dieses  Jahres  datierten  Voranschlag  der  Kriegskosten 
ffir  das  folgende  Jahr,   welchen   Ferdinand  I.  den   betreffenden  Ländern   zur 
Damachachtang  bekannt  gab,  festgestellt    Ferdinand  theilt  da  das  Gesammt- 
erfordemiss  von  2,203.200  Golden  so  auf,  dass  er  die  eine  H&lfte  den  Län- 
dern der  böhmischen  Krone,  die  andere  Hälfte  den  Ober-,  Nieder-  and  Vorder- 
Osterr.  Ländern  zuweist     Das  Land  unter  und  das  Land  ob  der  Eons  hatten 
400.000  Gulden  bereits  bewilUgt    Zwei  Jahre  frdher  (1542)  hatte  Ferdinand 
den  Ländern  der  böhmischen  Krone  einen  monatlichen  Beitrag  zum  Tärken- 
krieg  per  80.000  Gulden,   dem  Lande  Tirol   und  den  Verlanden  amsammsn 
einen   solchen  von  12.000  und   den   fünf  n.  6.  Landen  69.000  Gulden  zn- 
gemuthet     Was  die  Bepartition   de«  Betreffnisses,   mit  dem   die  Ober-   und 
Niederösterr.  Lande  aufkommen   sollten,   anbelangt,    so  hatte  zuerst  Maximi- 
lian L  auf  dem  Innsbrucker  Ausschnsstage  von  1518  am  11.  April  vorge- 
schlagen: es  sollten  von  dem  mit  400.000  Gulden  veranschlagten  Gesammt- 
bedarfe   L  Oesterreich    ob    und    unter   der   Enns    120.000;   II.   Steiermark, 
Kärnten   und   Krain   zusammen   100.000;    IIL  Tirol  120.000   und  IV.   die 
Vorlande  GO.OOO    ökniehmen.     Am  24.  April   erhöhte   er   seine  Forderung 
auf  450.000  Gulden  nnd  nahm  er  davon  Anlass,  die  Vertheilung  in  folgender 
Welse  zu  modifizieren:  L  130.000,  IL  120.000,   IIL  137.000,  IV.  68.000 
(H.  J.  Zeibig,  Der  Ausschusstag  zu  Innsbr.  1518  im  XIII.  Bde.  des  Archiv 
z.  K.  öst   G.-Quell.,    S.  270   und  280).     Ersterer  Vorschlag  wurde   mittels 
des  B.  g.  Innsbrucker  Defensionslibells  vom  24.  Mai  1518  von  den  versam- 
melten Ausschüssen   der  betheiligten  Länder  angenommen.     Die  damit  ver- 
einbarte Proportion  brachte  auch  Karl  V.  in  Anwendung,  als  er  im  Februar 
1521  von  Bämmtlichen  österr.  Landen  800.000  Gulden  begehrte.   Ferdinand  L 
aber  wich  bereits  davon  ab  und  die  einzelnen  niederösterr.  Länder 
schritten  auf  dem  Ausschnsstage,    der   im  Sommer  1544  zu  Brück  a.  d.  M. 
stattfand,    zu  neuen  Fassionen,   die  den  Keim    der  späteren  Zerwürfnisse  in 
sich  trugen.   Vgl.  obige  Anmerkg.  14  zum  I.  Abschn.  des  vorL  Bandes.   Von 
Seite  des  gemeinsamen  LandesfSrsten  scheint  zuerst  im  Jahre  1633  nnd  dann 
öfter  noch  ein  neuer  Vertheilungs-Miasstab  in  Anwendung  gebracht  worden 
zu  sein.    In  den  (böhmischer  Seite  angestellten)  » Beflexiones  über  die  Diätal- 
prästationen  in  Ihro  Miyestät  Erblanden  occasione  deren  Nr.  1715  errichteten 
zehnjährigen  Gaabsrezeisen <  (bei  Borseheck  a.  a.  0.  XVIII.  Bd.  S.  417) 
heisst  es:   die   deutschen  Erblande,   der  »kais.   erblindische  Staat*,   hätten 
»ohne   der  Cron   Hnngam   nach   alter   Eintheilung  der   bekannten  Neontt« 
6  Millionen  zu  leisten ;  den  Deputirten  ans  dem  Königreiche  BöhuMO  sei  vom 
Kaiser   zogesichert  worden,    dass    sie   künftig   zun   »MilitärstMt«   wwrdeo 
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2  MilUunett  btlnlngMi  kftbou.  inu  m  uer  Thai  wnrde  in  dem  damal» 
mit  ibMn  gudüosseoMi  BaieiM  der  Beitrag  dieses  Ktaigreicba  fttr  die  nftchsten 
10  Jahre  mit  2  Millionen  fixiert,  nachdem  der  Kaiser  2,000.000  Golden 
▼erlangt  hatte,  die  Depuiirton  aber  darch  lange  Zeit  darauf  beitindm  waren, 
dass  das  Land  zum  hikhsten  1,500.000  Ualden  im  Jahre  n  reichen  ver- 
nöehte. 

47)  In  der  Instruktion  der  krainer  Stitnde  fSr  ihre  Abgeordneten  vom 
19.  NoTember  1714  wird  Klage  darüber  geführt,  dass  ihr  Land  »seit  1688 
als  fon  der  Zeit  der  aofgebnichten  Contribution  an  über  seine  Kräfte  and 
anaaer  Proportion  gravirt  ist,  anch  bei  Uebemahme  der  Hof-  nnd  Kriegs- 
schulden (Anno  1()32)  mit  der  s.  g.  Hofproportion,  wonach  Kärnten  nnd  Krain 
sofiel  als  Steiermark  and  Krain  allein  zwei  Fünftel  der  Hälfte  zu  zahlen 
haben,  lädirt  wurde,  zumal  das  Fundament  aller  Gaben  in  den  Pfunden 
Hermgält  und  in  der  Kinlag  von  1542  besteht,  kraft  welcher  Steiermark 
mit  70.000 (bekenntlich  [d.h.  seinem  eigenen  Bekenntnisse  nachj  mit  80.000), 
Kärnten  mit  -^6.000  und  Krain  mit  22.000  Pfund  Herrngült  beansagt  ist, 
wovon  viele  Gälten  seither  verloren  gegangen  oder  sonst  unrichtig  gewor- 
den* ....  Mit  letzterer  Bemerkung  Hessen  die  krainer  Stände  durchblicken, 
dass  sie  einer  neuerlichen  Vereinbarung  nicht  abgeneigt  seien.  Von  der 
gleichen  Bereitwilligkeit  der  Steiermärker  und  Kärntner  war  schon  in  der 
Anmerkg.  14  zum  I.  Abschn.  des  vorL  Bandes  die  Kede. 

48)  Diese  Denkschrift  ist  betitelt:  »Parerga  sive  Otia  N.  N.  (ursprüng- 
lich hiess  es  ,  Otia  Schiereiidorffiana* ;  doch  ist  letzteres  Wort  gründlich 
dorchstrichen  und  durch  vorstehende  zwei  Buchstaben  ersetzt)  Opus  Tripar- 
titam  Politico-joridico-oeconomicnm  praevia  semisaecularl  praxi  reram  succe- 
sivis  horis  nemine  jubente  spontanea  cura  elucubratum.*  Sie  befindet  sich 
dermalen  als  Handschrift  Nr.  143  im  n.  0.  Landes-Archive,  wohin  sie  durch 
den  n.  0.  Land-Untermarschall  and  Präses  des  Bitterstandes  Johann  Joachim 
von  Aichen  im  Jahre  172r>  schenkungsweise  gelangte.  Als  Sinnsprüche  des 
Ver&ssers  sind  auf  dem  Titelblatte  folgende  Citate  angeführt:  »Cicero  Offic. 
I.  Non  nobis  solum  nati  samus  ortusque  nostri  partem  patria  vindicat*  und 
»Lactant  Div.  Instit  Lib.  YIL  cap.  10.  Abominandi  sunt  omnes  qui  pro- 
priam  atilitatem  captant,  contemptis  caeteris,  tamquam  sibi  soll  nati.*  Auf 
der  inneren  Fläche  des  Deckels  steht:  »Interibit  Bespublica  ubi  aes  et  ferrum 
custodia  faerit*  Das  erste  Yorsteckblatt  trägt  unten  die  Inschrift:  »Sint 
tibi  mille  oculi,  sit  tibi  nulla  manus.*  Der  Verfasser  nennt  sich  nicht  nur 
nicht,  sondern  hat  vielmehr  durch  jenen  Versuch,  den  Ort,  wo  er  diese  Ab- 
handlong  zu  Papier  brachte,  unkennlich  zu  machen,  den  Wunsch,  verborgen 
zu  bleiben,   dentlich   geoffenbart     Mit   dem  Aufenthaltsorte  Schlemdorf  ist 
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wahrscheioLich  das  Schloss  Sierendorf  (iDsgemein  Särndorf)  am  CMUersdorfer 
Bache  (an  der  nach  Prag  führenden  Beichsstrasse)  im  Lande  unter  der  Enns 
gemeint,    obschon  es  ein  Dorf  namens  Schimdorf  in  Unter-Steiermark  giebt, 
wo  jedoch  kein  Schloes,  an  das  man  da  ?or  Allem  zu  denken  hat,  sich  be- 
findet   Erkondigongen,  die  ich  über  die  Besitzer  des  vorgenannten  Schlossee 
beim  Herrn   Landes-Archivar  Ant  KOnig   in  Wien  einzog,   haben   trotz  des 
gütigen  Entgegenkommens  desselben  keinen  Anhaltspnnkt  znr  Ermittlung  des 
Verfossers  geliefert.     Seine  seltene  Vertrantheit  mit  den  Terschiedenartigsten 
Verhältnissen   der  Monarchie   nöthiget,   an   einen   Staatsmann  Ton  der  Viel- 
seitigkeit  des   Hofkammerrathes   Da?id  Ton  Palm   und   des   Geh.  Conferenz- 
Bathes  Bernhard  Georg  Ton   Mikosch   za  denken.     Wie   sehr  bewandert  der 
Verfasser  aof  allen  Gebieten  der  Staatsverwaltang  und  in  der  Geschichte  war, 
ergiebt  sich  ans  seinen,    in  den  folgenden  Anmerkungen  wörtlich  wieder- 
gegebenen .Aeossernngen,   die  ich  schon  desshalb  in   solcher  Aosfährlichkeit 
mittheile,    damit  der  Verdacht  vermieden  wird,   als  wären   die  im  Texte  ge- 
botenen Ueberraschangen  mehr  aof  Bechnong  einer  allzu  freien  Umschreibong 
seiner  Worte  als  dieser  selbst  zn  setzen.     Ueber  die  Zeit,   in  welcher   die 
Denkschrift  entstanden   ist,  belehren  uns  mehrere  Angaben.     Anf  BL  305 
heisst  es  z.  B.:    »onterm  8.  Aogost  dieses  fortlaufenden  1719.  Jahrs* 
and  auf  Bl.  137:  »osque  ad  praesentem  annom  1720."^   Die  einzelnen  Ab- 
schnitte wurden  demnach  nicht  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie  vorliegen, 
niedergeschrieben.    Ihre  Vollendung  verzögerte  sich  kaum  über  das  Jahr  1728 
hinaus,  weil  KarFs  VL  Krönung  zum  König  von  Böhmen,  welche  am  5.  Sep- 
tember 1723  vor  sich  gieng,   auf  Bl  5  als  noch  ausstehend  bezeichnet  ist 
Vielmehr  spricht  der  Gesammteindruck  dafür,  dass  sie  noch  im  Jahre  1720 
abgeschlossen  und  ihrer  Bestimmung  zugeführt  wurde.  Auf  BL  358  sagt 
der  Verlasser  ausdrücklich,   er   habe  schon  unter   den  Kaisem  Leopold   und 
Joseph,   so  wie  unter  dem   gegenwärtig  regierenden   Herrscher  verschiedene 
Projecte  theils  den  Monarchen  selbst  theils  »den  ad  negotia  depatirt  gewesenen 
Ministem*  überreicht     Er  spricht   da  auch  die  Hofhung   aus,  dass   diese 
Bathschlftge  vor   die  Geheime  Conferenz  gebracht  werden  und  dass  von  ihr 
dartlber  dem  Kaiser  Vortrag  erstattet  wird.     Merkwürdig  ist,  dass  der  Inhalt 
eines  von  G.  Wolf  in  seiner  »Geschichte  der  k.  k.  Archive  in  Wien*  (Wien 
1871),  S.  13   bis  14   angeführten   Mandats,  von   dem  dieser  sagt,  Kaiaer 
Karl  VL  habe  es  »bald  nach  seinem  Begierungsantritte*  erlassen,  grOssten 
Theils  mit  einem  Entwürfe  übereinstimmt,  welchen  der  Yerfiuser  der  in  Bede 
stehenden  Denkschrift  auf  Bl.  67  bis  70  mittheilt   Es  ist  darin  die  Absicht 
aasgesprochen,  einen  »Generallandtag*  aus  allen  Erblanden  nacbWien  zu 
berufen,  aaf  w««lchem  die  » LandesDothdarfU*n  *   mit  »  freier  Stimme*  sollen  vor- 
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gebracht  werden  dfirfen.  Als  eine  vorbereitende  Biassrei^l  wird  darin  die  Be- 
gnrflndang  einet  StaatsarchiTs  in  Anregung  gebracht  und  die  Einsendnng 
Ton  PriTÜegien-Abschriften  an  dasselbe  angeordnet  6.  W o  1  f  weis  jedoch  das 
Da  tarn,  anter  welchem  dieses  Mandat  ergieng,  nicht  anzugeben  und 
sa  Eingang  dMselben  ist  auf  die  beforstehende  Krönung  in  Böhmen,  deren 
in  der  Denkschrift  als  der  richtigen  Veranlassang  dazu  gedacht  ist,  mit 
keinem  Worte  hingewiesen.  Es  ist  sonach  angewiss,  ob  wir  es  da  nur  mit 
einer  Reprodaction  jenes  Entwurfs  oder  mit  einem  kais.  Befehle  za  thon 
haben,  der,  wenn  er  wirklich  ergangen  w&re,  allerdings  beweisen 
würde,  dass  der  Verfasser  jener  Denkschrift  mit  einzelnen  seiner  Anträge 
o.  s.  gerade  mit  solchen,  die  die  Annahme  seines  Programms  zur 
Voraassetzang  hatten,  am  Hofe  Karls  VI.  momentan  durchdrang.  (Dass 
übrigens  die  Errichtung  eines  Central- Archivs  in  Wien  kein  erst  anter  Karl  VI. 
aoigetaachter  Gedanke  war,  gibt  6.  Wolf  S.  12  selber  zu  nnd  ans  der 
s,  g.  ,  Aasz<»ichnangs  ^-Urkunde  Ferdinands  I.  vom  25.  Februar  1554  ist  zur 
Genüge  ersichtlich,  dass  derselbe  trotz  der  Auftbeilung  seines  Herrschafts- 
gebietee  outer  seine  Söhne  doch  dem  Aeltesten  unter  ihnen  alle  »Hand- 
vesten  nnd  briefliche  Urkunden*  zusprach  »die  in  gemain  über  vnnser 
vnd  vnnsers  Hauss  Oesterreich  Laimd  und  Leut,  Frajhaiten  und  Begnediguugen 
sagen.*)  Es  fehlt  aach  nicht  an  sonstigen  Anzeichen,  dass  des  Verfassers 
Rathschlftge  in  den  höchsten  Begierungskreisen  williges  Gehör  fanden.  So 
hat  bald  darauf  das  Loos  der  Protestanten  und  das  der  Baueni  eine  Milde- 
rung in  seinem  Sinne  erfahren. 

49)  Die  Belegstellen  hiefur  und  für  das  Folgende  finden  sich  zerstreut 
in  dem  ganzen  I.  Hauptstücke,  welches  die  schwülstige  Aufschrift  trägt: 
» Ohnmassgebige  geheimbe  Anmerkungen  und  Vorschläge  zu  einer  General- 
Convocation  deren  Herrn  Ständen  von  Böheimb,  Mähren  und  gesambten 
Oesterr.  Erblanden  vmb  die  simultanische  Einriebt-  und  Regulif^rung  der 
Erb-Succession,  auch  anderen  höchstnöthigen  Staats- Materien  zu  Befestigung 
der  wohlgedeylicheo  Combiuation  aller  Erbländer  in  quemcunque  casum 
SMCessionis  Domus  Austriacae  und  zwar  aus  solchen  Motiven  und  Umbständen, 
dass  auch  die  nacher  Hungam  incorporierte  Lande  Anlass  nehmen  möchten, 
vmb  eine  dergleichen  Convocation  mutatis  mutandis  ihre  Anträge  zu  thuen 
und  hiermit  der  kaiserl.  Hof  imploratu  et  rogatu  seine  Officia  impertiren 
könnte,  die  gesambte  kais.  Erblande  nicht  nur  aufs  weib-  und  männliche 
Geschlecht  erblich  unter  dem  Stanunbaum  des  AUerdurchlauchtigsten  Ertz- 
hanses  von  Oesterreich  zusammen  zu  setzen  sondern  auch  die  Mittel  und 
Weege  aaBfAndig  za  machen  and  festzustellen:  wie  Haubt  und  Glieder  bej 
grossen  Corpore  alss  einem  gemeinen  Universo  in  einer  gutten 
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Attemperation,  Uarmonie  and  Rahe  bei  üanse  Terbnnden  stehen  and  leben, 
Ton  aussen  aber  pro  secnritate  publica  sich  respectire  beachntzen  and  er- 
weithem  könnten.*  (Bl.  1  bis  81).  Hieran  schlieest  sich  »Capat  IL*  mit 
Betrachtangen  über  die  weibliche  Thronfolge.  (Bl.  81  bis  136).  Es 
folgen  dann  acht  den  angarischen  Verhältnissen  gewidmete  Haapt- 
stQcke  (Capita)  mit  Tielen  das  Haaptthema  berührenden,  zom  Theile  nur 
skizzirten  Andeotangen  and  voll  warmer  Fürsprache  ra  Gunsten  der  ungarischen 
Bauern.  Caput  XI.  enthält  » Ohnvorgreifliche  Beflexiones  über  das  8.  g. 
Neoacquisticum  Senriae  und  dessen  Einrichtung  und  Bevölkerung.*  (Bl.  314 
bis  377).  Der  den  zweiten  Theil  bildende  Best  der  Handschrift  handelt 
von  den  Donauförstenthümem,  von  Polen,  De  ProcuratoreCaesaris  (Cap. 
XVI,  lU.  511  bis  546),  von  den  Mitteln  wider  Bauemaufistände  und  schliesst 
mit  einer  Erörterung  der  Rechtmässigkeit  der  Leibeigenschaft  in  den  böh- 
mischen Ländern.  Ich  hebe  zunächst  aus  dem  IV.  Hauptstücke  die 
Ueberschriften  einiger,  unausgeführt  gebliebener  »Capitel*  hervor,  welche, 
weil  sie  in  lateinischer  Sprache  entworfen  sind,  vortheilhaft  abstechen  von 
der  breitspurigen,  deutschen  Ausdrucksweise  des  Verfassers:  Gap.  26  —  De 
ejeranda  (ejuranda)  Divisione  Haereditariarum  Provinciarum  lurejurando  non 
solom  in  haeredes  Domus  Augustae  ooncepto  verum  etiam  in  Status 
omnium  Provinciarum  exanctis  Homagiorum  et  fidelitatum  formnlis. 
Gap.  27  —  De  universali  Publica  Goincorporatione  Haereditariarum  Provin- 
ciarum in  Unum  Corpus  haereditarium  et  ejeratione  Electionis  seorsiva 
post  Doroum  Augustam  quam  Dens  usque  ad  finem  Mundi  sospitet  Gap.  28 
—  De  tertio  necessario,  sciliost  compromisso  et  laudo  omnium  Pro- 
vinciarum haereditariarum  ad  locum  perpetuae  residentiae  Dominicae 
probabilius  et  eipeditius  V i e n n a m  in  Meditnllio  Dominationis  sitam 
et  omnium  maxime  instructam.  Cap.  44  —  De  fadli  methodo  haereditarias 
Provincias  in  perpetuum  Corpus  ei  aggregatis  combinandi  si 
omnium  terrarum  haereditariarum  Delegat!  Viennam  efocarentar  quemad- 
modam  id  Anno  1606  anterioris  Padficationis  Viennensis  Ikctiim  est  (BL  189, 
198).  Das  mit  den  Worten  »Media  pacandi  et  in  fidelitate  coniinendi  Hun- 
gariam*  überschriebene  »Caput  V.«  (Bl.  203  bis  217)  enthält  gleich  an&ngs 
den  Wunsch:  »opportunum  consilium  placerot,  ordines  omnium  Provindanim 
haereditariarum  per  Deputatos  Viennim  eonvocandi,  ei  communis  ratio  et 
modus  constituatur,  quid  qnaelibit  Provincia  inpostenun  snscipere 
et  praestaro  possit  ac  debeat  pro  commoni  omniom  conservatione 
quemadmodum  nnlla  P»tria  haereditariamm  ProfindanuB  oommuii  oemiiim 
ope  magis  eget  (sie!)  et  indigeat,  quam  Hungaria.«  Eiii  anderes  Mittel  erblickt 
der  Verfimer  in  der  AvmglMmag  dsr  Sttoerlatti  cU«  Jotit  das  imtsrtliAiiige 
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Volk  in  Uugani  Urdcko.     Daxo  wftreu  »Syndici  UuiveriiitaÜB   Ben  DopaUü* 
«08  «ler  Mitte  der  Bürger  njid  fiaaeni  iu  jedem  Komitate  zu  bestelloii  »qui 
ad  repartiiionem  Comitatuom   compareant  iiiterim  donec  Generalis  rati< 
aeqoalitatis  constituendae  in  oniTersali  Congressa  Viennenai  adin- 
Teniator.«  (BL  205).     Kr  fügt  noch  hinsn:   »ex  bis   praa&tis  Syndida  Co- 
mitatoam  saltam  per  binos  Vionnam  evocandi  (eaaent),  ut  nomine  contri- 
balinm  saoram  adsiut  prae   foribns  generalis  CongressuB  et 
causam  aeqoalitatiB   agaiit,    praesertim   circa  namemm   et  ratas  portanun.* 
Der  YerCMser    Terbehlt    nicht,    daas    dieses    Vorgehen    leicht    Ton    einem 
Bauern -Aofmhr    begleitet   sein   kOnne   (hoc    arcanum    Dominationis  .  .  . 
pODom  Paridis  coiyiceret  inter  status  et  subditos),  ja  er  fände  es  sogar  ge- 
laHien,  einen  solchen  Aufstand  zu  erregen,  damit  der  Adel  sich  gefügig  zeigt 
und  die  Lasten  der  Bauern  vermindert ;  allein  er  will  anderer  Seits,  dass  der 
Kaiser  Vorsorge,  damit  im  rechten  Augenblicke  ein  das  Vertrauen  des  Volke» 
geniessender,  als  verl&sslich  erprobter  Mann  dasselbe  wieder   beschwichtiget 
(BL  210).     An    der  Ungerechtigkeit    der  Behandlung,    die   den  ungarischen 
Bauern  seitens  der  Gutsherrn  zu  Theil  werde,  zweifelt  er  nicht  im  Hinblicke 
auf  Gesetz-Artikel,    die  er  aus  dem  »Corpus  Juris  Hungarici*  anführt    (Bl. 
211   bis  217).     Nicht  minder  warm    nimmt  er    sich  der  herrschaftl.  Unter- 
thanen  in  Böhmen,  Mühren  und  Schlesien  an.    £r  findet  es  unleidlich, 
dass  der  »Vemewerten  Landesordnung  für  Böhmen*  zuwider  die  in  ihr  vor- 
gesehenen Tagsatzungen,  bei  welchen  das  kgl.  Laiidrocht  Klagen  jener  Unter- 
thanen  anhörte  und  nach  Einvernehmung  der  Obrigkeiten  darüber  entschied. 
auch  im  Widerspruche  mit  dem  Krönungseide  des  Königs,  der  »Männiglichen  du 
Justiz  zu  administrieren*  gelobt,  unterbleiben  und  nicht  nur  jenen  Unterthanen 
der  Bekurs  an  den  König  untersagt  sei,    sondern   sogar  den  Advokaten  und 
Prokuratoren  »das  Patrocinieren  für  dieselben,  als  wann  die  multitudo  plebis 
vogelfrey.*  (Bl.  541).    Es  sei  nicht  wahr,  dass  die  um  das  Jahr  1620  statt- 
gefundene Auswanderung  vieler    herrschaftl.  Unterthanen    nach  Sachsen   und 
ins  Fürstenthum  Bayreuth  blos    des  Gewissenszwanges  wegen  erfolgte.    Viel- 
mehr wären  die  Bedrückungen,  welche  von  den  Herrschaften  ausgiengen,  die 
Hauptursache  gewesen  und  seien  viele  Auswanderer  blos  der  »besseren  Lebens- 
gelegenheit in  der  Fremde  halber*  dort  zum  Protestantismus  übergetreten.  Dii- 
Pragmatical- Verordnung  des  Kaisers  Leopold  d.  d.  Pardubitz,  2iS.  Juli  lt>8l>, 
womit  dieser  die  Baueni  in  Schutz  nahm,  sei  noch  immer  unausgeführt,  wir 
die  an  dessen  Nachfolger  gelegentlich  der  allgemeinen  Privilegien-EmeurninL 
»turmatim  gelangten  recursus  der  gequälten  Parteion*  beweisen.    Bayeribtiic 
und  französische  Emiss&re  hätten   sich  dies  damals  zu  Nutzen  gemacht  und 
dam  Volke  vorgespiegelt,  die  Verordnung   beswecke   blos   die  Unzufiriedenen 
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zum  HerYortreton  zn  Terleiten,  damit  man  wisse,  wer  dem  Henker  zu  über- 
antworten ist  (BL  547  bis  550).  Die  von  Leopold  I.  mittels  jener  Yer- 
ordnaijg  den  Herrschaften  eingeräumte  Befugniss,  rebellische  Bauern  durch 
3  Tage  in  der  Woche,  aber,  wo  kein  zum  Qegentheil  ermächtigendes  Urbariam 
vorhanden,  nicht  länger  zur  Robotleistung  zu  rerhalten,  werde  auf  alle 
Bauern  angewendet  und  es  geschehe  dies  sogar  in  Mähren,  auf  welches 
Land  besagte  Verordnung  unterm  12.  Juli  1712  ausgedehnt  wurde.  Zwar 
habe  Kaiser  Leopold  im  Jahre  1691  die  Bergstadt  Graupen  Tor  UebergrüTen 
der  gräflichen  Familie  Stemberg,  die  sich  ihrer  ganz  bemächtigen  wollte, 
geschätzt  und  deren  Eintragung  in  die  b<)hmische  Landtafel  gestattet;  aber 
er  habe  sie  doch  zugleich  zum  Gehorsam  gegen  ihre  Ortsobrigkeit  ermahnt, 
und  so  die  gute  Wirkung  seines  schützenden  Eingreifens  wieder  abgeschwächt. 
(BL  553).  Für  den  schlesischen  Bauernstand  werde  sich  um  so  leichter 
Ausreichendes  thun  lassen,  nachdem  durch  ein  Mandat  des  Oberhauptmannes 
der  Fnrstenthümer  Oppeln  und  Katibor  vom  4.  Jan.  1559,  durch  einen  Be- 
schluss  des  schles.  Fürstentags  vom  1.  Oktober  1652  und  durch  andere, 
ältere  Gesetze  das  Loos  desselben  bereits  verbessert  worden,  die  eigentliche 
Leibeigenschaft  dort  nicht  zu  Recht  bestehe  und  es  nur  dem  Einschleichen 
polnischer  Anschauungen  und  Gebräuche  zuzuschreiben  sei,  wenn  seit  den 
Tagen  des  Königs  Wladislaw  IL,  der  ein  polnischer  Prinz  gewesen,  in  allen 
Ländern  der  böhmischen  Krone  die  früher  dort  ihrem  heutigen  Wesan  naeh 
anbekannte  Leibeigenschaft  aufkam.  (BL  583  bis  646).  —  Der  Yerfhaser 
der  Denkschrift  begründet  letztere  Behauptung  mit  grosser  Gelehrsamkeit  und 
stellt  über  die  Bedeutung  einzelner  slaviseher  Worte  eingehende  Unter- 
sochongen  an.  Er  beantragt,  dass  die  im  Jahre  1680  für  Böhmen  erlassene 
Pragmatical -Verordnung  mit  entsprechenden  Aenderungen  auf  alle  kais. 
Er  blande  ausgedehnt,  in  Druck  gelegt  und  insbesondere  den  Unterthanen 
der  Länder,  die  unter  der  böhmischen  Hof  kanzlei  stehen,  durch  Verkauf  seitens 
dieser  Kanzlei  gegen  Erlag  eines  Dokatens  zugänglich  gemacht  werde.  (BL 
552).  Er  veranschlagt  den  Erlös  anf  400.000  Gulden  und  weitere  468.338  V, 
Gulden  wären,  meint  er,  zu  erlangen,  wenn  von  den  einzelnen,  untertliinigen 
Ansässigkeiten  eine  nach  deren  Grösse  abgestufte  8chnti-Gabflhr  eingehoben 
werden  wollte.  Letzteres  Einkommen  würde  am  besten  zur  Aifttellung  und 
Besoldung  eines  General-Fiscalats  am  kais.  Hofe,  mehrerer  Flscalämter  in  den 
Ländern  der  böhmischen  Krone  und  von  Unterthans-Advokaten  bei 
den  Kreisämtem  verwendet,  welchen  überdies  Je  ein  reefannngsverständiger, 
beeideter  Assessor  bürgerlichen  Standes  znntlMilsn  wäre,  der  die  »Con- 
tributionsrechnungen  der  Unterthanen  zu  revidieren  und  die  schon  so  allgemein 
gewordenen  Superexacüones  zu  notionieren  hat*  (BL  575  bis  588).  Ausser- 
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dem  w&rvn  die  FlieaUmUr  aninweieen,  dun  sie  als  »Tribnni  plebu*  bei 
den  Landtagen  du  gemeine  Volk  vertreten  and  sich  der  Abstiftong  so 
wie  sonstiger  Misshaudlung  desselben  widersetien  (Bl  552).  Den  betten 
Erfolg  Terspricht  er  sich  indessen  vom  »General -Prokorator«,  dem 
alle  Fiseal-Aemter  und  Kreis&mter  monatlich  berichten  mflssten,  wie  es  in 
den  Provinten  mit  der  Behandlung  der  Unterthanen  durch  die  Herrschaften 
und  mit  den  Steaeransprächen,  die  an  Jene  gestellt  werden,  sich  verh&lt. 
(BL  544).  Was  er  diesem  »Procurator  Caesaris*  an  Geschäften  übertragen 
wissen  will,  übersteigt  wohl  alles  Mass.  Darch  ihn  soll,  von  der  Beschütcong 
der  herrschaftlichen  Untorthanen  abgesehen,  nicht  nur  die  Vollziehung  der 
Geeetie  überwacht  und  den  Uofstellen  von  Zeit  zu  Zeit  Dasjenige  schriftlich 
gemeldet  werden,  was  er  »dem  universo  populoproomninm  salate 
dienlich*  erachtet,  sondern  es  soll  aach  die  Ahndung  der  Rebellen  durch  ihn 
herbeigeführt,  die  Rückstellung  confiszirter  Güter,  welche  besser  niemals  ein- 
gezogen worden  wären,  eingeleitet,  die  Revision  der  wichtigeren  Gesetze  in 
Angriff  genommen,  Ungarn  streng  beaufsichtiget  und  die  weibliche  Thronfolge 
in  Verbindung  mit  der  Erbvereinigung  der  Länder  bei  der 
General-Convocation  so  wie  in  den  einzelneu  Landtagen  ver- 
treten werden.  (Caput  XIV).  Daher  bezeichnet  ihn  die  Denkschrift  selbst 
(Bl.  514)  als  einen  »Universalisten  *,  dessen  Dazwischenkunft  besonders  bei 
den  ungarischen  und  sicbcnbürgischen  Staats- Angelegenheiten  nicht  zu  ent- 
behren ist,  und  die  Ernennung  eines  solchen  (Bl.  532)  als  etwas  Unerhörtes. 
Vor  die  General-Convocation  will  der  Verfasser  der  Denkschrift  auch 
eine  Menge  anderer  Reformfragen  gebracht  wissen,  insbesondere 
die  Einschränkung  der  katholischen  Geistlichkeit,  ein  duld- 
sameres Vorgehen  gegenüber  den  Akatholiken  und  die  Behe- 
bung der  Hindemisse,  welche  die  Länder-Verfassungen  einer  gesammt- 
staatlichen  Organisation  bereiten.  Da  uns  diese  üborschwänglichen,  der  da- 
maligen Zeit  voraneilendon  und  dorn  Entwicklungsgänge  der  Dinge  vorg^ei- 
fonden  Ideen  desselben  klar  erkennen  lassen,  wesshalb  sein  Project 
scheitern  masste,  so  setze  ich  noch  Dasjenige  hieher,  was  er  zu  deren 
deren  Begründung  sagt  Die  Einschränkung  der  katholischen  Geist- 
lichkeit bespricht  er  allerdings  mit  grosser  Vorsicht.  Er  hat  nichts  gegen 
einen  vom  Herrscher  in  Rcligionssachen  einznvemohmcnden  Gewisscnsrath, 
wie  Kaiser  Max  IL  ihn  schuf,  einzuwenden,  obschon  er  lieber  die  Reichshof- 
räthe  darüber  befragt  sähe,  wie  es  Ferdinand  I.  (laut  der  vom  Vice-Reichs- 
kanzler  Dr.  Seid  hinterlassenen  »Consultatio  Politico-Ecclesiastica*)  gethan 
hat  (BL  15,  55,  57).  Er  räumt  auch  in  Bezog  aof  die  Abhilfe,  wodurch 
die  schlimmen  Folgen  der  Austreibung  der  Protestanten  wieder  gut  gemacht 
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werden  könnten,  der  Geistlichkeit  die  erste  Stimme  ein,  indem  er  (nicht  ohne 
einen  Anfing  yon  Ironie)  schreibt:  »Weis  der  Clems  da  abzohelfen:  Anathema 
Sit,  der  dem  Clero  die  Option  and  Ehre  nicht  gOnnen  wollte,  Vorschläge 
hierüber  zn  than*;  ist  derselbe  jedoch  rathlos,  dann  frage  es  sich,  welches 
von  zwei  Uebeln  das  kleinere  ist :  »ob  es  pertinici  zelo  indiscreto  das  PabU- 
cnm  ganz  niederzatreiben  und  aller  trenen  BeyhäUTe  osqae  ad  consomationem 
interitus  zu  pririren  oder  f&tterlich  za  condescendieren  und  einznrathen:  wie 
and  wo  Ihro  kais.  Migest&t  ohne  Verletzung  ihres  zarten  Gewissens  and  hohen 
kais.  Amts  Etliche  Ton  den  3  Religionen:  griechischer,  eTangelischer  und 
reformierter  —  sub  conditione  reparandi  metalloram  fodinas,  restanrandi 
Commercia  et  Manufactaras,  aber  blos  per  modam  transitns  sine  fixo  domicilio 
wieder  einnehmen  und  also  circumscripte  zu  priTilegierenTermuchte?*  (BL  29). 
Er  würde  es  schon  als  einen  Fortschritt  begrössen,  wenn  den  »  Unkatholischen  * 
bestimmte  Stadttheile,  z.  B.  in  Wien  die  Leopoldstadt  oder  in  Prag  das 
Moldaunfer  bis  zu  den  Mühlen,  »mit  dem  pri?ato  exercitio  religionis  und 
tleni  indultu  sepultarae*  zum  Wohnsitz  eingeräumt  werden  würden.  Indessen 
ist  seine  Meinung  in  Ansehang  der  den  Andersgläubigen  zu  machenden  Zu- 
geständnisse doch  eigentlich  eine  andere  und  die  katholische  Geistlichkeit 
überhäoft  er  sogar  (Bl.  15  bis  23,  53)  mit  Vorwürfen.  Er  macht  sie  für 
den  Müssiggang,  der  unter  ihr  eingerissen,  für  die  Mängel  des  höheren  Unter- 
richts, für  die  schlechte  lAge  der  Baaeni  and  namentlich  far  die  Feindselig- 
keiten verantwortlich,  die  der  österreichische  Hof  sich  durch  die  unbedachte 
(Jonfiscation  von  Gütern  zugezogen  habe,  deren  Besitzer  von  ihm  ihres  Glaubens 
halber  zum  Auswandern  genöthiget  wurden.  (Bl.  37).  Was  schliesslich  die 
>  Länder- Verfassungen  <  anbelangt,  die  er  mit  der  ihn  beseelenden  Gesammtstaats- 
idee  nicht  vereinbar  findet,  so  empfiehlt  er  nicht  nur  (BL  544)  vor  jeder  Er- 
ueuerung  einet  Landes-PriTÜegiams  das  Gutachten  des  General-Prokurators 
»pro  salvo  servando  quovis  jure  Summi  Principis*  einzaholen,  sondern  er 
räth  auch  (BL  132),  die  Länder  in  Zukunft  »uniforraiter  zu  privile- 
giren*  und  deren  alte  Privilegia  »in  eine  Zusammenstimmung, 
Harmonie  und  Gleichheit  za  versetzen.«  Wie  wenig  Schwierigkeiten 
ditö  bei  oinigermassen  festem  Willen  bereite,  erläutert  er  (BL  517)  durch 
das  Beispiel,  welches  Kaiser  Ferdinand  HL  gegeben  habe,  indem  er  die  » 1 17 
Dubia«,  welche  das  mährische  Landreehts-OoUegiom  der  anterm  10.  Mai  1628 
»vemewerten«  Landesordnung  Wr  Mähren  entgegeohielt,  mit  Bescheid  vom 
12.  Oktober  1638  folgendermasaen  erledigte:  er  befinde  die  verffigte  Aende- 
rang  »gantz  vor  keine  solche  Sach,  so  anter  die  Casus  dubios  sa  referiren 
wäre,  sehete  auch  nicht,  warumb  oder  ra  was  Intent  das  lÖbL  Landrecht 
dieses,   was  in  fhcio   also  weltkündig  vorgegangen  ond  allein   die  verloffene 
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Zeiten  berilhret,  m  diffionltiren  '    '  ver- 

blibeiMii  Inwohoern  . . .  mit  tIck  ••   o«.;.uii<  u  ümik  li  v^ii^uAeheii, 

sondern  aach  sje  Ton  wail.  der  in  Qoit  ruhend  ^tAt ...  an  Ehren, 

Wflrdeu,  Stand  und  VerfnOgen  in  der  That  anf  das  ansehentlichete  yielf^ltig 
bedacht  worden.«  Immerhin  h&lt  ee  der  Verfksser  der  Denkschrift  (Bl.  45) 
fBr  ger«ih«D,  aach  derartige  Verfkssansrs-Aendemngen,  speciell  in  Ansehung 
der  Linder  der  böhmischen  Krone  die  »sechs  Hauptmaterien  einer  glflckseligen 
Erbland- Verfassung  *,  vor  die  liandtage  der  einzelnen  L&nder,  dann  Tor  einen 
Qeneral-Landtag  derselben  und  schliesslich  vordieGeneral-ConTocation 
ra  bringen.  Dadurch  werde  zumal  der  vorherzusehende  Widerstand  des 
böhmischen  Clerus  unschädlich  gemacht  werden,  welcher  unter  Kaiser  Leopold 
80  Abermüthig  geworden,  dass  man  genöthiget  war  »pro  salvis  servandis 
resenratis  et  juribus  Mi^estatis  die  Subsellia  Cleri  tantisper  nsque  ad 
oongmam  submissionem  aus  der  Pragerischen  Landstuben  reamo- 
rieren  zu  lassen.*  (Bl.  53). 

50)  Wie  gut  der  Verfasser  der  Denkschrift  von  der  Wesenheit  dessen, 
was  er  da  vorbringt,  unterrichtet  ist,  erhellt  ans  Akt  1 1  und  1 2  vom  Jahre 
1625  in  der  böhmischen  Abtheilnng  des  Archivs  des  M.  d.  Innern  in  Wien 
(BL  A.  1),  welche  er  vor  Augen  gehabt  zu  haben  scheint  Nur  nennt  er 
statt  des  Reichshofrathes  Dr.  Conrad  Hilleprand,  der  unter  den  mit  kais. 
Auftrage  vom  12.  März  1625  zur  Revision  der  böhm.  Landes-Ordnnng  Be- 
rufenen sich  befindet,  den  Justus  Qebhardt  In  der  Sitzung  eines  engeren 
Ausschusses  vom  4.  April  1625  wurde  Dr.  Melander  mit  der  Redaction 
der  neuen  Landes-Ordnung  anf  Grund  der  am  Vortage  vom  Kaiser  gefassten 
EntschlnsBe  betraut  In  der  Denkschrift  ist  wiederholt  vom  Reichshof- 
rathe  und  dem  ihm  gebührenden  Einflüsse  die  Rede.  So  heisst  es  auf 
Bl.  14:  der  Prinzipal-  oder  Haupt- Vortrag  ex  communibus  conclusis  komme 
dem  Reichshofrathe  propter  supereminentiam  activitatis  et  sphaerae  zu.  Auf 
BL  65  wird  erwähnt,  dass  bei  der  Revision  böhmischer  Prozesse  die  Urtheils- 
ftUung  lange  Zeit  dem  Reichshofrathe  oder  Räthen  der  niederösterr.  Regie- 
rung oblag  bis  Karl  VI.  (durch  Vervollständigung  der  böhmischen  Kanzlei 
all  seineii  Hoflager)  das  Nöthige  veranlasste,  damit  »die  böhmische  Nation 
nicht  mehr  durch  ausländische  Richter  geurtheilt  werde.* 

51)  Die  Nachkommen  der  dadurch  zunächst  beschädigten  »hxui.uiion* 
schildert  der  Verf.  der  Denkschrift  als  die  erpichtesten  Gegner  des  Hauses 
Habsbnrg,  die  sich  wider  dasselbe  namentlich  mit  Frankreich  verschworen 
h&tten  und  nicht  aufhören,  demselben  Verlegenheiten  zu  bereiten.  Er  vergleicht 
(Bl  521)  für  den  Fall,  dass  die  böhmische  Hofkanzlei  noch  länger  zögert, 
den  Beclamationen,  welche  dieselben  fortwährend  erheben,  Rechnung  zu  tragen, 
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—  die  mit  diesen  Torschieppten  i;eciiisaD8präGhen  gefüllten  Akten-Bändel 
dem  Trojanischen  Bosse,  ans  dem  dann  in  B&lde  »die  in  allen  ankatholischen 
Ländern  zerstreuten  Exolanten-Erben  herrorkriechen*  and  die  Hilfe  Ton  Frank- 
reich, Schweden,  England,  Holland,  ja  selbst  der  Schweiz  anrufen  werden. 
Um  der  Einmischaug  solcher  fremder  M&chte  Yorzabeagen,  räth  er  sogar 
(BL  43),  die  die  »Hinrichtung*  Wallensteins  and  seiner  Consorten  so 
wie  die  Confiscation  des  Yermögoos  derselben  betreffenden  Documonte  der 
General-Convocation  Torzalegen;  dann  werde  der  in  Schweden  und 
Frankreich  »ausgesprengte  Verdacht*  schwinden,  als  seien  jene  Verbrecher 
»meuchlings«  ermordet  worden. 

52)  Es  sind  damit  die  Staatsstreiche  gemeint,  über  welche  Daniel 
de  Foe's  Buch  ,The  history  of  the  Union  of  Qreat  Britain*  (Edinb.  1709) 
und  (um,  was  insbesondere  Irlands  Abhängigkeit  ?on  England  betrifft,  eine 
leicht  zugängliche  Schrift  zu  nennen),  die  in  K  F.  Vogers  >  Pragmatischer 
Geschichte  der  Verhältnisse  zwischen  England  und  Irland«  (Leipzig  1842) 
S.  148  abgedruckte  Parlamenteakte  vom  Jahre  1719  Aaskonft  ertheilen, 
welche  letzter»  der  Verf.  der  Denkschrift  unmittelbar  vor  Augen  gehabt  haben 
dürft*. 

b'i)  üem   v«ri.  aer  uenkschrift  schwebt  da  offenbar  ein  Auskunftsmittel 
vor,  das  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  nach  dem  Tode  Kaiser  Joseph^s  I.  er- 
griffenen hat     Damals   traten    unmittelbar   nach  dem  Ableben    des  Kaisers 
dessen  Obersthofmeister  Fürst  Trautson,  der  Hofkanzler  Freiherr  von  Seilern 
und  der  oberste  böhm.  Kanzler  Graf  Wratislaw  in  der  Geheimraths-Stube  zu 
einer  Berathung  darüber  zusammeo:  »wer  in  Abwesenheit  des  saccedierenden 
Hrbherm   und  Landesfürsten  Caroli  III.  die  Begierung   in   diesseitigen   Erb- 
kCnigreichen  und  Landen  bis  zu  einlangender  A.  h.  Ratifikation  oder  ander- 
weitiger Disposition   zu  führen  habe?«    Ich  entnehme  dies  einem  Aufsatze, 
der,  wahrscheinlich  erst  im  Jahre  1713  niedergeschrieben,  im  SO.  Bande  der 
8.  g.  Dumont'schen  Sammlung  im  Wiener  Staatsarchive  (Handschrift  IL  383) 
8ich  befindet  (Bl.  119  bis  121).     Der  weitere  Verlauf  wird  da  mit  folgenden 
Worten  geschildert:  »Der  grosse  Anstand  wäre  vom  Königreich  Hungarn,  wo 
<io  legibas  Begni  vorgesehen,   dass,  wann  der  König  nicht  in  Hangam  oder 
II  denen  negstangrenzenden   Ländern  sich  befinde,    der  Palatinos  Begni  die 
N'gicrung  im  Königreich  Hungarn  zu  beglaiten  habe,  so  pro  re  instant!  vmb 
•  gefahrlicher  gewesen  als  man  in  prozimis  gradibas  conclusioniB  PadAca- 
lonis  mit  denen  aufigestandenen  Hungarn,  bei  welchen  der  damahlige  Palatiniis 
licht  beliebt,  begriffen  wäre.«     Um   Aber   diesee  Bedenken   hinaussakommeo 
'^schlössen  die  Genannten,  die  Mutter  des  zur  Kachfolge  berufenen  Herrschers 
und  nach  Leopold  I.  verwittweto  Kaiserin  Eleonore  als  gekrönte  Königin  Ton 
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Üngmni  and  als  eine  nicht  nar  daselbst  beliebte,  sondern  auch  hoch  erleachtote 
Fraa  nur  Uebernahme  der  Begentschaft  aafeofordern.  Anfangs  weigerte  sich 
dieselbe;  nachdem  sie  aber  eingewilliget  hatte,  fand  eine  zweite  Conferenz 
stiUt,  bei  welcher  die  Oeheime  Oesterr.  Hofkanzlei  ermächtiget  wurde,  den 
übrigen  Hof kanzleien  and  den  L&nder-Gabemien  »  per  Decretam  za  bedeaten  *, 
dass  die  Kaiserin- Wittwe  Eleonore  »erkieste  Fraa  liegentin  seye.*  Ein  au 
den  Thronfolger  nach  Barcellona  abgefertigter  Corier  holte  dessen  Zastimmung 
ein  and  nachdem  diese  eingelangt  war,  brachte  die  Begentin  die  Verhand- 
langen mit  den  aafst&ndischen  Ungarn  zam  Abschlüsse.  Sie  fährte  (so  z.  B. 
in  einem  Dekrete  vom  30.  September  1711,  Akt  26  von  diesem  Monate  im 
Inn.  Oe.  Hof kammer-ArchiTe)  folgenden  Titel :  ,  Eleonora  Magdalena  Theresia, 
von  Gottes  Gnaden  röm.  Kayserin,  Wittib,  des  durchleachtigsten,  grossm&ch- 
tigsten  Fürsten  and  Herrn  Caroli  des  Dritten  Khönigs  iu  Hispanien,  Hungam 
und  Böhaimb,  Ertzherzogcn  zu  Oesterreich  leibliche  Maetter  und  deren  Erb- 
königreichen, Färstenthamben  und  Landen  dermalige  Regentin.* 

54)  Siehe  die  Anmkg.  17  zum  I.  Abschn.  des  vorl.  Bandes.  Es  hatte 
in  der  That  späterhin  in  Wien  keine  Zusammtretung  von  Länder-Deputirten 
mehr  stattgefunden,  die  den  Namen  eines  Genoral-Congresses  verdient  haben 
wurde.  Aber  auch  die  Zusammenkunft  vom  Jahre  1606  war,  streng  ge- 
nommen, kein  Congress  und  schon  gar  kein  allgemeiner. 

65)  Siehe  über  die  Vorstellung,  welche  der  Verf.  der  Denkschrift  mit 
dem  Amte  des  General-Procurators  verband,  obige  Anmkg.  49  auf  S.  188 
des  vorliegenden  Bandes,  wo  alles  Einschlägige  aus  seinen  Aufzeichnungen 
kurz  zusammengefasst  ist.  Eine  theilweise  Verwirklichung  dieser  Vorstellung, 
aber  nur  was  die  Ueberwachuug  des  Vollzugs  der  Gesetze  und  den  Schutz 
der  s.  g.  ünterthanen  vor  ihrer  Herrschaften  anbelangt,  trat  unter  Kaiser 
Joseph  n.  ein.  S.  » Kurze  Betrachtungen  über  das  Institut  der  österr.  Staats- 
anwaltschaft als  einer  Aufsichtsbehörde*  vom  damaligen  Kammer-Procurator 
in  Lemberg  und  nachmaligen  Finanzminister  Dr.  Georg  Holzgethan  in 
der  »Zeitschft.  f.  österr.  Bechtsgelebrsamkeit  u.  polit  Gesetzkuude  *,  Jahr^' 
1840,  U.  Bd.  S.  261   flf. 

56)  Die  Beschlüsse  dieser  Palatinal-Conferenz  vom  7.  und  8.  Juli  1712 
wurden  zuerst  durch  den  Historiker  L.  Szalay  im  19.  Bde.  der  Zeitschrii 
»Badapesti  Szemle«  (1864)  aus  dem  Archive  der  gräfl.  Familie  Pälffy  publi- 
ziert, leider  in  ungarischer  Uebersetzung.  Eine  Abschrift  des  lateinischen 
Original-Berichts,  wumit  der  damalige  Palatin,  Fürst  Paul  Eszterhäzy,  die- 
selben zur  Kenntniss  des  Kaisers  brachte,  verwahrt  das  Archiv  des  k.  k. 
MiniBi  d.  Innern  in  Wien  (Hungarica,  3  ex  1712).  Auszugsweise  habe  ich 
diesen  Bericht  in  meiner  Abhandlung  über  »Entstehung  and  Bedeutung  der 
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Pragmatischen  Sanction*  (die  1875  in  GränhnVs  »Zeitschrift  fdr  das  Privat- 
nnd  öffentl  Recht  der  Gegenwart*  erschienen  ist)  mitgetheilt.  Bei  dessen 
Wichtigkeit  gebe  ich  in  den  folgenden  Anmerkungen  den  lateinischen  Text 
der  wesentlichsten  Stellen,  am  dem  Leser  das  Znratheziehen  der  soeben  er- 
wähnten Abhandlang  and  des  L.  Suilay*schen  AofsatieB  in  jener  angarischen 
Zeitschrift  za  ersparen. 

57)  Der  Conferenz  wohnten  ausser  dem  Vorsitzenden  Palatin  blos  bei: 
•ler  Erzbischof  von  Gran,  Cardinal  von  Sachsen-Zeitz,  Graf  Niklas  Pälffy,  der 
Judex  Cari&  Graf  Georg  Erdödy,  der  Banns  Graf  Johann  Pälffy  and  der 
Galocsaer  Erzbischof,  Graf  Emerich  Osäky.  Im  Protokolle  der  Berathang, 
welche  am  27.  April  1712  über  die  Frage  stattfiEind,  ob  die  weibliche  Thron- 
folge  dermalen  schon  yor  den  angarischen  Landtag  za  bringen  sei,  ist  als 
die  Meinung  des  Hofkanzlers  Freiherm  von  Seilern  Folgendes  Terzeichnet: 
»Hungaris  de  eo  (d.h.  von  dem  darüber  auf  dem  kroatischen  Landtage  bereits 
gefassten  Beschlüsse)  copiam  faciendam  et  (eos)  animandos  esse,  at  hoc  Croa- 
tarnm  exemplam  non  tarn  seqaantar  quam  potias  quasi  antecedant,  maxima 
meriti  portione  eis  persolutura,  addita  tamen  aasecnracione.  Caesarea  id  a 
Croatis  non  petüsse,  imo  id  eorum  dantaxat  opus  ac  consiliam  faisse. 
Modus:  hoc  confidentioribus  Hungaris  confidendam  et  eos  singillatim  in 
partem  assensos  trahendos  t.  g.  Palatinum,  Cardinalem,  Archiepiscopum  Co- 
locensem,  Palfios,  Karolj,  Erd6dios;  tamen  disponatur  res  ita,  ut  propositio 
Ista  ab  ipsis  Hungaris  in  Oomitüs  nitro  fiat .  . .  .*  (Conzept  im  Wiener 
Staatsarchire,  Hungarica,  Fase  76,  der,  wie  auf  demselben  bemerkt  ist,  im 
Dezember  1870  vom  ungar.  Historiker  Bischof  Michael  Honräth  durchgesehen 
wurde). 

58)  Prima  (conditio)  esset,  quod  si  stante  praesenti  Diaeta  inter  Aa- 
gustum  dictae  Domus  Anstriacae  Sexum  foeminenm  tale  perpetuum  et 
nalli  mutationi  obnoxium  foedus  sea  pactum  elaboraretur,  quo  mediaats 
omnes  et  singulae  suo  ac  sucoessorom  suorum  nominibus  in  inflnitnm 
omni  Jure  suo,  quod  nunc  in  omnes  Haereditarias  Profincias  et  Begna 
haberent  aut  ?ero  in  futurum  qualitercunque  habere  aut  sperare  posssnt,  in 
perpetuum  et  irreTocabiliter  solenniterque  et,  si  ita  migoris  seeoritatis  ergo 
videbitur,  etiam  Juramentaliter    renunciarent  et  commani  consenau 

II  unum  dundaxat  ejusdem  foemiaei  Sexus  Domos  Aostriacaa  succei- 
sorem  transfenent  et  transderiTarent:  sdlicet,  ut  talis  Ansi  Dom-  Foemin. 
Sexus  Suocessor  omnes  Haereditarias  ProTincias  Regnumque 
Bohemiae  cum  Silesia  et  MoraTia  quemadmodum  Diri  olim  Leopoldus 
et  Josephus  reepectiye  Genitor  et  Frater  M^estatis  Yestrae  desidsratissiiDi, 
tenuerunt  et  Deo  propitio  Vestra  Migestas  pro  nunc  anica  et  sola  tenet  ei 
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-  t  perque  Hispanicam  Succt^M».niiii  M  \  lonmue 

\  »•mui  accreecent,  indlTislbili  i    1    -        n      ^i    luMHter 

in  Uno  corpore  teneat»  possideat  ei  gnbemet  Inqae  b^jas  indifisibilitatiB 
et  inseperabilitaÜB  Jas  stante  panier  praesenii  Diaeia  praonotaioram 
omniom  baereditariomm  Regnomm  ei  Provinciamm  siains  aeqtie  per  spe- 
ciale foedns  ei  pactum  conseniireni,  scilicei  qaod  sab  onodaiaiai 
altenomlnati  Sexas  Foeminei  Saccessore  Tivere»  per  eam  regi  et  gabemari 
Telini  Cc^  Foederis  et  Facti  occasione  id  etiam  elaborandam  esset: 
praenoiaia  Haereditaria  Begna  et  Provinciae  Pacis  et  Belli  tempore  ad 
Militis  et  Confinioram  perHangariam  existentis  et  exstrac- 
torum  intertentionem,  cajus  proiectionem  ex  beneficio  Hangariae  tam- 
qoam  Aaiemaralis  sentireni,  in  quo  ei  qaanio  concarreni?* 

59)  Die  letzten  Worte  laaien  im  laieiniscben  Texte:  »ne  Hangaria  per 
externae  Nationis  Ministeriam  aat  Tero  alieram  qaemcanqae 
dirigatar.* 

60)  Der  Scbea  vor  einem  augebeiraibeien  Mitberrscber  yermocbie  selbst 
Franz  Szlaba,  der  die  weiblicbe  Tbronfolge  im  angarisehen  Landtage  so 
warm  befarworiei  bat,  dass  ibm  das  Haaptrerdienst  um  deren  Annabme  ge- 
bflbrt,  —  sieb  nocb  im  März  1722  nicbt  zu  erwehren.  In  einem  Briefe, 
den  er  damals  an  den  Palatin  Grafen  Nicolaus  PdlfTy  scbrieb  (L.  Szalay 
bat  ibn  im  vorangefübrien  Bande  dos  »Budapesti  Szemle*  S.  275  bis  77 
miigeibeili),  wirft  er  die  Frage  auf:  »was  beisst,  eine  Frau  zum  König 
macben.  Anderes,  als  dass  man  ibrem  Manne  die  Herrscbaft  einräumt?*  Und 
aas  diesem  Grunde  scbon  fand  er  es  von  vorne  berein  geraiben,  lieber  beim 
Tode  Karls  VI.  es  auf  eine  neue  Königswabl  ankommen  zu  lassen,  bei  welcber 
dann  immerbin  der  Gemabl  der  ältesten  Prinzessin,  die  der  König  binierlässt, 
wenn   er  eben  den  Ständen   zusagt,   auf  den  Thron    erbeben  werden  könnte. 

61)  »Praeterea  .  .  .  quod  Hungiiria  cum  iisdem  Provinciis  et  Regnis  in 
Perpetuum  conjungeretur,  ad  Sua  Consilia  et  Intima  quoque  Confereniialia 
(uti  ex  aliis  Regnis  ei  Provinciis  jam  fit)  etiam  Hungarici  Regni  Consiliarü 
admiitereniur.  Item  omne  Commercium  per  easdem  Haereditarias  Provincias 
indiscriminatim  eifective  et  realiter  concederetur;  ex  quo  insuper  Hungaria 
cum  reliquis  Regnis  et  Provinciis  connecteretur,  illae  vero  a  Sacro  Rom.  Im- 
perio  dependereni,  qualemnam  cum  Regno  Uungariae  connexionem  ei  vicessi- 
tudinem  Vestra  Majestas  insiitutam  habere  velit,  explicaretur  inque  Begno 
Ordo  Legalis  insiitueretur  ei  insiitutus  conserveiur.* 

62)  Längsiber  blickten  die  Kroaten  und  die  Slavonier  vertrauens- 
voll auf  die  Niederösierr.  Lande  und  nach  Wien,  von  wo  sie  in  ihrer 
schweren  TürVennoib  Hilfe  erwarteten  und  erflehten.     Es  verlohnt  sich,  ge- 
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rade  im  Znsammenhaiige  mit  dem  die  Thronfolge  betreffenden  Beschlösse  des 
Agramer  Landtags  Yon  1712  die  alten  Beziehungen  näher  ins  Ange  zu 
fassen,  in  welchen  die  Voreltern  der  aaf  diesem  Landtage  Vertretenen  zu  den 
genannten  Provinzen,  insbesondere  zu  den  Herzogthflmem  Krain,  Steier- 
mark and  Kärnten,  sowie  zum  Wiener  Hofe  standen.  Doch  sehe  ich 
hier  yon  den  Vorgüngen  unter  Kaiser  Friedrich  IV.  ib,  die  an  den  Namen 
der  Grafen  von  Cilli  geknüpft  sind  und  deutschem  Einflüsse  in  Slavonien 
zumal  die  Bahn  brachen.  Maximilian  L  war  kaum  als  Bewerber  um 
die  ungarische  Krone  aufgetreten,  als  auch  schon  kroatische  Grafen 
(Comites  Croatiae)  ihm  Beistand  dabei  leisteten,  so  dass  im  Alinea  29  des 
Pressbarger  lYiedens  ?om  7.  Novbr.  1491  auf  sie  wegen  Restitution  der 
ihnen  ungarischer  Seite  deesbalb  entzogenen  Guter  Bedacht  genommen  ist 
Und  beim  Abschlüsse  dieses  Friedens  intenrenirte  der  kroatische  Edelmann 
Juhann  Kishorväth  de  Halapsych  als  Vertrauensmann  Maximilians  (Fr. 
Firnhaber,  Beitr.  zur  Gesch.  Ungarns  1490  bis  152G,  S.  93  und  107 
des  Beparatabdrucks  aus  dem  II.  Bande  des  »Arch.  t  K.  Osterr.  Gesch.-Quell.*). 
Dieser  Edelmann  blieb  fortan  im  Dienste  des  rum.  KOnigs,  der  ihm  im  Jahre 
1497  den  Betrag  von  1900  Gulden  anwies.  Damals  (am  28.  August  1497) 
nahm  Maximilian  auch  den  Niclas  Kellmanitsch  (Kalamanitsch  ?)  mit  5  Pferden 
»von  Haus  aus*  d.  h.  zu  blosser  Bereitschaft  in  seine  Dienste.  Ausserdem 
erscheint  im  nämlichen  Jahre  ein  Ampolitsch  (wahrscheinlich  identisch  mit 
jenem  Peter  Ampolitz,  der  neben  Job.  Kishoryäth,  dessen  2  Brüdern,  dem 
Grafen  Joh.  von  Czetin,  Niklas  Frangepan  u.  A.  in  jenem  Friedensverträge, 
Alinea  24,  als  vom  ungarischen  Könige  wieder  zu  Gnaden  aufgenommen  ge- 
nannt ist)  unter  den  vom  rum.  KOnige  mit  Geldanweisungen  Bedachten.  Und 
m  vorhergehenden  Jahre  (1.  Septbr.  149G)  hatte  Maximilian  der  Innsbrucker 
Schatzkammer  bekannt  gegeben,  dass  der  Brändler  (Brin^er)  Graf  Johann 
Frangepan  (Frankapan)  von  der  nächsten  Osterzeit  an  als  sein  Diener 
>von  Haus  aus*  zu  betrachten  sei,  dem  ein  Dienst-  und  Wartgeld  von 
1000  rh.  Gulden  im  Jahre  gebührt.  (Copeybuch  »Geschäft  von  Hof*  vom 
fahre  1496/7  im  Innsbr.  Statth.-Arch.,  BL  124,  137,  358).  Andere 
Kroaten:  ein  Petritsch  und  zwei  Brüder  Ritschan  lebten  damale  am  Hofe 
des  Tom.  Königs  als  dessen  Thärhflter.  Die  Bitschan  waren  eben  bemüht, 
den  KOnig  zur  tauschweisen  Uebemahme  ihrer  »unter  dem  Grafen  Bernhardin 
von  Modrusch  (am  Nordabhange  des  Kapella-Gebirges)  gelegenen*  Schlösser 
Verkoppel  (Merkopail)  und  Gosinicz  (Jassenicia)  xa  bewegen.  (Ebenda, 
Bl.  125,  215).  Aehnliches  ereignete  sich  27  Jahre  später  unter  Umstftndeo, 
welche  einen  Protest  des  damaligen  Königs  von  Ungarn  hervorriefen.  Am 
22.   Oktober   1524  ichlo«    nämlich    Graf  Nikolaus   Zrinj  mit 
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Bnlienog«  Fordinind  in  Wien  einen  Vertrag,  durch  welchen  er  Letstmrtm 
•tiiM  Biiigwi  Kosdanko  (QTOsdanszky)  and  Letachnici  (LettoTanecz?) 
in  der  Nihe  der  Unna  nebst  aller  ZagehOr  gegen  Ueberlannng  der  Qraf- 
Schaft  Pisino  nnd  des  Marktfleckens  Castna  in  Istrien  abtrat  EOnig  Lud- 
wig Ton  Ungarn  erhob  aber  unterm  20.  Dexember  1624  hingegen  Ein- 
sprache und  warnte  dafor  seinen  Schwager,  nachdem  die  gesammten  St&nde 
seÜMT  Beiche  Ton  der  Unznl&ssigkeit  eines  solchen  Tansches  flberzengt  wären 
Qsd  Zriny  diese  GAter  schon  einmal  verwirkt  habe,  sie  daher  nnr  ans  des 
Königs  Gnade  zn  dem  Ende  besitz,  damit  er  im  Genüsse  ihren  Erträgnisse 
dieeen  Landstrich  von  Kroatien  desto  mathiger  beschütze  (habito  respectn 
Tastitatis  prefati  Begni  nostri  Croatie  nt  incolnmi  fortnna  et  stata  soo  integre 
partes  illas  pro  yirili  tneretar).  Das  Geschäft  kam  in  der  That  nicht  zum 
Abschlösse.  (Wiener  Staatsarchiv,  Ungar.  Registratur,  Nr.  327).  An  jenem 
22.  Oktober  1524  waren  übrigens  noch  zwei  andere  Verträge  zwischen 
den  Vorgenannten  geschlossen  worden.  Mit  dem  einen  cedirte  Graf 
Nikolaus  Zriny  dem  Erzhenoge  auf  zwei  Jahre  die  Burgen  N o v i g r a d 
und  Dobraniva;  mit  dem  zweiten  nahm  der  Erzherzog  denselben  (in 
Anbetracht  seiner  Neigung  zu  ihm  und  zu  seinem  Hause  so  wie  seiner  Er- 
fahrenheit in  Kriegswesen)  mit  50  Keilern  (zu  je  3  Dukaten  Monatsold)  in  seine 
Dienste  u.  zw.  sollte  der  Graf  Türkeneinfälle  verhüten,  im  Nothfalle  aber 
auch  sonst  sich  verwenden  lassen.  (Wiener  Staatsarchiv,  Hungarica,  Z.  125, 
129).  üeberdies  liess  ihm  der  Erzherzog  unterm  gleichen  Datum  20  Hacken- 
büchsen, 1000  Kugeln  und  10  Zentner  Pulver  aus  dem  Grazer  Zeughause 
verabfolgen.  (Oesterr.  Gedenkbücher  im  k.  und  k.  Beich8ftnanz.-Arch.,  Bd.  22, 
BL  324).  Es  steht  damit  im  engsten  Zusammenhange,  dass  am  20.  August 
1524  Johann  Kobasich  aus  seinem  Stammscblosse  Brekovina  bei  Biha6 
(im  heutigen  Bosnien)  im  eigenen  Namen  und  in  dem  seiner  gesamm- 
ten Blutsverwandten  (una  cum  omnibus  consanguineis)  an  den  General- 
kapitän der  Truppen  des  Erzherzogs  Ferdinand,  Bernhard  Ryschanyn  (Ritschan), 
ein  Schreiben  richtete,  mit  welchem  er  ankündigte,  dass  die  »Domini 
Croacie*  unter  sich  ein  Bündniss  geschlossen  nnd  sich  vor- 
genommen haben,  an  deu  genannten  Erzherzog  eine  Gesandtschaft 
zu  senden.  Er  selber  aber,  setzt  Kobasich  bei,  wolle  in  diesem  Königreiche 
(Kroatien)  niemandem  Anderen  dienen  als  dem  Erzherzoge  von 
Oesterreich  (Ipse  vero  decrevi,  in  hoc  Regno  nolli  alteri  inservire  nisi 
Serenissimo  Principi  Archiduci  Austrie  etc.  famulando;  consilio  autem  et  ad- 
jutorio  consecuto  vestro  alüs  serviciis  Sue  Serenitatis  ego  libencius  me  man- 
cipare  quam  hiis  quibus  hucusque  occupatus  et  innodatus  fui).  Schliesslich 
bittet  er   nm  Geheimhaltung   dieser  Mittheilungen    und    um  Bestätigung   er- 
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haltener  Zusagen.  (Ebenda,  Z.  123).  Drei  Monate  spltor  (am  80.  November 
1524)  überschickte  die  zu  Bipa6  (bei  Biha6)  yersammelte  »UniTersitas 
Nobilinm  Bagni  Majeetatia  Yestrae  Croacie*  an  den  Enhenog  Ferdinand 
eine  Haldignogsadraase,  in  dar  die  Edelleate  ihn  mit  »Domine  noster  na- 
tnralisaime  atqae  gratiosissime *  anreden  nnd  ihn  bitten,  den  durch  Ab- 
geordnete  einiger  »Domini  hnjas  Regni*  ihm  vorgebrachten  Wonsch,  unter 
sich  einen  Banns  erwählen  zn  därfen,  nicht  für  den  ihrigen  zn  halten,  sondern 
sie  lieber  vor  einem  solcher  Gestalt  darch  ihre  Bedrücker  bestellten  Banns 
zu  bewahren.  (M.  Mesid,  Gra4ia  mojih  razprava  n  »Bado*,  im  Y.  Bande 
der  »Starine«,  Agram  1873,  Urk.  217.  Vgl.  dessen  Bemerkungen  hiezn  im 
XXn.  Bde.  des  »Bad«  S.  100).  Hieraas  erhellt,  dass  in  der  Zwisehenzeit 
wirklich  auch  die  :> Domini  Croacie*  dem  Erzherzoge  in  aller  Form  die 
Herrschaft  über  ihr  zar  ungarischen  Krone  gehöriges  Land 
angeboten  hatten.  Wir  kennen  auch  den  Zeitpunkt,  zu  welchem  dieee  >kra- 
batiseh  Botsehaft*  in  Wien  sich  einfand  oder  vielmehr  von  hier  wieder  ab- 
reiste. Am  23.  September  1524  wurden  ihr  nämlich  die  »Zehrungskosten« 
angewiesen  (Oesteir.  Gedenkbücher  im  k.  u.  k.  Beichsfinanz- Archive,  Bd.  22, 
BL  29).  Und  als  eine  Nachwirkung  dieser  Botschaft  ist  es  anzusehen,  dass 
der  Snhenog  am  19.  Dezember  1524  von  Innsbruck  aus  seinem  Vieedom 
in  Wien  bedeutete:  er  habe  »etlichen  krabatischen  Graven,  benenntlich  Graven 
Johannsen  von  Korbav  (Corbavien),  Ban  in  Krabatheu,  Christophen, 
Wolfgangen,  Georgen,  Mathias  Graven  von  Frangepan  und  Graven 
Steffan  von  Blagay«  zusammen  1200  Gulden  rh.  bewilligt,  »damit  sy 
sich  disen  Winter  enthalten  vnd  den  Türkhen  desster  stattlicher  widersteen 
mngen.«  (Ebenda,  Bd.  21,  BL  238).  Johann  Kobasieh  aber  erhielt, 
damit  er  die  Eriegsanstalten  der  Türken  auskundschafte,  d  h.  mehr  unter 
diesem  Vertrags  titel  denn  als  Widmung  hiefür  einen  Jahressold  von  1000 
Dukaten  angewiesen.  (Ebenda,  Bd.  22,  BL  324).  Zum  Grafen  Christoph 
Frangepan  wsr  schon  MaTJmilian  L  in  nähere  Beziehungen  getreten, 
indem  er  seiner  Kriegshilfe  wider  die  Yenetianer  sich  bediente  und  zum  Lohne 
hiefür  ihm  unterm  2.  April  1510  das  Schloss  Neuhans  (CasteUinovo)  am 
Karst  auf  Lebenszeit  und  die  Herrschaft  Adelsberg  in  Krain  auf  die  Dauer 
seines  Dienstverhältnisses  zu  ihm  verschrieben  hatte.  (Yicedom -Archiv  zu 
Laibach«  Cam.  Lit  N.  YIU).  Ausserdem  besais  dieser  kroitisebe  Magnat  die 
Schlösser  Marano  und  Qradiska,  die  er  mit  seinen  Himaren  erobern  geholfen. 
Er  sehied  aus  dem  Dienste  Ferdinands  mit  dessen  Einwilligung  d.  d.  Nürn- 
berg, 15.  Jan.  1528;  aber  erst  unterm  5.  Oktober  1525  willigte  er  von 
Ofen  aus  in  die  Bdckstellung  jener  beiden  Pfuidobjecte  (Die  betreifende 
Meldung  seines  Castellans  zu  Neobans  d.  d.  28.  Oktober  liegt  im  Laibacher 
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Vioedom-Arcb.  M  d«n  Turantfeführten  Akten)  *).  Sein  Nachfolger  im  P&nd- 
bMilie  Würde  da  der  nachmals  berühmt  gewordene  Nikolaus  Jnrisich, 
alBO  abermals  ein  Kroat  (Oesterr.  Qedenkbficher  a.  a.  0.,  Bd.  21,  BL  283). 
Ein  Stephan  Kalamanitsch  (»Krabat*  sobenannt)  wnrde  schon  im 
Jahre  1521  durch  dos  Erzherzugs  Qnade  Uaosbeeitser  zo  Qradiska,  dann 
unter  die  hiesigen  Dienstleute  aufgenommen,  mit  der  Mauth  zu  Cormons 
dotirt  und  als  Hoiagent  zu  verschiedenen  Ankäufen  in  dortiger  Gegend  ver- 
wendet. (Bbenda,  Bd.  20,  BL  177,  203;  Bd.  2r>,  hl  201 ;  Bd.  2h,  B1.  118). 
Das  Jahr  1525  brachte  neue  Kundgebungen  des  Vertrauens,  das 
einer  Seite  die  Kroaten  in  den  Erzherzog  Ferdinand  setzten, 
dieser  seiner  Seite  reichlich  erwiderte  und  womit  nun  auch  die 
niederOsterr.  Landschaften  immer  häufiger  von  Jenen  um  Bei- 
stand angegangen  wurden.  Der  früheste  Beleg  für  eine  Einmischung 
der  genannten  Stände  in  die  Angelegenheiten  der  Kroaten  liegt  aus 
dem  Jahre  1509  vor,  wo  die  zu  Mürzzuschlag  versammelten 
Ausschüsse  derselben  ihre  Abgeordneten  zum  Wo rmser  Reichstag 
mit  einer  Instruction  versahen,  in  welcher  es  heisst:  >.  .  .  wiewoU  dise 
Lande  an  der  Cron  Crabatben  einen  Vorschürmb  gehabt,  dass  die 
Türkhen  dise  Landt  mit  kheiner  Macht  nit  überziehen  oder  belästigen  haben 
mOgen,  so  sein  doch  dieselben  Crabatben  in  kurz  verschinen  Jaren  von  den 
Türkhen  so  oft  überzogen,  beschedigt  und  verderbt  vnd  täglich  sovill  Volkhs 
aus8  Ihnen  hinweg  geführt  vnd  erlegt,  dass  die  Ungläubigen  heuer  woll 
dreyssig  Meill  Erdreichs  von  derselben  Cron  vnter  sich  bnicht,  bcsizen  vnd 
sich  noch  disz  Jars  etlich  ihr  Tributari  machen  haben  müssen. «  An  die  Be- 
tonung der  geringen  Widerstandskraft,  die  den  Kroaten  nur  noch  eigen  sei, 
reiht  sich  die  Darlegung  der  Drangsale,  welche  das  binnen  40  Jahren  27  Mal 
von  den  Türken  heimgesuchte  Land  Krain  habe  ausstehen  müssen,  und  die 
der  Hilflosigkeit,  in  welche  es  hiedurch  so  wie  durch  die  Kriege  mit  Ungarn 
und  Venedig  versetzt  worden.  Hieraus  folgern  die  Ausschüsse,  dass,  wenn 
den  Kroaten  geholfen  werden  soll,  Kaiser  und  Reich  allein  dies  zu  leisten 
vermögen;  sie  erklären  sich  aber  im  Namen  der  Lande,  die  sie  vertreten, 
bereit,  dafeme  der  Kaiser  den  Reichsständen  darüber  einen  Vortrag  halten 
und  sie  beiziehen  will,  »mit  ihren  Potschafften  in  denen  Sachen  neben 
Ihrer  kais.  Migeet&t  zu  stehen.*  (Beilage  zur  »Qrätzerischen  Handlung  von 
1707«  im  landsch.  Arch.  zu  Laibach,  L  96).     Es  war  jetzt  allerdings  nicht 


*)  TffL  die  gedieff«iM  Abbandlanr  dei  Arramer  Professore  M.  M  e  s  i  ö :  »Krsto  Frvtkapan 
u  tQdJtoi«  (Gkrtetopb  Pr.  In  der  Fremd«)  Im  »Bad«  der  eOdtlaT.  Akademie,  XIII.  Bd.  (Armn 
1870),  S.  16  bif  79,  welcbe  ieh  durch  obige  Daten  lam  TheOe 
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das  erste  Mal,  das«  das  Elend  der  Kroaten  auf  einem  deutschen  Beichs- 
tage   zar   Sprache  kam.     Schon    im  Jahre   1498    war   Graf  Nicolaas 
Frangepan    zu  Freibnrg    im   Breisgaa  vor   den  Beichsstiaden   erschienen, 
am  ihnen  die  Noth  zn  schildern,    in  die   er  darch   den  zn  seiner  Ledigmig 
ans  türkischer  Gefangenschaft  nöthig  gewordenen  Verkauf  seiner  sämmtlichen 
Schlösser  and  sonstigen  Habe   gerathen  war.     Er  bat  um  ^eine  gnedig  Er> 
getzong*,  damit  er  sich  wieder  rdsten  and  dem  deutschen  Beiche  wider  den 
Türken  »dester   bass  dienen  möge.*     König  Maximilian   spendete    ihm 
1000,  der  Beichstag  (aas  dem  »gemeinen  Pfennig*)  2000  Golden,   die 
er  freilich  erst  zwei  Jahre  später  aasbezahlt  erhielt  (Schmaass-Sencken- 
berg,  Sammlang  der  Keichsabschiede,   Frankf.  a.  M.   1747,  IL  Thl.  S.  50, 
82).     Aber  im  XVI.  Jahrhunderte  mehrten  sich  derartige  An- 
sinnen.     Aus   dem    Nürnberger    Beichsabschiede   von    1523    ist  z.  B. 
ersichtlich,  -  dass  damals  zwar  auch  eine  ungarische  Botschaft  vor  den  Beichs- 
st&nden  mit  einem  Gesuche   um  Kriegshilfe  erschienen  war,   daneben    je- 
doch Graf  Bernhardin  Frangepan  »wegen  sein  und  des  krabati- 
schen  Beichs  überczug   (durch  die  Türken).*     Die  Beichst&nde  bewilligten 
4000  Mann,  die  am  25.  Mai  zu  Oedenburg  eintreffen  sollten.    Das  Schall» 
Archi?s-Begister  im  Statth.-Arch.  zu  Innsbruck,  dem  ich  dies  entnehme,  eutr 
enthält  (V.  Bd.  S.  199)  don  Zosati:  »Doch  ist  soUich  zaesag  jnd  bewllligung 
Ihnen  den  Hungern  ?nd  Crabaten  rnnderschidlicher  Mass  beechehen.* 
Demnach  war    es   nur  die  Wiederholung   eines   als   nützlich   erprobten 
Sehrittee  als  die  Kroaten  zur  Beichsversammlung,  die  im  Winter 
yon  1525  anf  26  zu  Augsburg  tagte,   eine  Gesandtschaft  abord- 
neten, welche  dort  auf  nachhaltigen  Beistand  drang.     Erzherzog  Fer- 
dinand, welcher  als  Beichsverweeer  anwesend  war,  berieth  sich  über  dieses 
Anliegen  vor  Allem  mit  den  Ausschüssen  der  niederCsterr.  Lande, 
die  sich  gleichfalls  eingefunden  hatten,  und  tmg  darauf  an,  dass  das  röm.- 
deutsche  Beich  drei  Jahre  lang  1500  Beiter  und  1500  Fsssknedite  »za 
Winter-  und  Sumer-Zoiten *  in  Kroatien  unterhalten  mOge.  Die  Ausschüsse 
billigten  den  Antrag,  erachteten  indessen  die  sofortige  Besetnmg  der  Grsnien 
mit  kroatischen    Södlingen    und   mit  erbl&ndischem  KriegsTolke  für 
für  nothwendig  und   baten,    der  Ershenog  wolle,   damit   es    diesen  Truppen 
nicht  an  einem  Büekhalte   fehle,  beim  KOnige  Ton  Ungarn   sich  dahin  Ter- 
wenden,   dass  dieser   die  beiden  Festungen    Biha6   und  Krnppa   in  rer- 
theidigungsfikhigen   Stand    fersetai     Zur  Deckung   der  Kosten,   welche   das 
KriegSTolk  verursachen  wird,   schlugen  sie  Tor,   auf  das  ?on  der  GraÜMhall 
Tirol    bewilligte    »Uilfgeld«    pr.    15.000  Gulden   nnd   auf  das   im  Vorder- 
Oesterreich    fällige   » Brandschatigeld *    n   greifen;   weitere  20.000   Gulden 
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•oUftni  «Uends  in  den  ntodtrtfterr.  Landen  aaljsebracht  werden.  Ueber  kkteriD 
YwMUig  entspinn  sieb  eine  Ungere  Verbandlang,  die  sich  zerscb'og,  weil 
dar  Bnbenog  ron  der  tiroUacben  Bewilligung  bloe  1 0.000  Qalden  dasa  anbot, 
die  Baiatevar  dar  n.  0.  Lande  aber  auf  30.000  Golden  erbobt  wissen  wollte, 
weaaen  dia  Aiüobfiaae  derselben  aowobl  am  20.  als  am  20.  Febmar  1526 
sieb  waigarten.  (»  Angsporger  Handlang  1 526  *,  beaonderer  FszkL  im  landscb. 
Arch.  n  Laibacb).  Die  kroatiscbe  Botscbafi,  welche  in  Aagsbarg 
andiiaii,  beatand  aas  Job.  Kobasiob,  Bembard  Dimibicb  (Demelicb?)  and 
Matbias  Tataricb.  Sie  vertrat  sowohl  die  Grafen  als  den  übrigen  AdeL  Um 
sie  nicht  ohne  allen  Trost  von  sich  scheiden  za  lassen,  wies  Ferdinand 
d*  d.  Aagsbarg,  18.  Januar  1526  nicht  nur  Jedem  aos  ihnen  3  Zentner 
PalTer,  sondern  aach  für  die  »krabatischen  Graven  ynd  Kdellent,  ao  in 
kflnfftiger  Expedition  wider  dieTürken  Uns  dienen  wollen* 
1000  Galden  Vorschass  an.  (Oesterr.  Gedenkbücher  s.  a.  0.,  Bd.  25,  Bl.  130). 
Job.  Kobaaicb  empfing  bald  darauf,  unterm  24.  November  152G,  einen 
anagiebigeren  Beweis  erzberzoglicher  Gnade  durch  Zuwendung  des  Scblosses 
Sicbelburg  in  Krain.  (Ebenda,  Bd.  27,  Bl.  11).  Vorher  noch  (am  26.  Mai) 
erwies  der  Erzherzog  dem  Grafen  Nicolaus  Zriny  die  Gunst,  dass  er 
TOm  Wolfgang  von  Dietrichstain  die  Herrschaft  Ratmannsdorf  in  Krain  ein- 
lösen dorfte.  (Ebenda,  Bl.  53).  Den  Grafen  Karl  von  Korbavien  unt«r- 
stdtzte  er  (2.  April  1526)  durch  Verabfolgung  von  Pulver  und  eines  Ge- 
scbAtzee  zur  besseren  Vorsehung  seines  Schlosses  Krupps  »daran  vill  gelegen 
ist*  (Ebenda, BL 200).  Denn  willkommensten  Bescheid  ertheilte  Ferdinand 
den  Kroaten  nachträglich  damit,  dass  er  am  20.  April  1526  von  Tübingen 
ans  den  Niclas  Jurisich  (statt  des  Grafen  Niclas  Salm  des  Aeltern)  zom 
Oberbefehlshaber  über  das  Krieg^volk  ernannte,  das  er  »yetzo  ain  ganntz 
Jar  lang  wider  die  Türken  bestellt  vnnd  an  dy  Confinen  verordnet.* 
Es  waren  allerdings  nur  100  Reiter  und  200  Fussknechte,  die  er  dem  Be- 
feble  des  Jurisich  unterordnete  und  dieser  stand  in  Ermanglung  einer 
besonderen  Kriegsstelle  unmittelbar  unter  dem  Nied.-Oesterr.  Hofrathe  und 
der  Wiener  Hofkammer.  (Ebenda,  Bl.  21).  Allein  es  war  damit  mindestens 
andauernde  Fürsorge  getroffen  und  dem  gedungenen  Kriegsvolke  ausdrück- 
lich das  kroatische  Grenzgebiet  (dieses  verstand  man  eben  damals 
scbon  anter  den  »Confinen*)  als  Standort  zugewiesen.  In  beiden  Bezie- 
bung^n  kam  damit  ein  Prinzip  zur  Geltung,  das  für  die  Folge  sich 
als  sehr  wichtig  erwies.  Dass  das  Kriegsvolk  aus  Kroaten  bestand, 
Tielleicht  auch  solche  über  die  angegebene  Zahl  hinaus  dem 
Jarisich  untergeordnet  waren,  ergiebt  sich  aus  einem  Befehle  Ferdinands  an 
den  Kriegaiablmeiitar  Hanns   Peygertzbeimer   d.  d.  31.  Juli  1526,   womit 
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er  auf  die  Beschwerde  der  in  seinen  Diensien  siehenden  Kroaten, 
dass  der  oben  erwähnte  Yorschoss  ?on  1000  Galden  ihnen  bei  der  Aoszah- 
long  des  Soldes  sofort  in  Gegenrechnong  gestellt  worden,  gestattete,  dass  der 
Abzng  in  mehreren  Baten  erfolge.  (Ebenda,  Bd.  28,  BL  347).  An  die 
Stände  des  Landes  Krain  trat  zuerst  Graf  Bernhardin  Frangepan 
mit  der  Anflfordening  zn  werkth&tiger  Unterstfltzong  der  Kroaten  im  Winter 
Ton  1518  auf  19  heran  and  es  hat  den  Anschein,  als  w&re  es  auch  ihm 
zuzuschreiben,  dass  die  »kroatische  Frage«  bereits  im  Frül^ahre  1518  anf 
dem  Innsbrucker  Congresse  erörtert  wurde.  (Zeibig  a.  a.  0.,  S.  227, 
234).  Uebrigens  heisst  es  in  der  Instruction,  welche  jene  Landschaft 
am  23.  Februar  1519  ihren  Abgeordneten  zur  Brucker  Zusammenkunft 
ertheilte  (Landsch.  Arch.  in  Laibach,  L  97):  der  jungst  verstorbene 
Kaiser  sei  »in  yleissiger  Uebung  vnd  pracktika,  insonders  gegen  den 
Waan  windischer  Tnd  krabatischer  Lannde  gewesen,  damit  die 
täglichen  Einezug  der  Türken  daselbs  Tnd  auch  diser  Lannde  verhuet  werden, 
demnach  sich  derselb  Waan  (Peter  Beriszla?ich,  Bischof  von  Veszprim) 
gegen  Irer  kays.  Mayjstät  erboten,  soverr  Ime  400  geräster  Pferde 
ynd  6000  Fussknecht  (pdxenschdtzen)  durchs  Jar  7  Monat  lang 
von  den  (österr.)  Landen  Tnnderhalten  (wärden),  wollt  Er  Sich 
fnndersteen,  solch*  Einczog  zu  erweren  Tnd  in  Hoffnung,  mit  der  Zejt  den 
Türken  damit  ir  Graniczen  anzvgewinnen.*  Die  krainer  Stände  waren 
damals  (1519)  der  Meinung,  dass  diesem  Anerbieten  auf  dem  beTorstehendeii 
Congresse  willfahrt  werden  solle.  Sie  bedeuteten  ihren  bezüglichen  Abge» 
ordneten:  »Solches  ist  Tasst  not  mit  den  AossehflsseD  der  Lannde  jetz  zw 
solicitieren ;  war  zwiend sehen  (es  wäre  zu  wünschen)  Tnnd  Till  pesser 
dass  man  sich  solcher  gestalt  der  Türken  ausser  Tnnser 
Lannd  tat  erwern,  dann  mit  täglichem  schaden  Tnd  nachtayl 
auff  Tnnserem  aigen  Erdrich.  Es  wäre  auch  damit  die  allerpesst  Tnd 
gewissest  khuntschaflt  auffgericht*  Aus  dem  da  empfohlenen  Grundsatze 
entwickelte  sich  im  Vereine  mit  dem  oben  betonten  Prinzipe,  zn 
dem  der  Erzherzog  Ton  Oesterreich  sich  bekannte,  die  Militär-Grenz- 
Einrichtung.  Zunächst  war  es  mehr  letzteres  Prinzip,  als  dai 
ständischer  Seite  aofgettelite,  aas  welchem  diese  Einrichtung  herTorgieng. 
Denn  die  Stände  Terhielten  sich  Torerst  sehr  zurückhaltend.  Bios 
die  Krainer  scheinen  im  Jahre  1519  den  Ton  ihnen  selbst  MUi^estellten 
Grundsatz  insoweit  befolgt  zu  haben,  dass  sie  dem  Grafen  Bernhardin 
Frangepan  gestatteten,  Krainer  anter  dem  Vorwiade  anzawerbeo,  ee  gette 
die  Gegner  seiner  Familie  in  den  »windischen  Landen«  durch  einen  Banbzog 
einzuschüchtenL    König   Ludwig  Ton   Ungarn  fährte  wenigstens  mit 
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Zuchrift  TOm  18.  M&n  1520  bei  don  Obrigkeiten  »im 
(woBii  aber  sicher  Kiain  g«tneini  ist)  darüber  Klage,  daas  sis  sin  d«rarti|^ 
UnteiMluMD  des  g«Dioiiien  Grafen  gefördert  hatten,  und  warnte  sie  vor  einer 
Emeaemng  dessen  mit  der  Drohang,  im  Falle  eines  neuen  Beistandes  beim 
Könige  Karl  von  Spanien  Beschwerde  zu  fähren.  Die  krainer  St&nde 
hatten  aber,  indem  sie  dem  kroatischen  Grafen  Kriegsvolk  lieferten,  sich 
gewiss  nicht  an  dessen  Privatfehden  betheiligen  wollen,  sondern  dessen  Vor- 
geben wirklich  nar  für  einen  Vorwand  gehalten,  unter  welchem  derselbe  auf 
eigene  Faust  die  Türken  angreifen  wollte.  Immerhin  war  die  Böge 
des  ungarischen  Königs  und  der  Betrug  des  Grafen  Bernhard,  wenn  er  statt- 
gefunden hat,  für  die  krainer  Stände  ein  Grund  mehr,  beim  Schutze  der 
Kroaten  vor  türkischer  Uebermacht  des  eigenen  Zuthuns  sich  zu  ent- 
halten. Daher  sehen  wir  während  der  folgenden  9  Jahre  ausschliess- 
lich den  Erzherzog  Ferdinand  damit  beschäftiget,  aus  Kammer- 
mitteln den  Kroaten  behilflich  zu  sein.  Und  ihm  allein  wendet  sich 
in  dieser  Zeit  das  Vertrauen  derselben  zu.  Die  Belege  dafür 
enthalten  die  1846  (in  Wien  bei  Peter  Rohrmann)  erschienenen  »Aktenstücke 
zur  Geschichte  Croatiens  und  Slavoniens  in  den  Jahren  1526  und  1527*, 
welche  das  II.  Hoft  des  vom  Vicedirektor  des  Staats-Archivs  Jos.  Chmel 
herausgegebenen  »Habsburgischen  Archiv*  bilden  und  wo  insbesondere  die 
vom  »Orator  Croatie*  Bernhard  Tumpich  noch  vor  dem  Ableben  des 
ungarischen  Königs  in  Wien  geführten  Verhandlungen  und  die  Urkunden, 
womit  die  Stände  Kroatiens  dem  Erzherzoge  Ferdinand  als  ihren  rechtmässigen 
König  anerkannten,  abgedruckt  zu  finden  sind.  (Näheres  hierüber  siehe  in 
der  nächstfolgenden  Anmerkung  68).  Auch  in  Ungarn  zur  Regierung  gelangt, 
sachte  Ferdinand,  nachdem  er  von  der  Nothwendigkeit,  einzelne  feste 
Plätze  in  Mitte  der  kroatischen  Wohnsitze  in  bessern  Vertheidigungs- 
znstand  zu  versetzen,  unterrichtet  worden  war,  dies  mittels  der  ungarischen 
Kammer  zu  erreichen.  Aber  die  Aufliegenheit  derselben  zwang  ihn  bald, 
auf  andere  Mittel  bedacht  zu  sein.  So  forderte  er  denn  unterm  8.  März  1528 
die  krainer  Stände  auf,  zur  Bezahlung  der  Besatzungen  von  Biha6 
imd  Bepic  Vorschüsse  zu  leisten,  die  ihnen  durch  die  ungarische 
Kammer  erstattet  werden  sollten.  Jene  leisteten  Folge;  baten  jedoch  gleich- 
leitig  (5.  April  1528)  sie  in  Zukunft  mit  solchem  zu  verschonen. 
Wenige  Tage  zuvor  (am  30.  März)  hatten  sie  übrigens  beschlossen,  auf  die 
Dauer  Eines  Jahres  400  »gerüst  Pherdt*  in  Bereitschaft  zu  halten,  die  gegen 
ein  mit  den  heimischen  Besitzern  vereinbartes  Wartgeld  »all  stund  vnd  tag 
im  Lannd,  auch  in  Krabatn,  wider  die  Thürkhen  als  ofTt  es  not  thueu 
wirdt,   schuldig   vnd   gepuiiden   sein   zu   ziehen.*     Ferner   hatten  sie  200 
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»Martholosen*  aufgenommen  und  sowohl  dem  Grafen  Bernhard  in  Fran- 
gepan  als  den  GnUm  Christoph  and  Wolfgang  »znm  Prdndl* 
r Bringe)  Sold  fär  je  50  Pferde  znm  Knndschafterdienst  bewilligt  Znr  Be- 
zahlung verwendeten  sie  den  Erlös  für  verkaofte  »Kleinode*  der  Kirchen. 
Den  weiterhin  erforderlichen  Aufwand  wollten  sie  yom  Könige  bestritten 
wissen,  dem  sie  aach  die  Bitte  yortragen,  er  wolle  die  »grennitzen  mit 
proffant  Tnnd  pnlTer  färsehn.«  Sie  schlössen  ihren  Bericht  an  ihn 
mit  den  Worten.  »Gnedigister  Kunig,  wir  tragen  Pürsorg,  wodieKrabaten 
irer  beczalnng  halber  nit  zafriden  gestellt  (werden),  sy  werden  ainer  ersamen 
Landschaft  in  obgeschribener  Ordnung  ynd  nämlich  in  der  Tärkhen  Khundt- 
schaft  grosse  Irmng  thaen.  Demnach  bitten  wir  £.  kn.  Mst  rnderthenig- 
lich,  berärt  Krabaten  irer  beczalnng  halben  znfriden  zn  stel- 
len.« Dem  Grafen  Bemhardin  Fr.  yerschaflften  sie  8  Ctr.  Püher,  indem 
sie  den  kgl.  Zengwart  in  Laibach  ersuchten,  diese  Munition  fär  dessen  Schloss 
Modroä  zu  verabfolgen ;  aber  noch  im  folgenden  Jahre  war  der  versprochene 
Preis  dafür  nicht  erlegt  Bei  derartiger  Bückh&ltigkeit  der  Stände  glaubte 
die  NiederOterr.  Regierung  in  Wien,  sie  an  den  Grundsatz  er- 
innern zu  sollen,  den  sie  selber  9  Jahre  zuvor  aufgestellt  hatten. 
Mit  Zuschrift  vom  5.  April  1528  (die  sich  mit  dem  Berichte  der  St&nde 
vom  gleichen  Datum  kreuzte)  gab  diese  Verwaltungsbehörde  ihnen  in  bedenken, 
ob  es  denn  nicht  »vil  nutzer  vnd  waigerer  ist,  dem  veindt  in  dem 
Vorzawn  zu  begegnen  vnd  das  Fewer  beydem  Nachpern  helffen 
zu  rotten  (d.  h.  auszurotten).*  (Akten  im  landsch.  Arch.  zu  Laibach).  Diese 
wahrscheinlich  auch  an  die  Stände  der  Steiermark  gerichtete  Ermah- 
nung fruchtete.  Während  des  folgenden  Sommers  zeigte  sich  in  ganz 
Inneröterreich  eine  den  Kroaten  günstige  Bährigkeit  Der  Succurs, 
den  die  Steiermark  er  damals  den  Krainem  leisteten  (s.  Anmkg.  22  zum 
L  Abschnitt  des  vorL  Bande»),  brachte  den  Türken  auf  kroatischem  Boden 
eine  Niederlage  bei  und  immer  allgemeiner  wurde  das  Verlangen  nach  einer 
Zusammenkunft  der  Stände  der  drei  innerösterr.  Uerzogthümer  zum  Zwecke 
einer  Einigung  Aber  die  den  Kroaten  zu  gewährende,  nach- 
haltige Hilfe.  Am  25.  Juli  1528  war  auch  schon  von  den  krainer 
Ständen  auf  Ferdinands  Zumuthung,  die  Kosten  der  Biha6er  Besatzung 
weiterhin  zu  bestreiten,  keine  prinzipielle  Weigerung  mehr  vorge- 
bracht worden,  sondern  dieselben  erklärten  sich  dazu  bereit  und  schfltiteii 
blos  eine  augenblickliche  Nothlage  vor,  die  es  ihnen  unmöglich  mache,  der 
Festung  Biha6  sich  so,  wie  der  König  es  wünsche,  anzunehmen.  Dagegen 
lehnten  sie  die  Approvisionierung  des  Schlotse«  Brdndl  ab,  das  Graf 
Christoph  Frangepan  vn  April  dem  Könige  cediri  hatte.     Die  Ursache 
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WAT,  dAM  der  Torgenaimte  kroatische  Graf  onterm  26.  April  (1528)  den 
krainer  Landtag  angieog,  dieses  Schloss  za  äbernehmen*). 
Aach  der  König  hatte  (onterm  28.  M&n  1528)  die  Verordneten  der  Land- 
schaft in  Krain  Ton  des  Grafen  Geneigtheit,  das  Schloss:  »ra  seinen  Händen < 
ahiatrelai,  benachrichtiget  und  fdr  den  Fall,  dass  dies  geschieht,  diese 
landsebaftlichen  Fonctionäro  nebst  den  Landeshanptmanne 
anijifefordert,  den  Feldhaoptmann  Hanns  Püchler  zn  bewegen,  dass  er  sodann 
»mit  den  ICartholossen  daselbst  m  Pründl  sein  Lager  vnd  malstatt 
nembe.*  Die  St&nde  witterten  offenbar  hinter  diesen  Pressionen  die  Absicht, 
ihnen  des  Schlosses  Erhaltung  aufzubürden  and  daraaf  wollten 
sie  sich  forerst  nicht  einlassen.  Das  war  der  Stand  der  Dinge  als  im  Juni 
1529  Aasschüsse  der  drei  innerösterr.  Herzogthämer  zo  Un- 
ter-Draaburg  zusammenkamen  um  aber  einige  Anträge  des  Königs 
schldssig  zu  werden.  Diese  betrafen:  1.  den  Unterhalt  von  1500  »spanischen 
Knechten,  so  an  die  granitz  zu  gegen  wer  der  Türkhen  gelegt  sein*; 
2.  die  Eroberong  des  Schlosses  Udbina  (in  der  Lika);  'S,  die  Bezahlung 
der  anter  dem  Befehle  des  Hauptmanns  Püchler  stehenden  » geringen  Pferde  * ; 
4.  die  Beiordnung  von  Eriegsräthen  an  den  Feld-Hauptmann  Niclas  von 
Thurn;  5.  die  Uebernahme  von  Auslagen  für  Geschütze  und  Munition.  In 
den  meisten  Punkten  willfahrten  die  Ausschüsse  nach  längerem  Sträuben. 
Doch  bewilligten  sie  für  die  Spanier  blos  Einen  Monatssold  and  indem  sie 
den  Zag  auf  Udbina  als  verfrüht  bezeichneten,  drückten  sie  den  Wunsch 
ans:  diese  Knechte  möchten  vorerst  »über  die  Kulpp  als  namentlich  gen  vnd 
▼  mb  Modrasch,  Pründell  und  derselben  Enden  gelegt*,  auch 
»auf  den  Wäldern  wider  die  Marthalossen  oder  wo  es  sonst  am  nützlichsten 


*)  Sein  im  landschafü.  Archiro  zu  Laibach  erlio^ondes,  alt  der  AdreiM  »Dominis 
Befni  (!)  Carniole  in  dieta  moderna  Laybaci  existentibus«  TerMbenet  Sohrelbea  enthllt  zu- 
Bichft  die  Bitte:  »dictam  aroem  (Brinye)  secundum  jussum  regiam  ooeupare  reliüs.*  Dann 
folgt  die  VenkbemoK,  dait  er  anf&bis  sei,  das  Schloss  Unver  ra  halteoi  und  dais,  wenn 
der  fdnd  et  erhielte,  onabsehbares  UnglOck  daraus  entstehen  mfltite.  Der  Graf  b«iheaert 
ferner  »faod  um  ■nmat  peraüssiiiii  obedire  in  omnibus  S.  Beffi  noatro  et  dare  ad  Manns 
ehtfdeB  Arotm  et  Domain  noitnm  fidelioet  porU  totius  R«rni  hojus.«  Das  Schreiben  scbliesat 
■it  den  Worten:  »Si  aliqnis  Vestruu  objiceret,  qnod  pridem  in  Weynicz  non  fuit  conclusum, 
■on  ■dalrilnl ;  In  poteetate  aea  cuneta  non  fnerunt.  Modo  Tero  frater  et  tfo  ramos 
pnratiMiai  ebedire  Domino  nottro  fredoelMifflo.  Tantum  modo  huic  non  tardnra  dltnenini.« 
Dais  die  kroatlidMn  Grafen  nur  zOgemd  und  mit  schwerem  Henen  ihre  Stammbazsen  aoffaben, 
ist  beffreiflieb ;  aber  daas  Ferdinand  L  sie  ihnen  abgedrunren  bat,  wie  kroatischer  Solta 
mitunter  behauptet  wnrde,  ist  mindeetens  aus  dem  Schicksale  des  Schlosses  BrUndl  nicht  zu 
?tL  darttber  Iran  Knknljerid  »Njeke  Gradine«  III.  Heft  (Afiam  1876): 
8.  7  mid  8. 
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gebraucht  werden.*  Eine  ^harrig  hilff  wider  die  Törkhen*  Terweigerten 
sie  zwar ;  doch  gaben  die  Aasschässe  von  Steiermark  ond  Krain  bekannt,  dass 
ihre  Committenten  beim  Lande  ob  and  anter  der  Enns  and  bei  der 
Grafschaft  Tirol  am  eine  solche  d.  h.  am  die  allf&llige  Mitwirkong 
dabei  theils  schon  an ge sacht  hätten,  theils  im  Begriffe  seien,  es  za  than. 
Im  folgenden  Frähjahre  (März  1530)  fanden  sich  die  drei  Herzogthämer  za 
Windischgraz  zasammen,  wo  Erzherzog  Ferdinand  in  sie  drang,  die 
kroatischen  Grenzorte  mit  Besatzungen  za  rersehen  and  die  Ein- 
setzung eines  »Lieutenants*  des  Obersten  Feldhauptmannes,  der 
bastindig  in  Kroatien  sich  aufeuhalten  h&tte,  ihrer  Seits  zu  genehmigen 
d.  h.  die  Kosten  dafür  zu  tragen.  Die  Ausschüsse  lehnten  zwar  auch  jetzt 
derartiges  ab  und  stellten  auch  die  Zerstörung  des  Kustenorts  Sta- 
rigrad  bei  Zengg  (um  Folgerungen,  die  aus  ihrem  Eingehen  auf  die 
besfigliche  Anfrage  hätten  gezogen  werden  kOnnen,  zu  vermeiden)  ganz  dem 
Ermessen  des  Erzherzogs  anheim.  Aber  sie  Hessen  sich  nun  herbei,  ge- 
meinschaftlich in  Bihad  undZengg  durch  einen  Monat  200  Knechte 
zu  unterhalten  und  die  krainer  Landschaft  hatte  fSr  diesen  Zweck  bis 
dahin  schon  800  Gulden  vorgeschossen.  Näheres  fiber  die  Besaltate 
jener  » Ausschnsshandlung*  enthält  der  2.  Band  der  »Landtagshandlungen* 
im  steierm.  Landes-Archive  (BL  97  bis  100).  Danach  dbemahmen  die  drei 
Länder  bei  dieser  Gelegenheit  die  Anwerbung  von  1000  Mann  za  Boss  und 
zu  l^'uss  (darunter  400  Martalosen  »zu  behaet  der, täglichen  Straiflzug*), 
welche  am  Freitag  vor  dem  Palmsonntage  » in  der  Weinitz*  (Vinica  im  heut 
Ger.-Bez.  Tschemombl)  gemustert  und  sohin  »andieGrenitzen,  wo  es 
am  notdürftigsten  ist,  gelegt  vnd  Inen  Haubtleut  färgestellt  werden*  sollten. 
Die  Geldbewilligung  der  drei  Lande,  aus  welcher  diese  Trappen  zu  erhalten 
waren,  betrug  ."iGOO  Gulden  fflr  den  Monat  (und  für  länger  als  Einen 
Monat  scheinen  sie  diese  Truppen  nicht  bestellt  zo  haben),  wovon  Steiermark 
2fiOO,  Kärnten  1300  und  Krain  mit  Gdrz  zosammen  900  fibemahm.  Auch 
einen  halben  Monatsold  für  2000  krainer  Baaem,  die  im  Nothfalle  aufgeboten 
werden  sollten,  beichlossen  die  drei  Lands  unter  sich  ta  vertheilen.  Der 
VorschusH  an  die  UndesfÜrstliche  Kammer,  die  eben  Aufwände  für 
die  »Crabatischen  Ortfleckhen*  fortan  ausschliesslich  be- 
streiten sollte,  betrug  seitens  der  Steiermärker  so  viel,  als  die  Krainer 
schon  früher  für  diesen  Zweck  dargeliehen  hatten,  nimlieh  800  Gulden  und 
seitemi  der  Kärntner  200.  Die  RfickerstattoDg  des  Darlehens  der  Krainer 
übernahmen  (offenbar  weil  die  ungarische  Kam msr,  aaf  deren  Rechnung 
dieses  Darlehen  ausgefolgt  worden  war,  für  zahlnngson fähig  galt)  die 
beiden   anderen   Länder  »irem  gebfirenden  Thaill   nach.*     Die  vom  Landes- 
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fürsUn,  V.rthvrntg  Ferdinand,  zu  treffenden  Dispositionen,  deren  Darch- 
führung  durch  das  Geldvorstrecken  erleichtert  werden  sollte,  begutachteten 
die  Ausachflase  dahin,  dass  in  allen  jenen  »OrtÜeckbeu*  zusammen  424  Kriegs- 
knechte mit  einem  monatlichen  Gesammisolde  von  2352  Oulden  erhalten 
werden  n.  zw.  lor  Mehrzahl  Böhmen,  die  die  Kignnng  besessen,  in  friedlichen 
Tagen  an  der  Befestigung  ihrer  Standorte  zo  arbeiten.  Für  Zengg  brachten 
sie  200,  für  Clissa  nnd  Biha<'i  je  70,  für  Kepi6  50,  für  0tto6id  40,  ffir 
Bründl  82,  für  »Carmeyn*  (Kamengrad?)  12  Mann  in  Vorschlag.  Vom 
Mai  1530  an  erscheint  auch,  offenbar  in  Folge  dieser  am  27.  März  15.'i0 
zn  Wtndischgraz  gefasi>ten  Beschlüsse  in  den  Kriegs-Akien  der  krainer  Land- 
Fchafl  ein  »Exercitns  trium  principatuum  Hegiae  Majestatis*,  das, 
zumeist  aus  Kroaten  bestehend,  anfangs  in  der  Umgegend  von  Mutt- 
ling  sich  aufhielt,  wo  ausserdem  eine  grosse  Monge  von  kroatischen 
Kdelleuten,  die  Ferdinand  mit  Versprechungen  hinhielt,  damals  ihr  Lager 
aufgeschlagen  hatte.  Als  »Tota  comunitas  nobilium  Croatorum 
nunc  in  stipendio  Majestatis  Kegio  in  confinibus  Croacie* 
sich  unterzeichnend,  sendeten  dieselben  an:  10.  Mai  l.^.'^O  den  Johann  Ka- 
rincich und  den  Job.  Vidosich  an  den  Feldbaaptmann  Katzianer  mit  einem 
Creditiv,  damit  er  aus  deren  Munde  ihr«-  Beschwerden  vernehme.  Das  warm 
wohl  zumeist  aus  ihrem  eigentlichen  Vaterlaiide  durch  die  Türken  ver- 
drängte Altkroaten,  die,  nun  heimatlos  herumirrend,  in  ihren  neu- 
gewählten  Konig^Ferdinand  und  in  die  Stände  von  Inner- 
Osterreich  ihr  ganzes  Vertrauen  setzten,  von  diesen  allein  noch 
Rettung  erwarteten.  Am  8.  Mai  15^0  wollten  sie  zu  Rann  in  Steier- 
mark eine  Art  Landtag  abhalten,  zu  welchem  zu  erscheinen  auch  Katzianer 
zugesagt  und  dessen  Leitung  der  Banus  Graf  Johann  T(»rquatns  Carlovich 
übernommen  hatte.  Aber  Katzianer,  dem  keine  zulänglichen  Geldmittel  zu 
Gebote  standen,  um  die  Soldrückstände  an  sie  auszubezahlen,  vereitelte  die 
Zusammenkunft  in  Ritnn.  Von  Stenisniak  aus,  wo  der  Banus  auf  dem  Kitte 
dahin  die  Absage  des  Feldhauptmanns  erhielt,  schrieb  Krsterer  demzufolge 
an  ihn  noch  am  vorgenannten  Tage:  auf  die  durch  seine,  des  Banus,  Diener 
Stephan  Gussych  und  Peter  Zarchych  überbrachte  Nachricht,  da.ss  Katzianer 
nicht  nach  Kann  kommen  werde,  habe  sich  der  Kroaten,  die  in  seinen  Gefolge 
waren,  eine  grosse  Aufregung  bemächtiget  und  trotz  aller  Abmahnungen,  an 
denen  er  es  nicht  fehlen  Hess,  hätten  sie  (hujus  Regni  Universitas  regnico- 
laeqne)  sofort  eine  noue>Congregatio*  für  den  15.  Mai  proklamirt. 
Carlovich  äussert  die  Besorgniss,  dass,  wenn  nicht  rasch  Geld  eintrifft,  die 
im  grdssten  Elende  schmachtenden  Kroaten  ihm  den  Kücken  kehren  und  vom 
Könige  Ferdinand  abfallen  werden.   Oleichwohl  gelang  es  dem  Banus,  dieselben 
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noch  zu  längerem  Ausharren  zu  bewegen.  Ein  Theil  scheint  sich  dadurch 
dem  Nothstande  entzogen  zuhaben,  dass  er  in  die  Dienste  der  Stände 
der  drei  innerösterr.  Herzogthümer  trat  Mindestens  war  derselbe 
Job.  Vidosich,  welcher  im  Mai  1  r>dO  die  kroatische  Adelschaft  vertrat,  Einer 
dpr  *"  *  II,  die  das  oben  erwähnte  »Exercitus«  am  24.  September  des 
f;k\  von  Agram  ans  an  den  König  schickte  und   am  dazwischen 

liegenden  24.  Juni  wählte  der  Banns  im  Vereine  mit  anderen  Herrn  und 
Kdellenten  ans  der  Mitte  der  »Regnicolae  Croacie*  auf  einer  zu  Stenisniak 
gehaltenen  ,Congregatio  generalis«  den  Caspar  Barthakovich,  der 
damals  dem  dort  befindlichen  »exercitus  alemanicus*  angehörte,  zum  lieber- 
bringer  mehrerer  Anliegen  an  den  Kaiser  Karl  V.  Erst  nach  und  nach 
gelang  es  den  durch  Kriegsdienste  ihr  Leben  fristenden  Kr(>aten,  in  West- 
Slavonien  und  am  Nordrande  von  Altkroatien  feste  Wohn- 
BÜie  XII  «rwerben.  Welch'  warmer  Theilnahme  ihr  hartes  Leos  bei  den 
krainer  Ständen  begegnete,  lehrt  deren  Instruction  vom  14.  M&rz  1530 
für  die  Gesandten,  die  sie  an  den  Augsburger  Reichstag  abfertigen,  damit 
sie  »neben  den  anderen  nieder-  und  oberösterr.  Landen«  dort  >um  Hilfe 
werben.«  (Das  Conzept  derselben  liegt  nebst  den  Belegen  für  das  Vorbemerkte 
im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach).  Sie  wiederholen  darin:  wie  wenig  Schutz 
vor  den  Türken  Krain  sich  mehr  seitens  der  »Khrabatten,  die  laider  schon 
gar  vertribn  vnd  vndtertrückht  sind«,  versprechen  dürfe.  Durch  die  vielen 
»Veldstreit  vnd  ritterliche  Schlachtn«,  welche  die  »khrabati- 
schen  Graffen  vnd  Adl  bey  vill  Jaren  her«  wider  die  Türkon  zu 
bestehen  hatten,  sei  der  »gemelten  Khrabattn  Macht  nnnmals  ganntz  aus- 
gem  erglt,  b\so  dass  sie  (weder)  mit  lewten  noch  (mit)  gnett  dem  Thürkhen 
khain  widerstanndt  mer  thuenn  niügen.«  Ihre  Schlteser  seien  »in  Oedung 
verlassen«  oder  vom  Christen  feinde  besetzt,  der  von  dort  auch  Krain  ohne 
UnterlasH  bedroht  Kein  »vest  Gebirg«  und  kein  Wasserstrom  halte  ihn  mehr 
ab,  schrittweise  noch  weiter  vorzudringen.  Rild  werde  auch  das  römisch- 
deutsche Iteirh  selbst  durch  ihn  l>edrängt  werden  u.  s.  w.  Wenn  die  Krainer, 
statt  aus  eigenon  Mitteln  «len  Kroaten  zu  helfen,  die  Beichsst&nde  bitten, 
dass  sie  es  thuii,  so  ge.^chehe  es  bloss,  weil  aoch  die  südöstliche  Orenzgegend 
ihres  ei^^enen  Landes  so  wie  Istrion  und  der  Karst  durch  türkische  Invasionen 
hart  uiitgenommen  sind,  mehr  als  200.0(^0  Einwohner  von  den  Türken  fort- 
geschleppt wurden  u.  s.  w.  Trotz  dieser  AuHiegenheit  der  krainer  Stände 
klammerten  sich  doch  die  Kroaten  fortwährend  an  sie  oder  vielmehr  an 
dertMi  damaligen  Landeshauptmann  Katsianer,  der  freilich  zugleich 
Fotdhauptmann  war.  Das  beweisen  nicht  nur  die  Briefe,  die  der  Hanns  im 
Namen    der  Gesammthelt   und   welche   der   streitbare,    nach  Kriegssold   sich 

14* 
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sehnende   Theil   derselben   an    Katzianer   richtete,    sondern   aach   die   nach 
Datunden  Uhlenden  Zaschriften  Einzelner  so  wie  die  Beglaubigongsurkanden 
f&r  Mandatare  aller  Art,  die  in  den  Jahren  1580  und  1581  demselben  ein- 
gehtodiget  worden.     Namentlich   war   der  Briefwechsel   zwischen    Katzianer 
nnd  dem  berühmten  Vertheidiger   der  Borg  Clissa   (Ostlich  Yon  Spalato  in 
Dalmatien),  Peter  Krosich,   ein  sehr  reger.     Am  H.  Mai  1580  meldet 
Letiterer,  dass  aof  Andeotongen  des  Haoptmanns  zo  Pisino  aber  die  Qefähr- 
dnng  Jener  Borg  er  sich  sogleich   (von   seinem  Gate  Marnfels  in  Istrien) 
nach  Fiome  begab,  wo  er  Lebensmittel  nnd  Geschütze  zn  finden  hoffte,   mit 
welchen  er  eilends  nach  Clissa  sich  zu  begeben  vorhatte.     Doch  er  sah  sich 
entt&oscht    ond  Terwahrt  ««ich   gegen    die  Nachrede,   als  Terschalde   er  den 
Verlost  der  Borg.     Am  21.  Mai    nrgirt  er  von  Marnfels   aos  nochmals   die 
Zoseudong  jener  Erfordernisse,    aber  auch  von  baarem  Gelde,    weil   er  sonst 
der  Besatzung  von  Clissa  ihre   seit  Jahren  rückständigen  Forderongen  nicht 
aosbezahlen  könne  ond  diese  ihn  umbringen  würde,  wenn  er  mit  leeren  Händen 
käme  (»vereor  .  .  .  intrare  ad  non  persolatos  familiäres  per  annos,  proot  enim 
Magnific  Vestrae  hjc  clare  consttt,  quia  nie  interficerent).  Am  31.  Mai  dankt 
Krosich  für  ein  ihm  zugekommenes  Schreiben  Eatzianers,  welches  Wohlwollen 
ond  Theilnahme  für  Clissa  ausdrücke.     Die  ihm  zugesicherten  200  Star  Mehl 
mögen  so  rasch  als  möglich  direkt  dahin  gesendet  werden.  —  Unterm  9.  August 
l.'>30  ersucht  Margaretha,   die  Wittwe  des  Grafen  Christoph  Frangepan  von 
Tersatz  (Tersich)  aos  um  Beistand  für  diesen  exponirten  Grenzpunkt.  Am 
20.  Mai  15^)0  bevollmächtigt  zu  Modrus  Johann  Senüch  im  Auftrage  seiner 
Waffenbrüder  den  edlen  Georg  Budislavich,  dem  Feld  hauptmanne  K.  Anliegen 
vorzutragen.      Am  18.  Mai  1530   fertigt  Graf  Stephan    Blagay   Ton    seiner 
Borg  Brom  an  aos    den  Gregor  Zemlych  als  seinen  vertraulichen  Boten  an 
K.  ab.    Am   13.  Mai  1531   quittirt  zu  Laibach  Niklas  Kritschkowitsch  einen 
Geldbetrag,    welchen    der  Kriegszahlmeister  Peygertzheimer  ihm    im  Auftrage 
des  Katzianer  ausbezahlt  hatte,   und  drückt   das  Petschaft  des  Richters  von 
Bihac  bei,  als  dessen  Bote  er  sonach  erscheint.    Am  O.Juni  1531  empriehlt 
der  Vize-Capitän  von    Biha('>,   Peter  Rebrovich,   dem  K.  die   auf   dem  Hin- 
auszöge begriffenen  Cetinaer  Wlachen   (Wolahij   de  Cetinna)  o.  r.  w.     Aoch 
die   Stadtgemeinde    Agram    finden  wir   bereits   im  Jahre  1531    onter 
den  Bittstellern,  die  sich  an  Katzianer  wendeten.    Sie  bat  um  Auslosung  einer 
Monstrantze,  welche  sie  dem  königl.  Oberstpr(»viantmeister  Jobst  von  Lilien- 
berg für  100  Golden  verpfändet  hatte,  die  dieser  vorstreckte  damit  die  deotsche 
Besatzong  der  Stadt  länger,   als  vorgesorgt  war,  unterhalten  werden  konnte. 
(Vgl  die  bei  Balthas.  Ad.  Kercselich,  De  Regnis  Dalmatiae,  Croatiae, 
Sclavoniae  Notitiae  praeliminares,   p.  336  bis  p.  351    abgedruckten    Briefe, 
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welche  Paul  Bitier-Vite2o?ic  aos  dem  landschaftl.  Archive  in  Laibach 
ins  kroatische  Landes-Archiv  Übertrag).  —  Dass  darch  Katzianers  Vermittloug 
die  Kroaten  aach   in  der  That  Manches  erreichten,    ist  gewiss. 
Aas  einer  Instraction,   die   er  im  Jahre  1531   seinen  Abgeordoeten   zor  Be- 
schwichtigung   der  Kriegsleate   an  den  kroatischen  Grenzen  mitgab,   erhellt, 
dass  der  Kaiser  aaf  seinen  Vorschlag  den    Grafen  Wolfg.   Frangepan 
ihm   als  »Lai tinger*  (Lieatenant   im  8inne  eines  Stellvertreters)   mit  der 
Bez<ihlang  für  180  »Pferde*  (wovon  50  dessen  spezielles  Gefolge  bilden  sollten) 
beiordnete   and   demselben    überdies   an  Besoldang  and  Tafelgeld  monatlich 
50  Gulden  za  entrichten  befahl.     Den   Paalich-Sablich  machte  er  zam 
Oberst  ober  400  Martalosen  a. s.  w.    Er  schrieb  aach  damals  den  Ständen 
der  Steiermark,   wie  sehr  es  noth  thae,  die  Plätze  Biha6  and  Bcpi6 
za  schätzen.     Daraof  hin  antwortete  ihm  der  Landtag  d.  d.  Graz,  28.  April 
1531:    er  habe   mit  Bestärzang   diese  Nachricht  vernommen    und    bewillige 
sofort  zar  Bezahlang  der  dortigen  »Knechte*  einen  Monatsold  (pr.  300  Pfd. 
Pfennige)   für  100    Mann;    nur  möge  künftighin    der    König   die   beiden 
Festangen  behüten.  (Landschaftl.  Arch.  in  Laibach,  L  214).  Der  »Pründler* 
(Brinijer)  Graf  hatte  schon  im  Jahre  1530  sich  direkt  an  die  steierm. 
Landschaft  gewendet,   damit  sie  ihm  mit  Geld  aashelfe.     Dieselbe  resolvirto 
darauf  mit  Rathschlag  vom  14.  März  1530:    »Mit  dem   soll    ain  Mitleiden 
seines  taills  getragen  werden  in  Ansehung  dass  er  so  gar  verderbt  (ist)  durch 
den  Türkhen.*     Für  den  Fall,    dass  »geringe  Pferde*  aufgenommen  werden 
würden,  erhielt  er  das  Versprechen,  »vor  Anderen*  dabei  berücksichtiget  zu 
werden.    (»Katsläg  von  1525  bis  1530*    im  steierm.  Landes-Archive).     Im 
darauf  folgenden  Jahre  (1531)  versammelten  sich  die  drei  Herzog- 
thümerzumzweiten  Male  in  Unter-Draubarg  um  mit  den  kroatischen 
Angelegenheiten  sich  zu  beschäftigen.     Sie  bewilligten  nunmehr  10.000  rh. 
Gulden  für  die  vorübergehende  Besetzung  der  Grenze  u.  zw.  sollten  von  den 
kürzlich  erst  auf  der  Herrschaft  Sichelbarg  zur  Noth  untergebrachten  Uskoken 
300  Mann  durch  3  Monate  dort  als  »Martalosen*  verwendet,  ausserdem  aber 
»geringe   Iferde*   eine   Zeit   lang  dort   unterhalten    werden.     Sie   widmeten 
ferner  2500    Gulden    für    die    Verproviantierung    der   » Orthfleckhen.  * 
Ein  Fünftel  des  Aufwandes   übernahm  Krnin;   vom  Reste   trug  Kärnten   ein 
Drittel.     Wir   sehen    also   die   betfigliche   Opferwilligkeit   im   Zunehmen 
begriffen    und    allgemach  auch  den    festen    Plätzen   auf   kroatischem 
Buden  sich  zuwenden.    Die  Entwickelung  der  Miliiärgrenz-lnsti- 
tution  von    diesen   ihren  Anfängen   aus  weiter   zu  verfolgen, 
ist  hier  nicht  der  Ort     Doch  will   ich   noch  dinmf  aufmerksam   macheu, 
dass  die  Verworrenheit  der  staatsrechtlichen  Voraossetrangen  von 
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Vorneherein  ein  grones  HiudenÜHä  für  dieselbe  war.  L-  iäi  eben  nicht 
richtig,  da8S,  wie  allgemein  angeuummon  wird,  die  befestigten  Stadt« 
Bihau   und   Zengg  nebst    ihrer   strategischen    Zugeli  uiiKarischiii 

Könige  Lndwig  an  den  Erzherzog  Ferdinand  waim  a  ligutreteii 
worden.  Vielmehr  mosste  dieser  die  genannten  beiden  llaupifehtungen,  um 
sie  überhaupt  nur  in  seine  Gewalt  zu  bekommen,  nach  dem  Tode  Ludwig» 
geradezu  kaufen.  Bihar  wurde  ihm,  boziehuni^swoiso  den  Truppen,  die 
er  all  Erzherzog  dahin  schickte,  durch  den  kroatischen  Banus  Franz  Hathyany 
so  lange  vorenthalton  bis  er  dessen  Habgier  befriediget  hatte  (wozu  die  Ein- 
künfte der  ungarischen  Kammer  keineswegs  ausreichten);  Zengg 
huldigte,  SU  sehr  es  (von  der  ungarischen  Kammer  gänzlich  im  Stiche  gelassen) 
auf  den  Beistand  der  österr.  Krbländer  angewiesen  war,  dem  Beherrscher 
dieser  erst  dann,  als  der  Commandant  Peter  Krusich  für  Forderungen,  die  er 
an  den  ungarischen  Staat  hatte,  theils  mit  baarem  CJelde,  welches  jene 
Erbl&ndor  beisteuerten,  theils  mit  der  Einsetzung  in  den  Pfandbesitz  der 
zu  Istrien  gehörigen  Herrschaft  Marnfels  abgefunden  worden  war.  Üie  Zengger 
Bürgerschaft  behielt  sich  ausdrücklich  das  Verbleiben  im  Verbände  der  un- 
garischen Krone  bevor  und  die  Bewohner  von  Biha6  wollten  nicht  der 
Banalgewalt  entzogen  sein.  Andererseits  war  es  in  der  rechtlichen 
Natur  der  neuen  Beziehungen,  in  die  beide  Orte  traten,  begi-ündet, 
dass  sie  der  ungarischen  Krone  entfremdet  wurden.  KOnig 
Ferdinand  sah  dies  voraus  und  die  Worte,  mit  welchen  er  den  ungarischen 
Bäthen  diese  unabweisbare  Wirkung  ankündigte,  verdienen  hieher  gesetzt  zu 
werden.  Die  genannten  Räthe  fähren  sie  in  der  Erwiderung  darauf  an.  Der 
König  hatte  sie  nämlich  aufgefordert,  für  die  Burgen  Zengg,  Ottoca6  und 
Clissa  zu  sorgen,  widrigenfalls  er  sich  an  die  Unterthanen  anderer 
Provinzen  wenden  roüsste,  damit  sie  dieser  Borgen  sich  annehmen;  die 
Folge  aber  —  hatte  der  König  beigefügt —  werde  sein,  dass  diese 
Burgen  für  Ungarn  verloren  gehen  und  selbst  in  friedliche- 
ren Zeiten  nicht  mehr  dahin  zurückgelangen.  (Bericht  aus  Ofen 
d.  d.  8.  Juli  1528  im  Wiener  Staats-Archive).  Nichts  half  es  dem  gegen- 
über, dass  die  ungar.  R&the,  ihre  Unvormögenheit,  selbst  Erkleckliches  für 
die  Behauptung  dieser  Burgen  zu  thun,  eingestehend,  den  König  an  seinen 
Krönnngseid  erinnerten  und  ihn  beschworen,  die  »reliquiae  Regni  Dalmatiao* 
bei  der  ungarischen  Krone  zu  erhalten.  Die  entscheidende  Neuerung  hatte 
die  ungarische  Kammer  mit  einer  Erklärung  vom  15.  Mai  1528  (ebenda) 
herbeigeführt,  in  der  sie  ihre  »inopia*  einbekannte  und  den  König  bat,  er 
möge  »ad  conservationem  ipsomm  castroruro  aliunde  providere  ne  pereant.* 
—  Die  Anschauung,  welche  sp&terhin  herrschend  wurde,   fand  ich  nirgends 
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80  deatlich  aos^fesprochen,  ab  in  einem  Berichte,  welchen  Erasmos  Mager 
and  Franz  von  Poppendorf  im  Jahre  1563  über  eine  damals  yerrichtete 
>6i* :  '   dem  KaUer   Ferdinand  L  erstatteten.     Ks  wird   darin  em- 

pf«»lii  iiirgrenz-Territ<»rium  so  za  behandeln,  wie  »wenn  man  einem 

goeton  Arzt  ein  khrankhcn  für  ein  todten  Menschen  übergiebt*  (damit 
er  ihn  wieder  zum  I^ben  bringe).  Die  staatsrechtliche  Vergangenheit  dieser 
Gegenden  sollte  oben  weiterhin  nicht  in  Betracht  kommen.  Ihre  Kechtswirknng 
galt  für  erloschen.  Da  die  Kroaten  und  die  mit  diesen  im  Laufe  des  XVI.  Jahr- 
hunderts verschmolzenen  Slavonier  anderer  Ansicht  waren,  so  kam  es  zwischen 
ihnen  und  den  innerosterr.  Landschaften  zu  Reibungen  und  Zerwurfiiissen. 
Namentlich  war  dios  von  der  Zeit  an  der  Fall,  wo  (15^7  bis  1600)  der 
General-Oberst  zu  Warasdin,  Hanns  Sigmund  Freih.  von  Herberstein,  eine 
grosse  Menge  von  kriegstüchtigen  Serben  mit  ihren  Familien  auf  verödeten 
und  von  ihm  daher  (der  Reklamationen  ihrer  Besitzer  ungeachtet)  als  herrenlos 
betrachteU'n  Ländereien  diesseits  des  Flusses  Chasnia  angesiedelt  hatte.  (Siehe 
meine  im  XXXl.  llufto  der  »Mitth.  des  bist  Vereins  für  Steiermark*  vom 
Jahre  188:{  veröffentlichte  Abhandlung  »Die  Serben-Ansiedlungen  in  Steier- 
mark und  im  Warasdiner  Grenz-Generalate).*  Den  Adel  und  die  Geistlichkeit 
kränkte  nicht  nur  die  schnöde  Hintansetzung  ihrer  Besitzrechte,  sondern  auch 
die  Herbeiziehung  griechischgl&nbiger  Schismatiker,  die  obendrein  von  den 
Grenzoflizieren  leicht  zu  Uebergriffen  missbraucht  werden  konnten.  Jetzt  erst 
fühlten  die  Kroaten  im  eigenen  Hause  sich  nicht  mehr  sicher.  Sio  warfen 
sich,  Schatz  vor  den  »Deutschen*  suchend,  in  die  Arme  der  Ungarn. 
Noch  heute  wird  der  Bandesvertrag,  den  die  Ungarn  mit  den  Ständen  des 
Krzherzogthumes  Oester reich  am  1.  Februar  1G08  zu  Pressbarg 
schlössen  und  dem  die  kroat-siuvon.  Stände  anfangs  September 
1608  beitraten,  im  kroatischen  Landes-Archive  zu  Agram  unter  Glas  and 
Goldrahmen  aufbewahrt  (Kr  ist  sammt  der  Adhäsions-Erklärang  bei  J. 
Kukuljevic,  Jura  Ilegni  Croat,  Dalmat  et  Sluvon.,  V.  IL  Vol.  L  p.  66 
nach  dieser  Original-Ausfertigang  abgedruckt).  Vorher  schon  war  durch  die 
Artikel  *J  und  lo  des  Wiener  Friedens  vom  23.  Juni  1606  ungarischer  Seits 
zu  Gunsten  der  Kroaten  und  Slavonier  d.  h.  um  sie  für  die  Bestrebungen 
der  damals  in  Ungarn  herrschenden  Partei  zu  gewinnen,  dem  Kaiser  Rudolph 
oder  vielmehr  dem  in  dessen  Namen  intervenierenden  Erzherzoge  Mathias 
das  Versprechen  ab^'orungen  worden,  dass  in  Zukunft  alle  Grenf-Hauptmann- 
schaflen  mit  Ausnahme  zweier  an  der  Donau  (die  den  mitverschworenen 
Niederösterreichem  zu  Liebe  fakoltativ  aosgenommen  wurden)  nar  an  Ungarn 
und  an  Angehörige  der  »Nationes  ei  (sc  Hungariae  Regno)  annexae*  werden 
v.rii..}uii  u.  1.1.  II      |?i    der   That  v<»rfipntr   die8er  Ködw     Tn   der   Landtags- 
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Sittnng  Toin  2.  Sepiember  1608,  in  welcher  der  Banns  Graf  Thomas  Brdödy 
eine  Anffordernng  des  Ershenogs  Mathias  an  dio  kr.-slav.  St&nde,  »qoatenuH 
confoederationem  Posoniensem  approbareni  aiqae  ratificaront  vellentque  omni 
fortonae  caso  arctissima  neceesitate  com  pne&to  Regno  .  .  .  pariter  vivcru 
et  mori*  —  ferlas,  worden  von  diesen  St&nden  4  Abgeordnete  au  den  un- 
garischen Jjandtag  erwfthlt,  denen  sie  auftrugen,  darauf  zu  bestehen,  dass  der 
Kaiser  dem  Wiener  Frieden  gem&ss  (jnxta  Viennensos  Oinclusioncs) 
die  fremden  Nationen  entfernt  (exteras  Nationos  hinc  ammovcat),  dio  Banal- 
gowalt  bis  ans  Meer  ausdehnt,  den  Deutschen  den  Oberbefehl  in  militärischen 
Angelegenheiten  entzieht  und  namentlich  die  Freiheiten  der  Stadt  Zengg  vom 
I'euen  anerkennt  Sie  fögten  der  Instruction  für  dieselben  noch  Folgendes 
bei :  > Intellexerunt  Status  et  Ordines,  non  deesse  quosdam  Dominos  Ger- 
manos,  qui  apud  Suam  Majestatem  instant,  ut  in  Hungaros  evecti  (d.  h. 
mit  dem  ungarischen  Indigenate  betheilt)  hoc  in  Regno  SclaToniae 
suprema  Officia  Generalatus  obtinere  commodius  queant 
Instabunt  nuntii,  ut  hoc  nullo  modo  domini  Hungari  admittant,  potiusenim 
mori  statuimns  quam  ut  deinceps  nobis  (!)  Externi  dominent 
aut  officia  etiam  minima  apud  nos  gerant.*  (Protocollum  Generalium 
Congregationum  Nr.  2,  1601 — 1635,  p.  85  im  kroatischen  Landes-Archive). 
Diese  Vorgänge  blieben  den  Ständen  Innerösterreich,  gegen  welche  sie  ge- 
richtet waren,  nicht  verborgen.  Die  der  Steiermark  legten  gegen  die  vor- 
bezogenen Artikel  des  Wiener  JYiedens  förmlich  Verwahrung  ein  mittels  einer 
Landtagsschrift  vom  11.  März  1607,  in  welcher  es  heisst:  verbliebe  es  dabei, 
so  wäre  das  »ain  ganz  präjudizierliche  Sach*,  durch  welche  die  innerösterr. 
Lande  ,in  höchste  Gefahr  und  mehrers  als  zuvor  jemallen*  gesetzt  sein 
wurden;  denn  sie  müssten  sonach  »die  Windischen  GronzUäuser  von  Händen 
geben*  und  die  dortigen  Militärconimandanten  müssten  Ungarn  oder  »der- 
selben Nation  Zugethanen*  weichen.  Es  sei  auch  »unrecht  beschehen*,  dass 
Erzherzog  Ferdinand  (der  Regent  InnerCsterreichs)  als  diesfalls  wegen  dieser 
seiner  Lande  »ain  so  starkher,  fürneniber  Interessent*  gänzlich  »präterirt 
und  sich  dessen  (erst)  lang  hernach  post  vulneratam  causam  erindert  worden.* 
Zwar  habe  der  Erzherzog  zu  der  Wiener  Friedenshandlung  Commissäre  geschickt ; 
aber  diese  hätten  mehr  nicht  erreicht,  als  dass  man  ihnen  den  Bescheid  gab: 
der  geschlossene  »Contract*  verdränge  Niemanden  aus  einem  Amte,  das  er 
inne  hat,  sondern  betreffe  blos  die  zukünftigen  Vacaturen;  es  sei  auch  nicht 
räthlich,  desshalb  »mit  denen  Ungern  zu  fechten,  alldieweil  mit  solichem 
Disputat  mehr  vergeben  als  erhalten  werden  möchte  und  (weil)  man  fast 
in  Allem  Iren  willen  ihnen  müsse,  .  .  .  damit  Sy  (Ungern)  beim 
getroffenen  Vergleich  erhalten  werden    und   der  Feindt  hat  mögen  divertiert 
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werden*,  wogegen  wenn  bessere  ^iten  kommen,  za  hoffen  stehe,  dass  es 
gelingen  werde,  sodann  Alles  >aaf  bessere  weeg  zu  richten.  *  Die  erzherzog- 
lichen Conimissäre  machten  (so  erzählen  die  stcierm.  SUüide  in  ihrer  Landtags- 
schrifl  weiterhin)  ans  dieser  Vertröstang  kein  Uehl^),  brachten  aber  aach 
die  Nachricht  mit,  dass  die  Ungarn  bereits  för  alle  Aemter  an  der  windischen 
und  kroatischen  Grense  bestimmte  Personen  in  Vorschlag  gebracht  hätten 
ond  als  Erzherzog  Mathias  sie  damit  an  den  n&chsten  ungarischen  Landtag 
wies,  seien  die  »Windischen  Land  leath*  ongedoldig  geworden.  Graf  Thomas 
Krdödy  habe  das  Amt  des  Banns  nor  unter  der  Bedingung  angetreten,  dass 
or  »beede  Obristschaften  als  die  windische  und  crobatische*  eingeräumt  erhält 
Und  gerade  die  >  Windischen  Ständt*  hätten  doch  weit  weniger  Ursache,  dem 
»Tentschen  Kriegsvolk*  abhold  zu  sein,  weil  dieses  ihnen  nie  einen  erheb- 
lichen Schaden  zugefügt  hat,  sondern  sie  Tielmehr  »davon  jedeneit  grossen 
Nutzen  erlangt*,  auch  die  »windischen  Grenzhäuser*  auf  des  Landes  Steier- 
mark »hochempfindliche  Uncosten*  erbaut  wurden.  Voraussichtlich  werden 
sie  aber  ihr  Anliegen  auf  dem  bevorstehenden  ungarischen  Landtage  stark 
urgieren,  wesshalb  der  Kaiser  jetzt  schon  zum  geziemenden  Widerstand 
disponirt  werden  müsse,  »auff  dass  es  diesfalls  noch  hinfuro  bey 
dem  alten  Herkhomen  ohne  dergleichen  hochschädliche  Veränderung 
verbleiben  mOge.*  Geschähe  das  Gegentheil,  so  wären  die  Stände  der 
Steiermark  genOthiget,  ihren  bisherigen  Aufwand  für  jene  Grenzhäuser  ein- 
zuziehen und  die  Verthcidigung  ihres  Landes  an  dessen  eigener 
Grenze  zu  bewerkstelligen.  Der  Erzherzog  selber  nicht  und  Niemand  in  der 
Welt  könne  ihnen  zumuthen,  durch  Fortsetzung  der  Dienste,  die  sie  bisher 
den  Windischen  Ständen  leisteten,  diesen,  die  sie  nunmehr  bedrohen, 
das  Schwert  wider  sich  in  die  Hand  zu  legen.  Nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  erörterte  Gefahr  noch  abzuwenden  ist,  fibemehmen 
sie  bis  auf  Weiteres  den  Unterhalt  der  fraglichen  Greuzgamisonen.    Doch 


*)  Wie  aus  einer  lui  LaodUiSH-l'rutokolle  Band  1716  (ia  §M»tm,  Landw-Arcbitre) 
bl.  G71  ff.  tlnfelnceiMn  »VerordnoUii-Kelaüoii*  lo  «tmImii  ist,  hatte  BrtiMtfSOf  Ferdinand 
im  Jabie  1606  dio  stdatmArkiKh«  Landacbaft  att(ir«forderi,  dleaen  voo  ihm  erasanten  Com- 
missAren  Gcwaltbritle  n  eriheil««,  damit  tie  aoch  ia  deren  Namen  am  Frledenewerke  eich 
>H.ih«iliccn  und  ein  aanthn^kher  »AnaMlMi  vm  Berni  nnd  LaadleniM«,  die  der  Irtheitof 
denbalb  einberief,  cntapneh  teiaem  Wnnthi^  ao  daas  die  GmuüHira  (der  Landea-Verwiaer 
Tun  SUiiunuark,  lianna  SicmHid  Freth.  Wsfea  M  Wafensperf  nnd  der  Erbichonk  von  Kimlea, 
Kraamui  ron  Dietrichatain)  wirklich  in  die  Lage  kamen,  Friedentiuttruaionie,  die 
auf  die  StAnde  dea  Landea  lantetan,  mit  den  Untern  ausiu  tausehon. 
Da««  lio  dabei  nur  einem  Zwang«  cehorckln,  der  ihram  Oewiaaaa  aufethan  wurde,  untarlieft 
nach  obifer  Darlefnnff  keinem  Zweifel. 
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m6g9  inmvihiit  luil  Uer  Abdankung  zweiei  K< n«  i-iumpagnien  begutuKn  »«-m)  u 
und  wenn  der  VrMt  gesichert  erscheint,  w&reii  üoch  von  der  Besatzung  der 
Festang  Poirinia  !U)0  Mann  xu  entlassen.  —  Erzherzog  Ferdinand  beaniwort4*U< 
diese  liandtagsschrifl  onterm  22.  M&n  1607  son&ch»!  mit  dem  Geht 

dass  aaeh  er  tief  beklage,  bei  jener  FriodensYerhandlong  mit  den  nii^- 

Gesandten  »so  gar  pr&terirt*  worden  zn  sein.  Er  erdfltoete  ferner  den  steierm. 
St&nden,  dass  er  ehevor  daranf  bedacht  und  beflissen  gewesen,  beim  Krzhor- 
zoge  Mathias  eine  Wendung  herbeizuführen  und  dass  es  seinem  KinKchroit' n 
zn  verdanken  sei,  wenn  der  Ijetzicro  den  status  quo  aufreclit  zu  erlialt«]i 
suchte.  Er  versprach,  neuerdings  an  Mathias  nnd  ausserdem  an  den  Kaiher 
schreiben  zu  wollen,  damit  jedem  »etwa  künftig  entstehenden  Unrathe*  vor- 
gebeugt werde.  In  die  Keduction  der  Grcnziruppeu  willigte  er  nicht;  denn 
der  Friede  sei  noch  nicht  gesichert,  den  Ungarn  sei  nicht  viel  Gutes  zuzu- 
muthen  nnd  aus  Siebenbürgen  verlaute,  dass  dort  Unruhen  ausgebrochen  sin<l. 
Das  Antwortschreiben  schliesst  mit  der  Bitte  um  Vertrauen  und  mit  einer 
Anerkennung  der  Verwendbarkeit  obiger  Argumente  für  den  Zweck,  der  aucli 
dem  Erzherzoge  vorschwebe.  —  Die  landschaftliche  Triplik  vom  ÜO.  März 
1607  meldet  für  den  Fall,  dass  des  Erzherzogs  verheissene  Verwen-ln'  / 
frachtlos  wäre,  einen  förmlichen  Protest  bezuglich  des  »freiwilligen  Verhi^ 
auf  die  windische  Grenze*  an  und  beharrt  bei  der  Abdankung  zweier  Reiter- 
Compagnien.  —  Im  folgenden  Frühjahre  (Mai  1607)  entsendeten  die  steierm. 
Stände  den  »Oberst  in  Windischland*,  Sigmund  Friedrich  Herrn  von  Traul- 
mannsdorf,  zum  Kaiser  ßudolph  nach  Prag,  damit  die  ihnen  widerwärtigen 
Artikel  des  Wiener  Friedens  desto  gewisser  unausgeführt  bleiben.  (Ijand- 
tags-Protokoll  Band  1715  im  steierm.  Landes-Archive,  Bl.  511).  Da  auch 
dies  nicht  die  gewünschte  Wirkung  hatte,  sondern  vielmehr  der  Gubemator 
Erzherzog  Maximilian  unterm  27.  März  1608  die  steierm.  Landschaft  be- 
nachrichtigte, dass,  wenn  sie  ihren  Wunsch  erreichen  will,  sie  ihn  dem 
nächsten  ungarischen  Landtage  werde  vortragen  müssen,  so  designirt^ 
sie  hiezu  den  Freiherrn  Erasmus  von  Dietricbstein.  Aber  der  Banu- 
kehrte  sich  nicht  an  die  ablehnende  Haltung  der  Landschaft  Er  forderte 
den  Oberst  über  die  Windische  Grenze  auf,  ihm  die  Festung  Petrinia  einzu- 
antworten und  legte  als  Pfandinhaber  der  Herrschaft  Warasdin, 
die  er  sich  schon  früher  beim  Kaiser  verschafft  hatte,  Beschlag  auf  die 
dortigen,  von  der  Landschaft  benutzten  Proviantmagazine,  Zeughäuser  und 
Kasernen.  (Landtagshandlang  von  1608  a.  a.  0.  Bl.  26,  114).  Die  unga 
rischen  Stände  beantworteten  das  Anliegen  der  Steiermärker  zunächst 
mit  zwei  Schreiben  (vom  1.  Februar  und  26.  März  1608),  welche  ein  »ge- 
meiner Bote*   am  5.  April   dem  Thürsteher  des   Landhauses  in    Graz   ein- 
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händigte.  An  den  Siegeln  erkannte  der  I'räsideut  der  ständischen  Yerordneten- 
Stelle  die  Absender  und  da  dieses  Collcginm  es  unter  seiner  Wärde  fand, 
•  in  aaf  solche  Weise  ihm  smgestelltcs  Schriftstück  in  Berdthnng  zq  ziehen, 
^  rnittelto  es  beide  Briefe  uneröffnet  dem  Erzherzoge  Maximilian,  der  als 
iiiutor  den  abwesenden  Landesfürsten  vertrat  Allein  dieser  verhielt  die 
1  Landschaft  zam  Kingehen  auf  die  Antwort  der  Ungarn,  von  der  es  in  der 
^  <n-Relation  für  das  Jahr  1G08  heisst:  sie  habe  »nach  lang  erzählten, 

I  n  Thaten  der  ungarischen  Nation«    drei  Petita   enthalten,   nämlich 

1.  die  Aufforderung,  beim  Kaiser  für  die  Darchführnng  des  Wiener  Friedens- 
chlusses  einzustehen ;  2.  eine  Abmahnung  von  jeder  Qeldhilfe  an  den  Kaiser, 
\venn  dieser   dem  Wiener  Bündnisse   entgegen   einen    neuen  Krieg   beginnen 
wollte;  '6.  das  Y^erlangen,  dass  die  Steiermärker  den  Ungarn  nach  dem  Master 
einer  Confoderations-Urkunde,  wie  sie  neuerdings  mit  den  Niederösterreichern 
inbart  wordeii,    eine    neue  Beistands-Zusicherung    ertheilen.     Nun  veran- 
.  :ten  die  St^'iermärkcr  einen  »Ausschusstag«  der  innerösterr.  Stände, 
luf  welchem    die  Theiluehmer    sich    über  eine  den  Ungarn    zo  ertheilende 
Erwiderung  einigten,  welche  Erzherzog  Maximilian  zwar  gat  hiess,  mit  deren 
Absendung    er  jedoch   nicht  sich    zu  übereilen    rieth.     Als    die    Aasschüsse 
trotzdem  sich  beeilten,  dieselbe  den  Ungarn  zuzustellen,   rügte  dies. der  Erz- 
herzog als  ein  Zeichen  des  Ungehorsams  and  warf  er  ihnen  nicht  nar  Klein- 
rii  auch  »DilTulenz*  vor.     Uieraus    darf  gefolgert  werden, 

; ...^iig,  deren  Wortlaut  in  den  Akten  fehlt,    ganz   im  Sinne 

ler  Ungarn  aosgefalleo  war.  Nachdem  diese  sich  von  der  Willfährigkeit 

ler  Innerösterreicher  überzeugt  hatten,  fanden  sie  es  der  Mühe  werth,  Ab- 

r*lnete   nach    Graz   zu   senden,   die   auch    die  Angelegenheit   der 

irgrenzc  ordnen  sollten.     Am  Dreikönigstage  dos  Jahres  lt>OU  traf  die 

<i<    iiidtschaft  in  Graz  mit  einem  an  die  drei  Uerzogthümer  lautenden  Kndenz- 

'•n  ein  und  da  die  beiden  anderen  Länder  damals  dort  nicht  vertreten 

:i.  ^iben  die  Stände  der  Steiermark,  die  sie  am  15.  Januar  in  der  Ver- 

lii  t  ii  tube  empfiengen,  ihrem  ungestümen  Drängen  nach  and  nahmen  sie 

las  Kredenzschreiben  entgegen.     Doch  so  angeberdig  die  Abgeordneten  sich 

I.   so  wenig  sie  für  den  Fall  eines  Zögems  mit  Drohungen  sparten: 

Leerten  doch  die  Steiermärker  standhaft  jede  Entscheidung  bevor  sie 

iiit  den  Kärntnern  und  Kraineni  darüber  Büeksprache  würden  gepflogen  haben. 

\N  ts  die  angarische  Gesandtschaft  vorbrachte  ist  in  der  erwähnten  Verordnetcn- 

iiolition  (Landtags-Handlung  vom  1609  a.  a.  0.  Bl.  168  ff.)  in  die  Worte: 

Abforderung  der  Grenzen  *  zasammengefiMsi  und  durch  folgende  SchUgworte 

r läutert:  »Gänzliche  Beurlaubung  des  deutschen  Kriegivolks  aus  der  Festang 

Warasdin  *.  ,  Kxcludierung  der  KriegsbefahlBliabsr  teutMdier  Nation  aas  anderen 
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Grenz-FMiun^n*,  »UuierorUtiuug  Uet  üttn^cn  utiUr  den  Banns«,  »i.rh.uiiini^' 
uid  BesoldoDg  denselben  wie  hieb  er  durch  den  Erzherzog  (d.  h.  dtii 
BegentHi  von  InnerOeterreicb  und  aas  dessen  Mittelii).«  Hald  darauf  trat  in 
Gras  ein  Ausscbasstag  der  drei  Länder  zusammen,  welcher  diu 
Milii&rgrense  preiszugeben  bescbloss.  Die  Steierm&rker  Ketzteii 
den  Erzherzog  Maximilian  am  25.  Mai  bievon  mit  dem  BeifQgeu  in  dio 
Kenntniss,  es  sei  geratben,  dass  der  Eraberzog  Ferdinand  selbst  »bei  jetzig«  i 
augenscheinlicb  übler  Bescbaffenbeit*  der  Grenz-Administration  sich  entscblag* 
denn  die  drei  L&nder  seien  beim  Ausbleiben  der  ßeichsbilfe  unvermOgciid, 
den  bezägücben  Aufwand  länger  zu  bestreiten.  Daher  beginne  man  die 
Grenz-Truppen  abzudanken  und  fahre  man  langsam  damit  fort  bis  »di 
Grenzsachen  mit  den  ungarischen  Ständen  gänzlich  accordieret  sind.*  Du 
»Auswurf  für  Petrinia*  ist  sofort  einzuziehen.  Ueber  das  weitere  Vorgehen 
müge  der  Ereherzog  den  Oberst  der  Windischen  Grenze  zu  Rathe  ziehen,  da 
»die  Sach  der  bewussten  Importunität  der  Ungarn  willen  keinen 
Anstand  duldet*  Vielleicht  tritt  der  Oberst  ab  und  dann  steht  nichts  im 
Wege,  dass  der  ungarische  König  im  Vereine  mit  den  ungarischen  Ständen 
dessen  Stelle  besetzt  Seinen  Gehalt  zahlt  die  landschaftliche  Kassa  keinesfalls 
mehr  aus.  Das  zur  Abdankung  der  Grenztruppen  erforderliche  Geld  möge  der 
Erzheraog  in  Bereitschaft  halten.  Vorläufig  noch  beizuhalten  wären  höchstens 
1000  Hussaren  und  855  Fussgänger  (Haramien).  Jetzt,  wo  ein  Zeitalter 
des  Friedens  bevorstehe  und  die  »Tschetten*  (Streifzügo  ins  türkische  Gebiet) 
demzufolge  entfallen,  werden  die  Grenzen  auch  mit  dieser  verringerten  Heeres- 
macht genügend  versehen  sein.  (Ebenda,  Bl.  212).  Eraherzog  Max  billigte 
in  seiner  Antwort  vom  3.  Juni  den  Ton,  welchen  die  Ausschüsse  den  Ungarn 
gegenüber  angeschlagen  hatten,  und  kündigte  an,  er  habe  Letzteren 
bedeuten  lassen,  »die  verglichere  Antwort*  sich  zu  holen; 
weil  jedoch  nicht  abzusehen  sei,  wie  die  Ungarn  diese  aufnehmen  werden, 
so  könne  vorerst  von  einem  Veraichte  auf  die  Grenz-Administratiou  seitens  des 
Landesfursten  von  Innerösterroich  nicht  die  Rede  sein.  Indessen  auch  die 
Beduction  der  Grenztruppen  empfehle  sich  dermalen  noch  nicht  Denn  die 
ungarischen  und  windischen  Stände  könnton  dieselbe  übel  deuten  und  ihren 
Unmuth  um  so  heftiger  bethätigen,  je  schwächer  besetzt  die  Grenzen  dann 
(österreichischer  Seits)  wären.  Die  Steiermärker  beharrten  aber  bei  doi 
Entlassung  der  Grenztruppen  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  dass  die  ungar.  und 
windischen  Stände  darin  ein  Zeichen  des  Misstrauens  erblicken.  Der  Mangel 
an  Vertrauen  in  sie  wäre  nur  zu  begründet  Alle  Welt  wisse,  dass  wenn 
man  ihnen  vertraut  und  »zuvil  nachhengt*  sich  »ihre  Unthreu  alspaldt  finden 
lasst*     Die  Innerösterreicher  mögen  sich  verhalteu,  wie  sie  wollen,  so  werden 
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doch  die  genannten  Stande  ihre  Dekannten  Pl&ne  weiter  verfolgen.  Wird  mit 
der  Abdankung  der  Trappen,  so  wie  sie  es  beschlossen  haben,  vorgegangen, 
so  könne  Niemand  mehr  daran  zweifeln,  dass  ihnen  damit  »ein  rechter  Ernst* 
nnd  ihr  Verhalten  ,khein  Praetextns  oder  Spiegelfechterey «  sei.  Erzherzog 
Ferdinand,  der  mittler  Weile  vom  deatschen  Reichstage,  wo  er  nm  Hilfe 
warb,  nach  Graz  zurückgekehrt  war,  schloss  diese  Yerhandlnngen  am  1 4.  Jani 
mit  einer  neaerlichen  Warnung  vor  allzn  raschem  Eingreifen,  gab 
übrigens  Angesichts  der  Fruchtlosigkeit  seiner  Bemühungen  auf  dem  Reichs- 
tage selber  zu,  dass  die  Auflösung  der  Milit&rgrenze  kaum  zu  vermeiden  sein 
werde.  (Ebenda,  Bl.  218  bis  266).  Die  Steiermärker  hatten  auch  Ursache, 
die  Hast  zu  bereuen,  mit  welcher  sie  auf  Anstiften  der  Ungarn  and  Slavonier 
das  Werk  ihrer  Voreltern  za  zerstören  begannen.  Im  Jali  1G09  hatten 
nämlich  angarische  Abgeordnete  die  für  sie  bereit  liegende  Antwort  in  Graz 
erhoben  nnd  bis  in  den  Oktober  hinein  dauerten  am  Hofe  Ferdinands  Unter- 
redungen mit  denselben,  welchen  auch  Ausschüsse  der  drei  Henogthümer 
häufig  beiwohnten.  Der  Banus  hatte  sich  an  den  Landeshauptmann  von 
-leiermark  schriftlich  gewendet    Das  Resultat  war,  dass  die  Ausschüsse  ihren 

iif  Abdankung  der  Grenztruppen  gerichteten  Beschluss  als  unabänderlich 
•  rklärten.  Am  9.  November  1G09  hatten  Georg  von  Stubenberg  der  Aeltere 
und  Wolf  von  Prankh  in  Gegenwart  eines  landesfürstlichen  Commissärs  die 
Abdankung  im  längst  geplanten  Umfange  vorgenommen,  wobei  an  Soldrück- 
ständen und  Abfertigungen  nicht  weniger  als  129.570  Gulden  bar  hinaus- 
trezahlt  wurden.    Doch  kaum  war  dies  geschehen,  so  überkam  die 

teiermärker   die  Erkenntniss,   wie  unklug  sie  gehandelt  hatten.     Schon 

n  einer  liandtagsschrift  vom  1.  April  1610  sprechen  sie  von  der  Noth- 
s\*ndigkeit  einer  »Wiederverstärkung  des  Kriegsvolks  an  der  Grenze*  nnd 
l>/.>i*hnen  sie  namentlich  die  Vermehrung  der  deutschen  Garnison  zuStGeorgen 
tls  dringend  geboten.  Nur  der  Hangel  an  Geld  hält  sie  ab,  sofort  die  selbst 
gerissenen  Lücken  wieder  auszufüllen.  Dass  Petrinia  »zu  halten*  sei,  obschon 
e«i  jährlich  10.000  Gulden  kostet,  ist  ihnen  vollkommen  klar.  Bereits  zu 
Anfang  des  Jahres  1610  bewilligen  sie  die  eben  genannt«^  Summe  vom  Neuen 

lir  »dieses  mit  Vergiessnng  nicht  geringen,  adeligen  Geblüts  und  mit  starker 
I  »aransetzung  eroberte  Haus.*  Vom  ungarischen  Könige,  von  »fremden  Po- 
tentaten *  und  vom  deutschen  Reiche  versprechen  sie  sich  nun  eine  theil weise 
Kntlastnng.  Al>er  von  dem  Gedanken,  die  Militftrgrenze  aus  der 
H:ind  zu  geben,  sind  sie  nun  ferner  als  je.  Sie  täuschen  sich  auch 
\.i\]\n*r  nicht  darüber,  dass,  käme  es  zur  völligen  Auflassung  der  Militärgrenze, 
»andere  Häuser  und  Festungen  auf  teutschem  Boden*  errichtet  werden 
iiiü  ^ten    (Landtags -Handlung  von    1610  a.  a.  0.,  8.  858   bis  878).     Die 
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kroatischen  und  slayonischen  Stiknde  dagegen  empfanden  <1 
Vereitelung  ihrer  Huffhnng,  dass  es  mit  Hilfe  der  Ungarn  ihnen  geliegen 
werde,  die  Innerteterreicher  sich  in  Grenzsachen  dienstbar  zn  madMR,  als 
eine  schwere  Miederlage.  Sie  hatten  darauf  gerechnet,  dass  die  Grenz- 
Dotation,  zu  welcher  die  Innerösterroichor  dem  eigenen  I^andeH- 
färsten  gegenüber  sich  herbeigelassen  hatten  und  deren  Verwendung  sie  selber 
nicht  nur  beaufsichtigten,  sondern  unmittelbar  bewerkstelligten, 
dem  Banus  wärde  ausgefolgt  werden,  der  dann  mit  Ausschluss  aller  Deutschen 
das  Qrenzwesen  wärde  eingerichtet  und  verwaltet  haben.  Die  M  ''  ■ '  it, 
dies  zu  erreichen,    schien    im  Jahre  1620    ihnen   abennuls  b<«v  n. 

Erzherzog  Ferdinand  hatte  auf  Andringen  der  ungarischen  Stände  bei  sein 
im  Jahre  IfilS    erfolgten  Wahl   zum  Kiinig  von   Ungarn    einen   Itevers  aus- 
gestellt, der  die  Verwirklichung  der  Artikel  9  und  10  des  Wiener  Friedens 
zum  GcgenstAud  hatte.    Die  kr.-slav.  Stande  wenigstens  deuteten  den  Kever« 
in  diesem  Sinne*)  und  rückten  bald  nachdem  Ferdinand  die  Regierung  Ungar i 


*)  Inwicfernc  sie  damit  den  Worten,  in  die  Ferdinand  sein  VcrsprcclKn  klcidi'U*,    Ucwalt 
antbtien,    ist  aus    deu)  liier    folgenden   Teite    zu    ersehen,    der   bei  J.  KukuljcYi(^,    Jura 
Croatiae  etc ,  P.  II.  Vol.  I.  p.  8S  ahgodiuckt  ist:  »In  rerbo  Nostro  Regio  assocoramus,  Nos 
tedulo  curaturos    ae    elaboraturos,    ut    prarniissi  ArticuH    et  Constitutioues    (sc.    Conclusiones 
Yienoensas  et  alii  Articuli    aonoruni  subsequentiuiu)   effectuentur,   qai   si   ante   lusceptioneni 
Befioiiais  Nosiri  R«fni  Uungariac    aliquo  modo  in  effectum  deducti  non  foreut,    Nos    statiai 
tempore    appreh<>usionis    regioiinis    dicti  Kegni  Ilungariao    oinucs    modos  ot  rationes    inituros 
et  adinrenturos,  ut  tani  praetitulatao  Viennonscs  Constitutionos  et  Articuli  in  effectum  dedurantor 
quam  rero  de  certo  et  indubitato  stipcndio  et  restitutione  Confinionnn 
Banaliuni  prorisum  sit;   interea  tarnen    in  conferendis  Oapitaneatibn 
Praefeeturis  aliitque  officiis  C'onfinioruni  Croatiae  et  Sclaroniae  aequalem 
Indigenarum  eorundem  Keguorum  cum  Provincialibus  Nostris    ratiouem    habituroa 
wuper  atque  Pracfectis    et  »liis  Capitaneis    benigne    ac   serio    niandaturos,    ne    se    in 
Jurisdictionem     Dominorum    Terrestrium     et    Liberarum    Civitatum    intromittant 
Denique  Valachos  in  Terria  Statnnm  et  Ordinum  praefatoinm  Rognoru: 
residentes,    quos  Sacra  Caes.   Vajesfas  Jurisdiction!  Dominorum  Terrestrium  per  speciales 
Comnis^arios  sub  hac  Diaeta  nominandos    applicaro  et  subjio'rc  benigne  promisit,  Nos  «tiam 
nee   per  Noa   nee   per  Oeneralea   aut   Cnpitanens  Connniotum    impediomus,    quin    poti 
Lite  ras   ad   eosdem    Qtrneralea   Capiiaueos   statim    oxpedicmus,    ut   cum  primum  di< 
CoBnissarii  ...  ad  Tractatum   desccndcriut,   oninem    manom   suam  a  Jnrisdictione   dictoni 
Valacborum  cximant  et   detcrminacioni  eorundem  rumniiBsnriorum  acse  accomodent 
Die  Ton  Ferdinand  eigenli&ndig  untafzeiehnete  Urkunde  trägt  daa  I>atum:  Pressburg,  15.  .)>> 
1618.     Ferdinand  blieb   sich    liier  nur  ronsequent.     Denn  sebon    am   18.  April   1608    bat' 
er  an  aeinm  Vetter  Mathias  von  Kegeusburg  aus  gescbriobcn:  »Im  Uebrigeu  walss  Ich  mi< 
gancz   wol  zu  erinetn,    dass    Ich    den    Wiennerischen   mit  den   Hantern   t<> 
disen   aufgerichteten    Vertrag   durch    meine    hierc zue  Ter  ordnete    AI 
ffesandteron  nein  und  meiner  Lande  wegen  nebenAndercn  hab  fertige 
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aii^'f-tr»  t«n  hatte,  an  die  Innerösterreicher  nüt  verschiedenen,  daraus  abgeleiteten 
i'rut«ii>ionen  heran.  Im  Monate  Mai  1620  überreichten  sie  zunächst  dem 
Kaiser  eine  hierauf  bezügliche  Denkschrift,  welche  dieser,  da  sie  die  Stände 
•ler  drei  innerOsterr.  Herzogthümer  angieng,  letzteren  zur  Begutachtung  und 
Würdigung  vorlegen  Hess.  Die  darin  erhobenen  Ansprüche  sind:  1.  das 
SchlosH  Siszük  sott  Residenz  des  Banns  werden  und  da  es  dem  Agramer 
Domkapitel  geliurt  soll  dieses  für  dessen  Abtretung  durch  Güter 
in  Krain  oder  Steiermark  entschädiget  werden;  2.  die  Festung 
iVtrinia  soll  aosgehant,  mit  mehr  Truppen  besetzt  und  sodann  als  Theil  des 
Banats  dem  Banus  untergeordnet  werden;  0.  man  befördere  zu  Grenz- 
Generälen  und  Oberhauptleuten  an  der  Grenze  dem  Bevors  gemäss,  der  den 
kr.-sbiv.  Ständen  eingehändiget  wurde,  ausschliesslich  Conpatrioten 
und  keine  Deutsche;  4.  man  liefere  ihnen  (den  kr.-slav.  StAnden)  die 
•ler  türkischen  Herrschaft  entronnenen  und  unter  die  Grenzmiliz  aufgenommenen 
Willa.]!..!!*  ans;  5.  man  entfenie  ans  dem  Schlosse  zu  Warasdin  »die  deutsche 
<iuardiu*  und  räume  es  sohin  dem  Banns  Grafen  Thomas  Erdödy  ein,  der 
'lort  bereits  Grundherr  ist  Würde  nicht  jeder  dieser  r*  Punkte  erfüllt,  so 
wären  (heisst  es  zum  Schlüsse)  die  kr.-slav.  Stande  gezwungen,  durch  »andere 
Mittel  und  Weg«««  sich  Buhe  zu  verschaffen.  Die  Verordneten  der  steierm. 
Landschaft  waren  nicht  wenig  entrüst«»t  als  ihnen  diese  Denkschrift  zukam  *). 


lasten;  will  aieh  aocb  biemit  nodunals  dahin  erkUrt  haben,  im  Fat  aogedcvter  Tertraf 
von  den  Interessierten  nochmals  approbirt  ond  confinuiert  wierde%  dass  Ich  denselben  meines- 
thaills  nind  turiel  dia  Sachen  mich  und  meine  Lanndt  barflen,  nit  wenifer  zu  halten 
und  sowul  mit  Oeateireieh  als  Hungern  in  fnetar  fHedUebander  Nschpartchafft  tu  rer- 
harren  ....  ^««lenckho.«  {Vr.  Harter,  GaidL  KaliM'  Wm^aaiB  IL,  V.  Bd.  8.  548). 
Die  ErUuteruuf  Jenes  hinter  dem  RAcken  der  iuertaterr.  StAade  ans|talalit>n  B^vwati,  dorch 
welche  Ferdinand  die  dnich  dessen  Beksnntwerden  entaisndene  Anfrefunff  n  beachwichticen 
auchte,  lauUt  (nach  der  von  seinen  Commiasaren  sum  steierm.  Landtaf  untarm  25.  Januar 
ir,21  diesim  zufeaiellten  Schrift  Im  batrarfenden  ProtokoHc,  Rl.  187  ff.):  Jhrd 
kais.  MiJeKUt  hfttV  n  d«i  kroatischen  ond  windbehaa  Stiaden  fai  dem  ansmehwiia  KrOMVfft- 
rercrs  mebrers  nicht,  als  allein  generali ter  Teitpradmi,  daas,  ao  sich  la  Kistianf  der 
Taderenden  hohen  Bereich  ontor  denselben  SUnden  tsuf liehe  Subjeeta  beladen,  8j  auf 
Ir  Kation  a.  f.  unrerffesaen  aeia  wollte«  niid  hat  aieb  aln  ersame  Lasdaehaft  (von  Steier- 
mark) wcoifist  nicht  ni  besorfea,  daaa  8y  deroaelhea  la  alaich  wear  anfleiek  baaehebea 
lassen  wollen,  Inmaasea  Sy  Ionen  (den  onfar.  ond  erahat,  oder  windla^en  StAaden)  dann 
auch  niemabls  Toraprm^an,  die  röllifen  Qr&nioien  eirnnrAamen,  wie  8j  dann  auch 
nit  gedacht  obiM*  alner  ersamen  Landaehafft  Vernembuaf  dmgiatoliiiii  fOr- 
snnemben.  * 

*)  Was  der  Innei&ilerr.  HofkriegsraUi  (nnUrm  H.  Mai  16S6)  dazu  in  sachlicher  Be- 
/irhung  bemerkte,  ist  Im  II.  Bande  derron  Radotlav  Lopadi<^  geaammeltaa  and  ron 
titr  ftOdslat.  Akademie  heravsfegebenen  »Acta  bi>1oiism  eon6nii  militaris  croatld  Dlaatrantia* 
(Affra«  188S).  Urk.  LXIV  to  Inden, 
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8ie  begleiteten  dieselbe  in  ihrer  lielation  fQr  das  Jahr  1620  mit  Bemer 
knngen,  die  eine  herbe  Kritik  enthalten.  So  nennen  sie  z.  B.  Punkt  1  ,:ii 
Ime  selbst  sehr  nngereimbt;  denn  sie  (die  kr.-slav.  St&nde)  wollen  dabei  il: 
Territoriom  erweitem  and  entgegen  denen  Tentschen  das  Ihrig* 
entziehen,  also  dieselben  hiedurch  coarctieren. *  Auch  die  Punkte  2  und 
nennen  sie  »angereimbt*,  weil  die  innerösterr.  Landschaften  in  letzterZeii 
ihre  Bewillnngen  für  die  Grenzen  »ezpresse  dahin  condit- 
tionirt,  dass  sie  nnr  so  lang  ihren  Effectum  haben  sollen  so  lang  die 
Qrenze  in  einer  ehrsamen  Landschaft  in  Steyer  als  in  der 
Tentschen  Disposition  verbleibt*  Auch  die  Bewilligung  de» 
Budgets  fflr  die  windische  Grenze  für  das  Jahr  1621  (vom  1.  M&rz  an 
knüpfte  die  steierm.  Landschaft  an  diese  Bedingung  und  zwar  im  Hinblick 
auf  den  oben  erwähnten  Revers  so  wie  auf  die  Folgerungen,  welche  die  kr.- 
slav.  Stände  daraus  zogen.  Von  letzteren  sagt  der  Landtag  in  seiner  vom 
19.  Januar  1021  datiert«n  Antwort  auf  die  kais.  Proposition,  welche  dieselben 
zu  befürw(»rten  schien,  dass  »es  ein  sehr  widersinniges  An-  und  Ausselun 
haben  würde,  wenn  die  hoch-  und  weitberümte,  lobliche  teutsche  Nation 
Iro  (d.  h.  sich)  mit  Irem  aignenGelt  Doniinatores  auf  den  Hals  pinden 
und  sich  anderer  Nationen  Disposition  undterwerffen  sollte.* 
Aus  der  mit  solchen  Worten  geäusserten  Stimmung  erklärt  es  sich,  dass 
die  kr.-slav.  Stände,  welche  von  ihr  schon  im  Laufe  des  Jahres  162(» 
Kunde  erhalten  haben  mussten,  damals  jenes  Ziel  auf  einem  anderen  Wege 
zu  erreichen  versuchten,  indem  sie  nämlich  mit  den  Innerösterreich  er  n 
ein  Bündniss  zu  seh  Hessen  sich  erboten  und  zur  Verabredung  des- 
selben im  Monate  August  1620  sechs  Abgeordnete  aus  ihrer  Mitte  wählten 
Der  Zweck  ist  deutlich  in  dem  betreffenden  Landtags-Artikel  (bei  J.  Kuknl 
jevi6,  Jura  Croatiae  etc.,  P.  II.  Vol.  I.  p.  75)  ausgesprochen:  ,volent*- 
de  .  .  inclytarum  Styriae,  Carynthiae  et  Carniolae  Provinciarum  auxilio,  promp- 
titadine  et  erga  se  affectu  in  futurum  etiam  ingruentc  quavis  necessitate  certi 
et  securi  esse.*  Ein  im  September  1620  zu  Graz  abgehaltener  AusschusstaL- 
der  drei  Her/.ogthümer  fand  es  jedoch  vollkommen  überflüssig,  das- 
diese  Abgeordneten  mit  ihm  in  Verhandlung  treten,  » inmassen  sie  (die  Aus- 
schüsse) denn  auch  dahin  nicht  insiruirt  wären,  zudeme  ohne  das  bewusst 
(sei),  was  beiden,  der  windischen  und  crabatischen,  Granity.en  von  der  Landr 
Bewillignng  und  Oontribution,  ja  mit  Darsetzung  Leyb  vnd  Bluets  zumal  hv\ 
vnd  mit  Eroberung  Petrinias  für  Succurs  und  Hilf  erzaigt  worden,  dessen 
man  sich,  so  lang  Sy  (die  kr.-slav.  Stände)  in  Irer  Majestät  Qehorsamb  und 
Devotion  verbleiben  worden,  innskhünftig  erbieten  thuet  vnd  weilen  ja  .  .  . 
menniglich  bewnsst,  was  diese  Länder  beeden  Oräniczen  zum  Besten  alzeit 
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gethaun.«  Die  Autwort  übergaben  die  AMBfJitoe  dem  in  Graz  anwesenden 
Banns  Grafen  Thomas  ErdOdjr  in  Gestalt  eines  mit  24  Siegeln  beglaubigten 
Schreibens,  aber  erst  nachdem  Erzherzog  Ferdinand  in  sie  gedrungen  hatte, 
jenes  Erbieten  nicht  unerwidert  zu  lassen.  (Landtags-Haiidlung  Ton  1620 
bis  1022  a.  a.  0.  BL  157).  Die  geheimen  BUhe  des  Erzherzogs  waren 
mit  der  Ablehnung  des  Bündnisses  im  Ganzen  einverstanden,  wünschten  aber, 
daas  die  steierm&rkische  Landschaft,  welche  den  betreffenden  kroatischen 
Landtag  beschickt  hatte  (ihr  Abgeordneter  war  der  Lanerösterr.  Kammer- 
präsident Fr.  Georg  Galler),  durch  den  Landes-Ausschoss  oder  durch  das 
Verordneten-Collogium  auf  die  kr.-slav.  Stände  begütigend  einwirke,  sich  also 
mittels  eines  » nachparlichen,  glimpflichen  Schreibens*  bei  denselben  für  ihr 
Entgegenkommen  bedanke  und  zur  Entsclmldigung  des  brüsken  Vorgehens  der 
Ausschüsse  bemerke:  es  sei  nicht  gebräuchlich,  ausserhalb  eines  Landtags 
in  eine  »verpintliche  Tractation  sich  einzulassen.*  Die  geh.  Bäthe,  denen 
es  vor  Allem  darauf  ankam,  dass  die  Kroaten  keine  gemeinsame  Sache  mit 
den  Ungarn  mehr  machten,  meinten  femer:  es  solle  den  gedachten  Ständen 
für  die  Zukunft  alle  mögliche  Hilfe  und  aller  Beistand  seitens  der  steierm. 
Landschaft  zugesagt  werden.  Ob  diese  Wünsche  befolgt  wurden,  ist  ans  den 
Protokollen  der  steierm.  Landschaft  nicht  ersichtlich.  Aber  selbst  wenn  es 
geschah,  blieb  die  Weigerung  der  Innerösterreicher,  mit  den  kr.-sla?.  Ständen 
ein  Bündniss  einzugehen,  für  die  Letzteren  eine  kränkende  Mahnung,  wie 
wenig  Werth  die  Ersteren  auf  Verpflichtungen  legten,  die  Jene  zu  über- 
nehmen bereit  waren.  So  hatte  es  denn  bei  dem  herkömmlichen 
Verhältnisse  beider  Theile  zu  einander  sein  Bewenden  und 
wenn  Dr.  Bugoslav  Sulek  in  seiner  Schrift  »Hrvatski  Ustay*  (Agram 
lii^'6)  S.  53  die  Kroaten  im  Jahre  1620  mit  ihren  sloTenischen 
Brüdern  (na  slovenskom  bracom)  eine  Conföderation  eingehen 
las  st,  so  klingt  das  feist  ironisch.  Die  Militärgrenz-Institution  ward  bei- 
behalten und  sogar  weiter  ausgebildet,  ohne  dass  die  kr.-slaT.  Stände  oder 
der  Bauus  Einfluss  darauf  übten.  So  wie  sie  vom  Anbeginne  her  nicht  auf 
Wechselseitigkeit  gegründet  war,  sondern  die  Innerösterreicher  im 
Vereine  mit  ihrem  Landesfürsten  aof  dem  Boden  yon  Alt-  und  Neu-Kroatien 
im  eigenen  InU^resse  eine  Schutzherrschafl  übten,  die  des  formalen  Bsehts- 
titels  entbehrte  *) :  so  bestand  diese  Einrichtung  zum  Yerdrusse  der  Beschfltitso, 


';  Uöoktleiu  löut«  tb  «in  tokber  lUebtotit«!  dk  B«tliBBaiiff  4m  unfar.  (kmkt- 
ArUkeU  15  vob  J«kr«  1678  angwtkeo  wtrdM,  wo«lt  KfiUnog  Karl  von  iMefSÜmtleh 
aU  »CkMnlU  Vio».0«ffMt  in  nbm  mllHerib««,  iim  dw  KaiMr  die  »eon  tl  eiialiltlnitte 
eonialoffWB«  »aTerinat  halU,  fSr  dw  Vmhm  ««■  fus  SlafMieB  aawkAaBt  ww4t.    Ihm 
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die  iber  in  T^pen  der  Ge&hr  sio   uocn  wioaor  za  schätzen  wossten,   noch 
iwei  Jalirhnnderte  lang  fori    Es  war  aneh  in  dieser  langen  Zeit 
Ton  einer  Sehen  der  Kroaten  Tor  innerOsterreichischen  SabTentionen  wenig  za 
merken.     Im  Qegeniheile  erneuerten   sie  nnverdrossen   und  gleich   als  zögen 
sie  nicht  schon  ans  der  Militärgrenz-Institntion  grossen  Nutzen,  oftmals  das 
Ansinnen   einer  Extra-Hilfe.     So   erbaten   sie  sich   eine  solche  Ton 
den  krainer  St&nden   (nach  dem  Akten-Repertorium   des  Beg^trators  Ton 
Feriihof)   in   den   Jahren    1634    und  1657,    ferner   (nach   Akten   im  Fszkl. 
862    des   bundsch.  Archivs    zu   liaibach)    in    den   Jahren  166:{    und   1670. 
Leilitere  Geenche  giengen  allerdings  nicht  von  den  kr.-slay.  Ständen,  sondern 
Tom  Agramer  Domkapitel  aus,   gestatten   aber    immerhin    einen    Schluss  auf 
die  Festigkeit  der  Zuversicht  zu  ziehen,   mit  welcher  die  Kroaten  überhaupt 
den  Krainern  zugethan  waren.     Es  wurden  auch  dem  genannten  Kapitel  aus 
dem  ständischen  Zeughanse  in  Laibach  im  Jahre  1663  nahezu  16  Ctr.  PuWer 
und  über  10  Ctr.  Blei  zur  besseren  Verwahrung  der  Festung  Siszek  ausgefolgt. 
Im  Monate  April  1670  fand  sich  der  Agramer  Domherr  Ludwig  Vuko- 
slayich  in  Laib  ach  ein,  um  für  die  Torerwähnte  Festung,  deren  Eigenthümer 
das  Domkapitel  war,  neuerdings  Munition  zu  erbitten.     Und  mit  Anweisung 
Yom  5.  Mai   erhielt   derselbe    6  Ctr.  Pulver   und  10  Ctr.  Blei.      Sogar   das 
abseits   gelegene  Herzogthum    Kärnten   empfieng   Beweise   solch*  ehrenden 
Vertrauens.     Eines  der  wenigen  älteren  Registratursbücher,   die  im  dortigen 
Landes-Archive  erhalten  blieben,  das  vom  Jahre   1646,  meldet  auf  Bl.  154, 
dass  damals  Mathias  Orsich  als  Abgesandter  der  kr.-slav.  Stände  nach  Klagen- 
ftirt  kam,   um  von   der   kärntner  Landschaft  Kriegsrequisiten    geschenkt   zu 
erhalten.     Seinem  Begehren  wurde  durch  einen  Bathschlag  vom  1 4.  Mai  will* 
fahrt,    welchem    zufolge    »aus    nachbarlicher   Affection    und   damit   die    löbL 
Königreich  Croatien   und   Slavonien   sich   desto   besser  wider   des   Erbfeinds 
Einfall  defendieren  und  schützen   mögen*  —  dem  Abgesandten  vom    land- 
schaftlichen  Munitionsvorrathe  12  Ctr.  Pulver,    5  Ctr.  Blei,    2    eiserne  Ge- 


«t  war  dMMelben  daaiit  zur  Pflicht  feniacht,  mit  dorn  Banns  das  EiureniüliaieB  dahin  ta 
tiiütHB^  iam  keine  Unrakemmlicbkeitcn  entstehen  und  der  Freiheit  des  Keaiffeichs  (lihertati 
Bigiri)  kein  Abbrach  feschieht.  Auch  ist  ron  einer  Vorcrblichkoit  dieser  lUfOhtbefngnisse  da 
keine  Bede.  (Vfl.  1.  Abth.  Anmkr.  S2  zum  II.  Absch.).  Indessen  steht  diesen  formellen 
•  Ine  unter  normalen  Vorh&ltnissen  Recht  bildende  Thatsache 
.,  otaUch  de r  A  n  f  w  a  D  d,  den  InnorOsterrelch  fttr  Jenea  Slaronieu  zu  dessen  Bettung 
mehr  aodi  als  sn«  eivenen  Beile  femadit  hat  Yalrasor  berechnet  in  seinea  Warkt  »Ehre 
des  Henoffthnabs  Crain«,  IV.  Bd.  (12.  Buch),  S.  9  die  Geldopfor,  welche  dieses  Land 
allein  »den  Grentsen  zu  nachdrQcklicher  UQlfTu«  vom  Jahre  1597  bis  1618  gebracht  hat, 
■it  1,099.266  Gnldan  and  veranschlagt  den  Aufwand  w&hrsnd   der  folgenden  78  Jahre  auf 
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schüUc  uiiu  luu  eiserne  Kogelii  verabfolg^  wurden.  Am  folgenden  Tage 
beBchlosB  der  grosse  Stände-AosschuBs,  ihn  als  Gast  za  behandeln  and  die 
Kosten  der  Ueberfahmng  jener  Yertheidigungsmittel  za  tragen.  Dass  die 
nahe  Steiermark  ebenso  häofig  als  Krain  in  die  Lage  kam,  den  Kroaten 
derartige  lYeandschaftsdienste  za  erweisen,  braacht  wohl  nicht  erst  darch 
fiele  Beispiele  belegt  za  werden.  Es  sorgten  dafür  namentlich  die  Grafen 
Zrinjr  als  Herrn  der  MarinseL  Niclas  Zriny  schrieb  am  11.  Oktober  1619 
0.  A.  aa  die  steierm.  Landschaft:  »NoYerint  illastrissimae  Dominationee 
▼ettrae  me  sao  ei  sangaine  crcatam  et  longo  plas  debere  Vobis 
fratribas  consangaineis  et  matraolibos  meis  quam  aliis.*  Das  trag  ihm 
4000  Galden  eiii.  Im  Jahre  1624  machte  er  sich  Kochnang  darauf,  daas 
besagte  Landschaft  500  Soldaten,  die  zar  Vertheidigimg  der  Marinsei  nöthig 
waren,  aas  ihrem  Säckel  unterhalten  wurde,  was  zwar  nicht  geschah,  aber 
doch  insoferne  in  Erfüllung  gieng,  als  die  Landschaft  2000  Galden  zu  deren 
Besoldung  beisteuerte.  (MisceUanea  im  steierm.  Landes- ArchiTe,  FsskL  75, 
Stuck  94  und  1)0).  Der  Agramer  Landtag  ?om  Jahre  1712  fdgte  also 
nurdemZage  eineralten,  durch  zeitweilige  Auflehnung  nicht 
entkräfteten  Ueberlieferung,  indem  er  für  den  Anschluss  an 
Innerösterreich  sich  aussprach. 

03)  Es  geschah  zonächst  mittels  des  Artikels  VII  der  in  der  Landtags- 
Sitzung  TOB  9.  M&rz  1 7 1 2  zu  Agram  geiaaateB  Beechläese^  da»  in  Qeetalt 
einer  Adresse  an  den  Herrscher  d.  d.  16.  Min  1712  und  einer  Instrnetion 
an  die  Deputirten,  welche  diese  Adresse  dem  Herrscher  zu  überreichea  hatten. 
Die  kr.-slav.  Stände  erklären  mit  jenem  Artikel  9ad  .  .  .  benignum 
liegimen  Aagnstissimae  Domus  Aostriacae,  ci^bs  defideote  Masonlino  •  .  • 
feminu  etiam  Sexus  retinendum*  ihren  festen  Entscbluss,  für  diesen  Fall, 
die  Herrscherrechie  auf  dahjenige  »fenineum  Sexns  . . .  sanguinis  Austriad* 
welches  ,non  modo  Anstriae  sed  Proyindarum  eüam  Styriae,  Carinthiae  et 
Camioliae  possessionem  habebit  et  in  modo  fata  Austria  residebit*,  za  über- 
tragen. Dass  die  Stände  unter  der  Besidenz  in  Oesterreich  Wien  verstanden, 
d.  h.  bei  ihrem  Beschlüsse  diese  Besidenntadt  und  nur  sie  vor  Augen 
hatten,  ergiebt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  es  damals  eine  andere  im  Erz- 
herzogthume  Oesterreich  überhaipt  nicht  gab.  Ich  besw«ifl%  dass  absichtlich 
statt  Wien  »Austria«  gesagt  wvde,  um  etwa  aniudenten,  dass  der  Ort,  den 
der  künftige  Herrscher  sich  zum  Wohnsita  wählt,  wenn  er  nur  im  genannten 
Erzhorzogthomo  liegt,  för  sie  eine  gleichgiltige  Sacke  sei  An  einen 
solchen  Wechsel  dachten  m  wohl  nicht  Dass  das  »Sexos  masculinum*,  für 
dessen  AussUrlMi  die  Stände  Vorsorge  trafen,  da  auch  nicht  wörtlich  zu 
nehmen,  sondern  der  dMMÜs  dem  BrlMetei  aalie  Manimtimm  damit  geneint 

16* 
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ist,  10088  iwar  gloichfalls  »ob  dem  SachTerhalio,  don  die  Si&nde  vor  Aageii 
batten,  gefolgert  werden;  aber  diese  ihre  Aosdmcksweise  brancbte  von  mir 
im  Tttte  nicbt  omscbrieben  zn  werden,  weil  sieb  der  richtige  Sinn  da  von 
selbst  versteht  DioAdresso  spricht  von  der  »ntriasqne  sexos  snccesslo* 
und  erl&ntert  diese  darch  ein  vergleicbongsweise  gebrauchtes  Beispiel:  »Qocdsi 
LndoTicos  (Ludwig  der  Grosse)  ab  Hongaris  meniit  miicam  filiam  snam  in 
Snooessorem  Coronas  et  Begem  praefici,  ampliori  argnmento  Aagiistissima 
Domos  a  Croata  nostra  Gente  moretor  nt  Roginale  semen  snam  in 
Principes  Begni  perpetnemas.*  Ohne  don  Vordersatz  b&tte  freilich 
gerade  diese  Bedewendang  zu  Missverständnissen  Anlass  geben  kennen.  Es 
ist  nicht  dberfldssig,  dass  schon  im  Texte  anch  die  Mängel  der  Diction  hin- 
gewiesen ist  Die  betreffenden  Urkunden  sind  bei  J.  Kaknljevic,  Jnra 
Croatiae,  P.  II.  Vol.  I.,  S.  102  bis  107  abgedruckt  Karl  VI.  beantwortete 
die  ihm  überreichte  Adresse  mit  einem  Rescripte  an  die  kr.-slav.  Stände  vom 
16.  Mai  1712  (ebenda,  S.  111),  welches  zwar  eine  abermalige  Bestätigung 
der  Privilegien  derselben  enthält,  jedoch  dem  fraglichen  Ijandtagsbescblusse 
die  königliche  Genehmigung  vorsagt  Es  hoisst  darin  nur  in  Bezug  auf 
den  Beschluss  der  Stände:  » Referent  Vobis  iidem  (d.h.  die  zurückkehrenden 
Deputirten),  quid  ad  rem  tarn  salutarem  omni no  per ficien dam  et  quam 
solidissime  stabiliendam  Nobis  necessarium  visum  fuerit...*  Einen 
Commentar  dazu  liefert  ein  (ebenda,  S.  109  bis  111  veröffentlichtes)  Conzept 
eines  Bescheides,  der  den  Deputirten  in  der  Form  von  »Recrodentionales* 
hätte  mitgegeben  werden  sollen,  dessen  Ausfertigung  jedoch  (nach 
der  von  J.  Kukuljevic  herausgegebenen  Sammlung  zu  urtheilen)  im  kroa- 
tischen Landes-Archive  nicht  sich  vorfindet,  also  wohl  unterblieben 
ist  Darin  ist  die  Genehmigung  des  Landtagsbeschlusses  deutlich  ausge- 
sprochen, aber  auch  beigefügt,  dass  der  Kaiser  sich  bemühen  wolle  (operam 
daturi):  »ut  quae  cepistis  consilia,  ea  quoque  inclyti  Hungariae 
Begni  Status  et  Ordines  amplectentur.*  Der  Kaiser  betrachtete 
also  den  Beschluss  der  kr.-slav.  Stande  als  noch  der  Ergänzung  be- 
dürftig und  fand  es  schliesslich  gerathen,  mit  der  Approbation  eines  so 
gearteten  Beschlusses  zurückzuhalten.  Zum  Gesetz  ist  dieser  damals 
also  nicht  geworden.  Nicht  besser  war  es  den  Altkroaten  im  Jahre 
1527  ergangen,  als  sie  den  österr.  Erzherzog  Ferdinand  zum  König  von 
Kroatien  erwählten.  Vergebens  baten  die  in  Czetin  versammelten  kroatischen 
Grafen  und  Edelleute  unterm  28.  April  1527  den  vorgenannten  Fürsten  um 
die  Genehmigung  der  von  ihnen  vorgenommen  Wahl.  In  der  Antwort  darauf 
werden  zwar  deren  Privilegien  bestätiget,  aber  mit  dem  Beisatze  »sicut  ab 
antiquo   et   laudabiliter  hactenus   observata  sunt*  und  jenes  Begehrea 
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wird  mit  Stillschweigen  übergangen  (Jos.  Chmel,  Habsbargisches  Archiv, 
11^  Urk.  33  and  34).  Es  hatte  aber  aach  Ferdinand  Ton  ihnen  nur  begehrt, 
dass  sie  ihn  in  Beräcksichtigong  seiner  nnzweifelhallen  Anspräche  auf  den 
angarischen  Thron  and  seiner  za  Pressbarg  am  16.  Dezember  1526 
bereits  erfolgten  Wahl  zam  König  Ton  Ungarn  als  rechtmässigen 
Herrscher  anerkennen,  welcher  Anfforderang  sie  darch  ein  Uebriges, 
nämlich  dorch  Ferdinands  »electio  et  recognicio«  entsprachen.  Und  sie  thaten 
dies  , consideratiä  jaribas,  qaibas  idem  Bei  noster  .  ..  pro  sacro  Regno 
Hangariae  Jare  haereditario  obtinendo  ad  plenam  et  safficienter 
falcitas  et  provisas  est,  precipae  yigore  plariam  inconvincibiliam  tractataam, 
qaos  nos  ex  fandamento  vidimas,  legimos  et  relegimas,  et  postremo  ?  i  g  o  r  e 
electionis  jaxta  Decreta  et  Sanctionee  Begni  Hangariae  in  generali 
Statnam  et  Ordinam  illias  Regni  Conventa  die  XVL  Mensis  Decembris 
proxime  elapsi  in  Oppido  Posoniensi  rite  et  legitime  (acte  et  pablicate  .  . .  .* 
(ebenda,  Urk.  28).  Wozu  hätten  wohl  die  in  Gzetin  versammelten  Kroaten 
jene  Verträge  gelesen  and  wieder  gelesen,  woza  die  voraasgegan- 
gene  Wahl  Ferdinands  in  Pressbarg  sich  zur  Bichtschnnr  genommen, 
wenn  sie  es  als  in  ihrem  Belieben  gelegen  erachtet  haben  würden,  den 
Erzherzog  Ferdinand  anzuerkennen  oder  es  nicht  za  than  ?  War  aber  die  von 
ihnen  gleichwohl  in  Szene  gesetzte  Wahl  überflüssig  and  an  sich  anstatthaft, 
dann  darfte  Ferdinand  sie  gar  nicht  bestätigen,  wie  er  es  denn 
aach  in  der  That  anterlassen  hat 

04)  Die  Selbstüberhebang  der  kr.-slav.  Stände  hat  einen  sehr  energischen 
Aasdrack  in  den  Worten  gefanden,  mit  welchen  sie  im  Jahre  1712  der  Ein- 
wendang  begegneten,  dass  sie  als  »Pars  Hangariae*  nicht  berechtiget  seien, 
für  sich  allein  über  die  Thronfolge  Beschlass  ZQ  fassen«  Diese,  noch  daza 
in  einer  Adresse  an  Karl  VI.  vorgebrachten,  Worte  laaten:  »Partes  qaidem 
samas,  ati  leges  loqaantar,  annexae  Hangariae,  non  antem  Sabditi  et 
nativos  olim  habebamas,  non  Hangaros,  Beges;  nallaqae  vis,  nalla 
Captivitas  nos  Hangaris  addixit,  sed  spontane»  nostra  nltroneaqne  volnntate 
non  qaidem  Begno,  veram  eonindem  Begi  nosmei  sabjecimos;  ipsoram 
omnino  etiamnam  profitemar  Begem,  qaamdin  Aastriacas  faerit  In 
contrario  aatem  evento  ne  aadiamos  sedaoentem  libertatis  electionem  ant 
electionis  libertatem,  neqae  necessitatem  noetri  (?)  atqae  indissolabilem  poet 
Hongariam  seqaellam.  Liberi  samns,  non  mancipia  et  prospectio 
rebus  nostris  atqae  dimisso  com  Tyrannis  pericalo  cnmqne  Scyticis  Begiboa, 
dam  aliande  antemnrale  simns  Aastritcoram  Prinoipam 
hereditatis  eos  in  toto  gloriosissimo  semine  tno  sine  discrimine 
Sezns   iterata  volantate   et   spontanea,   velati   fldelia   Popolos   Begnomqae 
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üMbf  sequAmiir  sobjectiouc»  (J.  hukuljev  ir,  .)ura  Croatiae  ütc.  1*.  11. 
VoL  L  p.  106).  So  g«win  die  Stände  im  Richte  waren,  indem  sie  gegen 
Jede  ScUyerei  sich  Terwahrten,  so  gaben  sie  sich  doch  einer  argen  Tänschang 
hin,  indem  sie  behaapteten,  dass  der  angarische  Staat  ihnen  keine  Gesetze 
Tonosehreiben  habe,  und  dass  sie  namentlich  nicht  ohne  Weiteres  Denjenigen 
als  ihren  König  anzuerkennen  h&tton,  den  der  ungarische  Reichstag  im  Falle 
der  Erledignng  des  ungarischen  Thrones  auf  diesen  beruft  Sie  flbersahen, 
dass  sie  l&ngsther  durch  Delegirte  an  don  Gesetzgebongsarbeiten  jenes  Reichs- 
tags sich  EU  betheiligen  püegten,  auch  die  ungarischen  Gesetzartikel,  sobald 
sie  ihnen  zum  Vortheile  gereichten,  als  fttr  Slavonien  massgebend  betrachteten 
und  dass  das  selbstst&ndige  Königreich,  das  sie  im  Monde  fährten, 
eigentlich  schon  seit  dem  Aussterben  der  kroatischen  Nationaldynastie  ein 
blosses  Wahngebilde  war.  Denn  das  alte  Kroatien  hatte  damals  aufgehört, 
ein  Staat  für  sich  zu  sein.  Es  war,  soweit  es  nicht  unter  türkischer  oder 
unter  venetianischer  Herrschaft  stand,  zu  einem  Banate  geworden,  dem  der 
ungarische  König  die  mit  dem  Banus-Titel  ausgestatteten  Hfiter  seiner 
durch  die  ungarische  Hofkanzlei  wahrzunehmenden  Gerechtsame  tor- 
setzte,  dessen  Stände  keinen  geschlossenen  Verband  mehr 
bildeten,  dessen  Selbstverwaltung  daher  nur  in  der  Eigenwillig- 
keit sich  offenbarte,  mit  welcher  dort  joder  mächtige  Mann  den 
ungarischen  Befehlen  trotzte  und,  um  das  gemeine  Wohl  unbekümmert, 
seine  Wege  gieng.  Wenn  die  Inhaber  der  betreffenden  Banalwürde  in 
neuerer  Zeit  als  für  die  Königreiche  Kroatien,  Dalmatien  und 
Slavonien  bestellt  bezeichnet  wurden,  so  waren  das  Prädikate,  denen  kein 
wirklicher  Sachverhalt  entsprach,  sondern  durchweiche,  was  Kroatien  und 
Dalmatien  anbelangt,  nur  ungarische  Territorial-Ansprüche 
der  Republik  Venedig  und  der  Pforte  gegenüber  in  steter  Erinnerung  er- 
halten werden  sollten.  Eine  noch  eigen thom liebere  Bewandtniss  hatte  es 
mit  dem  Königreiche  Slavonien.  Ein  solches  hat  es  stets  nur  auf 
den  Pergamenten,  die  seiner  Erwähnung  thun,  und  im  ungarischen  Kanzlei- 
style gegeben.  Mehr  als  ein  Banat,  wenn  schon  ein  mitunter  an  Prinzen 
des  regierenden  Hauses  verliehenes,  war  auch  Slavonien  in  Wahrheit  nie. 
Die  Sonderstellung  seiner  Stände  war  ein  Nachklang  des  slavischen  Fürsten- 
thums,  welches  die  Magyaren  an  der  Drau  und  Save  vorfanden,  als  sie  diese 
Gegenden  dem  ungarischen  Staate  einbezogen.  Der  Name  Slavonien  bedeutete 
ursprünglich  so  viel  als  Slavenland.  Bei  der  Zähigkeit,  mit  welcher  dessen 
Bewohner  an  ihren  alten  Einrichtungen  und  Gebräuchen,  wozu  aber  die 
Königswahl  nicht  gehörte,  festhielten,  ferner  in  Erwägung  der 
Anziehungskraft,    welche  die  Schonung  dieser  nationalen  Merk- 
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male  aaf  die  weiter  gegen  Säden  wohnenden  so  wie  aof  die  im  Wesieo 
angrenzenden  Slawen  üben  mosste,  machten  die  Lenker  des  ungarischen  Staats- 
wesens im  Mittelalter  den  Slafoniem  gerne  das  Zogeständniss,  welches  in 
der  Bewahrung  nnd  Verherrlichnng  jenes  Namens  lag.  Damit  war  die  Aner- 
kennung der  Privilegien  Terbunden,  deren  sich  die  SlaTonier  noch  Ton  der 
Zeit  her  erfreuteDi  wo  sie  sich  den  Magyaren  unterworfen  hatten,  worunter 
jedoch  nichts  begriffen  war,  was  als  Gewähr  einer  politischen  Selbstständig- 
keit gelten  konnte.  Als  die  Altkroaten  ihre  Wohnsitze  aus  ihrer  alten  Heimat 
(dem  heutigen  Dalmatien,  der  Gegend  an  der  Unna  und  den  nördlichen  Ver- 
zweigungen des  Yelebitgebirges)  an  die  Kulpa  und  darüber  hinaus  gegen 
Norden  verlegten  (siehe  bezüglich  der  Auswanderung  aus  Dalmatien  meine 
Aufsätze  »Zur  Ethnographie  von  Dalmatien*  im  VI.  Bande  der  >Oesterr.- 
Ungar.  Revue*),  fristoten  sie  eine  Zeit  lang,  um  einen  Träger  der  kroatisch- 
slaTonischen  Banalwürde  geschaart,  im  Bereiche  der  Amtsgewalt  desaelben 
eine  Sonderexistenz,  wie  sie  ihnen  in  früherer  Zeit  unter  ihrem  Vioe-Bao 
beschieden  war.  (Siehe  die  vorstehende  Anmkg.  02  zum  III.  Abschnitt  des 
vorliegenden  Bandes).  Aber  allmählig  erkannten  sie,  dass  auf  slavonischem 
Boden  ihr  Loos  ein  beaseres  sein  werde,  wenn  sie  in  Allem  und  Jedem  den 
Slavoniern  sich  beigesellen.  Die  Slavonier  erleichterten  ihnen  diesen  Wechsel 
der  politischen  Zuständigkeit,  indem  sie,  statt  von  ihnen  zu  verlangen,  dass 
sie  den  kroatischen  Namen  preisgeben,  vielmehr  selber  ihn  sich  und  ihrem 
Lande  beilegten.  Das  so  entstandene  Neu-Kroatien  d.  h.  das  frühere 
West-Slavunien  und  die  gleichzeitig  vollzogene  Umtaufe  des  kroatischen  Küsten- 
landes in  »Dalmatien*  rechtfertigten  die  Beibehaltung  obiger  Länder- Prädikate 
im  Titel  eines  Bauus,  dessen  ehemaliges  Verwaltongsgebiet  damit  ur- 
sprünglich gemeint  war.  Sie  hatten  ja  auch  das  Ihrige  zu  jener  Verschmel- 
zung der  Alt-Kroaten  mit  einem  Theile  der  Ali-Slavonier  beigetragen.  Um 
so  weniger  war  es  gerathen,  jetzt,  wo  möglicher  Weise  die  unter  törkiacher 
und  venetianischer  Herrschaft  verbliebenen  Kroaten  sich  davon  angedu>g6n 
fühlen  konnten,  sie  fallen  in  lassen.  Dass  die  Altkroaten  gut  daran  thaten, 
sich  den  Slavoniern  beizugesellen,  wozn  ebtn  die  herkömmliche  Qeatinwkeit 
der  Baue  und  deren  diesbeaügliche  Beseichnung  gleichsam  einlud,  unterliegt 
keinem  Zweifel  Denn  bald  schon»  nachdem  sie  darch  die  an  Ototin  voll- 
zogene Proklamierung  Ferdinands  nun  König  von  Kroalian  ein  Ungst  nicht 
mehr  geübtet  (an  sich  sehr  zweifelhaftes)  Wahlrecht  zur  Geltung  gebracht 
und  damit  sich  mm  politiseba  Bed«tuig  beigelegt  hatten,  um  welche  die 
Slavonier  sie  zu  banaiden  alle  Unacha  hatfteo,  drohte  ihnen  dia  GaCahr  daa 
nationalen  Unterganges.  Sie  kamen  ja,  von  den  Banam  abgeaehan,  aiganttidi 
nur  mehr  als  Kriagaiante,  die  aaa  dam  Waffenhaadwerke  nnd  ans  Bnrghut- 
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e^ldeni  ihren  Unterhalt  zogen,  in  )  tia.  ht.  DeingemuM  stellte  ^icUw  Joriskh, 
ihr  NationsgenoBMi,  welchen  König  itrlinand  mit  der  Knrichtnng  des  kroa- 
tischen GrentUmdee  betrante,  in  Ansehnng  der  Hanptstadt  6iba6  und  ihrer 
Umgebong  am  24.  Jnü  ir>27  den  Antrag;  »Ir  M^jest&t  soll  auch  ainen 
feratendigen,  nainbbaften  Edlmann  ans  Irer  Majestät  Lannden  zn 
einem  Haybtmann  vber  die  Stat  vnd  Qoscbloss  verordnen,  auf  dass  er 
dasselbe  denen  von  Wihitsch  (Bibac)  vnd  Anderen  das  Recht  besitze  (d.  h. 
mH  Hilfe  von  Beisitzern  spreche).«  Der  nioderösterr.  Hofrath  in  Wien  war 
es,  der  die  AnsfQhmng  dieses  Projects  verbinderte  and  dem  Könige  rietb, 
lieber  einen  besonderen  Banns  dabin  zn  verordnen,  der  den  Vermittler 
zwischen  ihm  nnd  den  Kroaten  abzugeben  hätte.  (Acta  Hangarica  im  Wiener 
Staats-Archive).  Ohne  eine  solche  Fürsprache  wären  die  Altkroaten  nm  so 
sicherer  s&mmtlich  damals  nnter  die  Miiitär-Jnrisdiction  gekommen,  je  weniger 
Ferdinand  gerade  damals,  wo  die  Slavonier  mit  äusserst  geringer  Ausnahme 
dem  ungarischen  Gegenkönige  Ziipolya  anhiengen,  dieser  wegen  die  Banal- 
Institution  aufrecht  zu  erhalten  Anlass  hatte.  Aber  die  vorschauende  Staats- 
klttgheit  seines  Hofraths-CoUegiums  vereitelte  die  Ausschliessung  der  Alt- 
kroaten vom  politischen  Leben  und  die  Slavonier  waren,  nachdem  sie  an 
Ferdinand  sich  angeschlossen  hatten,  umsichtig  genug,  aus  der  Ck)nservierung 
der  Altkroaten  als  eines  politischen  Factors,  mit  dem  fortan  zu  rechnen  war, 
dadurch  Nutzen  zu  ziehen,  dass  sie  anlässlich  der  Aufnahme  derselben  in  den 
Verband  der  slavoniscben  Komitato  und  auf  Grund  des  erwähnten  Namenwechsels 
die  altkroatischen  Reminiscenzen  auch  auf  sich  angewendet 
wissen  wollten.  Sie  sonnten  sich  nicht  nur  im  Glänze  des  gefeierten 
kroatischen  Namens,  sondern  knüpften  an  jene  Reminiscenzen  die  Hoffnung, 
mit  deren  Hilfe  selber  einmal  zu  höherer  politischer  Be- 
deutung zu  gelangen.  Und  noch  viel  weniger  entsagten  die  ihnen  bei- 
gemengten Altkroaten  der  Erwartung,  dass  sie,  von  den  slovenischen  Neu- 
Kroaten  unterstützt,  eines  Tags  ihre  Träume  von  der  Wiederherstellung  eines 
kroatischen  Reiches  verwirklicht  sehen  würden.  So  spärlich  bis  jetzt  die 
Quellen  fliessen,  die  uns  von  solchen  Tendenzen  Kunde  geben,  so  ist  es  doch 
keine  leere  Vermuthung,  dass  dieselben  bis  in  die  Zeit  zurückreichen,  wo 
West-Slavonien  in  Neu-Kroatien  sich  verwandelte,  nämlich  bis  in  die  zweite 
H&lfte  des  VI.  Jahrhunderts.  Die  Ungarn  durchschauten  wohl  frühzeitig  die 
Hintergedanken,  von  welchen  diese  Metamorphose  begleitet  war,  und  wider- 
setzten sich  daher  auch  mit  aller  Entschiedenheit  der  offiziellen  Anerkennung 
des  Namenwechsels.  Hinwider  hatten  sie  nichts  dagegen  einzuwenden,  son- 
dern sehmeichelte  es  vielmehr  ihrem  politischen  Ehrgeize,  wenn  aus  jenen 
Träumen  und  Tendenzen  Versuche  entsprangeUi  auf  altkroatischem  (dalmatini- 
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schein)  Boden  wieder  die  nngarische  Fahne  aofrapflanzen.  Dazn  waren 
ihnen  selbst  die  Zengger  Uskoken  willkommen,  die  als  kähne  Seeränber  and  als 
Freibeater  za  Land  häufig  Streifzüge  unternahmen,  denen  anch  die  Absicht, 
sich  in  der  alten  Heimat  wieder  festnuttno,  zn  Grande  lag.  Das  Fortbe- 
stehen einer  ungarischen  Partei  in  den  Städten  Trau,  Sebenico  und  Spalato, 
die  beharrlichen  Sympathien  eines  Theiles  der  dortigen  Oeistlichkeit  für  Pl&ne 
der  Torbeiekhneten  Art,  die  Verbindungen,  welche  die  genannten  Uskoken 
mit  rielen,  nnter  törkischer  und  venetianischer  Herrschaft  in  Dalmatien  le- 
benden Nationsgenossen  onterhielten,  der  Schrecken,  welchen  diese  Uskoken 
nnter  den  dortigen  Turkenfreunden  verbreiteten,  die  Einschflchtemngen,  durch 
welche  sie  auch  die  dortigen  yenetianischen  Unterthanen  sich  yorüborgehend 
dienstbar  machten :  das  Alles  trag  mächtig  dazu  bei,  dass  die  Alt-  und  Neu- 
Krofttflo  im  nenbegründeten  Vereine  sich  yon  der  Zukunft  politische  Erfolge 
versprachen,  die  den  Altkroaten  als  Entschädigung  für  den  Verlust  der  alten 
Heimat  zu  gOnnen  waren,  an  welchen  theilznnehmen  jedoch  die 
Neu-Kroaten  nicht  die  mindeste  historische  Berechtigung 
hatten.  Indem  ich  mir  vorbehalte,  diesen  Gegenstand  in  einer  besonderen 
Schrift  zu  erörtera,  will  ich  hier  nur  Aber  die  damit  zusammenhängende  Selbst- 
äborhebung  der  Kroaten  am  Schlüsse  des  IVII.  und  zu  Beginn  des  IVlIl. 
Jahrhunderts  Einiges  mittheilen,  was  bisher  unbeachtet  blieb.  Bs  wird  daraas 
klar,  dass  Kaiser  Leopold  L  durch  bereitwilliges  Eingehen  auf  jene  Pläne, 
was  nämlich  die  Ruckerwerbung  altkroatischer  Wohngebiete  anbelangt,  die- 
selben gefordert  und  dadurch  einer  Propaganda  Ar  die  grosskroatische 
Idee  zu  einer  Zeit  Vorschub  geleistet  hat,  wo  man  in  weiteren  Kreisen, 
vielleicht  auch  am  Wiener  Hofe,  von  deren  Vorhandensein  noch  gar  keine 
Ahnung  hatte.  (Ich  schöpfe  diese  Nachrichten  zumeist  ans  den  in  Zara 
befindlichen  Akten  des  »Archivio  confiniario*,  heMmden  ans  den 
vom  »Cancelliere  ai  Confini«,  Oregor  Stratico,  verlassten,  mit  vielen 
Urkundenregesteo  belegten  Denkachriftan).  Den  nächsten  Ausgangspunkt 
der  bezfiglichen  Bestrebongen  bildete,  wenigstens  in  formeller  Hinsicht,  das 
Bdndniss,  welches  Kaiser  Leopold  L  am  5.  März  1684  mit  Polen  und 
der  Republik  Venedig  za  geroeinsamer  Bekriegang  der  Türken  schloss  (Da 
Mont,  Corps  universel  diplom.  Tom.  VII,  2.  p.  71).  Die  Seele  derselben 
aber  war:  Paul  Ritter-Vitexovid,  geboren  sa  Zengg,  angabUch  in 
Belgien  enogen,  woher  seine  Familie  stammt«,  «in  g«wandter  Poet,  Bh«torik«r 
und  Historiker,  in  welch'  letzterer  Eigenichafl  er  vom  Kaiser  Leopold  L  mit 
der  Aufgabe  betraut  wurd^  die  verschi«d«nsten  öffentlichen  Archive  rar  Fest- 
stellung der  »legitlma  jura*  der  angarischen  Krone  auf  DalmaÜeii,  Serbien, 
Bosnien   u.  s.  w.  ta  durchforKhen.    Schon   auf  dem  ungarischen   Landtage 
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Tom  Jahn  1687  nun  Bitter  gwehlig«!,  hald  darauf  Vice-0«fptn  te  aaf 
Min  Betreib»  reetnnrirten  Likaner  Koaitnts,  königlicher  Bath  ind  aelbat  In 
den  FreiherrnBtand  erhoben»  fiel  er  (wie  B.  A«  Kercselieh  in  denen,  der 
Handeehrift  I.  272  des  Wiener  Staats- ArchiTS  eingeechatteter  Biographie, 
3.  215  behauptet)  in  Folge  von  Oehässigkeiten  seiner  Feinde  bald  nach  der 
Wende  des  Jahrhanderts  in  des  Kaisers  Ungnade  und  starb  er  yerarmt  am 
17.  Deiember  1718  in  Wien.  Es  h&ngt  mit  Nachforschangen,  wie  sie  Hitier 
n  pflegen  hatte,  sosammen,  dass  in  die  Siipnlationen  über  jenes  Bandniss  der 
Satt  anfgenommen  wurde:  »Bello  acquisita  sive  rehabita  ex  ablatis  (sc. 
territoriis)  pro  Jare  qaibns  antea  pertinebant  partibns  cedent*  Der 
fenetianische  Senat  merkte  sogleich  die  bezügliche  Absicht  und  verlaitgte  eine 
Erl&utemng  des  Vertrages,  die  ihn  zn  beruhigen  geeignet  war.  Aber  der 
Obersthofkanzler  Graf  .^tratniann  lehnte  diese  Forderung  mit  der  Bemerkung 
ab,  dass  es  nicht  im  Belieben  des  Kaisers  stehe,  Gebiete,  die  von  einer  der 
yerbündeten  Mächte  den  Türken  in  Dalmatien  abgerungen  werden,  dieser 
Macht  zu  überlassen  oder  sonst  irgendwie  zu  veräussem  (che  Cesare  non 
poteTa  assolutamente  lasciare  ne  alienare  gli  acquisti  nella  Dalmazia),  sondern 
dass  es  hiozu  der  Kin willigung  Ungarns  (consenso  del  Regno  di  Ungaria) 
bedürfen  würde,  dessen  Zugehor  Dalmatien  einst  war  (di  cui  era  dipendenza). 
Nach  langem  Hin-  und  Herreden  Hess  sich  Stratmann  herbei,  von  Vorne 
herein  auf  der  Landkarte  eine  Theilung  der  eventuellen  Eroberungen  vor- 
zunehmen und  zog  er  von  der  Stadt  Sebcnico  weg  ostwärts  eine 
Linie.  Was  südlich  von  dieser  erorbert  werden  würde,  das  sollte  der  Kcpublik 
verbleiben  (che  le  conquiste  della  Repubblica  fossero  limitate  da  Sebenico 
in  giü).  Aber  die  Bepublik  gab  sich  mit  diesem  Auskunftsmittel  nicht  zu 
frieden.  Schliesslich  verglichen  sich  die  beiden  Compasciscenten  am  21.  März 
dahin,  daas  gesagt  wurde:  »Inter  Provincias  ad  Kegnum  Hungariae  jure  avito 
spectantes  et  ab  eodem  vel  nunc  vel  olim  dependentes  solnm  in  Dalmatia 
ea  quae  Armis  Serenissimae  Beipublicae  a  Turca  recuperabuntur  ejusdem 
Dominio  reunirentnr  et  ccdent.*  Der  päpstliche  Nuntius  hatte  diese  Fassung 
vorgeechlagen,  der  venetianische  Unterhändler  Contarini  auf  das  Wort  »cedent* 
das  Hauptgewicht  gelegt  und  der  sonst  so  schlaue  venetianische  Senat,  indem 
er  diese  Fassung  guthiess,  nicht  bedacht,  dass  gerade  sie  einen  förmlichen 
Verzicht  auf  Ländereien  in  sich  schloss,  welche  die  Republik  zu  erobern 
vorhatte.  Denn  am  Wiener  Hofe  verstand  man  unter  Dalmatien  nur  den 
Küstenaaum.  Was  darüber  hinaus  gegen  Osten  liegt,  betrachtete  man  dort 
als  rechtmässige  Dependenz  der  ungarischen  Krone  und  Kitter  war  es,  der 
immer  neue  Belege  dafür  aus  den  Archiven  herbeischaffte.  Den  Agramer 
Patrioten,  die  derselbe  davon  zu  verständigen  gewiss  nicht  onterliees,  mneste 
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66  keine  geringe  Frende  bereiten,  wenn  tU  daranf  hin  hörten,  wie  die  Vene- 
tianer  sich  abmähten,  aof  eigene  Kosten  und  mit  eigenem  Blate  (freilich  weit 
mehr  noch  mit  dem  ihrer  slaYischen  Unterthanen)  Erobemngen  za  machen, 
die  sie  nach  jener  AnBlegnng  der  Nachtraga-ConTention  beim  FriedensschlnaBe 
nicht  behalten  darflen.  Ja  ob  war  mit  dieser  Uebereinknnft  sogar  die  Bscht^ 
mässigkeit  der  fräheren  Erwerbungen,  welche  die  Republik  aof  altkroatiacheii 
Boden  den  Türken  abgerongen  hatte,  in  Frage  gwtellt,  namentlich  dann 
wenn  während  des  Krieges  die  Türken  solche  L&ndereien  vorübergehend 
wieder  in  Besitz  nahmen,  also  vom  Neuen  daraus  yerdr&ngt  werden  mossten. 
Fdr  die  Anwälte  der  grosskroatischen  Idee  nnd  für  alle  in  dieselb«  Ein- 
geweihten war  sonach  jeder  Sieg,  den  die  Tenetianisehsii  Waffen  erraogen, 
eine  Gow&hr  daför,  dass  sie  als  Miterben  der  Altkroaten  oder  als  Naehkommtii 
dieser  die  Erbschaft  bald  würden  antreten  können,  welche  seit  nahezu  zwei 
Jahrhunderten  in  Aussicht  stand.  Dass  aber  besagte  Idee  davals  Tiele 
Kroaten  beschäftigte  und  namentlich  Paul  Ritter  sie  nährte,  beweisendes 
Letzteren  zwar  erst  mit  Beginn  des  XVIII.  Jahrhunderts  durch  den  Druck 
TerOffentlichte,  doch  gewiss  in  den  vorhergehenden  1  i>  Jahren  gereifte  Schriften. 
Ich  besitze  seinen  gedruckten  Prospekt  zu  dem  Werke  »Croatia  rediviva*, 
der  im  Jahre  1700  zu  Agram  aus  der  von  ihm  errichteten  Druckerei  her- 
vorgieng.  Ihn  zieren  die  ,  Insignia  veteris  Illyrici  Imperii.  •  Kr  beginnt  mit 
den  Worten:  »Croatiae  nomen,  quam  recentiores  putant, antiquior  estRegnumque 
amplioribus  olim  terminis  describebatur.  *  Dann  wird  mit  dem  Aufwände 
grosser  Belesenbeit  der  Nachweis  zu  liefern  gesucht,  dass  Kroatien  vor  Zeiten 
nach  allen  Richtunfiren  hin  weit  über  den  gegenwärtigen  Umfiuig  sich  er- 
streckte. Gegen  Norden  soll  es  bis  über  die  Denan,  gegen  Westen  bis  nach 
Kärnten  hinein  gereicht,  gegen  Osten  auch  einen  Theil  von  Bosnien,  g^gen 
Süden  sogar  Epirus  und  Thessalonien  in  sich  begriffen  haben.  Dabei  kommt 
es  dem  Verfasser  allerdings  nicht  darauf  an,  ob  ein  Schriftsteller  der  Kroiieo, 
der  Serben,  der  Slavonier  oder  der  Slaven  im  AlIgeineineD  alt  irgendwo 
sesshaft  und  Mitweilig  herrschend  Erwähnung  thut  Ihm  siad  mehr  oder 
weniger  alle  Slaven  identisch  mit  den  Kroaten.  Er  liest  Ja  auch, 
den  Martin  Cuthen  und  Caspar  Cropacs  citierend,  die  Ozechen,  Polen  und 
Rossen  von  den  Kroaten  abstammen  und  behandelt  eingehend  deren  Ansprüche 
iuf  das  sogenannte  Dalmatien,  welches  aber  nach  ihm  auch  nur 
«in  Theil  von  Kroatien  ist  Sr  schliesst  seine  Ankündigung  mit  dem 
Versprechen:  » Croatiam hanc,  varie  hactenus  abezterisetinexpertis 
<iivisam,  bifariam  primum  Danubio  ejus  flumine  partimur  in  Septen- 
rionalem  ridelicet  et  Meridionalem;  hanc  in  Albtm  et  Rubram,  uti  reperUrä 
ante  distinctam,  medium  limitein  reeüficatari.   Aibaa  dein  (in  qua 
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nobis  ploriinnni  o^eiKiam  proponimos)  in Maritimam,  Mediterraneam 
•i  InieramoiaiD,  hicUnns  ita  appellatas,  nee  non  Alpestrem,  alias 
Dalmaiiam,  Croatiam  modernam,  SloTiniam  propriam  et  No- 
ricam  sife  Japidiam  veiorom.  Knbrani  porro  in  Serbiam,  Macedoniam, 
Bnlgariam  et  Odrysiam;  Septentrionalem  deniom  in  Venedicam, 
Sarmatieam  et  Ungaricam  sinKulasque  in  snas  partes  per  libros  et 
capitola  distinctori.  *  Von  den  vielen  merkwürdigen  Stellen,  die  dieser  Pro- 
spekt enth&lt,  fähre  ich  hier,  da  derselbe  ZQ  den  grOssten  Seltenheiten  gehOrt 
folgende  an:  »Pannonia  qnoqae  Croatiae  olim  nomine  tenebator;  Bran- 
slafonem  qnippe  ejns  partis  Regni  Croatnnun  fnisse  Dncem,  qnao  inter 
Savam  et  Dravam  sita  est,  Annales  Francomm  Faldenses  refemnt  et 
Jo.  Lacins  commemorai  CroaUis  qnoqne  fnisse,  qai  SaTiam  occuparnnt  ex 
Porphirogeneto  et  Cedreno  constare,  Idem  asserit  et  alibi  Sayia  et  ager  Sir- 
miensis,  a  Slaris  Croatis  occupatns,  Slavonia  vocatar.  Superiorem  item 
Pannoniae  partem  Aeneas  SyWins,  qni  deinde  Pius  Pontifex,  et  Steph.  Broderich 
Slavoniae  sive  Croatiae  accenseni  Aventinus  praeterea  tidem  facit,  quod 
Sla?i  trajecto  Danobio  Jastiniani  I.  Imperatoris  tempore  occnpamnt  Dalmatiam, 
Liborniam,  Pannoniam  et  partem  Norici,  qnae  etiamnnm  Slavonia  dicitar. 
Kam  et  Tnrcae  nnper  dum  in  modernae  Ungariae  possessn  fuissent,  eis 
—  danubianam  Croatensem  sive  Croaticam  et  populos  Croatinos 
(Hryatjani)  appellabant*  (p.  7).  —  ». . .  Istriam,  hodie  Schlavo- 
niam  dictam,  Aeneas  Sylvias,  quod  voteres  (sc.  Scriptores)  (eam)  Italiae  tradi- 
denint,  redarguit,  inquiens:  inconvenienter  Italiae  jungitur 
Adriatieo  sinu  disjecta  et  in  peninsulae  modum  cicumdata  mari,  qua  continenti 
applicatur  a  tergo.  Plinius  Istriam  adhaerere  Libumiae  dixii  Ex  quo  palani 
fit,  Croatinos  Liburnorum  loco  succedere.  Et  paulo  inferius :  I s tr i 
hodie  Schlavi  sunt,  quamvis  maritimae  Urbes  Italico  sermone  utuntur, 
Qtriusque  linguae  peritiam  habentes.  Idem  deCarnis  etJapidibus 
sie  ait:  Carni,  inter  quos  Japides  enumerantur,  Istros  sequuntur.  Schlavi 
tarnen,  quorum  sermo  regionem  obtinet  In  Carinthia,  quae  regio  Camis 
applicatur  (eodem  Pontifice  teste)  quoties  novus  Princeps  reipublicae  guber- 
nationem  init,  in  ipsa  functione  sermone  Schlavonico  (sunt  enim 
et  ipsi  Carinthiani  Schlavi)  inclamatur.*  (p.  8.)  —  (Ritter,  der  sich  wieder- 
holt in  Laibach  aufhielt,  wird  wohl  gewusst  haben,  dass  zu  seiner  Zeit  die 
Huldigung  der  E&mtner  nicht  mehr  in  slavischer  Sprache  stattfand;  aber 
6f  pasBte  betaer  in  seinen  Plan,  das  Gegentheil  zu  behaupten).  —  Von 
Steiermark,  wo  er  mit  Aeneas  Sylvius  blos  die  Städte  vorzugsweise  von 
Deutschen  bewohnt  sein  lässt,  weiss  er  (p.  9)  Folgendes  zu  melden:  »In  ha> 
Provincia  Adriaticas  Illyrici   regionee   aggrediens  Ostrivoj  Slavorum  Princeps 
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(a  quo  contiiiaa  Croatorom  regnm  series  apud  Dioclettem,  Orbinam, 
Manüam  et  Freschottam  legitar)  aedifita?it  oppidom  SloTengrad,  aliter 
Sloveni-Gradetz,  germanice Windischgrätz,  latine  Slavigracium  nonÜDatum. 
Ipsa  etiam  regionis  princeps  Urbs  vetos  nomeu  a  Slavis  acceptam 
in  hodiernnm  diem   florens  conserrai:   Gradatz  vel  Gradetz  et  Gradts  .  .  .* 

—  »Aüstriam  praeterea  Uljricanae  Provinciae  regionero  Joannes  Tomkos 
Marnja?iticiB,  Epiacopos  Bosnensis  (in  Praofatione  ,B«giae  Sancüt  nijr.  NobiL* 
ad  Ferdinandnm  IV.  regem  apostoL)  rite  appoUat:  qaae  quamvis  Ger- 
manicis  moribos  sermonique  jam  popolariier  assnererit, 
nihilominas  tarnen  ntalienaa  Germania  te Uns  praerogatifa  suffiragioram 
in  Sacr.  Rom.  Imper.  Comitiis  ferendorom  omnibas  Germaiiicis  ProYinciis 
commoni  abdicitor  perpetno  saaeqae  priscae  jancta  manet 
Illyricae  origini.«  (p.  9,  lu).  —  »Orientales  item  Croatiae  ter- 
ra i  n  L  Tillornm  amnem,  mlgo  Cetinam,  Porphirogenitus  aasignat ;  H 1  e  ▼  n  a  m 
tarnen  regionem,  qoae  trans  flamen  Cetinae  est»  Croatiae  incladit  .  .  . 
Enm  seqaantar  Panl.  JoTins,  Manr.  Orbinns,  Jac  Laocams  et  alii,  qui 
Narentanoram  regnam  a  Croatis  separant  ob  Imperium  Orien- 
tale et  Occidentale,  quibus  partes  aliqao  tempore  snberant  et  Begnum 
deinde  in  Croatiam  proprie  et  Serbliam  proprie  dlYisnm  eititit. 
Caeteram  non  modo  Narentani  (ut  in  sequentibns  demonstrabimus)  Slafa 
Croataquenatiosunt,  verum  etiam  ipsiBosnii  etSerblii.  (p.  11).' 

—  »HertzeguYinam  item  (quae  Tetos  ChudTergia  Orbino)  et  ntramque 
Zentam  (olim  Labeates)  Diocieas,  Albaniam  Lnccarus  Slavoniae  ac- 
censent;  hie  enim  Albaniae  mentionem  &dens  ait:  Dolcigno,  Smokri»  et 
Zamagora  poatae  noirexstema  parte  di  Slavonia;  loan.  Lucius  Epirum 
qaoqne  reliquaque  loca  Slavi  quod  possederunt,  non  negat  Thessalunicam 
ütiam,  Pellam,  Pheras,  Andram,  Philippos,  et  Ueracieam  P.  Jac  Micalia  e 
8oc  Jesu  (in  Thesanro  linguae  Illyricae)  Croatiae  sive  Slafoniae  atiribuii. 
Et  quidem  Bjelobardo  et  Bjelazora,  inter  Plinii  historias  oelebratae 
Macedoniae  CiyiUtes,  majoris  linguae  et  poten  tiae  Croatornm  an- 
tiquitatis  perhibent  tcstimonia«  (p.  12).  Zur  Besprechung  Dalmatiens  und 
der  im  adriatischen  Meere  gelegenen  Inseln  übergehend,  hobt  Ilitter  insbe- 
8ond«n  henror:  dass  der  kroatiaGhe  KOnig  Cresimir  dieMS  Meer  sich  aneigne*! 
and  dam  nur  Zeit  der  uogar.  HerrMhaft  Aber  Kroatien  selbst  die  Intetai 
Corzula,  Lesina  and  Brazza  nebst  mehreren  kleineren  unter  ihr  itanden,  80 
zwar,  dass  nach  Laocari's  Annalen  (?on  Bagasa)  sie  nicht  ohne  Zustim- 
mung deb  ungarischen  Landtags  Ton  der  ungar.  Krone  ab- 
getreten werden  durften  (ne  sena  coneenso  di  Baooe  si  poterano  alie- 
nare).  (8.  15).     Er  polemisirt  foner  (&  16  bis  22)  gegen  Joh.  Lucius,  weil 
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die  BUdU  TnA,  SpaUto  aiid  Zar»  nkkt  m  Kroatien  rochuet,  soudern 
m  DthnaÜMi  (quasi  aliüia«  regioni  aut  alteri  genti  aaa  appropriatuins).  Auf 
BoniaDt  Sarbian»  die  Henagowina,   Albanien  and  das  Narentagebiet  zurück 
kovnend,  betont  er  (8.  2d)  nochiMÜa,  daia  ihre  Einwohaaiaehaft  der  kroa- 
tiseken  Sprache  ab  der  ihr  angeborenen  fortan  sieb  bediene.    Sbenae 
vindiairt  er  den  Kroaten   die   Küstanorta  Almissa  nnd   Makarska  (8.  28); 
TOB  latotarem  bebaapteiid,  dasa  nm  das  Jahr  1615,   »at  in  Patriae  M.  88. 
legtor  raoansqie  bominnm   memoria  vidit«,   daselbni  Zongger   Kroaten 
(Senonenaea  Oroaiae)  Tribut   einzuhobeu   pflegton.     Auf  8.  25  gelangt  er  zu 
der  für  seine  damalige,  amtliche  Aufgabe  wichtigsten  Thesis,  n&mlich  zu  der 
Behauptung:  ».  .  .  deletis  Bomanis  et  Dalmaticae  Proyinciao  nomine  sensim 
oeasante   nee  Mare  Dalmaticum    nee   Insalae  Dalmaticae,   minus  Civitates, 
in  Continenti  Gruatico  sitae,  Dalmaticae  dicendae  sunt*    Dem 
Ladas  wirft  Bitter  zum  Schlüsse  Widersprüche,  in  die  er  sidk  rAcksichtlich 
dieser  Tkesis  verwickelt  habe,  nnd  allzu  grosso  Hinneigung  zu  den  Italienern 
Tor.     demahnt  schon  das  hier  Mitgetheilte  an  Vorkommnisse  der  Gegenwart, 
so  wird  die  Analogie   noch    dadurch  vervollständiget,   dass    Bitter    auch  die 
Sprachenfrage  berührt.     £r  beruft  sich  zum  Beweise  dafür,  dass  die  »elo- 
viniscbe*  Sprache,  welche  in  Dalmation  gesprochen  werde,  gleichbe- 
deutend  mit  der  kroatischen  sei,  auf  die  dortigen  Dichter  Barakovich, 
Math.  Tomaseivich,   Job.  Tomkovich  und  Vincenz  Zamboni,  welche  s&mmtlich 
in  diesem  Sinne  sieh  äussern,  und  auf  den  Zaratiner  Canonicus  Job.  Zanotti, 
der   die    in    Dalmatien  von  Stadt   zu   Stadt   abweichende   Bedeweise   um   so 
sdi&rfer  tadle,   je  weniger  zu  bezweifeln  sei,    dass  ihre  Bewohner  sämmtlich 
Kroatea  aeien.  (8.  26  bis  28).    Eine  zweite  Schrift  Bitter's,  deren  Widmung 
TOB  6.  Januar  170^  datiert  ist,   trägt  den  Titel:    »Plorantis  Croatiae 
Saeeula  dno.*  Sie  erzählt  in  schwungvollen,  lateinischen  Versen  die  traurigen 
Schicksale  Kroatiens  während  des  XVL  and  XVII.  Jahrhunderts  und  gipfelt 
in  der  Klage  über  die  nngünstige  Gestaltung  des  Grenzzugs  der 
Türkei  gegenüber,  welchen  der  kais.  General  Graf  Marsigli  kurz  zuvor 
abgemarkt  hatte.     Wir  er&breii    daraus  (S.  86),    dass  Bitter    bei   dieser 
Feststellung   der  Grenzen    sich    im  Gefolge   des  Grafen  Mar- 
sigli befand,  was  auch  anderweitig  verbürgt  ist     Der  herbe  Ton,  den  er 
im  Hinblicke   auf   des  kais.  Grenz-Commissärs  Verhalten   anschlägt,    verräth 
nicht  nur  seine  persönliche  Enttäuschung,    sondern  auch  den  Gegensatz, 
in  welchem  dazu   die  öffentliche  Meinung  seiner  Landsleute 
stand.     Indesseo  war  der  Bepublik  Venedig  auf  Grund  des  von  Bitter  er- 
hobenen, geechichtliehen  Sachverhalts  nicht  nur  der  Besitz  der  s.  g.  Morlakei 
am  Gaaale   della  BCorlacca,  sondern  auch  aUes  Land   am   rechten  Ufer  der 
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Zermanja  (die  bei  ObbroTazzo  in  den  Golf  von  Nofegradi  iiiändet)  streitig 
gemacht  worden.  Bereits  unterm  20.Febraar  1691  berichtete  der  Tenetianische 
Fiscal  Pellegrini  an  dea  Oeneral-ProTeditor  Alex.  Molin  in  Zara:  der  Wiener 
Hof  bestehe  aaf  der  Abtretung  der  Morlakei  und  auf  dem  Sechte,  die  Ort- 
schaft Carlobago  am  Meere  besetzt  za  halten  (»Snppone  la  Morlacca  nella 
Licha  e  la  Licha  Bella  Croasia.  II  Regno  di  Croazia  doppo  la  morte 
di  Cretunino  e  passato  per  via  di  fenine  nei  Rei  d*Ungaria.  Del  1201  da 
StenUe  a  Copnva  le  ri?e  sono  Parochia  d*Arbe;  vien  contmlo  il  Privileggio 
da  Colomanno;  IUI — 1205  nata  oonteia  fn logier  Morosini  e  Conte  d'Arbe 
per  il  castello  Chessa;  il  Doge  Ziani  lo  conferma  agrArbesani  *).  Der  fiscal 
leugnete  anch,  daas  Carlobago  je  besetzt  gewesen  sei  Er  brachte  femer  in 
Erimieniiig,  dass  im  letzten  T&rkenlmege  Tenetianische  Unterthanen,  um  dort 
den  kaiserlichen  Truppen  znvorzakommen,  die  Morlakei  beim  Abzöge  dei 
Türken  occupirt  hatten,  dass  vorher  schon  der  Oeueral-Proreditor  Peter  Cirran 
in  gleicher  Absicht  dort  das  Castell  Starigrad  wieder  anfgebant  and  mit  den 
Türken  einen  Grenzzng  vereinbart  hatte,  der  der  Republik  den  Ort  Drazevac 
sicherte.  Auf  diese  Argumente  pochend,  weigerte  sich  die  Republik  Jahre 
lang,  auf  die  diesbeiägliclieB  Ansprflehe  des  Kaiaen  «nngehen;  doch  liees 
sio  es  deshalb  aof  keinen  blutigen  Zoainnnenotooi  aakonmieii,  sondern  gab 
sich  schliesslich  damit  sofHeden,  dass  die  Landesgrenie  dort»  wo  sie  noch 
jetzt  am  Ufer  beginnt,  gezogen  wurde,  und  dem  Wiener  Hofe  genügte  dies. 
Minder  glatt  verlief  der  Streit  um  den  Sudabhang  des  Velebit-Gebirgee. 
baniit  nicht  die  Republik  im  Rücken  desselben  Stfitiponkte  beoitae,  waren 
ihr  die  Kastelle  Oraia6  und  Zvonigrad  durch  HandatnMie  der  kaiserlichen 
Truppen  und  unter  Mitwirkung  kroatischer  Miliaen  entriisen  worden.  Nach 
mehrjährigem  Schriftenwechsel  und  nachdem  es  aoeh  wiederholt  den  Anschein 
gewonnen  hatte,  als  würde  wegen  I-Yuchtlosigkeit  deaielben  die  BepobUk  vom 
Kaiser  bekriegt  werden  (6raia6  wurde  im  Juli  1690  von  kais.  Truppen 
förmlich  belagert  und  die  venetianische  Garnison  darin  kapttoUrt»;  vor  Zvoni- 
grad spielte  sich  am  11.  Juni  1699  noch  Aergarw  ab),  Abenuttelte  das 
Wiener  Cabinet  gegen  Ende  des  Jahres  1699  dem  vüMliaaii^Mi  Smaile  ofaM 
Denkschrift,  in  welcher  folgende  Behaoptoagen  vorkommen:  »Comitatus  Cor- 
itaviae  et  Lika  nsque  ad  aluitionem  Maris  Adricatici  pars  est  et  depen- 
dentia  Regni  Croatie  superioris  neqae  bi  ipsi  Comitatns  aut 
dictum  Begnum  Croatie  flumine  Zermagna  terminatur,  sed 
tisqne  ad  confinia  Begni  Dalmatiae  et  flomen  Cetinae  pro- 
tenditur,  prout  incljtae  Cancellariae  Begio>Hangarkae . . .  abonda  oonstat, 
historiaeque  et  Annales  teatantnr/  —  »Cum  igitnr  pro  Primo  Begnum  Dal- 
matiae per  flumen  Cetinae  termiaetur  (nach  dieoer  AufiMsang  raickte 
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aluo  DalmaliMi  g^gm  Nurdeii  lüchi  einmal  aber  die  Ceima-Mdndaiig  hioaiis)» 
reliqna terra  ac  possessiones  VenetaB  in  Isiria  ad  Regnum  Croaiie 
pertineant  earondemqae  Corona  Hnngariae,  non  Serenissima 
Bepablica  Veneta,  belloram  vi  et  impetn  retroactis  temporibne  perdi- 
derit  sapradominiam,  cum  autom  foodus  (die  Nachtrags-Convention  Yom 
21.  M&n  1684)  statoat,  nt  bello  acqaisita  sive  rehabita  ex  ablatia  pro  Jure 
quiboa  antea  periinebant  partibas  oedanti  et  qoia  etiam  pro  2^^*»  Seren issim. 
BepabUcie  Venetae  vi  dicti  foederis  pro  loco  et  districtu  beiiandi  contra 
commonem  hostem diversionemqoe  faciendi  nequaqnam  BegnnmCroatiae 
aut  Hungariae  sod  Dalmacia  assignatum  (sit);  tandem  Yero  et 
pro  8^^-  qaia  eideni  quoque  non  licait  Coniitatnm  Corbaviensem  et  Likaviensem 
.  .  .  Patrimonium  hoc  aiitiquum  a  vero  Domino  et  Principe  sno  natarali 
reaoqaisitam  et  occnpatum,  .  .  .  clam  ei  irroqaisito  Principe  suo  intrare 
locisque  qaibosdam  dimtis  praesidia  Veneta  imponere,  sie  proprio  suo  confoe- 
derato  negotium  facessere* :  aus  allen  diesen  Gründen  beschuldigt  der  Kaiser 
die  Bepablik  der  Vortragsbrüchigkeit  und  da  erwähnter  Massen  das  ganze 
Gebiet  zwischen  den  Flüssen  Cetina,  Kerka  und  Zermanja 
»ab  antiquo  non  minus  ac  hodie  ad  dictam  Coronam  Hungariae  et 
C  r  0  a  t  i  e  jure  successionis  hacreditariae  indibpensabiliter  spectare  disgnoscitnr  *, 
80  will  der  Kaiser  es  als  ein  Unterpfand  seiner  friedlichen  und  freundnacli- 
barlichen  Gesinnung  betrachtet  wissen»  dass  er  von  der  Republik  weiter 
nichts  verlangt  als  das  Land  am  rechton  Ufer  der  Zermanja. 
Die  Republik  gerieth  in  der  Thai  durch  diese  Argumentation  ausser  Fassung 
und  noch  bänger  worde  ihr  zu  Muthe,  als  der  General-Proveditor  in  Zara  ihr 
mit  Schreiben  vom  10.  Oktober  1699  die  Abschrift  eines  Berichts  überschickte, 
den  der  österr.  Fiskal,  Giov.  Mar.  Peri,  kurz  vorher  der  Grazer  Hofkammer 
über  die  Rechte  der  ungarischen  Krone  auf  die  Insel  Veglia  erstattet  hatte, 
welchen  Gegenstand  der  General-Proveditor  selbst  als  einen  »punto  delicato* 
zn  bezeichnen  nicht  umhin  konnte.  Sie  sah  bereits  alle  ihre  Besitzrechte 
auf  die  Quamerischen  Inseln  in  Frage  gestellt  und  um  sich  mindestens  zu 
vergewissem,  ob  sie  juristische  Angriffe  auf  die  Insel  Arbc  mit  guten  Gründen 
würde  abwehren  können,  liess  sie  im  Frühjahre  1700  durch  einen  Dr.  X. 
Nimini  das  dortige  Gemeinde-Archiv  durchsuchen  und  Nachrichten  über  die 
altes  GereehtBame  der  Frangepani  einziehen.  Es  war  ihr  nun  klar,  wesshalb 
Graf  Marsigli  als  kais.  Grenzreguli rungs-Comraissftr  im  Protokolle  vom  5.  Au- 
gust 1699,  welches  in  Lager  bei  Mali-Popina  von  der  zur  Durchführung 
des  Karlowitzer  Friedens  bestimmten  Commission  der  betheiligton  Mächte 
unterzeichnet  würde,  das  auf  dem  Gebirge  Debelo-Brdo  aufgerichtete  Triplex 
Confinium  zwar  anerkannte,  jedoch  die  rechts  davon  gelegenen  Ge- 
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genden  der  BepabLik  Venedig  nur  mit  dem  Vorbehalte:  »saWo 
qaidem  jare  Coronae  Haogariae*  zusprach  and  die  Frage  des  yenc- 
tianischen  Commissärs  Giov.  Grimaiii :  ob  wohl  damit  des  Kaisers  Anspräche 
ein  Ende  hätten?  —  unbeantwortet  Hess.  Kroatischer  Seits  dauerten 
die  Bemühangen,  Yom  Tenetianischen  Dalmatien  ein  mög- 
lichst grosses  Stflck  abzutrennen,  in  der  That  noch  mehrere 
Jahre  lang  fort  und  am  Wiener  Hofe  kam  man  denselben  noch  immer 
entgegen.  Daher  liegen  Proteste  des  Letzteren  vom  5.  Dezember  1700  und 
23.  September  1701  vor,  welche  der  Bepublik  vorhielten,  dass  sie  im  Wider- 
spruche mit  den  von  ihr  eingegangenen  Verträgen  nicht  nur  die  Kastelle 
Starigrad  und  Drazefica,  sondern  auch  die  Punkte  Otton,  Kobilich  und 
Keglevith  an  der  Zermanja  in  Vertheidigungszustand  versetzt  habe.  Nichts 
aber  ist  für  die  andauernde  Geneigtheit  des  Wiener  Hofs,  den  kroatischen 
Erobernngsgelästen  Bechnung  zu  tmgen,  so  bezeichnend,  als  ein  noch  am 
4.  April  1713,  also  nahe  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Xroaten  ihr  Wahlrecht 
bethätigten,  vom  Gracacer  Hurggrafen  Job.  Dossenovich  im  Auftrage  des 
Likaner  Comniandanten  den  venetianischen  Freischaaren  bei  Privez  (unweit 
Mokropolie  in  der  heutigen  Ortsgemeinde  Knin)  geliefertes  Treffen, 
dessen  Veranlassung  die  Weigerung  der  venetianischen  Behörden,  diese  Localit&t 
unbesut/t  zu  bissen,  war.  Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  die  fort- 
währende Erwartung  der  Kroaten,  es  werde  die  durch  Paul  Ritter 
verkündete,  grosskroatische  Idee  demnächst  in  Erfüllung  gehen, 
deren  SelbstbewuHstsein  bis  zur  Selbstüberhebung  steigerte.  Diese 
kehrte  aber  ihre  Spitze  gegen  die  Magyaren  oder  fielmehr 
gegen  die  Ungarn  überhaupt  Der  Ursachen  gab  es  mehiere.  Vor 
Allem  war  ein  Interossenconflict  insoferne  vorbanden,  als  die  Ungarn 
beim  Zurückweichen  der  Türken  aus  Unter-Slavonien  dieses  Gebiet  mit  ihrer 
engeren  Heimat  vereinigt  zu  sehen  hofften,  wogegen  die  Kroaten  ihre  damals 
reorganisierte  I>andos-Miliz  (die  s.  g.  Baiial-Truppen,  welche  allein  schon 
ihren  StoU  zu  iMittiamiii<^n  geeignet  waren)  auf  diesem  Gebiete  immer  weiter 
gegen  Osten  vorsi-hoben.  Vgl.  die  Anuikg.  1  zum  I.  Abschnitt  des  Torliegenden 
Handes.  Dass  die  im  Jahre  1 6<.t9  von  einer  Palatinal-Commission  zum  Zwecke 
der  Stenerregulierong  ausgesprochene  Einbeziehung  des  » Districts  jenseits  der 
Dran*  in  das  Königreich  Ungarn  unter  diesen  Umstanden  den  Kroaten  Kummer 
l>ereitete,  bedarf  keines  Beweises.  Und  härter  noch  traf  sie  das  auf  dem 
ungarischen  liandtage,  der  im  Jahre  1708  zusammentrat,  vielerörterte  Begehren 
der  Ungarn,  dass  alle  ost-  und  »üdwärt«  vom  Agraner  Komitate  den  Türken 
abgerungenen  liäiidereien  bleibend  mit  jenem  Königreiche  vereiniget  werden 
sollen.    (Fr.  Pesty,   Az  eltüut  rögi  Värmegy^k,  II.  2iri).    Aber  auch  noch 

B  i  d  0  r  m  •  n  o,  UMch   der  twUrr   UcMutiaUlMUid««.  H    ai.u.  [Q 
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Anderes,  was  den  hr  l  Im  ltij>  vor.     Sie 

Tereahen   sich   boi    d- !  ,        knu.-,.    ii.MUKiiichen    Ent- 

gegenkommen rsammlung  in  der  Vorbereitung  begriffen 

war,  gaben  die  ki>rtl.i  ümn   dazu  Abgeordneten  die  Weisung  mit 

beim  Ktaige  gegen  ihr.  U.^iwaliiguiig  durch  die  Ungarn  zu  protestierin 
and  aof  scharfe  Scheidung  der  ungarischen  liechte  von  den  Ikfugnissen  der 
Kroaten  zu  dringen  (S.  Ljubic,  Ogledalu  knjizeyne  Poviesti  jugoelaTJansk* 
IL  Bd.,  Fiome  1869,  S.  21^2).  Das  hinderU»  jedoch  dio  ungarische  St&nde- 
tafel  nicht,  in  ihrer  Sitzung  vom  !».  Juni  ]7uH  den  Kroatien  lür  die  Zukunft 
das  Becht,  sich  von  den  ungarischen  abweichende  Gesetze  zu  geben,  gan/ 
zu  entziehen  (Der  bezäglichc  lieschluss  lautet:  »Statuta  oorundem  hactenus 
condita  in  suu  vigorc  permaneant,  condenda  vero  Patriae  legibus 
contrarientia  omni  vigore  careant).  Zu  dieser  Bevormundung*) 
und  zu  der  Anspielung  darauf,  dass  die  Kroaten  Ungani  als  ihr  Vaterland 
za  betrachten  hatten,  gesellte  sich  die  ihneji  in  der  Unt<?rhaus-Sitzung  vom 
8.  Mai  1710  angethane  Schmach,  dass  dem  Bevollmächtigten  des  Graten 
von  Turopo^e  nach  langem  Weigern,  ihn  überhaupt  zuzulassen,  der  Sitz  am 


*)  Josoph  1.  Terweigerte  die  Genchmierung  doi»  rorstobciidon  Ucschlusscs  und  dass  er 
dies  nicht  auf  Antrag  svinor  u  n  g  a  i  i  s  c  li  t*  ii  Kätho  ibat,  ist  zum  mindesten  sehr  wahr- 
acheinlicb.  Karl  VI.  lenkte  die  Gefabi,  welche  solcher  Gestalt  der  relativen  Selbstst&ndigrkeit 
SUvMiens  drohte,  dadurch  ab,  dass  er  iui  Juni  1715  den  nach  langwierigen  Transactioneu 
n  Stande  gekoauaeoen,  ungar.  Ges.- Art.  120  vou  diesem  Jahre  gut  hioss,  der  alinUlige  Ein- 
griffe in  das  GesetKgcbungsiecht  der  kr.-slar.  Stände  dem  Krincsson  des  Königs  anheim  stellte. 
Wie  sehr  gefthrdet  aber  dieses  Kocht  zu  Beginn  des  bctieffonden,  uogarischcD  Landtags  war, 
erbellt  aus  einer  Aufzeichnung,  die  sich  untor  den  Papieren  des  damaligen  Protonotars  fQr 
Krofttfen  and  Slavonien,  Georg  Plomich,  vorfand.  (Mspt.  04.  B.  15  der  Agramer  Uni- 
versitits-Bibliotbek,  Bl.  11).  Derselbe  brachte  näuilicb.  während  er  beim  Landtage  anwesend 
war,  folgende,  eines  Tags  in  einer  Ueputatioussitzung  entworfene  Klausel  zu  Papier,  durch 
deren  HinznfQgung  die  Best&tigung  der  Freiheiten  seiner  Heimat  abgoschw&cht  oder  vielmehr 
ins  Gegentheil  verkehrt  werden  sollte:  »Nihilominus  tarnen  communibus  Regni 
Bangariae  Jaribus  et  Legibus  contraiiancia  (Statuta),  si  quae  essoot  con<?^ 
gantar.  (Also  selbst  die  von  früher  her  bestehenden  Satzungen  dieser  Art  koI 
Kraft  gesttst  werden).     Processus   tarnen   et  Acta   supru    bis  hact^'uus  crrc<t  uuutn 

in   suo    vigüre   permaneant.     (So  viel   erwirkte   der  vurgenannto  1  .     Id 

per  eipressoni  declaratur,  quod  siquidem  sub  decursu  higus  Diaetao  repraesentatnm 
Sit,  in  0>initatn  Varasdiensi  Vicecomites  (fors  otiam  alios  ofRciales)  Dominum  Snpromuni 
(}omitem  constitueie:  oonstitutio  amodo  ibidem  Vicccomitam  et  aliorum  Offlcialium  osoi  et 
in  a  1  i  I  s  Comitatibus  U  u  n  g  a  r  i  u  u  uhscrvuio  accomodetur,    ueque  secns  pro  legeli  et 

habeatar  minus  conslitutis  taliter  parere  ullus  C>)aiitatcnsium  teneator.*  Die  obwaltenden 
Zerwflrfnisse  dienten  also  zum  Vorwando  um  die  Warasdinor  Gespanschaft  mittelbar  als  einen 
Bestandtheil  Ungarns  sn  erkUren,  was  auf  voUstindige  Verlentaing  der  Autonomie  Slavoniens 
(Nen-Kroatiens)  hinauslief. 
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unteren  Ende  der  Bank,  aof  welcher  die  Abgeordneten  der  kgl  Freist&dte 
Sassen,  angewiesen  wurde.  (Handschrift  94  B.  13  in  der  Agramer  Universitäts- 
Bibliothek,  S.  131  und  474).  Uebrigens  schäomte  damals  das  kroatische 
Nationalgefähl  auch  in  BevOlkeningskreisen  aber,  wo  sonst  durch 
strenge  Zacht  Derartiges  hintangehalten  wird.  Die  Klöster  verschiedener 
Mönchsorden  waren  Schauplätie  dieser  nationalen  Kondgebongen,  an  welchen 
wir  einen  Ifassstab  lür  die  damalige  Bewegtheit  des  öffentlichen  Lebens  in 
Kroatien  besitzen.  Der  Agramer  Canonicos  Thomas  Kovaöevi6  erz&hlt 
in  seiner  »Uistoria  Monasteriorom  in  Croatia*  (Handschrift  UL  d.  8  der 
Agramer  Akademie-Bibliothek):  am  Schlosse  des  XVII.  Jahrhunderts  sei  der 
Convcnt  der  Pauliuer-Eremiten  zu  Tscbakatnm  aaf  Betreiben  der  Ungarn  dorch 
ein  Dekret  der  ,  Cougregatio  de  Propaganda  fide*  der  migarischen  Ordensprovinz 
zogetheilt  worden,  worüber  die  kroatischen  Angehörigen  desselben  in  solche 
Aufregung  gcriethon,  das8  sie  die  ihnen  vom  betreffenden  Provinzial-Kapitel 
vorgesetzten  Oberen  gar  nicht  ins  Kloster  einliessen,  sondern  sie  durch  allerlei 
Chikaueu  zum  Uückzug  zwangen.  Die  genannte  Congregation  war  genöthiget, 
am  6.  Dezember  1701  jenes  Dekret  zu  widerrufen.  Stürmischer  noch  gieng 
es  zur  nämlichen  Zeit  in  den  kroatischen  l'Yanziskaner-Klöstem  her.  Diese 
waren  Abl«'ger  der  bosnischen  Ordensprovinz  und  zeigten  sich  wenig  geneigt, 
Kroaten  oder  Slavonier  als  Novizen  aufzunehmen.  Sie  wollten  auch  die 
Ordensprovinz,  die  sie  <lamals  bildeten,  nicht  die  »kroatische*  genannt  wissen. 
Da  drohte  ihnen  die  kr.-slav.  Stände  aus  der  Landtagssitzung  vom  4.  Mai 
1707  für  den  Fall,  dass  sie  sich  länger  der  bezüglichen  Zumuthung  wider- 
setzen würden,  mit  der  Vertreibung.  Ueber  die  wahre  Natur  dee  ganzen 
Streits  belehren  uns  am  besten  die  Worte  des  Historikers  B.  A.  Kercselich, 
der  in  seinem  Werke  »Notitiae  Traeliminares*  S.  420  von  ihm  sagt:  »effecta 
est  ei  quaestione  Monastica  qaaestio  Politica*. 

65)  Siehe  die  Eingangsworte  des  bei  Knkoljevid,  Jura  Croatiae  etc., 
P.  iL  Vol.  1.  p.  ID?  ff.  abgedruckten  Vortrags  der  »engeren  Conferenz*  an 
den  Kaiser.  Vgl.  den  Auszug  aus  dem  betreffenden  Sitzungs- Protokolle 
vom  27.  April  1712  in  meinem  Aofsati  »Entsteh,  und  Bedent  d.  Pragm. 
Sanction*  S.  121»,  130.  Das  Protokoll  schliesst  mit  den  Worten:  »semper 
laudaudos  Croatas.*  Der  Primas,  Cardinal  von  Sachsen-Zeitx,  hatte  an  den 
Kaiser  über  den  Beschlnss  der  Kroaten  geschriebeil :  »nee  ipse  nee  oaeteri 
Hungari  credero  unquaui  possent,  hoc  ex  mente  vel  ad  petitionem  Soae  Mi^^ 
statis  Caes.  Heg.  contigiss^s  cum  alias  Gkesar  id  potius  ab  Hungariae  Begno, 
cujus  utpote  Croatia  duntaxat  pars  et  appendiz  sit,  et  ab  ijot 
statibtts  petere  instituisseL*  Der  Kaiser  hatte  darauf  hin  der  Conferenz  fol- 
gende Fragen  vorgelegt:    »Quid  bac  in  re  fadendomf  et  nom  hoc  Croa- 

16^ 
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taram  Senaias-Coli.su  im  in  sii«iiuo  pn'munaum  f  aai  imjuus  i,i  liun^uris 
pro  exemplo  e  ad  imitationein  in  proxima  diaeta  propontMidum  sit? 
deniqae  quo  modo  id  fleri  poaait,  at  Hongari  non  velat  coacti  vd 
seqnaces  dontaxat  Croatarom  sed  ? elot  antesignani  et  com  prae- 
rogatifa  gloriae  et  meriti  longe  extra  invidia  (?)  id  seqoan- 
tar*  Han  ersieht  aus  dieser,  dem  Original-Protokolle  (im  Wiener  Staats- 
ArchiTe)  von  mir  entnommenen  Frageatellang,  za  welcher  Befurchtang  der 
Beeehloss  der  Kroaten  vorzagsweise  Anlass  gab.  Gewiss  hat  auch  der  fible 
Sndrack,  den  derselbe  auf  die  Ungarn  machte,  daxa  beigetragen,  dass  der 
Kaiser  schliesslich  ein  Jahrzehnt  lang  sich  geduldete  bis  er  eine  Entscheidang 
fiber  die  weibliche  Thronfolge  nuf  dem  ungarischen  Landtage  darch  Personen 
seines  Vertrauens  provozierte. 

66)  Ich  folgere  dies  aus  dem  V(»n  A.  Fonrnier  a.  a.  0.,  8.  38  flf. 
mitgetheilten  »Pactum  mutuae  succensionis*  vom  12.  Sepimber  1708  and 
aas  nachstehenden  Worten,  welche  Karl  VI.  unterm  31.  Juli  1711  v(»n 
Barcellona  aas  an  den  Grafen  J.  W.  Wratislaw  schrieb  (,  Eigenhändige  Corre- 
spondenz*  a.  a.  0.,  S.  205):  »Der  panct  der  sich  movirt  hat,  die  prece- 
denz  meiner  Schwestern  vndt  Maumben  per  conferentiam  ceremo- 
nialem  zu  decidiren,  ist  etwas  mehr  als  ceremunial,  hat  ein  weites  aussehen 
vndt  ist  nun  gar  haklich,  dan  durch  die  succession  determinirt 
werdt,  welches  nun  zu  publiciren  nicht  de  tempore  ist,  vnd  ist 
das  best,  nun  alle  concurrenz  die  dise  quastion  nioviren  kunt,  zu  evitiren.  .  .  . 
Ueber  dis  werdt  mündlich  von  einer  sach  mit  euch  redten,  die  ich  nicht  der 
Fedter  traue  vnd  werdt  ihr  vbrigens  in  secreto  dem  sayler  (d.  i.  dem 
Hofkanzler  dieses  Namens)  sagen,  dass  ich  euch  befohlen,  in  gehaimb  (vndt 
dass  es  schon  kein  mensch  weiss)  die  pactata  des  Haus  mit  ihm  zu 
vbersehen,  vmb  daryber  zu  Meylandt  mit  euch  redten  zu  komen;  dann  er 
selbe  aufgesetzt  (hat),  also  davon  wohl  informirt  ist  vndt  widerholl 
(ich)  dass  man  alle  occasion  evitiren  muss,  von  diser  precedenz  zu 
redten,  welches  ihr  zu  beobachten  suchen  werdt*  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  diese  in  so  tiefes  GeheimniFS  gehüllten  Bestimmungen  erst  getroffen 
worden,  nachdem  Karl  (am  1().  September  170^)  Wien  verlassen  hatte,  um 
in  Spanien  dauernden  Aufenthalt  zu  nehmen.  Wahrscheinlich  ist  damit  das 
obige  »Pactum  mutuae  successiuuis*   gemeint. 

67)  Sie  liegt,  nicht  ihrem  Wortlaute  nach,  sondern  blos  aoszag^weise, 
in  dem  Protokolle  vor,  welches  Kaiser  Karl  VI.  durch  den  von  ihm  zum 
Notar  ad  hoc  bestellten  Hofkanzlei-Referendar  Johann  Georg  Friedrich  von 
Schickh  fiber  den  ganzen  Hergang  bei  der  betreffenden  Verlautbarung  an- 
fertigen Uess  and  das  zwar  seiner  Zeit  den  Ständen,  welche  ihre  Zastimmung 
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daza  geben  sollten,  von  Amtswegen  znr  Kenntniss  gebracht,  jedoch  nie  auf 
Yollkommen  aathentische  Weise  zam  Druck  befördert  würde.  Dasselbe  bat 
übrigens  in  den  1748  erschienenen  Snpplementband  zum  ^Codex  Austria- 
ca s*  Aofhahme  gf fanden  and  ist  auch  in  das,  die  »Staats-Gmndgesetze* 
enthaltende,  3.  Heft  der  »Officiellen  Handausgabe  der  Osterr.  Ge- 
setze und  Verordnungen«  (Wien,  Druck  u.  Verl  der  k.  k.  Hof-  und  Staats- 
druckerei, 1882)  aufgenommen  worden,  jedoch  nur  als  Reproduction  aus  dem 
YorangefShrten  Privat-Sammelwerke.  Auffallend  ist,  dass  der  Hofrath  de^ 
k.  k.  Staatskanzlei,  Dr.  Fr.  Ferd.  Seh  rotte  r,  in  seiner  von  der  Erbfolge- 
Ordnung  handelnden  »l'^ünften  Abhandlung  ans  dem  Österr.  Staatsrechte« 
(Wien  17^1^))  ?on  dessen  Veröffentlichung  Umgang  genommen  hat  Statt 
desselben  nahm  er  unter  die  vielen  Beiligen  seines  Werkes  einen  von  der 
eben  citierten  »Ofßciellen  Handausgabe  der  österr.  Gesetze«  gleichfalls  repro- 
duzierten kaiserlichen  Erlass  an  die  St&nde  der  österr.  Niederlande  vom 
t>.  Dezember  1724  auf,  welcher  als  Erläuterung  jenes  Protokolls  anzoseheu 
ist.  Schrötter  selber  aber  bezeichnet  (a.  a.  0.  S.  243)  das  Letztere  als  das 
»Haupt-Instrument  der  pragmatischen  Sanktion.* 

68)  Siehe  meinen  Aufsatz  »Entstehung  und  Bedeutung  der  Pragmat 
Sanction«  a.  a.  0.,  S.   144. 

69)  An  der  bezüglichen  Abstimmung  nahmen  287  Yotanten  Theil, 
darunter  23  vom  Pr&latenstande ,  102  vom  Herrn  stände,  63  vom 
Ritterstande,  89  vom  »vierten  Stende«  (Vertreter  der  Städte  and  Markte). 
Siehe  den  darüber  nachträglich  (aufOrund  des  betreffenden  Sitzungs-Protokolls) 
angefertigten  Notariatsakt  vom  12.  Januar  1726  im  n.  0.  Laiides-Archive 
(Antiqua,  4S/I).  Mehr  noch  als  über  das  einseitige  Vorgehen  der  Stände 
des  Lindes  unter  der  Enns  in  Ansehung  des  Antrags  auf  eine  Verbrüderung 
aller  Königreiche  und  L&nder  ist  sich  über  die  Selbstverleugnung  zu 
verwundern,  mit  welcher  sie  damit  den  Ungarn  gegenüber  eine  Ver- 
söhnlichkeit an  den  Tag  legten,  die  in  grellem  Widerspruche  zu  ihrer 
sonstigen  Gesinnung  stand.  Schon  in  der  Anmkg.  66  zum  II.  Abschnitt 
des  vorliegenden  Bandes  wurde  der  Groll,  mit  welchem  diese  Landschaft  auf 
die  Ungarn  blickte,  ersichtlich  gemacht  Derselbe  entsprang  aber  nicht  blos 
den  dort  erwähnten  Verwüstungen,  sondern  rührte  hauptslchlich  von  der 
Beeinträchtigung  des  Torritorinmi  her,  durch  welche  die  Land- 
schaft in  der  ersten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  um  viele  Unterthanen 
und  Steoerobjecte  gekommen  war.  Wie  lebhaft  die  Stände  gerade  zur  Zeit, 
wo  sie  besagte  Selbstverleugnung  übten,  diesen  Verlast  empfunden  haben, 
wie  sehr   er  sie  schmerzte   und  wehhe  Anstrengungen    sie  damals  nachten, 
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mn  das  Terlorai«  (MM  rarfiöknierlangen :  das  erhellt  einer  Seits  ans  einer 
im  Jahre  1712  Ton  ihnen  erhobenen,  unmnthsfullen  Klage  nnd  anderer  ßeite 
ans  einem  Schritte,   welchen   sie   im  Jahre  1723   zn  jenem  Zwecke   thaten. 
Die    »Enrop&iache   Fama«   (204.  Theil,   8.  1027)   meldet   n&mlich   za   den 
nngar lachen  Landtags-Verhandlong^n  vom  Jahre  1723:  es  seien  damals 
sechs  Depntirte   der   n.  0.   Landstände    in  Pressbarg  itoit  dem  Be- 
gehren erschienen,  dass,  nachdent    der  Kaiser  die  Grenzen   des  nngarischen 
Reiches  gegen  Osten   am   ein  Rf>trachtHches   hinansgeschoben  hat,    nan    die 
Ungar.  Stände  in  die  Aasdehnang  dos  Tandes  anter  der  Enns  bis  Pressbarg 
willigen  mOchten,  woraaf  aber  die  Ungarn  dnrehaas  nicht  eingehen  wollten. 
Brl&ntert  wird  dieser  Schritt  darch  die  vorerwähnte  Klage,  welche  aaffallender 
Weise  in   den  »Codex  Austriacas*  (III.  <'>7*{)  Anfnahme   gefanden    hat   nnd 
deren  Wortlaat  in  der  Anmerkung  121   zam  I.  Abschnitt  der  I.  Abtheilung 
des   vorliegenden  Werkes   enthalten   isi     Die   Stände  fügten   noch   bei:   sie 
hätten  damals  d.  h.  durch  die  Abtrennung  der  fraglichen  Herrschaften,    <li»' 
ihnen  sohin  keine  Sttmem  mehr  reichten,  einen  Kntgang  von   1 40'»  lläasern 
und  jährlichen  628  ff  5  Scli.   19  Pf.  erlitten.     Ueber  die  äassersten  Grenz- 
punkte des  streitigen  Gebietes  siehe  die  I.  Abth.  des  vorl.  Werkes,  S.  21,  wo 
auch  dessen  Vorgeschichte  kurz  berührt  ist.    Ebenso  ist  in  den  dazn  gehörigen 
Anmerkungen  122  und  12:{  Einschlagiges  zu  finden.    Ich  benutzte  dazu  nur  ge- 
druckte Quellen,  soweit  sie  mir  an  meinem  damaligen  Aufenthaltsorte  Innsbruck 
zog^glich  waren.    Was  die  Akten  und  Handschriften  des  n.  ö.  Landes-Archiv 
und  namentlich  Scheyb's   theils  hier  theils    im  Wiener  Staats-Archive  b» - 
fmdliche  Abhandlungen,   dann  die  an  ersterem  Orte  verwahrten  Referate  de 
landschaftl.  Sekretärs  J.  Ph.  Weber  über  diesen  Gegenstand  berichten,   ist 
von  grossem,  staatsrechtlichen  Interesse,   aber  auch  als  Beitrag' 
zar    Geschichte    des    Wechselbeziehungen    zwischen    Ungarn 
and   Niederösterreich    sehr   beachten swerth.      Ich    theile   daraus    den 
Sachverhalt  hier  mit,   der  bisher   meines  Wissens   in  einem  einzigen  Druck- 
werke,  nämlich    in  den  auf  Veranlassung  der  n.  ö.  Stände  herausgegebenen 
»Beiträgen  zur  Landeskunde  Oesterreicbs  unter  der  Enns«  (I.  Bd.  S.  160  ff.) 
and   da  nar  oberflächlich  erörtert  wurde.     Das  bezeichnete  Gebiet,  beiläufig 
20  Qaadratmeilen  gross,  setzte  sich  aus  Herrschaften,  die  durch  Verpfändung 
seitens  angarischer  Könige  an  das  österreichische  Herrscherhaus  gelangt  waren. 
and   aas   anderweitigen   Erwerbungen    des   Kaisers  Friedrich  lY.   zasammei 
welche  letzteren  durch  die  Ratification  des  Oedenburger  Vertrags  vom  26.  Jul 
1463   and   durch    den   Pressbarger   Frieden    vom    7.  November    1491    al 
rechtmässiger  Besitz  der  österr.  Fürsten  anerkannt  worden  warei 
Hieza  gehörten  die  Herrschaften  Pemstein  (Borostyänkö),  Homstein  (Szarvkö 
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Sfloistadt  (Kis-Mirton)  und  Ofins  (Köszegh).  Als  Pfandgäter  kommen 
in  Betracht:  Forchtenstein  (Fraknö)  and  Kobersdorf  (Kaböld)  im 
Oedenbarger  Komitate.  Es  mag  sein,  dass  die  Inhaber  dieser  Herrschaften 
sich  Uebergriffe  erlaubten.  Wenigstens  klagten  hieräber  die  ungesehen 
Stände  schon  im  Ges.-Art.  63  vom  Jahre  1548  and  zwei  Jahre  später  re- 
klamirten  sie  aasdrucklich  die  Abtei  Borsmonostor  bei  Güns  als  eine  dem 
Königreiche  Ungarn  ohne  allen  Bechtsgnind  eDtriseene  Liegenschaft  Aber 
sie  drangen  auch  anablässig  aof  Heraasgabe  der  an  Gestenreich  ? erpf&ndeten 
Herrschaften,  so  schon  1552,  1553,  1554  a.  8.  w.  bis  Erzherzog  Ferdinand 
bei  seiner  Krunang  zum  angarischen  König  a.  z.  mit  dem  §  20  des  damals 
(15.  Mai  IG  18)  von  ihm  aasgestellt^in  Inaagaraldiploms  ihnen  die  Rdck- 
steliong  derselben,  aber  nicht  blos  der  Pfandgüter,  sondern  aoch  der  durch 
den  Prcssbarger  Frieden  anerkannten  übrigen  Erwerbongen  Friedrichs  lY. 
versprach.  Während  nämlich  im  Oedenburger  Vertrage  vom  Jahre  1463  dem 
Könige  von  Ungarn  das  Kin lösungsrecht  blos  hinsichtlich  Forchtensteins  and 
Kobersdorfis  vorbehalten  ist  ond  nur  sie  in  demselben  als  » in  metis  et  limitibas 
liegni  Hangariae  constituta*  bezeichnet  werden;  während  auch  der  Press- 
barger Vertrag  von  141U  (Absatz  8)  diese  damals  von  den  Ungarn  besetzten 
beiden  Herrschaften  »retentis  tamen  omnibus  condicionibas  circa  ea  loca  in 
priori  tractata  notatis*  d.  h.  unter  Wahrung  des  Einlösungsrechtes  and  der 
Zugehörigkeit  zu  Ungjim  dem  Kaiser  Friedrich  zuspricht,  allerdings  jedoch 
Eisenstadt  hinzufügt  und  von  den  Herrschaften  Uornstein,  Güns  and 
Pernstein  bedingungslos  besagt,  dass  sie  »secandum  vim  et  tenorem  prioris 
inscriptionis  et  concordie*  dem  Kaiser  verbleiben  sollen:  macht  das  In- 
auguraldiplom  von  1618  keinen  Unterschied,  sondern  stellt  es 
alle  gan&nnUMi  Objecto  als  ungarischer  Seits  eiulOsbar  hin.  Billiger- 
masvsen  wird  dieses  durch  den  im  Vertrage  von  1461  gebrauchten  and  Oeterr. 
Seits  nicht  abgelehnten  Ausdruck  »inscriptio*  entschuldiget,  der  aaf  alle 
dort  genannten  Herrschaften  sich  bezieht,  aber  an  sich  angerechtfertiget  war. 
Und  keineefalLs  änderte  derselbe  etwas  an  der  rechtmässigen  Verbindung  der 
Herrschafton  Hornstein,  Güns  und  Pernstein  mit  Oesterreich,  noch  begründete 
er  nachträglich  ein  Einlösungsrecht  Uebrigens  wird  im  8  20  jenes  Inaogoral- 
diploms  ungarischer  Seits  die  Erwartung  aosgeeprocheo,  dass  alle  fhiglichen 
Güter  zum  Lohne  für  die  dem  Hanse  Oesterreich  von  den  Ungarn  beieigte 
Zuneigung  »gratis*  zurückgestellt  werden;  für  den  Fall  indessen,  dass  die 
Oesterreicher  da  Schwierigkeiten  machen  (si  autem  dictae  Arcee  ab  Aastriads 
gratis  n  0  n  remitterentur)  soll  die  Pfandsamme  erlegt  and  der  ganze  Complez 
dieser  Güter  an  Ungarn  einverleibt  werden.  Verfolgt  man  die  angarischen 
Ansprüche  weiter  zurück,   so   findet   man   im  Art  38  von   1i'><*;'    die  »bona 
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•d  Anstriam  impigTiorulH*    nur  im   Aiigi^mcinon  erwunni   uiki   n     \  \   n 

1608  gtos  willkürlich  Ausser  Koberedorf  auch  Gflns  oikI  Peru  n  n  i  - 
ttAndtbeile  Ungarns  reklamiert,  ohne  daas  da  Yon  ihrer  KinlOsbarkeit  die 
Bede  w&re.  Ferdinand  IL  hatte  diesfalls  mit  seinem  Inangnraldiplom  als 
König  Ton  Ungarn  den  angarischen  St&nden  ein  Versprechen  ge- 
geben, das  er  nnr  als  Erzherzog  von  Oesterreich  realisieren 
konnte  und  bedurfte  biezu  der  verfassungsmässigen  Zustimmung  der 
n.  0.  St&nde.  Die^e  aber  verweigerten  anfangs  jede  Meinungsäusserung. 
Um  rascher  ans  Ziel  zu  kommen,  schoben  die  ungarischen  St&nde  den  Palatin 
Grafen  Niclas  Eszterhäzj  vor,  der  die  Herrschaften  Eisenstadt  und  Forchten- 
stein  an  sich  brachte.  Der  Rechtstiti>l,  anter  dem  es  am  2.  Mai  1622  geschah, 
war:  Sicherstellung  für  eine  »gratia  exprctativa*  des  Königs.  Vorher  schon 
hatte  u.  z.  im  Jahre  15r)9  der  Obergespan  des  Oedenburger  Komitats  Job. 
Csuräny  de  Dewecher  die  Herrschaft  Kobelsdorf,  1574  die  Wittwe  eines 
Grafen  Batbyany  für  sieb  und  ihre  Kinder  die  Herrschaft  Gans  erworben. 
Und  während  go  ein  Gut  narli  dem  anderen  von  Ungarn  mit  Beschlag  belegt 
wurd«s  wussten  die  n.  0.  Stände  noch  immer  nicht,  welche  Güter  sie  zu  be- 
haupten in  der  Lage  wären.  Auch  Ferdinand  IL  war  über  die  einschlägigen 
Rechtsverhältnisse  seitens  seiner  usterr.  Beamten  so  wenig  unterrichtet,  dass 
er  in  der  Instruction  vom  9.  Januar  1626  für  die  österr.  Commissäre,  welche 
mit  den  Ungarn  über  jene  Forderung  sich  auseinandersetzen  sollten,  das 
Geständniss  ablegt:  er  wisse  es  »eigentlich*  nicht  »was  nemblich  für  Hun- 
g^risclie  Güter  in  specie  zu  gedachtem  Unsern  lObl.  Hausz  Oesterreich  von 
Hungarn  versetzt  seindt.*  Zunächst  wurden  bloß  die  Herrschaften  Forchten- 
stein  und  Kobersdorf,  also  wirkliche  Pfandgüter,  deren  Einlösbarkeit 
feststand,  am  19.  Januar  1620  an  Ungarn  überantwortet.  Kann*  war  dies 
geflchehen,  so  verlangte  der  ungar.  Palatin  von  allen  Oesterreichern,  welche 
im  Bereiche  dieser  Güter  Grundstücke  besassen,  den  Nachweis  der  Besitz- 
fähigkeit nach  ungarischem  Rechte.  Kr  begleitete  diesen  Auftrag  mit  derben 
Drohungen,  so  dass  Ferdinand  IL  unterm  19.  Juni  1G26  ihm  dies  verwies. 
Aber  trotzdem  verfolgte  der  Palatin  seinen  Plan  weiter.  Er  nöthigte  die 
betreffenden  Grundbesitzer  ohne  Ausnahme,  ihm  ihre  dienstbaren  Unterthanen, 
Maierhöfe,  Mühlen  und  Grundstücke  zu  Spottpreisen  (auf  1 0.000  Gulden  Ge- 
schätztes um  800  Gulden,  zu  1000  Gulden  Bewerthetes  um  12  Thaler)  ins 
Eigenthum  zu  überlassen.  Als  die  davon  hart  betroffenen  Parteien  verlangten, 
daas  ihnen  Gelegenheit  geboten  werde,  auf  einem  Gerichtstage  ihre  Rechte 
geltend  zu  machen,  bedeutete  ihnen  der  Palatin,  dass  dies  ganz  überflüssig 
sei,  weil  das  ungarische  Gericht,  auch  ohne  daas  sie  vor  demselben  vertreten 
wären,    »secundum  Deum   et  ejus  justitiam*  richton  werde.     Diese   Antwort 
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traf  in  Wien  am  22.  Mai  1628  ein,  m  welcher  Zeit  die  Tagsatzung  in 
Oedenbarg  bereits  begonnen  hatte,  und  als  der  landächaftl.  Sekretär  Daniel 
Walter  sofort  nach  Oedenbarg  eilte,  oni  zu  retten,  was  noch  zu  retten  war, 
liess  ihn  der  dem  Gerichte  Vorsitzende  Palatin  nicht  mehr  eintreten,  weil  die 
Sitzung  bereits  aufgehoben  sei.  Die  ungarische  Begehrlichkeit  wurde  darauf 
hin  immer  grOsser:  Die  Grenzstreitigkeiten  wollten  kein  Ende  nehmen.  »Man 
kannte*,  schreibt  der  Sekretär  Weber  (Handschrift  58/c  a.  a.  0.,  S.  114) 
»in  Ungarn  Oesterreichs  beklemmte  Lage  um  so  genauer,  ab  Unj.'am  selbst 
grossen  Theils  an  dieser  Beklemmung  Schuld  trug;  man  war  (dort)  sich 
seiner  Kraft  und  der  gegenthoiligen  Nachgiebigkeit  bewusst;  man  hielt  den 
gegenwärtigen  Augenblick  für  den  günstigsten  und  glaubte  wohl  noch  pro 
patria  etwas  Verdienstliches  zu  thun,  wenn  man  das  Vaterlan«!  auf  Kosten 
eines  nachbarlichen  Landes  um  einige  Grafschaften  yergrösserte.  *  Inzwischen 
hatte  auf  dem  Oeden burger  Landtage  von  1625  das  Gelüste  nach  den  übrigen, 
angeblich  blos  pfandweise  zu  Oesterreich  gehörigen  Gütern  eine  feste  Gestalt 
gewonnen  und  nnverhoffl  rasch  wurde  ihm  nunmehr  eine  Förderung  zu  Theil, 
welche  der  friedlichen  Austragung  der  Streitsache  Vorgriff.  Der  Kronanwärter 
Ferdinand  III.  musste  nämlich,  um  mit  der  ungarischen  Krone  gekrönt  zu 
werden,  unter  anderen  Bedingungen  auch  das  feierliche  Gelöbniss  leisten,  er 
werde  seinen  ganzen  Einfluss  aufbieten,  damit  jene  Güter  summtlich  an  Ungarn 
gelangen.  Offenkundig  wurde  aber  dieses  Versprechen  erst  im  Jahre  1638 
und  es  vergiengen  weitere  neun  Jahre,  bis  die  Ungarn  es  angezeigt 
fanden,  auf  des-sen  Erfüllung  zu  dringen.  Sie  thaten  es  als  die  Schweden 
unter  dem  Feldherm  Wrangel  in  Böhmen  siegreich  vorrückten  und 
Ferdinand  III.  nahe  daran  war,  in  deren  Gefangenschaft  zu  ge- 
rathen.  Abermals  sollten  jetzt  die  Stände  des  Landes  unter  der  Enns 
einen  ohne  ihr  Vorwissen  auf  sie  gezogene  Wechsel  einlösen,  den  ihr  künftiger 
Landesfurst  in  anderer  Eigenschaft  ausgestellt  hatte.  Sie  weigerten  sich 
dessen  mit  grösster  Entschiedenheit  Denn  sie  warsn  nitUer  Weile  zur  klaren 
Erkenntniss  gelangt,  dass  eine  Verpflichtung,  den  naielmikommen ,  für  sie 
nicht  zu  Recht  bestehe.  Einen  Versuch  des  Palatins  NicUs  Esiterhäzj,  die 
Herrschaft  Hornstein  in  seinen  Besiti  zu  bringen,  hatton  lia  im  Jahre  1641 
durch  ihre  Einsprache  vereitelt  Hinwieder  war  es  dem  Grafen  Adam  Ba- 
thyany  im  Jahre  1644  gelungen,  Pfandbeeitasr  der  Herrschaft  Pemstein  zu 
werden.  Das  waren  Vorbereitungen  zur  Gewaltthat,  die  im  Jahre  1647  unter 
den  n.  ö.  Ständen  das  peinlichste  Aufsehen  erregte.  Diese  hatteo,  als  aie 
den  Ernst  des  Gegners  inne  wurden,  eine  »Dedaetboaschrift*  aimrbaitan 
lassen,  welche  ihre  Einwendungen  enthielt,  und  die  der  Kanzler  der  n.  ö. 
Regierung  mit   der  Versieberoog  tntgtgennahm,    dass   er  sie  »diskutierbar* 
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find«.    Aach   das  Oeheiinruiii>-«  rdinands  lil.,  wulches, 

wlbrend  er  selbst  in  Bdhnien    i'  ^  ^  .-,    anter  dem  Vorsitze 

des  Kronprinzen  die  Staatsgeschäfte  besorgte,  yersprach  »ich  fon  dieser  Schrill, 
dass  sie  den  Ungestflm  dor  riigarn  massigen  werde.  Aber  die  Umdesfartt- 
liehen  Commiss&re,  welche  der  Kaiser  mit  der  Unterhandlang  eines  Aafschobs 
betaraat  hatte  (die  n.  0.  Rogiorangsr&the  .loh.  Kastach  l?Yeih.  von  Althan  und 
Dr.  Qeorg  Weinzirl  and  d<*r  Hofkatnmorrath  Job.  Barth.  Schelhard  von  Harten- 
fels)  setiten  in  dieselbe  nicht  das  gleiche  Vcrtraoon.  Vielmehr  erklärten 
diese  tn  Eisenstadt,  wo  am  IC.  September  1()47  die  Zasammenkunft  mit 
den  angarischen  Commissären  stattfand,  den  da  gleichfalls  anwesenden  Ver- 
tretern der  n.  ö.  Landschaft  gegenüber  das  darin  Vorgebrachte  als  keineswegs 
geeignet,  die  Ungarn  von  ihrem  Vorhaben  abzahringen.  Der  Kronprinz  da- 
gegen war,  je  länger  er  die  Argamonte  der  Stande  erwog,  desto  fester  von 
der  Gerechtigkeit  der  Sache,  welche  damit  in  Schatz  genommen  warde,  über- 
zeagt  und  verzweifelte  an  der  Möglichkeit,  dem  Wunsche  seines  Vaters,  der 
die  Ungarn  eilends  zu  befriedigen  befahl,  zu  willfahren.  Er  billigte  es  auch, 
dass  die  n.  ö.  Stände  für  den  schlimmsten  Fall  mit  Berufung  auf  den  Wort- 
laut der  Inanguraldiplomo  von  161H  und  HJ25  nur  die  betreffenden  Burgen 
(Arces),  nicht  aber  die  dazu  gehörigen  Herrscbaftsbj'zirke  an  Ungarn  aus- 
zoliefem  sich  anheischig  machten.  Doch  der  Kaiser  missbilligte  mit  Hand- 
schreiben d.  d.  Pilsen,  27.  August  1647  (also  im  Angesichte  des  schwedischen 
Heeres)  die  Anwendung  dieses  Auskunftsmitt^ls  und  so  gerne  das  öeheimraths- 
Collegiam  ein  wirksameres  ersonnen  hätt(»,  so  musste  es  doch  bei  der  Un- 
geneigtheit  der  Ungarn,  da  überhaupt  Bechtsgründe  anzuhören,  sich  mit  dem 
Hinausschieben  der  Entscheidung  begnügen.  Denn  nahm  der  Krieg  mit  den 
Schweden  eine  günstige  Wendung,  so  hatte  es  auch  der  Kaiser  mit  dem 
Nachgeben  nicht  mehr  so  eilig  und  den  Ungarn  genügte  dann  vielleicht  eine 
kleine  Abschlagszahlung.  Desto  eifriger  Hessen  es  sich  aber  Letztere  an- 
gelegen sein,  die  erwähnte  Nothlage  des  Kaisers  und  die  Bestürtzung,  in  welche 
der  Wiener  Hof  durch  dju»  Anrücken  der  Schweden  versetzt  war,  zu  ihren 
Gunsten  auszubeuten  und  während  die  aus  Eisenstadt  nach  Wien  zurückge- 
kehrten, ständischen  Abgeordneten  hier  Berathungen  pflogen,  auch  durch  ihre 
Abwesenheit  allein  schon  den  Fortgang  der  Eisenstädter  Unterhandlungen  zu 
hemmen  vermeinten,  führten  die  in  Eisenstadt  verbliebenen  landesfürst- 
lichen Commiss&re  die  »Tractation*  durch  rückhaltslose  Annahme 
der  ungarischen  Forderungen  plötzlich  zu  Ende.  Dies  ereignete 
sich  am  19.  September  1647.  Die  Begentschaftsbehörde  in  Wien  hatte 
hievon  so  wenig  eine  Ahnung,  dass  sie  noch  Tags  darauf  an  die  ihr  unter- 
stehenden Commissftre   die  Weisung   ergehen  Hess,   einen  weiteren   Aufschub 
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zn  erwirken.     Die    übereib     i  i        .:   «ms  U*tn»flendeii  Protokolls   zog 

die  Einantwortung  der  Hn  .iniin  li  iii>tein,  Kisenstadt,  Güns  und  Pem- 
stein  und  die  der  zugehörigen  St&dte  an  die  ungarischen  Gommiss&re  nach 
sich.  Doch  vergiengen  acht  Tage  bis  auch  sie  erfolgte.  In  diese  Zwischen- 
zeit fällt  ein  neuer  Protest  der  n.  ö.  St&nde.  Er  ist  von»  23.  S«pt«*mber 
datiert  und  dass  die  landesförstlichen  Commissäre,  über  ihn  sich  hinwegsetzend, 
die  Angelegenheit  zum  Abschluss  brachten,  ist  der  schwerste  Vorwurf, 
der  sie  in  dieser  Beziehung  trifll.  Sie  selber  scheinen  die  schwere  Verant- 
wortung, mit  welcher  sie  sich  solcher  Gestalt  bel;i.sU*ten,  gefühlt  zu  haben, 
indem  sie  am  14.  Oktober  IG4  7  ihr  Vorgehen  durch  einen  Bericht  zu  be- 
schönigen suchten,  welcher  die  Zwangslage,  in  der  sie  sich  befanden,  aller- 
dings deutlich  offenbart  Sie  sagen  darin:  hätte  ein  »simples  Versprechen* 
vorgelegen,  so  würden  sie  mit  dessen  Erfüllung  gewiss  gezögert  haben ;  allein 
sie  hatten  es  da  mit  einer  »sub  conditione  coronationis  gege- 
benen* Zusage  zu  thun  und  ihnen  kam  es  nicht  zu,  »circa  crimen  Sacri- 
legii  zu  disputieren,  ob  nämlich  der  Kaiser  seiner  Zeit  befugt  gewesen,  Solches 
zuzusichern,  oder  nicht*  Sie  fügen  noch  bei:  der  Muth  sei  ihnen  vollends 
entfallen,  als  die  ungar.  Commissäre  am  21.  September  (wahrscheinlich  um 
die  landesfürstlichen  zu  rascher  Uebergabe  der  Güter  zn  nöthigen)  mit  der 
Rache  des  Fürsten  Uäkoczy  zn  drohen  begannen  und  sonstiges 
Unheil   in  Au.^sicht   stellten.  >t&nde  folgerten   ans  dieser  Dar- 

stellung des  Sachverhalts,  da.s.s  ein  «iewaltakt  vorliege,  der  rück- 
gängig gemacht  werden  müsse,  und  beharrten  hierauf  u  m  so  mehr, 
nachdem  ohne  ihre  ausdrückliche  Zustimmung,  die  da  nie  ge- 
geben worden,  vom  Gebiete  des  Landes  unter  der  Enns  überhaupt 
nichts  abgetreten  werden  dürfte.  Ihre  Entrüstung  wuchs  als  der 
Ungar.  Palatin  schon  am  I.  Oktober  Hi47,  also  kaum  14  Tage  nach  der 
Uebergabe  der  Landeshoheit  dem  Besitzer  der  Herrschaft  Homstein,  einem 
Freiherm  von  St^tzing,  das  Eiarenthum  daran  aberkannte,  weil  er  kein  un- 
garischer Edelmann  sei,  und  seinem  Protonotar  auftrug,  einen  Grafen  Nadasdv 
in  den  Besitz  derselben  einzosetien.  Der  Freih.  von  Stotzing  leistet« 
der  nach  ungarischem  Bechte  zulässigen  »Repulsio*  Gebrauch  machend,  be- 
waffneten Widerstand  und  da  er  nicht  genug  wehrtflchtige  Leute  bei 
sich  hatte,  um  auf  die  Dauer  das  Schloaa  gegen  die  von  NadAsdy  entaendetoi 
Belagerer  zu  behaupten,  stellte  ihm  auf  seine  Bitte  der  Kaiser  mit  Zu- 
schrift an  den  Kronprinzen  vom  18.  Oktober  1647  mehrere  hundert 
Mann  der  Wiener  »Stadtguardia*  zur  VerfQgung.  So  legte  Ferdi- 
nand UL  seine  Missbilligung  des  ?on  seinen  Gommiieiren  den  Ungarn  ge- 
machten Zugest&ndnisset,  dam  die  Privatbeeilzrechte  nur  den  nach  ungariadieii 
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einem  Schreiben  fom  19.  Febrnar  1648.  Nicht  minder  sprach  sieb  die 
Geheime  Staats-Conferenz  anUsslich  einer  der  Bärger  von  Eisen- 

stadi  Aber  das  Bestreben   der  Qrafen  La«..  rhüzy,  sie  sich  anter- 

thAnig  so  machen,  mit  Oatachten  ?om  25.  S<  ir>48  dahin  ans,  dass 

die  Abtretung  dieser  Stadt  an  Ungarn  »ex  falso  snpposito*  geschehen  sei. 
Aber  einen  prakti.schen  Erfolg  hatten  trotzdom  die  Einwendangon 
und  Klagen  der  n.  ö.  Stände  damals  ko  wenig  als  in  den  folgenden  zwei 
Jahrhunderten.  Vielmehr  wies  Hie  der  Kaiser  onterm  8.  April  1648  mit 
Rdcksicht  aof  das  von  ihm  ausgestellte  Inauguraldiplom  als  »unwirksam* 
zurück  und  die  im  folgenden  Jahre  erneuerten  Vorstellungen  erledigte  er 
unterm  13.  April  1G49  durch  Vertröstung  der  unwirschen  Stande  auf  die 
Zukunft.  Er  gab  ihnen  zu  diesem  Ende  bekannt,  dass  ihre  Proteste  von 
ihm  dem  ungarischen  Palatin  übermittelt  worden,  damit  er 
sie  ,zu  den  Akten  lege*  Die  Erinnorunö'  an  diese  Gebietsänderung 
wurde  im  Jahre  1712  dadurch  aufgefrischt,  dass  die  ung.  Stände 
damals  die  (noch  heute  zum  Lande  unter  der  Enns  gehörige)  Herrschaft 
Scharfe  neck  mit  den  vier  Märkten  Hof,  Au,  Mannersdorf  und  Summerein 
nebst  dem  Dorfe  Czillingsdorf  (dieses  Gebiet  »quia  intra  veras  metas  et 
limites  Regni,  intra  videlicet  fluvium  Lejtha  situatum*)  beanspruchten 
und  dass  ihre  Grenz-Regulierungs-Commissäre  im  Jahre  1717  das  Erbieten 
der  österreichischen,  ihnen  die  »alte  Grenze*  (an  Güns  vorüber  längs  der 
Rabnitz  bis  Eggenmark,  Ockau,  Purbach  und  Hollern  an  der  Leitha)  zu 
weisen,  schroff  ablehnten.  Desto  höher  ist  der  Patriotismus  anzuschlagen, 
mit  welchem  die  n.  ö.  Stände  im  Jahre  1720  von  diesen  Begebenheiten 
absahen. 

70)  Conferenz-Gutachten  über  Anfragen  des  n.  Ö.  Landmarschalls  in 
Betreff  der  Vorkehruni,'en  zur  Publication  der  Pragmatischen  Sanction  (Akt  4 
ex  1720,  Niederösterreich  I.  A  1  im  Arch.  des  Ministeriums  des  Innern). 
Die  einzelnen  Fragen  und  die  ihnen  beigesetzten  Rathschläge  der  Conferenz 
behandeln  mitunter  leere  Förmlichkeiten;  doch  verdienen  daraus  folgende 
Punkte  nebst  den  vom  Kaiser  in  der  Gestalt  von  Randglossen  getroffenen 
Entscheidungen  hier  hervorgehoben  zu  werlen:  ad  a)  wird  es  dem  Ermessen 
des  Kaisers  anheimgestellt,  ob  der  bezügliche  Landtag  wie  ein  gewöhnlicher 
durch  den  Landmarschall  einberufen  werden  soll  oder  ob,  weil  »der  fragliche 
Actus  gleichsamb  einen  Theil  einer  erweiterten  Erbhuldigung  mit  sich  führet*, 
zu  dem  auch  reichsunmittelbare  Bischöfe  werden  zu  laden  sein,  er  gleich 
einem  Huldigungs-Landtige  einzuberufen  sein  wird  ?  (Der  Kaiser  verfügt  die 
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Einberafung  dafch  den  Landmarschall) ;  ad  c)  wird  aaf  die  Einladoiig  der 
»hohen  Minister*  eingerathen,  die  als  Mitglieder  des  Uernistandee  an  der 
ersten  Tafel  werden  Platz  zn  nehmen  haben  (Kaiser:  »fiat*);  ad  e)  auch 
fQrstliche  Personen  wie  der  »Begierer  des  Hauses  Liechtenstein*  wären  zum 
persönlichen  Erscheinen  aafzafordem  (Kaiser:  »plaeet*). 

7 1 )  Es  heisst  darin :  der  Kaiser  habe  für  nothwendig  befanden,  dass 
der  Zosammenkanft  der  St&nde,  bei  welcher  die  Pragmatische  Sanction  zar 
Verhandlung  gelangt,  ein  »kaiserlicher,  zugleich  er^herzoglicher  Notarius* 
beiwohne,  der  »eines  jedweden  erscheinenden  Landtags-Mitglieds  mändlich 
ablegendes  Votum  der  Ordnung  nach  wie  Sj  sitzen  und  votiren,  ganz  treu, 
yerst&ndlich  und  aufrocht  protocolliren,  darüber  eine  Terlft^sliche  Specification 
verfassen,  sodann  solche  derer  treugehorsamsten  Stände  nacher  Hof  einraichen- 
den  gehorsamsten  Erklärung  verschlossener  beifäegen  solle.*  Der  hiezu 
berufene,  landschaftliche  Syndikus  hiess  Job.  Baptist  Mayr  Edler  von  Mairs- 
feld  ^Akt  4  t'x  1720  Kiederösterreich  1.  A.  1  im  Arch.  des  Ministeriums 
des  Innern). 

72)  Hofk<iuzlei-Bescript  vom  6.  Juli  1720,  bezogen  in  einer  Intimation 
an  die  steierm.  Landschaft  vom  13.  Juli  des  nämlichen  Jahres.  (Steierm. 
Landes- Archiv,  111.  Antiqua  1"' 

78)  Siehe  die  vorstehende  AIlI^Kl;^  72.  ¥ünf  Österr.  Landtage  hatten, 
wie  weiter  unten  nachgewiesen  werden  wird,  die  Pragmat  Sanction  damals 
bereits  angenommen,  so  dass  für  mehrere  derselben  dieser  Auftrag  eine 
Beassumierung  der  ganzen  Angelegenheit  bedeutete.  Hierüber 
entspann  sich  auch  zwischen  der  ständischen  Verordneten-Stelle  in  Krain  und 
anderen  iunerösterr.  Landschaften  eine  Correspondenz,  welche  von  der  That- 
sache  ausgieng,  dass  im  krainer  Landtage  der  betreflfende  Beschluss  nicht  im 
Beisein  eines  »Notarii  publici*  gefasst  worden  war.  Die  steiermärkische 
Verordncten*Stelle  beantwortete  die  Anfirage,  was  demnach  za  geschehun  habe, 
mit  der  Mitiheilung,  dass  sie  in  der  gleichen  Lage  sich  befinde,  jedoch  ab- 
warte, ob  der  Kaiser  die  Einberufung  eines  neuen  Landtags  anordnet  Die 
Geheime  Stelle  erkundigte  sich  deshalb  bei  Hof,  war  also  selber  aber  den 
Sinn  der  kais.  Verfügung  vom  6.  Juli  1720  im  UuklAren.  (Ftekl  L  395 
im  laudscbaftl.  Archive  zu  Ijaibach). 

74)  Dieses  Schreiben  (vom  1.  Mai  1720)  wurde  vom  kiratn.  Barggrate 
in  der  I^andtags-Sitzung  vom  6.  Mai  1720  verlesen.  Es  beivt  darin:  eine 
kais.  Kntschliessung  in  Betreff  der  Ausdehnung  der  Erbfolge  auf  das  weib- 
liche Geschlecht  so}  mit  der  fraglichen  Weisung  schon  an  alle  Innerteterr. 
Landschaften  expediert  worden.     Die  Stinde  des  Landes  ob  der  £iuis  hatte 
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ihr«D  betflglicben  Beaehloas  s&mmtlich  mit  ihror  Unterschrift  be- 
glaubiget, auch  das  grössere  Landschafts-Siegel  bcidräckeii 
lassen  und  das  so  zu  Stande  gekommene  »Instrument*  der  Uofkanzlci 
aberschickt  Kinhellig  verpflichteten  sie  damit  »ich  und  ihre  Nachkommen, 
die  neue  Thronfolge-Ordnung  un verbrach li ch  zu  beobachten,  stets 
daran  festzuhalten,  mit  allen  Kräften  dafär  einzutreten, 
Qut  und  Blut  dafür  zu  opfern.  Sie  erboten  sich  übrigens,  auf  des 
Kaisers  Wunsch  in  noch  verbindlicheror  Form  ein  neues  »Erkl&rungs-In- 
stmment*  auszustellen  und  dieses  »feierlichst  publicieren  zu  lassen.*  (Original- 
Ausfertigung  im  Landes-Archive  zu  Linz,  A.  1.  67). 

75)  Akt  4  ox  1720  im  Arch.  des  Ministeriums  des  Innern,  Obden-nes- 
isclie  Abthoilung.  Der  vom  Vicohofkanzlor  Grafen  Stürkh  und  vum  Hofrathr 
Managetta  unterzeichnete  Vortrag  macht  geltend,  dass  es  nicht  genüge,  wenn 
ein  Notar,  der  noch  dazu  Hoamtor  der  Stände  ist,  den  »völligen  Actum  des 
Landtags  und  die  darüber  ausgefallene  ständische  Erklärung  allein  ohne  deren 
Ständen  Unt-erscbriften  *  beschreibt  und  mit  seinem  Notariatssiegel  fertigt. 
Das  verbürge  weder  die  Legalität  noch  sei  es  eine  »diesem  so  hochwichtigen 
Werk  proportiunirt«'  Sulennität*.  Zum  mindesten  mnsste  neben  dem  ständischen 
Syndikus  noch  ein  zweiter  Notar  zugezogen  werden.  Aber  die  Archive  lehren, 
dass  feierliche  Erklärungen  dieser  Art  in  früherer  Zeit  stets  in  anderer  Form 
ausgestellt  wurden,  theils  indem  die  ,  l*rinzipalpersonen  *  sich  unterzeichneten 
theils  indem  deren  Bevollmächtigte  es  thaten  und  häufig  auch  eine  ganz«- 
Beihe  von  Zeugen  den  Inhalt  der  Urkunde  durch  ihre  Unterschrift  beglaubigte. 
Wenn  man  den  Ständen  des  Landes  unt«r  der  Enns  gegenüber  die  Forderung, 
dass  alle  einzelnen  Votanten  die  Urkunde  unterschreiben,  fallen  liess,  so  ge- 
schah es  aus  Scheu  vor  den  Zwistigkeiten,  die  der  Vollzug  einer  solchen 
Forderung  hätte  erregen  können.  Aber  am  meisten  begründet  sei  obiges  Ver- 
langen, zumal  »bei  gegenwärtigen  Weltläuffen *,  wo  es  weit  mehr  auf  »die 
Verbindlichkeit  und  (den)  Bestand  der  Sachen*  ankommt,  als  auf  Aeusser- 
lichkeiten.  Desshalb  könne  auch  die  Ueberreichung  der  botreflFenden  Urkunden 
durch  ständische  Deputationen  füglich  unterbleiben;  nur  die  Stände  des  Landes 
unter  der  Enns  müssten  vom  Kaiser  empfangen  werden,  weil  diesen  zu  be- 
sagtem Ende  die  Audienz  bereits  bewilliget  sei.  Der  Kaiser  Hess  diesen 
Vortrag  bis  Ende  August  1720  unerledigt.  Dann  ertheilto  er  eigenhändig 
darauf  den  Bescheid:  »Soll  gehalten  werdten  in  allem  wie  hie.* 
Was  diese  zweideutigen  Worte  damals  besagten,  wird  aub  dem  Folgenden 
(Anmkg.  76j  klar.  Sie  drückten  des  Kaisers  Zustimmung  zu  dem  Vor- 
schlage aus.  Mit  dem  Ausdrucke  »wie  hie*  ist  oifenbar  dieser  gemeint. 
Aber   er   selbst  blieb   trotzdem   unausgeführt,   weil   der  Kaiser  einige  Tage 
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früher   den  innerösterr.  lAndern    gegenüber  von   dem  bezüglichen  Verlangen 
abgegangen  war. 

76)  Die  Geheime  Stelle  in  Graz  yersiändigte  von  dieser  A.  b.  Ent- 
schliessong  die  Stände  von  Steiermark,  Kärnten  nnd  Krain  nnterm  1 7.  Aagnst 
mit  den  Worten :  der  Kaiser  »lasse  es  respectu  der  Thron-  and  Erbfolge  (in) 
dero  darchlauchtigstem  Krzhans  bey  der  von  Einer  ehrsamen  Landschaft  alda 
anterthäniget  erstatteten  Erkhlämng  anss  seinen  besonderen  Ursachen  der- 
gestalten  in  Gnad«'n  bewenden,  dass  dorch  ihme  Syndicam  die  in  dem  land- 
Hchaftlichen  Archiv  befiodlicho  Pablications-  and  respective  von  denen  Herrn 
Ständen  eröffnete  and  dabin  eingelangte  Erklänings-Instramcnta  erhoben  and 
daraus  in  Gegenwaiib  dreycr  Landriltho  ein  Transaniptum  .  .  .  genomben  nnd 
iinheru  fördersamb  eingereicht  werde.*  Dom  Syndikus  von  Steiermark  wurde 
(so  wie  aoch  bald  darauf  dem  von  Kärnten  und  dem  von  Krain)  direkt  durch 
ein  Huf  kanzlcidekret  vom  14.  August  1720  bedeutet:  der  Kaiser  habe  ihn 
zum  Notar  ad  hoc  auserkoren  und  in  da«  ,Transi)Umpt*  seien  die  Namen 
aller  liandosmitglieder,  die  bei  der  betreffenden  Abstimmung  zugegen  waren, 
aufzunehmen.  (Erbhuldigungs- Aktien  im  steierm.  Ijande»- Archive,  insbesondere 
unter  111.  Antiqua  10,  und  die  analogen  Zuschriften  in  den  landschafll. 
Archiven  zu  Klagenfurt  und  Laibach).  Die  Stände  von  Kärnten  und  Kruin 
hatten  es  verabsäumt,  die  Theibiehmer  an  der  Abstimmung  gleich  bei  dieser 
authentisch  fefitznstellen.  Sie  sahen  sich  daher  genOthiget,  dies  nachträglich 
zu  thun.  Die  von  Krain  bedienten  sich  dazu  des  s.  g.  »Weisboten*,  Job. 
Jos.  von  Schiuderbacb,  dem  der  Präsident  der  Verordnetenstelle  am  30.  August 
1720  befahl,  die  Unterschriften  der  aaf  einer  Liste  verzeichneten  »Herrn 
und  l^ndleuU*  abzuholen.  (Landschafll.  Archiv  za  Laibach;  L  395).  Die 
Kärntner  unterlicssen  es,  da«  Versäumnis«  auf  diese  Weise  gut  tn  machen, 
und  mnssten  daher  später  (mit  Bericht  vom  12.  November  1725  an  die  Geheime 
Stelle  in  Graz)  gestehen,  da^  über  die  Annahme  der  Pragmat  Sanction  von 
ihrer  Seite  in  ihrem  Archive  nichts  vorliege  als  das  darüber  vom  landschafll. 
Sekretär  geführte  Protokoll  und  ein  nach  diesem  verfasstes  Conzept  der  Er- 
klärung, welche  der  Syndikus  (Ober-Sekretär)  Jos.  Mich.  Freih.  von  Schoberg 
unterm  7.  September  1720  als  ad  hoc  ernannter,  öfftnitlicher  Notar  nach 
Wien  eingesthickt  hatte.  Dio  drei  »liandräthc«,  welche  sich  mit  diesem  in 
die  Verantwortung  für  die  Kichtigkeit  der  Erklärung  theiltcn,  waren:  der 
General-Einnehmer  der  Landschaft:  Ant.  Christ  Soll  Freih.  von  Teissegg  (der 
Abstammung  nach  ein  Tiroler)  und  die  LandrechtK-Besitater  Franz  Ant  Graf 
Geyssruck  und  Fr.  Jos.  Freib.  von  Jaboniegg.  (Akt  2  ex  172t»,  Innerösterreich, 
im  Arch.  des  Ministeriums  des  Inneni).  Der  steiermärkische  Syndikus 
liendlmayr   entledigte  sich  dos  Auftrags,   den   er  unterm  H.  August  1720 
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erluüieu  hatte,  am  19.  DeMmber  1720  mittels  eines  , Instruments*,  in  dem 
er  bis  sar  Vorgeschichte  des  Landtags,  anf  welchem  die  Annahme  der  Pragmat 
Sanction  in  Steiermark  erfolgte,  zorfickgeht,  den  ganzen  Verlauf  der  bezOg- 
lichen  Sitsong  schildert,  die  dabei  anwesenden  95  Votanten  namentlich  aufführt 
nnd  den  von  diesen  gefassten  Beschloss  Terzeichnot.  (Akt  7  ex  1720, 
InnerOsterreich,  ebenda). 

77)  So  erhielten  die  Stände  von  Görz  und  Gradi.  l  t.  \s  li  iis 
thaten,  unterm  18.  September  1720  von  der  Wiener  üolkaiiziji  jinu  hni- 
pfkngsbest&tigung,  in  der  es  heisst:  »Ist  mit  dem  herausdgeschickten  Original- 
Schreiben  schon  recht  beschehen.*  (Akt  2  ex  1720,  InnerOsterreich,  im  Arch. 
des  Ministeriums  des  Innern). 

7^^)  Den  krainer  Ständen  spendete  die  Geheime  Stelle  in  Graz  onterm 
3.  Dezember  1720  im  Auftrage  des  Kaisers  grosses  Lob  dafür,  dass  sie  den 
fraglichen  Landtagsbeschluss  von  allen  Tiandtiigs-Mitgliedcrn  unterfertigt  dber- 
schickt  hatten;  aber  sie  fordorte  dieselben  auf,  dessenungeachtet  auch  das 
verlangte  »Tr^ssumpt*  einzusenden,  zu  dessen  Anfertigung  gleichzeitig  ihr 
Sekretariats  -  Adjunkt  Dr.  Job.  Baptist  Hilber  berufen  wurde.  (Landschaftl. 
Archiv  zu  liaibach,  I.  o'J5).  Nachträglich  u.  z.  im  Jahre  1725  kamen 
der  WieniT  Hofkanzlei  neue  Skrupel,  oh  wohl  diese  Notariats  -  Instrumente 
genug  Sicherheit  bieten.  Sie  erwirkte  daher  eine  kaiserliche  Resolution  vom 
1.  September  1725,  welche  anordnete,  dass  alle  in  den  ständischen  Archiven 
hinterlegten  Original-Erklärungen  der  Landtage  über  die  Pragmat.  Sanction 
nach  Hof  vorzulegen  und  nur  authentische  »Transsumpte*  zurückzubehalten 
sind.  Aber  die  meisten  Landschaften  hatten  jene  ehevor  überschickt  und 
hätten,  um  neuerdings  ein  »Original*  einsenden  zu  können,  neue  Landtags- 
beschlusse  über  diesen  Gregenstmd  fassen  müssen.  Auf  solche  wollte  es  jedoch 
der  Kaiser  nicht  ankommen  lassen.  Die  Hofkanzlei  eröffnete  demnach  am 
16.  Februar  1726  der  Geheimen  Stelle  in  Graz,  dass  die  abermalige 
Ausstellung  von  Zustimmungs-Urkunden  nicht  gewünscht  wf-H'  -  A^*  '  \ 
1726,  In neröstor reich,  Arch.  des  Ministeriums  des  Innern). 

79)  Der  erste  Landtag,  welcher  der  kais.  Aufforderung  vom  Januar 
1720  Folge  lei8t<!te,  war  der  des  Landes  ob  der  Enns.  Obschon  dieselbe 
der  hiesigen  Landschaft  erst  am  6.  März  zugekommen  war,  l'asste  diese  doch 
schon  am  19.  April  1720  den  einhelligen  Beschluss,  womit  sie  die 
Pragmat  Sanction  anerkannte,  sich  und  ihre  Nachkommen  zur  unverbrüch- 
lichen Beol^achtung  und  steten  Festhaltung  dieses  Erbfolgc- 
statuts  verpflichtete,  auch  es  standhaft  zu  verlheidigen,  mit 
allen  Kräften  dafür  einzutreten,  Gut  und  Blut  dafür  zu  opfern  gelobt«. 
(Landes-Archiv  zu  Linz,  A.  L  (>7). 
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80)  In  der  Landtags -Siizang  Tom  4.  Juni  1720  trng  der  Barggraf, 
Job.  Friedricb  Graf  von  Ursini-Rosenberg,  das  Ansinnen  des  Kaisers  in  Betrefi 
der  Erbfolge  yor  and  lies  er  die  Beilagen  Terlesen.  Am  folgenden  Tage 
warde  nach  Beendigang  dieser  offiziellen  Mittbeilangen  zor  Abstimmang  ge- 
schritten. Der  Barggraf  beantragte,  den  grossen  Aasschass  der  Landschaft 
dahin  za  beTollniftcbtigen,  dass  er  eine  aof  Annahme  lautende  Erkl&ning 
unterfertige.  Diesem  Antrage  widersprach  Freiherr  von  Ottenfels,  indem  er 
es  gesiemender  fand,  dass  alle  Tersammelten  Landst&nde  die  Erkl&rong  anter- 
zeichnen.  Der  Propst  Yon  Gamitz  aber  meinte:  man  solle  sich  was  die  Form 
der  Erklärang  anbelangt,  der  steierm.  Landschaft  »conformieren.*  Dieser 
Vorschlag  warde  zam  Beschlüsse  erhoben  and  darüber  das  Sammeln  der 
Unterschriften  verabs&amt  In  meritorischer  Beziehung  sprachen  sich  der 
Färstbischof  Ton  LaTant,  der  Yicedom  des  Förstbischofs  Ton  Bamberg  and 
der  Landeshauptmann  ausdrücklich  fär  Anerkennung  der  neuen  Thronfolge- 
Ordnung  ans.  Der  Landeshauptmann  betonte,  welches  Unglück  es  w&re,  wenn 
»die  Monarchia  in  Abgang  einer  genau  geregelten  Erbfolge  angefochten 
oder  gar  zertrennt  werden  könnte*  (gewiss  einer  der  klarsten  Belege  dafür, 
dass  der  Ausdruck  »Monarchie*  zur  Bezeichnung  des  Österreichischen  Geeammt- 
staats  schon  zu  Anfang  des  XVIII.  Jahrhundert»  üblich  war).  Von  keiner 
Seite  wurdf  Widersprach  erhoben.  So  kam  der  zustimmende  Landtags-Beschloss 
zu  Stande,  der  auch  Worte  des  Dankes  für  die  Vorsorge  des  Kaisers,  aber 
keine  speziellen  Gelöbnisse  enth&lt  (Landtags-  and  Aosschnss-Pro- 
tokoU  vom  Jahre  1720  im  landschaftl  Archive  zn  Klagenfart). 

81)  I<]8  geschah  dies  anlftsslich  des  im  Jahre  1725  der  Landschaft  zu- 
gekommenen Befehles,  ihre  Original-Erklärung  vom  Jahre  1720  vorzulegen 
(siehe  obige  Anmkg.  78).  Damals  wollten  sich  der  Burggraf  and  die  Ver- 
ordneten nicht  einmal  daran  erinnern,  dass  fünf  Jahre  frflher  von  ihnen  eine 
solche  Erklärang  nach  Hof  eingesendet  worden  war.  Sie  verleugneten  die- 
selbe. Aber  aus  dem,  vom  Ober-Sekret&r  Freih.  von  Schoberg  angefertigten 
»Transsumpt*  d.  d.  7.  September  1720,  welches  die  Geheime  Stelle  in  Graz 
am  14.  September  des  n&mlichen  Jahres  nach  Wien  beförderte,  ist  ersichtlich, 
dass  jene  Funktionäre  am  5.  Juni  (also  am  Tage,  wo  der  betreffende  Land- 
tagsbeschluss  geCust  wurde)  eine  Erklärung  aoBgettellt  hatten,  die  den  Dank 
der  Stände  für  die  neue  Thronfolge-Ordnung  ausdrückt  und  das  Gelöbnisi, 
auch  weibliche  Thronerben  anzuerkennen,  enthält  Der  landschaftliche  Begi- 
strator  Job.  Carl  Zapoth  hatte  davon  Abschrift  genommen  und  ein  von  ihm 
vidimirtes  Verzeichniss  der  besäglichen  Votanten  lag  damals  gleic)i(iails  im 
kärnter  Landes-Archive.  Dass  später  diese  Schriftstflcke  in  Vergsssanheit 
goriethen  oder  vielmehr  mit  Stillschweigen  übergangen  wurden,   erklärt  sich 
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er  m  erkennen,  indem  er  mit  Aassii^llong  eines  »Kesepisee*  darfiber,  wie 
die  dbrigen  Landschaften  es  auf  ihre  oinschlftgigon  Kandgebongen  alsbald 
erhielten,  z<igerte.  Die  Kftminer  UascbUn  sich  nicht  über  den  Gmnd  dieser 
Zardckhaltong.  Sie  fragU>n  unterm  29.  Juli  1720  bei  der  Geheimen  Stelle  in 
Grax  an:  ob  sie  etwa  ihr  »Declarations-Schreiben*  za  reassumieren  hätten?  und 
drückten  dabei  die  eine  Besorgniss  yerhüllendo  Hoffnung  aus,  der  Kaiser 
werde  wohl  mit  ihrer  unterm  5.  Juni  1720  eingeschickten  Erklärung  ebenso 
zufrieden  sein,  wie  mit  der  der  Steiermärker,  nachdem  —  setzten  sie  zor 
Bemäntelung  ihrer  eigentlichen  Besorgniss  bei  —  der  Umstand,  dass  sie  die 
ihrige  nicht  vor  einem  Notar  abgaben,  ihnen  doch  nicht  zur  Last  gelegt 
werden  könne.  Ks  scheint  aber  auch  diese  iieworhung  um  ein  Zeichen  der 
kaiserlichen  Huld  keinen  Erfolg  gehabt  zu  haben. 

82)  Dieser  Beisatz  findet  sich  sowohl  im  Ijaiidiagb-l'ruinkoile  als  in  der 
Erklärung  vor,  welche  der  Burggraf  und  die  Verordneten  am  5.  Juni  1720 
unterzeichneten.  Er  hat  am  Wiener  Hofe  vielleicht  noch  mehr  als  das  Fehlen 
besonderer  Betheuerungen  zur  Verstimmung  beigetragen,  die  den  Kärntnern 
nicht  entgangen  ist  und  deren  wegen  sie  jenen  Beschluss  zu  reproduzieren 
sich  scheuten. 

83)  Laut  dem  Landtags  -  Protokolle  Band  ]H3'^  im  steierm.  Landes- 
Archive  (Bl.  71»  bis  92)  nahm  die  betreffende,  am  10.  Juni  1720  abgehaltene 
Sitzung  folgenden  Verlauf:  Der  Erb-Landmarschall  Maria  Carl  Graf  Saurau 
cröflEnete  sie,  indem  er  die  Regierungs-Vorlage  sammt  allen  ihren  Beilagen 
zur  Kenntniss  der  versammelten  Stande  brachte.  Kr  hob  hervor,  dass  es  sich 
bei  der  Regelung  der  Thronfolge  um  die  »einige  unzerthrenliche  Verainigung 
und  Beisammenerhaltung  aller  Sr.  kais  Majestät  dermalen  in  und  ausser 
Teutschland  besitzenden  oder  auch  khunftig  allerhöchst  deroselben  zukhommen- 
den  Erbkönigreiche,  Fürstenthümber  und  Lande*  handle  und  dass  der  Kaiser 
sich  »allergnädigst  versehe*,  die  Stände  würden  diese  laudesvättirliche  Vor- 
sorge sich  »gehorsamst  zu  Gemüth  nenicn  und  hierüber  gegen  Sr.  kais. 
Migest&t  sich  allerunterthänigst  erklären.  *  Als  die  Umfrage  begann,  stimmt* 
zuerst  der  Landeshauptmann  im  Hinblicke  auf  die  so  nöthige  ,Bey- 
sammenbehaltung  aller  österr.  Erbkönigreiche  und  Länder*  unbedingt  für  di. 
Annahme  der  neuen  Thronfolge-Ordnung  und  stellte  er  den  Antrag,  dass  di< 
Stände  sich  bereit  erklären  »zu  dieses  Erbrechts  immerwährender,  unzer- 
brechlicher Beobachtung  und  VeMhaltung  alle  eusserste  Khräfte,  auch  gueti 
und  blneth  vorzustreckhen.*  Zur  näheren  Begründung  dieses  Antrag- 
brachte er  vor:  die  kais.  Dispi»sition  ziele  auf  die  Sicherheit  aller  österr. 
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ErbkOnigreiche  and  Lande  ab,  gereiche  folglich  aach    dem  liande  Steyer   zu 
solcher;  sie  sei  in  der  Gott  gefälligen  Gerechtigkeit  gegründet,   auf  die  all- 
gemeine Wohlfarth  »schier  grad   gelichtet*   und   dem  Lande   seien  dadurch 
seine  althergebrachten    Gewohnheiten    nnd  Freiheiten   rer- 
bürgt;   zunächst   aber   sei  Gott  za  bitten,    dass  er   dem  Kaiser   männliche 
Erben  schenke   nnd   so   ermögliche,   dass   dessen  Hans  »bis  zum  Weitende* 
regiere.    Diesem  Votam  schloss  sich  zon&chst  der  Abt  vonSiLambrecht 
an.     Der  Landes-Yerweser  stimmte  gleich&Us  bei,  war  aber  anter  den 
Votanten  der  Erste,   der   anch  die   katholische   Religion   als  dadurch 
dem  Lande  gesichert  bezeichnete.     Derselbe  sprach  sein  Tolles  Vertrauen  zur 
»weiblichen    Descendenz*  aus,   dass   auch   sie   des   Landes  Freiheiten 
und  die  katholische  Religion   schätzen  werde.     Der  Abt  fon  Ad- 
inont   äusserte   die   gleiche  Zuversicht,   rieth  jedoch   dessenungeachtet,   den 
Kaiser  bei  diesem  AnUissc  um  »beständige  Beibehaltung  der  Lan- 
desprifilegieii*  anzugehen.     Als   der  Statthalter  diese  Wendung 
der   Abstimmung   wahrnahm,   trat  er    ihr   durch   die  Bemerkung  entgegen: 
seiner  Meinung   nach  sei  auf  die  eingelangt  kais.  Resolution  nicht  viel   zu 
•  rwiedern,  sondern  es  sei  »sich  blos  dafür  zu  bedankhen  und  der  Successions- 
Ordnung  zu  conformieren* ;  nur  »beynebens«  sollte  man  »die  beybehaltang 
der    LandespriTilegien    nnd    die    Reflexion    ^uf   den    katholischen 
Glauben  khürtzlich   einlauffen  lassen.*     Indessen    formulierte   Graf  Job. 
Jos.  Wurmbrand  letzteres  Anliegen  noch  genauer,  indem  er  empfahl,  far 
den  Fall,    dass  die  Succession   auf  das  weibliche  Geschlecht  nbergienge,   die 
Erwartung  auszudrücken,   dass  sodann  ein  katholischer  Prinz  dieselbe 
weiterführen  werde.     Die   Pröpste  von   Pöllau   und   Stainz,   die  nun 
bei  der  Umfrage  an  die  Reihe  kamen,  halfen  sich  über  die  etwas  schwierige 
Situation  mit  frommen  Sprächen  hinweg  (»si  te  consumptum  putaferis  orieris 
ut  lucifer*  sagte  der  Erste  nnd  der  Zweite  fügte  bei:  »ubi  desinit  auxilium 
humanam  adest  divinum*).     Der  Präsident  der  Verordneten-Stelle,  Joh.  Jos. 
<jlraf  Lodron,  kam  aafdie  Nothwendigkeit,  die  Landes- Privilegien 
zu  sichern,  zurück,  wurde  a1>er  sofort  vom  landenhauptmanne  unterbrochen, 
der  es  überflüssig   fand,   diesi'n  Punkt   nochmals   zu   berühren,    nachdem   er 
selber  bereits  davon  geredet  habe.     Dagegen  erhob  Niemand  Einsprache  als 
nun  eine  Reihe  von  ang«s(lien«Mi  Mitgliedern  das  Hermstandes  (der  General» 
Einnehmer  Max  Angustin  (iial  Thurn,  Franz  August  Graf  Wildenstein,  Franz 
Bernhard  Graf  Sauriiu,  Joseph  Graf  Sfhrattenbach,  Georg  Sigmund  Graf  Auers- 
perg,  Georg  Ka<io|ph  Graf  Thurn,  Jos.  Graf  Strassoldo,  Ge«»rg  Wilh.  I-Yelh.  zu 
Ihranckh,  Jos.  Xav.  Freih.  vn  T^ang    und  Jos.  Karl  Preih.  von  Stadel)  eine 
Verwahrung  zu  Gunst«'n  der  katholischen  Religion  (die  vor  Allem 
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den  Gemahl  der  Thronerbin  betreffen  mosste)  in  den  Landta^fSschlaM 
aoiJBfenommen  wissen  wollten.  Weil  jedoch  die  Gleispach,  Stabenberg,  Lenkh- 
heim  n.  s.  w.  dies  flberflflesig  fanden,  ergab  sich  eine  Mijorit&t  dagegen. 
Der  Beschlnss  der  8t&ndo  fiel  so  aoa,  wie  der  Landeshauptmann 
ihn  beantragt  hatte;  nur  fügten  die  St&nde  die  Bitte  am  Bestätigang 
ihres  alten  Herkommens  and  der  Landesfreiheiten  bei,  was 
der  Landeshauptmann  dadurch  von  Vorne  herein  za  vereiteln  gesacht  hatte, 
diss  er  eine  Sicherang  dieser  st&ndischen  Pr&rogative  als  schon  in  der 
Thronfolge-Ordnang  gelegen  beseichnete. 

84)  Der  tiroler  Landtag  and  swar  der  »offene*  (allgemeine)  wurde  zum 
Zwecke  der  Zustimmung  zur  Pragmat  Sanktion  vom  Kaiser  mit  Dekret  vom 
30.  Oktober  1720  auf  den  26.  November  des  nämlichen  Jahres  einberufen, 
die  Zosammentretung  jedoch  sp&ter  bis  zum  9.  Dezember  verschoben,  an  welchem 
Tage  der  Hof-Vice-Kanzler  beim  Geheimraths-Collegium  zu  Innsbruck  im  s.  g. 
BieaeoBaale  der  hiesigen  Burg   den  versammelten  Ständen   das  Ansinnen  des 
Kaisers  vortrug.    (Handschrift  1226  der  Bibliotheca  Tirolensis  im  National- 
Moseum  zu  Innsbruck).     Dass  diese  lange  Verzögerung  eintrat,    hängt  wohl 
mit  dem  ungünstigen  Verlaufe  des  Congresses  zusammen,  der  in  den  Monaten 
Juni  und  Juli  desselben  Jahres  zu  Innsbruck  abgehalten  wurde.    Wie  Markus 
Freih.  von  Cazzan  in  seinen  »Kerum  Provincialium  Commentarii*  (Handschrifl 
IIL  h.  35  der  Musealbibliothek  zu  Innsbruck)  S.  131  bis  136  meldet,  wollkii 
»Stifter   und  St&nde*    damals   durchaus    keine  Militärcontribution   für   einen 
answärtigen  (in  Sicilien  zu  führenden)  Krieg  bewilligen.     Die   in  Innsbruck 
dazu  aufgestellte  Hof-Deputation  und  der  Congress  wechselten  damals  neun 
Schriften  and  trotzdem  übernahm  dieser  von  80.000  Gulden,  die  der  Kaii^* 
begehrte,  schliesslich  nur  55.000.     Die  Differenz  bestimmt«  der  Congress,  sie 
gleichsam  dem  Kaiser  als  ihm  gezahlt  anrechnend,  »ad  sublevamen  Provinciae* 
d.  h.   zur  Vergütung   eines  Tbeiles   der  Kosten,   welche   die   seit  1701    an- 
dauernden  Trappen -Durchmärsche   der  Bevölkerung   des   Landes   verursacht 
hatten.     Der  Kaiser   missbilligte    diesen   Akt   der   Selbsthilfe   und  verhingt 
zum  mindesten,  dass  die  streitigen  25.000  ihm  ausgefolgt  werden,  damit  ei 
sie   dem   bezeichneten  Zwecke  zuwende.     Allein  die  desshalb   zu  Bozen   und 
Innsbruck  gepflogenen  Conferenzen  änderten  nichts  an  jenem  Congressbeschlas.'' 
und  die  Stimmung  der  Tiroler  verdüsterte  sich  in  dem  Masse,  als  die  damal 
im  Betrage  von  87.828   Gulden   eingetriebene  Vermögenssteuer,   die  Vorbt 
reitangen  zu  einem  neuen  Grundsteuerkataster  und  andere  das  Land  behistend 
Verffigungen  dem  Unmuthe  neue  Nahrung  zuführton.     Daher  zeigte  sich  d< 
zu  Ende  des  Jahres  1720   in  Innsbruck   eröfbete  Landtag  als  wenig  will 
fahrig.     Er  wies  (laut  den  gebundenen  Landtags-Akten   im  Landes-Archiv* 
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Bd.  45,  S.  74)  die  Beilagen  zur  Pragmai  Sanction   einem  Aosschnsse   zn, 
der   sie  zu  prüfen   hatte   und    drei    Tage   damit  zubrachte.     Als   dann   am 
14.  Dezember  der  Ton  der  grossen  Sttoderersammlnng  dazn  be?ollmächtigte 
»Grosse  Ausschoss*  aber  das  kais.  Ansinnen  abstimmte,  kamen  die  wunder- 
lichsten Bedenken  zum  Vorschein.  (Siehe  den  Band  84  dieser  Akten,  S.  333  ff.) 
Der  Prälat  des  Angasüner  Chorherrnstifles  0  r  i  e  s  (bei  Bozen)  besorgte :  wenn 
durch   die   Tronerbin    die   Herrscherrechte   auf  Cognaten   übertragen  werden, 
könnte  der  künftige  »regierende  Herr*  sich  nicht  als  verpflichtet  betrachten, 
die  Yon  den  Habsburgem  contrahirteii  Staatsschulden  zu  bezahlen.  Auch  mit 
den  »päpstlichen  Constitutionen*  wusste  derselbe  die  neue  Thronfolge-Ordnung 
nicht  zu  vereinbaren.     Ihn  erfüllte  es  femer  mit  Sorge,  dass  in  Zukunft  kein 
besonderer   Landesfürst  mehr   im   Lande   sich   aufhalten  werde.     Er  nannte 
eine  solche Landtags-Verhandlung  »etwas  Unerhörtes«  und  mahnte  zur  grösston 
Vorsicht  in  Ansehung  der  Landesfreiheiten.     Seine  Auslassungen  müssen  die 
Grenze  des  Zulässigen  nahezu  überschritten  haben.     Denn  der  Landeshaupt- 
mann erinnerte  ihn  daran,  dass  kein  Land  berechtiget  sei,  seinem  Herrscher 
eine  Thronfolge-Ordnnng  aufzunöthigen,   und  dass  die  Landesfreiheiten  nicht 
preisgegeben  zu  werden  brauchen,  indem  man  sich  dem  diesbezüglichen  Willen 
des   Kaisers   unterwirft.     Gleichwohl   erklärten   sich   auch    die  Aebte   von 
Neustift,  Stams,  Oeorgenberg  und  überhaupt  mehr  oder  weniger  alle 
anwesenden  Prälaten  mit  dem  von  Gries  einverstanden.   Der  einzige  Abt 
von  Stams  lenkte  ein,  indem  er  mit  Rücksicht  auf  die  Gräfin  Margaretha 
MauItaMh  die  Bemerkung  fallen  liess,  dass  für  Tirol  weibliche  Landesfürsten 
nichts  Fremdartiges  wären.   Erst  als  die  Vertreter  der  Städte  an  die  Reihe 
kamen,  wurden  auch  Stimmen  laut,  die  mit  Vorbehalt  der  Landesprivilegien 
des  Kaisers  Begehren  billigten.    Den  Reigen  der  also  Zustimmenden  eröflhete 
der  Abgeordnete  von  Heran,  Anton  Meittinger.    Der  Abgeordnete  von  Innsbruck, 
.loh.  Peter,  pflichtete  dem  Vorredner  bei,  aber  nur  im  Vertrauen  auf  dessen 
Einsicht  und  meinte,  die  neue  Ordnung  »platter  Dingen*  anzunehmen,  wire 
unmöglich,  weil  das  Land  damit  ohnehin  die  Anwartschaft  auf  einen  »gegen- 
wärtigen* Landesfürsten  opfere.   An  diesen  Gedanken  anknüpfend,  schlug  der 
Prälat  von  Wilten  vor,   den  Kaiser  mindestens  zu  bitten,   dass   in  Er- 
manglung eines   in  Tirol   residierenden  Fürsten   beständig  ein  Guber- 
nator  daselbst  sich   aufhalte.     Joh.   Ant.   von   Rolandin   rieth,    »ein 
tentsches  Haupt*   sich   auszubltten   und  ebenso  bestand  Jos.  Ant  von 
Indermaur  darauf,  dass  das  künftige  regierende  Hans  von  »teutschem 
Geblüet*  sein  solle.  —  Es  mügen  da  harte  Worte  gesprochen  worden  sein. 
Denn  die  Einleitung  zur  Zustimroungs-Erklärung   lautete  ursprünglich  (laut 
dem  vorbezogenen  Aktenbande,  8.  19):  »Obe  wir  zwar  in  aller  vnterthioigkheit 
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betten  wintechen  mOgen,  dise  diiee  bocbwicbtige,  teterr.  Sncoeiiions* 
geecb&ft,  80  Tiel  dieses  die  allergetbreieete  Erblandi  Tyroi  aubotriffl,  mit  aub, 
denen  theigebommBten  St&nden,  wie  vonnals  in  derlei  wichtigen  BegebenbeiU>n 
öfliert  beecbeben,  consaltando   xo    dberlegon    wäre   erlaubt   ge- 
wesen.* Dieser  I^gang  wurde  nachher  allerdings  gestrichen;  aber  er  beweibt, 
dass  die  St&nde  der  Begiemng  die  Ueberraschnug,  welche  sie  ihnen  mit  jenem 
AosinDen  bereitete,  sehr  Terargten   oder  vielmehr  mit  Ikrofong  hierauf  die 
Miene  des  Beleidigten  annahmen.     In   der  Hauptsache  fügten   sie   sich   und 
xwar,  wie  sie  Tersicherten,  aus  tief  inniger  Hingebung.   Denn  in  dem  Protokolle, 
welche  darüber  aof||^ommen  ward,  heisst  es  von  dem  gefassten  Schlosse,  er 
sei  »per  unanimia  penitus  vota*  zu  Stande  gekommen.    Derselbe  gieng  dahin, 
dass  die  St&nde  (die  l^'ürstbischöfe  von  Brixen    und  Trient   so  wie   die  Ver- 
treter der   dortigen    Domkapitel  wohnten   der  Abstimmung   nicht   bei)    da^ 
neue  Erbfolgegesetz  anerkennen    und   nicht  nur   selbst    beobachten,   sondern 
auch  »auff  all*  and  jeden  Kothfail  gegen  männicgklich  mit  ungenpurter  Aui- 
setzung  Guets  und  Bluets  crCflftigst  verfechten  und  vertheidigen  wollen.*    Die.^ 
gelobten    sie    dem  »Ertzherzog  von    Oesterreich*   für    sich   und  für 
alle  ihre  Nachkommen  (a.  a.  0.  S.  20).     Die  Antwort  aber,  welche  sie  dem 
Kaiser  ertheilten,  zerfallt  in  mehrere  Absätze,  welche  ebensoviele  Verwah- 
rungen in  sich  begreifen  als  da  Punkte  berührt  werden.    Nach  einer  Auf- 
zeichnung  im  Bande   r22»i  der  Bibliotheca   Tirolensis,    Bl.   12   flf.    sind    da- 
folgende  Punkte:   1.  Sehnsucht  nach  einem  })e8onderen  Landesfürsten.    Dah«  i 
wird  dem  Kaiser  eine  so  zahlreiche  männliche  Nachkommenschaft  angewünschi, 
dass  »neben  anderen  Erblanden  auch  Tirol  mit  der  beständigen  Gegenwarth 
eines  allermildesten,  österreichischen  liandesfürsten  beglückseliget  .  .  .  werde.* 
2.  Wahrung   der  Landesfreiheiten.     Die  Stände    zweifeln    nicht,    dass    ihnen 
»allergnädigst  erlaubt  sein  werde,  wie  hiemitbeschiehet,  zu  reservieren 
und  ansszudingen,  dass  eben  also,  wie  von  Eur.  r.-kais.  und  kgl.  katholischen 
Mijest&t  bei  Antritt    und  Possessnembung   der   teutschen  Landt  Anno   1711 
in  alhier   zu   Innsbruck   aufgenombener    Landshuldiguug   selbes   allermindest 
beschehen,   auch   von  dero   durchlauchtigster    Succession  und   allen  weitereu, 
rechtm&ssigen  Begierungsnachfolgern   bei  jedesmahligem    Antritt  der  Landt- 
regiening   die  gleichm&ssige  Zusage    und  wirkliche    Manutenierong  yorange- 
mörkhter  Unserer   alten  Rechte  .  .  cröftigest   gelaistet .  .  .  werde. «     Es   solle 
überhaupt  aus   der    Annahme   der   Suocessions-Ordnung    den   St&nden  »kein 
Pri^udiz  oder  Nachtheil*  erwachsen.    8.  Betonung  des  »grossen  Unterschidt, 
so  entzwischen  disen  mit  so  villen  mächtigen,  frembden  Potenzen  angrenzenden 
und  anderen,  von  Uns  entfernten  Erblandten  waltet  <    Uebrigens  wurde  diese 
ErkUning  erst  nachträglich,  am  80.  Dezember  1720,  in  Gegenwart  des  grossen 
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and  kleinen  Aosschosses  Tom  landschaftlichen  Sjndikos  Dr.  Job.  Baptist 
Stempfle  als  zu  diesem  Akte  ernannten  »Spezialnotar*  Terfasst  und  gefertiget 
Das  Conzept  des  Dankschreibens,  welches  der  Kaiser  den  tiroler  Ständen  zu- 
kommen liess,  and  die  aaf  d«i8selbe  bezüglichen  Anträge  der  Innsbracker 
Geheimen  Stelle  fand  ich  im  Arch.  des  Ministerioma  des  Innern  (Akt  10 
ex  1721,  Tirol).  Der  weitere  Verlauf  jenes  Landtags,  welcher  sich  dann 
hauptsächlich  mit  der  Bewilligung  eines  SteuerposluUts  be&sste,  ist  in  der 
Handschrift  1 2»3G  der  Bibl.  Tirol,  dargestellt,  wo  aber  allem  Anscheine  nach 
falsche  Datierungen  vorkommen,  welche  za  den  auf  8.  50  dee  vor- 
liegenden Bandes  uncorrigirt  gebliebenen,  irrigen  Zeitangaben  verleiteten. 
Uebrigens  hat  die  Oesterr.  Hofkanzlei  der  Geheimen  Stelle  in  Innsbruck 
schon  unterm  22.  Juni  1720  die  betreffende  Vorlage  sammt  allen  Bei- 
lagen mit  dem  Auftrage  äberschickt,  binnen  14  Tagen  zu  berichten,  ob  die 
Annahme  ,jm  Lande  Tyrol  vor  dem  offenen  Landtage  oder  nicht  etwa 
fügiicher  bei  ohnedem  nächstens  zu  halten  bevorstehendem 
Ausschuss-Kongress  jeh  ender  jeh  besser  zu  bewdrckhen  w&re.*  (Gopey- 
buch  »Von  d.  r.  k.  Miuest&t«   1720,  Bl.  059  ff.). 

Hb)  Sitzungs-Protokolle  des  engeren  Ausschusses  vom  Jahre  1791  in 
der  Bibliotheca  Tirolensis  (a.  a.  0.),  Band  1241,  BL   13. 

HC))  Der  WortUot  dee  bezfiglichen  Landtagaschlusset:,  den  die  Stände 
Bülii  II   16.  Oktober  1720  fassten,  ist  mit  allen  Unterschriften,  welche 

der>  tiang    trägt,   in   dem   18<m    bei  H.  Mercy    in    Frag   ers<  hionrnen 

»Politischen  Handweiser  für  Landtags-  und  Beichsratha-Deputirt  tT., 

aber  auch  schon  im  Kalender  »Austria*  fftr  1849,  S.  LXXIU  —  LXXVIII 
abgedruckt 

87)  Die  Reihenfolge,  in  der  dies  geschah,  siehe  sammt  dem  Quellen- 
nachweise in  meiner  Abhandlung  »Entstehung  und  Bedeutung  der  Prag- 
matischen Sanction*  a.  a.  0.  8.  148  and  149.  8eit  diese  Abhandlang  ver- 
öffentlicht wurde,  sind  von  einschlägigen  Publicationen  folgende  zu  meiner 
Kenntniss  gelangt:  d*£lvert,  Die  Eiufährang  der  pragmatischen  Sanction 
in  Mähren,  im  »Notizen-Blatt  der  hist-sfatist  Sektion  etc.*  zu  Brunn, 
Jahrg.  1875,  Nr.  1  (Authentische  Mittheilongen  aus  dem  Wiener  Staats- Ar- 
chive mit  einer  die  Entstehung  und  Bedeotang  der  Pragmat  Sanction  dar- 
legenden Einleitung);  Prof.  Dr.  Alfred  Dove,  Die  pragmatische  Sanction 
in  Schlesien,  im  XIV.  Bande  der  »Zeitschrift  dea  Vereina  fttr  Geschichte 
und  Alterthum  Schiesians*,  8.  299  ff.  (eins  auf  sslbstst&ndiger  Forschuog 
fassende  Arbeit,  die  namentlich  aus  den  Akten  des  Breslauer  Staats- Archivs 
viel  Neaes  bringt  und  durch  Aasblicke  in  die  sehlesische  Verfassangsgs- 
schichte  an  Werth  noch  gewonnen  hat).    Wa«  H^-  v    •"«»-■-♦*  rr    T,ande 
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betrifft»  so  geschiebt  der  Annahme  der  Pragmat  Sanotion  durch  dieselben 
In  den  gedruckten  Alteren  Werken  yon  Krenter,  Sartori  u.  s.  w.  keine  £r- 
wihnnng.  Doch  nnierliegt  es  keinem  gegrflndeten  Zweifel,  dass  deren  Zo- 
stinuniing  im  Laufe  des  Jahres  1721  eingeholt  und  yon  ihnen  auch  aoi- 
geeproehen  wurde.  Zwei  Aktenstflcke  im  Arch.  des  Minist  des  Innern  (ad  6 
und  11  ex  1721,  I.  A.  1,  Tirol)  belehren  uns  darüber  des  N&heren.  Unterm 
1.  Oktober  1721  wurde  danach  die  bewusste  Regierungs-Yorlage  leitens  der 
teterr.  Hofkanxlei  der  Innsbrucker  Geheimen  Stelle  fQr  den  breisgauer 
Landtag  zu  Händen  des  vorderOsterr.  Vice-Statthalters  Freih.  yon  Rost,  filr 
den  der  Markgrafechaft  Burgau  zu  Händen  des  Qebeimraths  J.  A.  Freih. 
yon  Ulm,  tut  den  vorarlberger  Landtag  zu  Händen  des  Vogts  der  Herr- 
schaften Bregenz  und  Hohenegg,  Job.  Andr.  von  Pappus  Freih.  von  Trazberg, 
und  für  die  Stadt  Con stanz  zw  Händen  des  dortigen  Hauptmannschafks- 
Verwalters,  Freih.  von  Landsee,  übersendet.  In  den  betreffenden  Aufträgen 
ist  blos  von  einem  »anbefohlenen  Pablikations-Öeschäft*  die  Rede  und 
von  der  Stadt  Constanz  heisst  es  gar,  es  solle  ihr  ,  das  erforderliche  Erklärungs- 
und Danksagungs-In Strumen t  in  der  Euch  (d.  h.  den  Oberösterr.  Geh.  Räthen) 
mit  Gelegenheit  des  tyroler  Landtags  zugesendeten  Formal  abgefordert 
werden.*  Unterm  27.  November  1721  bezeichnete  die  Hofkanzlei  die  Notare, 
welche  als  »von  Sr.  k.  und  k.  kathol.  Majestät  und  dem  Erzherzog  von 
Oesterreich*  hiezu  ernannt,  in  Gegenwart  dreier  Landräthe  Transsumpte  der 
»ständischen  Publikations-  und  Erklärnngs  -  Instrumente «  besorgen  sollten, 
welche  allerdings  erst  auf  den  »bevorstehenden,  offenen  Landtagen«  der 
yorgenannten  Länder  zu  verfassen  waren.  Also  dürfte  auf  diesen  die  Annahme 
der  Prag^at  Sanction  mit  Scbluss  des  Jahres  1721  vor  sich  gegangen  sein. 
Für  Breisgau  wurde  der  landschaftliche  Syndikus  Dr.  Stapf,  für  Vorarlberg 
der  landsch.  Syndikus  Job.  Jos.  Rudolphi,  für  Schwaben  der  landsch.  Syndikus 
von  Molendorflf  zum  Notar  ad  hoc  ernannt  Das  wäre  eben  kaum  geschehen, 
wenn  nicht  die  abverlangte  Zustimmung  in  naber  Aussicht  gestanden  hätte. 
88)  Laut  einer  Abschrift  des  Original-Dokuments,  welche  im  Archive 
des  Minist  des  Innern  (ad  2  ex  1726,  Innerösterreich)  sich  befindet,  haben 
die  am  9.  Aug^  1720  zu  GOrz  versammelten  Stände  über  Antrag  des 
Landeshauptmannes  Grafen  Joseph  Wildenstein  einstimmig  die  Beobachtung 
und  standhafte  Vertheidigung  der  Pragmat  Sanction  gelobt,  allerdings  mit 
dem  BeisatM,  dass  sie  h  o  f  f  e  n,  der  Kaiser  werde  sie  bei  den  althergebrachten 
Freiheiten  erhalten.  Mit  der  Abfassung  der  diesem  Beschlüsse  entsprechenden, 
formellen  Erklärung  betrauten  sie  den  Landeshauptmann,  den  Vice- Marschall 
and  das  ständische  Verordneten-OoUegium.  Zu  Eingang  des  Dokuments  sind 
aber  nicht  blos  diese,  sondern  alle  Theilnehmer  an  jenem  Landtage  genannt 
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Damnter  sind  Grafen:  4  Attems,  3  della  Torre  (Thorn),  9  Strassoldo,  3 
Coronini,  2  Lanthieri,  2  Mels,  2  Edling,  1  Rabatta;  Freiherrn:  2  Formentini, 
2  D'Orzon,  1  Defin,  1  Reschaoer,  1  Dorimbergo  (Domberg),  1  Del- 
mestri,  2  Neahaos,  1  Terzi;  ohne  Angabe  des  Adelsranges:  5  Radievdig, 
1  Grabiz  (Georg),  2  Morelli,  1  Saardo  (Jol.  Ant),  2  de  Grazia,  1  d'A?ardi, 
1  Conti  (Conrad).  Ansserdem  betheiligten  sich  an  dem  Beschlösse  die  »kais. 
Pfarrer*  Yon  Mema,  Bigliana,  Prevacina,  SchOnpass  und  Ciemiza  und  ein 
Depatirter  des  Capitels  von  Cividale  d'Anstria.  Die  Ausfertigung 
erfolgte  in  deutscher  Sprache. 

89)  Die  Beitritts-Erklärang  der  Egerländer  znr  Pragmat  Sanction 
and  das  betreffende  Landtags-Protokoll  vom  23.  Jnli  1721  hat  Dr.  Franz 
Kürschner  in  seinem  Boche  »Eger  ond  Böhmen*  (Wien  1870),  S.  XX 
bis  XXVII  des  Anhangs  nach  den  Originalen  mitgetheilt  Die  Sgerl&nder 
schlössen  sich  aber  blos  dem  »Accsssions-  ond  Sobmissions-Instromente*  der 
böhmischen  Stände  an  ond  bekannten  sich  damit  als  dem  Königreiche  Böhmen 
zugehörig.  Allerdings  schalteten  sie  dieser  ihrer  Erklärung  die  Worte  ein: 
»salvis  tarnen  semper  privilegiis  ab  Imperatoribus  regibusqoe  Bohemiae 
urbi  Eg-rae  et  circnlo  concessis  and  inwioweith  es  sich  auf  den  pfandt- 
Schilling  Eger  appliciren  lasset*  Diese  Klausel  hatte  der  damalige 
Amts-Bürgermeister  der  Stadt  Eger,  Job.  Adam  Junckher  von  Ober-Cunreuth, 
in  Ansehung  der  städtischen  Privilegien  und  damit  dem  h.  röm.  Reiche  nicht 
präjudiziert  werde,  beantragt  Die  übrigen  Vertreter  der  Stadt  stimmten 
auch  nur  »reservatis  reservandis*  bei  und  mehrere  aus  ihnen  fährten  diesen 
Vorbehalt  näher  aus. 

i)0)  Dr.  Peter  Kandier  hat  die  Beitritts-Erklärung  der  Stadt  Triest 
nach  dem  im  städtischen  Archive  befindlichen  Original  nicht  nur  in  seinen 
1848  zu  Triest  publizierten  »Documenti  per  servire  alla  conoscenza  delle 
condizioni  legali  del  Municipiu  ed  Emporio  di  Trieste*  (II.  28  —  81),  sondern 
auch  in  dem  Abschnitte  »Dinastia  Imperiale*  seiner  1861  in  Triett  er- 
flchienenen,  umfangreichen  »Raocolta  delle  leggi,  ordinanze  e  regolimenti 
speciali  per  Trieste*  (S.  5  bis  8)  abdrucken  lassen.  Die  Urkunde  ist  mit 
Ausnahme  lateinisohsr  Säixe,  die  vom  Stidi-Kanzler  herrühren,  in  italieni- 
scher Sprache  ansgestallt  und  die  meisten  Unterzeichner  derselben  tragen 
italienische  Namen.  Von  den  stldtisehen  Funktioniren  abgeteben,  onker 
welchen  auch  nur  der  »Provisors  alla  sanitä*,  Antonio  Saurer,  deatsdMr 
Abkunft  gewesen  za  sein  scheint»  finden  wir  da  die  Namen:  eonte  Pelaai, 
Horlo,  Conti,  (iioliani,  PIccardi,  de  Bonomi,  Oi?iinit  barone  Hanmi,  Oapnaso» 
Doloetti,  Francol,  Vidali,  Prandi,  barone  Brigido,  Bi^ardo,  Argento,  Donadoni, 
Torondolo,  Calö,  de  Bottoni,  Urbani,  Marchlietti»  Montanelli,  della  Porta,  de 
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Leo,  della  Spada  and  d* Alben.  81a?iiohen  Klang  haben  m*  .Sanun 
Jnrcho,  Bodigna  dl  Stainegg,  Usiia,  Camnich,  Siodena.  Auf  deutsch oi. 
Ursprung  weisen  hin:  de  Sanrer,  Kapferschein,  Miller,  Vosserinan  (Wasser- 
mann), Snel  (Schnell),  Bonomo-Steiner,  Bonomo  di  Felser.  T  ^t  ist 
das  Dokument  durch  den  kais.  Stadt-Kanzler  Dr.  Ant  Peter  .lui .  ..  ..aiiani) 
d.  d.  80.  Februar  1720,  welche  Angabe  im  zweitgenannten  Werke  jedoch 
ftüsch  ist  Die  vom  Kanzler  vidimirte  Urkunde,  welche  am  19.  Oktober  1720 
der  InnerOsterr.  Regierung  übermittelt  und  von  der  Geheimen  Stelle  zu  Graz 
am  12.  November  1720  nach  Hof  vorgelegt  wurde,  trägt  das  (der  richtigen 
Zeitfolge  entsprechende)  Datum:  :io.  September  1720  (Akt  7  ex  1720 
im  Arch.  des  Minist  des  Innern,  I.  A.  1.  InnerOsterreich).  Die  Beitritts- 
Erklärung  hat  im  Wesentlichen  nur  die  Anerkennung  der  neuen 
Thronfolge-Ordnung  zum  Gegenstan«!.  Sie  gipfelt  in  den  Worten 
>  riconoscendo  adesso  per  all*ora  la  proposta  Augusta  successione*,  deren 
zunächst  der  kais.  Stadt- Kapitän  bei  seiner  Ansprache  an  den  engeren  Stu'lt- 
Rath  sich  bediente  und  welchen  nicht  nur  dieser,  sonflorn  auch  d«T  w»ii«  r» 
Rath  (der  Vierzig)  beipflichtet«. 

91)  Die  Beitritts-Krklärung  der  Stadt  Fiurae  ist  nach  der  Ausfertigung  von 
29.  November  1725  im  »Almanacco  Fiuniano  per  l'anno  18.50*  (pubblicat 
da  Gius.  Politei,  Trieste  185fi\  S.  42 — 40  abgedruckt  Sie  ist  in  lateinisch«  i 
Sprache  abgofasst  und  blos  vom  Capitän  Adelm.  Ant  (Graf)  Petazzi  und  den 
beiden  Judices  et  Rectores  unterzeichnet.  Sie  enthält  einige  beachten swerth«« 
Stellen  in  Betreff  der  Bedeutung,  die  man  dort  der  Piagniat  Sanction  beimass, 
und  der  Zwecke,  die  man  sich  als  damit  verbunden  dachte.  So  heisst  is: 
»Unus  semper  et  ubique  Haeres  existat  omnium  Regnorum,  Archiduc^tuum, 
Priucipatunm,  Provinciarum  et  Regionum*.  Das  werde  zur  Kräftigung  der 
Macht  des  Hauses  Oesterreich,  zum  Schutze  der  katholischen  Kirche,  zur  Ver- 
breitung des  christlichen  Glaubens  u.  s.  w.  gereichen.  Das  röm.-deutsche 
Reich  werde  so  an  Ansehen  gewinnen,  Deutschland  werde  in  dauernden 
Ruhestand  versetzt,  der  ganze  Weltkreis  geehrt  und  geschmückt  Und  ist 
ee  nicht  ein  Naturgesetz,  dass  die  Kräfte  durch  ihre  Vereinigung  wachsen 
(natura  ipsa  in  virium  unione  maxime  potens)!  Die  nächste,  vom  Kaiser  be- 
absichtigte Wirkung  werde  sein,  dass  ,uno  in  perpetuum  constituto  Capite 
quasi  Corporis  unius,  quod  inseperabile  et  unitum,  insuperabile  et  iu- 
victum  Austriacum  praestabit  Imperium.*  Der  bezügliche  Beschluss 
wurde  vom  Stadtrathe  am  9.  Oktober  1720  gefasst  Ausser  der  Danke>- 
bezeugung  dafür,  dass  der  Kaiser  geruht  habe,  die  Stadt  neuerdings  ,ii 
Domus  Suae  haereditatis  seu  successionis  membra  .  .  .  annuaerare  et  n n i - 
▼  erso   Haereditarin    Imperio    suo    incorporare*,  —  enthält   der 
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Beschlnss  Betheaeningen  der  Anhänglichkeit  and  des  Festhaltens  an  der 
neaen  Erbfolge-Ordnung.  Die  Stylisierang  der  Ausfertigung  besorgte  der 
Hauptmann  von  Castua,  Dr.  Peri,  den  der  Stadtrath  damit  betraut  hatte. 

02)  Die  »Litterae  Begales*,  womit  dies  geschah,  sind  im  IIL  Supple- 
ment-Bande zu  den  »Yeetigia  Comitiorum  apud  Hungaros*  Ton  M.  0.  Ko- 
▼  achich  (Oten,  4«ai)  S.  431—433  nach  dem  im  ArchWe  der  Stadt 
Oedenburg  befindlichen  Exemplare  abgedruckt  Sie  sind  yom  1.  Mai  1722 
datiert.  Ihr  Inhalt  klingt  zum  Theile  wörtlich  im  §  4  der  »Praefatio*  zu 
den  Ungar.  Gesetz-Artikeln  von   1722/8  an. 

93)  Jos.  Benku,  TranssiWania,  W  I.  (Vindobonae  1777),  p.  331. 
Dass  der  siebe» bürgische  I^ndtag  für  einen  früheren  Termin  einzuberufen 
sei,  als  der  ungarische,  wurde  schon  in  einer  Geh.  Conferenz  vom  13.  Juli 
1721  als  rath.s^im  erklärt  und  auch  ?om  Kaiser  damals  schon  gutgeheissen. 
Ks  sollte  so-  eine  Fression  auf  die  Ungarn  geübt  werden.  (Res« d vierter  Vor- 
trag vom   14.  Juli    1721   im  Wiener  Staats- Archive). 

!t4)  Den  Mittelpunkt  dieses  Verbandes  bildete  vorläufig  der  Mo- 
narch, dem  (und  nicht  sich  wechselseitig)  die  einzelnen  Länder  Beistand 
für  den  Fall  gelobt  hatten,  dass  die  neu  eingeführte  Thronfolge  oder  das 
für  unantiistbar  erklärte  Object  derselben  zum  Gegenstand  von  Angriffen 
werden  würde.  Ihm  kam  es  zu,  die  solcher  Gestalt  zu  seiner  Verfügung 
gestellten  Machtmittel  auch  zur  Veitheidigung  der  Länder  der  nngar.  Krone 
/n  verwenden:  aber  er  trug  die  Verantwortung  hiefür  leichter  und  durfte 
auch  bei  Allen  grössere  Opferfrendigkeit  gewärtigen  sobald  letztere  Länder 
die  gleichen  Zusagen  ertheilten.  Es  ist  daher  wahrscheinlich,  dass  Karl  VL 
im  Jahre  1722  das  Zustandekommen  einer  Vereinbarung  der  Länder  unter 
sich  zum  Zwecke  gemeinsamer  Vertheidigung  noch  immer  als  eine  oflTene 
Frage  betrachtete.  Wie  dagegen  die  Ungarn  sich  Wechselbexiehungen  dieser 
Art  ab  mit  ihrem  Staatsrechte  vereinbar,  ja  als  danach  schon  vorbanden 
dachten :  das  zeigt  die  Gonsequenz,  mit  welcher  sie  den  s.  g.* Wiener  Frieden 
von  1006  immer  vom  Neuen  durch  ihre  Könige  bekräftigen  liessen.  Siehe 
die  Ungar.  Ges.-Art  17  fon  1608  (ante  Coronat),  2  von  1622,  1  von  1638, 
1  von  1638,  1  von  1659.  Sehr  bezeichnend  ist  auch  hiefür  Dasjenige, 
was  Fr.  Salamon  in  seiner  ungarisch  geschriebenen  »Geschichte  der  Be- 
setzung des  kgl.  Ungar.  Throne«  und  der  Pragmai  Sanction*,  (A  Magyar 
Kirälyi  Sz6k  betAltee  te  a  Pragmatica  Sanctio  tört^nete)  Pest  1866,  8.  193 
sagt:  Wenn  im  Jahre  1722  von  einer  Union  mit  den  (toterr.  Erblinden  die 
Rede  gieng.  so  bedentote  dies  nichts  Neues.  Sie  bestand  auch  ftrflher  schon, 
indem  Steiermark  und  Kärnten  um  Kroatien  und  das  südlich  von  der  Donau 
gelegene  Unj^arn,  Böhmen  und  Oesterreich  um   das  nOrdlich  von  der  Donau 
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gelegene  Ungarn  sieb  kflmmerten.  »Aber  lii  wu  voransgehenden  zwei  Jahr- 
hunderten war  dieser  Vertrag  (8zerz(k)te)  nur  insofeme  ein  zweiBeitiger, 
als,  wenn  Ungarn  sich  selbst  vertheidigte,  die  benachbarten  Pro- 
Timen  sich  als  schon  hiednrch  beschützt  zu  betrachten  hatten  und 
dass  dieselben  ans  Dankbarkeit  hiefflr  und  in  ihrem  eigenen  Interesse 
lur  Erhaltung  der  ungarischen  Grenzfestungen  und  Truppen  beitrugen.  Ungarns 
Verpflichtung  bezog  sich  nur  auf  die  Abwehr  der  l'flrken ;  wurde  z,  B.  Böhmen 
▼om  Westen  her  angegriffen,  so  waren  die  Ungarn  keineswegs  verpflichtet, 
sa  dessen  Schutze  die  Wafl'en  zu  ergreifen.*  An  dem  damit  geschilderten 
Sachverhalte  ist  nar  das  Eine  unrichtig,  dass  ihm  ein  Vertrag  zn 
Grande  lag.  Anf  Seite  der  genannten,  nicht  zur  ungarischen  Krone  gehörigen 
Länder  war  es  lediglich  guter  Wille,  wenn  sie  sich  der  letzteren  in  den 
Kriegsbedrängnissen  annahmen  und  die  Millionen  baren  Gelder,  die  sie  nebst 
ungezählten  Menschenleben  dafür  opferten,  nicht  lieber  auf  den  unmittelbaren 
Grenzschutz  verwendeten,  der  in  den  Zeiten,  wo  die  Magyaren  mit  den 
Türkon  j^emeinsarae  Sache  machten,  sich  wirksamer  würde  erwiesen 
haben,  als  jenes  angebliche  Vertrags-Verhältniss.  Dass  dem  guten  Willen 
Eigennutz  beigemischt  war,  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen.  Aber  dass  die 
KiederOsterreicher,  Böhmen,  Steiermärker  u.  s.  w.  es  sich  als  Gegenlei- 
stung anrechnen  lassen  mussten,  wenn  die  Ungarn  ihrem  Selbst- 
erhaltungstriebe folgten  und  sich  den  Türken  gegenüber  zur  Wehre 
setzten,  ist  eine  ebenso  kühne  Behauptung,  als  es  unter  der  Voraussetzung 
eines  Vertrags- Verhältnisses  ein  doppelt  berechtigter  Tadel  wäre, 
der  die  Ungarn  wegen  ihres  häufigen  Zusammengehens  mit  den  Türken  dann 
treffen  würde.  Von  den  wirklichen  Beziehungen  Innerösterreichs  zu 
Kroatien  habe  ich  schon  oben  in  der  Anmkg.  62  zum  laufenden  Abschnitte 
gehandelt  Was  Steiermark  für  die  angrenzenden  Theile  Ungarns  that, 
kam  hauptsächlich  der  Festung  Kanischa  und  den  Burgen  des  benachbarten 
ungarischen  Adels  zu  Gute.  Niederösterreich  unterhielt  Jahrhunderte 
hindurch  die  Festung  Raab  und  bestritt  vorübergehend  zalilreiche  Besatzungen 
in  den  davor  liegenden  Gegenden  bis  zum  Plattensee  hinab.  Böhmen  end- 
lich brachte  für  die  Festung  Komorn  grosse  Opfer  und  schob  wiederholt 
Hilfstruppen  bis  an  die  Waag  vor.  Daher  war  auch  um  das  Jahr  1577 
der  Oberkapitän  dos  Kriegsvolks  der  Länder  der  böhm.  Krone,  Ladisl.  Freih. 
von  Lobkowitz,  zugleich  Ober-Gespan  des  Trentschiner  Komitats.  (Faustin 
Prohaska,  Büscellanem  der  böhm.  und  mähr.  Literatur,  Prag  1.  1784/5, 
8.  441).  In  Ansehung  Komorns  liegt  (im  Arch.  des  Minist  des  Innern, 
IV.  H.  8,  Böhmen,  Akt  1  ex  1544)  ein  Schluss  vor,  der  am  7.  Januar  1544 
auf  dem  Generallandtage  der  böhm.  Länder  zu  Prag  gefluMt  wurde,  wo- 


Zum  III.  Abschnitt  269 

nach   damals   dieser   Eongpress   anter   der   Yoranssetzang,   dass   die   Ungarn 
»billiger  Weise*  auch  ihrer  Seits  dafür  Opfer  bringen,  8000  Schock  böhm. 
Groschen  znr  Befestigung  von  Komom  bewilligte.     Ausserdem    Hess  er  200 
Fasssoldaten  anwerben,   die   in  diesen  befestigten  Ort  gelegt  werden  sollten. 
Von  dieser  Zeit  an  war   bis  ins  XVII.  Jahrb.  hinein  Komom   h&afig  mehr 
eine  Dependenz  von  B()hmen  als  ein  spezifisch  angarisches  Bollwerk.     Siehe 
aach   1.  Abth.  Anmkg.  88   zum   II.   Abschnitt     Von   älteren  Annähemngs- 
Versachen,  darch  welche  die  Ungarn  mit  ihren  westlichen  Nachbarn  Fühlang 
za  gewinnen   trachten,   verdienen   hier   die   in   den  Jahren  1532  and   1544 
gemachten    eine    besondere   Erw&hnong.     Sie   sind   gleichsam    Proto- 
typen der  sp&teren.     Im   erstgenannten  Jahre  richteten   die   za  Kenese 
versammelten  Ständeglieder  anterm  6.  Janaar  an  die  Stände  des  Landes  anter 
der  Enns  folgendes,   aaf  dem  Innsbracker  Aasschasstage   aach  von  den  Ab* 
gesandten   anderer   Erblande   zar   Kenntniss   genommenes   Schreiben:   »Rmis* 
B(>i>.  Illastribas,  spectabilibas,  generosis,  magnificis,  strenais,  nobilibas,  egregüs, 
prudentibui»,  circumspectis  ac  cujosvis  statas  et  conditionis  hominibas  Archi- 
dacatas  Aastrie  inferioris  Dominis  Amids  ac  vicinis  nobis  observandissimis 
atqae    honorandis  Salatem   ac   obseqaioram    nostroram   commendationem.  — 
Tametsi    non   dabitamas    D(ominationibu8)   vestris   optime   constare   regnam 
istad  nostram  dam  adhac  florebat  omnibas  regnis  et  provinciis  circamvicinis 
non  parvo   asai  atqae   emulamento  faisse  et   non  solam  D.  vestris  ac  haic 
vestri  celeberrimo  Archidacatoi  veram  etiam  toti  Christianitati  ad  reprimendos 
et  propolsandos  impiomm  hostiam  conatos  et  hosiilitates  nos  tamqoam  ante» 
murale  et  fidele   propugnaculum   quoddam   fnisse   et   ad  effusionem 
sanguinis  nostri  et  infinitis  caedibus  nostromm  Beipublicae  Christianae 
fidelissime  et  constantissime  nsque  ad  hec  tempora   servi* 
isse;  Verum   quo  jam  Res   nostrae  deductae  sint,  id  adeo  toti   pene  orbi 
uotum  est,  nt  ea  referre  sapervacaneum  existimemus.  8i  quidem  dum  alio« 
rum  commodis  studemus  dum  negUgenüam  ei  impotentiam  principum 
nostromm  ferimus  et  idque  frustra  per  tot  lecala,  auxilia  a  repobl.  chri- 
stiana  imploravimus  eo  miseriaram  redacti  sumus,  ut   bis   qui    atot  et 
tantis  cladibus  supersumus  nihil  jam   preter  sangninem  su- 
persit     Itaque  ne  adhuc   nobis  et  christianitati,  pro  qoa  etiam 
sanguinem   et   vitam,  que  jam   sola  restat,   modo   prodeese  poesumiis, 
eflfundere  non  dubitarous,  defuisse  fideamor,   indiximos  Universalem 
dietam  in  festo   beati  Qregorii  Pap.  proxime  affotnram   (—   12.  Mary)  in 
Berenhida  in  Comitatu  Vesprimiensi  celebraodam.    Dbi   tractatnri  et  oon- 
clusuri  somns   de   conservatione   higas   afflicti  et  nimium  (nisi  mature 
praevideatnr)  ruentis    Regni    nostri,  quod  aeque  ac    nobis  Do.  vesir. 
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proderit  Igitor  rogamas  Do.  Vestr.  tamqaam  bonos  domfasos  i'i- 
eines  et  tmicos  nostros  ui  pro  sao  in  religionem  chrisÜABam  studio 
et  benefolentia  erga  nos  denique  pro  sTitandis  nltimis  perl- 
cqHs  qae  non  secos  Do.  Vestris  ao  nobis  jam  iminent,  Telint  mittere 
Oratores  saos  ad  dictum  locam  et  diem,  qoi  nobis  in  persona  Do. 
Vestramm  rebns  nostris  afflictis  et  attritis  consilio  staaxilio 
esse  possin t  Pro  qno  &cto  Dom.  Vostre  a  Deo  optimo  Max.  dignam 
meroedem  recipiant  Nos  vero  eisdem  omni  ficissitadine  officio- 
mm  promereri  studebimas.  Alioqnin  si  viderimos  nos  ab  omnibns 
Principibos  ac  Begnis  ac  proYinciis  destitutos  cogemnr  eam  qnam  po- 
terimns  viam  conserTacionis  regni  querere  et  in?enire  ante- 
qnam  ad  internecionem  usque  pereamns.  Easdem  felicissime  Yalere  optamus. 
Earundem  V.  D.  etc.  Prelati,  Barones,  Proceres,  Nobiles,  Milites,  Begnicole  om- 
nium  Ordinum  Itegni  Hungariae  in  Kenese  congregati.«  (Aus  dem  krainer 
Laudes-Archive,  Fszkl.  93,  Stk.  1>).  Diese  Versammlung  notifizierte  übrigens  ihre 
Pl&ne  anch  den  Polen  (Dogjel,  Cod.  dipl.  Regni  Poloniae,  J.  1:J0)  und  spracb 
in  einer  an  das  Pressburger  Komitat  gerichteten  Zuschrift  ?om  1.  Januar 
1532  (bei  Kovachitb,  Vestig.  Coniit.  Suppl.  111.  p.  14(3)  unverholen  ihren 
fintschlnss  ans,  Douijenigen  als  ihrem  Könige  zu  huldigen,  der  die  Macht 
hat,  Ungarn  zu  vertheidigen,  und  der  ihnen,  den  Standen,  den  Fortgenuss 
ihrer  Freiheiten  verbürgt.  Um  über  diese  Wahl  ins  Keine  zu  kommen,  hatten 
die  da  Versammelten  auch  sowohl  den  König  Ferdinand  I.  als  dessen  Gegner, 
Johann  Zupolya,  eing<'laden,  durch  liotschaftcr  ihnen  bekannt  zu  geben,  was 
sie  zn  Unganis  Kettung  und  zur  Wahrung  der  ständischen  Vorrechte  zu  thun 
bereit  wären.  Ferdinand  1.  gab  sich  in  Bezug  auf  den  wahren  Endzweck 
keiner  Täuschung  hin  und  warnte  daher  auch  unterm  lU.  Februar  ir>:J2  die 
Stände  des  Landes  unter  der  Enns  vor  der  Beschickung  des  Berenhidaer 
Convents.  Er  werde,  setzte  er  bei,  die  ihm  treuen  Ungarn  anderswohin 
berufen  und  es  sei  überflüssig,  auf  jenen  Lockruf  auch  nur  zu  antworten. 
(C.  Denhart's  Excerpte  a.  d.  n.  ö.  Landtagsverh.  im  n.  ö.  Landes-Archive, 
II.  Bd.  BL  187).  —  Die  im  Winter  von  1543/4  auf  dem  Präger  Kongresse 
erschienenen  Abgesandten  der  ung-arischen  Stande  gaben  am  24.  Januar 
1544  eine  Erklärung  ab,  wonach  sie  vom  Neusoh  1er  Land  tage  dahin 
gesendet  worden  waren,  um  die  Rettung  Siebenburgens  zu  erwirken; 
doch  modifizierten  sie,  dort  angelangt,  ihr  Begehren  dabin,  dass  die  böhmi- 
schen nnd  österr.  Lande  den  Ungarn  mit  mindestens  12.OU0  Heitern  und 
4000  Mann  Fussvolk  zu  Hilfe  kommen,  welche  Kriegsmacht  ausreichen 
würde,  die  der  Feindesgefahr  am  meisten  ausgesetzton  Schlösser,  beiläuti;: 
100  an  der  Zahl,  sn  behaupten  nnd  so  jene  Ijande  vor  feindlichen  Einfl&llen 
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za  schützen.  Sie  betonten,  dass  »die  hangerisch  Nation*,  ^^  zur  Genäge 
bekannt,  »den  obersten  Haaptlenten  der  r0m.-kan.  Majest&t 
bisher  sets  gehorsam  gewesen*,  was  sie  auch  künftighin  sein  werde! 
Ais  sie  jedoch  befragt  wurden,  ob  sie  mit  Vollmachten  zam  Abschloss 
einer  festen  Vereinbarung  yeriehen  seien,  antworteten  sie  aasweichend 
and  hieran  zerschlag  sich  die  ganze  »Handlang*,  bei  welcher  die  angar. 
Abgesandten  darchblickon  liessen,  dass  in  Ungarn  grosse  Anstrengungen 
gemacht  würden,  um  den  Türken  Stand  zu  halten,  und  dass  die  St&nde  des 
Königreichs  entschlossen  seien,  so  zahlreich  als  möglich  ins  Feld  zu  rücken 
»wo  (daferne)  sy  änderst  von  Denen,  die  Inen  biUich  Hilff 
laisteu  solten,  nit  yerlassen  werden.*  (Landtags-Akten  von  1544 
im  n.  ö.  I^ides-Archiye).  Den  ungarischen  Käthen  leuchtete  die  Wich- 
tigkeit einer  Personalunion  zwischen  Ungarn  und  Böhmen  im 
1561  dergestalt  ein,  dass  sie  d.imals  unterm  14.  März  in  den  Kaiser 
.  ,  aiiand  drangen:  er  möge  seinen  bereits  zum  König  von  Ungarn  gekrönten 
Sohn  Maximilian  je  eher  auch  in  Böhmen  krönen  lassen,  schon  damit  »con- 
junctis  hoc  pacto  amborum  Kegnorum  viribus  Screnitas  Sua 
ii'fensioni  Uungariae  snu  tempore  melius  prospicere  possit.* 
I  Monum.  Comit  Begni  Uungariae,  IV.  450).  Siehe  auch  die  unten  folgende 
Anmkg.   119. 

1)5)  In  meri taler  Beziehung  i.st  auch  die  Ankündigung  d<}S  ZwcM^kes,  zu 
welchem  der  ungar.  Landtag  im  Jahre  1722  einberufen  wurde,  als  kgl.  Pro- 
position anzusehen.  Die  Stände  selber  scheinen  sie  als  das  betrachtet  zu 
haben.  Denn  während  die  formelle  Pmposition  des  Königs  ihnen  erst  am 
8.  Juli  zugieng,  forderte  die  Magnaten-Tafel  des  Abgeordnetenhaos  schon  in 
der  ernten  Sitzung,  die  am  30.  Juni  stattfand,  durch  eine  Deputation  zu 
raschem  Eingehen  auf  die  kgL  Proposition  auf^  Der  Vice-Palatin,  Stefan 
NagjT,  welcher  statt  des  erkrankten  kgl.  Personals  damals  Vorsitzender  des 
Abgeordnetonhaoses  war,  versprach  auch,  der  Magnaten-Tafel  die  bevorstehende 
Kesolution  jenes  Hauses  ehestens  bekannt  zu  geben,  und  hielt  dann  an  das- 
selbe eine  ungarische  Ansprache,  in  derer  die  Schutzbedürftigkeit 
Ungarns  und  die  Noth wendigkeit  einer  Vorsorge  für  den  Fall, 
dass  der  Kaiser  ohne  Krben  stürbe,  betonte.  Im  Anschlösse  hieran 
hielt  der  Palatinal-Protonutar  Franz  Szloha  de  Iklad  seine  berühmte  Kede,  die 
mit  einem  Vivat  auf  die  »AugUKtae  Demos  sexos  foeminei  osqoedum  sopererit 
primogenitorae  Jure  felirissime  regnatura  Soccessio*  schloss.  Das  Haos  be- 
antwortete diese  Apostrophe  mit  einem  dreimaligen  Vivat  Auf  diese  Weise 
genehmigte  es  die  weibliche  Thronfolge  o.  iw.  »iisqoe  sopererit  Aogostae 
Domus  sexus  foemineus  *  durch  Acclamaiion.  Szluba  machte  als  Beweggründe 
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die  Noib wendigkeit  (neoenitM)  und    die  KiV  '  ilitas)  geltend.     Kr 

gab  in  bedenken:  »oi^iu  in  Ticinia  (nos  suii.  ^  illius,  qaau  Noetrae 

Vires?,  qois  atrinsqae  et  quam  nomerosas  mileaf,  qnia  pognandi  ardor?,  qai 
Thesanh  singaloram?  qoi  omniam?.*  Diese  Fragen  waren  ebsnsofiele  Hinweise 
anf  die  Schntibedärftigkeit  Ungarns.  Er  erl&aterte  die  Folgerungen, 
welcbe  er  daraus  log,  indem  er  die  Verdienste  des  Hauses  Oesterreich  am 
Ungarn  in  Erinnerung  brachte.  Schon  aus  Dankbarkeit,  fügte  er  bei,  könne 
die  Thronfolge  nicht  yerweigort  werden  Allen,  die  ?on  diesem  Hause  ab- 
stammen, so  lange  es  derlei  Descendenteo  gibt  (dam  superfuerint).  Er  verband 
obigen  Antrag  mit  den  Argumenten,  die  er  vorausgeschickt  hatte,  durch  die 
zflndenden  Worte:  »Non  generat  imbellem  aquila  columbam ;  fortes  nascontur 
fortibus.*  Ich  halte  mich  bei  diesen  Mittheilungon  an  den  Wortlaut  der  Bede, 
welchen  Paul  Prilessky,  Vertreter  der  Wittwe  des  Fürsten  Joseph  Essterhäxj, 
auiigeEeichnet  hat  Siehe  die  >  Acta  Diaotalia*  vom  Jahre  1722  in  der  Agramer 
Universit&ts-Bibliothek  (Handschrift  94,  B.  17),  welchen  ich  auch  das  hier 
Folgende  entnehme,  insoweit  nicht  eine  andere  Quelle  ausdrücklich  benannt 
ist  —  Als  die  Vivat-Kufe  aufhörten,  beantragte  der  Pro-Palatin,  den  soeben 
gefossten  Besohluss  der  Magnaten>Tafel  durch  eine  Deputation  bekannt  zu 
geben.  Während  die  an  der  »Tabula  Regia*  sitzenden  Abgeordneten  sich 
mit  der  Wahl  dieser  Deputation  beschäftigten,  gab  die  » Tabula  partium  Su- 
periorum*  d.  h.  die  Gesammtheit  der  oberungarischen  Abgeordneten  die  Er- 
klärung ab:  ihre  Zustimmung  zur  wirklichen  Thronfolge  sei  eine  durchaus 
spontane.  Im  gleichen  Sinne  sprachen  sich  die  Abgeordneten  der  beider- 
seitigen Donaugegenden  (Partium  trans-  et  cisdanubianarum)  aus.  Nachdem 
die  Magnaten-Tafel  in  der  vorbezeichneten  Weise  von  dem  Beschlüsse  be- 
nachrichtiget worden  war,  erwiederte  sie  diese  Botschaft  mit  einer  gleichfalls 
mündlichen,  deren  Ueberbringer  der  Erlauer  Bischof  Graf  Gabriel  Erdödy 
war.  Dieser  eröfhete  dem  Abgeordnetenhause:  »Dominos  Magnates  denun- 
ciatam  successionis  acceptationem  omnino  secundare  velle,  ita  ut  votis  coales- 
centibus  etiam  cum  aliis  Begnis  et  Provinciis  ad  Sacram  Coronam  spectan- 
tibus  (damit  sind  Kroatien  und  Siebenbürgen  gemeint)  haec  successioni 
acoeptatio  intelligatur.  *  Der  Agramer  Bischof  war  dabei  von  weltlichen 
Magnaten  begleitet,  unter  welchen  die  Grafen  Karl  Harrach  und  Karl  Adolf 
Bappach,  die  einzigen  in  eigener  Person  beim  Landtage  anwesenden  ,  Indigenae  * 
ans  Österr.  Erbländem,  sich  be&nden.  Das  Abgeordnetenhaus  hiess  die  Er- 
öffhnng  mit  dreifachem  Vivat-Bufe  willkommen.  Aus  Kroatien  gehörten  ihm 
an  und  waren  zugegen:  der  Protonotar  Job.  Branyuk,  die  Vicegesp&ne  der 
Komitate  Agram  und  Warasdin,  der  Turopoljer  Graf,  je  2  Vertreter  der  8t&dt 
Agram,  Warasdin,  Kreutz  und  Kopreinitz.    Die  übereinstimmenden  Beschlüsse 
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beider  Häaser  des  Landtags  überbrachte  eine  ?on  beiden  entsendete  Deputation 
dem  Könige,  der  sie  am  3.  Jali  in  Wien  empfieng.    Ihr  Sprecher,  Cardinal 
Graf  Emerich  OsAkj,  wios  auf  die  Vortheile  hin,  welche  Ungarn  hinsichtlich 
seiner  äusseren  Sicherheit   and    inneren  Rahe  Ton  dem  gefassten   Beschlösse 
sich  versprechen  dürfe,  gab  ferner  der  Zuversicht  Ausdruck,  dass  die  Krone 
ihm  zufolge   nie   an    einen  Herrscher,   der   nicht   BOmisch-Katholik 
ist,  gelangen  werde;  er  verwahrte  auch  des  Königreichs  avitische  Freiheiten 
und  Vorrechte   und   spielte   auf  des  Königs  Vorhaben,   einen  Schutzverband 
zu  schaffen,  mit  folgenden,  nicht  misszuverstehenden  Worten  an:    »Exinde 
tenim   firmissime   credit   speratque  Hungaria   tarn   Suam   quam   aliornm 
Majestatis  Vestrae  Begnorum  et  Provinciarum  hereditariarum  felicitatem;  sie 
iib  glorioso  Majestatis  Veetrae  successorumque  suomm  utriusque  sexus  Gubemio 
»nstitata    certissime     praemeditatam    cum     eisdem     nanciscatur 
Tnionem.*    Vgl  Fr.  Salamon's  in   der  vorstehenden  Anmkg.  bezogenes 
Buch,  S.   142  bis  163  (Julius  30— an  auf  S.  142  ist  ein  Druckfehler  statt 
Junius  30 — an).     Leider   sind    da   die  lateinischen  Beden   in   ungarischer 
prache  wiedergegeben;   aber   die  Darstellung  des  Hergangs  ist  aktenmässig 
und  gut  abgerundet     Die   Anrede   des  Cardinais   Csäkjr   hat  schon    Math. 
Bei   in  s.   »Notitia   Hungariae   Novae*   (P.  L  T.  L,   p.  398)  zum   Abdruck 
gebracht.     Uebrigens  war  die  scheinbare  Ueberraschung,  welche  Szluha  dem 
Landtage  durch  seine  Bede  bereitete,   von  langer  Hand  vorbereitet     Bereits 
II)   13.  Juli  1721  stellte   eine  Geheime  Conferenz   unter   dem  Vorsitze   des 
rinzen  Eugen  von  Savoyen  sozusagen  das  Programm  dafür  fest    Die  »Litterae 
:egales*,  empfahl  dieselbe,  sollen  von  der  weiblichen  Thronfolge  keine  deut- 
•  he  Meldung  thun,  sondern  es  möge  darin  blos  im  Allgemeinen  der  Wunsch 
(lusgedrückt  werden,  dass  die  Stände  dasNöthige  vorkehren  um  ihre  Heimat 
and  sich  selbst  für  die  Zukunft  vor   den  inneren  und  äusseren  Gefahren  zu 
sichern,  denen  sie  bisher  ausgesetzt  waren.     Dadurch  werden  vorläufige  Dia- 
nen vermieden  und  schneidet  man  die  Einwendung  ab,  dass  die  Stfmm- 

i  erst  Instructionen  einholen  müssten.    Um  das  Werk  geschickt  in  Angriff 

1  nehmen  sei  vor  Allem  nOtbig,  den  hohen  Clerus  und  die  Magnaten  dafür 

1  gewinnen;   dann  gelte  es,   einen  verl&sslichen   und   tüchtigen  »Personal* 

lü  bestellen,   der  namentlich  zu  verhindern  weis,   dass  der   hohe  Adel   das 

niedrigen  sich  bedient  um  »sive  ex  roverentia  sive  meto  eröfltoende,  aber  nur 

imulirte  favorable  Vota*,  die  er  in  der  Magnaten-Tafel  abgibt,   im  Ab- 

geordnetenhaose  zu  Nichte   zu  machen.     Das  Beste  w&re,   wenn   die  Ungarn 

»irh  herbeilassen  würden,  die  neue  Thronfolge  »motu  proprio*  anzunehmen. 

rät  wenn  dies  nicht  geschieht  oder  gar  das  Abgeordnetenhaus  (»die  untere 

ifel*)  Opposition   macht,  mOsste  gelegentlich  der  königlichen  Beplik  offen 

BU«rai»a«,  OM«a.4OT6ttarr.  0««Miail«ta*UI4M.  U.  Abu.  18 
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Ton  der  Angelagrabeit  gesprochen   and  unter  Ailegierang  der  Beehtsbeheh. 
»aperto  Mirte*  darauf  gedmngeo  werden,   dase  der  Landtag  sich  fügt     Za 
diesem  Ende  w&re  damit  za  drohen,  dass  bsTor  diese  Angelegenheit  geordnet 
ist,  die  :,GraTamina*  nicht  erOrtert  werden  dürfen  and  schon  gar  die  Bfick- 
einTerleibnng  der  s.  g.  Neoacqaistica   nicht  vorgekehrt  werden   wird.     Aach 
sollte  der  Kaiser  bis  zar  Annahme  der  neaen  Thronfolge  seinen  Aufenthalt 
in  Pressbnrg  (wo  die  Landtage  abgehalten  za  werden  pflegten)  nehmen.  — 
Der  Kaiser  billigte  diese  Vorschläge  mit  den  Worten:    »Placet  in  toto  and 
soll  wenigstens   eine   Confereuz   mit  der  angar.  Canzley  vnd  Zuziehung   des 
Bischofs  von  Agram  daryber  gehalten  werdten.*    (Besolvierter  Vortrag  vom 
14.  Juli  1721  im  Wiener  Staats-Archivo).    Salamon  bespricht  (S.  134— 1!)8) 
das  politische  Vorleben  Szloha*s  und   das    aus  dessen  Briefwechsel   mit  dem 
Palaiin  Nikolaus  PälfTy  (s.die  in  obiger  Anmkg.  60  bezeichnete  Quelle)  ersiebt 
liehe  Zögern  desselben,  sich  mit  dem  Gedanken  an  die  weibliche  Thronfolge 
vertraut  zu  machen.     Er  schildert   mit  grosser  Objectivität  die  Erwägungen, 
welche  der  Palatin  angeregt  und  Szluha  darauf  hin  angestellt  hatte  über  den 
Preis,  um  welchen  die  ungarischen  Stände  sich  dazu  verstehen  würden,  auf 
den  bezüglichen  Wunsch   des  Kaisers  einzugehen.     Szluha  verstand  darunter 
Zugeständnisse   gemeinnutziger  Art,    insbesondere   die   Behebung   älterer  Be- 
schwerden. Von  echt  historischem  Geiste  beseelt,  bemerkt  Salamon  zu  den 
Forderungen,   die  damals   zur  Sprache   kamen,    ganz    richtig  (wobei  er  wohl 
Verhandlungen   dieser  Art   überhaupt   im  Auge   hat):    »Wenn  wichtige   Be- 
schlösse in  der  Vorbereitung  sind,    wenn  dann  von    grossen  Begünstigungen 
oder   bedeutenden  Beformen   die  Bede   ist,   dann    pflegen    einzelne  Menschen 
sowohl  als  ganze  Körperschaften  viele  Einwendungen  zu  erheben,  welche  gar 
nicht  wesentlich    sind,    sondern  nur   als    Deckmantel    dienen    um    tbeils    die 
Furcht  vor  einer  ungewissen  Zukunft  theils    eine    schon  vorhandene 
Bereitwilligkeit   zu   verbergen  und  deren  Zweck  dann  kein  anderer 
ist,  als  das  Opfer,  das  man  zu  bringen  im  Begriffe  ist,  dest 
grösser  erscheinen   zu  lassen.     Beachtet   man  die  eine  Situation  l< 
herrschenden  Standpunkte,  so  wird  man  gewahr,  dass  man  Gefahr  lief* 
irregeführt  zu  werden,    wenn    man    die   bezüglichen  Aeusserungen  der 
Menschen  dann  wörtlich   nehmen  würde.     Das   richtige  Erfassen   der 
Situation  ist  es,  welches  den  Worten  den  wahren  Sinn  verleiht  und  als  Prüf- 
stein dient,  um  das  Zutreffende  und  Beeile  von  den    nur   auf  be- 
stimmte   Erfolge    berechneten    Kunstgriffen    zu    unterscheiden.* 
Die  Befriedigung  Karls  VL  über  den  ungar.  Landtagsbeschluss  vom  30.  Juni 
1 722  änsserte  sich  nicht  nur  durch  ein  überaus  herzliches  Schreiben  an  den 
Palatin   (d.   d.  Wien,   4.  Juli  1722    bei   Lehotzky,    Stemmatographia ,    I 
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^9 — 90),  sondern  aacb  darch  reiche  Geech«nke,  die  er  akcr  mai  dann  aos- 
utheiien  befahl,  als  der  Wortlaat  der  Oesetz^rtikel  feststand,  in  wekha 
jener  Bescbloss  späterhin  gekleidet  warde.  Mit  Schreiben  d.  d.  Pimitz, 
24.  Jani  1723  (im  Wiener  Staats- Archive)  bestimmte  er  für  den  Palatin 
»ein  reiches  Porträt*  nnd  ordnete  er  an,  dass  die  ongar.  Kammer  wegen 
Verleihung  der  Herrschaften  8i  Georgen  and  Pösing  an  denselben  ihr  Gat- 
uchten  erstatte;  dem  Cardinal  von  Sachsen-Zeitz  widmete  er  einen  Bing,  dem 
Cardinal  Csäky  yerlieh  er  die  Abtei  St  Gottbard,  dem  Neatraer  Bischöfe 
ein  Kreaz  und  die  Geheimrathswärde ;  den  Protonotar  Szlaha  erhob  er  in  den 
I  reiherrnstaud,  machte  er  äberdies  zam  Assessor  bei  der  ongar.  Kanzlei  and  er 
/.uerkannte  ihm  ?om  Neaen  die  ihm  durch  die  Landtagscommissäre  rersprocheno 
»Gnad*  in  Geld  oder  in  Fiscalitäten.  An  letzteren  erhielten  Stefan  Nagy 
eine  im  Werthe  von  24.000  Golden,  Prileszky  eine  von  6000,  Jenenak  eine 
von  4000  (fulden.  Graf  Adam  KoUonics  der  Aeltere  and  viele  andere  Mag- 
naten erhielten  die  Geheimrathswärde,  manche  den  Kammerherrn-SchlüsseL 
Hs  ist  ein  Beweis  von  feinem  politischen  Takte,  dass  der  Kaiser  alle  diese 
Zeichen  seiner  Erkenntlichkeit  bis  zom  Schloss  des  Landtags  »in  höchster 
Geheim*  gehalten  wissen  wollte.  —  Aus  der  Consignation  der  Zahlangen, 
welche  die  Wiener  Stadtbank  im  Jahre  1723  aof  sich  nahm  (Handschrift 
:  7  B  der  Bibliothek  der  ongar.  Akademie  der  Wissenschaften),  ist  ersichtlich, 

iv-  der  zu  uiigar.  Landtagsgeschäften  viel  verwendete  Hofratü  Managetta 
Jü.uuO,  Szluha  20.000  Golden  »Gnadengeld*  damals  von  ihr  za  fordern 
hatten.  Im  folgenden  Jahre  worden  die  »ongarischen  Komitate*  anter  dem 
gleichen  Titel  Gläubiger  der  Bank  o.  z.  mit  dem  Betrage  von  100.000  Golden. 
Doch  ist  nicht  klar,  ob  diese  kais.  Ganstbezeigong  sich  aof  die  Haitang  der 
Komitate  in  der  Thron fulgefrage  bezog.  Einzelne  Komitate  hatten  dabei 
grosses  Entgegenkummen  an  den  Tag  gelegt  So  versah  z.  B.  das  Komomer 
Komitat,  dessen  Vice-Gespan  freilich  Franz  Szloha  war,  seine  Abgeordneten 
/um  Landtag  vom  Jahre  1722  mit  einer  instroktion,  deren  L  Ponkt  fol- 
K'endermassen  laotet:  »Siqoidem  Sacratissima  Gaes.  et  Reg.  Mijeaias  ad  tran- 
iuillitatem  K'.'gni  publicam  permansionemqoe  et  conservationem  imo  et  secori- 

'       !!  '       II  stabiliendam  quudpiam  salotare  renediam  per  Vicinam 

iitgentiam  cum  reliquis  regnis  et  provinciis  sois  haereditariia 

lo  Uniouem  clementissime  soggerere  velle  in  benignis  Begalibos  Lilteris 

rotur :   ideo   benignas   ^jasdem   Qiefl.   Reg.  Mi^jettatis  eo   fine 

>  p;  .,,,.>! tiones  devoto   bomagialis   fidelitaÜs  ealta   perci- 

pient  et  pro  salotari  erga  sibi  fideles  ttatos  et  ordines  Regni  ejosmodi 
propensione  immortales  babebont  gratias.*  Nor  den  Freiheiten  and  ge- 
setzlichen Einrichtangen  Uagams  sollte  damit  nichts  vergeben  werden.   Eine 

18^ 
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Abschrift  dieser  Instruktion  liegt  im  Staate-Archive  bei  den  Ungarisohen  Akten, 
Käst   1(5,  FsikL  80,  Loc  2* 

•(>)  Nach   Prileetky^s  Aafzeichnongen   (a.  a.   0.)  Bl.   64   lautete  die 
Autwort  des  Kaisers  auf  das  diesbezQgliche  Erbieten :  »De  Unione  etSecu- 
ritate  respscta  aliorum   Regnorum   et  Pro?inciarum  assecurat 
Sua  Mijestas  Status,  se  soUidtam  futuraui,  quatenus   plenam  securitatem  et 
tranquillitatem  habere  possint*  Er  verbürgte  sich  also  perOnlich  für  die 
Erreichung  der  Zwecke,  denen  die  »Unio*  dienen  sollte.     Hievon  wurde  die 
Slindetafel   (das   Abgeordnetenhaus)  am  17.  Juli  durch   die   Magnaten-Taff»! 
in  die  Kenntniss  gesetzt     Am    n&mlichen  Tage  erschien   bei  Letzterer  der 
Obersthofkanzler  Grafen  Sinzendorf  and  wurde  der  Versuch  gemacht,  den 
Landtag  zur  Ausstellung  einer  besonderen  Urkunde    über  seinen  Beitritt  zur 
Pragmatischen  Sanction  zu  bewegen.    Allein  die  Ständetafel  erklärte  das  für 
eine  dberflfissige  Abnormität     Prileszky   meldet  (Bl.  (»T))   diesen  Misserfolg, 
der  mit  des  Kaisers  vorerwähnter  Ablehnung  zusammenzuhängen  scheint,  mit 
den  Worten:  ^sed  quia  Acta   diaetalia   sub    totum  tempus  Diaetae 
conclusa    intelliguntur   videbatur   Statibus   nee    Datationem    nee 
aliqnam  Subscriptionem  esse  necessariam;  posse  tarnen  Ahlegationis 
mentionem  fieri  ...  *  Der  Kaiser,  der  damals  Pressburg,  wohin  er  inzwischen 
seine  Residenz  verlegt  hatte,  wieder  zu  verlassen  im  Begriffe  war,    empfieng 
wenige  Stunden  später  den  Landtag  in  Abschieds-Audionz  und  kam  auf  jenes 
Erbieten  der  Stände  späterhin    nie  mehr  zurück.     Eine    den  Beitritts-Erklä- 
rungen der  übrigen  Länder  conforme,  zu  seiner  Hand  ausgestellte 
Erklärung  des  ungar.  Landtags  wäre  ihm  offenbar  erwünschter  gewesen,  als 
der  Austausch  von  Freundschafts-Versicherungen  zwischen  dem  Letzteren  und 
den  Ständen  jener  anderen  Länder.    Sie  hätte  in  das  System,  das  er  da  vor 
Augen  hatte,  besser  hineingepasst    Vielleicht  erwog  er  auch,  dass  der  ungar. 
Landtag  von  1708/15  in  seiner  ersten  Bescbwerdeschrift  u.  z.  als  Bedingung 
der  KrOnung  (Conditio  12.)  vorgebracht  hatte;  »quod  Confoederationes 
cum  Regno  Bohcmiae  et  aliis  vicinis  Provinciis  ac  Transsylvania  juxta  Arti- 
cnlos  Pacificationis  Viennensis  et  constitutionnm  anni  1609:  42  in  suo  vigore 
permaneant  suaque  Serenitas    eas   observabit   perque   suos   observare  faciet* 
(Handschr.  94,  B.  12  der  Agram.  Univ.-Bibl.  S.  184). 

97)  Diese  Deutung,  obschon  nicht  unanfechtbar,  beruht  auf  dem  ungar. 
Ge6.-Art  II.  von  1722/3,  insofeme  es  darin  heisst:  »Jus  haereditarium  sncce- 
dendi  in  Hungariae  Regnum  et  Coronam  (Status  et  Ordines)  . . .  etiam  in 
Sexum  Augustae  Domus  Suae  Austriacae  foemineum  .  .  .  juxta  stabilitum  .  . 
in  aliis  quoque  suis  Regnis  et  Provinciis  haereditariis  .  .  .  Primogeni- 
turae  Ordinem  .  .  .  indivisibiliter  ac  iuseperabiliter  invicem  et  in- 
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sinol  ac  onacnm  Regno  Hangariae  et  Partibas  Begnis  et  ProTinciis  eidem 
annexis,  haereditarie  possidendis  (sc  aliis  Begnis  et  ProTineiis) 
regendam  et  gnbernandam  (sc  Coronam)  transferani  *  Ständen  die  Worte 
»indiyisibiliter  ac  inseperabiliter*  nicht  Tor  »ona  cam*,  sondern  dahinter, 
etwa  aninittelbar  vor  »haereditarie  possidendis*,  so  wäre  die  Geschlossenheit 
des  Besitzstandes  über  jedes  Bedenken  erhaben;  allein  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  sind  da  den  fibrigen  nnr  gewissermassen  beigefügt 
and  als  nntheilbar  and  anzertrennlich  sind  da  nar  die  Letzteren 
erklärt  Dass  aach  die  Länder  der  ang^rischen  Krone  es  seien,  ist  an  an- 
derer Stelle  (s.  die  folgende  Anmerkang  103)  aasgedrflckt  a.  zw.  so, 
dass  dieselben  dort  abermals  als  ein  fär  sich  bestehender  Complex  er- 
scheinen. Indessen  steht  danach  doch  fest,  dass  das  Gebiet  der  angarischen 
Krone  einen  Bestandtheil  des  staatsrechtlichen  Objects  bildet,  aaf  das  die 
Thronfolge  sich  bezieht,  and  die  im  Jahre  1867  angarischer  Seits  zam  Geseti 
*rhobene  Aaslegang,  dass  die  Torerwähnten  beiden  Prädikate  aach  Ton  dieser 
Länder-Gesammtheit  gelten,  lässt  jene  Wortfägang  als  nar  nicht  gut  gewählt 
•  rscheinen.  Sie  gieng  übrigens  aas  sehr  amständlichen  Be- 
rathangen herTor.  Den  Ausgangspunkt  dieser  bildete  nicht  sowohl  der 
T  andtagsbeschluss  vom  30.  Juni  als  vielmehr  die  in  aller  Form  eingebrachte 
l'rM].osition  der  Regierung  vom  S.Juli  1722.  Der  König  nimmt  darin  Besag 
^uf  seine  schon  in  dem  Einberufungsschreiben  ausgesprochene  Absicht  und 
auf  die  mittler  Weile  vom  ungar.  Landtage  gestellte  Bitte,  es  möge  auch  im  Hin- 
blicke auf  den  ungar.  Ges.-Ari  5  vom  1541  die  Thronfolge  auf  das  weibliche 
Geschlecht  ausgedehnt  werden.  (Eum  in  finem  ...  in  defecta  sezus  Mascnlim 
etiam  (ad)  Foemineum  .  . .  successionem  ...  in  conformitate  etiam  Articuli  5. 
Anni  1541  in  omne  tempos  transferre  . . .  demisse  petierunt).  Er  erwähnt 
femer  den  vom  Landtage  geäusserten  Wunsch:  »cnm  reliquis  Saae  Maje- 
statis  Sacratiss.  haereditariis  Begnis  etProvinciis  mutua  conintelligentia 
et  arctiore  unione  . . .  pacem  et  opti^tam  Begno  tranqnillitatem  stabilire* 
und  beantwortet  denselben  einer  Seits  mit  der  Zosicherang,  dass  die  Freiheiten 
des  Königreichs  angekränkt  bleiben  werden,  anderer  Seits  mit  der  Erwartung, 
dass  die  ganze  Angelegenheit  so  geordnet  werden  wird,  wie  sie  in  den 
übrigen  Erbkönigreichen  und  Ländern  bereits  geregelt  ist 
(ad  eum,  quo  in  aliis  suis  haereditariis  Begnis  et  Ditionibus  ordinata  jam 
est,  modum  ordinaturum).  Am  11.  Juli  (Bl.  50)  wurden  die  kgl.  Propost- 
>nen  im  Abgeordnetenhaose  vorgetragen.  Nachdem  dies  geschehen  war, 
iiiachte  der  Vice-Palatin  daraof  aufknerksam,  dass  der  Kaiser  aof  die  für  die 
übrigen  Länder  geltende  Thronfolge-Ordnung  sich  betiehe  und  es  daher  noth- 
wendig  sei,  die  betreffenden  Urkunden  zor  Kenntniss  des  Hausse  zu  bringen. 
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(»Necessariaro  forei,  oogrnoenre  modom   et  fnrmam  ejasmodi  Rocceasionis  a 
aliis  Regnis  et  Prn?incii8  nbRerrandae*).    Darauf  hin  wurd(>n  diese  Trlrandeii 
aas  den  mitgetheilten,  vidimirten  Abschriften  verlesen  (yeluti  eiiam  ejnsmodi 
Instmoianta  eatenas  einanata  ac  sab  vidimatis  copüs  ad  manus  habita  prae- 
lecta  sunt).     Ob   damnter   auch    die  von   den   einzelnen    L&ndem   gefasst^ 
BewhlüBSO  waren  (wie  Salamon,  a.  a.  0.  S.  170  behauptet)  ist  aas  der  vnr- 
angefftbrten  Protokollastello  nicht   deutlich  zu  entnehmen.     Die  Wahrschein- 
lichkeit spricht  gegen  diese  Annahme.    Fdnf  Tage  sp&ter  (am  1 6.  Juli)  regte 
der  Vice-Palatin  die  genauere  Formulierung  der  Thronfolge-Ordnuung  an  und 
fordorte   er   den  Protonotar  Fr.  Szluha  auf,    den    bereit   gehaltenen 
Entwurf  vorzulesen,   was   dieser   sofort   thai     Das   Abgeordnetenbaus 
nabm  denselben  an,  aber   erst  nach  längerer  Discussion  (post  nonnullos  dis- 
carsos),  und  leitete  ihn  an  die  Magnaten-Tafel.    Da  der  bezägliche  Beschluss 
(Bl.  60)  lautete:  »ejnsmodi  Articulos  suo  loco  rolinqnendos  et  Domin is 
Magnatibus  communicandos*:    so  lie^   die  Vermuthnng  nahe,  dass  Ab&nde- 
rnngsanträge   gestellt,    diese   jedoch   abgelehnt   wurden.      Keinesfalls    wurde 
Szluha's  Entwurf,  wie  Salamon  S.  175  sagt,  »ohne  Debatte  angenommen.* 
Aber  ganz  richtig   ist   die  ebenda  geäussert«  Ansicht,   dass   die  betreffenden 
Beschlösse  sozusagen  »hinter  den  Conlissen*  vereinbart  wurden  und  im  Hnnse 
selbst  nur  wenig  darüber  gesprochen  ward.     Die  vielen,  bis  zur  Unverständ- 
lichkeit  in  einander  geschobenen,    überaus  künstlich   gedrechselten  Sätze  der 
in  Rede  stehenden  Gesetz- Artikel   lassen   das  Zusammenwirken  mehrerer  \< 
dakteore    deutlich   erkennen    und   machen    es   unwahrscheinlich,    dass   diese 
Artikel,   so  wie   sie  vorliegen,    dem  Szluha  von  Wien    aus  insinuirt  wurden. 
98)  Siehe  die  ,  Ratiocinatio  intaitn  successionis  sexus  foeminei  in  Regi- 
mine  Hungarico*  unter  den  Papieren  des  Protonotars  Nikolaus  v.  Janko- 
vics,  welche  auf  den  I>andtag  ven  1722/3  Bezug  haben  und  von  ihm  selber 
herrühren  sollen.     (Handschrift  Fol.  Lat.   5!« 2   in  der  Bibliothek  des  ungar. 
National-Museums).     Der    betreffende  Einwurf  lautet:    »Derogare    Hungarioo 
Regno  uniri  inferioribus,  scilicet  Austriae  ducatui.*   Die  beigesetzte 
Antwort  lautet:    »Innegabile   omnino    for^t   absque   derogamine   et   dedecore, 
qaod    si  benignissimac    Kegales   non    manifestareni    Unionem    hanc   non 
modo  cum  Austria,  verum  cum  omnibus  HaerediLiriis  Regnis  et  Pr 
vinciis  insinuari  et  sie  reflexio  haec   erronoe  supponitur;    quin  imo  tenore 
Benignarum  Regalium  memoratu  credibilius  est:  mentes    et  an i mos  reli- 
qoorum  omniam  haereditariorum  Regnorum  et  Provinciarum    alacri  consensa 
jam  coadnnatos  et  unitos   esse  ac  coalnisse:   quod   ipsum    recenti 
exemplo  etiam  I(ncl.)  Principatus  Transylvaniae  probe  egit    Igitur  merito  non 
modo  com  Austria  sed  et  reliquis  illis  admaturanda  Unio  praetenditur ;  n  i  8  i 
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enim  Regnam  hocce  inter  duas  poieuuas  sitnm  sese  periculo  et  ex- 
tremitati  exponere  yelit,  dictantibos  id  snadentibasqae  arsis  (?)  ratio- 
nibas  de  necesse  boic  Unioni  atqne  ConjoDctionibas  adhaerere  debei 
neque  alias  fieri  potest.* 

99)  Die  Magnaten  gaben  am  16.  Jali  zwei  Aeossernngen  von  sich, 
welche  dem  Abgeordneten  banse  hinterbracht  wurden.  (Bl.  60  der  Prileszky'schen 
Aofzeicbnongen).  Zuerst  thaten  sie  kand:  »qnoad  Unionem  approbant  In- 
tentionem  at  Norma  (ad  Normam?)  saccessionis  reliqnamm  ProTinciamm  fiat, 
salTis  Joribas  et  Immunitatibas  Regni  permaneotibos.*  Und 
bald  darauf  fugten  sie  hinzu:  »De  Unione  omnino  elaborandum  esse,  legibus 
tarnen  fundamentalibus  per  publicas  Constitutiones  sancitis 
per  Instrumentum  Pragmaticum  instituendnm  (richtig:  insistendnm)  est* 

100)  Der  eigentliche  Stein  des  Anstosses  war  da  der  uralte  Grund- 
irrthum,  welcher  alle  Vorstellungen  der  ungar.  Stände  Ton  ihren  Wechsel- 
beziehungen zu  den  übrigen  Ländern  des  nämlichen  Herrschers  beeinflusst 
und  sie  der  meritalen  Rechtslage  nicht  gerecht  werden  lässt 
Denn  hatte  Ungarn  förderhin  wirklich  den  Beistand  jener  fibrig^n  Länder 
in  erhöhtem  Masse  zu  erwarten,  so  musste  es  doch  aber  seine  vermin- 
derte Selbstständigkeit  (die  eingestandene  Ursache,  warum  es  diesen 
Beistand  willkommen  hiess  und  sich  dessen  zu  yersichem  suchte)  sich 
Rechenschaft  geben  und  die  rechtlichen  Consequenzen  daraus 
ziehen.  Dazu  verstanden  sich  aber  die  ungarischen  Stände,  speziell  die 
Magnaten,  im  Jahre  1722  so  wenig  als  später.  In  die  Form  eines  Vertrages 
gebracht,  würde  sich  diese  eigensüchtige  Anschauung  so  augenfällig  als  ein 
»contractus  leoninus*  geoffenbart  haben,  dass  statt  einträchtigen  Zusammen- 
gehens sofort  die  ärgsten  Zerwürfnisse  daraus  hätten  entspringen  müssen. 
Hierauf  durfte  Karl  VL  es  nicht  ankommen  Ussen.  Und  er  selber  musste 
es  als  etwas  Widernatürliches,  seine  Thatkraft  zu  Ungarns  Ungunsten  Läh- 
mendes empfinden,  dass  die  ungar.  Stände  dem  Verbände  Ton  Machtmitt^^ln, 
dessen  Centrum  er  war,  nichts  Ton  ihren  Freiheiten  zum  Opfer  bringen  wollten. 
War  er  an  der  Spitze  jener  Hilfstruppen,  wenn  er  sie  nach  Ungarn  führte 
oder  sie  dahin  ziehen  hiess,  hier  wirklich  nur  der  ungarische  König, 
so  verletzte  dies  tief  die  QefÜhle  der  auswärtigen  Stände,  die  der  ungarische 
Künig  so  wenig  angieng  als  die  Ungarn  an  und  für  sich  der  Ereherxog 
von  Oesterreich.  Die  Ausgleichung  solcher  Qegensätse  konnte  nur  in  einer 
HtaatMrechtlichen  Neuerung  gefunden  werden,  die  Ungarns  alte  Frei- 
heiten einschränkte.  Wenn  sich  der  Mangel  eines  derartigen  Behelfii  in  der 
Folge  minder  bemerklich  machte,  so  lag  dies  an  der  Ansgsstaltong  der  Armee 
und   an   der  Osterreichischen   Anschauung,  die   Da^nige  als   solbstver- 
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st&ndlich  Toniuseteie,  was  die  Ungarn  iiisiigMi«h«i  sich  beharrlich  wei- 
gerten. Wie  klar  sich  Karl  YI.  darfiber  war,  dass  die  Freiheiten  Ungarns  durch 
die  Pragmat  Sanction  eine  Einschränkung  erfahren  mnssten  oder  Tielmehr 
trotx  allen  Widerstrebens  der  angar.  St&nde  (die  sich  den  wahren  Bachvorhalt 
nicht  eingestehen  wollten)  durch  die  Annahme  dieser  Thronfolge-Ordnung 
bereits  erfahren  hatten,  zeigt  die  Antwort,  die  er  ihnen  am  29.  April 
1723  auf  ihr  Verlangen  nach  abermaliger  Best&tigung  ihrer  Pri?ilegien  gab. 
(Acta  DiaetaUa  a.  a.  0.,  Bl.  103,  104).  Er  willigte  in  die  Bekräftigung 
der  Ges.-Ari  1  bis  8  yom  Jahre  1715  mit  dem  Beisatze:  »in  quantuni 
iidom  (Articuli)  per  extensionem  ad  Sexum  etiam  Foemineum  Augnstae  Domus 
Austriacae  in  Articulis  1  et  2  modornae  Diaetae  contentam 
modificati  non  essent*^ 

101)  Ich  yerstehe  hier  unter  dem  »Vorworte*  nicht  bloe  die  »Praefatio« 
sondern  auch  die  dieser  vorausgeschickten,  einleitenilen  Bemerkungen  zu  den 
Ge8.-Ari  L  und  II.  Die  betreffenden  Worte  sind  dem  Einberufangsschreiben 
entnommen,  also  gewissermassen  nur  dessen  Wiederhall. 

102)  Auch  da  kehren  die  Worte  wieder:  »pro  stabilienda  in  omnem 
casum,  etiam  contra  Yim  extemam,  cum  vicinis  Regnis  et  Proyincib  Haere- 
ditariis  ünione  et  conservanda  domestica  tranquillitate.* 

103)  »Ita  ut  illa  vel  Masculus  ejusdem  Haeres,  qui  Yel  qoae  prae- 
missorum  Augustae  Domus  Austriacae  Regnorum  et  Provinciarum  Haeres 
jnxta  memoratam  normam  Primogenitnrae  in  Augusta  Domo  Austriaca 
receptam  (von  deren  Annahme  durch  die  ausserungarischen  Provinzen  wird 
da  vollkommen  abgesehen)  existet,  codem  Successionis  . .  .  Haereditario 
Jure  etiam  pro  infallibili  Rege  Hungariae  Partiumque,  Regnorum  et  Provin- 
ciarum eidem  annexorum  aeque  indivisibiliter  intelligendarum  habeatar 
et  coronetur.* 

104)  Auf  den  ungar.  Thron  werden  da  berufen  »Imperatorum  et  Regum 
Hungariae  Descendentes  *  und  Nachkommen  derselben,  welche  »legitimi,  R«- 
mano-Catholici *  sind  und  »Austriae  Archiduces.*  Das  ist  wohl  in 
diesem  Zusammenhange  keine  blosse  Titulatur,  sondern  eine  Reca- 
pitnlation  der  geeinigten  Herrscherrechto  über  die  anssenmga- 
rischeu  Länder,  auf  welche  die  Ungarn  es  da  niohr  als  auf  die  regierende 
Familie  abgesehen  hatten. 

105)  Der  §  3  des  Artikels  98  lautet:  »Cousilium  utatur  Sigillo 
Snae  Majestatis  Caesareo-Regiae  cum  circumferentia  Aquilae 
prouti  hoc  in  aliis  quoque  Regnis  et  Provinciis  haereditariis  omni  tempore 
usitatum  fuit«  Unter  der  »circumferentia  Aquilae*  ist  derselbe  zweiköpfige 
und  doppelgekrtote  schwarze  Adler  im  goldenen  Felde  zu  verstehen,  welcher 
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im  Jahre  1806  dem  kais.  österr.  Wappen  »wegen  des  auf  den  ganzen  Com- 
plexns  der  Erbkönigreiche  nnd  Länder  radicirten  Osterr.  Kaiserthams*  ein- 
verleibt warde.  (Siebe  den  damals  von  der  k.  k.  Hof-  and  Staatsdmckerei 
gelieferten,  offiziösen  Commentar  zur  Umgestaltnng  des  Wappens).  Die  ongar. 
Stände  hatten  dem  ongar.  Statthalterei-Batbe  ein  anders  geartetes  Wappen 
Zugedacht  In  einer  Yorstellong  an  Karl  VL  vom  7.  Mai  1723  (Prlleszky^s 
Aafzeichnnngen  a.  a.  0.,  BL  204)  drücken  sie  den  Wunsch  aus,  die  Kanzlei 
dieser  Behörde  möge  versehen  werden  mit  einer  entsprechenden  Anzahl  Siegel, 
welche  die  »Insignia  Begni  Hungariae  cum  Insigniis  in  circumferentia  ad 
Sacram  Beg^i  Hungariae  Coronam  spectantium  Ditionum  exprimendis*  auf- 
zuweisen hätten.  Aber  der  Kaiser  gestand  nur  zu,  dass  das  nngar.  Wappen 
darin  diejenige  Stelle  erhielt,  die  in  den  für  Böhmen  gebrauchten  Siegeln 
dortiger  landesfcirstL  Behörden  das  böhmische  Wappen  einnahm.  Von  späteren 
Einwendungen  der  ungar.  Stände  ist  mir  nichts  bekannt.  Den  Districtoal- 
Tafeln  wurde  gleichzeitig  (durch  Ges.-Art.  30,  §  6)  der  Gebrauch  des  >Si- 
gillum  Begis*  eingeräumt 

106)  Abschrift  im  ungar.  Landes-Archive  (Acta  Subsidionale  Quantum 
concernentia  Anni  1723  Nr.  1).  Diese  Anordnung  hängt  mit  der  ständischen 
Bewilligung  einer  Militär-Contribution  im  Betrage  von  1,920.000  Oolden 
zusammen,  wslche  der  Kaiser  nach  längerer  Ueberlegung  genügend  fand.  Aber 
der  Kaiser  knüpfte  daran  verschiedene  Bedingungen.  So  heisst  es  in  dem 
Dekrete:  »praeter  Salgamum  gratis  praebendnm  (s.  oben  Anmkg. 
77  zum  IL  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes)  Portiones  Militibas  assignatac 
ex  Quanto Contributionali  modo  sequenti  praestentnr.  Statibus  tamen  liberum 
Sit  Militiae  Praesidiariae  Salgamum  hicusqae  solutum  ultra  Summam 
oblatam  pro  aequivalenti  angere  et  in  eum  casum  hoc  Salgamum  ab 
aerario  solvetur.  Oregano  Militi  in  Provincia  coUocato  Salgamum 
usu  regulamentari  gratis  praestabitur;  Officiales  antem  juxta  normam  re- 
strictam  congrua  id  est  meliori,  quae  in  Stativis  invenitur,  habitatione,  lignis 
et  candelis  contenti  sint  Ultra  hoc  Salgami  nomine  nihil  a  Regnicolis  neqne 
etiam  famulitium  praetendatur,  eo  tamen  sensu  donec  Casarmae  ex- 
trnantur  vel  alins  locus  comodos  Militiae  contrahendae,  pront 
Sua  Migestas  nuper  resolvit,  stabiliator.*  Laut  dem  von  Prileszky  aufge- 
zeichneten Landtags-Diarium  (a.  a.  0.),  BL  328 — 846,  war  dieser  kais.  An- 
ordnung ein  belangreicher  Schriftenwecbsel  vorausgegangen.  Schon  unterm 
22.  Dezember  1722  hatte  Karl  VI.  den  Ständen  bekannt  geben  lassen:  er 
sehe  dem  Lande  von  der  mit  2,040.000  Gulden  bezifferten  Contributions- 
Forderung  aoaser  den  40.000  Gulden,  die  er  bereits  abgeetrichen  hatte, 
weitere  8000  Gulden  nach ;  aber  er  setM  voraus,  dass  »  haec  solvenda  Summa 
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•  ..a  proportione  80.000  Poriionuiu  possei  manere  per  ires  annos  id 
est  Qsqae  ad  faiara  Comitia  in  hoc  Triennio  celebraiida;  extra  ta- 
rnen casom  ?el  actnalis  ?el  imminontis  belli,  obi  Migesias  8a- 
cratissima  cnm  Stat  et  00.  Regni  ulterios  agere  et  traciare  vellet« 
Der  Kaiser  stellt  es  femer  in  die  Wahl  der  Qaartiertr&ger,  ob  sie  den  Sol- 
daten die  NatanÜTerpflegung  oder  statt  derselben  d.  h.  des  Fleisches  (camib 
loco)  täglich  ausser  dem  Brode  4  Kreuzer  reichen  wollen,  was  einer  Herab- 
mindemng  der  unersetzbaren  Qeldgcbühr  um  2  Kreuzer  gleichkomme  (per 
consequens  2  Cruciferi  gratis  ubi  antehac  quaiuor  pendebantnr).  In  Bezug 
auf  die  >8algami  aestivi  praestatio*  wird  bemerkt,  dass  diese  zwar 
in  mehreren  Komitaten  erst  während  der  letzten  (Räk^^czy'schen)  Unruhen 
eingeführt  wurde,  dass  jedoch  in  anderen  »ab  immemoriali  tempore 
id  semper  Comitatus  suppeditabant*  und  dort,  wo  es  sich  so  ver- 
hält, liege  kein  Grund  vor,  davon  abzugehen.  —  Bereits  am 
folgenden  Tage  wendeten  die  Stände  ein:  von  der  mit  1,020.000  Oulden 
bemessenen  Contribution  könnten  höchstens  920.000  baar  abgeführt  werden: 
das  Uebrige  müsse  in  Naturalien  zu  entrichten  gestattet  werden.  Und  was 
die  »Aestivalis  equorum  intertentio*  anbelangt,  so  könne  diese  durchaus  nicht 
für  seitens  der  Kriegsverwaltung  ersessen  gelten,  weil  die  Komitate  nie  es 
unterliessen,  diese  Leistung  sich  bestätigen  zu  lassen  und  Entschädigungen 
dafür  zu  begehren.  —  Drei  Tage  späler  (26.  Dezember  1722)  richteten  die 
Stände  an  die  Landtags-Commissäre  eine  neue  Vorstellung,  womit  sie  eine 
Nachtragsforderung  des  Kaisers,  welche  Naturalien  zum  Gegenstand  hatt<^, 
ablehnten  und  verlangten,  dass  in  Zukunft  der  Quartierträger  (Hauswirth) 
dem  einquartierten  Soldaten  nichts  zu  verabfolgen  schuldig  sein  soll  als  das 
Brod,  Unterstand  (Dach)  und  den  Herd  zur  Selbstbereitung  seiner  Nahrung. 
Dazu  wird  bemerkt:  es  gebe  im  Königreiche  nur  sehr  wenige  Dörfer,  in 
welchen  nicht  den  Sommer  über  so  gut  wie  im  Winter  2—3,  5, 
20,  30  und  selbst  mehr  Soldaten  liegen.  Vgl.  die  Anmkg.  77  zum  II.  Ab- 
schnitt des  vorliegenden  Bandes. 

107)  Hierauf  hat  schon  M.  G.  Kovachich  in  seinem  Werke  »Vestigia 
Comitiorum  apud  Hungaros*  (Ofen,  1790),  p.  821  aufmerksam  gemacht: 
In  der  »Conclusio*  zu  den  Ges.-Art.  von  1715  heisst  es  (§  8):  »Datum 
per  manus  Fidelis  nostri  Nobis  syncere  dilecti  etc.  Comitis  Nicolai  lU^shäzy 
de  Eadem  .  .  .  Actualis  Intimi  Consiliarii  nostri  etperRegnum  Ungariae 
Aulae  Nostrae  Cancellarii  in  Castro  nostro  Laxemburgh  ..  »In  der 
»Conclusio*  zu  den  Ges.-Ari  von  1729  kehrt  (§  2)  dieselbe  Formel  wieder 
nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  da  als  ungar.  Kanzler  Adam  Acsädi  de 
Eadem  genannt  ist    Dagegen  schliesst  der  §  2  der  »Conclusio*  zu  den  Ges.- 
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Art  Yon  1722/3  mit  den  Worten:  »Datum  in  Arcbidacali  Civitate 
nostra  Yiennae  Aastriae*  und  des  ongar.  Kanzlers  geschieht  auch 
nicht  unter  den  Würdenträgern  Erwähnang,  die  herkömmlicher  Weise  in  den 
folgenden  §§  3  nnd  4  zar  Bekräftigung  des  Datums  aufgeführt  sind. 

108)  Die  betreffenden  Entwürfe  wurden  in  der  Sitzung  vom  10.  Oktober 
1722  Tom  Abgeordnetenhause  gutgeheissen  (Acta  Diaeta..  Han.lschrifl  Ol. 
B.  18  der  Agramer  Universitäts-Bibliothek,  BL  1 — 57) 

109)  Karl  VI.  Hess  den  Ständen  unterm  18.  Februar  172  -n: 
er  haben  schon  am  9.  Oktober  1722  von  ihnen  Vorschläge  ühn  liiv  be- 
züglichen Darchführungs-Modalitäten  verlangt,  aber  noch  immer  keine  er- 
halten. Er  beauftrage  daher  die  Geheime  Conferenz  mit  der  Ueber- 
prüfung  dieser  Begehren.  (Acta  Diaetae  am  vorgezeichneten  Orte,  Bl.  150  bis 
167).  Von.  Siebenbürgen  ist  bekannt,  dass  erst  im  Jahre  1848  nnd  da 
nur  vorübergehend  die  darauf  gerichteten  Wünsche  der  ungar.  Stände  in 
Erfüllung  giengen.  Unter  Karl  VI.  erreichten  dieselben  in  dieser  Hinsicht 
blos,  dass  auf  Grund  das  Gutachtens  einer  Untersuchungs-Commission  der 
Kaiser  am  31.  Dezember  1732  die  Komitate  Marmaros  und  Arad  ans  Sieben- 
bürgen ausschied  nnd  an  Ungarn  rückeinverleibte,  dagegen  die  Komitate 
Mittel-Szolnok,  Krassna  und  KOvar  bei  Siebenbürgen  beliees.  Das  Zarander 
Komitat  befahl  er,  zwischen  Ungarn  und  Siebenbürgen  aufzutheilen.  Doch 
verzögerte  sich  die  Ausführung  dieses  Befehles  bis  in  die  Tage  Maria  Theresias, 
(Alex.  Szilägi.  Erdelyorszäg  tört^nete,  IL  Bd.,  Pest  1866,  8.  bOA\ 
Die  zunächst  angefochtenen  Bestandtheile  der  Militärgrenze  waren  (wie 
schon  im  Jahre  1715)  die  s.  g.  »Militärorte*  in  den  Komitaten  Bacs-Bodrogh, 
Csänad  und  Arad,  dann  in  Sjrmien  und  die  Stadt  Siegedin,  soweit  sie  als 
Wohnsitz  der  »Militares  Rasciani*,  unter  militärischer  Verwaltung  stand. 
Siehe  hierüber  ausser  den  in  der  Anmkg.  1  zum  L  Abschnitt  des  vorliegenden 
Bandes  genannten  Druckschriften  auch  die  Monographie  von  Stefan  Ivänji: 
,A  Tiszai  hatarOrvidek  1686—1750«,  Budapest  1885.  Wie  wenig  geneigt 
selbst  Prinz  Eugen  von  Savoyen  einer  allAUigen  Einverleibnng  des  Banats 
an  Ungarn  war,  wie  grosses  Gewicht  er  vielmehr  danmf  legte,  dass  dasselbe 
gleich  Siebenbürgen  davon  abgesondert  bleibe,  zeigt  ein  Schreiben, 
das  er  am  21.  Juni  1717  an  den  Wiener  Hofkriegsrath  richtete.  Es  beisst 
darin:  »Bin  der  unveränderten  Meinung,  dass  weder  die  gegenwärtige 
noch  künftige  Friedensumstftnde  die  Inoorporierung  (des  Banats) 
mit  Ungarn,  wohl  aber  die  Arth  einer  abgesonderten  Provinz  wie 
Siebenbürgen  cum  reservatione  Dominii  supremi  territorialis  zu  Ir.  Kais. 
Mi^estät  Dienst  einrathen  könne.«  (Alfr.  v.  Ameth,  Prinz  Eugen,  II.  529). 
Seit  durch  den   Passarowitzer  Frieden  vom  21.  Juli  1718   der   Besitz  der 
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Festung  Temeevar  und  den  ganzen,  nach  dieser  benannten  »lianatH*  (das  man 
sp&ter  aoch  schlechthin  so  nannti*)  dem  Kaiser  gesichert  war,  wurde  hier 
eine  besondere  Landes- Administration  eingesetzt,  das  Land  gerade  zur  Zeit, 
wo  der  nngar.  Landtag  die  Komitate  Arad,  GsanAd  und  Csongrad  zum  zweiten 
Male  reklamierte,  in  11  Verwaltungsbezirko  eingetheilt  u.  s.  w.  (L.  liöhm, 
Geschichte  des  TemesTarer  Banats,  Leipzig  1861,  1.  217). 

110)  In  der  Beitritts-Erklärung  des  siebenb.  Landtags  yom  SO.  M&rz 
1722,  welche  Karl  YL  seiner  Confirmations-Urkunde  wOrtlich  einschalten 
liess  (J.  Benkö,  Trnnssilyania  I.  331),  ist  der  Vortrag  des  Grafen  Virmont 
der  Hauptsache  nach  wiedergegeben  und  hervorgehoben,  dass  der  Kaiser,  wie 
die  Stände  »uon  sine  singulari  animorum  exultatione  et  inde  concepta  Con- 
solatione*  vernommen  hätten,  den  Beschluss  gefasst  habe:  »ut  Stirpe  Sua 
Mascula  extincta  Feminae  etiam  eodem  Primogeniturae  ordiue  in  Haereditaic 
racoedant  itaque  Deo  benedicente  fore,  ut  Begna  et  Provinciae  tam  hodie  ab 
Angustissima  Sua  Caesarea  Begiaque  Majestate  possessae  quam  in  futurum 
quoque,  opitulante  Deo,  Ditioni  Suae  accessurae  ad  mutuam  et  recipro- 
cam  defensionem,  majoreroqne  cum  dignitate  et  inde  secuturo  terrore 
hostium  secuiitatem  in  omne  aevum  nexu  indissolubili  coalescere 
et  cohaerere  valeant  atque  possint.*  Die  Erklärung  selbst  trägt 
ausser  den  Siegeln  der  drei  in  Siebenbürgen  anerkannten  Nationen  125  Siegel 
und  Unterschriften  von  Obergespänen,  Begalisten,  Komitats-  und  Stubl-Depu- 
tirten  u.  s.  w.  Auch  die  BÜtglieder  des  siebenb.  Gnberniums  sind  unterzeichnet. 
Wie  Alexius  Jakab  in  seiner  »Geschichte  der  pragmat.  Sanction  in  Sieben- 
bürgen* (A  Progratica  sanctio  tört^nete  Erdelyben  im  IV.  Bande  der  Zeit- 
schrift Szäzadok  vom  Jahre  1879,  S.  317)  erzählt,  berief  Graf  Virmont  die 
Stände  in  seine  Wohnung,  um  ihnen  die  bezügliche  Proposition  zu  machen. 
Während  nun  Salamon  (a.  a.  0.  S.  164)  dem  Gerüchte,  als  wären  die 
Ungar.  Stände  durch  auf  sie  gerichtete  Kanonen  zur  Annahme  der  Pragmai 
Sanction  gezwungen  worden,  entgegentritt,  nimmt  Jakab  (S.  413)  von  der, 
Localität,  wo  die  siebenb.  Stände  des  Kaisers  Wunsch  vernahmen,  Anlass, 
an  das  Vorgehen  des  Generals  Caraffa  zu  erinnern,  der  im  Jahre  1688  in 
Hermannstadt  den  dortigen  Geheimen  Bäthen  durch  Entfaltung  militärischer 
Zwangsmassregeln  eine  Hnldigungs- Adresse  an  den  Kaiser  Leopold  abgedrungen 
habe.  Er  erwähnt  jedoch  anderer  Seits  (S.  317),  dass  Graf  Virmont  Krank- 
heits  halber  die  Stände  zu  sich  citierte,  und  gibt  zu,  dass  die  Verhand- 
lung, beziehungsweise  Beschlnssfassung  Aber  die  Pragmat  Sanction  seitens 
derselben  wirklich  erst  einige  Tage  später  stattfand,  femer  dass  der  Entwurf 
ihrer  Beitritts-Erklärung  am  1.  April  zur  Lesung  gelangte  und  bei  dieser 
Gelegenheit  die  Anhänger  des  helvetischen  Glaubensbekenntnisses  verlangten. 
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es  möge  ein  das  Leopoldinische  Diplom  bekräftigender  Passus  in  sie  auf- 
genommen werden.  Nach  Salamon  (a.  a.  0.  S.  120)  legte  Oraf  Yirmont 
am  5.  April  den  Ständen  33  Urkunden  ?or,  welche  die  bisherige  Thronfolge- 
normen und  ältere  Statute  der  regierenden  Familie  zum  Gegenstand  hatten. 
Auf  Grund  dieser  Mittheilungen  yerfasste  der  Gubemialsekretär  Samuel 
KOles^ry  eine  neue  Adresse,  in  welcher  die  Stände  die  Bitte  aussprachen, 
der  Kaiser  möge  die  von  ihnen  schon  abgegebene  Erklärung,  welche  sie  da 
als  eine  einstimmige  bezeichnen,  huldfoU  entgegenehmen  und  unter  die 
siebenb.  Gesetz-Artikel  einreihen  laasen.  Dass  auch  da  yiel  »hinter  den 
Coulissen*  vereinbart  wurde,  wie  Jak  ab  (S.  314)  bestimmt  behauptet,  ist 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich;  ob  aber  die  Terstämmelten  Sitzungs- 
Protokolle  des  Guberniums,  deren  dieser  Schriftsteller  wiederholt  gedenkt, 
desshalb  so  arg  zugerichtet  wurden,  um  den  wahren  Hergang  zu  fer- 
heimlichen,  mflsste  doch  erst  bewiesen  werden,  bevor  die  daran  geknäpften 
Verdächtigungen  Glauben  verdienen.  Das  meiste  Verdienst  um  das  Zu- 
standekommen jener  Beitritts-Erklärung  haben  nach  Jak  ab,  der  sich  dabei 
auf  Belohnungsanträge  dos  siebenb.  Guberniums  beruft  (und  dabei  mit  obiger 
Vergewaltigungs-Mähre  in  Widerspruch  geräth) :  Graf  Sigmund  Kornis  (Prä- 
sident des  Guberniums)  und  die  Barone  Stefan  Wesxel^ny  und  Joh.  Bome- 
misza  (S.  418).  Der  Letztgenannte  hatte  sich  vom  Kameral-Inspektor  binnen 
13  Jahren  zum  Vice-Kanzler  der  siebenb.  Hofkanzlei  emporgeschwungen.  Er 
hiess  ursprünglich  Kaszony,  nahm  später  mit  Bewilligung  des  Kaisers  den 
Namen  » Bomemisza*  (Abstemius  d.  h.  der  den  Wein  nicht  verträgt)  an  und 
wurde  1718  in  den  Freiherrnstand  erhoben.  (S.  306).  Die  Aenderung  des 
Namens  hängt  wohl  mit  dem  Uebertritte  zur  kathol.  Religion  zusammen, 
welcher  damit  in  ähnlicher  Weise  motivirt  werden  sollte,  wie  beim  nach- 
maligen Oesterr.  Hofkanzler  Baron  Seilern.  (Siehe  obige  Anmkg.  3  zum 
11.  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes). 

111)  Nach  Salamon  (a.  a.  0.,  S.  123)  ist  das  Diplom  vom  30.  De- 
zember 1728,  womit  Karl  VI.  die  Pragm.  Sanction  xu  einem  unabänderlichen 
Ver&ssungsgesetze  Siebenbürgens  erklärte,  auf  Hundsleder  (Kutyabörre)  aus- 
geatellt  und  in  Leinwand  gebunden.  Nach  der  gleichen  Quelle  trägt  es 
ausser  der  Unterschrift  des  Herrschers  die  des  »Wiener  Kanzlers*  (b^csi 
korlätnok).  Damit  ist  aber  nicht  der  Oetterr.  Hofkanzler  gemeint,  sondern 
der  siebenbürgische  Kanzler.  In  Wirklichkeit  wenigstens  ist  dieser  unter- 
schrieben, wie  auch  aus  dem  siebenb.  Gesetz-Artikel  III  vom  Jahre  1744 
erhellt,  der  in  deutscher  Ueberseizung  im  5.  Heft«  der  (von  Fr.  v.  Schüler- 
Libloy  besorgten)  »Taschenausgabe  der  siebenb.  Landes-Gesetiee*  8.  91 — 100 
abgedrückt  za  finden  ist      Das  Diplom  wurde  am  24.  Februar  1724   aof 
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Ltndte^  knndgsiiiachi,  der  125  Mitglieder  z&hlte,  womnier  aach  die 
Obergeep&ne  der  KomiUie  Marmaros,  Zar  and  aod  Arad  waren.  (A. 
Jakab,  a.  a.  0.  8.  319).  Der  Landtag  beschloss,  daas  es  im  Oabemial- 
Archive  hinterlegt  werde,  wo  es  fortan  verwahrt  wnrde,  obschon  die  siebenb. 
St&nde  im  Jahre  1744  dasselbe  mit  den  analogen,  angar.  Qe8.-Ariikeln  in 
äusseren  Einklang  za  bringen  sachten  oder,  wie  Salamon  (a.  a.  0.,  8.  128) 
sich  ansdräcki,  ihre  im  Jahre  1722  abgegebene  Beitritts-Erkl&mng  »wider- 
riefen oud  damit  eingestanden,  dasa  sie  nicht  berechtiget  gewesen .  cIik* 
Fürsten  wähl  zu  treffen.* 

112)  Als  derartige  Zogest&nduisse  stellen  sich  dar:  dass  Karl  VI.  zum 
nngarischun  Landtag  Tom  Jahre  1712  einen  (nominellen)  Obergespr"  ' 
Seferiuer  Komitats  in  der  Person  des  Peter  Maeska^si  einberief  (Fr.  . 
A  Siörenyi  bänsäg,  L,  Budapest  1877,  8.  415);  dass  er  im  Arader  Komitate 
trotz  des  Mangels  an  einheimischen  Edelleuten  General-Congregationen  halten 
Hess  (Gabr.  F&biau,  Arad  varmegye  leiräsa,  I.  Tbl.  Ofen  1835,  S.  17); 
dass  er  (laat  Prileszky's  Landtags-Diarinm ,  Bl.  263)  im  Jahre  1722  den 
15  Adelsfamilien  des  Csongrader  Komitats  einen  eigenen  Stnhlrichter  gew&hrte, 
der  freilich  sofort  mit  den  Cameral-Behörden  in  Streit  gerieth;  endlich  dass 
der  Kaiser  den  Agramer  Komitatsbehörden  gestattete,  auf  den  Zriny-Fran- 
gepanischen  Fiscal-Gütern  Jurisdiktionsakte  vorzunehmen,  dass  er 
diese  Gäter  der  Besteuerung  durch  die  kroatischen  Stände  unterzog,  ihret- 
wegen sogar  Vertreter  jener  Guter  zum  ungarischen  und  kroatischen  Landtag 
abordnete,  die  Anspräche  des  Zalader  Komitats  auf  die  Murinsel  respektirte 
n.  s.  w.  Das  Archiv  der  Innerösterr.  Hofkammer  gibt  hierüber  folgende 
Aofschlüsse:  1712  (Februar  77)  erhält  der  Administrator  der  Murinsel  den 
Auftrag,  nicht  nur  bei  der  Congregation  des  Zalader  Komitats  zu  Egerszeg, 
sondern  aach  beim  angar.  Krönungslandtage  in  Pressbarg  zu  erscheinen;  es 
werden  femer  im  nämlichen  Jahre  auf  Andringen  des  Letzteren  bald  darauf 
(März  40)  Verhandlungen  über  die  Unterordnung  der  Marinsei  ant«r  die 
angarische  Finanzhoheit  gepflogen.  —  1717  (Juli  81)  wird  unter  dem 
Vorsitze  des  Grafen  Georg  Erdödy  eine  besondere  Commission  zur  Unter- 
sachang  der  kroatischen  Steuer- Prätensiouen  bezüglich  der  ehemals  Zriny*schen 
Güter  gebildet  —  1721  (Jan.  71)  tritt  ein  im  Vorjahre  mit  den  kroatischen 
Ständen  abgeschlossenes  Uebereinkommen  in  Kraft,  das  die  Theilnahme  der 
Fiskalgüter  in  Kroatien  an  einer  Extrasteuer  regelt,  bei  deren  Aufbringung 
die  »Nobiles  sammalistici *,  die  , Martini',  sämmtliche  Huccaraner  und  die 
Lnterthanen  der  U^rschaften  Ozail  und  Ribnik  zu  concurriren  verpflichtet 
sind.  —  1722  (Jan.  68)  wird  ein  eigener  Anwalt  für  die  »kais.  Baccaraner 
Güter*  bei  den  kroatischen  Ständen  bestellt,  wobei  die  Wahl  zwischen  dem 
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jongen  Czindery,  dem  Nikolaus  Knpinich  und  Ladisl.  Knknljeyich,  also  lanier 
Kroaten,  schwankt;  um  die  Mitte  des  Jahres  (Jnni  36)  quittieren  die  kroat 
Stände  die  Abfuhr   des  Extrasteuer-Betrei&iisses  Ton  jenen  fiskalgntem.  — 
1724  (Dezbr.  8)   werden  Yorbereitongen   getroffen    zur  Aofrtaihmg  Ton  23 
s.  g.  Dreissigstämtem  auf  kroatischem  Boden,  insbeMBdere  zu  Buccari,  Brod, 
Novi,  Zengg  u.  s.  w. —  1732  (Mai  31)  wird  dem  Hauptmanne  za  Bnccari 
untersagt,   durch  Einmischung   der  weltlichen  Richter  in  kirchliche  Prozess- 
sachen  die  >  Constitutiones  Begni  Hungariae*  yerletzen   zu  lassen.  —  1736 
(Febr.  96)  wird  der  Banus  von  Kroatien  benachrichtiget,  daas  der  Hauptmann 
von  Bnceari  den  Auftrag  erhielt,  zum  kroat  Landtage  sich  einzufinden;  als 
die  Kameralgüter  Ozail  und  Pribich  vor  den  kroat  Octafal-Qehchten  belangt 
werden,   unterwirft  sich   die   InnerOsterr.  Hofkammer  diesem   Gerichtsstände 
(März  100)    und    der   zu    ihrem   Sachwalter   (Fiskal)    aufgenommene   Adam 
Neischitz   in  Agram   erhält  (August  39)   anch   das  Mandat,    die  Buccaraner 
Güter  auf  dem  kroat  Landtage  zu  vertreten.  —  Ein  in  mehrfacher  Beziehung 
beachtenswerther  Kechtsfall  ereignete  sich  im  Jahre  1738  (Novbr.  54).  Die 
Grazer  Kammer  wollte  die  Verlassenschaft  nach  dem  Pfarrer  ?on  Tersat  (bei 
Fiume)  an  »ich  ziehen.  Ein  Fiumaner  Canonicns  legte  hiegegen  Verwahrung 
ein  und  drohte,  den  Streit  Tor  die  Banaltafel  zu  bringen.   Vergebens  wurde 
ihm  bedeutet   dass  auch  der  Fiskal  zu  Buccari  als  competenter  Richter  das 
»Tripartitum  Reg^i  Hungariae*    anwende.     Der   Gegner  Terklagte  denselben 
bei  der  Wiener  Hofkammer  wegen  Verweigerung  der  Justiz  und  die  Letztere 
trug  unterm   II.  Juli  1738  der  Grazer  Kammer  auf,   dafür  zu  sorgen,  dass 
»dem  Supplikanten  die  schleunigste  Justiz  senrato  Juris  ordine  secundum 
leges  Regni  administrirt*   werde.  —   Der  im  Jahre  1720  von  der  Inner- 
österr.  Hofkanimer   mit   den    kroatischen   Ständen   in  Ansehung   der  Zrinj- 
Frangepanischen  Güter  geschlossene,   am  28.  August  1720  vom  Kaiser   ge- 
nehmigte Vertrag   ist   bei    Kukuljevi6,   Jura  Croaüae,   P.  I.  Vol.   IL  p. 
380  IL   abgedruckt     Der  ungar.  Landtag  von  1722/3   gab   sich   nicht   mit 
demselben  zufrieden,  sondern  nahm  unter  die  Wünsche,  die  er  am  2.  Dezember 
1722  dem  Könige  vortrug,  auch  (als  136.  Artikel)  folgenden  auf:   »Dt  Camera 
Graecensis  communibns  Patriae  oneribus  se  oonformet  et  Contractui»  cum  Kadem 
initiis  pro  invigoroso  habeator.*    (Acta  Diaetalia  auf  der  Agramer  Universi- 
täts-Bibliothek, Bl  90).  Ein  weiterer  Wunsch,  den  dieser  Landtag  vorbrachte 
und  dem  auch,  wie  aus  dem  Vorstehenden  erhellt»  nachgelebt  wurde,  betraf 
den  auf  den  Zriny-l^Yangepantschen  Gfltem  ansissigen  Adel.   Sein  144.  »Gra- 
vamen*    lautete:    »Ut  Nobilitati  tnns-   et  eis-  CoUpianae  contra   Cameram 
Graeoensem  Justitia  administretur  juxta  communes  Patriae  Leges  aique  No- 
bilitas  eadem  in  suis  praerogativis  conservetnr.*  (Ebenda).   In  Ansehung  der 
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Marinsei  (des  »  Dominium  Csiktornja*)  and  der  flbrigen  Zriny-Frangepaniiichen 
Flsk&lgüter  hatte  sehon  Joseph  L  die  angar.-kroat.  St&nde  darch  folgende, 
anierm  7.  Joni  1709  abgegebene  Erkl&rang  za  beruhigen  gesucht:  ,in  caosis 
et  rebos  pablicis,  videlicet:  contriboiionibas,  (luartoriis,  condescensionibas, 
lodicom  nu^oram  et  miuorom  qooad  Magistratoalia  functionibas  et  jaris- 
dictione  Begni  Hangariae  adeoqae  cjasdem  saperioriiate  in  salvo  relictis 
afalsam  (sc.  Dominium  hoc)  praetendi  nequit.  Oraecensis  enim  Camera 
non  qua  Comraunitas  sed  ut  Ducem  Styriae  rcpraesentans  privatorum 
Jure  antodictum  Dominium  cum  ceteris  ennarratis  bonis  possidendo  eadem 
exemplo  Ferdinandi  et  responsionis  .  .  .  nitro  (datae)  etiam  ex  eo  idem  tenere 
potest  qnod  herum  Dominiorum  per  Qraecensem  Cameram  iuterventa  Possessio 
non  Sit  eo  directa,  ut  apud  iUarn  necessario  semper  manere  debeat*  (Acta 
Diaetal.  Anni  1708/14  a.  a.  0.,  S.  261).  Hieraus  zogen  die  Stände  mit  dem 
Q.-A.  44  von  1715  die  Folgerung;  ,quod  hujusmodi  Bona  seu  eoram  Pos- 
sessores  ac  Officiales  (sicut  in  aliis  Fiscalibus  Bonis)  Legibus,  Oneribus  et 
Jnrisdictioni  Kegni  subesse  debeant*  und  der  6.-A.  95  von  1722/3  sprach 
in  Berücksichtigung  des  oben  angegebenen  »Gravamen*  der  »Nobilitas  Trans- 
et Cis-Colapiana*  das  Recht  zu,  Injurien  halber,  welche  ihnen  durch  die 
Beamten  der  Grazer  Hofkammer  auf  jenen  Gütern  zugefügt  werden,  diese 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  zn  belangen. 

113)  Siehe  oben  Anmerkung  74  zum  II.  Abschnitt  des  vorliegenden 
Bandes.  Honor.  Novotny  bemerkt  in  seiner  »Sciagraphia  Hungariae* 
(Wien  1798),  II.  Tbl.  S.  3G9:  »Bona  Cameralia  sub  Carolo  VI.  Imp.  et 
Rege  Hungariae  inchoarunt:  cum  enim  pro  impensis,  quas  A.  Domus  Austriae 
ad  depellendos  ex  Regno  hostes  pertulit  et  sine  uUo  Regni  adjumento  sum- 
mam  486,753.000  fl.  in  expeditionibus  a^ntribuit,  Bona  incertorum  possessorum, 
qui  vel  in  Turcarum  ciiptivitatem  aut  aliis  modis  decesserunt,  Camerae  Regiae 
(Imperiali?)  intuitu  tantorum  debitorum  cesserunt*  Viele Kameralgüter  wurden 
nach  nnd  nach  dem  als  Grenzwache  verwendeten  Militär  eingeräumt  und 
dienten  statt  baren  Geldes  zu  dessen  Unterhalt.  Anschauliche  Beispiele 
davon  liefert  der  von  Vaniöek  a.  a.0.  I.  165 — 167  auszugsweise  mitge- 
theilte  Bericht  des  Generals  von  Löffelholz  und  des  Kameral-Inspektors  Ealanek 
vom  Jahre  1714  über  die  Dotierung  der  Grenzer  an  der  Save  und  Donau. 
Wie  dieselben  in  der  Zeit  von  1715  bis  1724  besteuert  und  zu  Robotleist- 
nngen  verhalten  wurden,  schildert  Vaniöek  ebenda  S.  185 — 187.  Vom 
Chef  der  banater  Landes-Administration,  Franz  Grafen  Mercy,  sagt  C.  B. 
V.  Hietzinger  in  s.  »Statistik  der  Militärgränze  des  österr.  Kaiserthums*, 
I.  Tbl.  (Wien  1817)  S.  31:  er  habe  im  Jahre  1724  den  Keim  zn  einer 
neuen  Grenzprovinz  gelegt,  indem  er   »auf  den  zahlreichen  Prädien    des  nen 
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eroberten  teineBTarer  Banats  meist  türkische  Einwanderer  ansiedelte  and  anter 
diesen  eine  anbesoldete  Landmiliz  bildete.*  N&heres  hierüber  s.  bei 
Vani^ek,  a.  a.  0.,  §  20  (8.  192  ff.). 

114)  Mich.  Bencsik  meldet  dies  in  seiner  1722  zu  Timan  gedrnckten 
Schrift  »Novissima  diaeta  nobilissima *,  8.  39  and  fügt  8.  128  bei:  »Post 
Coronationem  qaoqoe  polchmm  erat  yisa  Aagostissimam  Regem  Nostraro 
Testibos  Hangaricis  gratiose  more  Patrio  indatam  et  gladio 
ciiictam  incedere  per  totam  Diaetae  tempos.* 

115)  Im  ArchiTe  des  Zempliner  Eomitats  za  8.-A.-Ujh61j  fiand  ich 
(FszkL  186  Nr.  104)  ein  Notiflkationsschreiben  des  Grafen  Jos.  Pethü  an 
dieses  Komitat  d.  d.  Nentra,  25.  Mai  1712  des  Inhalts:  Karl  VL  gewärtige, 
dass  die  Magnaten  zn  seiner  Krdnong  in  angarischer  Kleidang  erscheinen, 
and  er  selber  wolle  dabei  sich  dieser  bedienen. 

116)  Siehe  die  aasfährliche  Beschreibang  der  im  Jahre  1712  zn  Press- 
barg  vor  sich  gegangenen  Krönang  im  130.  Theile  der  , Earopäischen  Fama* 
(XL  Bd.  8.  814  ff.).  Vgl  M.  G.  KoTachich,  8olennia  Inaagaralia,  p. 
14r>— 152.  Als  eine  Nachwirkang  der  Intervention  »deutscher  Staatsr&the* 
(Kovachich  nennt  sie  schlechthin  »Germaniae  Proeeres*)  beim  Uebertragen 
der  angar.  Krone  zam  Zwecke  der  Krönang  ist  es  anzosehen,  dass  in  der 
Sitzang  der  Osterr.  Delegation  vom  20.  M&rz  1868  der  Antrag  des  Bndgei- 
Aasschasses,  die  Kosten  der  angar.  Kronwache  aaf  den  gemeinsamen 
Uaashalt  za  übernehmen,  zar  Yerhandlang  gelangte  and  dabei  betont  warde, 
dass  die  angarische  Delegation  yoUkommen  damit  einrer- 
standen  sei.  Doch  blieb  dieser  Antrag  bei  der  Abstimmaug  in  der  Mi- 
norität, obschon  der  Kriegsminister  Freih.  y.  Kahn  daraaf  aaftnerksam  machte, 
dass  die  angar.  Kronwache  aas  dem  Gesammtheere  hervorgehe  and  dem 
gemAae  ins  Badget  des  gemeinsamen  Kriegsministeriams  gehüre. 

117)  Das  Elaborat  des  betreffenden  Aosschnssee  befindet  sich  nebst  den 
dessen  Zosanunensetzang  regelnden  Akten  in  Abschrift  auf  der  Innsbmcker 
Universit&ts-Bibliothek  (Mspt  Nr.  119,  II  *).  Der  Aasschoss  ver- 
gleicht die  Compilation  Yerbüczj^s  and  die  bpäter  hinzogekommenen  Civil- 
gesetze  Ungarns  mit  einer  »sylva  vepribas  repleta.*  Er  sagt:  kaam  ein 
Menschenalter  genüge,  am  sich  das  angar.  Privatrecbt  eigen  zn  machen ;  denn 
jenes  Oesetzbacb  sei  so  beschaffen  »at  ob  prolixitatem  et  Articaloram  confase 
in.^  '  Jensitatem  illad  lecta  aggredi  nimis  difficile  vidaatar;  aat,  si 
«IUI  Ingsnii  fretos  solvendam  assnmpserit,  ob  Articaloram  disordinem, 
compluriam  reiterationem,  abrogatomm  maltitadinem  et  cam  aliis  ArticaÜH 
vigeutibas  mixiaram  illad  regalariter  proseqai  facile  desperet*  Der  Aosschass 
war  gema^  dem  Ges.- Art  24  vom  Jahre  1715  eingesetzt,  aber  schon  '!nrrb 
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ein  Hofkaiizlüiiitikrei  vom    i.  i    1 7  ir>  auf  eine  goruige  Aiuaiu  Mit- 

glieder redaziert  worden.     A  m   Szluha  gehörte  ihm   an.     Derselbe 

▼erfuste   die   Kritik    d*  ilechts.     Zar   Vertretung   Kroatiens 

Würde  tm  12.  Noyember  1717  ii»r  Vico-Qespan  des  Warasdlner  Komitats 
Georg  Csinderj  in  den  Aosschuss  berufen ;  doch  leistete  dieser  der  Berofbng 
keine  Folge.  Obschon  der  Aosschnss  sich  Yornehmlich  mit  dem  Pri- 
▼  atrechte  be&sste,  nahm  er  doch  auch  auf  das  Strafrecht  Bedacht 
Hierauf  bezieht  sich  die  »Observatio  s^ptima*  seines  Elaborats,  in  welcher 
die  Noth wendigkeit  betont  ist,  dass  entweder  » Unas  Anthor  de  CMminalibas 
tractans  assnnietur*,  worüber  «Ut  »plenior  Consessns*  sich  zQ  entscheiden 
hätte,  oder  dass  »vel  potios  Ordinationes  criminalos  Caroli  V.  ac 
Ferdinand!  III.  Jari  commnui  plnrimam  adaptatae  assnmendae 
forent*   Vgl.  die  I.  Abtheilung  dos  vorliegenden  Werkes,  S.  44. 

118)  Die  wirkliche  Theilnahme  des  Hofkamnierrathes  Fz.  Jos.  Krapf 
an  dieser  Commission  wurde  durch  seine  Schuldenlast  vereitelt  Der  Präsident 
der  Wiener  Hofkammer  schlug  demzufolge  mit  Vortrag  vom  14.  Februar  1721 
(im  Reichsfinanz-Archive)  dem  Kaiser  statt  desselben  den  Rath  der  nngar. 
Kammer,  Stefan  Jeszenak,  vor,  der  aber  »ex  parte  Camerae  (Aulicae)«  den 
Berathungen  beiwohnen  sollte.  Karl  VI.  genehmigte  dies.  Von  dem  mächtigen 
Einflüsse,  den  der  Hofrath  Managetta  auf  die  ungarischen  Geschäfte  nahm, 
legt  eine  kais.  Resolution  über  Beschwerden  und  Anträge  des  Landtags  vom 
29.  April  1723  (Bl.  103—201  der  Acta  Diaetalia  a.  a.  0.)  Zeugniss  ab. 
Sie  ist  blos  von  ihm  unterfertiget,  offenbar  im  Kamen  der  Landtags- 
commissäre,  welche  Karl  VI.  in  Pressburg  hinterlassen  hatte.  Die  C  o  m  m  i  s  - 
sion  >in  Politicis,  Oeconomicis  et  Militaribus*  erstattete  unterm  18.  Juli 
1722  dem  versammelten  Landtage  ihren  Bericht  (Handschrift  1.  301 
des  Wiener  Staats-Archivs).  Der  V.  Theil  handelt  >De  Systemate  Militari* 
und  enthält  im  Punkte  2  unter  der  Aufschrift  »De  Rebus  Militaribus  Bellici 
Consilii  Reflexionem  secum  ferentibus*  folgende  Bemerkungen:  »Secunduut 
pnblicas  Regni  constitutiones  .  .  .  Palatinus  est  quidem  supremus  et 
Generalis  Regni  Capitaneus  eidemquo  (Suprema  Regiae  Maje- 
statis  potestate  salva  permanente)  etiam  Bellicae  dispositiones 
adhibitis  eomm,  qnorum  interest,  consiliis  ex  officio  incumberent;  sed  quia 
per  Regni  Hungariae,  totius  Christianitatis  autemuralis,  defensionem  validiori 
exercitu  procuraudam  non  modo  hujus  Regni  verum  totius  Christianitatis 
Salus  sabversatur,  ejnsmodi  Bellica  (Palatinali  authoritate  suo  loco  relicta) 
ad  ulteriorem  Regiae  Majestatis  et  Regni  dispositionem  pro  nunc  in  Statu 
quo  relinqnenda  censentnr...  »Der  §  6  des  I.  Theiles  aber  lautet: 
»Licet  quidem  snb  Nomine  Militarium  quoad  formalitatem  etiam  bellica  trac- 
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tanda  inclndenda  essent ....  nihilominos  circa  Consilinm  Bellicnm  sive  prae- 
misso  Consilio  (d.  h.  dem  nea  za  errichtenden,  ongar.  Statthalterei-Bathe) 
incladendam  sive  seperatim  institaendam  ant  yero  pro  nunc  in 
Statu  quo  relinqnendam  aborta  qnaestio  alteriori  Begiae  MigestatiB  et 
Begni  dispositioni  sabmittitur.*  Nach  Prileszky's  Diarium  (a.  a.  0.)  BL  204 
eignete  sich  der  Landtag  diese  Yorschl&ge  am  7.  Mai  1723  an,  indem  er 
sie  einer  an  den  König  gerichteten  Adresse  einverleibte. 

119)  Die  Begründung  lautet:  ,Superioribus  adhuc  annis  pro  Confinionim 
hujus  Regni,  Christianitatis  Autemnralis,  tutamine,  ne  per  hostiom  feroces 
insultus  mali  serpentis  rabies  etiam  in  vicinas  Provincias  se  effändat,  nt 
consneta  Begni  Bohemiae  yicinarumque  ProTinciarnm  Mo- 
raviae  etSilesiae  in  confinia  Hungariae  securitatis  eonindem  propriae 
magno  emolumento  praestita  administrataque  subsidia  per  ejnsdem  Bohemiae 
vicinarumque  ProYinciarum  rtatns  et  ordines  reassnmendaet  administranda 
eotum  Begnans  Majestas  Begia,  Divus  Ferdinandus  HL  procuratarnm 
se  offerre  dignabatnr;  snccessive  demum  temporibus  beatae  memoriae  Leopold  i 
cum  intellexissent  Status  hujus  Begni  annotatnm  subsidinm  yigere,  ad  Prin- 
cipes  (?)  singularum  Proyinciarum  eam  fiduciam  habebant  Begnicolae,  qnod 
Homanam  Imperium  yicinaqne  Begna  etProvinciae  in  alieno  potius 
jam  sibi  vicinissimo  solo  quam  sno  tarn  potentem  hostem  propulsare  et  ad 
propuLsandum  illum  subsidiis  potius  sufficientibus  concnrrere 
quam  corporibus  suis  proliumque  et  uxomm  suarum  in  captivationibus  exci- 
pere  (?)  malint;  quare  in  eo  cura  et  sollicitudo  adhibenda  censeretur,  ut 
Sacrum  Bomanum  Imperium  Yicinaqne  Begna  (et)  ProTinciae  pro  subsidio 
in  hujusmodi  publicas  Confiniorum  necessitates  coneurrant  eoqne  modo 
etiam  suae  permansioni  ac  securitati  prospiciani*  Karl  VI.  berührte  diesen 
Gegenstand  mit  seinem  Beskripte  an  den  ungar.  Landtag  vom  29.  Apnl  1728 
(Prileszky^s  Diarium,  a.  a.  0.  Bl.  105)  indem  er  die  Errichtung  einer  neuen 
Milit&rgrenze  gegen  die  Türkei  als  nothwendig  bezeichnete  und  beifügte: 
,ad  quae  confinia  reliqna  etiam  Begna  et  ProTinciae  haeredi- 
tariae  adjacentes  proot  id  antehac  bono  com  efTecta  asas  farebat, 
SQO  modo  contribuant.  *  Die  genannte  Commission  sprach  fibrigens  auch  die 
zuversichtliche  Erwartung  aas,  dass  der  KOnig  für  Zaschflsse  zu  dem 
Heeresaufwande  Ungarns  nnd  insbesondere  in  den  Kosten  der 
in  Ungarn   zu  erbauenden  Kasernen  werde  zn  sorgen  wissen  (>ex 

'{UoqQe  medüs  supplire  dignaretur*,  »sit  opem  allatura*). 

1 20)  Die  betreifenden  Hinweise  sind   im  11.  Theile  des  Commissions- 
Iterichtri,  §   ir>  und  im  Y.  Theile,  l'onkt  12  enthalten. 

19* 
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121)  Enrop&ische  Fama,  277.  Theil,  8.6.  Aoch  Mathiai  Bei 
berichtet  in  ^ner  »Notitia  Hangr.  No?ae<  (P.  L  T  L  p.  432),  dan  der 
»BomniiB  Aolae  Oancellarins  *,  Graf  Pbilipp  Ladwig  Ton  Sinzendorf,  die 
»Inaogaratio*  des  ongar.  Statthaltereirathea  Tomahm;  er  gibt  aber  einen 
anderen  Zeitpunkt  an.  Die  ErOffhongsrede  des  Grafen  Sinzendorf  wurde  nach 
ihm  mit  Stillschweigen  aufgonommen.  was  or  als  Zastimmnn^  deutet  (tacita 
omnium  adprobatio  sequuta  est). 

122)  Akt  2  ex  1728,  Uungarica,  im  Archive  des  k.  k.  Mim >t<'riuiii> 
des  Innern. 

128)  Kin  Erlass  der  ungar.  Statthalterei  vom  23.  September  1730  be- 
stimmte för  Ungarn  »Mendicornm  extraneomm  intuita*:  »nt  dum  quis  ex- 
terorum  in  aliqua  Provincia  pro  Incola  as^utnitur,  si  in  facultatibus  deficiat 
ut  in  Austria  natus  et  per  10  Annos  in  ano  Hnngariae  loco  non  substitisset, 
in  Austriam,  locum  quippe  ortus  sui,  recipiatur.«  (J.  Kassics,  En- 
chiridion  sen  Extractus  benignamm  normalinm  ordinationnm  Begiarum,  Tom.  L, 
Pestini  1825,  p.  184).  Hatte  ein  verarmter  Oesterreicher  volle  10  Jahre 
in  Ungarn  zugebracht,  so  wurde  er  demnach  nicht  mehr  als  Oesterreicher 
angesehen.  Der  Grundsatz,  dass  der  Geburtsort  über  die  Zuständigkeit  ent- 
scheide, war  für  die  altösterr.  Provinzen  schon  im  Jahre  1724  aufg-estellt 
worden,  wie  die  in  dieser  Angelegenheit  damals  ergangenen  Patente  be- 
weisen. 

124)  So  z.  B.  der  Erlass  der  ungar.  Statthalterei  vom  21.  November 
1724,  wonüt  das  Betteln  von  Haus  zu  Haus  untersagt  wurde,  und  der  Erlass 
dieser  Landesstelle  vem  9.  Dezember  172G  wider  Bettler,  welche  ohne  obrig- 
keitliche Atteste  betreten  werden.  (J.  Kassics,  a.  a.  0.).  Analoge  Anordnungen 
wurden  gleichzeitig  in  den  altösterr.  Provinzen  getroffen. 

125)  Die  im  Wesentlichen  mit  den  österr.  Vorschriften,  welche  Karl  VI. 
gab,  übereinstimmende  Zunft-Ordnung  für  das  röm.-deutsche  Beich  wurde  zwar 
den  ungar.  Jurisdiktionen  mit  Statth.-Erlass  vom  15.  Mai  1733  zunächst 
nur  »fine  depromendae  opinionis*  übermittelt  (J.  Kassics,  I.  p.  223);  allein 
sie  trat  sofort  vielorts  in  Ungarn  in  Geltung  und  dass  unter  Karl  VI.  in 
Ungarn  behuüs  einer  Beform  der  Gewerbeverfassung  die  nämlichen  Vorer- 
hebungen gepflogen  wurden,  wie  in  den  altOsterr.  Provinzen,  habe  ich  in  den 
Jahren  1859  und  1860  sowohl  im  Säroser  als  im  Ungher  Komitats- Archive« 
wahrgenommen. 

12G)  J.  Kassics,  a.  a.  0.  p.  Cl.  Hierauf  bezügliche  Notificationen 
finden  sich  schon  aus  den  nächstfolgenden  Jahren  in  den  ungar.  Komitai«<- 
Archiven  zahlreich  vor. 

127)  Ich  entnehme  dies  einem  von  Begierung  und  Hofkammer  zu  Inns- 
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brack  am  20.  Aagost  1726  an  die  Stadt  Kitzbähl  hmaosgegebenen  Erlasse, 
den  ich  im  ArchiTe  dieser  Stadt  antrat  Hierauf  bezogliche  Dekrete  (forn 
24.  Joli,  25.  Angnst  und  26.  Oktober)  stehen  aoch  im  Resolotionenbache 
vom  Jahre  172G  im  Innsbr.  8tatth.-Archi?e,  welche  einzusehen  ich  jedoch 
überflössig  fand. 

128)  Ich  besitze  eine  bei  einer  Wiener  Auktion  Yon  mir  erstandene 
Handschrift:  »Instmctio  Cancellariae  Begiae  Hongarico-Transylyanico-Aalicae 
de  Annis  1727  et  1746  nna  cum  Sapplemento  Anni  1779«,  welche  zwar 
keine  Sparen  amtlicher  Ausfertigung  an  sich  trägt,  jedoch  sonstige  Merkmale 
der  Echtheit  in  genügendem  Masse  aufweist  Im  Punkte  5  der  Instruktion 
vom  Jahre  1727  ist  zum  Schlosse  gesagt:  »Ubi  autem  Materia  quaepiam 
praevie  in  Gancellaria  discossa  expoei  in  Intimo  Consilio  aut  Mini- 
ster i  all  Conferentia  reportanda  esset,  Tolumus,  ut  qnantumfis  Consiliarii 
Magnates  Materiam  illam  in  Consilio  Nostro  Hungarico-Aulico  referre  possint 
aut  etiam  retulerint,  nihilominns  ad  referendam  illam  in  Intimo  Consilio  aut 
Conferontia  res  tota  Consiliario,  qui  e  statu  Nobilium  est,  consignetur.«  In 
den  Punkten  19  und  20  sind  verschiedene  Gegenstände  bezeichnet,  von  welchen 
es  heisst:  sie  sollen  »in  mutuo  Concursu  inter  Begiam  hanc  Cancellariam 
Nostram  Hungarico-Aulicam  et  Cameram  Nostram  pariter  Anlicam 
insiitnendo«  berathen  werden;  bezuglich  der  im  Punkte  19  dieser  Behand- 
lungsweise  Yorbehaltenen  ist  beigesetzt:  »exinde  cum  Opinione  et  Yoto,  si 
fnerint  communia,  communibus,  sin  autem  diflerentia,  diiferentibus  humillima 
ad  Nos  pro  impertienda  eatenus  clementissima  Resolutione  dicta  Cancellaria 
ex  munere  sibi  competente  fideliter  expediendam  habebit«  Vgl  die  in  der 
Bibliothek  des  ungar.  Nationalmnseums  (unter  Fol.  latin.  779)  vorhandene, 
fälschlich  dem  Jahre  1722  zugeschriebene  Instruktion  der  ungar.  HofkanzleL 
Die  Stellung  der  Wiener  Hofkammer  kam  gleich  derjenigen  der  Ungarischen 
Hofkanzlei  auf  dem  ungar.  Landtage  von  1722/3  wiederholt  zur  Sprache. 
Schon  in  der  Sitrong  vom  10.  Oktober  1722  wurde  der  Wunsch  geäussert, 
dass  die  Letztere  eine  ihr  mit  Vorwissen  der  ungar.  Stände  zu  ertheilende 
Instruktion  erhalte  und  dass  der  Wiener  Hofkammer  nicht  nur  alle  Confts- 
cationen,  Donationen  u.  dgL,  sondern  aoch  die  Schlussanträge  in  ungarischen 
Angelegenheiten  überhaupt  entiogen  werden.  Karl  VI.  aber  bedeutete  ontenn 
18.  Februar  1723  den  Ständen:  sie  selber  mfissten  anerkennen,  dass  die  kgL 
ungar.  Hofkanzlei  ein  »Dicasterium  pure  regium  est*;  er  werde  daher  zwar 
»adhibitis  suis  Hongaricis  Consiliariis*,  Jedoch  ganz  nach  eigenem  Srmessen, 
dieselbe  instmiereo  und  was  die  Einmischung  der  Wiener  Hofkimner  in 
ungar.  Angelegenheiten  betrifft,  so  sei  nicht  nur  der  Oes.-Art  1 8  von  1715, 
sondern  aoch  der  Oes.-Art  38  von  1569  daffir  masagebend  (welch*  letzterer 
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ausdrücklich  dl«  Wiener  Hofkammer  .vis  zu  s>l<))or  KinmlRchnng  borcchtigi 
erkl&rt).  Die  Stände  erwiederten  am  21.  &Urz  1723:  sie  könnton  sich  erst 
dann  berohigen,  wenn  alle  ongar.  Kameral-Oesch&fte  aneschliesglich 
▼on  Ungarn  besorgt  und  in  Ungarn  selbst  mm  Abschlnss  gebracht  werden 
(>et  in  Hongaria  determinanda  veniant*).  Karl  VI.  beharrte  indessen  bei 
seiner  Mheren  Entscheidung.  Siehe  die  Acta  Diaetalia  aof  der  Agnuner 
Unifersitäts-Bibliothek,  BL  1  bis  57  (Artikel  28  nnd  24),  Bl  150  bis  167 
nnd  BL  183  bis  201  (bei  den  gleichen  Artikeln). 

129)  Den  wesentlichen  Inhalt  dieser  Instraktion  hat  G.  Wolf  in  seiner 
»Geschichte  der  k.  k.  Archive  in  Wien*,  S.  16  mitgetheilt  Sie  trigt  die 
Aoftdhrift:  »Instraktion  und  Ordnung  für  Unsere  Oesterreichische  Hofkantiley, 
wie  selbig^  in  Corpore  bey  ihrer  hiemnten  angeroerkhten  Verfassung  lu  stehen, 
dann  bej  derselben  Unsere  verordnute  zwey  Hofcantzler,  Vice-Cantzler,  Unsere 
Hofcantzleyräthe  nnd  übrige  Cantzley-Verwandte  hiefftro  zn  handeln  und  in 
ihren  Verrichtungen  sich  zu  verhalten  haben.*  Artikel  I.  handelt  »Von 
Besitz-  und  Unterhaltung  der  Cantzley  auch  Verrichtung  deren  Cantzlem.* 
Die  Vertheilung  der  Geschäfte  wird  da  in  folgender  Weise  normirt:  »Prinu». 
Wir  haben  Unss  gnedigst  entschlossen,  dass  dermahlen  bey  unserer  österr. 
Hofcantzley  zwei  Hofcantzler,  ein  Vice-Cantzler,  dann  neun  Rätho 
und  solche  in  nachfolgender  Mass  abgeteillet  seyn  sollen,  nemblichen  weilen 
biss  bisher  bey  crwehnter  Cantzley  nicht  allein  die  Hauss-  und  fremdto 
Staatssachen  sondern  auch  alle  anderen  Angelegenheiten,  die  in 
unseren  österreichischen  Landten  vorkommen  können,  tractieret 
worden,  so  solle  der  erate  Canztler  mit  denen  ihme  bereits  zuge- 
getheilten  zweyen  Bäthen  die  Hauss-  und  Staatssachen  unter 
sich  haben,  zugleich  auch  in  dem  Praesidio  bey  der  Cantzley,  so  oft  er 
will  und  es  ihme  die  Staatsgeschälte  zuelassen,  auf  herunten  beschribne  An 
und  Weise  continuiren,  dem  änderten  Cantzler  aber  mit  denen 
übrigen  Bäthen  die  Besorgung  deren  Provincialium  et  ludicialium  et  ea 
concementium  überlassen,  dergestalten  Secundo,  dass  unter  des  ersten 
Cantzlers  Obsorge  und  Expedition  mit  denen  ihme  angewiesenen 
Käthen  und  Ofßzianten  privative  bleiben  alle  Hauss-  und  Fremdte  Staats- 
sachen, auch  alle  dahinein  laufende  Materien  als:  foedera,  Tractatos  pacis, 
Heyrathssachen,  Creirung  deren  gesandten  und  PotschaflPten,  aller  kais.  ge- 
heimben  Bäthe,  die  Correspondenz  und  Handlungen  mit  auswärtigen  Mächten 
und  was  immer  dergleichen  in  das  Publicam  extrinsecnm  kann  ein- 
gezogen werden,  wie  dann  auch  die  Ceremonialia  bey  denen  Orönungen  nnd 
was  sonsten  deme  anhängig,  nicht  minder  die  Landtags-Propositiones, 
wann  selbe  mündlich  in  unserer  Gegenwarth  geschehen,   dergestalt  von  ihn 
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zu  besorgen,  dass  jedoch  diese  Letzteren  sowohl  qaoad  formalia  als 
materialia  in  derCantzley  yorgenommen  und  deliberir^ti  sodann 
die  Expeditiones  gleichwie  in  all  anderen  Geschäften  in  die  Länder  erlassen 
werden.*  (Handschrift  186  in  der  Bibliothek  des  niederösterr.  Landes-ArchiYs 
und  Akt  25  ex  1720,  HL  A.  2,  Niederösterreich,  im  Archive  des  k.  k.  Mi- 
nisteriams  des  Innern). 

130)  Copeybnch  »Von  der  r.  kais.  Majestät«,  Jahrg.  1720,  (BL  222) 
iin  Innsbracker  Statth.-ArchiTe.  Die  betreffende  Hofkauzlei-Resolation  orgieug 
unterm  4.  Mai  1720,  nimmt  aosdrncklich  auf  die  neue  Einrichtung  der 
osterr.  Uofkanzlei  Bezog  und  nennt  als  Diejenigen,  welche  in  Zaknnfl  die 
von  dieser  ausgehenden  Dekrete  statt  der  Hofräthe  and  Referendare  onter- 
zeichnen  werden:  die  Sekretäre  Job.  Ign.  von  May  and  Nikolaas  Pancs. 
Die  vorerwähnte  Hofkanzlei -Instraktion  war  noch  in  dreifacher  Aasfertigang 
ergangen.  Jede  der  fictiven  drei  österr.  Hofkanzleien  erhielt  nämlich 
ein  Exemplar  derselben.  Aber  wie  aoä  dem  Umstände,  dass  nar  zwei  Hof- 
kanzlei-Sekretäre im  Zeichnen  der  Eanzleidekrete  abwechselten,  deutlich  erhellt, 
gab  es  nun  keine  solche  Dreitheilung  mehr.  Vgl  übrigens  die  folgende 
Anmerkung. 

131)  Diese  leberlieferung  erhielt  sich  insbesondere  dorch  die  Geld- 
beiträge, welche  von  den  innerflsterr.  Landschaften  zur  Besoldong 
der  betreffenden  Referenten  and  Manipulationsbeamten  geleistet  werden  massten. 
Aber  auch  der  Wortlaat  mancher  Hofkanileidekrete  trag  dazu  bei,  den  alten 
Wahn  aufrecht  zu  erhalten.  8o  heisst  es  in  dem  Seeschiffahrts-Fatente  vom 
2.  Juni  1717  (bei  Kandier,  Raccolta  delle  leggi  per  Trieste,  Abschnitt 
,I/Emporio*,  p.  87):  zur  Ertheilung  der  Flaggen-Patente  sei  die  »Inner- 
österr.  Geheime  Hof  -  Cantzley  <  berufen.  Dieser  Ausdrack  kehrt  in  einem 
analogen  Patente  vom  15.  März  1719  wieder  (Cod.  Austr.  III.  933).  Ja 
sogar  die  Hofkanzlei-Instraktion  vom  Jahre  1720  war  noch  von  Seperat- 
Instraktiooen  für  drei  Innerösterr.  Hofkanzleibeamte,  nämlich  einen  Be- 
gistrator,  einen  Taxator  and  einen  Kxpeditor  begleitet 

132)  Erlass  im  Innsbr.  Statth.-Archivc.  (Resolationeubuch). 

183)  ErUss  ebenda.  Es  sollte  berichtet  werden,  was  die  »Kotarii  pnblici« 
in  den  OberOeterr.  Landen  za  verrichten  habon  und  wie  die  g:inze  Einrichtang 
zu  verbessern  wäre. 

134)  ErUss  ebenda.  Vgl.  tiit>  Annik^'.  49  zam  U.  Alisihnitt  «Ic^  v  r- 
licirenden  Bandet. 

1(5)  Erlass  ebenda. 

136)  Erlaas  ebenda. 

137)  ErUss  ebenda. 
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laO)  Erla->  riMinii.  i>.i  mit.T  (h-ni  Niim.'ii  der  »Aktifität*  beutAndem», 
ständige  AnsscbuBS  der  Landschaft  li:itt«>  /.w.u  /n  ( iiu  r  Koviniun  der  polixei- 
lichen  Beetimmongen  die  Hand  geboten,  jedoch  gegon  weiter  gehende  Neae- 
mngen  sich  ablehnend  verhalten. 

140)  Erlass  ebenda. 

141)  ErUss  ebenda. 

142)  Erlass  ebenda.  Damit  hängt  eine  aniiliche  Corrcspondcnz  yi 
welche  im  Jahre  1727  zwischen  der  Wiener  Hofkanzkü  und  der  <  i 
Stelle  zu  Innsbruck  gepflogen  wnrde  (Innsbr.  Statth.  -  Archiv,  Mise  ilaih  i, 
Nr.  158).  Erstere  hatte  am  12.  April  der  Letzteren  mitgethoilt,  dasä  ihr  die 
Anzeige  zugekommen  sei:  der  Verwalter  der  Landeshanptmannschaft  an  der 
Etsch  versehe  sein  Amt  nachlässig,  halte  die  Parteien,  welche  bei  ihm  ihr 
Recht  suchen,  hin,  verursache  denselben  grosse  Kosten  u.  s.  w.  Die  Oeheimo 
Stelle  liess  nun  durch  die  Innsbrucker  »Regierung*  den  Oberamtspfleger 
von  Franzin  in  Bozen  darüber  einvernehmen,  welcher  versicherte,  dass  es  mit 
der  Besetzung  des  fraglichen  Gerichts  nur  insofern e  Anstände  habe,  als  im 
Sommer  und  zur  Zeit  der  Weinlese  der  Vorsitzende  allerdings  insgemein  ab- 
wesend ist;  aber  dann  vertrete  »ein  näher  gelegener  Kavalier*  beständig 
dessen  Stelle  und  eine  Unterbrechung  der  Gerichtssitzungen  verschlage  dann 
wenig,  weil  auch  die  Advokaten  und  Assessoren  zur  nämlichen  Zeit  sich  von 
Bozen  zu  entfernen  pflegen.  Eine  Gerichts-Commission  komme  nicht  höher 
als  auf  10  bis  11  höchstens  13  bis  14  Gulden  zu  stehen,  je  nachdem  mehr 
oder  weniger  Assessoren  beigezogen  werden.  Der  Vorsitzende  berechne  nicht 
mehr  als  6  Gulden  für  eine  Tagfahrt,  obschon  diese  Conunissionsgelder  die 
einzigen  Sportein  sind,  die  er  bezieht,  und  das  Jahr  über  kaum  100  Gulden 
abwerfen.  Wenn  die  Prozesse  sich  in  die  Länge  ziehen,  so  liege 
das  an  den  komplizierten  Formen,  zu  deren  Abänderung  es  aber 
einer  »Sanctio  pragmatica*  bedüfte.  —  An  diese  Bemerkung  Franzin's 
anknüpfend,  tadelte  die  »Regierung*  in  einem  Berichte  an  die  Geheime  Stelle 
das  mündliche  Verfahren  (»dass  die  Prozess  mehreren  Theils  durch 
mündlich  ad  protocoUum  dictierende  Bezess  nach  dem  hergebrachten,  aber 
nicht  allerdings  nützlichen  Stylo  instruirt  werden*),  ferner  dass  auch  die 
landesfürstlichen  Gerichte  mit  keiner  »speciellen  Gerichtsordnung* 
versehen  sind  und  dass  die  alte  Instruktion  für  den  Landeshauptmann 
»ad  hodiema  tempora  sich  nicht  wohl  mehr  in  Allem  aptieren  lasse*,  so 
dass  es  gerathen  wäre,  die  »von  der  Regierung  eingestellte  Kammer-Gerichts- 
Ordnung  dem  landeshauptmannachafllichen  Verfahren  anzupassen  und  die 
gedachte  Instruktion  (danach)   zu  verbessern.*     Die  Geheime  Stelle  be- 
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richtete  dies  antenD  22.  Jnli  1727  nach  Wien  and  hob  ihrer  Seite  als 
weitere  Gebrechen  henror,  dass  denAdTokaten  gestattet  ist,  »mündlich 
Mehrers  zn  recessiren  d.  h.  zu  Protokoll  zn  geben.«  Es  sollten 
anch  vor  jenem  Gerichte  nnr  4  Schriften  gewechselt  werden  dürfen  and 
aosserdem  eine  »Gonclosions-Tagfahrt*  gestattet  sein.  Die  langsame  Exekation 
sei  darch  die  Ton  der  tirolischen  Landes-Ordnang  Torgeschriehenen  Förm- 
lichkeiten bedingt  and  diese  seien  überdies  so  geartet,  dass  in  Tirol  jede 
Exekation  »eine  nicht  geringe  nota  honoris  nach  sich  zieht,  folglich  man 
damit  zögert  so  lange  keine  Verlnstgefahr  droht*  Die  Geheime  Stelle  be- 
antragte anter  diesen  Umständen  »eine  gnädige  Yersicherang*  fär  den  »gleich- 
samb  Terohnglimpften*  Verwalter  der  Landeshaaptmannschaft,  Grafen  Karl 
Trapp.  Die  Hofkanzlei  antwortete  onterm  80.  Aognst  1727:  der  Kaiser 
habe  »sonders  gern  Temommen,  dass  es  mit  Administriemng  der  Jostiz  und 
ßeförderang  deren  Prozessen  bei  der  Landeshanptmannschaft  an  der  Etsch 
eine  bessere  Beschaffenheit  habe.*  Indessen  Hess  sie  sich  doch,  wie  der  im 
Texte  erw&hnte  Erlass  beweist,  die  Verbessemng  des  ciTilgerichtlichen  Ver- 
fahrens in  Tirol  nan  doppelt  angelegen  sein. 

14^)  Erlass  ebenda. 

144)  Dr.  Job.  Mich.  Schein,  Von  der  Gnindbachs-Führang  (8.  Aafl. 
Graz  1880),  Die  Einfährang   der  »Landtafel*   in   Steiermark   hatte, 

von  den  oben  (Anmkg.  49  zam  II.  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes)  mii- 
getheilten  Einwendnng^n  der  St&nde  abg^esehen,  and  nicht  minder  aach  die 
des  » Grand bachs*  daselbst  mit  grossen  Schwierigkeiten  zn  k&mpfen.  Ein 
laiideäfärstl.  Patent  Tom  17.  September  1780,  das  sich  in  der  Patente- 
sammlang  der  Statthalterei  za  Graz  Torfindet,  weist  aaf  die  wegen  des  Za- 
standekommens  einer  Landtafel  schon  in  den  Jahren  1705  and  1709  ge- 
machten Anstrengungen  hin,  erwähnt  eine  kais.  Entschliessnng  yom  29.  Jnli 
1725,  womit  die  »Qoaestio  an*  endgiltig  erlediget  worden  war,  gedenkt  der 
noch  weiterhin  über  die  Einführangsmodalitäten  gepflogenen  Erhebangen, 
deren  Besoltat  der  Hauptsache  nach  am  20.  Oktober  1728  Tom  Kaiser  g^t 
gsheisssn  wnrde,  and  schliesst  mit  der  Bemerkong,  dass  endlich  aach  über 
die  zwei,  damals  noch  »in  suspenso*  gebliebenen  Pankte  entschieden  worden 
sei  In  Ansehung  des  Grundbuchs  geben  die  landeshiuptmannschafllichen 
Akten  im  steierm.  Landes  -  Archife  einigen  Aufschluas.  Danach  hatte  der 
Kaiser  den  ihm  vorgelegten  » Patent-Aulsats*  über  das  »in  statu  civiai*  ein- 
zufahrende s.  g.  »Gruodbuch*  am  21.  August  178(;  genehmigt  und  die 
Ind  ruck  legung  des  Patents  am  27.  Oktober  angeordnet  Zunächst  wurde 
dasselbe  blos  den  Innerösterr.  Städten  und  Märkten  (also  nicht  blos  denen 
der  Steiermark)  zugeschickt;   aber  schon  unterm  2d.  Januar  1787  ward  es 
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Mich  i&mmUichen  Qnind-Herrsohaiten  sar  Befolgung  ähormitielt  Diaee  fer- 
sOgerte  sich  lange.  Unterm  28.  Aagost  1745  berichtete  der  Landeshaui»l- 
mannn  der  Innerösterr.  Regierang:  er  habe  wegen  Einführang  des  Orandbach.s 
auf  dem  flachen  Laude  Vorkehrtmgen  getroffen;  vor  Allem  mflssten  die  Kui 
leisD  der  Qnmd-Herrschaften  und  die  dort  schon  geführten  QmixlbiK  h  i 
nntersacht  werden,  bevor  man  bestinunte  Weisongen  heraoszogeben  vermocht^'. 

145)  In  der  Patente-Sammlung  des  steierm.  LandeH- Archivs.  Dieser  1.  f. 
firlass  handelt  namentlich  von  der  Fertigung  der  Satxschriften.  Vorher  scbon . 
unterm  1.  April  1727,  hatte  der  Kaiser  den  steierm.  Gerichten  einschärfe! 
lassen,  diss  sie  kein  Memorial  annehmen  dürfen,  welches  nicht  von  einem 
beeideten  Advokaten  unterzeichnet  ist,  was  er  unterm  24.  Mai  1727  dahin 
modifizierte,  dass  den  »geschwornen  Gerichts-Sollicitatoren *  nach  wie  vor 
gestattet  sein  soll,  ohne  Beihilfe  eines  Advokaten  Eingaben  an  die  Gericht« 
zu  machen.  Nach  den  Akten  der  Innerösterr.  Kegierung  (im  Statth.-Archiv> 
zu  Graz)  u.  z.  den  s.  g.  »Gutachteu*  vom  Jahre  17JJ5  (Jan.  29  und  Febr.  :{(»; 
war  damals  eine  umfassende  Keform  der  steierm.  Gerichts-Ordnnng  im  Zuge. 

146)  Gedrucktes  Patent  in  der  Patente-Sammlung  des  steierm.  Landes- 
Archivs.    Es  heisst  darin:    Karl  VI.  und    sein  Vater  hätten  ^v  '  umen, 
wie   in  SterbefiÜlen  »ausser    letztwiUiger   Disposition  <    die   A^  ii    oft 
»ohne  genugsam   gegründete  Ursach   durch  vorschützenden  Landesgebrauch' 
von    der  Erbschaft   nach   ihren  Descendenten    ausgeschlossen  werden.     Audi 
andere  »ungleiche*  Landesgebräuche  kämen  vor.     Daher  Hess  er  durch  Käth' 
der  Innerösterr.  Stellen  mit  Zuziehung  eines  Ausschusses  der  Steiermark isc ho  i 
Landstände   einen    »Tractatus    de    Successiono    ab    intestato*    in    deutscher 
Sprache  zusammentragen,   der   dann    noch    bei  Hof  in    reifliche  Ueberl»      i 
gezogen  und  ihm  durch  die  »OesteiT.  Geheime  Hof-Canzlei*  zur  »Resolu 
Schöpfung*  vorgetragen  wurde. 

147)  Regierung  und  Hofkammer  in  Graz  urgirten  die  Berichterstattuii: 
hierüber  seitens  der  Landeshauptmannscbaft  unterm  24.  Februar  1712;  ab*: 
noch  mit  Zuschrift  vom  24.  Dezember  1745  mussten  diese  Behörden  di 
Betreibung  erneuern.  Der  Vorschlag  der  Oesterr.  Hofkanzlei  gieng  dahin. 
daas  ein  vom  Erblasser  nicht  durchaus  eigenhändig  geschriebenes  Testament 
nur  dann  Giltigkeit  haben  soll,  wenn  mindestens  zwei  von  ihm  dazu  gebeten^ 
Zeugen  in  seiner  Gegenwart  es  unterschreiben,  geschähe  es  auch  nur  >au.s- 
wendig.*     (Landeshauptmannschaftliche  Akten   im   steierm.  Landes-Archivi 

148)  Krainer   Landtags  -  Protokolle   (im   Landes -Archive   zu   Laibach 
Bd.  44  BL  253;  Bd.  45  Bl.  82,  ll»«,  2M\  247;  Bd.  47  Bl.  172  und  27: 
—  Vgl  die  Innerösterr.  Regierungs-Akten  im  Statth.- Archive  zu  Graz,  ,  Gut- 
achten« von  1735  (MArz  4). 
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iVJ)  Kl  .  .11  (^a.  a.  0.),  Bd.  44  BL  809. 

150)  KiiiM  .  1  ^  -.:  KoU  (a.  a.  0.),  B<L  42  BL  375;  Bd.  43 
BL  302. 

151)  Krainer  Landtags- Protokoll  fa,  a.  0.),  Bd.  47  BL  126. 

152)  Innerösterr.  Begierungs-Akten  (a.  a.  0.),  »Qatachtea*  von  1737 
(Januar  55,  November  9). 

153)  Codex  Austriacüs,  lU.  ThL  8.  958. 

154)  Ebrada,  IV.  ThL  8.  743. 

155)  Ebenda,  IV.  ThL  8.  916. 

156)  Europäische  Fama,  277.  ThL  8.  8. 

157)  Erlass  im  Innsbr.  Statth^-ArchiTo. 

158)  Codex  Auatr.  IV.  ThL  8.  174;  rat^ai-  ,  ...  15.  Mai  171.;  im 
steierm.  Landes-Archive;  Frankfurter  Herbst-Relation  vom  Jahre  1713,8.6. 

159)  firlass  im  Innsbr.  StattlL-Archive. 

160)  Diesen  Bescheid  ertheilte  Karl  VL  der  n.  ö.  Begiemng  auf  eine 
an  ihn,  beziehungsweise  an  die  Oesterr.  Hofkanzlei  gerichtete  Anfinage.  Bereits 
pflog  damals  die  Letztere  mit  dem  Vice-R4  zu  Neapel  Verhandlungen  wegen 
Aufnahme  derartiger  8träflinge  auf  die  dortigen  Galeeren.  (Cod.  Aostr.  111. 
8.  bl5).  VgL  auch  die  Belehrung  Tom  7.  Februar  1716,  welche  Tom  Hofratho 
Joh.  G.  Managetta  unterzeichnet  ist,  bei  8uttinger,  Consnetud.  Aottr.  Contin. 
p.  61.  I^aut  A.  h.  Resolution  vom  27.  Febmar  1715,  waren  übrigens  die 
bezüglichen  Verhandlungen  damals  schon  so  weit  gediehen,  dass  die  Inner- 
österr. Regierung  unterm  16.  M&rz  den  Landeshaaptmann  Ton  Steiermark 
benachrichtigte,  die  »ad  Triremes  eondemnierten  Delinquenten*  w&ren  entweder 
mit  Rekruten-Transporten  oder  mittels  kais.  Schiffe  nach  Neapel  sa  liefern. 
(Landeshauptm.  Akten  im  steierm.  Landet- Archive).  Das  landesfSrstliche 
Patent  aber,  womit  die  Galeerenstrafe  in  Steiermark  allgenein  eingeführt 
wurde,  erschien  erst  unterm  24.  Mai  1717.    (Patente-Sammlung  ebenda). 

161)  ErUss  im  Innsbr.  Statth-Archive. 

162)  Erl&flse  ebenda,  beziehungsweise  Intimation  an  die  steierm.  Landes- 
haaptmaoDtAaft  unter  den  Akten  denelbeo  im  steierm.  Landes-Archive. 

163)  Brlass  im  Innsbr.  Statth.-Archire.  Zwd  Wilddiebe  wurden  von 
Wien  aus  begnadigt  (»der  Landeehald  theilhaft*). 

164)  Be^snoigs-Akt  im  Grazer  Statth.-ArchiTe.  Der  nea  creirte  Bann- 
richter erhielt  bald  darauf  die  Stadt  Leoben  als  Amtssiti  ragewieseo.  (J.  Chr. 
Graff,  VerHuch  einer  Geschichte  der  Criminiai-Gesslqpsbwig  in  der  Steier- 
mark, Graz  1817,  a  128).  Die  den  beiden  stsismirldaehen  Bannrichtern 
unterm  22.  Mai  1726  ertheilte  Amtsinstruktion  ist  in  der  1884  so  I'rag 
emchisasBsn  Moisfraphie:   »Die  Organisiening  der   bohm.  Halsgerichte  im 
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Jahre  1765*  von  Dr.  M.  Fr.  Ton  MaaBbnrg,  8.  4ü  Im  d  : 

Ebenda  ist  der  unter  Karl  VI.  aofgetaachte   Plan,  diun*     in    ntu   i    n 
nach  Böhmen  in  yerpflanzen,  und  dessen  Vereitelang  besprochen. 

165)  Siehe  yorstehende  Anmkg.  100. 

166)  £ria88  im  Innabr.  8tatth.-ArchiYe. 

167)  Cod.  Aastr.  IV.  486.  Der  Kaiser  hatte  schon  unterm  27.  Mai 
1727  der  n.  0.  Regierung  bedeuten  lassen,  dass  er  gesonnen  sei  »bei  sich 
äberh&iiffender  Anzahl  deren  zur  Raederbaiickh  condemnirten  Delinquenten 
nach  Beschaffenheit  deren  Verbrechen  in  subsidiom  auch  die  Bestraffang  ad 
Metalla  fei  operas  metallicas  in  denen  hangarischen  Bergst&dten  einzuführen.  * 
Die  Anregung  dazu  scheint  vom  Oberstkammergrafen  zu  Scbcmnitz,  Jos.  Andr. 
Wenxl  FreÜL  von  Stembach,  aasgegangen  zu  sein.  Unterm  4.  Jani  zog  be- 
sagte Jnstizstelle  das  Gutachten  der  »in  Sicberheitssachen  verordneten  Herrn 
Käthe*  aber  die  von  dem  Vorgenannten  eingereichte  »Idea*  ein.  (F.  A.  Schmidt, 
Berggeeetz-Sammlaug,  IL  6.  Bd.,  S.  294).  Mit  Bescheid  vom  13.  September 
1727  erledigte  die  Oesterr.  Hofkanzlei  einfen  Bericht  der  Innsbr.  »Regierung* 
vom  28.  August  des  näml.  Jahres  aber  die  Beibehaltung  der  Galeerenstrafo 
dahin,  dass  diese  immerhin  neben  der  Strafe  ad  operas  metallicas  fortbestehen 
möge,  namentlich  »in  crimine  quaMcati  furti,  rapinae  u.  dgl. *;  denn  in  don 
ungarischen  Bergwerken  sei  kein  ausi  eichender  Platz  für  Delinquenten  au> 
den  Oberösterr.  Landen.  Aus  diesem  Grunde  wurde  angeordnet,  letztere  in 
tirolischen  Bergwerken  unterzubringen  oder  sie  zu  Festungsarbeiten  anzuhalten 
(Erlass  im  Innsbr.  Statth.-Archive). 

168)  Gutachten  vom  12.  Juli  und  28.  November  1727  (Z.  26  und  33) 
unter  den  Begierungsakten  im  Grazer  Statth.-Archive. 

169)  Erlass  im  Innsbr.  Statth.- Archive. 

170)  Erlass  ebenda. 

171)  Erlass  ebenda. 

172)  Erlass  ebenda. 

178)  Diese  Sammlung  ist  offenbar  ein  Sonder-Abdnu  k  ilii>  Aiiliaitgs  zu 
der  1736  in  Linz  bei  Job.  Mich.  Feichtinger  gedruckten,  neuen  Auflage  der 
Leopoldinischen  Landgerichts-Ordnung  (S.  135  bis  174).    Dieselbe  trägt  die 
Ueberschrift:    »Navellae  Carolinae   ad  Leopoldinam  Poenalem*    und    begreift 
nicht  weniger  als  34  Verordnungen  in  sich,  welche  in  den  Jahren  1712  bi 
1734  für  das  Land  ob   der  Enns   in  Strafsachen   ergangen  sind.     Darunter 
befinden  sich  mehrere,  von  welchen  oben  nachgewiesen  wurde,  dass  sie  auch 
in  den  Ober-  und  Innerösterr.  Landen  publiziert  worden,  so  wie  ErläuteniTiL'^  ^ 
zu  solchen,  mit  welchen  es  sich  ebenmftssig  verhalten    dürfte.     Insbeson  . - 
ist  8.  152  bis  159  eine  Anweisung  zur  Durchführung  der  Strafprozesse  vom 
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28.  Januar  1721  abgedruckt,  von  welcher  ich  nachträglich  erhob,  dass  sie 
unterm  17.  September  1721  nahezu  gleichlautend  für  InnerOsterreich 
publizirt  wurde.  Für  Tirol  und  die  Vorlande  scheint  dieselbe  nicht  in  Qe- 
setseskraft  getreten  zu  sein,  weil  Job.  Christ  FrOlich  Yon  FrOlichsburg  in 
seinem  »Commentarius*  zur  »Peinlichen  Hals-Oerichts-Ordnung *  (I^Yankfiirt 
and  Leipzig  1741)  ihrer  dort,  wo  er  Anbiss  dazu  gehabt  h&tte,  keine  Er- 
wähnung thut 

174)  Dieses  Patent  in  den  Orazer  Archiven  anMfinden  ist  mir  nicht 
gelangen.     Wahrscheinlich  unterblieb  dessen  Publikation. 

175)  Erlass  im  Innsbr.  8tatth.-Archiye. 

176)  Ein  fast  drollig  zu  nennender  Beleg  daf&r  ist  die  1730  erfolgte 
Kiiimischnng  der  Oesterr.  Hofkanzlei  in  einen  Patronatsstreit,  der  ein  Frfih- 
messbeneficium  zu  Prutz  im  Oberinnthale  zun  Gegenstande  hatte.  Siehe  die 
weitläufige  Correspondenz,  welche  hierüber  gepflogen  wurde,  inO.  Tinkhau- 
8er*8  , Beschreibung  der  Diöcese  Brixen«.  IV.  Bd.  (Briien  1888),  S.  344  ff. 
Dass  die  Provinzialbehörden  zu  solch*  kleinlichen  Geschäftigkeiten  die  Hand 
boten,  erklärt  sich  aas  Mahnschreiben  der  genannten  Hofkanzlei,  deren  eines 
vom  21.  Jali  1736  (an  die  Geheime  Stelle  is  Innsbruck)  folgendermassen 
'    '  t:    »Wir   haben   beobachtet,   dass  von   einiger  Zeit   her  wenig  Beriebt 

"  eingeloffen  sejn,  dass  in  solcher  Zeit  eintweders  nicht  so  Vieles,  so 
iihero  zu  berichten  nöthig,  vorgefallen  wäre  oder  sonsten  daroben  nichts 
»iiders  ermanglen  müsse.  Weilen  aber  dieses  aach  vielleicht  von  daher 
!  Uhren  konnte,  dass  es  etwo  an  der  erforderlichen,  zeitlichen  Aasarbeithang 
«lerer  vorfallenden  Geschäften  bej  denen  Weesen  (Behörden)  erwanden,  folg- 
lich eine  moia  bei  denenselben  gehafftot  haben  möchte:  alsz  werdet  Ihr 
Eoch  in  facto  des  eigentlichen  erkundigen,  sodann  Uns  anhero  den  Befhnd 
des  nächsten  gehorsamst  anzuzeigen  haben  etc.*  Am  16.  Aagost  1788 
urgierte  die  Hofkanzlei  den  zu  ihrer  Aufklärung  abverlangten  Bericht  and 
kUgte  sie  vom  Neuen  über  spärliches  Einlaufen  von  amtlichen  Relationen 
aas  den  Ober-  und  VorderOsterr.  Landen.  (Erlässe  im  Innsbr.  Statth.-Archive). 

177)  Dass  diese  Entseheidangen  auch  Gates  stifteten,  erhellt  aus  fol- 
gendem Beispiele.  Im  Jahre  1736  war  aas  dem  herrschaftlichen  GeflUignisse 
zu  Weissenhom  in  Schwaben  die  ,in  puncto  Magiae  protessirte  Magdalena 
Aidltiegerin*  nach  Innsbruck  in  das  unter  den  Namen  »Kriaterbans*  be^ 
kannte  Gefangenhaas  überbracht  worden.     Die  Innsbracker  »Regierang* 

iiachtt«  der  Hofkanzlei  gegenüber  kein  Hehl  daraas,  dass  die  bereits  seit 
.  Jahren  inhaftierte,  vermeintliche  Hexe  in  Folge  der  langen  Haft  schwacb- 
iiinig  und  krflppelhafi  geworden  war;  aber  sie  Hess  dieselbe  trotiKlem  weiter 
111  Untersuchungsgefängnisse  schmachten.     Die  Hofkantlel  dagegen   ordnete 
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mit  ikfohl  vom  28.  Februar  17U7  an,  dass  dem  Landrichteramts-Verwalter 
IQ  luisbmck  einsasch&rfen  sei,  vor  Allem  den  Prosess  dieser  Gefangenen 
xa  Ende  la  führen.  Da  dies  nicht  den  gewünschten  Erfolg  hatte,  drang  tue 
mit  Dekret  vom  0.  September  17«i8  neaerdings  darauf^  dass  der  Frozess  der 
»sprach-  and  gehörlosen  Jungfrau  ex  capite  Magiae*  ausgetragen  werde.  Für 
den  Fall  indessen,  dass  dies  untbuulicb  w&re,  verifigte  sie  die  Uebergabe  der 
Q^fiusgenen  an  ein  Spital.  (Erl&sse  im  Innsbr.  Statth.-Archive).  Beferent  fär 
Tirol  war  damals  bei  der  Oesterr.  Hofkanzlei  Melchior  von  Schluderpuch. 
Den  Justizbeamten  in  Krain  zog  ihr  Uufleiss,  von  dem  die  Uofkauzlei  sich 
aus  den  ihr  zugekommenen  Geschäftsberichten  überzeugte,  schon  im  Jahre 
1727  eine  scharfe,  mit  der  Androhung  der  Gehaltentziehung  verbundene  Rüg' 
zu.  Die  kais.  Resolution  vom  2G.  März,  welche  diese  Massregel  über  dieselben 
verhängte,  war  namentlich  auf  die  landschaftlichen  Funktionäre  berechn«  t 
und  schrieb  für  die  Folge  die  Einsendung  von  Absentliston  vor.  (Landschaft  I. 
Protokoll  Bd.  44  im  krainer  Landes-Archive,  Bl.  309). 

178)  Unterm  23.  Oktober  1733    ergieng   an   die   n.  Ö.  Regierun  • 
folgendes  Hof kauzlei-Dekret :  der  Kaiser  habe  zwei  ihrer  Räthe  benannt,  den! 
Aufgabe  es  sein  wird,  die  bei  dieser  Justizstelle  um  einen  Secretariats-Post«  i 
sich   bewerbenden  Supplicanten  vorzuladen,   Jedem   »ein  Gutachten,    Relation 
oder  -andere  auf  die  Verrichtung  eines  Secretarii  ankommende  Expedition  zur 
Probe  seiner  Capacität  aufzugeben    und   solche    in  aedibus  von    ihm   allein 
machen  zu  lassen,  folgends  dieselben  weiter,  ob  und  wie  ein  Jeder  in  theoria 
Juris  et  praxis  fundiret  seye,  nicht  weniger  in  stylo  curiae  als  in  der  ordi- 
nären Erledigung   und    der   bei  diesem  Mittel  (d.  h.  bei   dieser  Justizstelle) 
in  den  Expeditionen  gewöhnlichen  Schreib-Art  die   erforderliche  Information 
habe,   zu  tentiren  und  hierüber   mit  Beylegung   des  von   einem  Jeden  abge- 
fiissten  Probstücks  auch  Anführung  der  in  dem  weitem  Tentamine  befundenen 
Fähigkeit  an  sie,  Regierung,  mit  Gutachten  zu  berichten.*  Letztere  hat  sodann 
den  gutachtlichen  Bericht  mit  der  eigenen  Meinung  >nach  Hof*  vorzulegen. 
(Cod.  Austr.  IV.  814).     Dass   diese  Einrichtung   in   allen  der  Oesterr.  Hof- 
kanzlei  untergeordneten  Provinzen   noch    unter  Karl  VI.  Platz   griff,   erhielt 
ins  nachstehendem  Dekrete  vom  22.  Februar  1736:   »Demnach  Wir  bereits 
vor  einiger   Zeit    bey    Unseren    anderweithigen    Regierungen    al- 
vorgesetzten  Oberen  Justiz-  und  Appellations-Stellen  unter  Anderem  den  nütz 
liehen  Gebrauch  eingeführt  haben,   dass  jeder   dahin   anzustellen   kommend« 
Rath  sowohl  auf  der  Ritter-  und  Gelehrten-  als  auch  der  oberen  oder  s.  ^^ 
Uerm-Bank  ehe  und  bevor  selber  zur  Pflicht  gelassen  und  iustalliret  werdi 
eine  Prob-Relation   ablegen,   auch   auf   den  Fall,   da   nach  Erkanntimss   du 
Bsgierung  diese  so  abgelegte  Relation  nicht  nach  erforderlicher  Hinlänglich- 
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keil  i)»'iuM<ieii  wurue  lins  noch  vor  Allem  die  gehorsamste  Anzeige  beschehen 
Sülle  .  .  .:  als  ist  Uns  gemeint,  dass  nicht  allein  künftighin  hierinfalls  auch 
bey  Unserer  darobigen  Regierung  (zu  Innsbruck),  wie  ...  auch 
zu  Freiburg...  ein  Oleichmässigee  beobachtet,  sondern  auch  dermalen 
schon  es  so  mit  den  Kompetenten  Grafen  Job.  Nepom.  Trapp  und  Grafen 
Ludwig  Bortolazzi  gehalten  werde.*  (Erlass  im  Innsbr.  Statth.- Archive).  Ueber 
•Ho  Modalitäten  der  voraunehmenden  Prüfung  erstattete  die  Innsbrucker  Be- 
gierung  (4nen  Vorschlag,  der  unterm  1 1.  August  1736  die  A.  h.  Genehmigung 
erhielt.  Danach  sollte  der  Candidat  »in  dem  Zimmer,  wo  man  in  interiori 
die  Prozesse  vorzutragen  pflegt,  vor  einem  abgetheüten  Rath  seine  Probe- 
rf* lation  ablegen  *,  über  diese  genau  examinirt  werden  und  Sache  des  gesammten 
■'aths-Ciremiums  war  es,  in  Verbindung  mit  dem  über  den  betreifenden  Prozess 
1  tVilienden  Endartheile  auch  seine  Meinung  über  den  Prüfungserfolg  ab- 
igeben. Der  Candidat  erfuhr  diese  nicht,  sondern  sie  wurde  nur  bericht- 
weise znr  Kenntniss  der  Hofkanzlei  gebracht   (Erlass  ebenda). 

171»)  Ad.  Wolf,  Oesterreich  unter  Maria  Theresia  (Wien  1855).  8.  244. 
Juridische  Bildung  wurde  in  Böhmen  und  Mähreu  sogar  von  den  Baths- 
männem  der  kgl.  Städte  gefordert  Siehe  bezüglich  Mährens  das  Hofdekret 
vom  12.  Oktober  1734  bei  Weckebrod  a.  a.  0.  Nr.  490.  Zu  Bäthen  des 
kgl.  böhm.  Appellation sgerichts  in  Prag  durften  schon  nach  dem  Keformations- 
iiescripte  des  Kaisers  Ferdinand  II.  vom  29.  November  1628  Herrn-  oder 
Uitterstands-Personen,  ja  sogar  Doktoren  der  Rechte  nur  dann  aufgenommen 
werden,  wenn  sie  vorher  einer  besonderen  Bichteramtsprüfnng  sich  unterzogen 
und  dieselbe  bestanden  hatten.  (J.  C.  Graf  von  Auersperg,  Geschichte  des 
kgl.  böhm.  Appellationsgerichtes,  1.  Tbl.,  Prag  1805,  8.  25). 

180)  Cod.  Austr.  IV.  SHl  und  Rud.  Kink,  Geschichte  der  kaiH.  Uni- 
versität in  Wien,  I,  Tbl.  (Wien   1854),  8.  404.     Diese  Verordnung  ergieng 
(machst  für  die  Wiener  Universität,   war  aber  auch  auf  die  übrigen  österr. 
Krblande  berechnet  »um   ein  Gleiches   auch   allda   in    den  Universitäten, 
Akademien    und  («ymnasien   einzuführen.*     Schon    im  Jahre   1729  war  den 
Professoren  der  Rechte  an  der  Prag  er  Universität  im  Wege  der  böhmischen 
-tatthalterei  bedeutet  worden,  künftighin  beim  Vortrage  des  4.  Buchs  (Tit  18) 
'    iien   (de   publicis  judiciis)  zugleich   die  »materitm  criminalem 
auf  die   in    der    peinlichen  Halsgerichts-Ordnung  enthaltsne 
praxim  ans  einigen  bewährten  authoribus  weitschichtiger  so  tradiren*  (Dr.  M. 
Fr.  Maasburg,   a.  a.  0.,   Note  14).     Unterm  17.  September  1734   erhielten 
<lie  betreffenden  PfofMsoren  der  Olmfltzer  Universität  den  gleichen  Auftrag. 
(WH^kebrod  Nr.  489).    An  der  Innsbrucker  Universität  wurde  mit  Erlass 
vom  21.  April  1734  das  juridische  Studium  von  4  auf  5  Jahre  ausgedehnt 
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und  sowohl  Criminal-  alt  Cmu-i  iu/.uo9  unuu  uir  ouiigatftcher  anfgenommoTi 
(Dr.  Jacob   Probst,   Gesch.  der  UiÜYersiUt    in  Innsbmck,  Iiinsbr.  18« 
S  59). 

181)  Die  om&ssendste  Sammlung  von  gedruckteu  Akteuätiicküii,  welch« 
hie?on  Zeogniss  ablegen,  bietet  Kink's  yorzitierte  »Oeschichte  der  kais,  Uni- 
versität in  Wien.*  lieber  die  Reformbedürfligkoit  der  dumaligen  Osterr. 
Unifersit&ten  s.  das  1782  sa  Halle  gedruckte  Büchlein  des  pseadonym* 
Janas  Perontinns:  »De  Consiliis  ac  dicastoriis,  quao  in  Urbe  Yindobonu 
habentar*,  p.  181  seqo. 

182)  Als   das   bezeichnet  sie   ausdrücklich  eine  kais.  Besolation  vom 

1.  Juli  1732  im  Cod.  Austr.  IV.  776.    Siehe  auch  die  nächstfolgende  An- 
merkung 183. 

183)  Schon  in  einem  Patente  der  Orazer  Regierung  vom  1.  April  17'J 
ist  ausgesprochen,  dass  > innländische  Bettler*  (d.  h.  nach  Steiermark 
zuständige)  »ad  locum  nativitatis  u.  z.  in  diejenige  Pfarr  allwo  sie  ge- 
bohren  und  aus  christlicher  Lieb  billich  und  leichtUchen  können  unterhalten 
werden,  mit  allem  Ernst*  verwiesen  und  zum  »beständig  daselbst  zu  verbleiben* 
angewiesen  werden  sollen.  Die  »ausländischen  Bettler*  wurden  damals  einfach 
ausgewiesen  ohne  dass  gesagt  worden  wäre,  wohin  sie  sich  zu 
begeben,  beziehungsweise  wo  sie  im  Bedürftigkeitsfalle  ihren  Unterhalt  zu 
suchen  haben.   Auch  die  den  steiermärkischen  Landgerichts-Verwaltem  unterm 

2.  September  1724  ertheilte  Instruktion  in  Schub-  und  Bettler- Angelegenheiten 
schreibt  blos  vor,  dass  »frembde  Bettler*  an  den  Grenzort,  über  welchen  sie 
ins  Land  gekommen  sind,  abgeschoben  werden  sollen.    In  einem  Hof  kanzlei- 
Dekrete  vom  17.  August  1726,  das  der  Innsbrucker  Eegierung  zugieng,  fand 
ich  zuerst  die  Notifikation  an  Letztere,  dass  als  NiederOster reicher  Diejenigen 
anzusehen  sind,  welche  entweder  im  Lande  unter  oder  ob  der  Enns  geboren 
wurden  oder  von  ihrer  Kindheit  an  daselbst  aufwuchsen  oder  durch  10  Jahre 
sich  allda  aufhielten.  (Erlass  im  Innsbr.  Statth.- Archive).  Am  11.  Juni  17'JT 
eröffnete    aber    die    Oesterr.    Hofkanzlei    der    vorgenannten   Justizstelle:    il 
Innerösterr.  Geheime  Bath  habe  ihr  vorgestellt,  wie  nöthig  es  sei,  für  d  a  > 
Land  Tirol  die  Anordnung  zu  treffen,   dass  Landeskinder,   die  aus  Inn*" 
Österreich  als  Bettler  fortgeschoben  werden  müssen,  nach  dem  Beispiel 
anderer  Erbkönigreiche   und    Länder   unweigerlich  dort  an 
genommen  werden.     Die   Hofkanzlei    fügt  ihrerseits  bei:    »Weilen    nu 
solches  die  allerseits  gemachte  Ordnung  in  allweg  mit  sich  1»  ; 
und  erfordert  als  werdet  ihr  dessen  Vollzug,  soviel  Tyrol  berühret,  geh<    , 
Orthen  fördersamst  anzuordnen  wissen;  im  Uebrigen  stehet  erstgemeltem  Lan 
Tyiol  hinwiderum  bevor,   die   daselbst  boündlichen  Innerösterr.  Unterthiuien. 
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welche  dem  Bettlen  nachgehen,  gegen  Torheriger  Erinnerung  und  dber- 
:ichickender  Specification  deren  Personen  gleichfklls  in  Innerösterreich  zurück- 
zuschöben.«  (Erlass  ebenda).  Damit  h&ngt  offenbar  die  nnterm  6.  Jnni  1727 
für  das  Erzheraogtham  Oesterreich  erlassene  »lAnd-Visitations-Ordnang*  (CknL 
Aüstr.  IV.  4:i2)  zusammen,  in  deren  Pnnkt  5  es  beisst:  der  Kaiser  habe 
für  gut  befanden,  daös  , zwischen  ünsem  oonflnirenden  Erb-Königreichen  and 
Ländern  eine  perpetnirliche  Schnb-Ordnang  einverst&ndlich  concertiret  and 
eingefnhret .  . .  werde.  *  Es  ist  jedoch  richtig,  dass  die  blosse  Uebemahme  der 
Schüblinge  von  Land  za  Land  noch  keineswegs  eine  geoaae  Begelang  der 
Zuständigkeit,  wie  sie  aas  obigen  Erlässen  an  die  Innsbr.  Begiening  erhellt, 
/.ar  nothwendigenVoraassetzong  hat  Eine  solche  Uebemahme  hat  schon 
zo  Anfang  des  Jahres  1724  zwischen  dorn  Lande  anter  der  Enns 
and  dem  Künigreiche  Böhmen  stattgefunden  (Cod.  Aostr.  lY.  167), 
wobei  zwar  seitens  der  böhm.  Hofkanzlei  der  Wunsch  geäussert  wurde,  dass 
die  Geburtsorte  der  Bettler  genau  erhoben  werden,  jedoch  Yon  Vorne  herein 
eine  entsp<'''-h''P'iA  Fürsorge  in  dieser  Beziehung  nicht  obgewaltet  za  haben 
scheint 

1 84)  Siehe  das  mit  der  »  Landes-Yisitations-Ordnung*  für  Niederdsterreicb 
vom  Tl.  Juni  1727  im  Wesentlichen  übereinstimmende  Patent  für  Steiermark 
vom  27.  Juni  1727  wegen  Handhabung  der  1724  statoirten,  »nunmebro 
fast  in  allen  Unsem  ErbkOuigreichen  und  Landen  blühenden*  Sicherheits- 
Verfassung  und  die  den  gleichen  Zweck  yerfolgenden  Erlässe  Tom  11.  Juli, 
•  ;.  Juli  und   10.  Oktober  1732  im  Cod.  Austr.  IV.  776,  782,  788. 

185)  So  wurde  im  Februar  1737  die  Wiener  Bettler-Ordnung  von  der 
>    t<rr.  Hofkanzlei  nach  Innsbruck  geschickt  zur  Adaptierung  auf  Tirol  und 

IUI  April  1738  ein  neues  »Sicherheits-System*  in  der  gleichen  Absicht  den 
•i ortigen  LandesbehOrden  übermittelt  (Erlässe  im  Innsbr.  Statth.-ArchiTe). 

186)  Ich  fand  in  allen  Üsterr.  ProTinzial-ArchiTen,  die  ich  besuchte, 
^'anze  Ftozikel  roll  Akten,  welche  diesen  Gegenstand  betreffen.  Ursprüng- 
liches Vorbild  war  das  Tom  Kaiser  Leopold  L  mit  Diplom  Yom  13.  Juli  1671 
in  Wien  errichtete,  unter  Karl  VL  fielfacb  ferbesserte  Zuchthans. 

187)  Bereits  im  Jahre  1691  geschieht  eines  »Collegiom  Sanitatis* 
Erwähnung,  über  dessen  Ton  der  n.  0.  Regierung  dem  Kaiser  unterbreitete 
Anträge  dieser  »Ton  Hof  aus*  der  ungar.  Kanzlei  Aoflräge  ertheilte.  In 
einer  von  diesen  Sanitätsräthen  mit  letarterer  Kanzlei  gepflogenen  Conferenz 
wurden  die  auf  ungarischem  Gebiete  anszamittelnden  »Contomazorte*  bestimmt 
Hin  an  die  Militär-Commandanten  and  Offiziere  in  Ungarn  gerichtetes,  kais. 
Patent  vom  27.  Denmber  1709  TerfHgte  zum  Schntn  ?or  der  damals  dort 
grassierenden  Pest  die  AufHtellnng  zweier  Cordonslinien,  antertrante  die  Obhut 
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über  die  Contamaihftiiser   den  üi U-Cuumandanten  uiid  ui;  >!.    dasa    in 

die  Aufsicht  Aber  diese  die  Organe  der  Wiener  Hofkainmer  m  i  in  Comitut-s 
behOrden  eich  sa  theilen  haben.  Das  Patent  ist  Tom  Uofkriegsraths-Prü- 
sidenten,  dem  Prinzen  Bogen  yon  8a?oyen,  gegengexeichnet.  In  dem  Pest- 
Mandate  fom  r>.  Jali  1711,  das  die  Kuiserin-Wittwe  Eleonora  Magdalena 
im  Wege  der  ungar.  Hofkniizlei  hinau^gab,  heisst  es:  dasselbe  ergeh«  »pur- 
oepta  soperinde  praeiiotatae  Ministerialis  Conferentiae  demissa  Belatione  a< 
simnl  etiam  ponderosa  Opinione.*  (Linzbauer,  Cod.  Sanitario-Medicinaliu 
Hangariae,  I.  Thl.  Wien  1«52,  8.  371  bis  37M,  ;j«»(>,  5(;4).  liinwider 
erscheint  in  einem  Patente  vom  14.  Juli,  womit  die  Oefinnng  der  Pftsse  nach 
gestillter  Pest  verfügt  wurde,  neben  der  Minisierial-Conferenz,  die  den  bezüg- 
lichen Sachverhalt  geprüft  hatte,  auch  ein  »cum  derogatione  omniuni  inslan- 
tiamm*  gebildetes  »Consilium  Sanitatis*,  das  in  einem  über  »einen  Antrag 
wegen  drohender  Viehseuche  erlassenem  Patente  vom  1 2.  Oktober  1711  die 
»vom  Kaiser  Joseph  I.  bintorlassene,  in  Sanitäts  -  Sachen  verordnete  Hof- 
Conimission*  heibst  Aus  einer  Berathung,  welche  dieselbe  nach  ihrer  durch 
Karl  VI.  erfolgen  Bestätigung  hielt,  gieng  die  Pest-Ordnung  vom  25.  No- 
vember 1712  hervor.  (Cod.  Austr.  III.  628,  6«*n,  673).  Dass  den  Sitzungen 
der  Sanitits-Hofcommission  auch  Käthe  der  böhm.  und  siebenbürgischen  Hof- 
kanzlei beigezogen  werden  sollen,  verfügte  Karl  VI.  erst  unterm  26.  Oktobei 
1726  (Linzbauer,  a.  a.  0.  II.  Thl.  S.  6).  In  einer  Sanitätssachen  betreffenden 
kais.  Resolution  vom  25.  September  1733  ist  ausdrücklich  gesagt,  dass  sie 
gleichzeitig  »sowohl  dem  kais.  Hofkriegsrathe  und  der  Hofkammer  als  der 
kgL  hungar.,  böhm.  und  siebenb.  Hof  kanzlei  zur  Nachricht  und  der  jede> 
Orts  gehörigen  Besorgung  vom  Hof  (d.  h.  durch  die  Oesterr.  Hofkanzlei) 
commonicieret*  werde.  (Cod.  Austr.  IV.  811). 

188)  Dass  dies  nicht  blos  in  Kriegszeiten  geschah,  beweist  die  regel- 
mässige Einziehung  von  Nachrichten  über  die  Verbreitung  der  Pest  im 
Auslände  durch  Militär-Organe.  Die  von  diesen  beim  Wiener  Hof- 
kriegsrathe eingelangten  Meldungen  wurden  den  ProvinzialbehOrdeu  zur  Dar- 
nachachtung  mitgetheilt  Beim  Ziehen  eines  Pest-Cordons  verstand  es  sich 
von  selbst,  dass  dem  Militär  der  Vorzug  vor  Civil  wachen  gegeben  wurde. 
Aach  in  den  Loeal-Commissionen  zur  Abwehr  der  Test  war  das  Militär 
vertreteu.  So  bestand  die  am  30.  Mai  173ii  zu  Ofen  eingesetzte  Commissiun 
dieser  Art  aas  dem  Tavernicus  Qrafen  Leopold  Nadäsdy  als  Vorsitzendem, 
femer  ans  dem  6rl.-Feld- Wachtmeister  Rudovszky  von  Hustirzan,  dem  ungar. 
Statth.-Bathe  Georg  Fabiankovich  und  dem  niederCstorr.  Ui^gimentsrathe  Math. 
Edlen  vuu  Kirchstettem.  Dieselbe  beantragte  im  Hinblicke  auf  die  Rebellion, 
welche    am   19.  M&rz  1731)  anter   den  Raitzeu    des    nach   diesen    benannten 
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Staaivieru^  w-j-:.  :•■>-•:.  A'- ;;  ,:.^  ,  ;~. •.'■!..,  h.-i:  \s.ir,  um  '  ,\.-il  ^l-'r  Ofi,,-!- 
Magistrat  ui--  l  nifi-ijcimi;^'-  Mii  .i.-r  -;,n  w--ii;i:  lii.^'-i'-iS'-ii  - m  ü./-.-,  \si';.i.;i-- 
holt  die  Sinastrang  einefl  Standgerichts  unter  dem  Vorsitze  des  Vice-Stadt- 
Commandanten.  Aber  der  Kaiser  wies  diese  Anträge  als  mit  den  Qesetzan 
Ungarns  nicht  vereinbar  znräck,  anerkannte   äbrigens:   die  Stadt  Ofen   habe 

larch  ihren  in  einer  Angelegenheit,  die  »Qesambte  L&nder*  betrifft, 
l>eieigten  Ungehorsam  > die  Jahsdictio  pro  hoc  acta  Terwirkt *  (Linxbaner, 

i.  a.  0.  n.  ThL,  8.  182,   136,  137). 

189)  Wenigstens  verwendete  er  daza  in  den  ersteo  Refieniiigg(ahren 
Karls  YL  die  Feldärzte.  Siehe  die  »Hiitorica  Belatlo  Pestis  anni  hnjos 
saecoli  XIL,  XIIL  et  XIV.  Anstriam  et  conterminas  partes  infestantis*  vom 
Fhilol.  et  Med.  Dr.  Fr.  X.  Bensa,  Wien  1717.  Der  Verfiuser  berichtet  im 
Vorworte  über  die  Dienste,   die   er  selbst   in  solcher  Eigenschaft  in  Ungarn 

a  leisten  hafte.   Lagen  die  Contnmaihänser  im  Militär-Grenz-Gebiete,  so  war 
vollends  Sache  des  Hofkriegsratbes,  dieselben  mit  dem  nOthigen  ärztlichen 
i    r  'ual  za  versehen.   Späterhin  hatte  dieess  allerdings  die  »Ho(-Commi8sion 
III  Sanitätssachen*  beiznstellen ;  aber  noch  in  einem  kais.  Befehle  vom  24.  De- 
iiiiier  1737  an  den  kgl  angar.  Statthalterei-Rath  heisst  es:  die  nach  Sieben- 
argen   hinabzoschickenden    »Medici    and    Chirnrgi*    sollen    »theils    in   die 
(»utomazhäoser   theils   aber   in  die  inficirte  Orth   nach  erhenschenden   Um- 
ständen and  Massgebnng  des  commandirenden  Herrn  Generals 
eingetheilt  und  geeingsspäret  werden.*  (Linzbaaer,  a.  a.  0.  II.  ThL  S.  71). 
Und   in    der  ErledigODg  «Uies  von   der  »Hofcommission   in   Sanitätssachen* 
erstatteten  Berichts  aber  Pestfälle   in   der  Türkei  vom  Jahre  1732  (ebenda 
II.  -M)  wird  ein  General  dafür   gelobt,  dass  er  Contomai -  Aerzte  exponirt 
hatte. 

190)  In  dem  soeben  (Anmkg.  189)  belogenen,  kais.  Befehle  hsisst  es 
weiter :  » Diese  Medici  and  Chirnrgi  werden  ihre  Reissgelder  allhier  (d.  h.  in 
Wi«'ii)  wie  aach  daranten  ihre  gewöhnliche  Belohnang  monatlich  von  der 
iiuikammer  . . .  zn  empfimgen  haben.*  Ss  hat  den  Anschein,  dass  damit  eine 
damals  allgemein  geltende  Norm  aasgesprochen  warde.  Denn  in  einer  kais. 
liesolntion  vom  3.  Febmar  1734  (ebenda  IL  50),  ist  betflglich  der  an  der 
I 'siiischen  Grenze  za  ontsrhaltendeo  Pesi-Aents  gesagt:  ss  werde  an  die 
ilskuuimer  die  Weisang  erlassen  »dass  wie  bey  denen  flbrigen,  alsn 
ioch  bej  (dem)  nea  aD(iD)legendflii  CoBtnnas-Hanss  (jsnssHs  dss  Capella- 
(isbirges)  die  allda  aoitsUeods  Msdid,  Oyrvgi  oad  udsre  ndthigsn  Per- 
^ohnen  von  danuis  (da  aas)  bemhlsi*  wsrdsn.  Q««iss  aber  ist,  dass  die 
mit  den  Contomas- Anstalten  verbandsneo  Banlichkeiten  and  zwar  längstlMr 
•lie  Wiener  Uufkammer  aiigiengen.     Denn  die  kais.  KatscbUessmig  vom  24. 
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Dtiember  1737,  \^  '        -ten  in  SiebenbArgd       '    '^  n 

(Cod.  Aostr.  lY.   1         .  li  aus:  dass  die  »/  i     - 

sieilong  der  benOthigten  Coniuinatz-H&aser  und   Poetiniogt-Uätten  . . .  der 
Kajserlicben  Hofkammer,  wie  yorhin  auch  geschehen  ist,  oblieget* 

191)  8o  weigerten  sich  die  krainer  St&nde,  die  ihnen  angesonnenen 
»Contagionsspesen*  tu  ttbemebmen.  Unterm  14.  Februar  1782  baten  sie 
Yom  Landtage  aoa:  es  mögen  die  von  ihnen  bereits  bestrittenen  Kosten  dieser 
Art  ?on  der  ihnen  auferlegten  Contribution  in  Abzug  gebracht  werden,  nach- 
dem die  betreffenden  Anstalten  nicht  blo8  ihnen  zum  Schutze  gereichen, 
sondern  auch  den  »darunter  liegenden  Ländern.*  Sie  baten  zugleich,  da^ 
das  im  Lande  liegende  Milit&r  verhalten  werde,  aber  Bequisition  von  Seite 
der  politischen  Behörden  Pestwachen  beizustellen  und  sonst  Assistenz  zu  leisten 
(Landsch.  Protok.  Bd.  45,  S.  218  im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach).  Sie 
bestanden  auch  weiterhin  auf  jener  Entschädigung,  erhielten  aber  mit  kai 
Eeeolution  vom  24.  September  1738  zur  Antwort:  der  Kaiser  beharre  dab<  i 
das8  die  fraglichen  Kosten  zur  Hälfte  vom  landesfürstlicben  Aerar,  zur  anderei 
U&lfte  von  den  einzelnen  Landschaften  getragen  werden.  (Landschaftl.  ProtoV 
Bd.  46,  Bl.  581  ebenda).  Vgl.  Rieh.  Peinlich,  Geschichte  der  Pest  in 
Steiermark,  U.  Bd.  (Graz  1878)  S.  288  ff. 

192)  Bericht    des    krain.   Landeshauptmannes   Wolf  Weickhart   Graft  i 
von  Gallenberg,  welcher  der  bezüglichen  Conferenz  in  Graz  beiwohnte,  an  di 
krain.  Landschaft   d.  d.  7.  August  1723    (im    Landes-Archive    zu    Laibacb). 
Der  Berichterstatter  wollte   die  Scheidung    des  Landes   unter   der  Enns  ver- 
mieden wissen,   wogegen  der  Delegirte  der  Orientalischen  Handelscompagni- 
Christian  von  Schubert,   die  Donaulinie   in  Schutz  nahm,   weil  sie  am  wirk- 
samsten dem  Schmuggel   zu  steuern  gestatte.     Es  scheint,   dass   die  Ansiebt 
des  Letzteren  durchdrang. 

198)  Weckebrod  Nr.  439. 

194)  d*j:ivert,  Zur  österr.  Finanzgeschichte,  S.  499. 

195)  Bald  folgten   andere  Verkehrs-Erleichterungen   im  Innern,    insbe- 
sondere zwischen  Mähren  und  dem  Lande  unter  der  Enns.    Mit  kais.  Resolution 
TOm  17.  Juni  1728  wurde  der  mährische  Aufschlag  auf  österr.  Weine  (45  ki 
per  Eimer)  nnd  der  Passzwang,  unter  dem  der  Handel  mit  österr.  Wolle  nat  1 
den  Ländern  der  böhm.  Krone  litt,  aufgehoben,  zugleich  aber  auch  die  frei 
Einfahr   der  böhm.   und   mährischen  Weine   ins   Erzhenogthum    Oesterreicli 
gestattet    Dieser  wichtigen  Neuerung  gieng  eine  Zusammentrotung  der  Oesten 
mit  der  Böhm.  Hofkanzlei  voraus,  die  am  27.  April  172K  stattfand  und  au 
deren  Verlaufe  die  Stände  des  Landes  unter  der  Enns  einige  Beruhigung  in 
Betreff   einer   Fordemng   schöpften,   die   ihnen    der   mährischen    Landschal 
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gegenüber  zustand  (N.  ö.  Landtags-Akten  im  Arch.  des  Minist  des  Innern 
4  ex  1728,  IV.  H.  3).  Vgl  d* Eitert,  Zar  österr.  Finanzgeschichte,  S.  499, 
wo  ancb  angeführt  ist,  dass  einer  kais.  Verfügang  Tom  21.  Jnni  1728  gemäss 
von  den  aas  den  b^hm.  Ländern  nach  Oesterreich  gelangenden  Fahrwerken 
hier  nun  nicht  mehr  das  doppelte,  sondern  nur  das  ein&che  Weggeld  zu 
entrichten  war. 

196)  Patent  im  steierm.  Landes-Archive.  Unterm  17.  November  1728 
wnrde  das  Verbot  auch  aaf  die  Oberösterr.  Lande  ausgedehnt  (Srlass  im 
Iiinsbr.  Statth.- Archive). 

197)  Cod.  Austr.  IV.  515. 

198)  d*Elvert,  Zar  Osterr.  Finanzgeschichte,  8.  592  and  Cod.  Aastr. 
IV.  ti78.  Diese  Vectigal-Ordnang  wird  da  als  Aasflass  der  Absicht,  ,in 
Unseren  Erbkdnigreichen  and  Landen  das  Maathwesen  in  einsn  besseren  and 
regulären  Stand  za  bringen*,  bezeichnet 

199)  Cod.  Aastr.  IV.  730,  949  and  1062.  Das  Transit- Patent  für 
I  '   rosterreich  schliesst  mit  der  Bemerkung:  dass  alle  aus  Böhmen,  Mähren, 

lii'jsien  und  Glatz  bis  Triest  und  vice-versa  durch  Niederteterreich  transi- 
tierenden  Waaren  weder  in  den  erstgenannten  vier  Ländern  noch  in  Nieder- 
>t*r reich  einen  Transitozoll  zu  bezahlen  haben,  sondern  vollkommen  davon 
befreit  sein  sollen. 

200)  Beygersfeld'sche  Sammlung  im  krain.  National-Mnscum  zu  iMiibarb, 
IV.  (Commercialia)  Nr.  n. 

201)  Ebenda,  Nr.  35.  »Ich  weiss  es  ab  experientia,  dass  Tyrol  sehr 
tavorisiret  wird,  welches  zwar  einem  Mit-Erbland,  wie  obgedacht,  wohl  zu  g<^nnen 
ist,  wann  es  anderster  nicht  mit  deren  übrigen  Mii-Erblanden  all*  zu  grosssm 
l*räjudiz  geschehete.  Es  scheinet  auch  hierinfehls  die  Sache  nicht  gar  zu 
wohl  überlegt  zu  sein,  dass  Se.  kais.  Majestät  von  denen  Waaren,  die  von 
Triest  durch  Tjrol  und  vice-versa  transitieren,  ein  mehrere  Tnnsitomauth 
abnehmen  lassen,  als  von  denen  Waaren,  die  von  Venedig  durch  Tyrol  und 
vicissim,  ohne  Innerösterreich  za  betreten,  transitieren,  da  doch  meines  Er- 
achtens  Sr.  kais.  Mi^estät  auss  vielen  erhöblichen  Ursachen  wenigist  ra  einer 
Oli^ichheit  eingerathen  werden  könnte.*  Zu  Eingang  der  bezüglichen  »Gegen- 
lemerkungen«,  welche  Beygorsfeld  in  Wien  am  30.  Mai  1788  niederschrieb, 
sagte  rr:  eine  kleine  Distinction   zu  Gunsten  Tirols  wäre  nicht  zu  wider- 

'^•ii;   aber  der  dermalen  geübte  Zwang  gehe  zu  weit     Dieser  schade  den 

K  tt^rr.  lündem  weit  mehr  als  er  Tirol  nützt    »Es  seheiiMi  tacb  nieht 

sejn,  dass  Innerösterreicb  100  Gulden  zu  gewinnen  unterlassen  solle 

laniit  Tyrol  10  fl.   nicht   verliert  and   noch  weniger,   dass  InnerOstsrrsich 
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100  fl.  Terlieren  8oU^  damit  Tyrol  10  fl.  gewinnen  mOge.*    Diesen  Klagen 
Ug  folgender  Sachferhalt  eu  Grande,  welchen   ich   den  in   der  Bibliotbeca 
Tirolensis   dee  tiroler  Landee-Mnseame   erliegenden    Aktenstflcken  entnehme. 
Die  Befttrohtang,  daM  Triesi  den  Waarenzng,  der  bisher  über  Boien  nach 
Vanodig  giang,  an  sich  liehen  iLffnnte,  Teranlaaate  die  tiroler  St&nda,  im  Jahr( 
1729  an  Karl  VL  eine  Deputation  zn  senden,  welche  gegen  die  »Nachsicht* 
die  den  Aber  Triest  ein-  and  aastretenden  Waaren  znr  Emporbringang  die»  ^ 
Hafenplatne  gewährt  warde,  Vorstellangen   erheben   sollte.     Mit  A.  h.  Ent- 
schliessnng  Tom  30.  April  1729  machte  der  Kaiser  dem  Lande  Tirol  mehrere 
Zogest&ndnisse,   so  z.  B.:    dass   die  aas   oder  nach  den  H&fen   des  Osterr. 
Kfisienlandes   durch  Innerösterreich   transitierenden    Seiden  waaren ,   Bohseid* 
and  leTantinische  Drogaen  den  alten  Zoll  za  entrichten  haben  (mit  dem  Bei- 
sätze: »khdnftighin  werde   man  schon  sehen,   was  derenthalben   noch  weiter 
zn   thaen   seyn    möge*);   dass   das  Gleiche  von   den   aus  Salzburg   in  jon(r 
Richtung  nach  italienischen  Häfen  verfrachteten  Waaren  zu  gelten  hat;  da.^ 
die  Strassen  über  Linz  und  Eisenerz   in    ihrem   gegenwärtigen  Zustande  b* 
lassen  (d.  h.  nicht  verbessert)  werden;  dass  Leinwanden,  Tächer  und  Tisch- 
zeuge  aus  Böhmen,  Schlesien  and  Mähren  von   der  tiroler  Strasse  nicht  ab- 
zulenken sind,  sondern  dieselbe,    wie   bisher  (, ihrer  Convenienz   nach*)   be- 
nutzen dürfen ;  dass  die  Republik  Venedig  zur  Herabsetzung  ihrer  Zölle  un«l 
Aufochläge   im  veroneser   Gebiet   bestimmt   werden   soll,   u.  s.  w.     Um   den 
tiroler  Ständen  sein  besonderes  Wohlgefallen  zu  bezeigen,   setzte   der  Kaiser 
der  Erledigung  noch  »motu  proprio*  die  Worte  bei:   »Und  so  von  Tyrol  noch 
was  zu  erindem  wäre,  dass  auf  diesem  Fuss  noch  erleüchterung  (ohne  Hin- 
temng  und  Hemmung  des  Universal-Commercii)  gegeben  werden  khunte,  soll 
es  Ihnen  ferners  anzubringen    erlaubt  bleiben.*     In    der   That  verfügte   der 
Kaiser,   dass  die   dem  Transit  durch  Tirol  geföhrlichen  Strassen  wieder  m\ 
höheren   Abgaben    belastet   und   so   für  Tirol   unschädlich   gemacht  wurden. 
Am  17.  Juni   1730  erliess    die  InnerÖsterr.  Hofkammer    an    die    ihr   unter- 
gebenen Mauthämter  einen  Erlass,  der  zwar  den  Transitverkehr  aus  und  nach 
Triest  und  Fiume  im  Allgemeinen  für  vollkommen  mauthfrei  erklärte,  jedoch 
die  Strassen  über  Kremsbruck  (Salzburg-Gmünd)  und  über  Rottenmann  davon 
ausnahm,  damit  »der  Transite  durch  Tyrol  und    der  Boznor  Markt   erhalten 
bleibe.*     Dieses  Erlasses  gedenkt   das  Haupt- Mauthamt  zu  Oberdrauburg    i 
einem  Berichte  vom  7.  März  1738    (in    der  Beygersfeld'schen    Sammlung 
a.  0.)  mit  dem  Beisatze,  dass  dadurch  der  bezeichnete  Zweck  nicht  vollständig 
erreicht  wurde.    Erst  als  auch  die  Filial-Aeiiitcr  an  den  betrefifenden  Seiten- 
strasaen  die  Weisung  erhielten,  von  den  fraglichen  Kaufmannsgütern  die  alte 
Manth,  wenn  schon  mit  Kachlass  eines  Drittels,  einznheben,  war  auch  diesen 
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Aeint«ni  es  möglich,  ohne  eigene  Verantwortang  das  ihrige  zum  Schoize  dee 
tiroler  Transits  beantragen. 

202)  Erlass  im  Innsbr.  btatth.-Archi?e. 

203)  Corp.  Jur.  Hangar.,  Ofner  Aasgabe  von  17  79,  Tum.  1.  p.  647. 
Der  §  28  (ad  decimam  qaintom  Articalam)  beginnt  mit  den  Worten :  >  Qainimo, 
qaod  secandam  antiqoa  pacta  et  foedera  bonam  ticinitatem  et  roataam  amorem 
tam  Ungari  qaam  vicinae  Prorinciae  matao  colent  et  nitro  citroqae 
commerciom  Cbristianorom  liberam  omnibas  relinqaent* 

204)  Die  Patente-Sammlang  des  steierm.  Laodes-ArchiTS  enthält  sehr 
beachtenswerthe  Belege  hiefar.  Unterm  9.  Dezember  1722  yerbot  die  steierm. 
liandschaft  die  Einfahr  des  angarischen  and  kroatischen  Getreides;  unterm 
H.  Mai  1728  dehnte  sie  dieses  Verbot  aaf  den  Wein  aas;  anterm  15.  Sep- 
tember 1724  hemmte  sie  die  Einfahr  angarischer  Ochsen;  am  28.  No?ember 
das  nämlichen  Jahres  mahnte  sie  neoerdings  fon  der  Einfahr  des  uigar.  und 
kroat  Getreides  ab;  am  28.  November  1727  liess  sie  solches  aosmümiBweiBe 
in  Graz  zo.  —  Im  Lande  anter  der  Enns  bewirkte  die  in  obiger  Anmkg.  61) 
(auf  8.  252)  besprochene  Erbittemng  der  Stände  gegen  Ungarn  gleichlkUs 
Handelshin demisse,  welche  den  Hydrotechniker  L  Vogeinont  in  solches 
Erstaanen  versetzten,  dass  er  in  seinem  »Trattato  intomo  allo  stabilimento 
del  Commercio*,  Wien  (bei  Christoph  Lercher)  1708,8.  107  aosraft:  >Non 
6  qaesta  ana  oosa  esorbitaote,  che  la  ProTineia  di  A(ostria)  esiga  dazi  sopra 
li  vini  di  U(Dgaria)  che  passano  altrove,  benche  ambi  siano  Paesi  di  «n 
IMndpe  stesso?«  Doch  traten  hier  schon  im  Jahre  1725  Erleichtenmgen 
ein  (8.  die  folgende  Anmkg.  207)  and  im  Jahre  17^6  warden  sogar  den  Fähr- 
leuten, welche  ungarische  Weine  durchs  Land  fährten,  von  der  hiesigen  Land- 
schaft Begibistigimgen  eingeräumt  (Cod.  Austr.  IV.  iUO).  Vgl  die  ungar.  Oes.- 
Art  75  vom  Jahre  1715  und  119  Tom  Jahre  1728. 

205)  d'Elvert,  Zur  österr.  Finanigeachichta,  8.  600. 

20G)  Namentlich  war  es  in  Ungarn  und  in  Kroatien  üblich,  ForderaDgen 
aus  Uandelsgeschäften,  die  ein  erbländischer  Schuldner  zu  begleichen  zflgerte 
oder  sich  weigerte,  dadurch  hereinzubringen,  dass  die  Waaren  eÜMt  beliebigen 
Landsmannes  desselben  auf  ungarischem»  betiehongsweise  kioattacbem  Boden 
vom  Gläubiger  mit  Beschlag  belegt  wurden.  Zuweilen  kam  gar  der  Peraonal- 
arrest  zu  diesem  Zwecke  in  Anmerkung.  Der  ungar.  06s.-Art  79  vom  Jahre 
1 68 1  anerkannte  zwar  die  Schädlichkeit  deaaen,  indam  er,  anknflpfend  an  des 
Wunsch  »ut  über  quaestus  quorumlibet  ramm  fSDAlium  inttf  BagnoB  ei 
Provincias  Suae  Mi^leetatia  exerceatar*  —  verordnete:  »Arrestationea  ranim 
aut  personarum  pro  alionis  debitis  nillo  unqoam  tempore  flant*  Allein  trt»li 
der  beigesetzten  Strafsanction  dauerte  dieser  Unftag  fori   Man  Ikaate  ihn  dort 
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all  »B«pr«t8alie*  m4  obschon  es  sich  dabei  blos  am  prifatrechtticheWaebBel- 
besiehangeii  handelte.  Der  Qraier  HandeUstand  kla^rte  darüber  bitter  in  seiner 
AsuBsenuig  Tom  Jahre  1715,  die  in  obiger  Anmkg.  38  zom  111.  Abschniito 
(8.  182)  citiert  ist  Aber  aach  wirkliche  Repressalien  kamen  vor.  Vor- 
sagisn einer  Ssits  die  Osterr.  Stadtmagistrate  angarischen  and  kroatischen 
Kaofleaten  den  Eleinyerkaaf  im  Weichbilde  der  betreflfenden  St&dte,  so  wiesen 
anderer  Seits  angar.  Stadtmagistrate  die  Osterr.  Kaafleate,  die  in  ihrem  Macht- 
bereichs diese  Erwerbsart  üben  wollten,  schroff  zurück.  Die  ArchiTe  der 
Qrensst&dte  Wiener-Neastadt,  Radkersburg  and  Fettaa  wissen  dsTon  za  er- 
Uhlen.  Vgl.  aach,  was  den  Beiseverkehr  betrifft,  den  angar.  Ges.-Art  16 
Tom  Jahre  1729:  De  toUendis  Teloniatoris  Prackensis  excessibas.  Als  Wirkang 
des  Yergeltangstriebes  mass  es  aafgefasst  werden,  dass  der  angar.  Landtag 
▼on  1708/15  die  Bitten  des  Linzer  Wolizeagfabrikanten  Dominik  Eolb  von 
Kolbentharm  um  Zulassung  seiner  Erzeugnisse  in  Ungarn  durchaus  unerhört 
Hess.  Alles,  was  Eolb  damit  erreichte,  war,  dass  der  Landtag  seine  Eingaben 
einer  Commission  zur  Prüfung  zuwies,  welche  aber  auf  Gewährung  seines 
Anliegens  nur  für  den  Fall  einrietb,  dass  Eolb  in  Ungarn  eine  derartige 
Fabrik  errichten  würde  (Handschr.  der  Agram.  Univ.-Bibl.  94,  B.  14,  S.  194 
bis  204).  Welche  Rücksichten  dieser  Landtag  von  den  benachbarten  österr. 
Provinzen  für  Angehörige  des  Eönigreiches  Ungarn  in  Ansprach  nahm,  wäh- 
rend er  selber  kein  Entgegenkommen  an  den  Tag  legte,  lehrt  folgende  Ant- 
wort auf  eines  seiner  zuletzt  vorgebrachten  Anliegen,  welche  Earl  VL  untemi 
11.  Juli  1712  gab:  »Regnicolae,  qui  per  mutatas  pecunias,  merccs  emtas, 
aedes  conductas  vel  alios  contractus  forum  in  Austria  vel  vicinis 
Pro  Vinci  is  contrahunt,  necjudicatumearundemrecusarepossunt 
nisi  fidem  publicam  et  proprium  creditum  periclitari  velint  exeroplo  ab 
ipsis  Regni  Hungariae  statibus  sumto,  qui  extraneos  in  medio 
sui  degentes  et  contrahentes  hungaricis  pariter  legibus  et 
judicibus  subjectos  volunt.*  (Handschr.  der  Agram.  Univ.-Hibl.  04, 
B.  13,  8.  610). 

207)  Sie  h&tte  sonst  in  den  Wirkungskreis  des  neucreirten,  ungar. 
Statthaltereirathes  übergegriffen  und  leicht  dessen  Ansehen  gesch&diget,  welches 
vielmehr  im  Interesse  der  G^esammtstaatsidee  gekr&füget  werden  sollte.  Diese 
Behörde  that  ohnehin  Manches  um  die  Engherzigkeit,  womit  in  Ungarn  Aus- 
länder behandelt  wurden,  zu  mildem.  Siehe  z.  B.  deren  Verordnung  vom 
16.  Oktober  1783  bei  Eassics,  Enchiridion,  I.  p.  2  (Abusus,  certam  Taxam 
Lätöp^nz  dictam  ab  Opificibus  extraneis  exigere  ac  alias  a  divendi- 
tione  rerum  süarum  mechanicarum  a  loco  Caehali  ad  dua  Milliaria  inhibere, 
abrogatur).    Anderer  Seite  verräth   die  von   der  Wiener   Hofkammer  ausge- 
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^an^ene  » Maath-Ordnnng*  für  die  Niederlagsstättcn  im  Lande  anter  der 
1  ;  1  vom  10.  Dezember  1725  (Cod.  Austr.  IV.  298)  viel  Wohlwollen  für 
l  iigam.  So  laatet  Artikel  36:  »So  haben  Wir  anch  Unsem  Hangarischen 
Unterthanen,  Kauf-  and  Handelsleaten  za  mehrerer  Sableviraag  die  gnädigste 
Concession  than  wollen,  dass  dieftelbe  Ton  ihren  in  Unserer  Legstatt  Wien 
erkaaften  Waaren,  wann  sie  solche  nacher  Hangam  abführen,  bei  der  Aasfahr 
m  Wasser  nar  allein  nach  geschehener  dflfentlicher  Beechaa  and  hierüber 
genommenem  spezificirten  Dreissigsi-Zetil  die  neoaafigerichte  geringe  Essito- 
Mauth-Gebühr  entrichten  and  alsdann  mit  ihren  Waaren  ohne  Zahlang  einiger 
Mauth-Gebübr  zu  Wasser  aas  Unserm  Erzherzogtham  Oesterreich  in  Hangam 
passiret  werden  sollen.*  Im  Art  38  wird  den  Ungarn  ein  weiterer  Maath- 
nachlass  mit  dem  Bemerken  bewilliget:  der  Kaiser  sei  »gnädigst  gesinnet, 
lie  Handelschaften  von  hier  (Wien)  aas  in  das  Eönigpreich  Hangam  in  Flor 
und  za  mehrerer  Freqaenz  za  bringen.* 

208)  Cod.  Aastr.  lY.  249;  Resolationenbach  für  das  Jahr  1724  im 
Innsbr.  Statth.  -  Arch.,  BL  242.  In  Ungam  erkandigte  sich  der  dortige 
Statthaltereirath  anterm  13.  Dezember  1725  nach  den  für  Handwerker  ge- 
eigneten Rohstoffen,  die  an  den  einzelnen  Orten  Torhanden  wären,  and  brachte 
damit  Erhebungen  der  in  Bede  stehenden  Art  in  Verbindang.  (Akt  im  Ungher 
Komitats- Archive,  FszkL:  »Mechanici  excitandi*  ?om  Jahre  1726).  In  Inner- 
osterreich  warden  die  bezüglichen  Erkandigangen  anterm  3.  Janaar  1727 
eingezogen  (Patent  im  steierm.  Landes-Archiye). 

209)  Cod.  Aastr.  IV.  71»0.  Diese  kaia.  Beeolation  erfloss  in  Gestalt 
eines  Hofkanzlei-Erlasses  an  die  n.  ö.  Regiemng  in  Folge  einer  von  der 
böhm.  Hofkanzlei  erstatteten  Anzeige,  dass  »in  ezecatione  der  nen  ema- 
nirten  Zunft-Patenten  in  dem  Markgraftham  Mähren  dämm  eine  Be- 
schwerlichkeit sich  äussere,  weil  die  Ton  hier  wandemde  Gesellen  die  in  er- 
sagten Patenten  Torgesehenen  Attestate  oder  sogenannten  Kandschaften  nicht 
mitbrächten  .  .  .<  Dieselbe  hatte  daher  aach  den  Wonach  geäussert,  dass 
»gleichwie  sie  (den)Büheimischen  Gabern iis  eine  rigorose  Execation  be- 
deuteter Zonft-Ordnong  mitgebe,  also  aach  in  den  Oeeterr.  Landen  darüber 
gehalten  und  (diese  Ordnung)  in  gehörige  Beobachtung  gebracht  werden 
möchte- <  Hieraus  schon  ergibt  sich,  dass  damals  die  General-Zanfl-Ordnung 
in  den  Ländern  der  böhm.  Krone  Geltung  hatte  and  gehandhabt  wurde. 
Für  Innerdsterreich  war  deren  I>ublication  unterm  16.  August  1731 
erfolgt  (Pattnt  im  staieroL  Landet-ArchiTe).  Vgl.  W.  G.  Kopett,  Allgem. 
österr.  Gewerbagwetikande  L  (Wien  182«))  §  u;. 

210)  Erlaaa  im  Innsbr.  SUtth.-Archife. 

211)  Hofkanzlei-Dekret  Tom  24.  Mai  1732   (Trimme  1,   Materialien, 
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8.  450).  Mit  Dekret  Yotn  22.  NoYembor  wnrde  die  baldige  Befolgung  dii<hir 
WeisoDg  eingeechiift  (ErUss  im  Innsbr.  Statih.-Archive).  Die  OberOsterr. 
CentretotelleD  erachteten  dieges  Statut  als  auf  den  Hchw&bischen  Reichs- 
kreis  nicht  anwendbar,  worüber  die  Oesterr.  Uofkanzlei  Aufkl&mng  ver- 
langte. Dieselben  liessen  sich  dessen  Einführung  überhaupt  so  wenig  an- 
gelegen sein,  daas  das  Erzstift  Saliburg  sich  darüber  beschwerte  und  dem- 
infolge  unterm  10.  Juni  1733  an  sie  der  gemessene  Auftrag  ergieng,  binnen 
U  Tagen  die  Kundmachung  yorzunehmen  »gleichwie  wegen  der  Allge- 
meinen Uniformit&t  in  diesem  Haubtwerk  und  quoad  subBtan- 
tialia  ohnedeme  nichts  abgeändert  werden  kann.*  (Erlass  im  Innsbr. 
Statth.-ArchiTe). 

212)  Auf  dem  krainer  Landtage,  der  im  Februar  1737  gehalten  wurde, 
kam  eine  kais.  Entschliessung  zur  Sprache,  welche  auf  »gleiche  Cimen- 
tierung  in  allen  österr.  Landen*  drang  n.  z.  sollte  deutsches  Mass 
und  Gewicht  insbesondere  auch  in  der  Grafschaft  Görz-Gradiska  und  an  den 
wüschen  Confinen  eingeführt  werden.  (Landtags-Protokoll  Bd.  47,  Bl.  120  im 
landschaftl.  Archive  zu  Laibach).  Dass  unter  diesem  »deutschen*  Masse  und 
Gewichte  wahrscheinlich  das  Wiener  zn  verstehen  ist,  ergibt  sich  aus  dessen 
damaligen  Verbreitung,  von  welcher  ein  Cameral- Protokoll  d.  d.  10.  Mai  173-1 
(Cod.  Austr.  IV.  840)  Zeugniss  ablegt.  Damals  wurde  das  Wiener  Gewicht 
»durchgehends*  im  Lande  unter  und  ob  der  Enns,  femer  (beim  Schiesspulver- 
und  Siilpet«r-Handel)  in  Mähren,  in  den  niederungar.  Bergstadten  (wo  es  nach 
Schmidt,  Berggesetz-Sammlung  IL  Abth.  0.  Bd.  S.  245  mit  Beginn  de> 
Jahres  1727  eingeführt  worden  war),  zu  Kaschau,  zu  Gross  wardein  und  in 
Siebenbürgen  gebraucht.  Dagegen  stand  in  ganz  Böhmen  das  Prager  und  in 
ganz  Schlesien  das  Breslauer  Gewicht  im  Gebrauche.  Dass  in  Tirol  jenes 
Bestreben  unter  Karl  VL  mindestens  keine  Erfolge  erzielte,  lehrt  W.  Rott- 
leu thner's  auf  geschichtlichen  Forschungen  beruhende  Schrift:  »Die  alten 
Localmasse  und  Gewichte  in  T.  u.  V.*,  Innsbruck  1883.  Darin  ist  (S.  13) 
der  Protest  mitgetheilt,  den  die  tiroler  Stände  gegen  die  Einführung  des 
Wiener  Masses  und  Gewichtes  noch  im  Jahre  1700  erhoben. 

213)  Siegfried  Becher,  Das  österr.  Münzwesen  vom  Jahre  1524 
bU  1838,  IL  Bd.  (Wi^n  \x-\H),  §  09.  Vgl.  auch  L  Bd.  (Wien  1838), 
§  71—78. 

214)  Im  Art  54  der  Instruktion  für  die  Innsbrucker  üofkammer  vom 
Jahre  1721  (Katani'sche  CameraL- Registr.,  Fszkl.  728  im  Innsbr.  Statth.- 
Arch.)  wird  eine  Verordnung  vom  8.  Juli  1717  citiert,  womit  verfügt  wurd« . 
dass  »fürohin  alle  in  Unseren  Erbkönigreichen  und  Landen  ausmünzend« 
Geldsorten  vor  allen  anderen   durch  besonders  ziehrende,  auch  wohl  aussge- 
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arbeithete  Pr&gong  disting^irt,  diessfalU  eine  G leicbf<(rinigkheit 
bei  allen  Unseren  Mänz-Aemtern  introdoziert  ond  Unsere  höchste  Biidnoss 
nur  von  Einem  and  zwar  dnrch  Unsere  gn&digste  Approbation  erkhästen 
Känstler  and  Maister  gestochen,  aach  von  diesem  die  fttr  alle  Unsere  Mnnz- 
meister  erforderliche  Ponzsteropel  and  Walzen  Terfertiget  and  denenselben 
zageschickbt,  jedoch  dass  bei  jeden  Landesgeldsorten  das  gewöhnliche  Mittel- 
schildl  oder  andere  za  erkhen-  and  onterschaidang  eines  jeden 
Münzhaases  übliche  Zaichen  fernerhin  continairt  werden  solle.* 

215)  Erlass  im  Innsbr.  Statth.-Archife. 

216)  de  Lnca,  Polit  Codex,  VII.  65. 

217)  Ebenda. 

218)  Cod.  Aastr.  IV.  Hl.  Nar  aaf  die  Oberösterr.  Post&mter  band  diese 
Vorschrift  keine  Anwendung,  weil  diese  fortan  antor  einer  besonderen  Ver- 
waltung standen,  nämlich  anter  der  der  Familie  Taxi^.  (Juh.  Jak.  Staffier, 
Tirol  und  Vorarlberg,  Innsbr.  1848,  S.  561). 

219)  Hofdekret  vom  1^.  Juni  1722  im  Innsbr.  8tatth.-ArchiTe. 

220)  Benkö,  TranssyWania,  II.  120. 

221)  Dies  erhellt  deutlich  aus  einem  Hofdekrete  Tom  13.  Juni  17ü5 
(Cod.  Austr.  IV.  881).  Mit  demselben  wurde  der  Oftier  Postamtsverwalter 
Job.  Kraoss  »von  Hof  aus*  im  Wege  des  Obersten  Postmeisters  Grafen  Joh. 
Adam  Paar  ermahnt,  künftig  mehr  Vorsicht  anzuwenden  und  die  Parteien, 
welche  durch  Unterschlagung  von  Briefen  beim  Oiher  Haaptpostamte  geschftdiget 
worden  waren,  wurden  angewiesen,  ihre  Ersatz- Ansprfldis  beim  Oberttsn 
Postamte  in  Wien  anzumelden.  Der  ungar.  Landtag  von  1722/8  anerkannte 
die  Einflussnahme  des  Obersten  Postmeisters  auf  das  ungai.  Postwesen  als 
gesetzlich,  indem  er  den  Artikel  114  seiner  Bescblfisse  in  folgende  Form 
brachte :  »De  carso  postae  ordinando  Sua  Mj^fsstai  Sacratissima  Generalen 
sunm  Postarum  Magistrnm  audiet  et  quod  publica  neceasitas  snadebit, 
benigne  determinabit «  Auf  dem  Landtage  von  1708/15  dagegen  fochten  die 
Ungar.  Sttade  diese  Einflossnahme  an,  so  dass  Joseph  L  ihnen  unterm 
10.  Februar  1710  bedeuten  liees:  »de  obtento  Indigenatu  (Gener.  Poetanun 
Magister)  Jura  Sua  coram  statibus  et  Ordinibus  edooebit*  Sp&ter  wurde  ihnen 
der  bezügliche  Nachweis  geliefert  Als  sie  sieb  dessen  ungeachtet  noch  immer 
über  die  Gerechtsame  des  Obersten  Postmeisters  bsech werten,  schfttite  diese 
Karl  VL  durch  die  am  11.  Juli  1712  abgegebene  Erklirung:  »manet  prior 
benigna  resolntio  (d.  h.  die  St&nde  h&tten  sich  weiter  nicht  hienim  n  kfim- 
mem)  cum  ejus  officium  sit  Begale  Principis  adeoque  regiae  duntaxat  di- 
spositioni  absque  Ulla  statuum  circum  scriptione  snbjeotam.*  (Hand- 
schnft  94,  B.  13  der  Agnuner  Univ.-Bibl,  S.  447,  545,  611). 
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*  * '  /ar  östorr.  Finanzgesebte,  8.  502.    Zorn  Schuu.  ...i 

r  in  ün^rn  batte  Karl  VI.  scbon  aniorm  4.  M&rz  1718 

ein  beaondens  In  diesem  wird   Graf  Kurl  Jos.  yon  Paar 

yOeneralis Bflgnurum  et  DiUuuum  nostramm  baereditariamm  adeoqae  annotati 
qooqne  Regni  Koetri  Hangariae  baereditarii  Postamm  Magister«  genannt 
(Handscbrift  des  ongar.  National-Moseoms,  Fol  Latin.  879/11). 

223)  In  der  1722  Yerfassten  »Belatio  Systeffatis  in  Politicis,  Oeco- 
nomicis  et  Militaribos*,  welcbe  von  der  bezdglicben  Landescommission  dorn 
damaligen  angar.  Landtage  vorgelegt  wurde,  sind  folgende  Can&le  als  wün- 
seheoswertb  bezeicbnet:  einer  von  Tokay  an  den  Haidnkenstlldten  und  an 
Debrecan  vorüber  nacb  Csongrad  zur  Wiedervereinigung  des  aas  der  Tbeisß 
abgeleiteten  Wassers  mit  diesem  Flosse;  einer  vom  Tbeissbette  ans  aber 
Jasibertoy  mit  Benutzung  der  Zagyva  nacb  Szolnok;  einer  aus  der  Donau, 
die  bei  Waitzen  oder  bei  Pestb  abgeleitet  werden  sollte,  nacb  Monor  und 
weiterbin  an  den  vorerwähnten  sieb  anschliessend,  also  bei  Szolnok  in  die 
Tbeiss  mündend;  einer  aus  der  Donau  unterhalb  EalOcsa  gegen  Zombor  und 
Szabatka  zur  Verbindung  mit  der  Tbeiss.  Namentlich  der  Pesth-Szolnokcr 
Canal  wurde  von  der  Commission  befürwortet.  Sie  betonte,  dass  dadurch  für 
Munitions-  und  Provianttransporte  nach  Siebenbürgen  57  Längenmeilen  in 
Erspamiss  kämen,  indem  so  der  Maros-Fluss  direkt  erreicht  werden  könnte; 
femer  dass  die  »inpopulatio  praediorum*  dadurch  begünstiget,  die  Erbauung 
von  Mühlen  dadurch  ermöglicht,  der  Fischreichthum  der  Tbeiss  in  die  Donau 
binübergeleitet,  die  Verfrachtung  von  Holz,  Holzwaaren  und  Salz  erleichtert 
werden  würde.  Sie  empfahl  auch  die  Anlegung  von  Entsumpfungskanälen 
zwischen  dem  Plattensee  und  der  Donau  so  wie  südwärts  zur  Mur.  (Oeko- 
nomische  Vorschläge,  Punkt  34  bis  39).  Von  weiteren  Canal-Projecten  der 
damaligen  Zeit,  welche  auf  ungarischem  Boden  zur  Ausführung  gelangen 
sollten,  berichtet  Math.  Bei  in  s.  Notit  Hung.  Novae,  P.  L  Tom.  l.  p.  16 
(Waag-Oder  Canal  mit  Benutzung  der  Kisucza)  und  p.  20  (Bewässerung  von 
Wartberg).  Wirklich  in  Angriff  genommen  wurden  derartige  Bauten 
im  Temescher  Banate,  wo  der  Feldmarschall  Oraf  Claudius  Florimund  von 
Mercy  den  Begafluss  in  einen  Kanal  zu  leiten  und  dadurch  die  Stadt  Temesvar 
mit  billigem  Holze  zu  versehen  unternahm.  Siehe  hierüber  Fr.  Griselini, 
Geschichte  des  Temesvarer  Banats,  L  Tbl.  (Wien  1780)  8.  159  und  die 
neueren,  ans  Archiven  geschöpften  Nachrichten  bei  Szentkläray,  Szäz  äv 
D«l-Magyarorsz4g  ujabb  törtönet^böl,  L  Bd.  S.  275. 

224)  Namentlich  geschah  dies  in  Siebenbürgen,  wo  scbon  im  Winter 
von  1716  aof  1717  der  commandierende  General  Graf  Steinville  nach  dem 
Plane  dea  zu  Jena  gebildeten  Ingenieur-Oberstlieatenants  Friedrich  Schwarz 
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die  über  den  Boihentharm-  und  den  Ynlkan-Pass  fUurenden  Wege  fahrbar 
machen  liess;  femer  im  angarisch-kroatischen  Kästenlande,  wo 
die  nach  Karl  VI.  benannte  Strasse  das  Andenken  an  deesra  besögliche  An- 
ordnungen bewahrt  (de  Lnca,  Histor.-statist  Lesebuch  xnr  KenntnisB  des 
Osierr.  Staates,  Wien  1798,  IL  ThL  S.  442).  Laot  der  SchliuReUtiOD,  weldie 
der  Erbauer  dieser  Strasse,  der  Oberstlientenant  and  L-Oe.  Landee-Ober- 
Ingeniear  Math.  Ant  Weiss  d.  d.  Oraz  9.  Jan.  1738  aber  das  ganxe  Unter- 
nehmen erstattete  (sie  befindet  sich  in  dem  mit  der  Aafschrifl  »Kroatische 
Strassen-Akta*  bezeichneten  FszkL  des  landschaftl.  Archiys  zu  Laibach)  begann 
der  Baa  im  Oktober  1725  and  war  er  bis  aaf  ein  Stock,  dessen  Herstellang 
der  Vice-Haaptmann  zn  Baccari,  Pietro  Feiice  de  Denaro,  pachtweise  über- 
nahm, im  Jahre  1786  vollendet  Die  Steigung  betrog  mit  Aosnahme  der 
steilen  Höhe  am  Meeresafer  blos  8  Zoll  pr.  geometr.  Foss  and  die  Fahrzeit 
zwischen  Baccari  and  Karlstadt  war  dadnrch  far  beladene  Frachtwägen  Ton 
10—12  Tagen  aaf  l&ngstens  5  abgekürzt  Vgl  Fr.  Hart  Majer,  Die 
Anfinge  des  Handels  and  der  Industrie  in  Oeeterreich  (Innsbrack  1882), 
S.  h:]  ff. 

225)  Die  Cameral-Administration  za  Marmaros-Szigeth  begann,  wie  deren 
Akten  and  die  im  Ungher  Komitate  yerwahrten  beweisen,  schon  am  das 
Jahr  1730  die  Theiss  von  llsza-Ujlak  aufwärts  schiffbar  za  machen.  Anf 
dem  Gebiete  der  Gemeinde  Salamon  wurden  Theissdämme  durch  das  Zusammen- 
wirken der  Komitate  Ungh  und  Zemplin  schon  in  den  Jahren  109  7  bis  1718 
hergestellt  (Begnicolar-Akt  von  1718,  Z.  119  im  Ungher  Komitats-Archive). 
Der  Altflnss  in  Siebenbürgen  wurde  im  Jahre  1737  sa  dissam  Ende  re- 
gulirt  Die  Stände  des  Säroser  Komitats  stelltsn  mitenn  22.  Februar  1725 
den  Antrag,  den  Popradfluss  zur  Handelsstrasse  ra  erheben.  (Polit  Akt  22 
Yon  1725  im  Säroser  Komitats -Archive).  Von  einem  Projecte,  die  Waag 
grösseren  Schiffen  zugänglich  zu  machen,  thut  M.  Bei  in  s.  Notit  Hungar. 
Novae,  P.  I.  Tom.  IL  p.  16  Erwähnung. 

226)  Dies  gilt  von  der  March  und  von  der  Save.  Ersieren  Flnss 
▼ersetzte  der  kais.  Transport-Unternehmer  SaUmon  Bär  durch  eine  mit  einem 
Canal  verbundene  Schleusse,  die  er  im  Bette  desselben  anbrachte,  in  eioen 
Zustand,  welcher  gestattete,  am  20.  April  1722  mit  einem  Schiffe,  das  bis 
zum  Gewichte  von  600  Oentnem  beladen  war,  eine  Probe  vorxunehmen. 
(BresUuer  Sammlung,  Julihefl  vom  Jahre  1722).  Was  die  Save  anbelangt, 
HO  war  dieser  Fluss  laut  einem  Dekret,  welches  Begienmg  und  Hofkimmsr 
in  Graz  am  30.  April  1738  erlisssen  (ich  fand  et  onter  den  die  8avesehii^ 
fahrt  betreffenden  Papieren  des  blftor.  Vereins  für  Krain),  damals  bis  rar 
Möndung  der  Laiburh  von  den  besehwerlichitten  Hindemlsssn  bsreits  befreit, 
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der  8.  g.  Hoftchlig  am  Ufer  deMwlbtn  Miioii  III  «liier  L&nge  fon  4072 
KUftem  hergestellt,  die  Laibich  dorch  eiuen  Kanal  bie  zur  St  Stefknskirche 
unweit  der  Landeshauptstadt  geleitet  and  eine  Anzahl  kleinerer  KanAle,  welche 
der  Safeschiffahrt  in  Gate  kommen  sollten,  im  Haa  begriffen.  Der  für  das 
Jahr  1786  pr&limiiüerte  Geldaufwand  betrog  lOO.oOo  Golden.  Um  die 
störenden  Folgen  eines  Bergbrochs,  der  im  Oktober  1787  bei  Proschnigg  in 
Krain  in  das  Flossbett  eingedrongen  war,  zo  beheben,  worden  für  das  Jahr 
1 7:{8  weitere  80.000  Golden  aas  dem  Staats&rar  angewiesen.  Davon  sollten 
Steiermark  and  Krain  12.000  Gulden  übernehmen;  den  Kest  aber  sollten 
theilweise  Serbien  ond  Slavonien  ersetzen.  Als  Bauleiter  erscheint  in  den 
Akten  der  Ingenieur-Lieutenant  Ernst  Wenzel  Durchlasser.  Die  Aufsicht  führte 
der  k.  k.  Bergmeister  in  Krain,  Anton  Hauptmann,  und  als  Dirigent  der 
Schiffahrt  fungirte  der  »Ober-Matrose*  Stefan  Sili.  Aus  einem  Erlasse  der 
Beg.  n.  Hofk.  zu  Graz  vom  2''{.  August  1785  an  die  steierm.  Landeshaupt- 
mannschaft (unter  den  Akten  dieser  im  steierm.  Landes-Archive)  ist  ersichtlich, 
dass  alle  die  Sayeregulierung  bezweckenden  Veranstaltungen  von  dem  der 
Temesyarer  Landes-Administration  zugetheilten  Hofkammersekretär  Benedikt 
NeffiMm  ausgieugen.  Uebrigens  hatte,  wie  ein  Vormerk  in  der  alten  Registratur 
des  ehemal.  Triester  Guberniums  (Trieste,  Ruhr.  II.  Commerc.  Lit.  C.  Nr.  45) 
beweist,  ein  Herr  Dejean  (wahrscheinlich  identisch  mit  dem  damals  im  Te- 
mescher  Banate  bediensteten  Beamten  dieses  Namens)  schon  im  Jahre  I73'i 
hierauf  abzielende  Vorschläge  gemacht,  die  unterm  26.  August  1733  durch 
die  Oesterr.  Hof  kanzlei  der  Innerösterr.  Commerz-Intendanz  zur  Begutachtung 
xiigestellt  wurden.  Im  Jahre  1724  erbat  sich  eine  holländische  Gesellschaft, 
gegen  ein  ihr  einzuräumendes  Privilegium  die  Moldau  von  Budweis  bis 
Aussig  schiffbar  zu  machen.  Im  folgenden  Jahre  begannen  der  Prager  Müller- 
meister Pekarek  und  der  tirolische  Ingenieur  Schor  das  Moldaubett  durch 
Felsensprengongen  zu  erweitern  und  Schleussen  aus  Steinen  darin  ao&oführen. 
1729  waren  diese  Arbeiten  bis  Kamnik  vorgeschritten.  (Karl  Wiesen feld, 
Andenken  an  die  dritte  Versammlung  der  deutschen  Architekten  und  Inge- 
nieure zu  Prag,  ebenda  1844,  S.  73,  74).  Die  Regulierung  der  Etsch  von 
Bozen  abwärts  kam  im  Jahre  1737  bei  der  »Bozner  Aktivität*  d.  h.  bei 
einem  ständigen  Ausschusse  der  tiroler  Landschaft,  der  sich  in  Bozen  zu 
versammeln  pflegte,  zur  Sprache.  Anlass  dazu  gab  das  Erbieten  einos  Man- 
toaners  namens  Barbiere,  dieses  Unternehmen  auf  eigene  Kosten  durchzuführen 
ond  die  Etsch  mittels  eines  nächst  Legnano  auszuhebenden  Durchstichs  mit 
dem  Po  zu  verbinden,  wodorch  der  Handelszog  über  Mantua  direct  in  dtn 
Kirchenstaat  geleitet  und  Triest  so  gut  wie  Venedig  davon  aasgeschlossen 
worden  wäre.    AU  Entgelt  erbat  sich  derselbe  die  Erlaubniss,  jährlich  COOO 
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Baumstämme  zollfrei  ins  Mantnanigche  ausfahren  m  ddrfen.  Die  »AktiTittt* 
versagte  aber  ihre  Zastimmong,  weil  sie  befürchtete,  dass  aaf  diese  Weise 
der  Marktverkehr  von  Bozen  nach  Mantoa  abgeleitet  werden  würde.  (Qeband. 
Akten  im  landscbafll.  Archive  za  Innsbruck,  Bd.  CXLIL  S.  384  ff.). 

227)  Die  Verbindong  der  March  mit  der  Oder  regte  im  Jahre 
1720  der  Oberstwachtmeister  Norbert  Wenzel  von  Linck  an.  Karl  VI.  belohnte 
denselben  für  das  ihm  überreichte  Detail-Project  dnrch  Zneendmig  seines  mit 
Diamanten  besetzten  Bildnisses  (Europäische  Fama,  288.  ThL  S.  936).  Vgl. 
Math.  Bei,  Notit  Hang.  Novae,  P.  L  Tom.  L  p.  15.  Auch  der  Gedanke, 
die  Donau  mittels  der  Moldau  und  mährischer  Nebenflüsse  mit  der  Elbe 
und  dnrch  einen  ganz  Kärnten  durchschneidenden  Kanal  mit  dem  adria- 
tischen  Meere  zu  verbinden,  tauchte  auf  (Frankfurter  Relation  vom  l<Yüh- 
Jahre  1728,  S.  0).  Ein  Fürst  Portia  hatte  sogar  vor,  die  Drau  mit  dem 
Isonzo  zu  verbinden.  Die  Wiener  Hofkammer  erkundigte  sich  hierum 
untern   12.  Januar  1724  bei  der  Innerüsterr.  Commerz-Commission. 

22H)  Teber  die  damaligen  Strassenbauteu  inInnerOsterreich  theilt 
manche  Einzelnheiten  Job.  George  Keyssler  in  seinem  bekannten  Beise- 
werke  (Hannover  1740  ff.)  11.  Tbl.  S.  870  bis  872  mit  In  allen  Archiven 
der  betreffenden  Provinzen  sind  hierauf  bezügliche  Akten  vorhanden.  Die 
bezüglichen  »Hauptresolutionen*  ergiengen  für  Steiermark  unterm  24.  Februar 
1725,  für  Kärnten  unterm  21.  August  1726.  Becüglich  des  Landes  unter 
der  Knns  siehe  den  Cod.  Austr.  IV.  118,  175,  100.  Wie  nothwendig 
die  Strassenverbeesenmg  hier  selbst  in  der  nächsten  Umgebung  der  Haupt- 
stadt war,  hat  Schlager  in  s.  »Wiener  Skizzen*,  IL  Beihe,  S.  376  ff. 
nachgewiesen.  Vgl  bezüglich  Mährens  und  Schlesiens  d*Elvert*8  Ge- 
schichte der  Verkehrs-Anstalten,  Brunn  1855,  S.  9  bis  13;  bezüglich  Böh- 
mens K.  Wiesenfeld  a.  a.  0.  S.  lOU.  Wie  ich  einer  handschrifU.  Kommo- 
taner  Chronik  entnehme,  verfügte  Karl  VL  unterm  5.  Mai  1727  die  Anlage 
von  6  das  Königreich  Böhmen  durchschneidenden  Hauptstrassen  n.  s.  ?ou 
Prag  in  der  Kichtung  auf  Leipzig,  Wien,  Breslau,  Nürnberg,  Linz  and  Zitta«. 
Zunächst  sollten  die  Strecken  Prag-Wien  und  Prag-Leipzig  erUmt  werden. 
Zur  Deckung   der  Auslagen  war  ein  Theil   des  Maothgeldertrags  bestimmt 

229)  Eh  kann  dies  höchstens  von  den  Strassen,  welche  zwischen  Bühmen 
und  dem  Krzherzogtbunie  Ot^Hterreich  den  Verkehr  vermitteln  sollten,  behanplii 
werden. 

230)  Kh»«r  rLi-n.  !.■  i- h  ^i.i^  (^-ir.-iitli.-il.  V.'ii  «l-r  i;ruiituliiu:iin,;.'  ;ii»- 
gesehen,  in  weicht«  <ii.-  liK-l^r  ^'.•ririh..ii  (^.sj.lir  iAni^v  Aiimkg.  J"l  .ml  >.  ;n'.«j, 
verfeindeten  sich  aus  diesuni  Anlasse  die  Kärntner  und  Güner  mit  den 
Kraineru.  Die  Commerzieu-Uaaptoommission  zu  Grax  halte  im  FHU^hre  1 723 
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beaehlossen:  der  Waarensog  solle  von  Triest  Aber  Oberkrain  (die  s.  g. 
Warfen)  nach  K&rnUn  geleitet,  die  Strasee  Aber  den  Predil  aber 
sowohl  als  die  Aber  Ponteba  davon  aasgeschlossen  und  dem 
gemiss  aoch  die  fernere  Benntznng  der  s.  g.  »todten  H&fen* 
(Porti  morti)  ffir  Handelszwecke  untersagt  sein.  Dawider  erhoben  die 
k&mter  St&nde  unterm  7.  Juni  1723  eine  Vorstellung,  mit  der  sie  u.  A. 
geltend  machten:  es  sei  eine  Forderung  der  Billigkeit,  dass  »alle  dieae  kais. 
und  unter  Einem  glorwürdigst  herrschenden  Oberhaubt  erfreuete  Oesterr. 
Lands- Vasallen,  die  in  allen  Begebenheiten  a  proportione  ihrer  Vermögenheit 
gleiche  . .  .  Bdrde  . .  .  beytragen,  mit  Out  und  Blut  jederzeit  gewärtig  stehen, 
auch  gleiche  landesfdrstliche  Beneficia  geniessen.*  Hierauf 
erwiederte  die  krainer  Landschaft  unterm  22.  Juli  1723:  Die  Regelung  den 
Strassenwesens  sei  eine  bereits  abgethane  Sache.  Wenn  die  Kärntner  dabei 
za  kurz  kamen,  so  haben  sie  es  »ihrer  Mora  zuzuschreiben*,  nachdem  aus 
ihrer  Mitte  trotz  der  an  sie  ergangenen  Einladung  Niemand  zu  den  betreffen- 
den Verhandlungen  erschien.  Nicht  einmal  einen  Abgeordneten  der  krainer 
Landschaft,  den  diese  zur  mündlichen  Verständigung  nach  Klagenfurt  schickte 
hätten  die  kämtner  Stände  zugelassen.  Es  müsse  die  Krainer  befremden, 
dass  die  Kämtner  da  sich  so  unbrüderlich  benahmen  und  lieber  mit  den 
QArzern,  die  sich  doch  von  der  Verbrüderung  (der  Innerösterreicher)  losgesagt 
haben,  gemeinsame  Sache  machten,  also  eines  Landes  sich  annahmen,  das 
Sr.  Majestät  jährlich  nicht  einmal  so  viel  bewilliget,  als  der  Gehalt  des  ihm 
vorgesetzten  Hauptmannes  austrägt  Die  Benutzung  der  »Porti  morti*  sei 
des  Schmuggels  wegen  schon  durch  ein  Generalmandat  vom  3.  Juli  1700 
verboten  worden.  Die  von  ihnen  landeinwärts  führenden  Strassen  sind  selten 
fahrbar.  Wozu  hätten  Krain  und  Steiermark  für  die  Verbesserung  der  ihrigen 
in  letzter  Zeit  so  grosse  Opfer  gebracht,  wenn  sie  nun  vom  Gewinne,  auf 
den  sie  dabei  rechneten,  ausgeschlossen  sein  sollten  ?  —  Der  Streit  entbrannt«^ 
noch  heftiger  als  die  Regierung  von  Krain  aus  eine  neue  Strasse  nach  Mar- 
burg zu  erbauen  sich  anschickte  und  neben  dieser  auch  der  alte  Weg  über 
den  Loibl  als  Handelsstrasse  der  Zukunft  mit  in  die  betreffenden  Combina- 
tionen  einbezogen  wurde.  (lUyr.  Blätter,  Jahrg.  1841,  Nr.  70).  Karl  VI. 
hatte  mittler  Weile  mit  Resol.  vom  23.  September  1724  zu  Gunsten  Krains 
entschieden.  (Landschaftl.  Archiv  zu  Laibach  alte  Signatur  I.  .532).  Welch«' 
Nachtheile  hiemit  für  Kärnten  verbunden  waren,  ersieht  man  aus  einem 
Berichte  der  InnerOsterr.  Hofkammer  nach  Hof  (Akt  102  ex  Jan.  1726  in 
deren  Archive),  wonach  in  Folge  der  Verdoppelung  der  Aufschläge  auf  die 
ans  Venedig  über  Ponteba  oder  QCrz  eintretenden  Waaren  beim  Tarviser 
Ober-Zollamte  im  Jahre  1723:  4820  Ctr.,  1724   aber  nur  mehr  1416  und 
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1725  bis  Ende  September  gar  nur  850  Ctr.  Gel  passirteo.  Auch  die  Manih- 
statten  za  Leoben  nnd  Jadenburg  ertrugen  nun  weit  weniger.  In  jenem 
Berichte  heisst  es:  »Wo  ehedessen  die  Stadt  Wien,  ja  hsi  der  mehriste 
Theil  deren  nied.-  a.  innerösterr.  Linder  über  Tarris,  Jndenborg  und  Leoben 
mit  Mandeln,  Zibeben,  Oebl,  theils  Seidewaaren,  Drogherien  a.  A.  Tersehen 
worden,  beginnt  nun  deren  Ein-  und  Dnrchfahr  wegen  des  erhöhten  Imposto 
gJLnzlicb  anfzahören.*  Mit  der  Haaptresolation  Tom  21.  Aagost  1726  (im 
Archive  der  I^ndesregiening  für  Kärnten)  wurden  die  Krainer  insofeme 
etwas  beschwichtiget,  als  danach  wenigstens  die  6e&hr  einer  Ablenkxmg  des 
HandelszQges  aaf  Steiermark  za  yermindert  erschien.  Doch  hielt  der  Kaiser 
daran  fest,  dass  die  beiden  »Commerzial-Hanptstrassen*  die  Aber  Gmünd, 
Spital,  Villach,  Föderaon  nnd  die  Warzen  einer  Seits,  die  über  Jadenbarg, 
Friesach,  St  Veit,  Klagenfart,  HoUenbarg  and  die  Höhe  des  Loibl  anderer 
Seits  za  sein  h&tten.  Es  ist  bezeichnend,  dass  im  Jahre  1728,  ab  Karl  VL 
(yomehmlich  wohl  am  die  erregten  Gemüther  za  berahigen  and  darch  Be- 
lebang  des  dynastischen  Gefühles  ein  Gegenwicht  za  schaffen)  seine  Ualdigangs- 
reise  darch  Innerösterreich  antemahm,  der  Bachhalter  der  krainer  St&nde, 
Sebasiian  von  Bejgersfeld,  eine  Denkschrift  Terfasste,  welche  den  Titel  trägt: 
»Karze  nnd  gründliche  Beschreibang  des  Interesse,  welches  zwischen  denen 
dreyen  yerbröderton  Landen  Steyer,  Kärnten  and  Crain  wie  aach  denen  an- 
gränzenden  fürstl.  Grafschaften  Görz  and  Gradiska  dann  beeden  Haaptmann- 
schaften  Triost  und  Fiame  obwaltet  and  was  für  Utilitäten  ein  löbl.  Landt 
von  dem  andern  genüsset*  (Handschrift  18/47  des  histor.  Vereins  für  Krain 
im  Landesmaseam  la  Laibach).  Dr.  Kandier  that  jener  Conflicte  in  seiner 
»Raccolta  delle  leggi  ecc.  per  Trieste*  (im  Abschnitte  »L'eroporio  e  il  porto- 
franco*,  p.  101)  Erwähnang  and  bemerkt  daza:  »Quai  strafagante  gelosia 
e  mai  cotesta  d'ana  provincia  airistesso  Monarca  sl  ben  soggetta,  che  la 
Carintia  e  la  Contea  di  Gorizia  ed  il  Tirolo?  Am  forse  an  doppio  Interesse 
0  dae  beni  disparati  nel  medesimo  Stato  ?  Non  sono  forse  totte  le  prorincie 
aastriache  accoppiate  dal  vincolo  delle  stesse  leggi,  degli  stessi  privilegj  e 
deiristeaso  comane  fantaggio?  Non  siamo  forse  tatti  noi  cittadini  obbligati 
a  difenderci  contra  i  nemici  della  patria,  perehö  danqoe  non  deggiamo  godere 
ristesse  commoditä?  Cotesto  interesse  prirato  d'ana  prorincia  in  danno  di 
molte  altre  sonovi  allrettanti  ostacoli  della  pabblica  felicitä,  del  commercio 
ed  alla  saggia  Politica  contrarj.  Insino,  che  ooteste  gelosie  dareriano,  g  i  a  m  m  a  i 
le  proTincie  formeranno  on  sol  Impero,  an  solo  Stato,  ona 
sola  Societä  e  giammai  TAastria  poträ  dire  di  avere  an  sol  Capo.*  Dr.  Kandier 
Tergisst  nar,  dass  onier  Karl  VL  Oesterreich  überhaupt  noch  weit  davon 
entfernt  war,  einen  einheitlicban  Staat  za  bilden. 

B  i  d  •  r  m  •  a  D,  OMck.  dw  dütrr.  0«lftMmlalMl«MM.  n.  AMk  21 
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281)  Zahlreich««  Belege  hiefSr  enth&lt  d*ElTeri*8  Werk:  »Zar  ösierr. 
Fmantgescbicbte.  * 

232)  God.  Aofitr.  IV.  Joä,  419,  840.  Weckebrod  Nr.  455.  In  der 
angarischen  Slovakei  and  onier  den  kroatischen  Bewohnern  der  Comitate 
Oedenbarg  and  Eisenbarg  lebt  noch  die  Erinnerung  an  die  betreffenden  Beat«- 
sfige  der  deutschen  Heidebaaem  (Hienzen).  Im  Tomaer  and  Abaiigyarer  Co- 
mitate befaasten  sich  mit  diesem  raabartigen  Erwerbe  die  sonst  als  Brannen- 
grftber  th&tigen  Deutschen  aus  Ketzenseifen  in  der  SUps.  Hinwieder  fanden 
sioh  in  den  deutschen  Gegenden  Ton  Mähren  und  Schlesien  Slovaken  ein 
am  die  Böden  der  Yiehst&Ue  zu  durchwählen  und  vom  feuchten  Gem&uer 
die  salzhaltige  Kruste  sammt  dem  Anwürfe  abzuschälen.  Das  Patent  vom 
17.  März  1727  (für  Niederösterreich)  verpflichtet  zwar  die  »Saliter-Sieder* 
Oruben,  die  sie  ausgraben,  wieder  anzufüllen,  Schaden,  den  sie  an  Oebäuden 
anrichten,  zu  ersetzen,  den  Unterthanen  keine  »Texas*  zu  verursachen,  nocli 
ihnen  Geld  zu  erpressen;  allein  Excesse  dieser  Art  Hessen  sich  nur  in  den 
seltensten  Fällen  rechtzeitig  feststellen  und  blieben  deshalb  schon  in  der  Kegel 
unbestraft 

233)  Cod.  Austr.  IV.  126  (Errichtung  ärarischer  Tabak-Fabriken,  Auf- 
hebung des  freien  Tabakbandeis,  Verbot  der  Einfuhr  fremden  Tabaks  u.  z. 
in  allen  »Erbkönigreichen,  Fürstentbümem  und  Ländern*). 

234)  Ebenda,  IV.  257.  Eine  Randglosse  zu  dem  Patente  vom  1.  März 
1725,  womit  vorstehende  Beschränkungen  eingeschärft  wurden,  spricht  schon 
vom  »Taback-Monopolium.*  Unterm  27.  Dezember  1725  aber  wurde  das 
Tabakreg^l  geradezu  zu  einem  »Privativum*  erklärt,  was  damals 
mit  »Monopol*  gleichbedeutend  war.  (Jos.  v.  Retzor,  Tabakpachtung  in 
den  österr.  Ländern,  Wien  1784,  S.  44).  Damals  erfolgte  auch  dessen  prin- 
zipielle Aasdehnung  auf  Ungarn.  Der  Art  4  des  bezüglichen  Patents 
ordnete  nur  an,  dass  vor  der  Verwirklichung  dieses  Beschlusses  die  ungar. 
Kanzlei  und  der  Hofkriegsratb  einzuvernehmen  sind. 

235)  Die  Ausnahmen  betrafen  insbesondere  die  Länder  der  unga- 
rischen Krone  und  TiroL  Die  unterm  27.  August  1732  von  der 
Wiener  Hofkammer  beschlossene  Einführung  des  Tabakmonopols  in  Ungarn, 
wozu  sich  Caspar  Domenico  als  Pächter  gemeldet  hatte,  unterblieb  in  Folg* 
eines  davon  abrathenden  Gutachtens  des  damaligen  ungar.  Hofvicekanzlers 
Grafen  Ludwig  Batthyäni  (Mart  v.  Schwartner,  Statistik  des  Königreiche 
Ungarn,  2.  Ausgabe,  L  ThL  S.  335).  Was  Tirol  anbelangt,  so  begnügt« 
sich  die  Wiener  Hofkammer,  dort  einen  Aufschlag  vom  Tabake  einzoheben, 
nachdem  das  1706  dort  eingeführte  » Tabak- Appalto*  im  Jahre  1708  wieder 
aufgehoben   worden   war.     Aber   unterm  3.  September   1 7 1  >^  erkundigte  sie 
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sich  bei  der  Iiinsbr.  Uofkammer  am  die  Zolässigkoit  eiuer  Steigening  dieses 
Aufschlags  ODd  antenn  ].  April  1722  pflog  sie  aasgedehote  Erhebangeii 
aber  die  dortigen  Tabakpllanzongun.  Im  September  1728  folgte  hierauf  ein 
Zollpatent,  das  die  Einfuhr  fremden  Tabaks  in  Tirol  erschwerte,  worfiber  der 
Bozner  Merkantil-Magistrat  Klage  führte.  Die  Einfährang  des  Tabakmonopols 
verzögerte  sich  auch  hier  bis  ins  19.  Jahrhundert  (Akten  im  Innsbr.  Statth.- 
Archife).  Uebrigens  wurde  der  Tabakbau  auch  in  Schlesien  mit  Patent 
vom  2y.  November  1737  wieder  freigegeben  (d'Elvert,  Zur  österr.  Finanz- 
geschichte, S.  396).  In  Mähren  entsagte  die  Begierong  bereits  im  Jahre 
1736  der  eigenen  liegio  und  stellte  sie  es  den  Ständen  anheim,  wie  sie  das 
mit  ihr  vereinbarte  Abtindungspauschale  aufbringen  wollten  (Ebenda,  8.  100 
•ies  Anhangs).  In  dem  Vertrage  mit  den  m&hr.  Ständen  ist  als  Beweggrund 
dazu  auch  erwähnt,  dass  »die  arme  Interthanen  aoch  dnrch  die  Ueberreiter 
und  Aufsehei:  zum  öfftern  hart  mitgenohmen  wurden.*  Die  Ein- 
führung des  Tabakmonopols  wurde  in  einxelnen  Ländern  um  so  härter  em- 
pfunden, je  Terbreiteter  in  ihnen  Torher  der  Anbau  des  Tabaks 
bereits  gewesen  war.  Darüber  belehrt  uns  der  Akt  21  ex  Apnl  1702  im 
Iiiii.rn  f.  rr.  Hofkammer-Archive.  Zu  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts  hatte 
i.  I  1  .i>  iiier  des  Tabakaufschlags  (Appaltator)  in  Steierma  rk,  Job.  Christ 
von  Liscutin,  in  der  Umgegend  Ton  Fürstenfeld  nicht  nur  eigene  Grundstücke 
mit  Tabak  bepflanzt,  sondern  auch  die  Bürgerschaft  dieser  Grenistadt  bewogen, 
seinem  Beispiele  zu  folgen.  Graf  Georg  Sigmund  von  Trautmannsdorf  führte 
gegen  diese  Anpflanzungen  mit  dem  Vorgeben  Beschwerde,  dass  der  Getreide- 
und  Weinbau  durch  deren  Ausdünstung  leide,  und  brachte  sogar  ein  Schreiben 
des  Ungar.  Iudex  Cnriae  Grafen  Batthiäny  bei,  welcher  Teraieherte,  in  Ungarn 
sei  auf  derartige  Wahrnehmungen  hin  der  Tabakbau  bei  Strafe  ?on  1 00  Reichs- 
thaleni  verboten.  Liscutin  trat  den  Gegenbeweis  an  und  nannte  als  Orte, 
wo  im  Lande  unter  und  ob  derEnns  diese  Onltur  schon  seit  50  bis 
60  Jahren  üblich  sei:  Enns,  Wels,  Neumarkt,  Mülk,  Laasdorf,  St  Polten, 
Nenlengpach,  Böheimkirchen,  Tuhi,  Pixendorf,  Krems,  Stein,  Mautem,  Langen- 
lois,  Göttweih,  Herzogenburg,  Traismanr,  Agtpach,  Wolftteingraben,  Schalia- 
burg,  Ybbs,  Amstetten,  Albrechtsbnrg,  Mauer,  Neuhofen,  Rohr,  Sieming  und 
Unter-Uohenegg.  Das  angebliche  Verbot  des  Tabakbaues  in  Ungarn  wider- 
legte er  durch  Vorweisung  eines  Vertrags,  deo  er  selbft  am  12.  Februar 
1698  mit  dem  Besitier  der  UerrscbaA  8t  Gotthart  im  Eisenbnrger  Kooütate 
geschlossen  hatte.  Dieser  räumte  ihm  gegen  jährlichd  Bwahinng  Ton  400 
Gulden  an  die  herrschaftliche  Casse  das  ausschlisMlkha  Recht  ein,  auf  dem 
genannten  Dominium  Tabak  zu  bauen,  besiehnogfwaiae  die  dort  von  Anderen 
erzeugten  T^^kblätter  anxukaufen.     Hinwieder  beiengta  der  Graier  Stadt- 
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magistr»!  nniwm  1.  Jali  17ul,  dA88  dem  Orazer  HaiideUnumiid  Simon  de 
l'^urlani,  der  in  seinem  Weingarten  zn  Hart  am  b.  g.  Sieinberge  bei  Graz 
Tabak  gepflanzt  batte,  diee  Aber  Einspracbe  der  Nachbarn  eingestellt  worden 
war.  Die  Oesterr.  Hofkanzlei  eignete  sieb  die  Scb&dlicbkeits-Argnmente  an 
and  bescbied  danacb  den  Rekars  des  Liscutin  abweislich;  aber  sie  wollte 
denselben  bieTon  im  Voraas  Terst&ndiget  wissen,  damit  er  seine  Tabakpflanzen 
anderswobin  Tersetsen  kOnne.  Sie  eracbtete  &lso  den  Tabakbaa  nicht  an  sich 
als  unzaULssig,  sondern  nar  in  dem  Falle,  wenn  von  benachbarten  Grand- 
besitzem  dessen  Schädlichkeit  behaaptet  worde.  Indessen  liefen  derlei  Kin- 
zelnyerbote  doch  schon  daraaf  hinaas,  daas  der  BeTÖlkerang  die  Last  am 
Tabakbaa  benommen  and  so  dem  Monopole  vorgearbeitet  werden 
sollte,  lieber  den  damaligen  Tabakbaa  in  Schlesien  siehe  HeneTn 
Silesiographia  renovata,  I.  272. 

236)  Cod.  Aastr.  IV.  261,  605. 

237)  Da  dieses  Emblöme  aach  zar  Markierung  der  Grenzen  des 
Gesammtstaates  diente,  war  es  etwas  Selbstverständliches,  dass  die  Organe 
der  Wiener  Uofkammer  im  Innern  des  Staates  durchwegs,  also  auch  die  mit 
dem  Tabakmonopole  beschäftigten,  sich  seiner  zur  Kennzeichnung  ihrer  Amts- 
sitze bedienten.  Aber  nur  in  Siebenbürgen  scheint  die  Ausübung  dieses 
Monopols  von  einiger  Dauer  gewesen  zu  sein.  Dass  sie  fibrigens  auch  im 
eigentlichen  Ungarn,  speziell  in  Niederungarn,  für  kurze  Zeit  Platz  griff,  ist 
nicht*  in  Abrede  zu  stellen.  Das  bezeugt  nicht  nur  der  gut  unterrichtete 
Historiker  Ant.  Szirmay  in  s.  Buche  »Hungaria  in  Parabolis«,  (Ofen,  18U4), 

wo  es  S.  41  heisst:  »Carolus  VI.  Imp culturae  Tabaccae  per  Hungariam 

maximas  promotor  . .  .  publice  Edicto  ejus  culturae  modum  proposuit  ejusque 
divenditionis  onus  in  aerarium  Regium  assumpsit*,  sondern 
auch  eine  Notiz  in  A.  Hornstein's  Taschenbuch  »Der  Tabak*  (Brunn  1828) 
S.  49,  wonach  das  Tabakmouopol  in  Niederungarn  in  den  ersten  Jahrzehnten 
des  XVIII.  Jahrhunderts  bis  8000  Gulden  jährlich  abwarf.  Es  war  wohl 
ein  auf  Vereitelung  des  Tabakmonopols  berechneter  Schachzug,  dass,  wie 
Fr.  Szluha  am  12.  Dezember  1722  dem  ungar.  Abgeorduetenhaase  meldete, 
die  Magnatentafel  den  Autrag  »ut  fumigatio  Tabacae  prohibeatur«  damals 
stellte.  (Handschr.  94,  B.  17  der  Agram.  Univ.-Bibliothek,  Bl.  297). 

238)  Der  Gebrauch  des  kais.  Adels  zur  Kennzeichnung  der  Salzämter 
in  Ungarn  reichte  bis  ins  17.  Jahrhundert  zurück.  Siehe  die  Anmkg.  45 
zom  IIL  Abschnitt  der  L  Abth.  des  vorliegenden  Werkes.  Von  Auflehnung 
gegen  diese  Bezeichnung  ist  mir  ein  einziger  Fall  bekannt  geworden.  Im 
Jahre  1696  beschimpften  Insassen  der  Kästenstadt  Zengg  den  am 
dortigen   Salzamte  angebrachten  Doppelaar.    (Akt  6  vom   Dezember  dieses 
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Jahroe  im  Innerösterr.  Hofkammer-Archive).  Aber  das  war  kein  Protest  gegen 
die  Centralgewalt,  sondern  ein  Ausbrach  der  Entrüstung  über  die  Yerdrängang 
des  neapolitanischen  Meersalzee  durch  das  Tom  CBterr.  Aerar  beigestellte. 
Als  das  dortige  Salzmagazin  wieder  Ersteres  znm  Yerschleiss  brachte,  legte 
sich  die  Anfregang  der  heissblütigen  Küstenbewohner,  die  durch  Verfrachtang 
jenes  Salzes  zar  See  einen  grossen  Theil  ihres  Lebensbedarfi  gewannen,  and 
die  BeYÖlkerang  des  kroatischen  Hinterlandes,  welche  ans  ähnlicher 
Ursache  missgestimmt  war,  versöhnte  sich  bei  deren  Behebong  gleichfalls 
rasch  mit  dem  Zwange,  der  dann  noch  in  Ansehung  des  Salzbezugs  übrig 
blieb.  Ihr  trag  der  ungar.  Ge8.-Artikel  122  Yom  Jahre  1715  Bechnung, 
welcher  lautet:  »Usum  Salis  Maritim!  (pro  tenore  Articuli  29  Anni  1548 
et  Articuli  43  Anni  1635)  Sacratissima  Caesarea  Begiaque  Migestas  praefa- 
torum  Begnorum  Dalmatiae,  Croatiae  et  SdaYoniae  Stfttibus  et  Ordinibus 
«lementer  admisit:  §  1.  Extraneo  tamen  Säle  omni  adeoque  Stiriaco  etiam 
per  Cameram  Graecensem  recenter  inducto,  prorauB  excluso ;  §  2.  Kihilominus 
tamen  circa  totum  hoc  Salis  negotium  in  praefatis  Croatiae  et  Sclavoniae 
Bognis  melius  ordinandum  .  .  .  Mi^estas  Caes.  et  Beg.  finita  praesenti  Diaeta 
protinus  Commiasionem  deputabit,  quae  cum  mentionatis  Statibus  et  Ordinibus, 
coUatis  in  hunc  finemConsiliis,  dispositiones  instituet^  determinabit  et  stabiliet* 
W'Ute  hieraus  gefolgert  werden,  dass  die  Einführung  des  Anaseer  Saliaa  in 
Kroatien  und  Slavonien  (welche  auch  in  handelapolitischer  Beziehung  Be- 
achtung verdient)  mit  Umgehung  des  LandeacheCs  oder  wider  dessen  Willen 
erzwungen  worden  war,  so  w&re  das  ein  grosser  Irrthum.  Vielmehr  hat  der 
Banus  selber  u.  z.  Graf  Peter  Zriny  die  Hand  dazu  geboten,  indem 
er  mit  der  Grazer  Hofkamroer  folgendes,  vom  Kaiser  Leopold  am  6.  April 
1668  ratifiziertes  Uebereinkommen  schloss:  1.  der  Banus  verpflichtet  sich, 
während  der  nächsten  5  Jahre  die  12.000  Gulden,  welche  er  »wegen  des 
aufhabenden  Banatiscben  Grenzoommandos*  für  seine  Person  bezieht,  und  die 
4000  Gulden,  welche  ihm  zum  Unterhalt  seiner  100  Mann  starken  Leibgarde 
von  Hof  aus  gebühren,  in  Ausseer  Salz  zu  emplkogsn  and  zu  verhindern, 
dass  in  die  Murinsel  so  wie  in  den  flbrigen,  seinem  Ooinoiando  und  der 
banatiscben  Jurisdiction  unterworfenen  »Trakt«  ungarisches 
oder  türkisches  Steinsalz  Eingang  findet  2.  Das  Fader  Salz  wird  ihm  zum 
Preise  von  1  fl.  36  kr.  angerechnet  3.  Die  Uebemahme  hat  su  Badkersburg 
zu  geschehen.  4.  Der  Verschleias  dietss  Saliss  aaf  staiann.  Boden  wird  als 
Contraband  behandelt ...  9  8.  Die  Hofkammer  verpflichtet  sich  beim  Kaiser, 
ein  schriftliches  General-Mandat  im  Wege  der  ungar.  Hofexpedition  and  dea 
InnerOsterr.  Hofkriegsrathss  tu  erwirken,  wodurch  im  Banal- JurisdieUoi»- 
Bezirke  und  auf  der  Murinsel  der  Gebrauch  des  Btaiosalna  gani  verboten 
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wird....  (Akt  112  ex  Jaa.  1668  im  Innerösterr.  Hofkammer  -  Archive). 
Dieser  Vertrag  war  allerdings  kündbar  and  Ton  Vorne  herein  nnr  auf  5  Jahn^ 
berechnet  Aber  wenn  auch  sp&ter  das  Meersalz  wieder  in  jenen  Gegenden 
zngelasaen  war,  so  unterlag  doch  der  Handel  damit  den  Beschränkungen, 
die  ein  Staatsmonopol  mit  sich  bringt  Siehe  das  Patent  Leopolds  I.  vom 
11.  Juni  1711  bei  Kukuljovic,  Jura  Croatiae  P.  I.  Vol.  IL  p.  362,  in 
welchem  die  Stelle  vorkommt:  ,.  .  .  umnibns  qnidem  licitam  sit  ex  oris 
maritimis  ejasmodi  Sales  in  praedicta  ambo  Rogna  indacere  hocce  tamen 
per  expressnm  reservato,  nt  ejasmodi  Salium  maritimomm  Indactores 
talee  Salee  snos  ad  Emporia  Caesarea  sea  offlcinas  nostras  Caesareo- 
Begias  immediate  deportare  neminiqae  alten  quam  eatenas  constitatis 
Officialibas  Oameraticis  pro  condigno  Pretio  divendere  vel  vero  pro  frugihus 
cum  iisdem  commatare  teneantar.*  Vgl.  das  aaf  Antrag  der  Wiener  Uof- 
kammer  erflossene  Patent  Karls  VI.  vom  22.  Joni  1714  (ebenda,  p.  384), 
womit  das  Meersalz  anter  den  bestehenden  Beschränkungen  als  zugelassen 
erkl&rt,  die  Einfuhr  des  türkischen  (bosnischen)  Salzes  aber  strengstens  ver- 
boten wird.  Wie  wenig  die  von  der  Wiener  Hof  kammer  abhängigen  Beamten 
in  den  L&ndem  der  ungarischen  Krone  in  ihren  Dienstesverrichtungen  durch 
die  dortige  Verfassung  sich  beirren  Hessen,  ist  aus  den  vielen,  vollberechtigten 
Klagen  zu  ersehen,  welche  wegen  Verletzung  der  Verfassung  durch  sie  auf 
den  betreffenden  I^andtagen  erhoben  worden.  In  Oberungarn  zumal  hatten 
sie  beinahe  ausschliesslich  die  Weisungen  vor  Augen,  welche  die  genannte 
Hof  kammer  ihnen  gab,  und  bildeten  sie  mit  dem  ihrem  Befohle  untergeord- 
neten Theile  der  Bevölkerung  gleichsam  Pfeiler,  die,  über  das  Comitatsleben 
emporragend,  von  dessen  Wogen  selten  berührt,  aber  freilich  vor  Erschütte- 
rungen darch  diese  auch  nicht  sicher,  den  gesamratstaatlichen  Oberbau  trugen. 
Die  Geschichte  der  Soövarer  Saline  liefert  Illustrationen  hiezu.  Nach 
den  handschriftL  Aufzeichnungen  ihres  Ober-lnspectors  Jordan,  welche  im 
Jahre  1859  in  der  Verwaltungskanzlei  dortselbst  verwahrt  wurden,  stand 
diese  Saline  seit  dem  Jahre  1713  unmittelbar  unter  der  Wiener  Hofkammer. 
Als  im  Jahre  1722  das  gesammte  Erträgniss  der  oberungar.  Salzwerke  der 
Üniversal-Bankalität  überantwortet  wurde,  übernahm  der  k.  Administrations- 
Bath  Wolfg.  Conrad  von  Neffzern  deren  Leitung.  Sie  gelangte  1736  als  Pfand 
in  den  Besitz  der  vorgenannten  Centralstelle,  wurde  von  dieser  an  holländische 
Capitalisten  weiter  verpfändet  und  von  Letzteren  dem  Jak.  Benedikt  von  Neffzern 
zur  Bewirthschaffung  überlassen.  Die  dazu  gehörige  Herrschaft  aber  behielt 
die  Bankalität  und  nutzte  sie  in  eigener  Regie  aas.  Der  beinahe  ausschliess- 
lich deutsche  Beamtenkörper  der  Saline  war  so  zahlreich,  dass  um  das  Jahr 
1725  4es8en  Besoldung  jährlich  den  Betrag  von  6590   Golden  verschlang. 
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Exponirte  »Ueberreiter*  gab  es  8  zn  K&smark,  4  zo  Bartfeld,  7  zn  Homonna, 
1  zü  Palöcsa,  9  zu  Tordossin,  2  zu  Bosenberg,  5  zu  Sillein.    Der  Forstbetrieb 
der  Saline  reichte  bis  Schmegen    in   der  Zips   und   bis  Hradek  im  Neutraer 
Komitate.  In  allen  ihren  Revieren  waren  Förster,  Waldheger  und  ßagmeister 
angestellt.   Die  in  den  Waldungen  angebrachten  Holzmarken  stellten  den  kais. 
Adler   dar.     Das  umwohnende  Volk,   namentlich  jedoch   das  bei   der  Saline 
i>elbst  beschäftigte,  betrachtete  sich  als  dem  Kaiser  eigen.  Es  kümmerte  sich 
im    die   Komitatsgerichtsbarkeit   so    wenig,   dass   im   Jahre  1717,    als   am 
1 1 .  September  Abgoordnete   des   SAroser   Komitats   zu   Soöbinya  erschienen, 
am  im  Sinne  des  Oes.-Art  96  von  1715  Stenerräckst&nde  einzutreiben,  die 
Salzhäuer   die  Sturmglocke   l&uteten    und   ein   allgemeiner  Aufstand    drohte. 
(Bericht  in  Säroser  Komitats-Archive,  Polit  Akt  60  ?on  1717).     Der  Salz- 
Inspektor  Ant.  Kndolph  Edlbeck  zu  Marmaros-Szigeth  wurde,  indem  er 
sein   1722  angekauftes  Haus   dem   dortigen  Vikar   des   gr.-unirt  Munktocer 
Bischofs   abtrat,   zum  Wohlth&ter   dieser  Kirche   und   sicherte   dadurch   dem 
Kaiserhause,  dessen  Diener  er  war,  die  Anhänglichkeit  der  dortigen  Buthenen. 
Kä  darf  eben  nicht  übersehen  werden,   dass   die  lieprftsentanten   der  Wiener 
Hofkammer,  wo  immer  sie  derartigen  Einfluss  übten,  Gotteshäuser  gründeten, 
I 'aironatsrechte  handhabten,   Schulen  errichteten  u.  s.  w.,   damit   der   Quelle 
ihrer  Macht  Sympathien  zuwendeten  und  so  der  Oesammtstaatsidee  den  Weg 
um  Herzen  der  Bevölkerung   bahnten.     Das  Szolnoker   Salzamt   stand 
Ih8   znm  Jahre  1742   nicht   unter   der   ungar.  Kammer,   sondern   unter   der 
Wiener  Hofkammer.     In  Wien   hatte  der  Ober- Inspektor   für  alle  Sals&mter 
du  der  Theiss  seinen  Sitz.    Im  Jahre  1723  versah   diesen  Posten  Sebastiaa 
Kaiser,  der  häufig  nach  Szoluok  kam  und  zum  hiesigwi  Franziskaner  Convente 
!i  sehr  nahen  Beziehungen  stand.   Dem  genannten  Amte  war  im  Jahre  1721 
Mathias  Ir^ichs,  1737  Job.  Orieshofer  als  Einnehmer  vorgesetxt    (L  Ooruv6 
t)  der  Zeitschr.  Tudom.  Gyüjtemtoy  von  1821,  VI.  Bd.  S.  r>9).   In  Sieben- 
bürgen knüpft  sich  eine  Beihe   einschlägiger   Erinnerungen   aus  der  Zeit 
Karls  VI.  an    den  Namen  des  Oruben-Inspektors  Samuel  Kület6ri,  der 
irh  als  Schriftsteller  sich  verdient  gemacht  hat     Die  ungarischen  Sund« 
ihrend  auf  die  Besetzung  der  einschligigen  Aemter  mit  BbH 
>,  beziehungsweise  mit  ungar.  Bdelleuten.  (OfRcia  Regni  tam  majora 
i......    ...iiora  solis  Hungaris  Nobilibos  oonferantur,  —  ist  der  17.  Punkt  der 

»Qravamina*  des  Landtags  von  1708/14.  In  der  Begründung  helsst  es:  alle 
Leiden  des  Künigreiches  rühren  davon  her  »quod  nnirersa  el 
8ing«la  Begni  negotii  publica  ninünim  et  privaU  oontra  Jos  gwltai  «1 
oonioeitadinem  aliorom  Begnorum  et  Nationnm*  AnsUniem  ferHebsn  w«td«i. 
Aber  Karl  VI.  lehnte  dies   indirekt  dadurch  ah,  daas  er  vor  Allen  die 
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Eignnog   zom  Amto   borucksicüugüii   zu  11U3.    Insbetond^ro 

sollte  dies  von  den  Sali&mtern  gelten  (Ad  011     .1 applicandornin  ^u- 

tionAliom  potior  habebitar  ratio  aptorum  tamou  et  idoneornm,  — 
beisst  es  in  Karls  \L  Schlosschhft  vom  11.  Joli  1712).  Die  St&nde  hatUn 
indessen  nicht  blos  vor  den  Aaslündorn  Sehen,  dio  im  DionstTorbande  der 
Wiener  Hofkamroor  standen,  soudürn  aus  den  oben  angedeuteten  Grnnden 
aach  ?or  den  einheimischen  Edelleaten,  die  derartige  Dienste  bekleideten, 
Sie  Hessen  solche  nicht  einmal  als  Stellvertreter  sogenannter  Eegalisten  zum 
Landtag  zu.  Als  die  obendrein  in  Ungarn  begüterten  Dreissigsteinnehmcr 
altadeliger  Abkunft:  Ant  Baggotay  und  lYanz  Sigray,  denen  dies  nichts- 
destoweniger widerfuhr,  auf  jenem  Landtage  im  eigenen  l^amen  nnd  in  dem 
ihrer  Schicksalsgenossen  sich  darüber  boschwerten,  glaubten  die  Stände  min- 
destens zu  Gunsten  dieser  Gattung  von  Cameralbeamten  eine  Ausnahme  statuiren 
m.  sollen.  Der  Ges.-Art.  50  vom  Jahre  1715  bestimmt:  »qnod  si  qoi  Tri- 
cesimatomm  amodo  imposterum  per  illos,  qni  ad  Diaeta»  per  Regales  vocantur, 
pro  Ablegatis  Nnnciis  eligerentur  et  Camera  Ungarica  sine  dispendio 
Servitii  Begii  munia  ejusmodi  ablegationls  subire  (eos)  posse  indulserit:  ut 
exemplo  Articuli  Gl  Anni  1655  Ablegati  seu  Nuncii  ad  Diaetam  eligi  et 
mitti  possint*  Dass  die  Zulassnng  solcher  Beamten  zum  Landtag  durch  die 
Einwilligung  der  ungarischen  Kammer  bedingt  erklärt  wurde,  geschah 
offenbar  nicht  so  sehr  aus  Dienstesrücksichten  (die  den  Standen  ferne  lagen) 
als  vielmehr  um  die  Unterordnung  derselben  unter  die  ungar.  Kammer 
zu  betonen  und  dort,  wo  sie  fehlte,  zu  verwirklichen  oder,  wenn  sie  gleich- 
wohl nicht  zu  Stande  kam,  die  der  nothigen  Erlaubuiss  Ermangelnden  nach 
wie  vor  vom  Landtage  ferne  zu  halten.  Die  Conüicte  zwischen  den  Dreissigst- 
beamten  und  den  verfassungsmässigen  Comitatsbehörden  wollten  allerdings 
kein  Ende  nehmen,  besonders  in  Gegenden,  wo  früher  die  Wiener  Hofkammer 
massgebenden  Einlluss  geübt  hatte.  Auf  dem  Landtage  von  1722/3  kam  eine 
Beschwerde  des  zu  Szentes  exponirten  Dreissigstbeamten  Joh.  Smith  an  das 
Kameral-Präfectorat  in  Szegedin  zur  Sprache,  wonach  der  damals  im  Cson- 
grader  Komitate  neu  eingesetzte  Stuhlrichter  Michael  Szlovenits  die  d(>rtigen 
Bauern  wider  die  Kameralbehürden  aufwiegelte.  Der  Dreissigsteinnehmer  zu 
Szegedin  Joh.  Ant.  von  Thaun  und  dessen  Controlor  Jos.  Ant  Staudacher 
waren  in  diese  Angelegenheit  verflochten. 

239)  Die  Anfänge  dieser  Einrichtung  lassen  sich  zwar  Jahrhunderte 
weit  zurdckverfolgen ,  (d'Elvert  thut  dies  in  seinem  Werke  >Zur  österr. 
finanzgeschichte*  S.  398  ff.;  vgl.  auch  Buchholtz,  Geschichte  Ferdinands 
des  Ersten,  IV.  528  ff.);  doch  erst  unter  Karl  VL  gewann  sie  an  Consistenz. 
Namentlich  wurde  die  Zulieferung  des  Salzes  ans  dem  s.  g.  Salzkammergut • 
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nun  besser  geregelt,  so  dass  der  Zwang  zum  Bezüge  desselben  yiel  von  seiner 
Beschwerlichkeit  verlor  and  die  BevOlkenrng  der  betreffenden  Länder  sich 
damit  za  befreunden  anGeng. 

240)  Trimmers  Materialien  (a.  a.  0.)  S.  69«. 

241)  Codex  Aostr.  lU.  942.  (Steckbrief  vom  1.  August  1719  wider 
eine  aus  Schlesien  nach  Oesterreich  übergetretene  Diebsbande,  in  welchem  es 
heisst:  er  sei  in  Folge  einer  von  der  bOhm.  Ilofkanzlei  aoBgegangenen  Er- 
innerung erlassen  worden). 

242)  Es  h&ugt  dies  damit  zusammen,  dass  aach  zn  Revisionen,  welchen 
Erkenntnisse  des  b^hm.  Appellationsgerichts  am  Hofe  des  Monarchen  unter- 
zogen wurden,  und  zu  Gesetzgebungs-Arbeiten  für  Böhmen  Beichshofräthe 
verwendet  zu  werden  pflegten.  Ein  Beispiel  letzterer  Verwendung  wurde  oben 
in  der  Anmkg.  r>0  auf  S.  194  mitgetheilt  Erstere  Verwendung  erlosch  gegen 
das  Ende  der  liegieruiigszeit  Karls  VI.,  war  jedoch  bis  dahin  von  Alters 
her  üblich  und  durch  das  Herkommen  approbirt  Siehe  die  dem  Prager 
Universitäts -  Professor  Wenzel  Xav.  Keumann  de  Puchholtz  zuge- 
schriebene »Dissertatio  Juridica  de  Commissiunibus*,  welche  Karl  Kaspar 
Debra  im  August  17:{9  anl&sslich  seiner  Promoviemng  zum  Doktor  der 
Rechte  dem  obersten  bOhm.  Kanzler  widmete  und  die  damals  in  der  Altstadt 
Prag  bei  W.  Ilrb.  Suchy  gedruckt  wurde.  Dort  heiasi  es  S.  41:  »De  Jure 
Bohemico,  olim  quidcm,  si  ab  Augustissimo  Legislatore  revisioni  dilatnm, 
novem  Commissarii  ex  praecipuis  juratis  Consiliariis  ad  Canoellariam  Regio- 
Bohemicam  vocati  ad  revisorium  nuncupabantur,  etiam  subinde  ex  inclyto 
Consilio  Imperiali  Aulico  aut  Regiminis  Aastriaci  collegio 
doprompti,  quibus  a  die  delatae  Commissionis  intra  sex  septimanas  acta  re- 
videre,  sententiam  ad  ratificationem  nsqne  Caaaaream  oondpere,  relilioneB 
ex  actis  Suae  Majestati  facere  incumbebat,  qnae  sno  dein  nomine  sententiam 
pronunciari  praecipiebat  Nunc  autem  postquam  inclyta  Gancellaria  Bohemico- 
Aulica  sufQcienti  domesticorum  Consiliariorum  numero  est  aucta,  ut  plus 
quam  novenorum  votantium  numerum  effldat,  Consiliarii  extranei  amplios  ad 
discemendas  caoaas  Bo^micanun  revisionom  non  evocantar.*  Vgl  Jani 
Perontini,  De  contilüa  etc.  Liber  singularis,  p.  46  IL 

248)  Als  das  sind  die  in  vorstehender  Anmerkung  242  and  in  der 
nächstfolgenden  erwähnten  R&the  der  n.  6.  »Regierung*  n  beincbten. 

244)  Die  in  den  Druck  gelegte  und  als  Flugichrill  verbreitete  »Schwal- 
benfeldiscbe  Senteni*  d.  d.  Wien,  26.  April  1718  (Strafurtheil  wider  den 
pflichtvergwnien  Baferendar  der  k.  bOhm.  Hofkanzlei:  Georg  Wenxel  von 
Schwalbenfeld)  trägt  folgende  Unierschrinen :  G.  Chr.  Graf  von  Stfirgk,  Vranr. 
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Joe.  Qraf  Ton  Waldsteln,  Wilb.  Krakowsky  Graf  fon  KoHowratb,  Job.  Job. 
Oraf  Brennor,  Ooorg  Joseph  Freib.  von  Keller,  Herman  Jodoc  yon  Blfimegen, 
Job.  Joacbim  von  Aicben.  Aasserdem  ist  als  »Actnarioa*  Ferd.  Benedict 
Lacbemayr  mit  nnterxeicbnet  Oraf  Stürgk  war  Qeheiiiier  lUtb  und  Mitglied 
der  Finaaz-Confereiiz ;  Freib.  von  Kollor  und  von  Blamagen  waren  Reichs- 
boAritbe,  Qraf  lireuner  und  von  Aicben  H&the  der  n.  0.  Regierung. 

24 r>)  Dieses  Kommerz-Kollegium  war  damals  erst  in  der  Constitniemng 
begriffen.  Es  sollte  in  Prag  seinen  Sitz  haben  und  sich  mit  den  Handels- 
und Manufactnr-Angelegenheiten  Böhmens  befassen.  Kaum  errichtet  war  es 
bestimmt,  in  Wien  nn  Conferenzon  tbeilzunehmen,  die  ihm  seine  Ziele  vor- 
znsdchnen  baiten.  Der  Vortrag  an  den  Kaiser,  welcher  diesen  veranlasste, 
auf  Einsetzung  des  Kollegiums  zu  dringen,  wurde  demselben  vom  Obersten 
bOhm.  Hofkanzler  Grafen  Frz.  Ferd.  Kinsky  (dem  Anscheine  nach  am  2.  No- 
vember 1723)  erstattet.  Darin  ist  von  den  Uebergriffen  der  Geistlichkeit, 
von  der  Lässigkeit  mancher  Kreishauptleute  und  von  der  drohenden  Ver- 
mehrung der  Juden  die  Rede.  Während  der  Kaiser  die  ersten  beiden  Punkte 
unerledigt  Hess,  resolvierte  er  über  den  dritten  eigenhändig:  »Mit  den  Juden 
wirdt  billig  eine  rechte  Deliberation  müssen  genommen  werden  dann  sie  nur 
alles  Gutes  in  Commerzien  und  sonsten  hemmen.*  Ein  kais.  Reskript  vom 
10.  November  1723  ordnete  zunächst  eine  Zusammentretung  in  Prag  an, 
zu  welcher  das  Kommerz-Kollegium,  die  Obersten  Landes-Ofliziere  und  Mit- 
glieder der  böhm.  Hofkanzlei  sich  versammeln  sollten.  Als  deren  Ergebnisse 
berichtete  der  Oberstburggraf  dem  Kaiser  unterm  20.  Dezember  1723  fol- 
gende Anträge:  die  Juden  sind  im  ganzen  Lande  sorgfaltig  zu  zählen  und 
anf  die  Normalzahl  vom  Jahre  1650  zu  beschränken,  auch  am  Betreten  der 
Badeorte  Teplitz  und  Karlsbad  zu  Gunsten  der  dortigen  Bürgerschaft,  so  wie 
am  Haosieren  überhaupt  zu  hindern,  da  ohnehin  der  Handel  vollständig  in 
ihren  Händen  sei ;  den  Elbestrom  und  die  Ausfuhr  in  die  benachbarten  Länder 
entlaste  man  von  den  hohen  Zöllen;  zu  Prag  errichte  man  eine  mit  der 
Leipziger  concurrierende  Handelsmesse;  wegen  des  Universal-Commerzes 
veranstalte  man  eine  Berathung  mit  den  kais.  Hofstellen,  wie  sie 
die  böhm.  Statthalterei  schon  unterm  5.  November  1715  beantragt  hat  Das 
ist  der  wesentliche  Inhalt  der  ersten  Beschlüsse,  die  das  dem  Wiener 
Haaptcommerz  -  Kollegium  untergeordnete  Kollegium  in 
Prag  herbeiführte.  (Archiv  deb  k.  k.  Minist  des  Innern,  ILA.  1  Böhmen, 
Akt  161  ex  1723). 

246)  Erlass  im  Innsbr.  Statth.-Archive. 

247)  d'Elvert,  ,Zur  österr.  Finanzgeschichte«,  8.  499. 
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248)  Cod.  Austr.  V.  3 — 4.  Das  betreffende  Schreiben  richtete  nntenn 
25.  Oktober  1740  die  k.  b^hm.  Hofkanilei  an  die  Oeeterreichische.  Es  hat 
die  Zaräcksetznng  der  böhm.  Sohtnalzhändler  am  Wiener  Platze  und  Bedrficknng 
der  ans  den  böhm.  Erblanden  dahin  kommenden  Fährleute  znm  Geg^enstand. 

249)  Des  kroatischen  Antheils  an  dieser  Bewegung  geschab  bereits 
oben  in  der  Anmkg.  64  anf  S.  243  Krw&hnnng.  Unter  den  SloTenen 
der  Alpenländer  war  sie  kanm  anderswo,  als  höchstens  beim  Regulär- 
klerus  wahrzunehmen,  der  freilich,  was  den  Franziskaner-Orden  an- 
belangt, um  HO  mehr  derselben  ausgesetzt  war,  je  leichter  sie  sich  aus  den 
mit  den  krainer  und  kdstenl&ndischen  Klöstern  zn  Einer  Ordenspro?inz  Ter- 
bnndenen  kroatischer  Konventen  in  jene  verpflanzte.  Denn  erst  Kaiser  Joseph  II. 
trennte  im  Jahre  1783  die  7  slovenischen  Konvente,  welche  die  »Provincia 
L.  Cracis  Croatiae  -  Camioliae*  von  Alters  her  in  sich  begriff,  von  den  8 
kroatischen.  (Stand  der  kr.-krain.  Pranziskaner-Ordensprovinz  des  h.  Krenzes, 
Uibach  1889,  S.  9).  Zwar  sagt  der  ungenannte  »Linguae  Slavicae  Amator*, 
der  im  Jahre  1715  zu  Laibach  beim  landschaftl.  Buchdrucker  J.  0.  Mayr 
eine  »Grammatica  latino-germanico-slavonica*  herausgab,  in  der  Widmung 
an  die  St&nde  von  Steiermark,  Kärnten  und  Krain,  dass  diese  zum  grossen 
Theils  slavisch  sprechen  (quibus  magna  ex  parte  est  Linguae  SUvicae  isos) 
und  glaubt  er  mit  seinem  Buche  einem  Wunsche  der  adeligen  Jugend  zu 
willfahren;  allein  es  handelte  sich  dabei  offenbar  mehr  um  einen  Wunsch, 
len  er  selber  hegte,  und  was  er  an  Ausblicken  in  die  slavische  Welt  damit 
in  Vrrbindung  bringt  [»ad  meridiem  Slavica  lingua  totum  sinum  Adriaticum, 
[ui  rtiam  ob  id  (!)  sinus  Venetus  appellatur,  occupat* ;  —  »in  Anstria  (sc. 
inferiori)  magna  pars  a  sedibus  suis  a  Tjranno  Turca  pulsi  ultra  citroque 
Dimubium  sparsim  terras  agrosque  rolunt*;  —  »tota  quoque  Camiolia  nostra 
et  magna  pars  Inferioris  Carinthiae:  Vipacum,  Histria,  Ooritia,  Carstia  osque 
ad  Bipam  Lizhontii  et  urbem,  quae  Pola  dicitur,  Venetis  parens  (d.  h.  sind 
Wohnsitze  der  Wenden)* ;  —  »Metropolis  quoque  Urbs  Stiriae  Graz  corrupte 
rectius  Gradte  i.  e.  An  vocatur«;  —  »Marchiones  Brandenbargenses  Slavomm 
seu  Vandalorum  sunt  Duees  et  Saxoniae  Bleetor  plores  alii  BedeBtis  SUiTieo 
idiomate  utentes«],  das  sind  nur  Belege  för  des  Ver&ssers  persönliche  An- 
schauung. Immerhin  verdienen  diese  Aensserungen  der  Vergessenheit  entrinen 
zu  werden,  weil  sie  bestimmt  waren,  auf  Andere  tu  wirken,  und  dieser  Zweck 
auch  wahrscheinlich  erreicht  wurde.  Von  den  protettantiBelien  Slovenen 
Ungarns  ist  positiv  bekannt,  dass  sie  zu  jener  Zeit  auf  Wahrung  and 
Pflege  ihrer  Sprache  bedacht  waren.  Sie  (die  »Vandalo-Slavi«)  wendeten  sich 
im  Jahre  1732  an  die  ungarische  Hofkunlel  mit  der  Bitte,  et  nOge  ihnen 
gesUttet  werden,  der  Sprachverschiedenheit  wegen  aoateriiatb  der  s.  g.  Arti- 
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knUrort«  Prediger  lo  ballen.    Ein   Dekret  vom  M.  Oktubor  1732    h<  hiuK 
Uiiien  iwar  dies  ab,  atellie  ae  ibnen  jedocb  aobtioi,   in   den  ArtikuUrurten 
Pr&dikonteu,   die  ibrer  Spracbe  mftcbiig  wären,  za   anierbalten.    (Katona, 
Histor.  crit.  Begam  Hnngariae,  T.  XXXYIU.  p.  710).    Unier  den  Czecben 
and   Slofaken   regte   sieb   damals   bereits   das  Vorgefübl  des   nationalen 
AaÜBcbwongs,  der  bald  darauf  wirklieb  eintrat.     Sind   gleicb  die  Anzeicben 
dessen,  was  die  Csecben  betrifft,   sebr  spilrlicb,   »o  wirft  es  docb  aaf  die 
Bedeutsamkeit  derselben  in  Böbmen  ein  grelles  Streitlicbt,  dass  der  Doktorand, 
welcher  die  in  obiger  Anmkg.  242   auf  S.  329  erw&bnte   Dissertation   dem 
obersten  bCbm.  Hofkanzler,  Grafen  Philipp  Jos.  Kinsky  widmete,  bei  diesem 
Anlasse  den  Kaiser  Karl  VI.  den  »Magnus  Ingeuiorum  Censor  inier  Czecbici 
Regni   cancellos*  nennt   und   dass    ein   Mann  von   Ansehen,    wie   es   der 
Hofraib   der   bobm.  Hofkanzlei:    Job.  Cbristtjph   von   Jordan   war, 
damals  sein  gelehrtes  Werk  »De  originibus  Slavicis*  vorbereitete,  in 
welchem  er  sich  allerdings  S.  247  gegen  den  Verdacht  verwahrt,  als  wollte 
er  damit  die  öffentlichen    Rechtszustände  Böhmens  seinen  Erörterungen  ein- 
belieben  (Haec  sunt,  quae  ad  Origines  Slavicas  praesertim  vero  Slavo- 
Bobemicas  et  Moravicas,  pro  instituto  meo,  quod  neutiqnam  Jus 
publicum    Bobemicum    conscribendum    profitetur,     facere   visa 
mihi  fuere).    Bezüglich  der  Slovaken  wissen  wir  aus  der  Vorrede,  welche 
Mathias   Bei   zu   der  174G   in   Pressburg   erschienenen  »Grammatica  slavo- 
bohemica*  der  Paul  Doleschal  schrieb,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  XVIII. 
Jahrhunderts  nicht   blos   der  Adel  der  Komitate  »in   quibus   lingua   slavica 
vemacula  est*  sich    mit   dieser  Sprache   befasste,   sondern    dass   dort   auch 
Mftimer  der  Wissenschaft  und   einzelne   Magnaten   ihre  Gönner  waren.     Bei 
nennt   die   Szunyogh,   IlUshazy,   Zay,   Szerdahöly,   Szulyovsky,   R^vay,  Justh, 
Otlik,  Beniczki  u.  A.    Der  katholische  Uegularklerus  huldigte  damals  in  Ober- 
ungam  so  gut  wie  an  der  Grenze    zwischen  Ungarn   und  Kroatien  gewissen 
Nationalitätsbestrebungen,   welche   dahin   führten,   dass   im  Jahre  1723    für 
die  Franziskaner-Provinz  des  a.  h.  Erlösers  in  Ungarn,  wozu  die  Klöster  in 
Kremniz,    Szakolcsa,   Galg<')cz,  Leutschau,  Eperies,    Sztropko,  Bartfeld  u.  s.  w. 
gehörten,  vom  Ordensgenerale  zur  Vermeidung  ärgerlicher  Reibungen  die  Er- 
richtung eines  besonderen  General-Studiums    für  die  slaviscben  Ordenscandi- 
daten  und  das  Alternieren  der  Pro vinzials würde  zwischen  Magyaren  und  Slaven 
angeordnet  wurde.  (Vormerk  in  der  »Historia  Domus  P.  P.  Franciscanorum* 
zu  Eperies  beim  Jahre  1771).    Urb.  Fridrich   stellt  zwar  in  seiner  »Hi- 
storia Prov.  Hung.  Smmi.  Salvatorls«  (Kaschau  1759),  P.  I.  63    diese  Ab 
wecbslung  als  in  einem  Herkommen,  das  seit  1653  befolgt  wurde,  begründe 
bin  (nach  ihm  erstreckte  sich  die  »alternativa  electio*  auch  auf  die  Cnstoden 
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and  Deffinitoreu)  aud  er  erwähnt  nichts  fon  den  B«ibougeu,  die  «s  za  Ter- 
häten  galt;  aber  er  deatet  mindestens  m,  dass  gsgwseitige  Uebergriffe  Yor- 
kamen  (p.  64:  >qaae  praxifi,  ut  firmins  robar  habest  nee  cniqoam  pro  soa 
Tolontaie  eam  alterare  liceat,  fait  desnper  petita  et  obtenta  Confirmatio  in 
Gapitnlo  Generali  Anno  1723  Bomae  celebrato*),  und  er  meldet  da  ausser- 
dem, dass  das  am  15.  Mai  1728  za  Oalg^cz  abgehaltene  Profinzial-Kapitel 
jene  Regel  aach  in  Sabstitotionsfällen  befolgt  wissen  wollte  (»sabrogetar  Tel 
sabstitoatar  Dignior  ex  ^atione  illa,  ex  qaa  fait  is,  loco  cajos  iste  sabro- 
gandos  vel  substitaendus  manet*).  Die  Errichtung  eines  besonderen  General- 
stadioms  fär  die  Sla?en  setzt  er  (p.  62)  ins  Jahr  1 724  und  erz&hlt  er  (ohne 
die  Ursache  oder  den  Zweck  za  berühren)  mit  folgenden  Worten:  »Erectom 
item  aathoritate  ejasdem  Bot.  P.  Ministri  Generalis  altenun  Generale  Stadium 
Uradistii  (d.  i.  za  Ungarisch-Hradisch  in  Mähren)  cam  hactenas  anicam 
tantum  faerit  in  Conventa  Cassoviensi.*  Den  oberangar.  Protestanten 
A.  C.  war  Aehnliches  beschieden.  Um  das  Jahr  1732  Tollzog  sich  in  ihrer 
Mitte  eine  neao  Gruppierung  der  Kirchengemeinden  nach  der  Nationalität,  so 
dass  in  der  Zips  ein  eigener  slavischer  und  ein  eigener  deutscher  Soperinten- 
deutial-Verband  gebildet  wurde.  Von  dieser  Zeit  an  mehrte  sich  aach  in 
Uberungam  die  Bestellung  besonderer  slarischer  Prediger  an  Orten,  wo  bis 
dahin  der  nämliche  protestantische  Seelsorger  beide  Nationalitäten  besorgt 
hatte.  (Ich  habe  in  den  Jahren  1858  bis  1860  Belege  hiefür  an  Ort  und 
Stelle  gesammelt,  deren  Mittheilung  ich  mir  hier  versagen  muss).  Sogar  d  i  e 
Jesuiten,  welche  bei  geringer  Aussicht  auf  lukrative  Bntlohnong  nationalen 
Ansprüchen  gegenüber  sich  ziemlich  spröde  za  Terhalten  pflegten,  begannen 
damals  slavische  Kanzelredner  an  Orten  zu  verwenden,  wo  früher  aof  die 
slavischen  Katholiken  kein  spezieller  Bedacht  genommen  wurde.  So  hielten 
sie  von  1720  bis  1740  (nach  der  Chronik  ihres  Säroepataker  Collegiumi) 
11  Tolcsva  im  Zeropliner  Komitate  regelmässig  slavische  Predigten;  zu  Bosenau 
im  Gömörer  Komitate  schmeichelten  sie  dem  begAterten  magyariseheo  Adel, 
indem  sie  die  ungarische  Sprache  bevorzugten.  Aber  beim  Jahre  1 727  heisat 
es  in  der  Chronik  ihres  dortigen  CoUeginms:  »Catechesee  hoc  anno  juxt» 
ordinem  habitae  sunt  hungarioe,  aat  vix  cum  aliquo  fructa;  nam  cum  et 
parvuli  scholares  potissimum  nationis  et  idiomatis  Sclavonici  sint  servileeque 
pueri  et  puellae  potissimum  Slavi,  ignari  linguae  Hungaricae,  vix  capacet 
catachesis  hungarica  habuit  Hinc,  qnia  aenper  sie  currunt  inutiliter  catecheees, 
praestaret  toUi  Hungaricas  et  solas  substttni  Slavonieas.  Valebit  hoc  ad  tempus 
Yisitationis  B.  P.  Provincialis  differendum  et  tone  proponendum  pro  dedtione.« 
Vorläufig  fuhren  sie  aus  Wohldienerei  gegeo  die  magjariKhen  Grundherrn 
fort,  in  BoMDAU,  ja  theilweise  selbst  zu  NadabuU  und  Oraoom,  also  auf 
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dem  flaohen  Laude,  bei  der  Christenlehre  die  ungarische  Sprache  tu  gebrauchen, 
die  der  Katechet  P.  Stephan  Kecskem^tj  vollkommen  in  seiner  Macht  batti 
Da  jene  Befürchtung  sich  bew&hrte,  wurde  im  Jahre  1735  endlich  der  frag- 
liche Unterricht  nur  mehr  in  slovakischer  Sprache  ertheilt  AU  im  nftchsten 
Jahre  die  Rücksicht  auf  den  magyarischen  Komitatsadel  wieder  obsiegte,  blieb 
das  Landfolk  Yom  Unterrichte  weg  und  fanden  sich  nur  Kinder  aus  Bosenau 
daiQ  ein.  Nun  wurde  der  magyarische  Katechet  mit  einem  slavischen 
▼ertaoBohi  (»Unde  judicatns  est*  heisst  es  in  der  Chronik,  »pro  majori 
doctrinae  Christiane  disseminationo  deiiiceps  sabstituenduh  Catechistae  Ungarico 
SlaTUS*).  Vom  Jahre  1734  an  wurde  auch  an  allen  Festtagen  in  Kosenau 
ilaYisch  gepredigt,  während  das  magyarische  Idiom  an  Sonntagen  nnd  bei 
ausserordentlichen  Anlässen  daselbst  von  der  Kanzel  der  Jcsuitenkinhe  er- 
klang. Dass  die  angeführten  Erscheinungen  unter  sich  in  Verbindung  standen, 
ist  in  hohem  Grade  wahrscheinlich.  SeparierU^n  sich  ja  doch  laut  einem  Hof- 
dekrete vom  30.  Juli  1729  (im  Innsbr.  Statth.-Archive)  damals  die  Kar- 
meliter-Mönche in  Ungarn,  Böhmen  und  Oesierreich!  Und  ein  Uofdekret 
vom  18.  März  1737  (ebenda)  gab  bekannt,  dass  mit  Genehmigung  des 
Ordens-General-Vikars  d.d. 23. Januar  17 ^H  die  österr.,  ungar.  und  tirolischen 
Serviten,  welche  zusammen  die  »Provincia  Austriacii*  bildeten,  durch  ein 
Uebereinkommen  die  Gleichberechtigung  der  drei  Nationen  hergestellt  hatten 
»cum  (alias)  propter  varium  Nationum  Ingenium,  ingeutem  Con- 
ventuum  ab  invicem  disiantiam  aliasque  plurimas  causas  tarn  spiritualis  quam 
temporalis  Oeoonomia  nee  non  fraterna  Charitas  et  Disciplina 
regularis  ac  justitia  denique  distributiva  sancte  servari  vix  pos- 
sit*  Die  in  Rede  stehende  Bewegung  griff  also  selbst  über  die  slavischen 
Kr  ise  hinaus  und  war  innerhalb  derselben  sicher  desto  intensiver. 
-  111*5  es  da  ein  blosser  Zufall  gewesen  sein,  dass  der  1739  von  Job.  van 
der  Brnggen  in  Wien  verlegte  »Parvus  Atlas*  auf  der  1737  gestochenen 
Karte,  welche  das  »Regnuni  Slavoniae*  darstellt,  ein  Europa  zwischen  dem 
baltischen  und  schwarzen  Meere,  dann  zwischen  der  Adria  und  dem  Eismeere 
versinnlichendes  Nebenkärtchen  brachte,  dessen  Sinn  durch  die  einem  po- 
saunenden Engel  in  den  Mund  gelegten  Worte:  »Imperium  Matricis 
ot  Sacrae  Linguae  Slavonicae*  ausgedruckt  ist?  Man  findet  aut 
diesem  panslavistischen  Kärtchen  gegen  Osten :  »Prussia*',  >Vindia  (Wen- 
den)*, »Cassubia*,  »Pommerania*,  »Lusatia*,  —  nordwärts  aber: 
, Lapponia  r u s s i a *,  »Tartari  U u s s i *,  Moscovia  seu  Kussia*  eingetragen. 
Im  Süden  schliesst  es  mit  »Epirus*,  »Macedonia*,  »Romania*,  »Bulgaria* 
ab.  An  das  nördliche  Ufer  der  Donau  ist  ein  ,  Bascia'  genanntes  Gebiet 
verlegt,  womit  offenbar  die  Wohnstätte  der  Serben  gemeint  it>t.  Zum  Schlüsse 
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erinnere  ich  an  mehrere,  wiliniid  der  Jahre  1727  bis  1736  in  Berlin 
erschienene  Dmckschriften  des  Rektors  am  dortigen  Gymnasium  Joh.Leonh. 
Frisch,  welche  beweisen,  dass  die  Slaven  damals  die  Blicke  weiterer  lite- 
rarischer Kreise  aaf  sich  zogen  und  dass  namentlich  die  in  Oesterreich-Ungam 
lebenden  ein  Gegenstand  dieser  Ao^erksamkeit  waren.  Frisch  war  allerdings 
za  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  in  Neasohl,  wo  er  bei  der  deutschen  Protestant 
Gemeinde  ein  Eirchenamt  bekleidete,  mit  den  ung^.  Slovaken  in  persönliche 
Berührung  gekommen,  hätte  aber  schwerlich  nach  30  Jahren  ein  solches 
Interesse  für  die  Slaven,  die  er  noch  dazu  in  verkommenem  Zustande  ange- 
troffen, an  den  Tag  gelegt,  wenn  sie  nicht  späterhin  lon  sich  reden  gemacht 
haben  würden,  lieber  auswärtige  Einflüsse,  die  im  Wohngebiete  dieser  Slaven 
damals  schon  Unruhe  stifteten,  siehe  meine  Schrift:  »Russische  Umtriebe.* 

250)  Das  1723  zu  Frankfurt  erschienene  Buch:   »Das  k({nigl.  b^Jhmiscbel 
Crönungs-Ccremoniel*   war  ganz  danach  angetbau,   Gegendemonstrationen  der! 
Gzechen  hervorzurufen.     Aber   nicht  einmal   bei  diesem  Anlasse  sind   solche 
erfolgt    Wenn  Karl  VI.  bei  seiner  Krönung  znm  KOnig  von  Böhmen  Zeoge 
des  Gebrauchs  der  böhmischen  Sprache  war,   rührte   dies  von   einer   uralten  fl 
Tradition  her.     Mit  dem  ,  Regnum  czochicum  *,   an   das  der  in  vorsteheoderi^ ' 
Anmkg.  249  erwähnte  Doctorand  wahrscheinlich   dachte,   als   er  diese  StyHi 
Übung  zum  Beeten  gab,  hat  es  nichts  zu  schaffen. 

251)  Vielmehr  errichtete  die  Stadt  Trient  dem  Kaiser  Karl  VI.  bei 
seiner  Durchreise  im  Jahre  1711  ein  Denkmal  (F.  V.  Barbacovi,  Memorie 
storiche,  P.  I.  p.  159)  und  bewarb  sie  sich  im  Jahre  1718  um  die  Zulassung 
/.um  8.  g.  Ausschuss-Kongress  der  tiroler  Landschaft  (Siehe  meine  Schrift: 
,  \)\*i  Italiäner  im  tirolischen  Provinzial- Verbände,  S.  1 60).  Wie  wenig  Miss- 
trauen  in  den  Jahren  17o:{  und  17t{5  in  die  Milizen  selbst  Judicarieni 
gesetzt  wurde,  als  Franzosen  und  Sarden  in  feindseliger  Absicht  die  Grenzen 
Südtirols  überschritten,  beweist  die  damiAs  erfolgte  Heranziehung  derselben 
/.ur  Landesvertheidigung  unter  einheimischen  OfRzieren  (Gnesotti,  Menorie 
iolle  Giudicarie,  gedr.  ohne  Ortsangabe  1786,  p.  .225,  235). 

252)  Mit  Hofdekret  vom  18.  August  1714  (im  Innsbr.  Statth.-Arch.) 
wurde  aus  Anlass  eines  Gesaches,  womit  diePfarrgeroeinde  zu  Montan 
um  Zuweisung  eines  deutschen  Seelsorgers  bat,  nicht  nur  dieser  Bitte 
willfahrt,  sondern  angeordnet,  dass  dem  Ueberhandnehmen  italieni- 
scher Priester  in  den  deutschen  Gegenden  Tirols  überhaupt  ent- 
gegenzuwirken sei.  —  In  den  Gra&cbaften  Göri  nnd  Gradiska  und 
im  Triester  Gebiete  that  die  Begiening  damals  so  gut  wie  nichts  um 
das  dort  hinwelkende  Deutschthum  am  Leben  za  erhalten,  beciebongtweise 
um  in  der  Stadt  Triest,  wo  es  von  jeher  schwach  vertreten  war,  demselben 
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cinporzuholfon.    Während  im  Jnli..    .4.u  hier  Niclaa  Uarrer  als  SchaLmeUtcr 
im  Dienste  der  Kegiemng  stand,   Hanns  Wassermann  damals  bior  Yicedom, 
Veit  Perl  Manthner  war  (Chmel,  Regetlen  lar   Geschichte   Kaiser  Fried- 
richs IV^  Z.  T>*m\   nnd  6062)   und   noch   im  Jahre  1529  Lconhard,  Sohn 
des  Markos,  aas  Heidelberg   eine  Lehrerstelle   in  Triesi  bekleidete  (L*  Istria« 
Jahrg.  1846,  S.  98),  —  gab  es  hier  in  der  ersten  HMfle  des  XVllI.  Jahr- 
hunderts keine  deutsche  Schale.    Die  Magistratspersonen  der  Stadt  waren  der 
deatschen  Sprache  so  wonig  kandig,  dass  ein  besonderer  Uebersetzor  deutscher 
Schriftstäcke,   die  bei  ihr  einlangten,  yon  ihr  besoldet  warde  (Carniolia,  II. 
Jahrg.  Nr.  23).    In   der   Beygersfeld^schen   Sammlang  (a.  a.  0.  Terge8tin;t 
Fsxkl.  35   und    Commercialia   FszVl.  2)   linden   sich   vom    Begründer   dieser 
Sammlang,  der  unter  Karl  VI.  und  späterhin  Vorsteher  der  Commemal-Intendanz 
la  Triest  war,  herrührende  Schilderungen  dortiger  Zustände  vor,  welche  Be- 
achtung  verdienen.     Es   heisst  in   einer  derselben:  »Das   Publicum   sambt 
denen   Rectoren    und    Richtern    ist   der   teutschen    Nation    auf  das 
höchste  gehässig,   dannenhero    die    teutschen  Kanfleuth   und  Forestieri 
einer  starken  Protection    benöthiget  seyn   (sind)*;  ...  »die  P.  P.  Minoriten 
leben  in  Armuth,  werden,  weillen  sieTeutsche  und  redliche  Geist- 
liche seind,  von  dem  Publice  verächtlich  tractirt.«    Im  Gegensatze 
zu  ihnen  werden  die  P.  P.  Jesuiten  als  zu  Intriguen  geneigt  geschildert  und 
es  wird   ihnen  nachgesagt,   dass  sie  »die  (Italien.)  Nationalluft  einathmen.^ 
Namentlich  wird  vor  einem  P.  Terzi  gewarnt,  der  die  Gemahlin  des  Gouver- 
neurs Freih.  von  Brigido,   eine  Dame  böhmischer  Abkunft,  stark  beeinflusse. 
Die  städtischen  Aerzte  Suario,   Guerra   und  Gobbi  werden  als  Spione,   deren 
die  Rtjpublik  Venedig  sich  bedient,   bezeichnet;    dagegen  wird  der  »Medicus 
Adam  Rizzi«,  ein  Tiroler,  den  die  Orientalische  Handels-Compagnie  nach  Triest 
gebracht  hatte,  ein  »ehrlicher  und  geschickter  Mann*  genannt.   Von  Deutschen, 
die  sich  in  Triest  sesshaft  gemacht  hatten,  werden  der  Präses  des  Wechsel- 
gerichts   I.    Instanz,    Kaufmann  Wolfg.    Friedrich    Oesterreicher,   und   dessen 
Buchhalter  Jacob  Maller,  Beide  Protestanten,  die  seit  dem  Jahre  1721  daselbst 
lebten,  dann  der  Strumpfwirker  Ezel  aus  Frankfurt  a.  M.,  der  in  Triest  Bau- 
grunde erwarb  und  eine  Gastwirthschaft  hielt,  speziell  erwähnt.   Reygersfeld 
rieht  Vergleiche  zwischen  Triest  und  Fiume  und  bemerkt  u.  A.:  »wann  ein 
Commercium   in  einer  von   obbenannten   zwei  Seestädten   introduciert  werden 
wollte,  so  ist  es  gewiss,  dass  in  Fiume  bey  Menschengedenken  die  Inwohner 
allemahl  industrioser  waren  und  noch  dato  sein,  als  in  Triest  *  Kommt  nach 
Triest  ein  Schiff,  was  ohnehin  selten  geschieht,  so  ist  »Niemand  alda  etablirt, 
der  eine  Schiffisladung  erkaufen  wollte  oder  könnte.*    Karl  VI.  erachtete  die 
»Haltung  einer  Opera*  zur  Hebung  der  Stadt  und  ihres  Handels  für  nöthigerJ 
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als  aie  WioderuersKiiuiig  emer  deotschen  Schale  uiid  hat  sich  hierin,  an  wio 
Triest  nun  einfflal  veranlagt  war,  aoch  nicht  geirrt.  Dasselbe  Patent  (^vom 
-'.  Februar    1732),  womit  er  (im  Punkte  14)   der  > Opera«   eine  jährliche 

uterstätzong  ans  Staatsmitteln  gewährte,  i&hlt  äbrigens  diese  Stadt  den 
»tuatschen  Städten*  bei,  indem  darin  (Punkt  24)  angeordnet  ist,  dass  in 
Zukunft  die  landesfärstl.  Befehle  daselbst  nicht  mehr  »durch  die  Sbiraglia 
publiciret,  sondern  derley  Executiones  ad  exemplum  anderer  teutschen 
Städten  durch  ehrliche  Leuthe  Tollzogen*  werden  sollen. 

253)  Die  Bak6czy*schen  Unnihen  waren  kaum  durch  den  s.  g.  Scaih- 
marer  Frieden  beigelegt,  als  schon  Deutsche  wieder  in  Ungarn  einzuwandern 
begannen.  In  Böhmen  waren  Agenten  dafür  th&tig.  Aber  Karl  VL  missbilligte 
dieses  Vorgehen  mit  Resolution  vom  30.  August  1712  (Cod.  Ferd.-Leop.- 
Jü8.-Carolinus  p.  704).  Auch  in  Schwaben  ergiengen  Aufforderungen  dazu 
u.  z.  Im  Namen  des  Kaisers.  Doch  dieser  brandmarkte  die  Werber  als  Be- 
träger und  Uess  auf  sie  fahnden.  Aus  Wien  wurde  damals  (1712)  der 
Innsbrucker  »Regierung*  (laut  den  Auszügen  aus  deren  Besolutionsbüchem 
in  der  Bibl.  Tirol,  des  Ferdinandeums  zu  Innsbruck)  mitgetheilt,  dass  dort 
»ein  böswicht  attrapirt  worden,  welcher  khajs.  Freiheitsbriefe  und  Patenta 
erschlichen,  mit  welchen  er  die  armen,  leichtgläubigen  Schwaben,  besonders 
ans  dem  AUgäu  und  aus  Vorarlberg,  abscheulich  betrogen,  dass  so  gransamb 

11  sich  in  das  Köni^nreich  Hungam  sessbaft  niederzulassen  aus  dem  Landt 

.geben.*  Schon  seien,  heissi  es  da  weiter,  über  50.000  solche  Auswanderer 
die  Donau  hinabgefahren,  von  ihnen  aber  freilich  inzwischen  wieder  Viele 
zurückgewandert,  weil  sie  ,  auf  ein  so  bosshaftes,  ▼nbegrfindtes,  Iklsches  An- 
geben hin  *  unmöglich  Alle  Unterkommen  finden  konnten.  In  Uebereinstimmung 
hiermit  berichtet  die  Frankfurter  Herbst-Relation  von  1712  (8.  28):  um 
l  ngam  zu  bevölkern  >  hat  man  die  in  einigen  teutschen  Provinzen,  sonderlich 
in  Schwaben,  fast  allzubäufig  befindliche  Leute  animiren  lassen,  sich  nach 
Ungarn  zu  begeben  und  alda  ihren  Unterhalt  durch  den  Feldbau  zu  suchen. 

»ahero  diesen  Frühling  und  Sommer  verschiedene  Schiffe  mit  dergleichen 
Leuten  dahin  gangen  und  hat  man  den  26.  Jnni  ans  Wien  geschrieben,  es 
seien  bereits  über  40.000  Seelen  ans  Schwaben  nach  Ungarn  vorbey  gefahren.* 

nd  in  der  Frankfurter  Frühlings-Relation  von  1713  heiast  ee  (8.  31):  »Die 
Leut,  so  ans  dem  Schwaben-Land  in  groeaer  Menge  nach  Ungarn  kommen 
waren,  haben  ihre  Rechnung  auch  daaelbei  nicht  geftmden;  viele  sind  in 
grossem  Elend  gestorben,  die  anderen  haben  im  September  und  Oktober 
(1712)  ihren  Weg  wieder  nach  ihrer  Heymath  genommen.*  Eine  groise 
Menge  hat  die  Pest  hingerafft  Eine  damals  aus  Totis  zurückkehrende  Schwäbin 
brachte  diese  Senche  nach  Wien  (KirchL  Topographie  von  Kiederösterreich, 
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5.  Bd.  8,  222).  Kinielne  deatsche  Ansledlangen  kamen  indessen  damals  doch 
auf  angarischem  Boden  ta  Stande.  Ihretwegen  vermittelte  der  Einnehmer 
des  Tokajer  Salzamts,  Christ  Fug  von  Winterhach,  die  Gründung  eines  Ka 
pozinerklostsrs  in  Tokay,  das  im  Jahre  1712  von  Ankömmlingen  ans  Oester 
reich  bexogen  wurde  and  im  ersten  Jahrzehnt  seines  Bestehens  2  Tirols 
(den  P.  Albert  aas  Innsbrack  and  den  P.  Cjprian  aas  Hall)  ta  Vorstehern 
hatte  (A.  Ssirmay,  Notit  topogr.  Comit  Zemplin.,  p.  141.  Angeblich  sind 
im  n&mlichen  Jahre  in  Terel  im  Tolnaor  Komitate  Franken  sesshaft  geworden, 
welehe  dort  den  Tabakbau  einführten  und  die  ersten  Kartoffel  in  Ungarn 
pflanzten.  (Pe8i>0fher  Zeitung  von  1856,  Nr.  52).  Vgl.  Czömig's  Ethnographie, 
wo  (IIL  S.  257)  die  Dörfer  Ober-  und  Unter-Schönborn  im  Beregher  Komitate 
and  Gs^pel  aaf  der  bekannten  Donauinsel  bei  Pest  als  am  diese  Zeit  ge- 
grdndete,  deatsche  Colonieen  verzeichnet  sind,  was  jedoch  von  den  erstgenannten 
beiden  Dörfern  in  Wahrheit  nicht  gilt  Die  gräfl.  Familie  nach  der  sie  be- 
nannt sind,  gelangte  erst  16  Jahre  später  in  den  Besitz  des  bezüglichen 
Terrains.  Nach  Säuberung  des  Temescher  Banats  von  den  Türken  (1717) 
wendete  sich  die  deutsche  Einwanderung  dieser  überaus  fruchtbaren  Gegend 
zu.  Siehe  Leonh.  Böhm,  Monographie  der  Communität  Weisskirchen 
(gedr.  daselbst  1871)  S.  6,  der  im  Jahre  1717  der  Ueberlieferung  nach 
20  Schwarzwälder  Familien  dahin  kommen  lässt;  Felix  Mille ker,  Gesch. 
der  kgl.  Freistadt  Werschetz  (Budapest  1886),  in  welchem  vorzüglichen 
Werke  (L  Bd.  S.  87)  die  Besiedelung  dieser  Stadt  mit  Deutschen  bis  ins 
Jahr  1717  zurückverfolgt  und  (S.  93)  die  Neubegründung  der  benachbarten 
Ortschaft  Kndritz  ins  Jahr  1719  verlegt  wird,  was  seither  der  nämliche 
Verfasser  in  seiner  »Geschichte  der  Grossgemeinde  Kudritz*  (die  der  dortige 
Lese- Verein  1888  in  Werschetz  drucken  Hess)  wiederholt  und  so  bekräftiget 
hat  Von  der  Stadt  Temesvär  ist  bekannt,  dass  sich  in  ihr  schon  am 
1.  Januar  1718  ein  deutscher  Magistrat  constituirte ,  dessen  Vorsteher 
der  Wandarzt  Tob.  Balthasar  Hold  aus  lYanken hausen  in  Bayern  war  un(i 
za  dessen  Mitgliedern  noch  zwei  andere  Bayern,  ein  Braunschweiger  und  ein 
Deatsch-Ungar  aus  dem  Oedenburger  Komitate  zählten  (J.  N.  Frey  er,  Mo- 
nographie der  kgl.  Freistadt  Temesvär,  gedr.  daselbst  1853,  S.  55).  Vgl. 
auch  Szentkläray,  Szäz  6v  D^l-Magyarorszäg  ujabb  Tört^net^böl,  I  252, 
wo  die  Ankunft  von  Deutschen  zu  Gross-Becskerek,  Bazia2,  Csakova  in  die 
Jahre  1716  and  1717  zurückdatiert  ist.  Der  stärkste  Zuzug  ßdlt  in  die 
Jahre  1723  bis  1725.  Ihn  hat  die  Wiener  Hofkammer  veranlasst,  indem 
sie  den  Ansiedlem  folgende  Begünstigungen  versprach:  Zoll-  und  Miiuthfreiheit 
w&hrend  der  Reise;  unentgeltliche  Zuweisung  von  Grundstücken  und  Wohn- 
pUtzen  nebst  Baa-  und  Brennholz  an  der  Marosch  za  Oyarmatha,  Neu-Arad 
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ujiu  i.i|)|r>va,  ferner  an  der  Donaa  zu  Mt'U-MoldaTa,  Radina,  Boeaniak  und 
Posesena;  gänzliche  Steoerfreiheii  für  die  ersten  drei  Jahre  and  iheilweiM 
während  der  folgenden  drei;  Beistellang  Ton  Baamaterial  darchs  Aerar  zam 
Selbstkostenpreise;  Handelsfreiheit  and  Femhaitang  der  Jaden  ans  dem  Bereiche 
ihrer  Ansiedlangen;  Befagniss,  die  Seelsorger  mitzabringen,  für  deren  anetlndigen 
Unterhalt  sodann  von  Regierangswegen  geeorgt  werden  soll;  Erbaaang  der 
Pfarrhofe  anf  Rechnung  des  Cameral&ran  (Frankfarter  HerbetreUtion  Ton  1723, 
S.  23).  Demzufolge  trafen  während  des  Jahres  1723  and  im  Frfllyahre  1724 
im  Temescher  Banate  so  yiele  Deatsche  ein,  dass  im  Monate  Joni  des  letii- 
genannten  Jahres  die  daza  bestimmten  Commissäre,  nimlich  der  Platuomman- 
dant  ?on  Lj-Palanka,  Oberstlieatenant  ron  Sahlbaosen,  and  der  Cameral-Ober- 
Einnehmor  im  Banate,  Herr  Dejean,  m  »Poschenan*  (Posesena)  den  Be- 
wohnern von  20  neu  angelegten  Ddrfern  den  Haldigangseid  abnahmen  (Frankf. 
Uerbstrelat  yon  1724,  S.  13).  Namentlich  in  der  Umgegend  von  Weisskirchen 
entstanden  damals  durch  Deatsche  die  Ortschaften  Ltgerdorf,  Bothkirchen, 
Qruglitz  (oberhalb  dem  heutigen  SzakaloTaa),  LmgenÜBld,  Bebenberg,  Sahl- 
hausen  (L.  Böhm,  Weisskirchen,  8.  9).  In  Czömig's  Ethnographie  (ID.  258 
bis  262)  sind  aosserdem  als  deutsche  Colonieen,  die  um  diese  Zeit  im  Te> 
m escher  Banate  angelegt  wurden,  genannt:  St  Peter,  Saderlak,  Neu-BessenoTa, 
Hetta,  Qiroda.     Ueber  Detta's  Besiedelung  gibt  das  1.  Heft  der  »Fliegenden 

I  älter*  von  Jul.  Fackler  (gedr.  daselbst  1886)  näheren  Aufschluss.  Daneben 
orsoheinen  bei  Czörnig  IzmAnj,  Kalasnö  und  Kis-Tormas  im  To Inaer 
Komitate,  Pancso?a  und  Earansebes  in  der  späteren  Militärgrenie, 
Kajos  in  der  Bacska.    Hieher  zogen  Breisgauer.    Im  Tolnaer  Komitate 

II  auch  der  jetzige  Marktflecken  HOgjess  schon  im  Jahre  1722  durch 
Ueutsche  begnindet  worden  sein  (Pest-Ofher  Zeitung  von  1856,  Nr.  52).  Im 
IN  keser  Komitate  versuchte  es  der  deatsche  Grundherr  Georg  Job.  Freih. 
von  Harrucker  (nach  B.  Pillwein*s  Gesch.,  Geogr.  und  Statistik  des  Erzher- 
'  »gthum  Oeeter reich  ob  der  Enns,  I.  385  der  Sohn  eines  Bärgers  von  Sehen- 

'•nfeldeii,  der  sich  zum  Oberst-ProTiant-Commissär  der  kais.  Armee  in  Ungarn 
inporschwang)  im  Jahre  1721  xu  Gyula  und  1725  zu  MezA-Ber^ny  Deutsche 
anzusiedeln;  aber  das  ungewohnte  Klima  tOdtete  die  Meisten  und  der  Best 
magyarisirte  sich  rasch  (L.  Haas,  Bekte  Värmegge,  Pest  1870,  8.  135  und 
M-BeVs  handschriftl.,MinaU<  im  ungar.National-Museam,  FoLLat  Nr.277, 
p.  18,  38).  DasYeszprimer  KomiUt  erhielt  (nach  der  soeben  angefahrten 
Handfichria,  S.  99  ff.)  deutsche  Bewohner  theiU  ans  dem  Wieselbarger 
Komitatp,  theils  aus  den  Reichslanden  (namentlich  aas  der  Gegend  Ton  Mainz 
und  Würzburg  und  ans  Schwaben).  Zu  Valoslöd  (?)  Hessen  sich  solche  im 
Jahre  1720,  zu  Nagy-Tevel,  Näna  und  Oszlap  um  1728,  zu  Rom&nd,  P4terd, 
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KoppAu  und  Zirat  1724  nieder.  Zu  Marczaiio  wies  der  Urmidhcrr  Siinuii 
Baossnern  (ein  Siebenbflrger  Sachse)  deutschen  Bauern  ans  dem  Oedenborger 
Komitate  neae  Wohnsitze  an.  Za  Oyarmat  im  Baaber  Komitate  traf  solche 
n.  I.  ans  Zweibrücken  in  der  Pfalz  and  aas  Westphalen  Oabr.  Kolinovics, 
als  er  nm  das  Jahr  1720  an  diesem  Orte  Torfiberreiste  (Ber.  Hongar.  Libri 
Xm,  Handschr.  277  im  Wiener  Staats-Archive,  Bl.  216).  Nach  Madar&sz 
im  Ssathmirer  Komitate  berief  Graf  Alex.Kärolyi  im  Jahre  1722Coloni8ten 
ans  dem  Sohwanwalde.  £s  kamen  zan&chst  83  Familien  und  bald  darauf 
Protestanten  ans  der  Umgegend  von  Ulm,  die  in  ihrer  neuen  Heimat  zum 
Katholizismus  übertraten  (Schematism.  Gleri  ahn.  dioec.  Szathmärinensis  ad 
Ann.  1864,  redigirt  vom  damaligen  Bischöfe  Michael  Haas,  p.  185).  Nirgends 
aber  wurde  die  deutsche  Golonisation  so  nachdrucklich  betrieben  als  im  Te- 
mescher  Banate,  wo  sie  auch  auf  Gruben-  und  Hätten -Arbeiter  sich 
erstreckte.  Nachdem  im  Jahre  1718  Ani  Mayrhofer  Edler  von  Gränbicbl 
zum  Bergwerks-Inspektor  für  das  Banat  emaunt  worden  war,  wurden  zunächst 
Hüttenarbeiter  aus  Oberungarn  nach  Csiklova  und  Karaszova  berufen,  die 
ein  Bergbeamter  namens  Freyberg  dahin  geleitete  (Schmidt,  Berg-Ges.-SammL 
IL  Abth.  6.  Bd.  S.  114  und  115).  Bald  stellte  sich  das  Bedürfniss  heraus, 
Tiroler  für  den  dortigen  Bergbau  sowohl  als  für  die  Köhlerei  und  Bringung 
der  Forstprodukte  zu  gewinnen.  Denn  die  aus  Ober-  und  Niederungam  dahin 
versetzten,  deutschen  Bergleute  litten  dergestalt  durch  das  Klima,  dass  d^ 
Temesvärer  Administrationsrath  von  Bebentisch  im  Jahre  1720  ihnen  auf 
seine  Bechnung  für  182  11.  Medikamente  verabfolgen  liess  und  das  Montan- 
ärar sich  herbeilassen  musste,  einen  eigenen  ^Feldscherer*  für  sie  zu  bestellen 
(Schmidt,  a.  a.  0.  S.  147).  Unterm  11.  April  1722  erhielt  daher  das  Faktor- 
Amt  zu  Schwaz  in  Tirol  von  der  Wiener  Hofkammer  den  Auftrag:  120  Häuer, 
die  sich  auf  die  Glas-,  Blei-  und  Kies-Erz- Arbeit  verstehen,  dann  70  Haspler, 
Hundstosser  und  Säuberer-Buben,  ferner  25  Schmelzer,  endlich  20  Köhler 
und  Holzknechte  nebst  einigen  im  Klausenwerke  und  in  den  Biesgefährten 
er&hrenen  Leuten  fürs  Banat  anzuwerben.  Laut  Bericht  der  Innsbr.  Hof  kammer 
vom  9.  Juni  hatte  auch  die  erforderliche  Anzahl  sich  gemeldet  und  war  der 
Schwazer  Berggerichtsschreiber  Georg  Angerer  dazu  ausersehen,  am  15.  Juni 
mit  dem  ganzen  Transporte  (der  auch  beiläufig  100  Weiber  und  Kinder  in 
sich  begriff)  auf  mehreren  Schiffen  sich  nach  Wien  zu  begeben.  Ein  Befehl 
der  Wiener  Hof  kammer  vom  6.  Juni  1722  hatte  inzwischen  den  Zuzug 
tirolischer  Knappen  nach  Ungarn  und  nach  dem  Banate  sistirt;  aber  es  ver- 
steht sich  dies  wohl  nur  von  weiteren  Transporten,  gogen  welche  das  Schwazer 
Faktorei-Amt  sich  aassprach,  weil  sonst  unter  den  dortigen  Bergleuten  »ein 
gänzlicher  Auflauf  zu  besorgen.*    (Akten   im  Innsbr.  Statth.-Archive).    Vgl. 
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bezüglich  des  gegenwärtigen  Kra8«>er  Komitats:  Fr.  Pesty,  Krasxö  Ttonegje 
tOrt^nete,  II.  Bd.  Budapest  1884,  wo  (S.  253)  ?on  Karlsdorf  gesagt  ist, 
dass  bereits  im  Jahre  1717  Deutsche  dahin  kamen,  die  sieh  aber  von  dort 
nach  Alibeg,  Sikovicza  und  Lapko?a  begaben;  wo  es  femer  (S.  85)  beim 
Bergorte  Oravicza  heisst,  dass  er  schon  im  Jahre  1703  (?)  durch  Tiroler 
begründet  wurde  und  dass  im  Jahre  1717,  deren  105  hieher  nachrückten; 
wo  (S.  59)  die  deutsche  Colonie  zu  Bossi^k,  dem  heutigen  Uj-Moldaya,  als 
1717,  die  zu  Lugos  (S.  364)  als  1718,  die  zu  ö-Molda?a  (S.  334)  und  die 
/.a  Bogsan  (S.  62)  als  Yon  1720  an,  die  zu  SzakaloTaa  (8.  180)  als  1722, 
die  zu  Freudenthal  und  Heuerdorf  als  1723  entstanden  oder  schon  Yorhanden 
bezeichnet  sind.  Der  Verfasser  der  in  obiger  Anmkg.  48  auf  S.  186  be- 
sprochenen Denkschrift  vom  Jahre  1720  rügt  es  (BL  361)  als  einoi 
groben  Fehler,  dass  die  neoacquistischen  Staatsgüter  in  Südnngam  zerstfickt» 
and  an  Pri?atpersonen  überlassen  wurden,  statt  dast  die  Hofkammer  selbst 
sie  im  ausgedehntesten  Masse  mit  Deutschen  besetzte  und  so  »durch  Unter- 
mischung teutscher  Colonieen  die  BeTolten  des  PötsIs  leichter  zu  verhindern 
trachtete.*  In  einer  anderen  Stelle  (im  »Caput  X*)  befürwortet  er  Yeteranen- 
Colonieen  nach  altrömischem  Muster. 

254)  Die  Rumänen,  welche  das  Temescher  Banat  stets  als  ini«  aiic 
Heimat  betrachteten,  rückten  w&hrend  jeder  Friedenspause,  die  in  den  Türken- 
kriegen eintrat,  aus  Siebenbürgen  und  der  Wallachei,  wohin  sie  w&hrend  des 
Waffengetümmels  sich  zurückzuziehen  pflegten,  wieder  in  jenes  Gebiet  vor 
oder  stiegen  dann  von  dessen  Höhen,  wo  sie  sich  vor  den  kämpfenden  Armeen 
sicher  wussten,  in  die  Ebenen  nieder.  Gerne  h&tten  sie  das  ganze  Banat 
besetzt  und  so  ihrer  Auffassung  nach  revindiziert  Von  diesem  Streben  legt 
Tinku-Velea*s  »Istoria  bisericteca  politico-nationaU*  (Politisch-nationale 
Kirchengeschichte),  Hermannstadt  1865,  Zengniss  ab.  Namentlich  sind  in 
dieser  Beziehung  die  darin  mitgetheiiten  Ueberliefemngen  wichtig,  als  deren 
Haupttrftger  der  ehemalige  Erzpriester  Peter  Sut  (Sutu)  von  Vara4ja  (geb. 
c.  1704,  gest  1801)  und  der  ehemalige  Pfkrrer  von  Montan-Bogsan,  Paul 
Jurgovics,  genannt  werden.  Danach  waren  die  BnmAnen  bis  gegen  das  Ende 
des  XVII.  Jahrhunderts  nahen  AlleinbesitMr  des  fraglichen  Gebiets;  hatten 
sie  daselbst  12  Klöster,  die  unter  Kaiser  Karl  VI.  reetanrirt  worden  sein 
sollen ;  erfreuten  sie  sich  einer  nationalen  Organisation  and  Verwaltung ;  gab 
es  dort  besonders  privilegirte  Bezirke,  von  welchen  dies  gilt;  respektierte 
iuch  noch  Karl  VI.  die  besflglicben  Hechte,  indem  er  den  Johann 
üacz  von  Mebadia,  der  angeblich  ein  Bomine  war  (sein  Nane  eneheint  dem 
gemiss  anch  bei  llnku-Velea  8.  268  in  der  Form  »Rating  ab  ioIoImo 
/am  Ober-Knes  der  Distrikte  Karaneebes,  Logos  und  Lippa  maehte;  waltete 


MS  i^um  ili.   Abgcliinit. 

bis  1726  in  d«r  attniiiiiiliioben  Diözese  Lippofa  ein  toh  d«r  serbischen 
ffienurcbie  ontbbiDgiger  gr.-or.  BiMbof;  erlangte  im  Jabre  1787  der 
Tsmesfiorer  spr.-or.  Biscbof  als  dessen  Nacbfolger  die  Wflrde  eines  Metropoliten 
u.  s.  w.  (a  113—116,  125—127,  p.  197—199,  226—266).  Die  Tor- 
gebracbten  Argnnients,  grOsstsn  Tbells  sebr  gewagte  Bebaaptnngeii,  ricbten 
ibre  SpitM  gegen  das  Eindringen  der  Serben  ins  Temescber  Banat  und  gegen 
def«n  üebergewiebt  in  der  dortigen  Verwaltung,  in  der  kircblicben  sowohl 
als  in  der  weltlichen.  Mittelbar  wird  aber  der  Osterr.  Regierung,  ▼omebmlich 
anter  Kaiser  Karl  VI.,  zar  Last  gelegt,  dass  sie  die  Serbeneinwandening  ins 
Uanat  und  die  Uebergriffe  der  serbischen  (gr.-or.)  Hierarchie  begünstigte  oder 
wenigstens  nicht  bintanhielt.  So  sollen  die  Serben  es  bei  ihr  darchgesetzt 
haben,  dass  im  Jabre  1726  für  alle  runi&n.  Bezirke,  die  Ton  Alters  her 
Pri?ilegien  und  eigene,  nationale  Oberhäupter  hatten,  nur  Ein  rumänischer 
Oberbeamter  bestellt  war  (S.  272).  So  Hess  es  femer  Karl  VI.  geschehen, 
dass  die  Lippovaer  Diözese  der  Temesydrer  einverleibt  wurde  (S.  127)  und 
gewannen  unl«r  ihm  die  serbischen  Ansiedlungen  an  Ausdehnung  (S.  275, 
Note  156).  Aber  Tinku-Velea  selbst  gibt,  auf  nationale  üeberlieferungen  ge- 
stützt, zu,  dass  es  den  Rumänen  unter  Karl  VI.  keineswegs  verwehrt  war. 
im  Temescber  Banate  Niederlassungen  zu  gründen.  Er  erzählt  (ebenda),  wie 
damals  die  Nachkommenschaft  eines  Kuniäuon  namens  Marko,  der  zur  'l'ürken- 
zeit  im  Bersava-Thale  ansässig  geworden  war,  sich  ausbreitete,  so  dass  die 
Ortschaften  Valea-Diani,  Valea-Paiej,  Valea-Bolui,  Valea-Jepei  sich  abzweigten. 
Er  l&sst  ferner  (S.  202)  im  Jahre  1730  durch  den  Diakon  des  wallacbischen 
Klosters  Tiszmana,  Basil  Loga,  50  Familien  rumänischer  Nationalität  nach 
dem  Dorfe  Gross-Szvedistie  bei  Werschetz  verptianzen.  Wahr  ist  indessen, 
dass  die  Zerrüttung,  in  welche  das  Kirchen wesen  der  griechischgläubigen 
Rumänen  gerathen  war,  seit  im  Jahre  1698  die  Mehrzahl  der  gr.-or.  Geist- 
lichen Siebenbürgens?  einschliesslich  des  Karlsburger  Bischofs  die  Union  mit 
dem  pästlichen  Stuhle  eingegangen  hatte  (Jos.  Fiedler,  Die  Union  der 
WaUchen  in  Siebenbürgen  im  XXVII.  Bde.  der  Sitzungsberichte  der  phil.-hist 
CUsse  der  Wiener  Akad.  d.  Wissensch.,  S.  '1^)0  ß.  und  Job.  Crisian. 
Beitr.  z.  Oesch.  d.  kirchl.  Union  d.  Romanen  in  Sieben b.  unt  Leopold  I.. 
Hermannstadt  1882),  auch  die  im  Temescber  Banate  und  nördlich  von  der 
Marosch  lebenden  Rumänen  jenes  Bekenntnisses  des  angestammten  Rückhalts 
in  religiösen  Dingen  beraubte,  so  dass  sie  froh  waren,  an  die  serbische 
Hierarchie  sich  lehnen  zu  können  und  diese  daher  in  den  bezeichneten  Qe- 
«•odeii  bald  flbenn&cbtig  geworden  ist  Allerdings  trug  Karl  VI.  viel  hiezu 
bei,  laden  er  den  »Diplona  confirmatorium «  für  den  Karlowiteer  Metropoliten 
▼om  12.  April  1727  die  Worte  einsehalten  Hess:   »lUiiTeraaoi  in  ditionibus 
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nostris  exiäieiu^m  .Nationem  lUyricam  BascianoniiD  et  Yailacbicam  or- 
rentali  Eccl.  Gr.  Ritos  addictam  in  spiritoaUbns  respiciendam  .  .  .  (ei)  con- 
fidimas.*  (Siehe  die  »Chorographia  Banaiofl  Temenensis*  im  Reichsfinanz.- 
Archive,  H.  Nr.  5].  ].  Bd.).  Ebensowenig  anterliegt  es  einem  Zweifel,  dass 
die  Wiener  Hof  kammer  in  ihrem  Eifer,  deutsche  Colonisten  dort  onterznbringen, 
häoßg  die  Bom&nen  depossedierte,  ja  geraden  ?ertrieb.  So  schied  sie  im 
Jahre  1717  das  Terrain  von  Banya-Bogsan  für  Bergbaazwecke  aos  dem  der 
altmmänischen  Ansiedlang  Vasiova  aas  (J.  SzentkUray,  Szäz  6t,  8.  '2 "2^ 
machte  sie  am  das  Jahr  1720  die  Ram&nen  aas  dem  Dorfe  Szökla  wei  i  i 
am  das  deatsche  Nea-Arad  za  grfinden  (Ebenda,  S.  253),  and  Uj-Moldova 
liatte  so  lange  es  Bosznyäk  hiess,  aas  der  Wallachei  lagewanderte  Ram&nen 
zu  Bewohnern  (Fr.  Pesty,  Krassd,  II.  39).  Die  blatigen  Beatezfige  der 
Rumänen  zar  Zeit,  wo  die  Türken  zum  letzten  Male  besagte  Gegenden  vor- 
übergehend Innehatten  (1738),  deren  Zielpunkte  zumeist  deutsche  Colonieen 
waren  (J.  SzentkUray,  Sziz  6y,  Note  zu  S.  267),  bezweckten  nicht  M 
die  Befriedigung  der  Raubgier,  sondern  auch  die  Vergeltung  erlittener  Lniiü. 
Was  schliesslich  die  nationale  Autonomie  anbelangt,  von  der  dieselben  träumten, 
HO  hat  den  bezüglichen  Sachverhalt  AI  Wlad  in  seiner  Schrift  ,A  roman 
n^p  es  ügye«  (Das  roman.  Volk  und  dessen  Anliegen,  Logos  1863),  S.  126  ff. 
weit  objectiver  dargelegt,  als  Tinku-Velea,  auf  diesen  sich  berufend,  es 
in  seiner  »Kirchengeschichte*  thut,  und  die  einschllgigen  Urkunden  sind 
bei  Fr.  Pesty,  Krass<),  UI.  Bd.  (ürkundenbuch)  unter  Nr.  312  und  r.20 
abgedruckt  zu  finden.  Vgl.  auch  des  letztgenannten  Autors  ,A  SzOr6nyi 
bänsäg«  (Budapest  1877),  I.  Bd.  S.  H.  Ebenda  wird  (8.  418^417)  Manches 
beigebracht,  was  zum  Beleg  dafür  dient,  dass  der  altrum&nische  Adel 
im  südöstlichen  Ungarn  mit  dem  magyarischen  wider  die  Deutschen 
und  Serben  dort  gemeinsame  Sache  machte.  DieMS  Bfiodoits  reichte,  wenn 
nicht  in  noch  ältere  Zeit,  bis  ins  Jahr  1 688  zurück,  wo  die  vor  der  Türken- 
herrschaft  im  a.  g.  Severiner  Baoato  begütert  gewesenen  Edelleate,  um  diese 
ihre  Stammgüter  zurflckzaerhalteD ,  ant  ihrer  Mitte  den  Ptttor  MMskäsy, 
Michael  Ivuly  und  Frans  FUAh  nadi  Wien  gSMhickt  hatten.  Die  Pracht 
dieser  Bemühungen  war  jedoch  trotz  der  Inanspruchnahme  des  JesaitM  P. 
Sigmund  Vizk61eti,  der  den  Vermittler  bei  Hof  maehM  ioUle,  keine  andere, 
alt  dass  die  Edellente  am  24.  Jali  1689  ihre  fragUcliai  CHMnr  durch  den 
HofcoHmiseär  Grafen  Sigmund  Christof  Brenner  blos  pachtweise  einge- 
antwortet erhielten  und  Kaiser  Leopold  sich  aosdrücklich  das  Reohi  vorbehielt, 
neue  Donationsurkunden  darüber  aonottellan.  Das  war  ein  naftirUoher  Aos- 
floss  des  neoacquistiacbeD  Priaiipt.  Aber  die  davon  BatroiMen  empiuidfll 
diese  Kränkung  ihrer  Bgilkiirechte  um  so  härter,  Je  weaigar  der  Kalitr 
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geneigt  war,  die  aite  Komitate-YerfiiBfiaiig  uon  wumIit  umzufahren  iin*l  die 
?on  den  TArken  des  Banem  serbischer  nnd  mm&nischer  National It^it  ab- 
genoromenen  Lasten  gegenüber  den  Qmndherm  vom  Neuen  ihnen  aafzaladen. 
Vielmehr  liess  er  den  wahrscheinlich  mit  der  Einrichtung  des  Finanzwesens 
im  neaeroberten  Ckbiete  betrauten,  kais.  Pro?iantofßzior  Michael  Sz&va,  einen 
Serben,  nngeeiraft  gew&hren,  als  dieser  die  Adelsprivilegien  verletzte. 
Hierfiber  beklagten  sich  die  Edellente  bei  einer  am  12.  September  1689  zu 
Karansebes  anter  dem  Vorsitze  des  Qenerals  Qrafen  Herbeville  abgehaltenen 
Berathachlagnng.  Sie  erneuerten  ihre  bezfiglichen  Bitten  und  Beschwerden 
unterm  9.  Januar  169ri.  Denn  inzwischen  war  M.  Szava  vom  Kaiser  zum 
Obergespan  des  Severiner  Komitats  ernannt  worden.  Erst  im  Oktober  1 G98, 
w&hrend  der  ärgsten  Kriegsnoth,  gab  der  Kaiser  dem  Wunsche  der  Edelleuti' 
nach,  welche  den  P.  Macskasy  zum  Obergespan  erhoben  sehen  wollten.  Der 
am  26.  Januar  1699  abgeschlossene  Frieden  von  Karlowitz  bestimmten  den 
Adel,  sich  ins  Hunyader  Komitat  zurückzuziehen,  zumal  er  durch  Abtretung 
des  Severiner  Gebiets  an  die  Pforte  auch  der  Pachtgüter  verlustig  gieng. 
Er  wollte  für  diese  in  der  Umgegend  von  Borosjenö  und  Halmagy  entschädiget 
werden,  wo,  wie  er  im  Jahre  1702  der  dortigen  Einrichtungscommission  be- 
deutete, jetzt  »doch  nur  Fremde  wohnhaft  wären*  und  die  Hand  eines  Un- 
bekannten, der  übrigens  die  grollenden  Intentionen  des  Adel  sicher  genau 
kannte,  schrieb  auf  das  betroffende  Gesuch  die  Worte:  »Non  dimlttitur  pec- 
catom  nisi  restituatur  ablatum.*  Die  Commission  antwortete  indessen: 
es  sei  des  Kaisers  Wille,  dass  daselbst  zur  Yertheidigung  der  Grenze 
Serben  angesiedelt  werden.  Der  Bäköczy'sche  Aufstand,  durch  derartige 
Vorkommnisse  gefördert,  unterbrach  die  Action  des  Adels.  Karl  VI.  zögerte 
nicht,  den  Peter  Macskasy  als  Obergespan  des  Severiner  Comitats  anzuer- 
kennen, in  welcher  Eigenschaft  er  ihn  unterm  2.  Febr.  1712  zum  ungar. 
Landtag  einberief.  Aber  die  einschlägigen  Anträge  der  Stände,  die  damals 
und  zehn  Jahre  später  ihm  vorgelegt  wurden,  fanden  nicht  seine  Billigung. 
Vielmehr  wurden  das  ehemalige  Temescher  und  Severiner  Banat  unter  ihm 
auf  deutschen  Fusse  eingerichtet  (worüber  nunmehr  in  J.  S  z  e  n  k  k  1  ä  r  a  y'  s 
Werke  »Szäz  6v*,  S.  141  ff.  Aktenm&ssiges  in  grosser  Ausführlichkeit  vor- 
liegt). Die  Reklamationen  der  Bethlen,  Csäky  u.  a.  Adelsfamilien,  die  ihre 
dortigen  Stammgüter  wieder  zu  gewinnen  hofften,  liess  Karl  VI.  so  gut  un- 
berflcksichtiget ,  als  es  seine  Vorgänger  gethan  hatten.  So  entbehrte  denn 
auch  das  magyarische  Element  in  jenen  Gegenden  zunächst  einer 
Stfltn,  an  der  es  sich  dort  wieder  hätte  emporrichten  können.  Anderswo 
dagegen«  wie  speziell  im  Beköser  Comitate,  war  es  rasch  zur  Hand,  als  die 
ersten  deutschen  Colonieen   seinen  angestammten  Grundbesitz  sich  aneig- 
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neten.  Siebe  L.  Haan,  Bekte  Yärmegye  bajdana  (Pest  1870),  S.  56, 
S.  135.  Nach  Mezu-Bertoy  kamen  im  Jabre  1727  die  Aber  die  Hotter 
Ton  Doboz  und  Sarkad  zerstreuten  Magyaren  zurück,  hoben  die  beim  Ab- 
zage (in  der  Bäköczy'schen  Zeit)  yon  ihnen  Yerttedrte  KirdMOglocke  an 
dem  Brunnen,  der  sie  barg,  and  begannen  sieh  ?om  Neoen  als  proteetan- 
tiscbe  Kirchengemeinde  zu  constitnieren.  —  Der  Fall,  dass  Bnmänen  Tor 
rückkehrenden  Magyaren  zurückwichen,  ereignete  sich  um  diese  Zeit  zn 
Oynla-Vari  im  Bek^ser  Comitate  (£.  Palngyay,  Magyarorstig  lY.  179) 
An  manchen  Orten,  wie  z.  B.  zn  Qynla,  setcten  sich  die  dent sehen  An- 
kömmlinge mit  den  magyarischen  Vorbewohnem  dergestalt  auseinander, 
dass  sie  abgesonderte  Gemeinden  bildeten  (Ebenda  IV.  164).  Je  mehr 
gegen  Süd-Osten  ein  Comitat  liegt,  desto  l&nger  dauerte  es,  bis  das  magy- 
arische Element  nach  Beendigung  den  türkischen  Herrsehaft  dort  vom 
Neuen  festen  Fuss  fasste.  So  mussten  um  das  Jahr  1730  das 
Zarander  und  das  Arader  Oomitat  sich  wechselseitig  mit  Beamten  aushelfen, 
und  gab  es  in  letzterem  ausser  der  Hofkammer  nur  3  adelige  Qroaegrund- 
besitzer,  worunter  Mos  Ein  Magyare  (Frh.  Ton  Jösika)  war.  (G.  F4biÄn, 
Arad  yärmegye  leiräsa,  L  Bd.,  Ofen  1835.  S.  17).  —  Von  dem  Verhalten 
der  Regierung  gegen  die  Serben  handelt  die  n&chstfolgende  Anmerkung. 
256)  Durch  die  Vertröstungen,  womit  der  Wiener  Hof  die  Serben 
auf  ungarischem  Boden  hinhielt,  misstrauisch  geworden,  gaben  die  Serben 
reichlichen  Anlass  zu  Besorgnissen,  indem  sie  sowohl  fom  maaiachen  dar 
als  von  Bäköczy  eine  Aenderung  ihrer  prek&ren  Lage  erwarteten  nnd  Be- 
ziehungen zu  Beiden  unterhielten.  Prof.  Schwicker  hat  im  Feuilleton 
des  «Pester  Lloyd»  (Nr.  261  ff.  vom  Jahre  1881)  unter  dem  Titel 
«Russische  Umtriebe  in  Ungarn»  mehrere  Auftfttie  yerOffentlicht,  welche  das 
bezügliche  Sinnen  und  Trachten  beleuehten  und  wo  namentlich  heryorgehoben 
ist,  dass  der  Belgrader  Metropolit  Moses  Petroyich,  den  der  1722  n 
Neusatz  yersammelte,  serbische  Kirchenkongress  zum  Bnldaehof  yon  Karlo- 
witz  erwählte,  kurz  zuyor  persönlieh  in  Moskau  erschienen 
war,  um  »den  Czar,  den  er  einen  neuen  Ptoldm&ni  nannte,  su  beglflekwüoieliiii 
und  zu  bitten,  Peter  möge  durch  Absendung  yon  Lehrern  und  Büchern  in 
die  slayischen  Gebiete  ein  Apostel  dieser  Vülker  werden.«  Am  Brfolge  dieaee 
Schrittes  partizipierten  auch  die  ungarischen  Serben,  da  der  Wiener  Hof  die 
im  Jahre  1726  wiederholte  Wahl  des  Petroyich  anerkannte.  Die  mit  Bussland 
angeknüpften  Verbindungen  dauerten  fort  Der  Nachfolger  dat  Ertbiaehofr 
Petroyich,  Vikentie  Joyanoyich,  schickte  den  griechischgliubigen  Oftier  Berbeo 
auf  ihre  Bitte  im  Jahre  1784  den  Lehrer  Maxim  Suwaray  zu,  welchen  Czar 
Peter  L  aus  Moskau  abgeordnet  hatte,   damit  er  das  serbische  Volk   in 
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Ungarn  unU?rrricbU>.  iMuser  v«'riueiii<»  u»'i  seiner  AiiKunit  H)0  -l'.nkvarf* 
(Klementarbücher)  and  100  slayische  Grammatiken  and  licss  sidi,  nnIu  il«r 
Historiker  Bai6  ia  seiner  handacbriftlichen  Qescbicbte  meldet,  die  Unterweisung 
der  serbiscben  Jagend  (kaam  im  Katechistnas  allein,  wie  es  dort  8.  IKi 
heisst)  sebr  angelegen  sein.  Siehe  Q  a  b  r.  V  i  t  k  o  v  i  c'',  Sporaenici  iz  badimskog 
i  peituBkog  arcbifa  (Urkanden  a.  d.  Ofher  and  Pester  Arcbive),  11.  Bd., 
Belgrad  1873,  Urk.  73.  Ebenda  (Urk.  113)  ist  eine  Zascbrift  des  Krzbiscbofs 
JoTanoficb  and  zweier  ihm  antergeordnetor  Bischöfe  so  wie  mehrerer  Offiziere 
der  serbischen  Miliz  im  kais.  Dienste  an  die  Erzbischöfe  von  Qross-Noygorod 
and  OroBsrassland  vom  1.  Augast  1736  mitgetheilt,  welche  die  Verwendung 
dieser  bei  der  Czarin  Anna  zu  dem  Zwecke  in  Anspruch  nimmt,  dass  serbische 
Candidaten  des  geistlichen  Standes  in  rassischen  Klosterscbulen,  Laien  aber 
in  den  rassischen  Militär-Akademieen  Aufnahme  finden,  dass  sie 
(die  Kaiserin)  Schal-  und  Kirchenbücher  and  Paramente  sende  a.  s.  w. 
Anderer  Seits  meldet«  Räküczy  am  24.  Mai  1722  dem  französischen  Hofe: 
die  »Baseler*,  vormals  seine  geschwornen  Feinde,  hätten  ihm  nun  wiederholt 
ihre  Dienste  angetragen  und  würden  eine  moskowitische  Armee  als  ihren 
Messias  begrassen.  Krön  es,  der  in  s.  »Handbuch  der  Geschichte  Oester- 
reichs«  (IV.  Bd.  S.  156)  diese  auch  das  Obige  ergänzende  Notiz  bringt, 
fügt  bei :  » Räköczy  überschätzte  jedoch  diese  Symptome ;  sie  erlauben  keinen 
Schluss  auf  die  politische  Gesinnung  des  Serbenvolks  im  Ganzen,  und  jeden* 
fiills  war  die  vorhandene  Unzufriedenheit  entschieden  mehr  gegen  die  ungarische 
Staatsraison  als  gegen  den  Wiener  Hof  gerichtet.  Erst  im  Todesjahre  Kaköczys 
haben  wir  greifbare  Belege  von  einem  Aufruhr.  Der  Name  , Serbenaufstand* 
(räcsok  forradalma)  vom  Jahre  1735  ist  jedoch  eine  willkürliche  und 
deshalb  auch  nicht  zutreffende  Bezeichnung  eines  tollkühnen  Unternehmens 
serbischer,  magyarischer  und  rumänischer  Malcontenten,  dessen 
Motive  weit  weniger  in  der  Opposition  gegen  die  Einverleibung  der  Theiss- 
Maroscher  Grenze  und  die  kirchlichen  Unionsbestrebungen  der  Regierung,  als 
in  der  Agitation  der  räkoczy'schen  Emigranten  und  im  örtlichen  Drucke  der 
adeligen  Grundherrschaft  wurzelten.  Es  war  ein  Kuruzzenkrieg  in  neuer 
Auflage  and  die  Hauptzahl  der  Führer  bildeten  magyarische  Kak<j€zyaner.* 
So  richtig  diese  Bemerkungen  sind  (ich  fand  sie  durch  den  Wortlaut  des 
über  Pero  Szegedinec  und  dessen  Genossen  gefällten  Strafurtheils,  das  auf  der 
Münchner  Staatsbibliothek  unter  der  Signatur  » Crim.  1 02  *  als  Flugblatt  sich 
vorfindet,  vollauf  best&tiget),  so  haben  doch  die  Serbenfeinde  die  in  Kede 
stehende  Bebellion  zu  Verdächtigungen  benutzt,  welche  die  Ausführung  des 
Vorhabens  der  Begienmg,  unter  den  beargwöhnten  Serben  eine  stramme 
militärische  Ordnung  einzuführen,  besdilsan igten.    Die  betreflbndea  Mastregeln 
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siehe  bei  Vanicek,  Specialgeschichte  der  MUit&rgrenze,  I.  Bd.  S.  435  bis 
478.  In  den  ongarischen  Stftdten  ist  es  den  Serben  anter  Karl  VI.  äbel 
ergangen.  Sie  worden  mehr  and  mehr  zarückgesetzt,  trotz  der  Schatzdekrete, 
die  sie  erwirkten.  Und  es  waren  da  Tornehmlich  Deutsche,  welche  sie 
aas  den  Magistratsstellen  yerdr&ngten.  Belege  hieffir  enthält  das  yorangeführte 
Werk  des  Belgrader  Professors  Gabr.  Vitko?i6,  I.  Bd.  Urk.  17G,  IL  Bd. 
UrL  88  and  116.  Die  Unterdräcknng  der  gr.-or.  Kirche,  ohne  Zweifel  damals 
schon  die  beste  FOrdernng  der  rassischen  Pl&ne,  warde  bei  den  angarischen 
Serben  minder  drastisch  betrieben,  als  in  Ober-  and  Unter-Slavonien  and  in 
Altkroatien,  wo  die  Grazer  Kriegsstelle  mit  Dekret  yom  25.  No?ember  1739 
die  Wieder besetznng  des  Bischofssitzes  za  PlaSki  verbut  (M.  Sladovi^, 
PoY^sti  biskapijah  Senjske,  Triest  1856,  S.  310),  nachdem  za  Marcsa  and 
Lepavina  in  der  s.  g.  Militärgrenze  (wie  schon  J.  v.  CsaploYics  in  seinem 
Werke  »Slavonien  and  zam  Theil  Croatien*,  II.  Tbl.  Pest  1819,  8.  23  nach 
den  von  gr.-or.  Seite  empfangenen  Informationen  erzählt  hat)  einige  Jahre 
fräher  die  Griechischglänbigen  dnrch  »alle  ersinnlichen  Misshandlnng^* 
zar  Annahme  der  Union  gezwungen  worden  waren  and  das  bewaUhsits  Volk 
sich  darob  wiederholt  empört  hatte  (ebenda,  S.  24  and  25).  Vgl.  aach 
Vaniöek  a.  a.  0.  I.  381  ff.  and  (was  namentlich  die  von  den  wieder- 
strebenden Griechischgläabigen  verübten  Gräoel  anbelangt)  das  gediegene 
Werk  des  Inusbracker  Professors  Dr.  Kik<»l.  Nilles  »Symbolie  ad  illa- 
strandani  historiam  Ecclesiae  orientalis  in  terris  Coronas  8.  Stephan!*,  Innsbr. 
1885,  Vül.  II.  p.   755-67. 

256)  Wie  sehr  es  fdr  ein  Gebot  der  Osterr.  Staatsraison  galt,  die  Ra- 
mänen  der  morgenländischen  Kirche  abwendig  zn  machen  and  mit  dem 
päpstlichen  Stahle  in  Verbindang  zo  bringen,  Isbrt  die  etwa  1 5  Jahre  nach 
dem  Tode  Karls  VI.  verfasste  »Informatio  generalis  de  praetsnsione  Jaris- 
dictionis  Kpiscopi  Komano-Catholici  Magno-Varadiensis  et  Episcopi  non  aniti 
Aradiensis*,  welche  das  Wiener  Btaats-Archiv  (anter  der  Handscbriften-Signatnr 
292)  verwahrt.  Darin  heisst  es  8.  11 :  »Tranaüvania  fere  ex  integre  Vahichica 
est;  iidem  Valachi  cam  Bathenis  Uangariae  partsm  bonam  incolant  Utraqns 
Natio  miyori  ex  parte  jam  anita  est  i.  e.  vere  Austriaca.*  Und  8.  12 
wird  die  Aiipreisang  der  Union  als  tinss  Mittslt,  dtn  roMischsn  Binlliin 
hintanznbalten,  mit  folgsndsD  Wortsn  bsfrfliidst:  ,0b  sab  taasii,  ^vta  aus 
Moscovitis  jam  habent  notitiam  ant  amidtiam  ssmpsr  cum  iis  Mi  bosist 
erant  aat  amici.  Gravi  hasc  res  non  levis  probater  Argnmento  et  BsUnn 
cam  Tarcis  a  Psiro  Tiaro  snb  initima  hi^as  secnli  gsstaro  veritatem  ht^ 
dicti  ostendit  darios,  quo  tempone  qnotqnot  Sehismatici  in  haere- 
ditariis   Regnis,  praecipne  vero   Rasdani,   fnerant  ab   ipso  Pstro 
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Ttaro  animati   et   in   societatem  Armornm  ?ocati  jam   parati 
•  rant  et  jouctori  pro  certo  füissent  Arma  Tuuro  ai  idem  in  Moldavia  feli- 
dons  progroasna  belli  babuisaet«    Dasa  naiiianttich  bei  dieaem  Anlaaae  aacb 
die  Bom&Den  der  Beeinflnaanng  dnrcb  den  Czar  onterlaj^n,  wnrde,  wie  die 
»InformaÜo*  weiter  erw&hnt,  dorcb  die  Randacbreiben  desselben  an  die  Popen 
der  dem  Kriegaschaaplatie  naben  Gegenden  dargetban,  die  anter  den  Papieren 
das  in  Wieo  geüuigenen  Tmppenfübrers  Catakozen  sieb  vorfanden.    Die  £r- 
OrteningeD,    welcbe  diese  Denkscbrift  entbält,   dreben   sieb  im  Wesentlicben 
am  das  Becbt  des  gr.-or.  Arader  Bischofs,  im  Bereiebe  der  röm.-katbol.  Qross- 
wardeiner  Diözese  (also  bei  Bamänen)  Eircbenvisitationen  vorzunebmen.  Karl  VI. 
▼erwebrte  solcbe  dem  Biscbofe  Vikentie  Jovanovieb,  weleber  aber  nacb  seiner 
Erhebung  zum  Metropoliten   dies  zum  Gegenstand  wiederholter  Beschwerden 
maebte  und  verlangte,  dass  die  »Natio  Valacbiea*  und  die  »Natio  Bu- 
thenica*  der  dem  »illyriscben*  Volke  verliebenen  Privilegien  tbeilbaft  werden 
sollen.    (Erlass   der   ungar.  Hofkanzlei  vom  8.  Juni   173r>    an   das   Bibarer 
Komitat  im  Archive  desselben).    Inzwischen  hatte  der  röm.-katbol.  Clerus  das 
Femebleiben  des  gr.-or.  Bischofs  benutzt,  um  fär  die  Union  zu  wirken  und 
er  behauptete  sogar  im  vorgenannten  Jahre,   dass  es  gar  keine  nichtunirten 
Bnm&nen    in    der   örosswardeines   Diözese   mehr  gebe.     Da   der   Metropolit 
JoTanovich  das  Gegentheil  behauptete,    so  ordnete  der  Kaiser  mit  Erlass  an 
die   Ungar.   Statthalterei  vom  1.  März  1785    eine   commissionelle   Erhebung 
über  die  Zahl  der  Angehörigen  der  beiden  Kirchen  im  Biharer  Komitate  an. 
Die  Erhebungen  begannen  jedoch  erst  zu  Ende  Februar  1737  und  der  neu- 
emannte Arader   Bischof,   Isaias  Antonovich,   der   sich    zu   seiner  Sicherheit 
von  einer  Milit&r-Eskorte  begleiten  liess,  trat  schon  am  11.  März  des  näm- 
lichen  Jahres   aus    der   Commission,   weil,   wie   er   in    Protestform    erklärte, 
Beamte   des   röm.-kathol.   Grosswardeiner   Bischofs   das  Volk   durch   Schläge 
▼on  dem  Geständnisse  abhielten,  dass  es  in  kirchlicher  Beziehung  nicht  unter 
Letzterem,    sondern  unter  dem  Arader  »Vladika*  stehen  wolle.    Dem  wider- 
sprach zwar  der  bischöti.  Provisor  von  Bel6nyes,  gegen  welchen  diese  Anklage 
zunächst  erhoben  worden  war;  aber  dieselbe  ist' glaubwürdig  da  weder  in  den 
höchsten  noch  in  niedrigen  Begierungskreisen  die  mindeste  Geneigtheit  bestand, 
dem  Unionsgeschäfte  Hindernisse  zu  bereiten.    Nach  einem  bei  N  i  1 1  e  s  a.  a.  0. 
S.  525  abgedruckten  Schreiben  einer  grossen  Anzahl  von  rumänischen  Priestern 
des  Biharer  Komitats   an  den  Primas  von  Ungarn  d.  d.  17.  April  1736  zu 
urtbeilen,  hat  freilich  der  genannte  gr.-or.  Bisehof  gegen  Diejenigen,  welcbe 
ihm  den  Gehorsam  kündigten,  noch  weit  ärger  gewüthet    Nur  fällt  in  diesem 
Schreiben  auf,  dass  die  Unterzeichner  desselben  die  serbische  Nationalität 
dea  Bischofs  in  verächtlicher  Weise  betonen  (nee  unquam  babuimus  animum 
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acceptandi   Kasciaimm   hone  Vladicam),   also   bei   den   wider   ihn  erhobenen 
Anklagen  Nationalhass  mit  im  Spiele  gewesen  zn  sein  scheint.     Aach  in  der 
Marmaros  griff  zor  Zeit,  wo  im  Biharer  Komitate  die  Torerw&hnte  Yorsichts- 
massregel  getroffen  wnrde,  der  Abfall  von  der  Union  unmer  mehr  un  aieh. 
Die  handschriftliche  »Historia   CoUegii   Piamm  Scholamm  Siigvttieiitis*  be- 
richtet darüber  p.  13:    »Anno   1735  mense  Octobri  qnod  moliebantor  et 
attentavernnt  Bntheni  et  V a  1 1  a c h i  Presbyteri  M*fni#tift^  dignnm  est  tradita 
(sie!)  memoriae  posteromm.  Nimirnm  inter  alio«  dno  ambitioei :  Joannes  Sztcjka 
Kövesligetiensis  Proto-Popa  et  Jonas  Ircholczensis  Proto-Popa  de  Eadem  ex 
consilio  et  instigatione  CalTinistamm  Principaliam  coram  Comitatensibns  mnltis 
(praetensionem  mo?ebant)  de  eligendo  sibi  Episcopo  ex  gremio  sno  nt  qaondan 
(talem)  babebant  (fgL  obige  Anmkg.  82  aof  8.  154)  allegaotes  8oa  Prifilegia 
iisqne  alios  in  illnd  stimnlantes  ne  dependerent  ab  Illnstr. 
Dom.  Episc.  Mankacssiensi  recenter   electo,  viro  alias  docto  et  Theo- 
logo Timaviae  absolato,   ne?e  se  nnitos  Catholicis  demonstrent* 
Daza  bemerkt  der  Piarist  Simoncics  in  seiner  handschriflL  fieschreibong 
der  Marmaros:  am  24.  Mai  1787  sei  der  onirte  Priester  Gabriel  BlasoTskj 
za  Szigeth  darch  den  Vice-Gespan  (also  kaum  ohne  Aatistenz  der  be- 
wafibeten   Macht)   »contra  qaosdam  renitentes*  snm  BisdMf  von  MnnkAcs 
and  der  Ifarmaros  proklamirt  worden.     Karl  VI.  lies«  diesem  JMsehof  eine 
jährliche   8ab?ention  Ton  1000   Golden   aosbeiahlen   (Joan.  BasiloTits, 
Brev.    notit.  fandai   Theodori  KoriathoTits,  T.  UL  p.  187).     Weit  grössere 
Opfer  war  er  zu  bringen  bereit,  damit  aach  im  Temescher  Banate  and 
in   den  angrenzenden   Gebieten   die  Union  sich  aosbreite.     Unterm 
10.  Mai  1738  richtete  er  an  die  Administration  jenee  Banats   ein  Befehl- 
•chreiben,  welches  folgende  Aoftr&ge  enthftlt:  1.  im  Sprengel  der  röm.-kith. 
OnniLder  DiOzese  ist  ein  Tom  Vorstände  dieser  onabhAngiger  Blfdiof  »graect 
ritos,  com  Eccles.  Bomana  Gatholica  anitos*  zn  bestelleo;  ihm  sind  8  Mönche 
beizugeben,  die  gleichsam  sein  Domcapitel  bilden  and  die  Jagend  onterrichiMi. 
2.  Derselbe  soll  seinen  Sitz  entweder  za  Moldava  oder  za  UJ-Plüanka  nehmen 
and   ein   auf  12  Studierende  berechnetes  Alamnat  zor  Seite  haben.    3.  AU 
Fond  zur  Bestreitong   der  bezüglichen  Aaslagen  sind   drca  40.000  Galden 
bestimmt   4.  Ausserdem  wird  dem  Biaehofe  sowohl  als  den  Mönchen  and  den 
Alumnen  ein  jährliches  Einkommen  too  8500  Galden  durch  Venclireibang 
mehrerer  an  der  Theifs  gelegener  Dörfinr  gesichert   5.  Jeder  der  Union  bei- 
tretende P&rrer  erhält  solange  er  dabei   bleibt  aas  der   »Catu  Pvocho- 
rum*  eine  Congma  von  100  Galden  im  Jahre  (Fr.  Pesty,  Krasaö  fAnnegje 
tört^nete,   IV.  Bd,  Urk.  584).     Als  VorbUd  diente   da  gewistenniisen  was 
für  Förderang   der  Union  in  Siebenbürgen  bereits  geaeheben  war.    Er 
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WM0  sehon  d«n  1715  «miiiitMi,  aber  erst  im  Jabre  1721  todi  Papito  ba- 
BdÜgten  aDd  prüconisirten  Bischöfe  Johann  Pataki,  dem  er  »Valachorum, 
Bothenomm  et  Bascianornm  iu  . . . .  Principata  (TransiWaniae)  partiboeqae 
Begni  Hongariae  eidem  annexis  graoci  ritns  Sanctae  Bomano-Catholicae  £c- 
deaiae  onitoniin  Kpiscopatam*  verlieh  (Nilles,  a.  a.  0.  8.  409),  die  f&rstL 
Burg  KU  Fogaras  aU  Beeidenz,  ferner  ein  Jahreseinkommen  yon  'iOOO  Golden 
and  die  Cameral-Hemcbaft  Siamos-UjvAr  nebst  einer  Besitenng  tn  Ober- 
SiombatlklTa  n&cbat  Fogaras  als  Dotation  zn.  (Graf  Dominik  Teleki  in  der 
Zeitschrift  »Budapest!  Szcmle*  von  186S,  17.  Bd.  8.  55  nach  Urkunden  im 
ArcbiTe  seiner  Familie  zu  Maros-Vasarbely).  Nachdem  Jobann  Kloin  (Micu) 
im  Jahre  1729  dessen  Nachfolger  geworden  war,  crbielt  das  Bisthum  statt 
obiger  Guter  die  Dom&ne  Blasendorf,  welche  um  3000  Gulden  mehr  ertrug, 
and  dieses  Pias  wurde  zum  Unterhalt  von  11  Möncben  und  20  Seminar- 
zöglingen 80  wie  zu  Stipendien  für  3  in  Rom  auszubildende  Priester  bestimmt. 
Den  formellen  Abschluss  fand  die  erweiterte  Stiftung  allerdings  erst  durch 
ein  kais.  Diplom  vom  21.  August  1738,  also  einige  Wochen  nach  dem  an 
die  Temesvarer  Administration  erlassenen  A.  h.  Befehlschreiben;  aber  der 
Wesenheit  nach  war  Alles  bereits  früher  geordnet.  Dafür,  dass  Bischof  Klein 
600  Popen  in  der  wankenden  Anhänglichkeit  an  den  päpstl.  Stuhl  bestärkte, 
belohnte  ihn  der  Kaiser  mit  der  Erhebong  in  den  Freiherrnstand.  Siehe 
Tim.  Cipariu,  Acte  si  Fragmente  istor.-beserecesci  (Kirchengeschichtliche 
A.  u.  Fr.),  Blasendorf  1855,  S.  93  und  94.  Vgl.  auch  das  mehrcitierte 
Werk  von  Nilles,  wo  aber  die  Dotations- Verhältnisse  nur  oberflächlich  be- 
räbrt  sind.  Da  es  nicht  gelang,  das  Schisma  in  Siebenbürgen  gänzlich  aus- 
zurotten, wurde  durch  den  der  kirchlichen  Union  geleisteten  Vorschub  in 
politischer  Beziehung  nur  da.s  Gegentheil  von  dem  Erstrebten  erreicht,  nämlich 
eine  fortwährende  Beunruhigung  der  Bevölkerung,  die  den  Gegnern  einer 
Consolidierung  des  Habsburger-Reiches  erwünschte  Gelegenheit  bot,  diese  zu 
hemmen  und  hintanzubalten.  Es  hat  den  Anschein,  dass  man  selbst  in  den 
Kreisen  der  Wiener  Regierung  sich  keiner  Täuschung  über  die  Gefähr- 
lichkeit jener  Einmischung  in  die  religiösen  Verhältnisse  hingab.  Denn 
sie  erreichte  unter  Karl  VI.  ihren  Höhepunkt  gerade  zur  Zeit,  wo  Russland 
Oesterreichs  Bundesgenosse  im  Kriege  gegen  die  Türkei  war  und  demzufolge 
die  Bolle  des  Protektors  der  Griechischgläubigen  seinem  Verbündeten  gegen- 
über weniger  eifrig  spielte  als  sonst. 

257)  Unterm  16.  Mai  1737  wendeten  mcIi  «in*  in  Warasdin  zum  Landtag 
versammelten  kr.-slav.  Stände  an  die  Landschaften  Innerösterreichs  um 
nachbarliche  Hilfe  beim  soeben  ausgebrochenen  Türkenkriege.  Die  krainer  Land- 
schaft verhandelte  darüber  in  einer  am  22.  Juli  abgehaltenen  Conferenz  und  be- 
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schloss,  »in  Erwägung,  dass,  wie  den  Ante-ActU  n  «otiielmiMi,  man  dergleichen 
Saccnrs  obgedaehten  Königreichen  in  tu  wegen  oftmals  geleistet*  —  den 
Ständen  derselben  15  Ctr.  Polyer,  30  Ctr.  Blei,  6  Cti.Lnnten  und  2000  Flinten- 
steine za  verabfolgen.  Diese  Munition  sollte  bis  Siszek  auf  Kosten  der  krainer 
Landschaft  yerfrachtet  werden.  (Krainer  Landtags-Protok.  Bd.  46  BL  273  im 
landschafU.  Arch.  zu  I^bacb).   Vgl  obiger  Anmkg.  62  auf  8.  98. 

258)  Hieza  muss  namentlich  der  Natien  gerechnet  werden,  weldienKroaüoi 
und  mehr  noch  Slavonien  sich  ?ou  «ier  Begalierung  des  SaTe-Flnsses 
versprechen  durfte,  deren  Kosten  nicht  sowohl  diese  Länder  battritten,  als  viel- 
mehr die  krainer  Landschaft  und  die  der  Steiermark  imAnfcUmw  andieOrazer 
Hofkanimer.  Laut  einem  Kescripte  der  Geheimen  Steile  in  Qnz  Tom  4.  Febr.  1738 
(Krainer  liündiags-Protok.  Bd.  46.  Bl.  270  a.a.O.)  trag  dazu  die  genannte  Hof- 
kammer 60.000,  die  steierm.  Landschaft  10.000  Onlden  bei  und  war  damals  die 
krainer  Landschaft  mit  7500  Gulden  im  Ansitaiide.  Der  ihr  angMomme  Be- 
trag belief  sich  gleichfalls  auf  10.000  Gulden.  Sie  bewiUigte  ihn  zwar,  klagte 
aber,  dass  ausser  dem  Militär  -  Aerar  (bezüglich  der  Proviantfuhren)  nur  jene 
beiden  Länder  Vortheil  daraus  ziehen  werden,  Krain  dagegen 
Schaden  davon  haben  werde,  weil  die  Zufuhr  verschiedener  BodflDeneagnmae  da- 
durch erleichtert,  also  der  Preis  der  inländischen  dadurch  gedrückt  wird  (Kniner 
Landtags-Protok.  Bd.  45,  BL  238  a.  a.  0.).  Hiebei  nbemh  lie,  dass  die  Be- 
günstigung der  Ausfuhr  dem  Herzogthume  Krain ,  freilich  auch  jenen  aiider«i 
Ländern,  manchen  Gewinn  eintragen  musste.  Als  das  Flnssbett  der  Safe  noch 
weniger  verwildert  war,  befuhren  Handelsschiffe  von  Krain  aas  den  Flosa.  Jos. 
Georg  V.  Thalberg  meldet  in  seinem  »  Epitome  chrunologica*  (Laibach  1714), 
S.  86  zum  Jahre  1689:  »Belgrado  intercepto  primus  omnium  Balthasar  Blasnig 
mercator  mercibub  suis  navi  impositis  ea  non  procul  Labaco  in  Caschlo  oppido 
conscensa  secondo  fluvio  Savo  iter  tentans  felicitor  eo  (d.  h.  in  Belgrad)  appnlit 
ac  aliis  eo  negotium  instituendi  exemplo  praeivit  *  Ausserdem  musste  der  Um- 
stand, dass  die  Hafenplätze  Fiume,  Buccari,  Porto-B^,  Novi  o.s.w.  daaals  von 
InnerOsterreich  aus  verwaltet  wurden,  die  Kroaten  bestinunen,  mehr 
hieher  als  nach  dem  Uinterlande  Ungarn  zu  inclinieren.  Waren  es  ja  doch  aus- 
schliesslich die  österr.  Behörden,  welche  Fiome's  Handelsthätigkeit 
belebten,  Porto-B6  zu  einem  Kriegshafen  machten,  dem  Orte  Buccari  durch  die 
dahin  verlegten  Administratious-Aemter  sowie  durch  sonstige  Vorkehrangen  auf- 
halfen u.  8.  w. !  Der  Befehl  zur  Erweiterang  dee  Hafens  von  Boocari  ergieng 
im  Jahre  1719  nachdem  die  griechiachan  Kaofleate  in  Wien  kais.  Paleote 
und  Geleitscheine  erhalten  batleo,  damit  sie  sowohl  dort  als  in  Flome  orisD- 
talische  Waaren  aosschiffen  (Frankfurter  Relation  von  171 !»,  FriUahrsbericht, 
S.  8).   Damals  lief  auch  schon  ein  auf  Bechnuig  des  Kanfmannes  Niklas  Vivion 
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xa  So^jnia  UflraohiekM  Schiff  im  Fiamaner  Hafen  wiederholt  oiii  aud  ans. 
(Kbenda,  Herbetbericht»  8.  12.)  Um  Fiame  machten  sich  bald  darauf  die 
Troyer  und  Miller  ans  Tirol,  die  Stemberger  aus  Krain  n.  a.  Dent8ch6  hoch 
Terdient  Und  hat  nicht  Ursula  Ton  Holenegg  (Wittwe  Thanhaueer)  im  Jahre 
1726  die  fon  ihrem  Ehegatten  dem  Jesuiten-Collegium  zu  Judenburg  zuge- 
dachten Stiflimgsgflter  Kastoa,  Yeprinac  und  Moicenice  dem  Fiumaner  Gym- 
nasium nigewendet!  (Almanaoco  Finmano  fdr  1856,  S.  76).  Unter  solchen 
VerhftltDissen  wird  es  die  alteinheimische  Bevölkerung  von  Fiume  und  die  ge- 
wiss tahlreich  anwesenden  Kroaten  kaum  unangenehm  berührt  haben ,  dass 
Karl  YL,  als  er  im  September  1728  dort  die  Huldigung  entgegennahm,  die 
dain  Versammelten  durch  seinen  Vice-Hofkanzler  in  deutscher  Sprache  be- 
grtssen  lisM.  (Ebenda,  S.  37  ff.)  Joh.  George  Keyesler,  der  imJahro 
1730  die  Fiumaner  Bucht  besuchte,  berichtet  in  seinem  Beisewerke, 
IL  885 — 844  über  seine  dortigen  Wahrnehmungen  Folgendes:  »Die  Stadt 
(Fiume)  ist  sehr  volkreich  und  wohnen  mehr  begüterte  Leute  darin  als  zu 
Triest  .  .  .«  »Die  Levantische  Handlungs-Gesellschaft  hat  jetzt  ein  Comptoir 
in  Fiume  und  handelt  von  hier  stark  nach  Portugal  mit  Honig,  Wachs,  Oel,  Me- 
tallen, Mineralien,  Leinwand  and  anderen  Sachen,  die  sie  aus  Ungarn,  Schlesien, 
M&hren  und  Oesterreich  bekommt .  .  .*  »Buccari  ist  ein  guter  Handel-Platz, 
der  dem  Kayser  an  Zoll,  Licent  und  Accise  über  70.000  Gulden  jährlich  ein- 
bringt, da  (während)  Fiume  an  solchen  Einkünften  nur  auf  34.000  und  die 
ganxe  Grafschaft Görz  nur  auf  14.000  Gulden  steigt  .  .  .*  »Seit  einem  Jahre 
hat  man  bei  Porto-R^  einen  Hafen  und  Schiffstappel  angefangen,  der  unver- 
gleichlich sein  würde,  wenn  er  völlig  zu  Stande  käme.  Der  Yice-Admiral 
Deichmann,  ein  Däne  von  Geburt,  dessen  Wissenschaft  in  solchen  Dingen  sehr 
gerühmt  wird,  hat  die  Aufsicht  darüber  und  verhoffet  in  drei  Jahren  damit 
fertig  zu  seyn  ...  An  diesem  Werke  arbeiten  anjetzt  jährlich  400  bis 
500  Croatier,  die  wegen  des  armseligen  Zustandes,  worin  sie  zu  leben  ge- 
wohnt sind,  mit  einer  geringen  Bezahlung  vorlieb  nehmen.  Deichmann  giebt 
ihnen  das  Zeugniss,  dass  es  eine  stille  und  arbeitsame  Nation  sei.  Der  Hafen 
ist  breiter,  als  er  beim  ersten  Anblick  scheint,  und  werden  86  Kriegsschiffe 
in  einer  Linie  darin  liegen  können.  Yon  den  Strassenbauten,  durch  welche 
Karl  YL  die  Fiumaner  Bucht  mit  dem  Innern  von  Kroatien  verbinden  Hess,  war 
schon  oben  S.  3 1 7  die  Eede.  Ygl.  Fr.  M.  M  a  y  e  r.  Auf.  d.  Handels  etc  S.  79  ff. 
259)  Wer  sich  hievon  überzeugen  will,  braucht,  von  dem  in  obiger 
Anmkg.  64  auf  S.  233—243  Mitgetheilten  ganz  abgesehen,  nur  das  im 
Jahre  1752  (zu  Wiener-Neustadt)  gedruckte,  jedoch  mit  seinem  geistigen  Ur- 
sprungs sicher  in  die  Zeit  Karls  YL  zurückreichende  Werk  des  Paulaner- 
Eremiten  Joseph  Bedekovich:   »Natale  Solum  Sancti  Hieronymi  (unter 
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welchem  Titel  der  HaaptsAche  nach  eine  Geschichte  and  Beechreibong  der  Mur- 
insel sich  birgt)  zur  Hand  m  nehmiii.  Dlrin  wird  8.148  ein  itdi«ii8cta«r 
Schriftsteller,  der  den  h,  Hieiünjans  m  einem  Italiener  machte»  ibel  aage- 
laasen,  weil  er  nicht  bedacht  habe  »qnod  idioma  sit  principale  na- 
tionam  distiuctiTam*  and  dass»  so  wenig  die  Oallier  and  Hispanier, 
indem  sie  die  Rechte  der  ROmer  erlangten,  dadurch  m  Etaiem  wurden  (pro 
Bomana  natione  habiti  faerint),  so  wenig  aneh  dermalen  »Begna  Dalmatiae 
Croaüae  et  Slayoniae  ex  eo,  qaod  Sacr.  Coronae  Hangaricae  adnexa  sint,  pro 
ipea  Hangaria  censentar,  siqaidem  et  idiomate  et  jaribne  manici- 
palibas  ab  Hangaria  discernantar.«  Noch  aaff&lliger  ist  folgende 
Aeasserung  aaf  S.  233:  »Idioma  Regionis  Talgare  ant  at  did  solet,  qaod 
/^um  lacte  matemo  haaritar,  jaxta  asitatam  adagiom  nationis  disÜnctiTam ; 
atqai  in  insola  Maro-Dravana  idioma  non  est  aliad,  qoam  Slavonicam,  qaod, 
qoia  distinctom  est  ab Hangarico,  ergo  distincti? am  etiam  erit  ipsias 
nationis^.  Wenn  der  eine  and  andere  Edelmann  sich  selbst  fflr  einen 
Ungar  aasgebe,  dann,  meint  der  Ver&sser,  geeehiehi es,  weil  diese  selber 
sich  anwärdig  fühlen,  Kroaten  zn  sein.  —  Dase  BedekoTich  solche 
Aeosserongeu  nicht  gethan  hätte,  wenn  sie  nicht  der  Aaadrack  einer  anter 
seinen  Zeit-  and  Nations  •  Genossen  sehr  Terbreiteten  Anschaaang  gewesen 
wären,  unterliegt  kaam  einem  Zweifel. 

2 60)  Der  Anfisatz  Aber  das  Militär-Erfordemiss  für  die  Zeit  tooi  1.  No- 
vember 1721  bis  Ende  October  1722  bexiffert  den  bexöglichen  Aafwand  für 
Tirol  and  Vorderösterreich  mit  681.477  Galden.  Zar  Hedeckang  lieferte  Tirol 
65.000,  Vorderösterreich  7O.000,  Böhmen  aber  546,477  Galden.  Ans 
jener  Samme  wurden  bestritten:  die  Kosten  dreier  Regimenter,  die  des  tiro- 
lischen Land-Bataillons,  die  der  Rheinfelder  Garnison  mit  Einschlass  der  dor- 
tigen »Militia  stabilis*,  die  Gagen  der  Generalitü,  der  Schwebser  and  Bar- 
gander Offiziere,  der  gesammte  Torderösterr.  »Grensstaat*,  der  Gehalt  des 
oberösterr.  Obersthaaaieagmeisters  and  seiner  Untergebenen :  des  Stockhaapt- 
mannes  za  Innsbruck,  eines  Stackgiessers,  eines  Bdchssomsisters,  mehrerer 
Zeagsarbeiter,  endlich  der  des  Zeagwarts  xa  Kafotein.  (Copeyboch  »Von  der 
r.  k.  Iü^<  far  1722,  Bl.  226  im  Innsbr.  8tatth.-Arch.)  Aber  Uot 
einem  Erlasse  der  Geheimen  SlsUe  lo  Innsbrack  Tom  14.  Nofember  1722 
sollten  die  in  Vorderösterreich  gamisonirenden  Regimenter  weiterhin  nicht 
mehr  ans  der  »kgl.  böhm.  Assignation*  erhalten  werden.  (Copeybach  »Ge- 
schäft fon  Hol'  rar  1722,  BL  846  ebenda.)  Wibreod  der  ersIsD  Hilfte 
jene«  Militarjahres  trag  auch  noch  (sar  Erleicbtsmng  des  üebergangs)  der 
tirolische  Cameral-Fond  die  Aotlifen  Ar  die  anf  den  tiroler  Pisseo  lerw« 
deten  Trappen,   dann  die  fAr  die  Zeighiot-Arbelitr  ind  Ar  den  BOckMB- 
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la  Innsbraek,  obiohoii,  wie  gMagi,  diese  AnsgabtpoBien  auf  die  Und- 
•ehafttichen  Bewilligangen  Terwtesen  waren.  (Ebenda  8.  827.)  Indessen 
tehlng  die  Erwartung,  dast  es  gelingen  worde,  das  einheimische  Milit&r- 
Erferdemin  mit  den  landschaftlichen  Bewilligungen  Tirols  nnd  Vordoröster- 
reich  ra  deeken,  ancb  weiterhin  fehl,  und  um  nicht  Böhmen  allzusehr  in 
Mitleidenschaft  tn  liehen,  wurden  auch  andere  L&nder  mit  Aasgaben  be* 
sokwert»  welche  die  beiden  vorgenannten  ProTinzen  betrafen,  d.  h.  za  deren 
GoDsten  zu  machen  waren.  Die  Bepartition,  welche  nnterm  10.  Febr.  1734 
den  Innsbracker  Stellen  als  för  das  erste  Quartal  des  laafendon  Militärjahres 
massgebend  bekannt  gegeben  wurde,  gew&hrt  uns  klaren  Einblick  in  die  Soli- 
darität der  Interessen,  welche  damals  bereits  bei  einer  solchen  Auftheilnng 
zur  Richtschnur  diente.  Böhmen  trug  83.789  fl.  20  kr.  und  zwar  zum 
Unterhalt  des  tirolischen  Land-Bataillons,  Kärnten  hiezu  11,210  fl.  40  kr. 
bei  und  war  äberdiess  mit  Beiträgen  für  verschiedene  tiroUsche  Festungs- 
plätse  (die  Schamitz,  Roveredo,  Bi?a,  Torbole  u.  s.  w.)  belastet,  so  dass  seine 
gesammte  (vierteljährige)  Leistung  an  Tirol  und  Vorderösterreich  15.599  fl, 
betrag.  Steiermark  bezahlte  die  Gage  des  Militär-Direktors  zu  Innsbruck 
(damals  F.-M.-L.  Frhr.  von  Rost),  die  Bezüge  des  dortigen  Kriegscominissariats, 
die  meisten  Ausgabsposten  für  die  Festung  Kufst^in  und  die  Löhnung  des 
auf  der  Schanze  zu  Windhausen  unter  Kufstein  exponierten  Feldwebels,  — 
im  Ganzen  20.692  fl.     (Erlass  im  Innsbr.  Statth.- Archive.) 

261)  Als  der  Ausschusscongress  gelegentlich  des  am  20.  März  1723 
ihm  bekannt  gegebenen  Postulats  ,  pro  militari  et  re  fortificatoria*  pr. 
1 20.000  Gulden  von  der  Geheimen  Stelle  zu  Innsbruck  daran  erinnert  wurde, 
dass  alle  Erblande  zum  Unterhalt  des  kaiserlichen  Miliz  beizutragen  hätten, 
weil  deren  Existenz  auch  ihnen  Allen  zu  Statten  komme,  war  derselbe  weit 
mehr  über  diese  Motivierung  als  über  die  Höhe  der  Summe  erbosst.  Er 
schickte,  ohne  vorher  irgend  einen  Beschluss  über  dieselbe  zu  fassen,  zwei  Abge^ 
ordnete  aus  seiner  Mitte  an  den  Kaiser,  welche  diesem  »des  Landes  Betroffen- 
heii*  vorzustellen  und  das  Postulat  schlechthin  »abzubitten*  hatten.  In  der 
That  sah  der  Kaiser  50.000  Gulden  nach.  Aber  das  genügte  dem  Ausschuss- 
congresse  nicht  Als  nun  die  Innsbrucker  Landesstellen  dem  Congresse  er- 
öffneten, dass  den  Ausschussmitgliedem  erst  dann  werde  gestattet  sein,  sich 
nach  Hause  zu  begeben,  sobald  sie  das  herabgeminderte  Postulat  werden  be- 
willigt haben,  und  dass  in  Zukunft  ohne  besondere  kais.  Erlaubniss  keine 
Deputation  mehr  sich  nach  Wien  begeben  darf:  da  erreichte  der  Trotz  der 
Stände  einen  Grad,  der  den  Schriftenwechsel  mit  der  Regierung  bis  zur 
»Oktuplik*  anwachsen  Hess.  Schliesslich  bewilligten  sie  eine  »Extrasteuer« 
im  Betrage  von  70.000  Gulden  für  die  Jahre  1725  und  1726.    Wiederholt 
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hatton  sie  eingewendet:  Tirol  habe  veriragsm&ssig  nur  sich  selbst  vol  fer- 
tbeidigen  and  steare  ohnehin  zam  Unterhalt  der  ?ier  Landmiliz-Begimenter 
die  H&lfte  der  Kosten  bei ;  za  einer  » weitheren  Militämottarft  za  contribairen 
and  solche  Postolata  perpetairlicb  werden  xa  lassen,  sei  dureh- 
aas  nicht  der  Stände  Gesinnnng.«  (Cazzan,  a.  a.  0.  S.  147 — 150.)  Der 
Kaiser  jedoch  resolvierte  aber  deren  mit  Bericht  Tom  8.  Jali  1723  ihm  vor- 
gelegte »Gravamina*  anterm  7.  Aognst  1723  ? on  Prag  ans:  Dieee  seien  am 
80  weniger  begründet,  nachdem  Tirol,  was  den  Milit&raafwand  betrifft,  »an 
diesem  allgemeinen  Mitleiden  der  proportion  nach  am  allerwenigsten  la  tragen 
hat,  aach  mit  denen  Nataral-Einqaartirongen  der  Miliz  and  Einlegong  zahl- 
reicher Garnisonen  schon  so  lange  verschont  bleibet  wo  doch  andere  an  sieh 
respective  bei  kheinen  besseren  Er&ften  stehende,  aach  wo  nicht  mit  mehreren 
doch  aaÜB  mindest  nicht  mit  wenigeren  Prinlegiis  Tersehene  Erbl&nder  mit 
Gelegenheit  der  Naturalqaartier  darch  den  der  Miliz  aber  ihre  Verpflegnuig 
za  reichen  habende  Doaceor  u.  dergl.  .  .  .  fast  eben  so  viel,  als  das  jetzt 
verwilligte  tyrolische  Qaantam  aastraget,  bloss  für  eine  Extraaosgaab  pr&stieren, 
ohne  solches  an  ersagten  deren  YerwiUigangen  in  Abzog  za  bringen  oder 
aach  dafür  einige  geringe  Yergietang  za  haben.*  (»Geschäft  von  Hof*  vom 
J.  1723  a.  a.  0.,  Bl  429).  Im  Monate  Jali  1725  kam  ee  za  neaen  Aoa- 
einandersetzangeu  hierüber  and  warden  statt  der  verlangten  120.000  Golden 
blos  05.000  Golden  und  diese  nar  gegen  Verdoppelang  des  landschAflL  Sak- 
Akzises  bewilliget;  denn  die  Stände  Tirols,  sagten  sie,  seien  dorchaos  nicht 
schaldig,  zur  Erhaltung  einer  gerüsteten  Armee  in  Friedenszeiten  etwas  bei- 
zutragen. Karl  Vi.  begehrte  auch  in  den  Jahren  172G  and  1727  den  Be- 
trag von  je  120.000  Gulden  »pro  militari«,  stieM  aber  damit  aof  den  alteo 
Widerstand  und  erntete  im  zweitgenannten  Jahre  obendrein  harte  Vorwflrfe, 
weil  er  angeordnet  hatte,  dass  die  tiroler  Lehen  fortan  in  Wien  aogeeodit 
werden  massten.  (Gebundene  Landtags  -  Akten  im  landsebafU.  Archive  sb 
Innsbr.,  Bd.  CI,  Bl.  1  bis  150.) 

262)  Besonders  ereiferte  sich  Aber  diesen  Ponki  aer  isngere  AoMchoae- 
Congress  im  Jahre  1730  als  die  Begierong  anf  SinflUining  einer  Ltades- 
Conkurrenz  für  die  Kosten  der  Troppen-Dorchidge  drang  (Geb.  Landtags- 
Akten  a.  a.  0.,  Bd.  CXV.,  S.  157  bis  819). 

263)  Die  Akten  der  alten  Hofkriegsralhs-Begistrator  in  Wien  lasMO 
keinen  Zweifel  hieran  aofkommen. 

264)  Bei  Beginn  der  Srbfolgekriege  anter  Maria  Theresia  wirkten  die 
tiroler  Schätzen  nicht  einmal  mehr,  wie  aie  et  doch  anter  Leopold  L  gttban 
hatten,  an  den  Vorstössen  aof  bayrischem  Boden  mit»  welche  von  den  Imit. 
Trappen  damals  mit  gtlem  Srfolge  unternommen  worden.  Binielne  Begtmenier 
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nnd  Scbw&rme  kroatiscber  Qreoier  vollführten  solche  ohne  dabei  von  Jenen 
andere  nntereiflit  in  werden  als  durch  Paironillieren  längs  der  Landeagrenie 
und  durch  BeMtiung  der  Grentgeblrge,  womit  sie  znr  Noth  deren  Rlcktn 
deckten  (Fr.  C.  Zoller,  Geech.  d.  Stadt  Innsbnick,  U.  137). 

265)  Nur  in  den  Jahren  1732  und  1783  Hessen  sich  die  kraiaer 
St&nde  herbei,  aus  Krain  nach  Triest  nnd  nach  der  Lika  detachirte  Truppen 
mit  Verpflegsgebflbren  zu  versehen.  Als  dies  am  8.  Januar  1737  in  einer 
landacbaftt.  ConferenK  zur  Sprache  kam,  erklarten  die  Anwesenden:  ee  sei 
nur  »ans  Versehen  und  irriger  Yormeinung*  gesebehen.  Jeder  Beitrag  für 
eine  nach  Fiume  oomnunidirte  Abtheilung  des  Franz-Lothringen'schen  Regiments 
wurde  nunmehr  abgelehnt  u.  z.  mit  folgender  Motivierung:  :^Pnmo  so  werde 
der  Beytrag  (im  I^ande)  nur  von  darumben  gegeben  weilen  der  Miliz  von 
altersbero  im  Lanndt  die  Verpflegung  gebühret,  der  Qnartiersmann 
hingegen  vmb  die  laiidesfurstl.  Paga  liicht  augehalten  werden  kann  (d.  h.  gegen 
die  vom  Landesfürsten  gewahrte  Vergütung  braucht  der  einzelne  Quartiers- 
mann keinen  Soldaten  anfnebinen),  also  der  Beytrag  nur  dem  Quartiersmann, 
nicht  aber  der  M i l i z  gebühret,  wie  alle  bisher  ausgegangenen  Generalien 
ausweisen  und  beschieht  es  nur  ex  pacto  particulari,  dass  man  ihnen  (den 
Soldaten  das  Gelt  gibt,  damit  die  Miliz  besser  und  nützlicher  wirtbschaften 
möge,  nämlich  der  Soldat  erspart  durch  machende  Oameradschaften  nnd  andere 
Wfirtschaften  .  .  .  .*  Die  Coiiferenz  wirft  weiterbin  die  Frage  auf:  ob  nicht 
der  Landesfürst  sich  durch  die  Militar-Oontribution,  die  der  I^andtag  bewilliget, 
schon  reichlich  für  den  ihm  obliegenden  Landesschutz  bezahlen  lasse  und 
welchen  Sinn  dann  noch  weitere  Opfer  för  das  Militär  hätten?  (I^ndtags- 
Protokoll  Bd.  46,  Bl.  395  im  landschaftl.  Archive  zn  Laibach). 

266)  Unter  den  Briefschaften,  welche  die  kärntner  und  krain  er 
Stände  mit  einander  wechselten  (im  landschaftl.  Archive  zu  Laibach,  L  34) 
befindeu  sich  hierauf  bezügliche  Mittheilungen  Ersterer  vom  19.  Febr.  1727, 
7.  Febr.  1738  und  9.  April  1739. 

267)  Die  von  mir  durchgesehenen,  gedruckten  Landtags-Abschiede  von 
Böhmen  und  Mähren  enthalten  nur  wenige  Andeutungen  über  Ditferenzen, 
welche  unter  Karl  VI.  gelegentlich  der  Steuerpostulate  in  diesen  Ländern 
sich  ergaben.  Ein  solcher  Punkt  war  die  vom  Kaiser  dem  böhm.  Landtage, 
der  vom  4.  Sept  1728  bis  15.  Mai  1724  beisammen  war,  angesonnene 
üebemahme  der  Gehalte  der  »Statthalterischen  Kriegs-Cantzley* 
auf  das  s.  g.  Domestikum  der  Landschaft.  Diese  Ausgabe  lehnten  die  Stände 
mit  der  Begründung  ab:  sie  sei  »a  phmo  instituto*  aus  dem  »Quanto  Mili- 
tari* als  »dessen  Accessorium*  bestritten  worden,  —  und  der  Kaiser  ver- 
schonte darauf  hin  auch   das  Königreich   mit   dem  ungewohnten  Ansprüche. 
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Vgl  die  Anmerkangen  63  and  C4  znm  II.  Abschnitt  des  Torliegtndes  Bandes. 
In  Schlesien  waren  die  St&nde  allerdings  machtlos  oder,  wieH.Wnttke 
in  s.  Schrift  »Die  schlemschen  St&nde«  (Leipzig  1847),  S.  84  sagt,  —  aie 
»waren  nm  ihre  Wirksamkeit  gekommen  und  nur  mehr  ein  Schatten  Ton 
ehemals.* 

208)  Wie  ans  einer  Yom  nngar.  Landes- Archi?e  mir  abechriftlich  mit- 
getheilten  Zuschrift  des  nngar.  Landtags  an  die  Hofeommiss&re  vom  6.  Febr. 
1723  erhellt,  bewilligte  dieser  für  die  n&ehsten  3  Jahre  ein  »Snhsidinm 
contribütionale*  Yon  2,138.000  Golden  mit  gewissen  Vorbehalten,  welche  die 
Verpflegung  der  Tmppen,  beziehungsweise  dif»  Alir^hnong  dardber  mit  den 
Milit&rärar  betrafen. 

269)  Der  Kasemenban  wurde  von  den  Standen  der  genannten  L&nder 
rasch  in  Angriff  genommen,  in  Ungarn  freilich  nur  von  den  komitatsweiae 
zu  diesem  Zwecke  concurrierenden.  Doch  wurde  diese  Angekgeiibsit  auch  in 
der  I^ndtaKssitzung  vom  11.  Jnli  1722  vorgebracht,  n&mlich  in  Gestalt  des 
von  der  betreffenden  Systemal-Clommission  gestellten  Antrags:  ,De  eqnestri 
militia  ad  Casarmas  collocanda.*  (Acta  diaetalia  a.  a.  0.  Bl.  51).  In  Honther 
und  Barscher  Komitate  gab  es  noch  vor  Kurzem  Kasernen,  deren  Erbauung 
in  die  Zeit  Karls  VL  fiel. 

270)  Es  geschah  diee  vornehmlich  in  der  Zeit  von  17^i>  ms  r<  .< 
die   in   den    verschiedenen    Provinzial- Archiven   aufbewahrten   Verhandlui  : 
Akten  l>ezeugen. 

271)  Unterm  18.  November  1728  verlautbarte  die  Oesierr.  Hofkanzlei 
(mit  einem  Erlasse,  den  ich  im  Innsbr.  Stattb.- Archive  einsah):  Bis  zur  Her- 
stellung von  Soldaten -Spitälern  haben  bezfiglich  der  Versorgung  der  ent- 
lassenen Soldaten  folgende  Grundsitse  m  gelten.  Alle  bis  zum  1.  Mai  1728 
Verabschiedeten  sind  von  den  (Erb-)L&ndem,  woher  sie  geMürtig  sind,  in 
Verpflegung  zu  nehmen.  In  Wien  sind  alle  »Oesterr.  Landsskinder«  d.  h. 
die  nicht  nach  den  bOhm.  L&ndem  Zuständigen,  nnterzobringsn,  ebenso  »alle 
andere  Nationes.*  Zur  Erleichtening  der  Kostenlast,  welche  das  bstrsflinds 
I^nd  zu  tragen  hat,  werden  diesem  die  beiflglieben  Stiftangsertrigniise  ver- 
abfolgt Von  den  nach  dem  1.  Mai  1728  AmamMtomden  sind  die  nach 
den  b^hm.  Ländern  Zostindigen  sämmtUeh  nach  Wien  zur  Verpflegung  an- 
zuweisen; die  »übrigen  fremden  Nationes*  abar  bat  du  Q«D«ral-Kriag8- 
<  ommissariat  im  Königreiche  Ungarn  so  versorgen,  indem  et  sie  atwa  n 
Xeuhänsel  kasemiri  Als  Fond  hiesn  soll«  die  bisher  fflr  die  gesammten 
Invaliden  aufgewendeten  Gelder  dienen.  So  soll  es  bis  zum  1.  Novbr.  1799 
gehalten  werden.  Späterhin  sollen  drei  8oldaieo*8pitäler  die  Militär-Invalidso 
aoftiehmen  o.  s.    Eines  in  Prag  die  AngtMriffin  dar  drei  böhm.  SrbUade, 
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in  Witn  die  der  Ostenr.  BrbUnda,  Eines  in  Petl  die  tii--""  ■■■iw . 
iUl  und  flbiifm  fremden  Infiüden.*  Erst  fAr  eine  ferne  Znlianft  ist  in 
Aussicht  genommen,  dass  im  Pester  Soldaten-Spitale  aoch  »Böhmen«  d.  h. 
nach  den  bOhm.  Ländern  Znst&ndige  werden  unterzabiingen  sein  »babita 
proportione  des  von  diesen  Ländern  in  contribuendo  tragenden  grosseren 
Lasts  ond  respecta  anderer  stellenden  mehreren  Bekrönten. <  Vgl.  Herrn. 
Meynert,  Das  Kriegswesen  der  Ungarn  (Wien,  1876),  S.  225. 

272)  Aach  Job.  Wilh.  Fürst  Trantson,  welcher  am  3 1 .  März  1734 
sich  lom  ständischen  »Concars*  nach  Pressbarg  begab,  verkehrte  noch  in 
den  Angelegenheiten,  die  da  verhandelt  wurden,  mit  dem  Obersten  llofkanzler 
Qrafen  Sinzendorf.  Sein  »Credentiale*  hatte  allerdings  die  nngar.  Uofkanzlei 
ausgefertiget  Erst  im  folgenden  Jahre  warde  dieser  Hofcommiss&r  angewiesen, 
die  FinaUKelation  im  Wege  der  eben  genannten  Kanzlei  za  erstatten. 
Dass  jedoch  darch  seinen  Mund  nicht  sie,  sondern  die  Oesterr.  Uof- 
kanzlei za  den  versammelten  StandegUedem  sprach,  ergiebt  sich  aus  der 
Mittheilang,  die  er  am  1.  April  1735  dem  »Concarse*  machte.  Es  heissi 
darin:  der  Kaiser  erwarte  von  den  ungar.  Ständen  die  ErfüUang  seiner  aal 
Geld  and  Getreidelieferangen  für  die  Armee  gerichteten  Wünsche  »praecipae 
com  merendae  gloriae  et  nataralis  et  politica  accedat  ratio,  nimiram  qaod 
aniversae  haereditariae  Provinciae  unam  in  clementissimo  Monarcha  vere- 
rentar  capat  uniasqae  aniversi  Corporis  constitaant  membra, 
qnae  seposita  tantisper  necessitate  privata  commani  Patriae  Patri  assis- 
tere  obligantar.*  Eine  solche  Sprache  hätte  die  an  gar.  Kanzlei  sicher  nicht 
geführt .  .  .  (Diariam  Conventas  Posoniensis  ...  de  Anno  1784  in  der  Hand- 
schrift 8646  der  k.  k.  Hofbibliothek  za  Wien). 

273)  Dias  geschah  anlässlich  des  »Concarsas*,  der  am  29.  Mai  17:^ 
in  Pressbttrg  zosammentrat  (Siehe  die  Sitzangs-ProtokoUe  ebenda,  Bl.  78  ff.). 

274)  Arneth,  Prinz  Engen  von  Savoyen,  Ili.  547  (Note  13  zum 
7.  Gapitel). 

275)  Zum  »Concursas*  vom  Jahre  1737  entsendete  Karl  VI.  mit  Ee- 
script  vom  22.  Febr.  den  Vice  -  Statthalter  bei  der  n.  ö.  Regierang,  Job. 
Christoph  Grafen  von  Oedt,  der  den  Regierungs-Sekretär  Kessler  mit 
brachte  and  darch  diesen  sein  »Credentional«  dem  »Index  Cariae*  über- 
reichen liess  (Siehe  das  Diariam  concarsos  Anni  1787  in  der  vorbeaogenen 
Handschrift  der  Wiener  Hofbibliothek,  Bl.   188  fif. 

276)  Der  Entwarf  der  Landtags-Artikel,  welcher  in  der  SiUang  der 
Abgeordnetentafel  vom  10.  Oktober  1722  verlesen  wurde,  enthält  unter  Zahl 
16  und  mit  der  Aufschrift:  »De  regiminum  Hungaricorum  erection^ 
eoramdemque    accomodatione*   Folgendes:    »Condnceret  etiam  ad  fei.- 
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citatem,  decorem,  imo  fotoram  Patriae  secitritaiem  si  Mjtas.  Yra.  ex  paierna 
iii  haereditariam  hoc  Begnom  saan  inclinatione  ei  erga  Statos  ei  Ordinea 
clementisBiina  propensione  plara  eqnitom  et  peditam  Begimma  Hationalia 
praerogaÜTa,  grado,  lolotione  et  compagniarnm  ac  capitam  nomero  Ger* 
manicae  Militiae  aeqaalia  erigere,  praeterea  inter  GermanicaM 
regalatam  Militiam  indiscriminatioi  Officiales  et  Gregarios  na- 
tiyos  assami  facere  et  ita  genten  haue  Msti.  Vrae  ßdelem  et  Aagnstoe 
Domni.  Soae  in  perpetamn  snbjectam  appUcare  et  consolare  dignetor.  Ejus* 
modiqne  Pedites  Praosidiis  ona  com  Germanica  Militia  illoca- 
rentar,  eqnites  vero  inter  Germanica  Regimina  atatifa  soa  haberent, 
ot  eo  modo  sab  ano  Bege  nnaqae  Militnm  lege  eonatitittt  ex  matno 
conyicta  animoram  q n o q a e  a n i o n e  fatnris  expost  tamporibns  (moltam 
pablico  profotnram  foyentes?)  qoasi  in  gentem  Unam  coalescerent  et 
per  hoc  plares  qnoqne  accomodari  et  habilitari   neqne  aeinet  a  Militiae  ter- 

raeqne  beneficiis in  ipsa  patria  ita  prompti  et  fideles  exclndi  quaem- 

lare  falerent«  (Uaudscbrift  94.  B.  18  der  Agram.  Uniy.-BibL,  BL  1—57). 
Daranf  erwiderte  Karl  VI.  unterm  18.  Febr.  1723:  ,Si  Status  et  Ordinee 
statom  Militiae  Caeaareo-Begiae  acarate  perpenderint,  felidoram  omnino  Na- 
tionetn  Hangaricam  in  statu  militari  cum  nationibus  Imperio  Soae  MjÜa.  Sma^ 
subjectis  eaae  (?),  cognoscent  praeterqoam  enim  qnod  na  IIa  ex  iisdem 
Nationibas  aeparata  et  Nationalia  Begimina  praeter  Hungariam  habeai; 
Nationalitas  qaoqae  Hongarica  in  compluribus  GermaniciB  Begi* 
minibus  officialium  charactere  fungit  ad  eademqae  manera  in 
posterum  qaoqae  u t  reliqui  etiam  Nationales  lingaae  germanicae 
gnari  pro  gregariis  ad  qaaeyis  Regimina  Cae6.-Begia  indiacriminatim 
applicabuntur.  *  (Der  die  Gemeinen  (gregarii)  betreffende  Zoiali  war  in  eiaer 
Staats-GonlNniii  beachloaaen  worden,  deren  »Obeenratioii^  drea  aibniMOf 
Regni  ArtieoloB«  im  Faxkl.  79/2  der  angar.  Akten  daeWIawr  StMta-Ardiifs 
yom  Jahre  1722  yerwahrt  werden.  Wenn  schon  der  gemeine  Soldat 
durchaas  der  deutschen  Sprache  m4chtig  sein  masste,  so 
y erstand  ee  sich  freilich  yon  seibat,  dass  die  Kenntoias  dieser  Sprache 
auch  Ton  den  Offizieren  gefordert  warde)L  Die  angar.  St&ndo  er* 
statteten  anterm  21.  Min  1723. dem  Monarohen  ihr«B  Dank  dafilr,  daaser 
»Nationales  Militiam  seqoi  Tolentee  hacteooa  exdoioa  ad  qiaeris  B^gimina 
Cae6.-Regia  acceptandos  et  bene  meritoa  et  idoneot  promoveodoe  reeoWere 
dignata  fUaaet«  Aber  sie  aprachea  nfleich  die  Erwartoog  aas,  daas  ihr 
yorerwihntee  Begehren  in  Brftllang  geheo  werde,  weil  das  xam  NatMn  dea 
Königs  und  dee  Ktoigreieha  gereichen  wdrde,  aoeh  6m  LaDdeageoelMn  g»* 
sei,  wogegen  dermalen  »aliae  Nationea  telai  Una  geQS  oni- 
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regunipa  constitaaut*  (Haodschria  IM.  B.  17  der  Agran.  Univ.-Bibl., 
Bl.  150^167  and  173—181).  Mit  dem  Aasdracke  »yelut  Una  geos«  Ui 
wohl  di^Binheit  des  Heeres  gemeint,  die  den  Ungarn  selber  damals 
wftnaobaiiwwrih  erschien  and  in  welche  sie  die  za  errichtenden,  angarischen 
Bagimenier  einbeiogen  sehen  wollten. 

277)  Das  feierliche  Gelöbniss,  auf  welches  der  Bau  der  Karlskirche 
koriickiafUuren  ist  (Votam  Garolinam  de  aedificando  Templo),  Tom  22.  Okto- 
ber 1713  steht  im  Cod. 'Aastr.  lU.  726.  Za  Anfisuig  des  folgenden  Jahres 
scheinen  die  präliminirten  Kosten  vom  Kaiser  auf  die  einzelnen  ErbkOnig- 
reiche  and  L&nder  vertheilt  worden  zu  Hein.  Nur  in  Ansehung  Ober-  an<l 
Vorder-Oesterreichs  wurde  zunächst  eine  bestimmte  Summe  nicht  ge- 
nannt, sondern  es  »Dero  Piet&t*  anheimgestellt,  wie  viel  diese  »drobigen 
Provinzen*  beitragen  wollten  (Hofdekret  vom  19.  Mai  1714,  erwähnt  im 
LXXX.  Bande,  S.  240  der  gebundenen  Landtagsakten  im  landschaftl.  Archive 
zu  Innsbruck).  Weil  jedoch  die  Bewilligungen  dieser  Länder  dem  Geld- 
bedarfe,  der  von  Monat  zu  Monat  stieg,  nicht  entsprachen,  verlangte  der 
Kaiser  unterm  9.  Oktober  1715  von  ihnen  10.000  Gulden  (6000  von  Tirol, 
2000  von  Schwäbisch-Oesterreich,  1000  von  Breisgau,  1000  von  den  vor- 
arlbergischen Herrschaften).  Inzwischen  hatte  die  Sammlung  freiwilliger  Bei- 
träge in  Tirol  begonnen  und  sie  war  so  ergiebig,  dass  bis  zum  5.  August 
1716  von  dort  der  Betrag  von  3759  Gulden  an  den  Kassier  des  Bauunt^'i- 
nehmens  abgeführt  wurde.  (Das  Dekanat  Innsbruck  lieferte  228  fl.  59  kr., 
das  Dekanat  Flaurling  im  Oberinnthal  90  fl.  57  kr.,  das  Dekanat  Imst  1 1 2  fl.. 
Fügen  im  Zillerthale  63  fl.  14  kr.,  Matrei  72  fl.  40  kr.  u.  s.  w.).  Aus 
dem  Briiner  Bisthume  giongen  868  fl.  4  kr.,  aus  dem  Bisthume  Konstanz 
1033  fl.  16  kr  ein  (Kattanscbe  Politische  Registratur,  Fszkl.  10  im  Innsbr. 
Statth.-Archive).  Die  tiroler  Landschaft  aber  machte  sich  anheischig,  für 
sich  allein  10.000  Gulden  beizutragen,  also  um  4000  Gulden  mehr, 
als  der  Kaiser  von  ihr  erwartete.  (Gebundene  Landtags-Akten,  Band  LXXXI.) 
Die  krainer  Stände  bewilligten  unterm  14.  Juni  1714  für  jenen  Zweck 
2000  Gulden  (Landtags-Protokoll  Bd.  41,  Bl.  373);  die  des  Landes  ob  der 
Enns  unterm  18.  April  1714  vorerst  6000  und  im  folgenden  Jahre  über 
weiteres  Anlangen  2000  Gulden  (F.  H.  Stauber,  Histor.  Ephemeriden,  Linz 
1884,  S.  318),  u.  s.w.  Die  Beiträge  der  verschiedenen  Landstände  erreichten 
die  Höhe  von  196.000  Gulden.  Siehe  die  den  Bau  schildernde,  mit  Ab- 
bildangen  versehene  Abbandluni^'  des  Dr.  Karl  Lind  »Die  Karlskirche  in 
Wien«  in  der  »Allgem.  Bauzeitung*,  Jahrg.  1880,  Heft  1,  2.  Dass  auch 
Ungarn  sich  betheiligte,  unterliegt  keinem  Zweifel  In  der  Landtags-Sitzung 
vom  30.  Juli  1722    meldete   der    Vice-Palatin :    »urgeri    Dominum    Ix^mitem 
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Palatinam  Vienna,  S.  Caroli  Boromaei  in  praesens  restantias  non  solntas  ez- 
solvendas  esse  *.  Diese  Hahnang  war  an  die  Abgeordneten  der  Oomitate  and 
kgl  Freist&dte  gerichtet  (Acta  diaetalia,  a.  a.  0.  BL  86).  Es  mnssten  dfther 
Bewilligxmgen  ?orangegangen  sein.  Aber  noch  am  22.  Februar  1725  sicherten 
die  Stände  des  Säroser  Komitats  nun  Baa  der  Karlskirche  die  ansehnliche 
Samme  Ton  2000  Oulden  za  (Akt  im  Komitats  -  Archire  tu  Bpeiiee).  Der 
Qnmdstein  wurde  am  4.  Febroar  1716  gelegt  Bei  diesem  Anlasse  sprach 
ein  ongarischer  Bischof,  Ladislaos  Graf  ErdOdjr»  den  üblichen  Segen.  Im 
Jahre  1786  erfolgte  die  Uebergabe  des  Ootteahanses  und  der  logehörigen 
Gebäude  an  den  Krenzherm-Orden  vom  rothen  Stern,  dessen  General-Abt  in 
der  Prager  Altstadt  seinen  Sitz  hatte.  (Hormayr,  Wiens  Geschichte. 
IL  Tbl.  2.  Bd.,  Wien  1825,  S.  95,  96.)  AnlAssUch  der  ersten  Secolarfeier 
der  Einweihong  dieser  Kirche  erschien  (1837)  in  Wien  bei  Anton  Maos- 
berger  eine  »Kurze  Geschichte  und  Beschreibung  der  k.  k.  Pfarrkirche  zum 
h.  Karl  Borromäus«,  welche  jedoch  nur  ddrftige  Nachrichten  enthält  Nach 
ihr  (S.  6)   beliefen  sich  die  gesammteo  Baukosten   auf  304.045  Gulden. 
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